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Vorwort, 


— ⏑ 


Ich übergebe hiemit den dritten Band meines Buches dem 
Deutſchen Volke. Der vierte und letzte Band wird bald nachfolgen 
und mit einem Regiſter über alle vier Bände verſehen fein. 

Das Buch iſt gut aufgenommen und in dffentlihen Blättern 
bereit8 mehrmahls empfohlen worden, zuleßt noch in ber neuen 
Preufifhen Kreuzzeitung vom 12. Juli 1870, Beil. zu Nr. 159. 
und in der Beilage zur Augsburger allg. Zeitung vom 6. Auguft 
1870, Nr. 218. Auch Herr Profefior Hegel hat es beſprochen in 
ber biftortichen Zeitfchrift von Sybel. XXIV, 1—21. 

Wiewohl es nun nit in meiner Art ift auf folche Anzeigen 
zu antworten. Sch pflege fie zwar zu berücfichtigen, und wenn 
ich e8 für nothwendig halte, gelegentlich zu beiprechen. Auf eine 
directe Antwort habe ich mich aber bisher nicht eingelaffen. Im 
vorliegenden Falle muß ich jedoch Hinfichtlih Hegels von meiner 
Regel eine Ausnahme machen, theil® wegen ber Bebeutung des 
Mannes, der als Hauptlenner des Stäbtewejens gilt, theils wegen 
der Art und Weiſe wie cr mein Buch angezeigt hat. 

Herr Profeflor Hegel befpricht nämlich mein Buch, d. h. den 
L Theil, der nur noch die Einleitung enthält, in einer offenbar ge- 
reisten Stimmung, welche ich wenigitens nicht veranlaßt habe. 

R 
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Denn ich Habe von ihm bei jeder Gelegenheit immer nur mit jener 
Achtung und Verehrung gefprochen, wie es fich bei einem Gelehr- 
ten von feiner Bebeutung fchieft, und wie ich e8 einem alten Freund 
ſchuldig war. 

Nach feiner Darftellung foll ich nun nichts weiter gethan und 
gefagt haben, als: „Die Stadtverfaſſung, das ift der Anfang und 
„das Ende ber ganzen Ausführung des Autors, iſt allein aus der 
„Dorfmarkverfaffung entftanden und aus den Markoorftehern ift, 
„wie in den Dörfern der Dorfoorftand, fo in den Städten ber 
„Stabtvorftand und Stadtrath hervorgegangen.“ (p. 10.) Dann wirft 
er mir, und zwar zu wieberhoften Malen vor, daß ich feine Abhand- 
lung in ber Kieler Monatsſchrift und auch die Sammlung ber 
Deutſchen Stäbtechronifen nicht berüdfichtiget Habe. (p. 9 u. 14.) 
Mas nun feine Abhandlung in der Kieler Monatsjchrift betrifft, 
fo muß ich leider befennen, daß ich fie nicht gefannt habe, und Ich 
bezweifle nicht, daß ich daraus Vieles hätte Iernen Fönnen. Indeſ⸗ 
fen ift denn doch biefe Unfenntniß für den vorliegenden Fall kein 
fo großes Unglück geweſen, wie Hegel meint, indem er ja jelbft fagt, 
Bean mai Meinung ſei und mir nur vorwirft, daß ich mit 

n feine frühere irrige Anſicht, nur etwas weniger 
Tegt habe. Wobei ich mich nur gegen bie Beſchul- 
n muß, daß ich diefes mit feinen Waffen ge— 
n ich pflege niemals mit fremden Waffen zu kaͤm— 
3 im vorliegenden Falle um fo weniger gethan, als 
ung heute noch nicht gelefen habe, aljo feine Waf- 
uicht kenne. Was aber die Benugung ber Städte: 
ſo iſt der gemachte Vorwurf völlig ungegrünbet. 
ste fehr tüchtigen Arbeiten von Hänfelmann, Frens- 
degel jelbft ſämmtlich benügt, wie die folgenden 
die mir gerade in die Hand fommen, 3. B. über 
3. IL, p.28, 121, 141, 646 ff,, I. p.532 u. 585), 
(U, 561 ff), über Nürnberg (II, 644.) und auch 
wiewohl ich das Buch erft erhalten habe, nach— 
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dem ich mein Mpt. ſchon zum Druck abgegeben hatte. Daß aber 
Hegel bei der Beiprechung bes J. Bandes (der Einleitung) ſchon 
über das ganze Wert abfpricht ift nicht meine Schuld. Auch war 
der 2. Band, wie ich weiß, bereits ſchon gedruckt, als feine Anzeige 
noch ungedruckt dalag. Er hätte demnach. möglicher Weile noch 
fein Urtheil ändern können. Es beweift biefes eben nur, zu meinem 
großen Bebauern, die gereitte Stimmung meines Freundes. Und 
weiter wollte ich hiemit auch nichts jagen. 

Was nun die Hauptſache betrifft, jo behauptete ih und be⸗ 
baupte e8 noch, daß die Stäbte aus Dörfern hervorgegangen find 
und daher bie Grundlage ber Verfaffung bei beiden urſpruͤnglich 
biefelbe, nämlich eine Markenverfaffung, gewejen if. Ich behaupte 
nicht, wie mir Hegel in den Mund legt, daß die Dorfverfaffugg 
der Städteverfaffung als Vorbild gedient habe. (p.4.) Denn bie 
Anfänge der Ortöverfaffung, bei den Dörfern wie bei den Stäbten, 
reiht nachweisbar bis in die fränfifchen Zeiten zurück. Es Tann 
demnach weder die Stabtverfafjung ber Dorfverfaffung noch umge: 
kehrt die Dorfverfaffung der Stabtverfaffung als Vorbild gedient 
haben. Da jedoch beide biejelbe Verfaſſung zur Grundlage gehabt 
haben, fo hat offenbar derjelbe Grund bei den Einen wie bei ven 
Anderen zu bemfelben Refultate geführt. Auch die alten Stäbte 
Hatten nämlich fchon zur fränkischen Zeit eine Stadtmark, welche 
theil® unter die Einwohner getheilt, theils in ungetheilter Gemein- 
Ichaft, als gemeine Mark, befeflen worden if. Jede gemeine Mark 
mit den bamit verbundenen Marknutzungen ſetzt aber als Grunb: 
lage der Verfaffung nothwendiger Weile eine Marktgemeinde (eine 
Martgenofienfchaft) voraus, wie wir fie in früheren und fpäteren 
Zeiten bei allen ungetheilten gemeinen Marten, bei den großen wie 
bei ben kleinen Marken, tinsbejondere auch ſchon zur fränkiſchen 
Zeit in Straßburg, Worms, Mainz, Köln, Regensburg, und in 
anderen alten Städten finden. (I p. 200, 202, 208, 211 u. 214.) 
Auch gibt Hegel die Analogie von Dorf und Stadt und bie 
Foentität der urſprünglichen Dorf: und Stabtmarkverfaflung im 
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Allgemeinen zu. Er will ſie jedoch nur als Erſtlingsgeſtalt des 
Staͤdteweſens und nur ſo weit die Dorfverfaſſung durch die gemein- 
fame Feld-, Weide: und Waldwirthſchaft bedingt wurde, gelten laſ⸗ 
fen. (p. 3—5, 10— 11 u. 20.) Allein mehr ift ja auch von mir 
nicht behauptet worden. Denn auch bie alten Dorfmarkgemeinden 
hatten feine größere Kompetenz. Es entjteht demnach nur die Frage, 
wann und wie die Städte bie alte Markenverfaffung, welche bei 
den Dörfern diefelbe war wie bei den alten Stäbten, weiter fortge- 
bildet und fo nach und nach eine neue Grundlage ihrer Verfaſſung 
erlangt haben. “ . 
In diefer Beziehung wird num von Hegel behauptet, daß 
feine firenge Scheidung zwiſchen genoffenichaftlichen oder Gemeinde: 
angelegenheiten und zwiſchen Gemeindebeamten und öffentlichen Be- 
amten beftanden habe, und daß bie Echultheife und Decane bei 
den Langobarben, wie die Schultheife oder Tribunen bei den Franz 
Ten Ortsporfteher, zu gleicher Zeit aber auch Fönigliche d. h. 
Öffentliche Beamte gewefen feien. (p. 5.) Allein dieſe Behaup- 
tung ſteht in Widerſpruch mit aller Gefchichte und mit den Grund- 
ideen ber germanifchen Genoſſenſchaften. Die Gemeinden hängen 
nämlich mit den erften Anſiedelungen der Germanen zufammen. 
Und die Grundlage der germanijchen Gemeinden war ungetheilte 
Gemeinſchaft von Grund und Boden, alſo Markgemeinſchaft. Die 
Öffentliche Gewalt dagegen ift erft fpäter entftanden. Denn ur⸗ 
fprüngli war ja alle Gewalt bei dem Volke. Eine wahre von 
dem Volle unabhängige Yönigliche Gewalt, die man fobann bie öf- 
fentliche Gewalt genannt hat, hat fich erft feit der Eroberung der 
römifchen Provinzen gebildet. Und bie Grundlage dieſer öffentlichen 
Gewalt war feine Markgemeinichaft, vielmehr eine Schutz- und 
Schirmgewalt, oder eine Vogtei. Die Annahme, daß feine ftrenge 
=" ung zwiſchen Gemeinde und Öffentlichen Angelegenheiten bes 
babe, vwiderfpricht demnach den Grundideen ber germanifchen 
enfehaften und ber germanijchen Rechtsgeſchichte. Auch ift 
itig, daß bie Schultheife, Decane und Tribunen bei den 
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Langobarden und Franken zwar Ortsvorſteher, zu gleicher Zeit aber 
auch koͤnigliche d. h. öffentliche Beamte geweſen ſeien. Denn man 
kann nachweiſen, daß die Schultheiſe, die Decane und auch die Tri- 
bunen, jo oft diejelben als Ortsporfteher königliche Beamte ge: 
nannt werben, in königlichen Srundherrichaften oder auf Kronhöfen 
des Königs angeftellt, alfo wohl Fönigliche Beamte, d. h. grund⸗ 
herrliche Beamte des Könige, aber Leine öffentliche Beamte wa⸗ 
rn. (orgl. 3. 2. L. Langob. I, 9, c. 16, I, 25, c. 20. I, 34, c. 
1, DO, 9, c. 2, DO, 17, c. 1, U, 52, c. 14. Capit. von 782, c. 7 
bei Pertz, p. 43. Meine Gejch. der Kronhöfe, I, 231—232.) Es 
muß nämlich auch bei dem König die doppelte Eigenjchaft eines 
Anbabers der öffentlichen Gewalt und eines Grundherrn unterjchie: 
den werben. Denn als Grundherr hatte er die Rechte eines jeden 
anderen Grundherrn. Er Tonnte demnach auch die Ortsvorfteher 
in feinen Grundherrichaften ernennen. Dieje waren aber ſodann 
bloß grundherrliche und Feine öffentliche Beamten. In jenen Grunb- 
berrichaften dagegen, in welchen der König die Grundherrſchaft 
nicht felbft hatte, Eonnte er auch keinen Ortsvorjteher ernennen. 
Schon Eichhorn hat die Semeindevorfteher für öffentliche Beamte 
gehalten. Den Nachweis ijt er uns aber jchuldig geblieben. (Mein 
Du L p. 162.) Die Ortsoorjteher waren vielmehr, jo weit bie 
Geſchichte reicht, entweder genoflenichaftliche oder grundherrliche, 
niemals aber -Öffentliche Beamte. Auch in fpäteren Zeiten noch 
bat e8 in den Stäbten nur berrichaftliche Nichter und in manchen 
Etädten einen Stabtmarktichter, was jedoch meiſtentheils der Ge: 
meinbevorftand jelbjt war, und nur fehr jelten einen eigenen öffent- 
lichen Richter gegeben, der aber nirgends der Ortsvoritand wer. 
(II, 324 u. 546.) Auch die Schultheiſe Decane und Xribunen 
bei den Langobarden und Franken waren in ben erjten Zeiten keine 
öffentlichen Beamten und baher auch Leine Stellvertreter der Gra⸗ 
fen. Erſt unter Karl dem Großen, nachdem fich bereits Vieles geän- 
bert hatte, hat fi auch biejes geändert, wie ich dieſes Alles in einer 
Geſchichte demöffentlichen Gewalt weiter auseinander zu ſetzen gebenfe. 
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Hegel behauptet ferner, erſtens daß im 8. und 9. Jahr⸗ 
hundert Straßburg, Köln, Mainz, Worms, Regensburg u. a. be 
deutende Hanbelspläge geworben feien, an eine bloße Dorf- ober 
Stadtmarkverfaffung alfo nicht mehr zu denken fe (p. 10—11.); 
bann, daß bie neuen Stabträthe und Bürgermeifter nicht, wie ih 
glaube, mit den alten Ortsmarfoorftehern zufammenhängen, daß 
vielmehr Tange bevor die neuen Stabträthe ins Leben traten, ſchon 
eine anbere Verfaflung, bie nicht mehr die alte Stadtmarkverfaſ⸗ 
fung war, beftanden babe, die alten Ortsvorfteher von jeher, ſeit 
aus den Dörfern wirflih Städte geworben, nichts anderes als un- 
tergeorbnete Localbeamte geweſen jeien; und daß durch meine Auf- 
faffung bie hiſtoriſche Gontinuttät in der ganzen Entwidelung (bie 
Zwiſchen⸗- und Webergangsftufen) verloren gehe. (p. 10 — 12.) 
Wogegen ich mir jeboch Folgendes zu bemerken erlaube. 

Was zuerit bie alten Handelspläge, welche in Bardowik, Er- 
furt, Forchheim, Magdeburg, Megensburg, Lorch u. a. m. bis Ind 
7. Jahrhundert hinaufreihhen (I, 282 ff.), und die Anftebelungen 
fremder Kaufleute felt dem 8. und 9. Jahrhundert in Speier, 
Worms, Mainz, Köln, Soeft, Bremen, Lübeck, Regensburg 
u. a. m. betrifft, fo habe ich von ihnen weitläuftig gehandelt (I, 
408-409), und auch bemerkt, daß bie alten Städte öfters ſelbſt 
Marktorte und Kanfftädte genannt worden find. (I, 292.) Allein 
Einfluß auf die Ortsverfaffung haben die erjten Anftebelungen ber 
fremden Kaufleute und die alten Handels: und Marktpläge nirgends 
gehabt. Die fremden Kaufleute (die Friefen, Yläminger, Walen, 
Waͤlſchen, Romanen, Lombarben, Skaven u. a. m.) fiebelten fich 
nämlich fett dem 9. Jahrhundert, wie Später die freien Zünfte, in 
einer und berfelben Straße ober in bemfelben Stadttheile an, und 
gaben der Straße oder dem Stabtihelle, in welchem fie beilammen 
wohnten, ihren Namen. Daher bie Friefenfiraßen, Wälſchſtraßen, 
bie Stavenftraßen, die Fremdenviertel (vici hospitum), die Juden⸗ 
gaffen und Judendorfer in ben alten Städten, und in ben bömifchen 
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und mährifhen Städten bie Deutichenftraßen (vici tentonicorum), 
anderwärts die Teutfchen Viertel, und in Negensburg der Römling. 
Wie andere Anftedler jo erhielten auch diefe fremden Kaufleute 
öfters Freiheiten und das Recht von ihren cigenen Landsleuten ge: 
richtet zu werben. Sie durften auch eigene Genofjenichaften bilden. 
Und in Wien wurben bie Fläminger fogar ins Bürgerrehht auf: 
genommen. (II, 24— 30, 254 ff., 268 ff. und 273 ff.) Einfluß 
auf die Umgeftaltung der Ortsverfaffung erhielten fie aber in ben 
erften Zeiten ihrer Anftedelung nirgends, fo wenig wie bie freien 
Bünfte und die Judengemeinden. Sie ftanden vielmehr, wie diefe, 
unter dem Ortsvorjtande, welchen bie Stabt, in welcher fie ſich nie- 
bergelaffen hatten, entweber althergebracdht oder neu gebildet hatte. 
Wenn nun bie fremben Kaufleute Teinen Einfluß auf die Umge- 
Haltung der Verfaffung der alten Städte gehabt haben, fo können 
fie auch Teine Zwiſchen- und Webergangsftufe, wie Hegel will, ge⸗ 
bildet haben. 

Daſſelbe gilt aber auch von ſeiner weiteren Behauptung, daß 
lange bevor die neuen Stabträthe ins Leben getreten ſeien, ſchon 
eine anbere Berfaflung, die nicht mehr die alte Stadtmarkverfaffung 
war, beitanden habe, und daß die alten Ortsvorſteher, ſeitdem aus 
ven alten Dörfern wirkliche Städte geworben, nichts Anderes al 
untergeordnete Localbeamte geweſen feien, welche zuerft unter ben 
öffentlichen Beamten, den Grafen und deren Stellvertretern, den 
Vögten und Schultheifen, geftanden und fo einen Zwilchenzuftand 
zwilchen der alten und der fpäteren Stabtverfaffung gebilbet haben. 
Allein diefe Anficht ift offenbar unrichtig. Denn ſolche Zwiſchen⸗ 
und Webergangsftufen haben nirgends beſtanden. Schon ben An- 
fang und das Ende diefer angeblichen Zwiſchenſtation (—, feitdem 
aus den alten Dörfern wirflihe Städte geworben” —) nachzu⸗ 
weilen, dürfte Hegel ſehr ſchwer werden. Wie denkt ſich denn He 
gel diefe von den alten Dörfern verſchiedenen wirflichen Städte? 
An welchen Merkmalen erfennt man diefe von den alten Dörfern 
verichiebenen wirklichen Städte? Wie unterfcheiden fie fich von 
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ven alten Dörfern? Wie und wann find fie entftanden und fodann 
— da fie eine bloße Zwiichenftation bildeten — wieber verſchwun⸗ 
ben? Und welche Grundlage hatte denn die Berfafjung biefer in 
ber Zwilchenftation liegenden wirklichen Städte? Und wie unter: 
fheivet fich ihre Verfaſſung von der vor und nach der Zwiſchen⸗ 
ftation entftandenen alten und neuen Berfaffung? Ich wenigitens 
kann mir biejes Alles nicht Mar machen. 

Die Heimburger, Burrichter, Burmeilter, Centner u. a. m. 
haben vielmehr Yon je her als Ortsvorſteher unter ben öffentlichen 
Beamten und in den grundherrlichen und gemiſchten Orten ganz 
oder wenigftens theilweife unter den höheren grundherrlichen Be: 
amten geffanden. (I, 201, III, 546.) Seit ber Bereinigung mehre⸗ 
rer Ortögemeinden und Vorftädte mit der Altftadt, und feit dem 
Steigen der Gewalt der Landes. und Grundherrn in den Stäbten, 
was zu Mal in ben Bijchofsftäbten ber Fall war, wurde aber bie 
Gewalt der” Ortsmarfbeamten bejchränft. Und jo fanfen denn 
biefe inihrer Kompetenz beichränften Ortsmarfbeamten meiftentheils 
zu untergeorbneten LZocalbeamten, bin und wieder fogar zu bloßen 
Boten herab, wie ich dieſes von Straßburg (I, 200—201), Worms 
(I, 203—205), Speier (I, 205), Trier (I, 209—211 u. 547), 
Mainz (I, 208 u. 547), Köln (OD, 97 ff.), Soeit, (OL, 91 ff.) u. 
a. m. nachgewiejen habe. Ganz in berfelben Weiſe, wie dieſes ſpä⸗ 
ter auch bei den Öffentlichen und grundherrlichen Beamten in ber 
Stabt zu geſchehen pflegte, indem z. B. in Augsburg dem Burg: 
grafen ber Zutritt zum Stabtgerichte ganz unterfagt, dem Vogte 
aber feine Gerichtsbarkeit faft auf Nichts reducirt worden tft (III, 
413 u. 414), und wie in Köln und Worms der Greve (dev alte 
Stabtgraf) und in Bafel der Vogt zu einem unbebeutenden Voll⸗ 
zugsbeamten herabgebrüdt, und in Bafel die Stelle des Vogtes 
zuletzt ganz abgefchafft worden ift. (III, 411 u. 549.) In anderen 
Städten find die alten Ortsmarkoorteher gefunten oder verſchwun⸗ 
ben, ohne daß bis jeht das Wann und das Wie nachgewiefen wer- 

ben fann. Der Grund ihrer Befeitigung und ihres Verſchwindens 
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it aber offenbar berjelbe gewejen wie bei den vorhin erwähnten 
Städten. (I, 547—550, 565 u. 566.) 

Meiftentheils fällt nämlich die Umgeftaltung des alten Stabt- 
markoorftandes in die Zeit der Vereinigung mehrerer um bie Alt: 
flabt herumliegender Dorfgemeinden oder Vorftäbte mit ber Alt: 
Habt, ober in die Zeit des Steigens der Gewalt der Grundherrn 
in den Städten, zu Mal in den Btichofsitädten, in welchen bie 
Inhaber der öffentlichen Gewalt (die Bischöfe) ihre grunpherrlichen 
Rechte auszudehnen und damit auch das Necht der Ernennung 
des Stadtraths an fich zu bringen fuchten. Aber weder in bem 
einen noch in dem anderen Falle kann ein längerer Zwilchenzuftand 
zwiſchen einer angeblich alten und fpäteren Stadtverfaſſung nach— 
gewiefen werben. Bei der Bereinigung mehrerer früher getrennter 
Dorf⸗ oder Bauerjchaften und Vorſtaädte mit ber Altftapt war näms 
ic die Art und Weile der Vereinigung entſcheidend. Wenn bie 
früher getrennten Gemeinden zu einer einzigen Stadtgemeinde ver: 
einiget, der Altftadt alfo incorporirt wurden, dann war für bie 
mcorporirten Gemeinden fein eigener Ortsvorftand mehr nöthig. 
Diefer wurde daher abgejchafft oder er hat fich ohne ausdrücklich 
abgefhafft worden zu fein, ftillichweigend verloren, wie bdiejes in 
München (II, 84), in Heidelberg (II, 85, 111 u. 131), in vielen 
mit ber Altftabt Koͤln vereinigten Geburſchaften (II, 100) und in 
anderen Städten der Fall war, in welchen die alten Heimburger, 
Burmeifter, Burrichter u. a. m. fpurlos verfchwunden find. In 
anderen mit der Altftadt vereinigten Bauerfchaften und Vorftäbten 
behielt man den alten Borftand der Bauerfchaft oder der Vorftabt 
als untergeorbneten Beamten bei und beſchränkte nur feine Kom: 
petenz, 3. B. in Wien (II,.87), Soeft (II, 92 ff.), Köln (U, 96— 
110 u. 112), Srottfau (II, 85), in mehreren Städten der Mark 
Brandenburg (II, 85) u. a. m., vielleicht auch fchon in Straßburg 
bei der Vereinigung ber. neuen Stabt mit der Altftadt (I, 200), in 
Speler bei ber Bereinigung von Altfpeier und von brei anderen 
Borftädten mit der Altftabt (I, 205), und in Worms bei der Vers 
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einigung der vier Dorfſchaften (Pfarreien) zu einer einzigen Stadt 
(I, 203). In manchen Städten, in welchen die alten Ortsvor: 
jteher zu Boten herabgedrüdt - worden find, ließ man ihnen auch 
noch eine ſehr beichränkte Gerichtsbarkeit in geringfügigen Sachen 
(II, 584, 585 u. 596. ronhöfe, IV, 475-476). Jedenfalls Hat 
jedoch auch die fteigende Gewalt ber Bilchöfe in den Biſchofsſtädten 
mitgewirkt, indem bieje ihre in einzelnen Theilen der Stabt erwor: 
bene Grundherrſchaft Über die ganze Stadt anszubehnen fuchten, 
wie dieſes ſchon fett dem 11. Jahrhundert in Köln, Worms, Straß: 
burg, Bafel, Augsburg u. a. m. verfucht worden tft (I, 72 ff. 73 ff.). 
Wie in anderen Grundherrfchaften, jo fingen nämlich die Biſchöfe 
auch in Straßburg, Speier, Worms, Bafel u. a. m. an bie Bor: 
fteher der Markgemeinde (den Stadtrath) felbjt zu ernennen. Dies 
führte aber in allen diefen Städten zum Kampfe mit der Stabt- 
gemeinde, welche fi das Recht den neu eingefesten und an bie 
Stelle der ganz oder theilweije befeitigten alten Ortsvorſteher ge⸗ 
tretenen Stabtrath zu wählen nicht nehmen laffen wollten. In 
Straßburg, in Worms und in Bajel fingen die Biſchöfe auch wirk⸗ 
lih an den Stadtratb zu ernennen. Ihr Recht dazu warb aber 
von den Stabtgemeinben beftritten, und nach kurzem Kampfe haben 
au die Biſchöfe wieder das Wahlrecht der Stabtgemeinden aner- 
fannt und nur gegen die völlige Unabhängigkeit der Stabtgemein- 
den und gegen die ohne ihre Zuftimmung vorgenommenen Raths⸗ 
wahlen weiter gefämpft (I, 173—177, 201—205 u. 601-604). 
An intereffanteften war biefer Kampf in Worms. In dieſer 
Stadt ift nämli der erfte Stadtrat aus den Heimburgern ber 
vier vereinigten Bauerichaften (Pfarreien) hervorgegangen. Und 
noch am Anfang des 12. Jahrhunderts bildeten die 16 vereinigten 
Heimburger den Gemeinderath. Der Biſchof führte den Vorſitz, 
drückte aber fchon im Laufe des 12. Jahrhunderts die Heimburger 
zu bloßen Boten herab und fing an ben Gemeinderath jelbft zu 
ernennen. Denn auch er wollte fi zum Grunbheren der Stabt 
aufwerfen. Dies führte denn auch in Worms zu fortwährenden 


a) 
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Streitigkeiten der Stadt mit dem Biſchof. Um nun die in der 
Stadt geſtörte Ruhe wieder herzuſtellen, griff der Kaiſer bereits im 
12. Jahrhundert ſelbſt ein, fette die Stadt unter feinen unmittel- 
baren Schub und feßte zur Handhabung des Stabtfrievens ein 
aus Stadbtmarkgenoflen beftehendes Triedensgericht nieder, aus 
welchem fodann der Stabtrath hervorgegangen ift (I, 203—205 u. 
602—603). Bei allen diejen Umgeſtaltungen des alten Stadtmark: 
vorftandes in einen Stabtrath war aber weder von einem längeren 
Zwilchenzuftande zwiſchen einer alten und einer |päteren Stabt- 
verfaflung, noch überhaupt von einer Umgeflaltung der Stabtver- 
faſſung jfelbft die Rede. Die Umgeftaltung und der bamit zu: 
jammenbängende Kampf bezog fich vielmehr nur auf die Vorftand- 
Ichaft und auf das Recht die neuen Vorftände zu ernennen oder 
zu wählen. Die Grundlage der Stabtverfafiung kam babet gar 
nicht in Frage. Dieje blieb vielmehr nach wie vor die Stadtmark⸗ 
verfafjung, wie ich dieſes durch eine Menge Stadtrechte unb Ur- 
funden nachgewiejen habe (II, 191—221, 765—875, II, 1 ff.). 
Die Grundlage der Stadtverfafjung jelbft (die Stadtmarkverfaffung) 
wurde erjt fpäter bei dem Kampfe der Zünfte (der Gemeinde) mit 
den alten Geſchlechtern (mit der Altbürgerfchaft) angegriffen. Da⸗ 
ber hörte die Stabtmarkverfafjung erjt fett dem Stege der Zünfte 
anf die Grundlage der Stabtverfaflung zu fein (II, 723 ff.). Ehe 
ich jeboch weiter hievon rede, muß ich zuvor noch Einiges über 
die in den Städten vorgegangenen Veränderungen bemerken. 

An den alten Städten hat die Marktfreiheit und der bamit 
verbundene freie Verkehr nach und nach zu großen Veränderungen, 
zur perfönlichen und dinglichen Freiheit und zu allen anderen Frei⸗ 
heiten geführt, durch welche die Städte fich von den Dörfern unter: 
jcheiden, wie ich diejes im erften Bande biefes Buches umftändlich 
auseinandergejeßt habe. Die erften ftädtifchen Freiheiten, welche 
nah und nach zu einer von der Dorfverfaffung verfchiebenen 
ſtaͤdtiſchen Verfaflung geführt haben, reichen ſchon in fehr frühe 
Zeiten hinauf. Eben jo auch die eriten Anfänge einer eigenthüm⸗ 
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lichen Stäbteverfafjung. Denn fie reichen bereits ins 11., vielleicht 
ſogar ſchon bis Ins 10. Jahrhundert hinauf. Und bei biefem Ueber⸗ 
gang ber Dorfverfaffung in eine erweiterte Verfaſſung der Stäbte 
fam es in vielen Städten, zu Mal tn den Bilchofsftäbten, fchon 
jeit dem 11. Jahrhundert zum Kampfe (L, 171—177 u. 579--582). 
Die Grundlage der alten Verfaſſung (die Dorfmarkverfaflung) 
wurbe aber durch alle biefe großen Veränderungen und Kämpfe 
nirgends verändert. Die Grundlage ber Verfaſſung blieb vielmehr 
in allen Städten die Markverfaſſung. Die ſtädtiſche Verfaſſung 
hörte freilich auf eine Dorfmarkverfaffung zu fein. Die alte Dorf: 
verfaffung wurbe vielmehr zu einer ftädtiichen Verfaſſung erweitert. 
Eine Markenverfaſſung blieb fie aber nach wie vor. Die ftäbtifche 
Berfaflung It demnach ganz naturgemäß aus ber Dorfverfaflung 
hervorgegangen, ohne daß von einem längeren Zwiſchenzuſtand 
zwiſchen einer alten und einer fpäteren Stabtverfafiung die Rede 
fein kann. Der freie Verkehr in den Städten, ber zu jo großen 
Veränderungen geführt hat, hat nämlich auch zu Veränderungen 
in den ftäbtiichen Angelegenheiten, und ſodann auch zu einer er- 
weiterten Stabiverfaffung geführt. Eine. neue Grundlage ihrer 
Verfaflung erhielten aber die Städte dadurch nicht. Die Grunb- 
lage ihrer Verfafiung blieb vielmehr eine Markenverfaſſung. Ich 
babe daher diefe, wenn man will, neue VBerfaffung, um fie von 
ber alten Dorfverfafiung zu unterscheiden, eine Stadtmarkver— 
faffung genannt. | 

Zu den großen Veränderungen, zu welchen ber freie Verkehr 
geführt hat, gehören insbeſondere auch die Anfiedelungen ber Kuͤnſt⸗ 
ler und Handwerker, welche durch den freien Verkehr angezogen 
fi in den aufblühenden Städten angefievelt hatten (I, 408—411). 
Auch fie ließen ſich, wie die fremden Kaufleute, in eigenen Straßen 
nieder (II, 31— 36), bildeten eigene Genoſſenſchaften mit eigenen 
Borjtehern (I, 362 ff.), hatten jedoch eben’ jo wenig wie bie frem- 
ben Kaufleute Einfluß auf bie Fortbildung ber ftädtiichen Ber- 
faflung. Denn bie hörigen Zünfte ftanden unter ihrer Herrichaft 
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und bie freien Zünfte unter dem Stabtrath, indem auch fie bloße 
Hinterfaffen entweder der einzelnen Stabtbürger ober der Stadt 
felbft waren (II, 226—228, 239, 822 fj., 428-435). Auf bie 
Grundlage ver Stabtmarkverfafiung hatten demnach auch die An- 
fiedelungen ber Zünfte Leinen Einfluß. 

Dafjelbe war ber Fall bei den neu ſich bildenden Vorftädten. 
Die Vorſtädte find nämlich theils aus neuen Anflebelungen vor 
der Altitabt theils aus der Vereinigung von bereits beſtehenden 
Dörfern, Städten, Höfen, Stiftern und Klöftern mit der Altſtadt 
hervorgegangen. Dieſe neuen Anfievelungen und bie mit Altitabt 
vereinigten Dörfer und Stäbte u. |. w. wurben nun entweber ber 
Altftabt incorporirt oder es wurbe ihnen eine mehr ober weniger 
jelbftändige Verfafjung unter ber Vorſtandſchaft der Altftabt ges 
Iaflen (II, 73—146). Die incorporirten Anfiedelungen, Dörfer und 
Städte pflegten zu einer einzigen Markgemeinde mit ber Altitabt 
vereiniget und öfters auch noch durch Mauern mit berjelben zu 
einem Ganzen verbunden zu werben. Sie hatten demnach feinen 
eigenen Vorſtand mehr nöthig. Der alte Markvorſtand ift demnach 
in ben ber Altftabt einverleibten Vorftäbten verſchwunden. Er 
wurde entweder ausbrüdlich abgeichafft oder hat fich ftillichweigend 
berioren. In den der Altitabt nicht einverleibten Vorjtäbten ba- 
gegen ift denfelben nach wie vor ihrer Vereinigung mit der Altitadt 
eine mehr ober weniger jelbftänbige Verfaſſung geblieben. Sie 
blieben nad) wie vor, nun aber ber Altitabt untergeorbnete, Mark⸗ 
gemeinden. Sehr viele von ihnen behielten fogar ihre alten nun 
jeboch untergeordneten Markvorſteher, wie biefes zu Mal in Soeft 
und in Köln der Fall war. In anderen Vorftäbten wurde ber 
alte Markvorſtand dem jedesmaligen Localbebürfniffe entſprechend 
umgeftaltet. Markgemeinden blieben aber bie Einen wie die An⸗ 
berem (II, 83—112 u. 603). Jede Stabt hat eben ihre eigene 
Geſchichte. Bei Allen findet fich aber diefelbe Grundlage. Darum 
it die Bearbeitung grünblicher Stäbtegeichichten jo wichtig und fo 
dringend geboten (I, 187 u. 553). 
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Auch in jenen Städten endlich, in welchen bie aus ben Se 
ſchlechtern beitehende Altbürgerichaft ſich zunftartig abgejchlofien 
hat, blieb die Grundlage ber Verfaflung eine Marktverfaffung. Dies 
war ber Fall bei der Nicherzeche in Köln (I, 180182, II, 521), 
bei der Hausgenoffenichaft in Speier (I, 182, U, 521), bei den 
alten Geſchlechtern in Münden, Straßburg, Frankenberg, Weplar, 
Erfurt, Frankfurt, Lübeck u. a. m. (I, 182, 183, 646, II, 521— 
522 u. 726). Bon den Gefchlechtergenofienfchaften Alt Limburg 
und Frauenftein in Frankfurt und von der Junker Compagnie in 
Lübeck ift e8 zwar nicht nachgewiefen, daß fle urfprünglid allein 
die Altbürgerjchaft gebildet haben. Es ift jedoch fehr wahricheinlich, 
daß auch fie, wie in Straßburg bie Mühlheimer und Zorne (I, 
664), das Stadtregiment allein geführt haben, denn jonft hätten 
fie ihre Trinkftube nicht auf dem alten Rathhanfe haben, und auch 
in fpäteren Zeiten noch Feine Vorrechte, insbeſondere Tein Vorrecht 
bei der Beſetzung ber Raths- und Senatoren-Stellen in Anſpruch 
nehmen koͤnnen, wie biefes in Frankfurt der Fall war (DI, 522, 
528529 u. 530-531). In manden alten Stäbten gingen in- 
deſſen bie alten Gefchlechter (die Attbürgerfchaften) noch einen Schritt 
weiter. Sie ſchieden mit einem mehr oder weniger großen Theile 
der alten gemeinen Stadtmark oder auch, wie in mehreren Dorf- 
ſchaften, mit der ganzen ungetheilten Mark aus ber Bürgerfchaft 
aus und behielten die ausgefchievene gemeine Mark zwar in unge⸗ 
theilter Gemeinſchaft unter fih, aber als Privatgut. Diejes war 
in Sierlon (II, 725-726), in Mehloorf (II, 601, 602 u. 726), 
in Frankfurt (I, 188, II, 522) und fpäter auch in Köln der Fall 
(I, 183). Und man nannte biefe ausgeſchiedenen Altbürgerichaften 
und Gefchlechter, wie bie in den Dörfern ausgeſchiedenen Dorf: 
markgenofien, Nealgemeinden oder auch Ganerbfhaften 
(1,183, II, 97, 100 u. 522. Dorfverfaff. I, 164—171, I, 249 ff.). 
Zwar hält diefes Hegel (p. 13) für eine ganz unzuläßige Ber: 
wechfelung der verichtedenartigiten ariftofratiichen Corporationen 
oder Gefchlechterverbindungen mit der alten Stadtgemeinde. Allein 
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Hegel überfieht, daß auch die Nealgemeinden und bie Ganerb: 
Ihaften, wie die Stabtmarkgemeinden, ungetheilte Gemeinjchaften 
geblieben find, bie fih von ben Stabtgemeinden nur dadurch unter 
ichieben, daß fie bloße Brivatgemeinheiten geworben find, 
während die Stadtgemeinden auch das Stabtregiment zu führen, 
alfo die Gemeindeangelegenheiten zu beforgen hatten, und in fo fern 
auch einen Öffentlichen Character gehabt haben, daß demnach bie 
Realgemeinden und Ganerbichaften durch Ausſcheidung bes Eigen- 
thums an ber gemeinen Mark ſehr wohl ald Privatgemein- 
heiten aus ber Stabtmarfgemeinde hervorgehen konnten. Auch 
find jene ariftofratifchen Eorporationen oder Gefchlechterverbindun- 
gen felbft aus der Altbürgerfchaft hervorgegangen. Daher hat e8 
in den meiften alten Städten nur eine einzige Geſchlech ter—⸗ 
ſtube und zwar auf dem Rathhaufe gegeben (I, 522—536). 

Die Grundlage der Stadtgemeinden ift demnach nach wie 
vor die Markverfaffung geblieben. Zwar hat fich in den alten 
Städten, ſeitdem fich fremde Kaufleute, Künftler und Handwerker 
in denſelben niebergelaflen, ber freie Verkehr zu ven ftädtijchen 
Treiheiten und zu Handel und Wandel geführt hatte, jehr Vieles 
geändert. Es ift in den Städten ein ganz neues Leben entſtanden, 
welches man natürlich in den alten Dörfern gar nicht gekannt hat. 
Allein daß dadurch aus ben Dörfern wirkliche Städte geworben 
und lange bevor die neuen Stabträthe ins Leben getreten, eine 
anbere VBerfaffung, die nicht mehr bie alte Stabtmarkverfaffung 
war, entitanden fei, und daß auf dieſe Weiſe fich Zwiſchen⸗ und 
Mebergangsftufen gebildet haben, welche ſodann in bie fpätere 
Stadtverfaflung übergegangen jeien, wie Hegel behauptet (p. 10— 
12), beruht auf einer ganz irrigen Anficht, auch davon abgejehen, 
baß feine Theorie höchftens auf einige Biichofsftäbte Anwendung 
finden könnte, auf alle übrigen Städte aber gar nicht paßt. Was 
fih nämlich dur das in den Städten entftandene neue Leben ge- 
ändert bat, das war nicht die Grundlage der Verfaſſung, dieſe blieb 
nach wie vor bie alte. Was fich geändert hat, das war vielmehr 

v. Maurer, Stäbteverfajjung. IIL . 


XVII Vorwort. 


bie Beſchaftigung der Einwohner, und dieſe führte ſodann weiter 
zur Vermehrung ber Gejchäfte der ftäbtiichen Behörden, und biefe 
Gefchäftsvermehrung zur Umgeſtaltung ber ftäbtifchen Behörven 
jeldft. Die Hauptbeidfäftigungber alten Stabtbürger beſtand näm⸗ 
ih, wie in den Dörfern, in Aderbau und Viehzucht. Seit dem 
Emporkommen bes Handels und bes Gewerbsweſens wurde aber 
ber Aderbau unb die Viehzucht mehr und mehr in den Hintergrund, 
und das Gewerbswejen in den Vordergrund gebrängt. Die ftäbti- 
fchen Angelegenheiten, früher bloß Mearkangelegenheiten, wurben 
baber nun mehr und mehr Gewerbs: und Berkehrsangelegenheiten, 
und dadurch wurde auch die Kompetenz ber ftäbtiichen Behörden 
bebeutend vermehrt und verändert. Die alten Behörden genügten 
demnach nicht mehr, und dies führte ſodann zur Umgeftaltung ber 
Behörden ſelbſt (I, 409-411, 551—552, 646, III, 4 ff. u. 8 ff.). 

Die Gefchichte der Umgejtaltung ber alten Behörden in einen 
Stabtrath ift nun aber einer ber ſchwierigſten Puncte in der Ge- 
ichichte des Stäbtewefens, worüber daher die Meinungen fehr aus- 
einander gehen. Sch habe eine neue Anficht aufgeftellt und ver- 
biene jedenfalls nicht den Vorworf, den mir Hegel macht, baß- ich 
bie ſtreng hiſtoriſche allein richtige Methode nicht befolgt, vielmehr 
nur daran gedacht habe, die Wahrheit meiner Grundanficht von 
bem Urfprung der Stadtverfaflung aus der Dorfverfaffung zu be 
weifen (p. 11). Allein fchon ein flüchtiger Bli auf mein Buch 
wird jeden Unbefangenen überzeugen, daß mein Werl aus Einzeln: 
forfchungen hervorgegangen ift, und erft das Nefultat meiner Ein- 
zelnforjhungen zu meiner Grundanficht geführt bat. Ich habe 
nur unterlaffen, was leider heut zu Tage jo oft gefchieht, meine 
ganze Mühe und Arbeit und den Gang meiner Unterfuchungen 
dem Publicum mitzutheilen. Den Gang meiner Geiftesarbeit habe 
ih vielmehr für mich behalten und bem Publicum nur das Refultat 
meiner Forſchungen mitgetheilt. Und ich habe dabei, um bie Sache 
bem Leſer jo leicht und fo Far als möglich zu machen, meine durch 
bie Einzelnforfhungen gewonnene Grundanficht natürlih Oben 
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bingeftellt und aus meinen Einzelnforfchungen bie nöthigen Beweiſe 
entiehnt,- wie e8, wie ich glaube, jeber gründliche Hiftorifer thun 
ſollte. 

Jedenfalls iſt es ſehr ſchwer die Umgeſtaltung ber alten ſtädti⸗ 
ſchen Markvorſteher in Stadträthe und Bürgermeiſter, und in an⸗ 
deren Städten die erſte Entſtehung ber Stadträthe auf gewiſſe all- 
gemeine Regeln zurückzuführen. Denn jede Stadt hat ihre eigene 
Geſchichte, welche je nach dem Localbedürfniſſe an den verſchiedenen 
Orten zu einem verfchiebenen Rejultat geführt hat. In vielen 
Städten kann jedoch bie erfte Gejtaltung ber Stadträthe und in 
anderen Städten bie Umgeftaltung ber alten ftäbttfchen Behörden 
in Stadträtbe und Bürgermeilter nachgewiejen werben (I, 552— 
567). Bei den meiften Städten fehlen aber die Nachweiſe. Sehr 
wahrjcheinlich hat fich aber auch bei ihnen ber Stabtrath auf die⸗ 
ſelbe Weife gebildet oder umgebilvet. Dafür fpricht wentgftens alle 
Analogie. Allenthalben hängen nämlich, wie ich glaube, die :erften 
Anfänge der neuen Stadträthe und vieler Bürgermetiter mit ben 
alten Ortsmarkoorftehern zufammen in der Art, daß dieſelben ent- 
weder aus ihnen hervorgegangen ober wenigftens vollftändig an 
ihre Stelle getreten find (I, 173, 550 ff. u. 564). 

Aus den alten Ortsmarkoorftehern tft der Stadtrath ber: 
vorgegangen, 3.8. in Worms der erfte Stabtrath aus ben Heim: 
burgern ber vier vereinigten Dorfſchaften (I, 203—204), in Lübeck 
aus den alten vier Dorfooritehern (I, 251—252, 550 u. 554), in 
Köln aus ben zwölf Vorftehern der Richerzeche (I, 219—223 u. 
0). Zn vielen grundherrlichen Städten, in welchen bie 
Sofverfaffung mit der Marfverfaflung verſchmolzen war, ber Orts: 
vorftand alfo aus hörigen Schöffen beſtanden hat (1, 148, 556. 
Teorfverf. I, 16—20 u. 92—96), ift der Stabtrath aus den hörigen 
Ehöffen hervorgegangen, 3. B. in Hörter (I, 262—263), in Hal: 
tem (I, 556 f.), in Winterberg (I, 557), in Trier (I, 209—210, 
557-559), in DOehringen, Kelheim u. a. m. (I, 555). Auch in 
ven gemifchten Städten, in welchen die Gemeinde das Wahl: 
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recht zu haben pflegte, iſt der Stadtrath oͤfters aus einer Ber: 
mehrung ber alten Bauermeifter, Banerrichter oder Dorfpfleger 


. hervorgegangen, aus ben alten Bauermeiftern z. B. in Züri (I, 


270—271), Wefel (I, 555) und wahrfcheinlich au in Magdeburg 
(I, 247—248), in Hamburg (I, 272 u. 2735) u.a. m., und aus 
den alten Dorfpflegern in München (I, 555). Anderwärts ift der 
Stadtrath aus den alten Dorffechjern hervorgegangen, z. B. in 
Meldorf (I, 255—256 u. 554 f.), in Crempe (I, 555) u. a. u, 
oder auch aus den Dorfvierern, 3. B. in Genf, Möllen (I, 554) 
und, wie bereits bemerft worden ift, in Lübed, oder aus ben Dorf: 
achtern 3. B. in Dürkheim, oder aus den Dorfbreiern z. B. in Elgg 
(1, 554). In manchen Städten find zwar nicht die Stadträthe, 
wohl aber die Bürgermeifter aus ben alten Dorfporfteheri 
hervorgegangen, 3. B. in Soeſt aus dem Bauerrichter (I, 250, 
549 u. 559), in Seligenftabt aus dem Heimburger (I, 266, 549, 
555—556) und in Augsburg aus ben alten Dorfvierern oder Dorf: 
pflegern (I, 209, 560 u. 622). 

An vielen anderen Städten ift der Stadtrath zwar nicht aus 
den alten Ortsmarkuorftehern hervorgegangen, er ift aber vollftän: 
big an ihre Stelle getreten. Die Vorjtcher der Dorfmarkgemeinden 
hatten nämlich alle gemeinjamen Angelegenheiten bes Dorfes zu 
bejorgen. Ste hatten nicht bloß die wirtbichaftlichen Angelegen- 
heiten, fondern auch noch alle Übrigen Angelegenheiten, welche mit 
der Marfgemeinichaft zufammenhingen, welche alſo Gemeinbeange: 
legenheiten waren, zu beforgen. Zu ihnen gehörten aber außer 
ben eigentlich wirtbichaftlichen Angelegenheiten auch noch die Baus, 
Teuer: und Dorfpolizei, und feitdem auch in ben Dörfern Märkte 
und Gewerbe entitanden waren, die Gewerbspolizei, die Markt: 
polizei und die Straßenpolizei, kurz das gefammte Dorfregiment. 
(Dorfverf. II, 10 ff. u. 45—60). Darum waren aber doch bie 
Dorfgemeinden noch Feine politifhe Gemeinden in unjerem 
heutigen Sinne des Wortes, wie dieſes Gierke (Genofjenfchaft I, 
81 ff.) u. a. annehmen. Die Dorfgemeinden hatten zwar in jo 
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fern, als das gefammte Dorfregiment zu ihrer Kompetenz gehört 
bat, einen öffentlichen Character. Denn fte waren feine bloße 
rivatgemeinden im heutigen Sinne bes Wortes. Auch waren bei 
ihnen allzeit bie wirthichaftlichen Angelegenheiten mit ben übrigen 
Bemeindeangelegenheiten verbunden, bie Dorfmarkgemeinden alfo zu 
gleicher Zeit auch wirthichaftlihe Gemeinden. Politifhe Ges 
meinden find ſie jeboch erit fpäter, und zwar erſt unter bem 
Einfluffe des römijchen Nechtes und ber neuen Theorien geworben- 
Dann börten aber auch die Dorfgemeinden auf Marfgemeinben 
zu fein. (Dorfverfafl. II, 220 ff., 247 fi. u. 266 — 269). Ganz 
dieſelbe Kompetenz, wie die alten Dorfmarkvorfteher, Hatten nun 
auch die alten Stabträthe, welche nicht aus ben alten Ortsmarf: 
vorſtehern beruorgegangen find (I, 198 ff., 247—248, 254 u. 551, 
I, 177). Die Stabträthe find demnach auch in diefen Städten 
volftändig an die Stelle der alten Gemeindebehörben getreten. Erſt 
jet der Vermehrung bes Verkehrs in ben Städten hat ſich auch 
bie Kompetenz ber Stabträthe vermehrt und fogar wefentlich ge- 
ändert, indem bas Gewerbs⸗ und Verkehrsweſen mehr und mehr 
in ben Vordergrund, bie Marfangelegenheiten aber in ben Hinter: 
grund getreten find. Ganz verfchwunden find aber bie wirthfchaft: 
lichen Angelegenheiten auch fpäterhin nicht (I, 410, 551—552, III, 
Aff, Teff, 178—184 ff.). Auf die Grundlage der Stabtverfaffung 
hatte aber auch diefe Kompetenzvermehrung keinen Einfluß. Diefe 
blieb vielmehr nach wie vor bie alte, 

In dieſen Städten nun, in welchen ber Stabtrath nicht aus 
den alter Gemeindevorſtehern hervorgegangen iſt, ift ber Stabtrath 
entweder duch eine Ernennung des Stabtrath8 von dem Grund: 
been der Stabt oder durch freie Wahl der Stabtgemeinde ent- 
Nanden, wie diefes übrigens auch fchon bei jenen Städten der Fall 
war, welche aus den alten Gemeindevorftehern hervorgangen find. 

Inden freien Dörfern wurden nämlich die Gemeinde: 
borfteher von der Dorfmarfgemeinte gewählt (I, 589-590. Dorf- 
berf. II, 34, 38—40). Eben fo in ben gemiſchten Dörfern 
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(Dorfverf. DI, 34—35, 40-41), und auch in vielen grundherr- 
lichen Dörfern (I, 590-591. Dorfverf. I, 35—38, 4143). 
In vielen grundherrlichen Dorfgemeinden wurden aber bie 
Gemeindevorſteher von der Grundherrſchaft ernannt. ober auch bie 
Gemeinbeangelegenbeiten von ben grundherrlichen Beamten beforgt 
(Dorfverf. UI, 38 u. 48). Dafjelbe war nun nach aller Analogie 
auch in den alten Städten der Fall, ehe fich noch bie neuen Stabt- 
räthe gebildet hatten (I, 591—592). In den freien Städten wurbe 
der Stadtrath von ber Gemeinde gewählt, 3. B. in Koͤln die 12 
Borfteher ber Richerzeche und wahrjcheinlich auch in Worms ber 
erfte aus den 16 Heimburgern bejtehende Stabtrath. Auch in den 
gemifchten Städten wurde ber Stadtrath von ber Gemeinde ge- 
wählt und bie Anzahl der Gemeinbevorfteher vermehrt, 3. B. in 
Züri, Magdeburg, Hamburg, Münden u. a. m., wahrſcheinlich 
auch in Lübeck, wo jedoch Heinrich der Löwe ben Stabtrath er- 
weitert und umgeftaltet hat. In den grundberrlichen Stäbten end: 
lich wurden die hörigen Schöffen, aus welchen der Stabtrath her- 
vorgegangen iſt, theils von den Grundherrn ernannt, theils von 
der grumdherrlihen Marktgemeinde gewählt. 

Ganz in derſelben Weiſe haben fich nun aber auch die neuen 
Stabträthe in. jenen Städten gebildet, in welchen die Stabträthe 
nicht aus den alten Gemeinbevorftehern hervorgegangen find. In 
ben freien Stäbten verſtand ſich das Wahlrecht der Gemeinde 
von felbft (I, 592—593). Eben fo in den gemiſchten Städten 
(1, 593594). Zwar machten in vielen Bilchofsftädten, welche 
fpäter meiftentheil8 gemifchte Städte geworben waren, bie Bifchöfe 
ben Verſuch die Stabträthe zu ernennen. Dies führte jedoch allent⸗ 
halben zum Kampfe, aus welchem bie Städte ftegreich hervorge⸗ 
gangen find, worauf fodann ihr Wahlrecht auch von den Bilchöfen 
anerkannt worden ift, 3. B. in Bajel, Straßburg, Speier, Worms, 
Köln u. a.-m. (I, 173—177, 594, 601 ff., 642-646), In den 
grundherrlichen Städten endlich pflegte der Grundherr den 
Stabtrath oder die hörigen Schöffen, weldhe zu gleicher Zeit Stadt 
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räthe waren, zu ernennen, z. B. in St. Gallen, Saalfeld, Frei⸗ 
burg, Ißni, in vielen fchlefiichen Städten u. a. mı. (I, 600-601). 
Seitdem fich jedoch an der Seite der grunbherrlihen Beamten ein 
genofienichaftlicher Ausichuß aus der Gemeinde, aljo ein Stabtrath 
gebildet hatte, ſeitdem wurde auch dieſer von ber grundherrlichen 
Gemeinde gewählt (I, 562—563, 594 ff.). Und auch in ben übri- 
gen grundherrlichen Städten wurde mit der fteigenden Freiheit das 
freie Wahlrecht mehr und mehr zur Regel und auch von ben 
Grundherrn ſelbſt anerfannt (I, 595), Erſt feit dem 14. Jahr: 
hundert pflegte jeboch das freie Wahlrecht auch aus freiem Antrieb 
von ben Grunbherrn ertheilt zu werben (I, 595—596 u. 600). 

Die Zeit der Entjtehung diefer neuen Stabträthe Tann in 
den meiften Städten nicht nachgewiejen werden. Die meiſten Stabt> 
räthe haben fich im Laufe ber Zeit an einem Orte früher am an: 
beren |päter je nach dem Bebürfnifje des Ortes gebildet (I, 578— 
582). Ihre erite Entitehung haängt meiltentheils mit ber Erwel- 
terung der Stadt, 3. B. in Köln (I, 228—281, II, 105), in Soeft 
(U, 91—96) und in Bajel mit der Vereinigung Kleinbafels mit 
ber Altftabt (II, 88) oder auch mit der Erweiterung ber Kompe⸗ 
tenz der Gemeindevorſteher zufammen (I, 579). Sehr häufig er- 
biet auch bie Stadt gleich bei der Erhebung des Dorfes zu einer 
Stadt von dem Grundherrn jelbft einen Stabtrath, 3. B. Klein: 
bafel (II, 87—88), Ens, Wien (I, 561), Freiburg im Breisgau und 
im Uechtlande, in Burgborf (I, 561—562, 564—565), in Hörter, 
Schwaney, Coesfeld u. a. m. (I, 262 f. u. 596). 

Da jedoch alle Stadtgemeinden unter ber öffentlichen Gewalt 
und die grunbherrlihen Städte außerdem auch noch unter ven 
Grundherrn, , die gemiſchten Stadtgemeinden aber wenigitens theil- 
weiſe unter den grumbherrlichen Behörden ftanden, ſo war zur 
Wahl des Stabtraths lange Zeit noch die Zuftimmung der öffent: 
lihen Gewalt uud der Grundherrn nothwendig. (I, 596 — 600), 
was in vielen Städten, zu Mal in den Biichofsftäbten, ebenfalls 
zu Kämpfen mit dem Landes⸗ oder Grunbheren geführt hat, (I, 
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173—177, 642—646), bis zulebt audy in ihnen die Yreiheit und 
mit ihr auch das freie Wahlrecht gefiegt hat. 
Auch die nenen Stabträthe find demnach entweder aus einer 
Ernennung bes Stadtraths dur den Grundherrn der Stabt, oder 
aus freien Wahlen hervorgegangen. Es find zwar fehr viele grünb- 
liche Forſcher, unter ihnen auch Hegel, der Anficht, daß ber Stadt: 
rath, wern auch nicht in allen, doch in vielen Stäbten aus ber 
Immunität und aus dem Schöffenthbum ber öffentlichen Gerichte 
hervorgegangen fei. Und auch in der Anzeige meines Buches jucht 
Hegel wieder diefe Anſicht zu rechtfertigen. (p. 14—19.) Er macht 
ih aber den Nachweis fehr leicht, indem er mir eine Anſicht un- 
terjchtebt, welche ich niemals gehabt habe. Er hätte ſich jogar ſei⸗ 
nen Nachweis gänzlich erjparen fünnen, wenn er nicht überjehen 
hätte, was ich an verſchiedenen Stellen ausgeführt unb mit vielen 
Beweisftellen belegt habe. (I, 623 fi., 688—634 u. 635 fi.) He 
gel nimmt nämlich an, daß ich die öffentlichen Schöffen immer für 
bloße Urtheilsfinder in den öffentlichen Gerichten Halte, welche 
nichts mit der Verwaltung zu thun gehabt haben. Ich Tage aber 
gerade das Gegentheil, daB die öffentlichen Schöffen die öffent: 
lihen Angelegenheiten, die Sronhofichöffen die Fronhofange⸗ 
legenheiten und die Rathmannen die Angelegenheiten der Stabt- 
marfgemeinde zu beforgen gehabt haben. (I, 632.) Don einem 
bloßen Urtheilfinden der öffentlichen Schöffen habe ich nirgends ge⸗ 
rebet, auch I, p. 158 nicht. Denn ich fage auch dort, daß die öf- 
fentlichen Schöffen bloß mit der Hffentlichen Gerichtsbarkeit und mit 
ben damit zufammenhängenden dffentlihen Angelegenheiten 
zu thun gehabt, aljo in anderen Angelegenheiten, weder in Fron⸗ 
bofangelegenheiten noch in den Angelegenheiten ber Dorf- und Stabt- 
marken Gewalt gehabt haben. Nach meiner Anſicht, die ich an 
verſchiedenen Stellen weitläuftig entwidfelt habe, (I, 158 — 160, 
623—627, 631—638, III, 576 f.), war nämlich bei den Altgerma- 
nen bie Gerichtsbarkeit von der Verwaltung noch nicht getrennt. 
Die Trennung erfolgte in ben Städten, wie wir fehen werben, erſt 
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ſpäͤter. (F. 618.) Die öffentlichen Beamten und mit ihnen auch 
bie öffentlichen Schöffen beiorgten daher alle öffentlichen Angelegen- 
beiten, die Juſtiz cbenfowohl wie bie Verwaltung. Daflelbe war 
aber auch bei ben TFronhöfen und bei ben Stabtmarfgemeinden 
ber Fall. Auch bei ihnen war die Verwaltung von ber Juſtiz noch 
nicht getrennt. Die grundherrlichen Beamten und Gerichte bejorg- 
ten vielmehr die Eine und bie Andere, wie biefes in Markangelegen- 
heiten auch bie Markgemeinden und die Gemeinbebehörben gethan 
haben. Da nun die Öffentliche Gewalt eben jowohl wie die Grund: 
berrichaft und die Stabtmarfgemeinde mit ganz’ verjchtebenen Ge⸗ 
noſſenſchaften zujammenhingen, bie genofjenjchaftlichen Angelegen: 
heiten aber nur von Genofjen beforgt werben durften, jo durfte fich 
feine Genoſſenſchaft und auch Leine genofjenichaftlihe Behoͤrde in 
die Angelegenheiten ber anderen Genofjenichaft miſchen. Die öf- 
jentlihe Gewalt ftand zwar über ben übrigen Genoflenfchaften, 
hatte fie zu ſchützen, und zu firmen, und daher auch in ihnen 
alle öffentlichen Angelegenheiten zu beforgen. Ihre Kompetenz war 
aber beſchränkt auf die öffentlichen Angelegenheiten. In die Ange: 
legenheitert der grundherrlichen oder hörigen Genofjenichaften und 
der Stadtmarkgenoſſenſchaften burften fich daher auch die öffentlichen 
Beamten und insbefondere auch die öffentlichen Schöffen nicht mi- 
fhen. Denn in biefer Beziehung hatten fie keine Kompetenz. Die 
Rathsherrn können demnach nicht aus ben öffentlichen Schöffen 
hervorgegangen fein. Denn fie können von ihnen Teine Kompetenz 
erhalten haben, welche dieſe ſelbſt nicht gehabt haben. (I, 159—160). 
Sogar der König durfte und pflegte ſich in feiner Eigenſchaft als 
Inhaber der öffentlihen Gewalt in die Angelegenheiten der Stabt- 
gemeinden nicht miſchen. Er jollte zwar auch die Stabtgemeinden, 
die freien wie die grundherrlichen und gemifchten, fchüßen und 
\hirmen. Er burfte daher die von den Stabtgemeinden gewählten 
Stabträthe anerkennen, felbft gegen den Willen der Biſchöfe, in bie 
Angelegenheiten der Stadtgemeinden felbft, aljo auch in die Bildung 
ber Stabträthe durfte er fich aber nicht mifchen. Nur in den reichs⸗ 
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grundherrlichen Stäbten hatte auch der König dieſelben Rechte wie 
jeder andere Grundherr. (I, 550 u. 592.) Nur-ein Wal, bei der 
Bildung des Stadtraths zu Worms, hat es den Schein, aber 
auch nur den Schein einer Einmifchung des Könige. Um näme 
lih den fortwährenden Kämpfen ein Ende zu machen und bie öfters 
geitörte Ruhe wieder herzuftellen, nahm Friedrich I im Sabre 1156 
die Stadt Worms unter feinen unmittelbaren Schuß und ſetzte zur 
Aufrehhthaltung des Stabtfriebens eine Art von Friedensgericht ein, 
wozu er jedoch als Schirmherr bes Reiches berechtiget war. Und 
aus biefem Friedensgerichte ift ſodann der Stadtrath hervorgegan- 
gen. Allein auch Frievrih I nahm die Mitglieder biejes Friebens- 
gerichtes ſämmtlich aus den Stabtmarfgenoffen und miſchte fich 
ſpaͤter nicht weiter in die inneren Angelegenheiten der Stadt, über- 
ließ vielmehr der Stadtgemeinde ſelbſt ihr Wahlrecht gegen den 
Biſchof durchzufämpfen. (I, 602 ff.) 

Es gab jedoch auch in den Städten Angelegenheiten, weldhe 
nicht bloß Stadtmarfangelegenheiten waren, welche vielmehr zu glei- 
her Zeit auch noch bie Öffentliche Gewalt angingen. Und in ſol⸗ 
Ken gemiſchten Angelegenheiten pflegten ſodann auch bie öffentlichen 
Schöffen von den Rathsherren beigezogen zu werben, indem im 
folhen Angelegenheiten weder die Einen noch die Anderen allein 
fompetent waren. In manchen Städten wurden nun bie. Schöffen 
häufiger beigezogen, als in- ben anderen, in manchen Stäbten bloß 
für einzelne Fälle, in anderen Stäbten aber auf längere Beit ober 
ſogar für immer. Und in dem lebten Falle bildete fich jobann eine 
eigene Schoͤffenbank in dem Stadtrath. (I, 623, 631 - 636, II, 566, 
567, 597 und viele andere Stellen) Aus dieſer Beiziehung ber 
Schöffen in den Stabtrath kann aber natürlich nicht gefolgert wer« 
ben, daß die Rathsherren aus den Schöffen ober umgekehrt die 
Schöffen aus den Rathsherren hervorgegangen jeten, jo wenig als 
man aus dem Umftande, daß einzelne Handwerker ober auch ſchon 
einzelne Zünfte längft vor dem Stege der Zünfte, 3. B. in Baſel 
(IT, 568 u. 569), in Halle. (IL 597), in Breslau (I, 598. ff.) u. 
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a. m. in den Stadtrath gezogen worden ſind, folgern wird, daß die 
Stabträthe daſelbſt ſchon vor dem Siege der Zünfte aus ben Zünf⸗ 
ten hervorgegangen find. Gegen das Hervorgehen ber Stabträthe 
aus den Öffentlichen Schöffen ſpricht übrigens auch ſchon die von 
jener ber äffentlihen Schöffen verfchiedene Anzahl und Benennung 
ber Stabträthe, indem bei den Gerichtsſchöffen die Zahl ſieben 
als Regel gedient hat, dieje Anzahl ſich aber bei den Rathsherren 
faft nirgends findet, und die Rathöherren, ausgenommen in .ben 
grundherrlichen Städten, nirgends Schöffen genannt werden. (I, 
582585.) . 
Nichts defto weniger bleibt auch jetzt noch Hegel bei feiner 
alten Anficht, und bezieht ſich zu dem Ende auf die Schöffen in den 
flandrifchen Städten, auf die Schöffen in Köln und auf bie Schöf- 
fen in einigen grundherrlichen Städten. (p. 17 u. 18—19.) Was 
nun aber zuerſt die Schöffen in den grundherrlichen Städten be- 
trifft, fo babe ich über fie bereit3 das Nöthige bemerkt. Und wenn 
Hegel meint, daß fchlechterbings nicht abzufehen jet, warum nicht. 
eben ſo gut auch bie freien Schöffen in ankeren Stäbten zugleich 
die Semeinbeangelegenheiten mit beforgt haben Tönnten, (p. 19), jo 
bat derfelbe offenbar in dem Augenblid! als er dieſes niederſchrieb 
nit an das germaniihe Genoſſenſchaftsweſen gedacht. Was aber 
die Schöffen in Köln betrifft, jo babe ich ſchon früher bemerkt; daß 
zwar die Erzbifchöfe von Köln die Behauptung aufgefteflt haben, 
dag Köln urfprüänglih durch Schöffen vegirt worben ſei, daß dieſes 
jedoch von Seiten ber Stadt zurüdgewiejen worden fel. (1,.159.) 
Und wiewohl Hegel diefe meine Anficht für ein Mißverftändnig 
erklaͤrt (p. 17), fo enticheidet ber Tert des Schiedsſpruchs von 1258 
dennoch zu meinen Gunften. In dem Schiedsſpruch wird nämlih . 
in Nr. 43 von dem Ergbifchof die Behauptung aufgeftellt, daß Köln 
urſprünglich durch Schöffen regirt worden fet, und in einem |pä- 
teren Nr. 43 kam barauf bie Antwort von Seiten Stabt (Ennen, 
Quellen, II, 385 u. 395. Lacomblet, I, 247 u. 251. Nr. 43.) 
An ber Autwort heißt e8 aber wörtlih: dicimus, quod ab hiis, 
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quorum intererst, de antiqua consuetudine de commu- 
nitate civium quidam probi et prudentes assumi possunt ad 
consilium civitatis —. Das beißt alfo mit anderen Worten, bie 
Kölner Bürger leugnen das ausfchliepliche Negiment der Schöffen 
und behaupten, daß von Alters her rechtſchaffene und verftänbige 
Bürger zum Stabtrath zugezogen worben feien. Beftätigt wird 
aber dieſe Behauptung ber Bürger auch noch durch eine Urkunde 
von 1276, nach welcher das Regiment in der Stadt (regimen) in 
ben Händen ber Bürgerſchaft (majores suos civitatis Col. provi- 
dos utique gubernatores reip. dedignantes), alfo nidt 
in den Händen ber Schöffen gelegen bat. (IH, 1) Zu welchem 
Allen noch der weitere Umstand hinzukommt, daß wir ja bie älte- 
ften Stadträthe, die 12 Vorfteher der Richerzeche und auch ben ſpä⸗ 
teren engen und weiten Rath Tennen, welche jämmtlich Teine 
Schöffen waren, (I, 219 ff. u. 231 ff.), daß demnach für ein 
Schöffenregiment gar fein Raum mehr vorhanden war. Aus wel: 
chem Grunde aber Hegel hier auch noch Nr. 23 des Schiedsſpruchs 
von 1258 beigezogen hat, begretfe ich eigentlich nicht. Denn aus 
der Nieberfegung einer aus Schöffen, Zunftmitgliedern unb ande⸗ 
ren Bürgern beitehenven Commiſſion folgt ja doch noch Fein Zunft: 
regiment, Eher noch folgt daraus das Gegentheil. Denn wenn 
bie Zünfte allein regirt hätten, wäre bie Beiziehung ber Schöffen 
zu den Bünften und zu den anderen Bürgern nicht nothwendig ge: 
wefen. Uebrigens babe ich aud) von dieſer Commiflton am gehört: 
gen Orte gerebet. (IL, 548.) 

Was endlich die Schoͤffen In ben flandrifchen Städten betrifft, 
jo ſcheint Hegel durch Warnkönig zu einem offenbaren Irrthum 
verleitet worden zu fein. Warnkoönig bat nämlich in feiner fland⸗ 
rifchen Rechtsgefchichte ein fehr großes Material zufammengehäuft, 
dieſes aber mit jehr weniger Einficht gejichte. Man braucht nur 
einen flüchtigen Blick auf dasjenige zu werfen, was er über bie 
Grundlagen des gefelligen Verbandes in ven Städten und über bie 
Grundlagen der Berfaflungsgefchichte der flandriſchen Städte gefagt 
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bat, (Warnkoͤnig, I, 332 ff. 366 ff, II, 139 ff.), um ſich zu über⸗ 
zeugen, baß er Feine Flare Anficht von dem Entftehen ber ftädtifchen 
Verfaſſung gehabt Hat. Eben jo unklar ift aber auch feine Dar: 
ſtellung über das angebliche Regiment der Echöffen. Wenn man 
jeboh mehr auf bie von ihm angeführten Beweisftellen, als auf 
feine Darftellung fieht, jo wird man ſich bald Überzeugen, daß auch 
in den flanbrifchen Städten, wie in ben Deutfchen, die gemifch- 
ten Angelegenheiten (die Verwaltung und Gejeßgebung), nicht von 
den Schöffen allein, vielmehr gemeinjchaftlich mit den Stabträthen 
bejorgt worden find, (Warnfönig, I, 367 ff., 377 ff., IL, 56 ff. 
140 ff. 200-202), daß demnach auch in jenen Städten Fein Schöf- 
fenregiment beftanden hat. Auch leitet Warnkoͤnig felbjt bie Stabt- 
räthe nicht, wie Hegel will, von den freien Schöffen ab. Er hält 
fie vielmehr für Ueberbleibfel der unfreten Schöffen in ber frü- 
ber unfreien Gemeinde. (Warnfönig, I, 367, 368, II, 142.) 
Er fagt alfo gerade das Gegentheil von dem, was Hegel durch Ihn 
beweiſen will. | 

Wenn es nun nachgewielen ift, daß die Stabträthe nicht aus 
ber Öffentlichen Gewalt und nicht aus den öffentlichen Echöffen 
hervorgegangen find, jo können fie auch nicht aus der Immunität 
von ber dffentlihen Gewalt hervorgegangen fein. Nichts deſto we⸗ 
niger bleibt Hegel auch in diefer Beziehung bei feiner alten Anficht. 
Die Art, wie er jedoch von der Immunität rebet und die Behaup- 
tung, daß die Immunität nur eine Folge des befonderen Schuß: 
verhältnifies zu dem Könige, jo wie ber Ueberlaſſung öffentlicher 
Rechte an bie Grundheren geweien fei, (p. 7—8), beweißt, baß 
Hegel meine Anfiht gar nicht begriffen und von der Immunität 
ſelbſt Keinen Begriff Hat. Der Grund, warum man von dem Im⸗ 
munttätsweien jo unklare Begriffe zu haben pflegt, liegt darin, daß 
man bie jehr verichtebenartigen Immunitäten nicht gehörig unterichel- 
det, und wenn man von ihnen redet, bald dieſe bald jene Immu⸗ 
wität im Sinne hat, wie es. übrigens auch mir ſelbſt manchmal 
begegnet ift. Die erfte und ältefte Immunität, von welcher man 
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insgemein gar nicht redet, war nämlich die Freiheit von ber Feld⸗ 
und. Markgemeinſchaft. Ste entftand durch Abmarkung ber Dörfer 
und Städte, und durch Einzäunung ber Häufer und Höfe in ben 
Dörfern und Städten. Mit diefer Immunität hängt der Dorf- und 
Stadtmarffrieden und der Haus: und Hoffrieden zufammen. Und bet 
diefer Immunität ift urfprünglich von einem befonderen Schubver: 
hältnifje zu dem Könige gar feine Rede. Dieſe Immunität reicht ihrem 
Urfprung nad in fehr frühe Zeiten, fogar ſchon in Zeiten hinauf, 
in denen es noch gar Feine öffentliche oder koͤnigliche Gewalt ge 
geben bat. (I, 487 ff., 447 ff., IE, 587. Dorfverf. I, 351 ff., II, 
17 fi., 168 ff. Fronhoͤfe, IV, 246 ff.) Die von biefer Immuni⸗ 
tät weſentlich verſchiedene Immunität von der öffentlichen Gewalt 
ift aber ebenfalls wieber von fehr verſchiedener Art, je nachdem 
bem Immunitätsherrn gar Feine Öffentliche Gewalt übertragen, ben 
Öffentlichen Beamten vielmehr nur der Zutritt in das befreite Ge 
biet verfagt, ober nur ein Theil der öffentlichen Gewalt oder ber 
gefammte Comitat übertragen worden war. Und auch in ben bei« 
ben eriten Fällen biefer Immunität war melitentheils von feinem 
beſonderen Schußverhältnifie zu dem Könige die Rede. Die Am 
munitäten blieben vielmehr nach wie vor unter dem Schuhe bes 
Gaugrafen, in den Stiftern Worms und Fritzlar, in ber Abtei 
Stablo, im Rheingau u. a. m. fogar bis ins 11. Jahrhundert. 
(Fronhoͤfe, IV, 419 fi.) Nur hatte ber Gaugraf keinen Zutritt 
in das. befreite Gebiet, oder er hatte vielmehr erft dann Zutritt, 
wenn ihm ber ISmmunitätsherr nicht gehorchen, ihm die Miffethäter 
nicht ausliefern und fie auch nicht vertreten, und ben übrigen Kö⸗ 
ntgsbienften nicht Folge leiften wollte. (Fronhoͤfe, I, 282 ff., 505 
. fi, IV, 246 ff, 387 ff) Wenn aber der gefammte Gomitat über: 
tragen worben ift, was meiſtentheils erft feit den Ottonen zu ge 
ſchehen pflegte, dann war ohnebies von einer eigentlichen Immuni⸗ 
tät nicht mehr bie Rebe. Ich Habe über dieſes Alles in meinen 
früheren Werfen und auch im vorliegenden wieder ausführlich 
gehandelt, und kann mich baher darauf beziehen, muß jedoch 
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bitten, das von mir Gefagte auch lefen, und zwar genau leſen zu 
wollen. 

Urfprünglich hat es in den alten Städten nur einen einzigen 
und zwar aus Gefchlechtern beftehenden Rath, den jogenannten 
engen, kleinen, innern ober rechten Rath gegeben, welcher 
Ipäterhin auch der regirende Rath genannt worden ift, weil er 
die laufenden Gefchäfte und die minder wichtigen Angelegenheiten 
allein zu beforgen, aljo das Regiment In der Stadt zu führen 
hatte. Bei wichtigeren Angelegenheiten mußte er jedoch die gejammte 
Gemeinde. beiziehen 3. B. in Zürih, Ulm, Frankfurt, Insbruck u. 
a. m. (I, 270, 563 — 564, 592, 594 — 595, II, 574, I, 1 ff. u. 
211 ff.) Seitvem jedoch die Bürgerjchaft zahlreicher geworden war, 
und der vermehrte Verkehr zu vermehrten Gefchäften geführt hatte, 
ſeitdem iſt, in vielen Etäbten fchon vor dem Siege der Zünfte, ein 
Ausſchuß an die Stelle der Geſammtbürgerſchaft getreten, welchen 
man einen großen Math obereinen weiten ober einnäußeren 
Rath genannt hat. (II, 211 fi.) Und auch diefe bereits vor dem 
Siege der Zünfte entftandenen großen weiten Näthe, welche be= 
ſtimmt waren die Stabtgemeinden bei den Verhandlungen über bie 
fädtifchen Angelegenheiten zu vertreten, hatten noch die Stabtmarkver- 
feffung zur Grundlage. Denn alle echte und alle Verbinblichkeiten, 
auch das Stabtregiment ſelbſt, rubten nach wie vor auf Grund und 
Boden und auf ber Markgemeinichaft. (II, 94—96, 178—180, 767— 
873.) Sogar der Name einer Stadtgemeinde (communio, communio 
civitatis, communitas, commune, commune civitatis, Gemeinfchaft, 
Gemeinfami, die Gemein, die Gemeinheit, die Gemeinde u. ſ. w.) (I, 
153, II, 191—193) und der Name der Gemeindegenoſſen (Gemeiner, 
gute Gemeiner, gute Reute, boni viri, Herren, domini, erbgefefjene over 
geerbte Bürger u. |. w.) (I, 217 — 220) berubte noch auf einer 
Gemeinfchaft der ungetheilten gemeinen Marl. Die Aufnahme in 
das Bürgerreht war urfprünglich ſogar nichts anderes als eine 
Aufnahme in diefe Markgemeinſchaft. (II, 746 — 748.) Die nicht 
in die Markgemeinſchaft aufgenommenen Leute waren daher bloße 
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Bei: ober Hinterfaflen, aber Teine Bürger. (IL 221—240). Sie 
hatten beshalb auch, ba fie Feine Stabtmarkgenoflen (feine Bürger) 
waren, feinen Antheil an dem Stabtregiment und auch weder die 
Rechte noch die Verbinblichkeiten der Bürger. (II, 221—240, 792 
— 793, UI, 561—563.) Hegel, wenn er wirklich glauben follte, 
daß auch die Armen und Unfreien (das heißt auch diejenigen, welche 
feinen Grundbeſitz hatten, und nicht in die Markgemeinſchaft auf- 
genommen waren) Theil an ber Markgenoſſenſchaft genommen ha⸗ 
ben, (p. 13 a. €), würbe bemnad gar feinen Begriff von einer 
altdeutſchen Gemeinde haben, indem dieſe allzeit eine Markgemein⸗ 
haft vorausſetzt. 

Erſt ſeitdem ſich die Anzahl der Bei⸗ und Hinterjaflen be- 
deutend vermehrt hatte, und ſeitdem dieſe durch ihren Gewerbfleiß 
reich und mächtig geworben waren, fich gegenüber der Bürgerſchaft 
(der Stabtmarkgemeinde) mehr und mehr als Gejammtheit (als 
Gemeinde) zu fühlen und politiiden Einfluß zu üben begonnen 
hatten, erjt jeit diefer Zeit begannen auch fie Antheil an dem Stabt- 
regiment zu begehren. „Sie wollten,” wie fie in Speier jagten, 
„auch zu den Alten: in den Rath, daß fie auch wüßten, wie die mit 
„der Stadt Gut umgingen.” Sie verlangten in Augsburg bie 
Einführung bes Zunftregiments, „weil des Ungelts und Steuren 
„rein End feyn wollte, und wüßten doch nicht wo fol Guth und 
„Seld hinkäme, dieweil die Schulden ber Stabt nicht ab, ſondern 
„nur zunehmen.” In Frankfurt forderten fie eine Vertretung 
im Stabdtrath, „weil fie um ber Stabt Gefchäfte wiffen wollten, 
„wohin der Stadt Gut und Gefälle gefommen wären und kämen.“ 
Eden jo in anderen Städten. Und da bie alten Gefchlechter (die 
Stadtmarkgenoſſen) ſich in den meiſten Städten nicht entichließen 
fonnten, durch freiwillige Aufgeben eines Theiles ihrer Gewalt 
bie gerechten Anſpruͤche der Zünfte und ber übrigen Gemeinde zu 
befriedigen, fo kam e8 eben faſt allenthalben zum Kampfe, und zwar 
nun zum Kampfe mit der Grundlage ber alten Verfaſſung felbit. 
(II, 513—522, 540 ff., 604 ff.) Unb ſeit dem Siege der Zünfte 
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hoͤrten ſodann die Stadtgemeinden auf Markgemeinden zu ſein. 
Denn ſie wurden nun perſönliche oder politiſche Gemeinden. 
(I, 723 ff.) Aber auch jetzt noch ſind nicht alle Spuren der alten 
nun untergegangenen Markenverfaſſung verfhwunden. Wir ftehen 
vielmehr heute noch mit einem Fuße in der alten Verfaflung, mehr 
als in den Städten aber noch in den Landgemeiuben. (II, 729 f.) 

Ich glaube demnach meine Grundanſicht über den Urſprung 
der deutſchen Stäbteverfaflung gehörig nachgewiefen zu haben. Es 
war zwar zu jeber Zeit ſchwer ſich von alten Gewohnheiten und 
liebgeworbenen Anfichten zu trennen. Die Wahrheit hat jeboch 
allzeit gefiegt. Und fo hoffe ich denn, daß auch dieſes Buch einen 
ähnlichen Erfolg, wenn auch weniger fchnell, haben werde, wie 
meine vor bald 50 Jahren erichienene Preisichrift über die Geichichte 
des altgermaniſchen öffentlich mündlichen Gerichtöverfahrense. Diele 
meine Preisichrift ift im Herbft 1823 erjchienen, wiewohl auf dem 
Titel das Jahr 1824 fteht. Sie fiel in eine Zeit, in welcher ganz 
Deutihland das öffentlich mündliche Verfahren für ein franzöfiiches 
Machwerk hielt und mit dem größten Nachdruck die alsbalbige Ab- 
ſchaffung dieſes Reſtes einer verhaßten Herrichaft begehrte. In 
diefem Geifte wurde nun anfangs auch mein Buch aufgenommen. 
Ein Herr von Miller (Joſeph von Miller, Rapſodien über bes 
Herrn Georg Ludwig Maurer Geichichte des altgermantichen Ge: 
tihtsverfahrens, München. 1824) behandelte es fogar als ein revo⸗ 
Intionäres® Bud. Denn er fließt feine Abhandlung p. 16 mit 
folgenden merkwürbigen Worten: „Der Troccatero iſt längft ge⸗ 
„nommen, Cadix gefallen, Spanien beruhiget, Frankreich feiter als 
sie im gemäßigt monarchiichen Princip begründet, die heilige Als 
„lianz — und fo mögen fie (die Freunde diefes Princips) einmal 
„ihre Plane aufgeben, durch die Deffentlichkeit und Münblichkeit 
„des gerichtlichen Verfahrens die Prinzen bes Hauſes — und den 
„geſammten Adel, wie jeden Gebildeten in die Geſellſchaft das nied⸗ 
„rigften Poͤbels herabzuziehen , und fie deſſen Spotte und Gelaͤch⸗ 
„ter zu überliefern.” Sehr bald trat jedoch ein Umſchwung in 

v. Maurer, Städteverfaſſung. LIL 
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der Öffentlichen Meinung ein. Und heute haben wir in ganz 
Deutſchland wieder unfer altgermanifches öffentlich mündliche Ge—⸗ 
richtsverfahren. 


Muͤnchen, den 25. Auguſt 1870. 


v. Maurer. 
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yormalitäten, welche bei Vergebung ber Aemter ber freien Neichsflabt Speier 
im Mittelalter flattgehabt haben. 











V. Das Stabtregiment. 


1. Im Allgemeinen, 


$. 399. 


Markgemeinihaft war, wie wir gejehen, die Grundlage ber 
Berfaffung und des Regimentes, in den großen Marken ebenſowohl 
wie in ben Dorfmarken und in den Stabtmarten. Das Stadt: 
regiment war demnach ein Stabtmarfregiment, und zwar nicht 
bloß Hinfichtlich der Perjonen, welche Antheil daran hatten, jondern 
auh in Beziehung auf die Angelegenheiten, welche unter jenem 
Regiment ftanden. Wie nämlich in den großen Marken und in 
den Dorfmarken alle Gewalt in Drarfangelegenbeiten tn den Hän— 
den der Marlgemeinde und der Dorfgemeinde gelegen hat ?), eben 
jo lag auch In den Stadtmarken die oberfte Gewalt in den Händen 
der Stadtgemeinde. Die Stadtgemeinde hatte das Gebot und das 
Verbot (den Gemeindebann) ($. 388) mit der Damit verbundenen 
Autonomie. Das Regiment in der Stadt (regimen) lag daher in 
den Händen der Bürgerichaft, in früheren Zeiten alſo in den Hän- 
den der Altbürgerichaft, 3. B. in Köln 2). 

Unter dem Vorſitz des Gemeindevorftehers bejorgte jede Ge- 
meinde urfprünglich alle Angelegenheiten der Stadtmark ſelbſt, fp&- 
terhin aber wenigſtens noch bie wichtigeren Angelegenheiten ber 


1) Meine Geſch. der Markenverfaffung, p. 269 fi. Meine Geſch. ber 
Dorfverf. II, 18 f. u. 76. 

2) Wirk. von 1276 bei Claſen, Schreinspr. p. 66 und Quellen, I, 828. — 
quod fraternitates et populares civitatis Col. majores suoB 
eivitetis Col. providos utique gubernatores -reip. dedig- 
nantes soliloque eorum regimimi subesso nolentes. 


dv. Maurer, Städteverfaffung. IIL 1 
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Gemeinde. Ehe fi) nämlich ein Stadtrat an der Seite bes herr: 
ſchaftlichen oder genofienichaftlichen Ortsvorftehers gebildet hatte, 
beforgte dieſer gemeinjchaftlich mit der gefammten Bürgerjchaft bie 
Angelegenheiten der Stadtmark. Dies gilt von den freien und ge: 
miſchten Stattgemeinden ebenfowohl wie von den grundherrlichen, 
3. B. in Ulm, Ehlingen, Reutlingen, Insbrud, Sempach, Winter 
thur, Zürich, in ben Schlefifchen Städten u. a m. Daher heißt 
e8 in früheren Zeiten gewöhnlich scultetus et universitas civium?), 
scultetus et universi cives*), minister et universitas civium ®) 
u. |. w. Allein auch, nachdem fich bereits ein Stadtrath gebildet 
hatte, bejorgte diefer Loch nur die laufenden und minder wichtigen 
Geſchäfte. Denn bei allen wichtigeren Angelegenheiten mußte auch 
von dem Stadtrath nody bie gejammte Bürgerjchaft beigezogen 
werden. Daher heit e8 jo oft scultetus consules et universitas 
civium, ober scultetus consules et universi cives, oder consules 
totumque commune, oder consilium èêt universi cives, consilium 
et universitas civium, oder consilium et commune civium 
uf. w.®). Späterhin hat fi nun zwar auch an der Seite bie 
ſes Stabtrathes wieder eine Nepräfentation der Gelammtbürger: 
ſchaft gebildet, welche zum Unterſchiede von dem bereits jchon be 
ſtehenden Rathe, den man fodann einen Fleinen oder engen Rath 
zu nennen pflegte, den Namen großen oder weiten Rath erhal 
ten bat, und welcher bei wichtigeren Geſchäften ftatt der Ge— 
jammtgemeinde beigezogen werben mußte. Allein auch dann 
noch jollte, wie wir jehen werben, in ben .aller wichtigften Auges 
legenheiten die Gefammtgemeinde beigezogen werben. Tenn alle 
Machtvolllommenheit ruhte nach wie vor in der Gemeinde. 

Au die Geldbußen, in fo fern fie nicht der Herrichaft 
gehörten, fielen der Stadtgemeinde ganz oder theilweile zu. Eben 
jo fiel in Ermangelung fucceffionsfähiger Verwandten in ber Stabt 
der erbloje Nachlaß ganz oder theilweife an die Stadtgemeinde, 


8) Urk. aus 18. sec. bei Kopp, Geſch. IL, 564. 

4) Urt. von 1225 bei Böhmer, Frankf. Urkb. I, 44. 

5) Url. von 1240 bei Jäger Ulm, p. 721. vergl. oben $. 71, 145, 146 
u. 161. 

6) Deede, Grunblinien, p. 87. vergl. oben $. 151. 
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3. B. in Freiburg 7), in Bern ®), in Dieſſenhofen 9, In Freifing 19, 
in Lüneburg 1%), in Altenburg 1%) u. a. m. Eben jo alles va⸗ 
tante Gut, 3. B. in Speter 13). In ſehr vielen Landftädten fiel 
jeboch der erblofe Nachlaß an den Landesherrn, z. B. in Nihem 
im Stifte Paberborn 1%), in Ens und Wien 18) u. a. m. 

Enblid waren bie Stabtgemeinden auch noch die Duelle aller 
ftädtiihen Aemter und Würden. Denn fie hatten die Bürgermei- 
fer und Stadträthe und alle übrigen ftäbtiihen Beamten zu wäh- 
len. Die Bürgermeifter und. Rathsherren und bie übrigen Beam- 
ten und Diener waren demnach fammt und fonders Gemeinde:Be: 
amte und Diener, welche im Namen und aus Auftrag der Ge 
meinde zu handeln hatten. 

Zwar ftanden auch bie Stabtgemeinden, wie die Dorfgemein- 
den und die Marfgemeinden überhaupt, unter ber öffentlichen Ge⸗ 
walt und in den grundherrlihen und gemijchten Stabtmarfen auch 
noch ganz oder theilweile unter der Grundherrſchaft. Allein die 
Öffentlichen Beamten durften fi in die Markangelegenheiten gar 
niht und die grundherrlichen Behörden nur fo weit mifchen, als 
die Grundherrſchaft bei einer markgenoſſenſchaftlichen Verfügung be 
theiliget war. Wenn demnach fchon die Markgemeinden und bie 
Dorfgemeinden alle ihre Gemeindeangelegenheiten felbft beforgen, 
fih im eigentlichen Sinne des Wortes felbft regieren durften ?e) 
jo war dieſes um fo mehr bei den Stabtgemeinden der Fall, da 
diefe gleich von Anfang an mit dem freien Verkehr auch eine freiere 
und unabhängigere Stellung erhalten hatten, mit diefer aber noth- 
wendiger Weife auch ein freieres und felbftändigeres Regiment (ein 


N) GStabtrobel 6. 24. 

8) Handfefle von 1218 $. 51. 

9) Handfeſte von 1260 $. 2 bei Schauberg, II, 53. 

10) Rupredt von Freiſ. II, 8. 

11) Altes Stadtrecht bei Kraut, p. 19. vergl. oben 6. 888. 

12) Bald, IL, 88 f. . 

13) Lehmann, p. 276. 

14) Urf. von 1280 bei Schaten, III, 2. p. 102. 

15) Stadtrecht von Ens, $. 16 u. 17. und von Wien $. 45 u. 46. bei 
@aupp, II, 220 u. 248. 

16) Meine Gef. der Markenrerfaſſung, p. 269 fj., 864 u. 400 fj. Meine 
Gel. der Dorfverf. U, 18 u. 19. 

® 
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Selbftregiment) verbunden fein mußte Daher beitand auch 
bie Ertheilung des Stabtrechtes meiſtentheils in nichts Anderem, 
als in dem Zugeſtehen des Nechtes fih durch eine felbftgewählte 
genoſſenſchaftliche Behörde felbft zu regieren, wie dieſes unter Un- 
berem im Stahre 1344 bei Ertheilung des Stabtrechtes von dem 
Biſchof von Paderborn und von den Rittern von Herfe, als ben 
Landes= und Grundherren (domini terrae), dem Orte Schwaney 
zugeftanden worden tft 17). 

Auch die Angelegenheiten der Stabtgemeinden find urfprüng: 
Tich, wie bei ben großen Marken und bei ben Dorfmarfen, nichts 
anderes als Marlangelegenbeiten geweſen. Durch den ben 
alten Städten geworbenen freien Verkehr wurden aber auch fie jehr 
bald zu etwas ganz Anderem. 

Diefes Alles ſoll nun im Einzelnen behandelt und nachge⸗ 
wießen werden. Und ich beginne mit den Angelegenheiten ber 
Stadtgemeinde. 


2. Gemeindeangelegenbeiten. 


$. 400. 


Die Angelegenheiten der Stadtgemeinden waren uriprünglic 
bloße Marlangelegenheiten, wie bdiefes auch bei den Dorf: 
marken der Fall war !). Auch blieben die Stabtmarkangelegenhei- 
ten nach wie vor Angelegenheiten ber Stadtgemeinden, nachdem 
die Gemeindeangelegenheiten, wie wir fogleich fehen werben, mehr 
und mehr erweitert, und ihrer Wefenheit nach wahre Gewerbs: 
und Verkehrs Angelegenheiten geworden waren. Zu ben 
Angelegenheiten ber Stadtgemeinde gehörten demnach in früheren 
wie in fpäteren ‘Seiten die Erhaltung und Benutzung ber Gemein- 
waldungen und Weiden, die Anlegung und linterhaltung der Stra- 
Ben und öffentlichen Pläße, der Wege und Stege, der Brüden 
u. |. w., die Benußung des Gemeinen Waſſers zur Fiſcherei, zur 


17) Urk. von 1844 bei Wigand, Ardiv, I, 4 p. 99. — jus municipale 
quo se regerc et de ceiero gaudere debent — concedimus et 
donamus. " 


1) Meine Geſch. ber Dorfverf. II, 1 fi. 
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Ediffahrt, zum Holzflößen, zum Wafchen, zur Anlegung von 
Mühlen u. |. w., überhaupt alles, was zur Forſt⸗, Bau⸗, Feld⸗, 
Wafler-, Markt: und Victualien Polizei gerechnet zu werben pflegt. 
($. 144, 381 u. 382). Die Stabtgemeinde und in ihrem Namen 
ver Etabtrath hatte demnach die Auflicht über die Erhaltung und 
Benubung der gemeinen Stadtmark. Die Gemeinde follte den ge- 
meinen Nuben befichtigen („und fullen ben gemeinen nuß be— 
ſehen“) 2). Ohne Zuſtimmung der Gemeinde durfte ſich niemand 
Gemeinland aneignen, es alſo auch nicht roden, und nicht darauf 
bauen, obne Erlaubniß weder Brenn: noch Bauholz holen, ohne 
vorhergegangene Belichtigung Fein neues Gebäude aufführen, nur 
unter ber Aufficht der Gemeinde die Marftpläbe, die Gewerbsbuden 
und Gewerbshallen benugen, was frühe ſchon zu einer ſtaädtiſchen 
Forſt⸗, Felt-, Baus, Gewerbs⸗, Markt: und Victualien Polizei ges 
führt hat. ($. 144, 381 u. 382). Zur Verfügung über die Ge: 
meinländereien und Almenden war daher einzig unb allein bie Ge- 
meinde oder in ihrem Namen ber Stabtrath berechtiget. Denn 
nur die Gemeinde oder der Stabtrath durfte die Gemeinländereien 
veräußern, gegen einen jährlichen Grundzins ebenſowohl wie auch 
als Sondereigen. Auch durfte ſie nur allein das Gemeinland thei⸗ 
len, und es zur Anlegung von Wegen und Stegen oder auf ſon⸗ 
ſtige Weiſe benutzen 22). Namentlich war dieſes in Regensburg?), 
in Worms 9), in Bafel®), in Speier ©) und auch in Straßburg ber 
Fall. In Straßburg hatte zwar Friedrich II. der Bürgerfchaft die 
Verfügung ber die Gemeinde Almende verboten). Diejes Ber: 
botes umd des Widerſpruchs des Biichofs ungeachtet fuhr jedoch der 
Stabtratb und die Gemeinde dafelbft fort über die ftädtifchen Al- 


2) Kaiſerrecht, II, 56. 
38) Kaiſerrecht, II, 78. 

8) Urk. von 1818 bei Gemeiner, I, 544. 

4) Urt. von 1277 bei Guden, syl. p. 270. vergl. oben $. 226. 

5) Ratheorbnung von 1496 bei Ode, V, 60 u. 61. 

6) Arg. Urf. von 1284 bei Lehmann, p. 271—272. 

7) Urk. von 1214 bei Schoepflin, I, 826. pro terrig illis in civitate 
sive extra, quae vulgo nuncupantur Almende, quod nullus ho- 
minum illas terras habere debeat, vel sibi ex eisdem aliquid 
vendicare, nisi de manu episcopi, qui ipsas terras ab imperio 
et de manu nostra se tenere recognoscit. 


s 
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menden im Sintereffe der Stadt zu verfügen ®). Und jchon in dem 
befannten Mevers vom Sahre 1263 wurde dem Stabtrath und ber 
Gemeinde auch von Eeiten des Biſchofs biefes Recht zugeitanden ®). 
Auch hatten die Stabtgemeinden die Auffiht über die Grenzen ber 
Stadtmart. Und es wurden zu dem Ende, wie in den großen 
Marken und in den Dorfinarten, regelmäßige Markumzüge gehal: 
ten. ($. 222). 

Zu den Angelegenheiten der Stadtmarkgemeinde gehörten je: 
doch nicht Bloß die Angelegenheiten der gemeinen ungetheilten Mark, 
fondern auch bie Angelegenheiten der y„etheilten Mark oder ber 
Feldmark. Urſprünglich wurbe es in tiefer Beziehung auch in den 
Städten offenbar eben fo gehalten, wie in ben Dorfmarken 19). 
Und in vielen Städten ift es auch in fpäteren Zeiten noch fo ge 
blieben. So verfügte in München die Bürgerfchaft über den An- 
bau der zur Stadt gehörigen Felder und über die Art ihrer Be 
wirthſchaftung, über die Einzäunung der Felder, über bie Zeit 
wann das Vieh auf bie Felder getrieben werben durfte, über bie 
Zeit wann der Mift ausgeführt werden mußte u. dergl. mehr"). 
Eben fo wurden Anordnungen getroffen über das Vich Halten, 
insbefondere aud über das Halten von Schweinen und über bie 
Schweinetrift '!*), dann über das Hüten bes Viehes auf den el: 
bern, über das Aehrenlefen, über das Pfänden auf den Feldern, 
über den von dem Vieh auf den Feldern angerichteten Schaden u. 
bergl. m., von ber Bürgerjchaft und dem Stadtrath in Speier 12), 
in Zürid) 13), in Alftebt, Ilm, Teuchel 1%), in Neuftadt Ebers- 


8) Urk. von 1261 bei Schoepflin, I, 484. Ad hec almendas in ci- 
vitate predicta et ejus banno sitas ecclesie nostre per imperialem 
sententiam dudum adjudicatas privatis suis usibus applicant. 

9) Revers von 1268, art. 6 bei Schilter zu Königshoven, p. 780. „Eie 
„ſullent dd ir Allmenden bejegen und entjegen ane menliches wie 
„berrede nach iren willen.“ Gunebrief von 1263 bei Wender, von 
Außburgern, p. 24. vergl. Beflätigungs Urkunden von 1264, eod. 
p. 26 u. 27. 

10) Meine Geſch. der Dorfverf. II, 8 ff. 

11) Stabiredht, art. 812—814 bei Auer, p. 120. 

11a) Stadtrecht von Straßburg c. 86 u. 87 bei Grandidier, p. 77. 

12) Gemeindebeſchluß von 1828 5. 17—20 bei Lehmann, p. 288. 

18) Rathserkenntniß bei Bluntſchli, I, 148. Note 67. 
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walde !°) u. a.m. In Monkingen beftimmte der Stabtrath, wann 
unb wie geadert und gepflügt, Bäume gepflanzt, bie Brache be⸗ 
baut, die Reben gefchnitten, geheftet, gelaubt und mit Pfählen ver: 
jehen, bie Weinberge ganz ausgehauen werben follten u. dergl. m. 1°). 
Auch in Würzburg gehörte e8 zur Zuftändigfeit der Stabtgemeinde 
Anordnungen zu treffen fiber das Leſen der Weinberge, über das 
Hüten der Felder und der Weinberge, über bag Stoppeln in ben 
Weinbergen, über die Viehweide, über das Wegführen bes in den 
Saflen liegenden Miftes, Holzes u. dergl. m. 17). In der Stabt 
Elgg machte der Stadtrat) Verorbnungen über die Erndtezeit und 
über das Beſuchen der Weinberge, über bie Baumpflanzungen und 
über die Benutung bes auf der gemeinen Mark wachlenben Obites, 
über die Weide auf den Feldern, in den Baumgärten und in ben 
anderen Einfängen 18). Auch in Notenburg am Nedar beftimmte 
der ˖Stadtrath gemeinſchaftlich mit den herrichaftlichen Beamten 
jedes Jahr die Herbit- und Erndtezeit und machte ſodann bie von 
ihm erlaſſene Herbft- und Erndteorbnung bekannt 19). In den 
meiften Stäbten find jedoch mit dem Aderbau und mit der Vieh: 
sucht auch die Anordnungen darüber verſchwunden. Und die Ge: 
meindeangelegenheiten nahmen ſodann mehr und mehr den Eharal- 
ter von Gewerbs: und Verkehrdangelegenheiten an. 


14) Statute bei Wald, V, 181—184, 186, VI, 210. 

15) Fiſchbach, Stäbtebeihreibung ber Mark Brandenburg, I, 87 u. 88. 

16) Altes Gerichtsobuch bei Koenigsthal, I, 2. p.55—57. vergl. oben $. 52. 

17) Stimm, III, 606. 

18) Herrſchaftorecht von 1585, art. 67, 68 u. 69 bei Peilalug, I, 374, 
875, 876 u. 877. 

19) Ungedrudte neue Ordnung der Herrſchaft Hohenberg von 1541 art.2 p. 41 
n.42. „Herpft vnnd Erndt⸗Ordnung wie bie järlich verfhund werben follen. 
„Demnach iſt ſolchs gepots halben dermaſſen betebingt vnnd abgeredt 
„worden, das nu binfuro kainer lejen fol on erlaupnuß ber ver- 
„osdneten von ber obrigfait, vnnd ainem erfamen Rat 
„in Rottemburg, vnnd wann ober zu welcher herbfis zeiten burch bie 
„obrigfeit vnnd ainen Rat oder berjelben verorbneten zugelajjen. ver: 
‚gunndt vnnd erlaupt wurbet abtzulefen, alßdann fol ain yeber ber 
„auffer feinem guet oder weingarten ainiche Lanndtgarben gibt. nit 
„liefen oder ablaffen. er hab bann dem grunbtherren a jenman ober 
„berjelben beuelhhaber zu rechter gepurlicher zeit zuuor verfhunndt.“ 
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$. 401. 


Seitdem der freie Verkehr zu Handel und Wandel geführt 
hatte, der Handel und Wandel aber zur ftäbtifhen Nahrung ge: 
worden war, die Stäbte felbft alſo Site des Gewerböwefens ge: 
worden waren, jeitbem traten die Marfangelegenheiten mehr und 
mehr in ben Hintergrund und bie ftädtifchen Öffentlichen Angelegen: 
heiten drehten ſich nun mehr oder weniger um das Gewerbe: und 
Verkehrsweſen herum. (8. 108 u. 144.) 

Der mit der Marktfreiheit und dem freien Verkehr entftan- 
dene Handel und Wandel hatte nämlich frühe ſchon Marftpläge, 
Kaufhäufer, Gewandhäufer, Gewerbshallen, Gewerbs Lauben, Ge: 
werbs Buben und Bänke und Börſen nothwendig gemacht, theils 
zur bequemeren Aufitellung theils zur beiferen Beauffichtigung ber 
zum Verkaufe beitimmten Waaren und zur Erleichterung des Ber: 
fehres überhaupt. Seit dem 10., 11., 12. und 13. Jahrhundert 
jehen wir daher alle emporftrebenden Stäbte mit der Anlegung und 
Errihtung folder Marktpläße, Kaufe und Gewerbshäuſer, Hallen, 
Buben, Bänke und Börjen beihäftiget. ($. 186, 187—191). Zur 
Erleichterung bes Verkehres wurden die Gewerbshallen und Buben 
meiſtentheils an den Marktpläßen oder um dieſe herum angelegt, 
3.2. in Köln, Worms, Speier, Eflingen, Münden, Wien, Magbe- 
burg, Goldberg, Witftod u. a. m., oder es wurden fogar eigene 
Märkte für gewiſſe Gewerbszweige angelegt, 3. 3. in Köln eim 
Heumarlt, ein Finkenmarkt, Buttermarkt, Fiſchmarkt, Hühnermarkt, 
Salzmarkt und ein Eiſenmarkt; in Speier außer dem Hauptmarft 
noch ein Korn-, Holz:, Roß⸗, Obft:, Kraut, Brod:, Semmel- und 
Ledermarkt; in München außer dem Hauptmarft, auf welchem bie 
Frucht⸗, Fiſch- und Victualien Märkte gehalten zu werben pflegten, 
auch noch ein Rindermarkt, ein Pferdemarkt, ein Schweinemarft 
und ein Heumarkt; in Ehlingen außer dem Hauptmarkt noch ein 
Obſt⸗, Kraut⸗, Fiſch⸗Roß⸗ und Hafenmarkt; in Weblar ein Korn⸗, 
Eifen: und Kaͤſe⸗ oder Buttermarkt u. |. w. ($. 186 u. 187). 

Zur Erleihterung und zur Vermittelung bes Verkehrs wur: 
den ftädtifche Wein: und Bterfeller und in Coesfeld ein fo: 
genanntes Gruthaus angelegt. Sie dienten nicht bloß zum gejelli- 
gen Verkehr, ſondern öfters auch als Waarenniederlagen, 3. B. in 
Münden, und als Verfammlungsorte zur Verhandlung über die 
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ſtädtiſchen Angelegenheiten, 3. B. in Coesfeld. Daher waren bie 
Rathskeller metitentheils mit den Nathhäufern verbunden '). 


§. 402. 


Zur Krleichterung des Verkehrs wurden auch jtäbtifche 
Wirthshäuſer und fogenannte Herbergen angelegt. In 
früheren Zeiten gehörte die Beherbergung und Verpflegung ber 
Fremden zur Pflicht der Gaftfreundfchaft 2). Es dürfte daher nicht 
leicht ein Fronhof oder ein Klofter gefunden werden, in welchen 
nicht zur Bewirthbung und zur Beherbergung der Säfte und Rei— 
jenden Vorſorge getroffen worden wäre. Solche Herbergen findet 
man daher fchon feit ben Fränkiſchen Zeiten und fpäter ſogar jehr 
hänfig. Auch pflegten die geiftlichen. und weltlichen Grundherren 
zu dem Ende eigene Wirthichaften anzulegen, in welchen die Gälte 
und Reifenden theils umſonſt theils gegen eine geringe Vergütung 
beherbergt und verpflegt werden follten 2). So jollte im Klofter 
Altenmünfter der herrichaftliche Wirth die Gäfte umfonft beherber- 
gen („unfer Taefennar fol — uns unjer geft legen“) ?). Und in 
den beiden Wirthshäuſern (MWirthöfen) des Klofters Chiemſee fol: 
ten außer den berrichaftlihen Beamten auch die fremden Reijenden 
gegen eine geringe Vergütung beherbergt und verpflegt werben. 
(Es ſoll auch ieglicher wirth of wein und Lost haben in feinem 
„haus durch daz ganz jar in folicher befchaiden, wer durch das lan 
„zug, er rit oder gieng, dem foll er geben umb feinen pfening, ob 
„er fein begert, wein, brot, und ander Tost, und barzu häu und 
„meber”)%), Auch in den alten Städten wurben foldhe herrichaft: 
liche Wirthshäufer errichtet und das Recht Wirthfchaft zu treiben, 
‘wie jedes andere Gewerbsamt von der Herrichaft übertragen. 
In Augsburg und Straßburg war noch nach den alten Stadt: 
rechten das Recht Wirthichaft zu treiben ein Amt (anbaht, officium), 





1) Söleland, p. 25, 26, 65, 66 u. 68 und oben $. 190. 

1) Meine Einleitung zur Geld. der Marks ıc. Verf. p. 165 ff. Meine 
Geſch. der Markenverfaflung, p. 193 u. 194. 

2) Meine Geſch. der Fronhöfe, I, 134, II, 139 u 818 f. 

8) Weisthum n. Mon. Boic. X, 869. 

4) Stimm, IIL, 677. 
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welches von dem Burggrafen empfangen werben mußte®). Auch 
pflegten die Fremden in manden Städten einen Gaftfreund 
(hospes) zu haben, bei welchem fie, jo oft fie in die Stadt kamen, 
ihr Abfteigquartier nahmen. Einen folhen Gaftfreund hatte 3. 8. 
ein Herr von Heideck in Nürnberg, beffen Sohn er bei dem im 
Jahre 1348 entitandenen Aufftand nebjt mehreren anderen ange: 
jehenen Bürgern, und zwar, wie er fpottweije fagte, um ihn aus: 


zuzeichnen (gratiam tibi singularem faciam), etwas höher als die- _ 


anderen aufhängen lich %). Auch der Meifter Klingsor wohnte, als 
er nach Eiſenach Fam, in dem Hofe eines reichen Bürgers (— „yn 
„eynes vichin borgers hoff — in eines borgers hoff dei gaftunge 
„Phlag”). Und Wolfram von Eſchenbach nahm bafelbfi bei einem 
anderen Bürger feine „Herberge” 7). Selbſt die Kaiſer verjchmäh- 
ten e8 nicht bei ſolchen Bajtfreunden einzufehren und ſich von ihnen 
bewirthen zu laſſen, wie diefes in Augsburg, Nürnberg und Werth 
öfters der Fall war. ($. 174). Auch die fremden Handelsleute 
pflegten bei ihren Gefchäftsfreunden einzufehren und die Wohnun- 
gen der Hanbelsleute, 3. B. in Köln, zur Beherbergung der reifen- 
den Handelsleute eingerichtet zu fein. (submercatores et qui ho- 
spites recipere solent) ®). 

Diefe Art ber VBeherbergung genügte aber nicht mehr, jeitbem 
die Städte Sitze des Handels: und des Gewerbsweiens geworben 
waren und die Fremden nun von allen Seiten in Mafle herbei- 
ftrömten. In den meilten Städten gingen feit Abſchaffung der 
Hörigkeit die alten Wirthshausämter in freie Zünfte über und es 
wurde fodann bie Wirthichaft wie jedes andere Gcwerbe betrieben. 
($. 262). Und die Auffiht über die Wirthshäufer, Bier: und 
Weinhäufer und Weinteller und über die Spiele darin ging ſodann 
auf den Stabtrath über, z. B. in Breslau, Brieg und Grottlau ®), 


5) Augsburg. Stabtr. bei yrepberg, p. 116 u. 117. „unbe fol auch nie- 
„men chenden ern enphahe daz ampt von bem burggrafen.” Straß: 
„burg. Stadtr. c. 44 bei Grandidier, II, 60. 

6) Meifterlein bei Ludewig, rel. Mpt. VIII, 120 u. 121. vergl. nod) 
Rebdorf ad 1848 bei Freher, I, 685 u. 636. 

. 7) Chron. Thuring. bei Schoettgen et Kreysig, I, 89. und Mencken, 
II, 1698 u. 1700. 
8) Urt. von 1247 in Quellen, I, 886. 
9) Url. von 1824 6. 11 bei T. u. Stenzel, p. 506. 
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in Babberg, Werl u. a. m. in Weftphalen 9). In Straßburg 
findet man ſchon zur Zeit des alten Stabtrechtes ſolche offene 
Wirthshäuſer und Fremden Herberge (peregrinorum hospicis oder 
„der offenen wirte huſer“) 11), welche von den erwähnten berrichaft: 
lichen Wirthshäuſern verjchieden gewefen zu fein fcheinen. Jeden⸗ 
falls fpricht aber Königshofen zum Jahre 1365 von ſolchen nicht 
herrfchaftlichen offenen Herbergen und Wirthshäufern in Straß: 
burg 22). In Bafel wird im Jahre 1340 und nachher noch öfter 
einer Herberge für fremde Kaufleute gedacht. Der damalige Wirth 
wurde Schnabel genannt. Und von ihm hat ſodann das Wirths- 
haus felbft den Namen Schnabel erhalten und auch fpäterhin be: 
halten. Andere Wirthshäufer werden genannt im Jahre 1339 der 
Thurm ze Rin, 1424 die rothe Herberg auf dem Kolenberg, um 
1433 das Wirthshaus zum Blumen, zum Luft, zum Thor, zum 
Ingber, zum NRößlin, zur Summerow, zum Haſenclav, zum vothen 
Köwen, zum großen Keller, zum Hüme, zum Nowen, zum’ Roſgar⸗ 
ten, zum Pfauen an ber Nheinbrüce, zum niedern Pfauen, zum 
Affen, zum Roß, 1439 zum Edhiff, 1450 zum Strauß, 1455 zur 
Krone und 1477 zum Meerichwein 2°). In Lübeck wurde im 
Jahre 1358 dem heiligen Geift Haufe gegenüber eine neue Frem⸗ 
venherberge gebaut und ſodann ein Almoſenſtock öffentlich aufgeitellt, 
um Gaben für diefelbe zu fammeln. Es iſt jedoch wahrſcheinlich, 
daß dieſe neuerbaute Fremdenherberge mit jener geiftlichen Stif- 
tung zufammenbing, alfo felbft eine geiftliche Anftalt war 12b). Se: 
denfalls findet man aber bereit im 13. Jahrhundert eigentliche 
Wirthshäuſer in Freiburg im Wechtlande. Denn die im Stadtrecht 
mehrmals erwähnten hospites, zumal die bürgerlichen hospites (ho- 
spites burgenses) find offenbar Gaftwirthe gewejen 12°). Auch in 


10) Seibertz, Rechtsgeſch. von Weftfalen, III, 739. 

11) Stebir. c. 91 bei Grandidier,, II, 79. vergl. no Stabtr. von 1249 
8. 11 bei Mone, Anzeiger, VI, 24. und bei Strobel, I, 550 $. 6. 

12) Königöbhonen, p. 290. — „gon gen Strosburg in bie beste wurtess 
„hüfere — das dozumole ein genge herberge was.“ 

128) Bajel im 14. Jahrhundert, p. 60. 

12b) Urf. von 1858 bei Pauli, Lüb. Zuftände im 14. Jahrh. p. 217. — 
trancum, in quo si aliquid in usum hospitalis novi constructi ad 
hospitandum peregrinos — dari contmgat, posuerunt. 

12e) Hanbfefle von 1249, $. 80, 81 u. 93 bei Gaupp, II, 97. 


— 
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Eichſtädt gab es im 14. Jahrhundert Schon offene Wirthshäufer 124), 
In Frankfurt hat bereits im Jahre 1364 das Gafthaus zur golde⸗ 
nen Wage und im Sahre 1429 die Herberge zum Lindwurm bes 
ftanden 12°), An Soeft findet man bereitS im Jahre 1295 ein 
Weinhaus (domus vinaria) !?f) und in Büren im Jahre 1248 einen 
Gaſtwirth (caupo) !?e), Weinhäufer, fogenannte Weinftubenhalter, 
gab es in Köln im Jahre 1441 ſchon 248 12%). In anderen 
Städten nahmen die Stadtgemeinden felbft die Beherbergung und 
Verpflegung der Fremden in die Hand und errichteten zu dem 
Ende jtädttiche Wirthshäufer, in welchen die Reiſenden theils um: 
jonft theils gegen eine mäßige Vergütung Aufnahme fanden. In 
Dremen findet man feit dem Anfang des 14. Jahrhunderts ein 
ſtädtiſches Gaſthaus und etwas fpäter noch ein zweites. “Jedes 
von beiden wurde von zwei Rathöherren verwaltet 1%), In Coes⸗ 
feld gab es feit dem Jahre 1445 ein ftädtiiches Gafthaus, in wel 
hem die Reiſenden für eine Nacht unentgeltliches Unterfommen 
fanden und im Erfranfungsfalle auch längere Zeit verpflegt wer- 
den follten 13). Die meiften Fremdenherbergen biejer Art waren 
jedoch für fremde Reiſende beftinnmte Armen: und Srantenhäufer, 
von benen gleich nachher bie Rebe fein wird. In Mainz wurde 
noch im Jahre 1492 ein eigener Judenwirth zur Beherbergung der 
reifenden Juden angenommen und ihm die Judenherberg zum Tal: 
ten Bad gegen einen jährlichen Zins verpachtet !5). Auch in Frank: 
furt a. M. Hatten die Juden ein eigenes Wirthshaus, das joge: 
nannt Heckhaus der Juden!‘ Nach und nach haben ſich je: 
doch auch dieſe ſtädtiſchen wie die herrichaftlichen Wirthshäufer ver: 
Ioren, und die Verpflegung der Fremden ging jodann allenthalben 


12d) Urk. von 1858 in Mon. Boic. X, 275. — „ze Eyflet, in eins ofjen 
„Wirtes Huf.“ 

12e) Battonn, U, 217 u. 241. 

12f) Urt. 1295 bei Seiberg, II, 1. p. 562. 

12g) Utf. 1248 bei Eeiberg, II, 1. p. 321. 

12h) Ennen, Geſch. II, 604. 

13) Stat. von 1308 bei Oelrichs, p. 29—30. Donandt, I, 340. 

14) Söteland, p. 39 u. 40. 

15) Url. von 1492 bei Schaab, Gefchichte ber Juden in Mainz, p. 194— 
137.: 

16) Kriegt, Bürgerzwifte, p. 446. 
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in bie Hände von Gewerbsleuten über, welche auch dieſes Gejchäft 
wie jedes anbere Gewerbe, meijtentheils als ein zünftiges Gewerbe 
betrieben ($. 290). 


§. 408. 


Der größere Verkehr führte auch zum Verkehr und zum 
Handel mit auswärtigen Gewerbs- und Hanbelsleuten, zu Han⸗ 
belsgefellfchaften mit fremden Kaufleuten, und zu Gewerbs⸗ und 
Handelsverbindungen mit anderen Städten und bieje ſodann 
zu Sewerbs- und Handelöverträgen und zu Stäbtebündntffen. 
Der Handel und die Hanbelsverbindungen von Regensburg, Magbe- 
burg, Bardewik, Erfurt u. a. m. reichen fchon in bie Zeiten Karls 
des Großen und noch weiter hinauf (6. 75, 248 u. 249), die Han- 
belöverbindungen von Augsburg mit Köln wenigftens bis ins 12. 
Jahrhundert ($. 247). Späterhin wurden befanntlid) Augsburg 
und Rürnberg Site bes Handels mit Venedig und mit dem Orient, 
Auch Wien, Ulm, Lübeck, Bremen, Hamburg, Köln, Soeft, Dort- 
mund, Braunfhweig u. a. m. trieben jedenfalls jchon feit dem 12. 
und 13. Sahrhundert bedeutenden Handel mit dem Orient, mit 
Rußland, LKiefland, Dänemarf, England und mit anderen Län- 
dern 2). Die Hanbelöverbindungen führten auch zu Gewerbsver- 
bindungen und zu Verträgen mit fremden Städten über das Ge: 
werbsweſen. Soldye Verträge über das Gewerbsweſen ſchloſſen 
aber nicht bloß die Zünfte mit den Zünften fremder Städte (6.282), 
fondern auch die Stabträthe felbft namens der Zünfte und in 
ihrem Intereſſe. So 3. B. die Stabträtbe von Lübeck mit den 
Räthen von Hamburg, Roftod, Stralfund, Stettin, Greifswald, 
Wismar u. a. m. 2). Die Nothwendigkeit für die Handelsleute 
ihren Handel auswärts perjönlich zu betreiben und doch zu gleicher 
Zeit auch ihre Plabgefchäfte gehörig wahrzunehmen führte zu Han: 
delögefellichaften von zwei und mehreren Kaufleuten, 3.38. in Lübeck 
feit dem 13. und 14. Sahrhundert®). Die Handelsverbindungen 
mit fremden Städten führten zu Nieberlaffungen der Einheimijchen 


1) Sülmann, I, 208—206. Jäger, Ulm p. 686 fi. 

2) Urk. von 1321, 1854 u. 1876 bei Wehrmann, Lüb. Zunftrollen, p. 176, 
225 u. 226. 

8) Pauli, Züb. Zuftände im 14. Jahrhundert, p. 189142, ’ 
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in der Fremde und umgelehrt auch wieder zu Nieberlaffungen ber 
Fremden in den deutſchen Städten ($. 242). 

Die Handelsverbindungen hatten aber auch politiiche Der: 
bindungen (Stäbtebündniffe) zur Folge. Die Conjurationen, Con: 
füderationen und Colligationen der Städte begannen ſchon im 12. 
Jahrhundert. Denn fie wurden bereits in den Jahren 1158, 1226 
und 1231 von den Deutſchen SKönigen verboten 2). Sie dauerten 
aber nad) wie vor fort. Denn es entftanden noch im Laufe bes 
13. Jahrhunderts jene Etäbtebündniffe zur gegenfeitigen Unter: 
ftüßung und zur Erhaltung des für den Handel fo nothiwendigen 
Landfriedens (pax generalis), der Bund der Rheiniſchen Städte 
im Sahre 1254 5), der Bund ber Herren und Städte in ber 
Wetterau im Jahre 1265, der Bund mehrerer Stäbte am Rhein 
und in ber Wetterau im Jahre 1273, der Bund mehrerer Laub: 
herren mit 17 Städten im Elfaß, am Rhein und in ber Wetterau 
im Sabre 1278, der Bund einiger Städte in ber Wetterau im 
Jahre 1285 9), die Stäbtebündnifje von Freiburg, Villingen, Rott: 
weil u. a. m. im Breisgau im 14. Sahrhundert ?), die Bündnifle 
der Städte Bafel und Straßburg unter ſich und mit den fchwäbi- 
ſchen und rheiniſchen Städten im 14. und 15. Sahrhundert ®) u. 
a. m., insbejondere auch der hanſeatiſche Stäbtebund, welche Bünd: 
nifle mehr oder weniger von Handelsverbindungen ausgegangen 
find und vor Allem den Schuß des Handels und Wandels und 
baber einen allgemeinen Landfrieden zum Gegenftand hatten. Noch 
in den Jahren 1308 und 1396 ſchloſſen 14 märkiſche Stäbte, Bran- 
benburg und Berlin an ihrer Spige einen Bund wider die räubert: 
ſchen Edelleute al8 Feinde des Vaterlands zu fechten ). Die 
Bunbesangelegenheiten waren deshalb mehr oder weniger felbit 
Handels: und Gewerbsangelegenheiten. Wenigftens drehte fich ein 


4) Pertz, IV, 112, 258 u. 279. 

5) Pertz, IV, 868 ff. Urkunden von 1254 bi8 1256 bei Boehmer, Frankf. 
Urkb. I, 98, 97 u. 100—114. 

6) Boehmer, p. 134, 162, 185 u. 218. 

7) Schreiber, Geld. von Freiburg Il, 128 u. 227 f. 

8) Heusler, Stabiverf. von Bafel, p. 349—854. 

9) Fiſchbach, Städtebefchreibung ber Mark Brandenburg, I, 6. vrgl. oben 
§. 128 u. 129. 
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großer Theil der auswärtigen Verhältniffe der Städte um das Ver: 
kehrs⸗ und Gewerbsweien herum. 

Eine Hauptangelegenheit der Stadtgemeinden war jedoch das 
Verkehrs: und Gewerbsweſen felbft und deſſen Beauffichtigung, 
um dadurch die Gewerbe und den Handel möglichjt zu heben. 


Gewerbspolizei. 
6. 404. 


Die Gewerbspolizei lag zwar zunächſt in den Händen 
der Zünfte (6. 275). Darum waren aber die Stabtgemeinden und 
bie Stabträthe nicht von ihr ausgefchlofien. Denn die Zünfte 
ftanden unter ber Aufficht des Stadtraths. Die Anordnungen der 
Zünfte mußten dem Stabtrafh zur Betätigung vorgelegt werben. 
Oefters wurden biefe Verordnungen fogar von ben Stabträthen 
allein ohne Zuziehung der Zünfte oder auch gemeinjchaftlich mit 
ihnen erlaflen ($. 272 u. 288). Daffelbe gilt von der Ernennung 
oder Beitätigung der Zunftvorſteher ($. 270). Allenthalben Batten 
jeboch die Stabträthe und die Gemeinden das Recht in Gewerbs: 
angelegenheiten einzufchreiten und mit oder auch ohne Auziehung 
der Zünfte Anoronungen zu treffen und Verordnungen zu machen. 
In Nürnberg geihah diejes bereits im 14. Jahrhundert. Der 
Stabtrath machte dafelbft Verordnungen Über die Anzahl der Mei- 
fter und der von jedem Meifter anzunehmenden Lehrfnechte und 
Lohnknechte, fodann über die Meifterwerke, über bie Blech- und 
Eiſenſchmiede, über die Eilenhammer u. a. m. Auch warb ver: 
orbnet, daß niemand zwei Handwerke neben einander treiben folle!). 
In Köln fanden die Zünfte bis ins 14. Jahrhundert unter der 
Richerzeche und bdiefe feste aus ihrer Mitte jeder Zunft einen 
Dbermeifter vor zur Oberaufficht über die Zunft 2). In Mün- 
Ken machte der Stabtrath feit dem 13. und 14. Jahrhundert eine 
Menge Verordnungen über die verjchtevenen Arten von Gerberben 
und über die Ausübung bdiefer Gewerbe. Und um auch für ben 
gehörigen Vollzug dieſer Anorbnnungen zu forgen, wurden für jedes 


1) Die Rathöorbnungen aus 14. sec. bei Siebenkees, Materialien, IV, 
679—688. 
23) Ennen, IL, 543, I, 598 u. 599. vergl. oben $. 288. 
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einzelne Gewerbe ben Obermeiſtern in Köln ähnliche Aufſeher, 
gefhworne Pfleger, beitellt, welche die Gewerbe beauffichtigen, 
fie von Zeit zu Zeit befichtigen und dem Stabtrath und dem Stabt- 
riäter melden und rügen follten, was fie bei ber Beſichtigung 
Strafbares gefunden 2). Auch in dem Stabtrecht von Augsburg 
vom Jahre 1276 findet man fon eine Menge Verorbnungen über 
alle Arten von Gewerben 4). Viele Nathsorbnungen Über bas Ge⸗ 
werbömwejen aus dem 14. Jahrhundert in Ulm®), in Regensburg 
u. a. m., in Regensburg 3. B. eine Rathsordnung von 1244 und 
1315 über die Echufter (Chuderwaner), Gademer und Schreiner, eine 
andere von 1259 und 1314 über bie Tücherbereitung, eine weitere 
Verordnung von 1303 über das Silberbrennen u. |. w.®). Dabei 
wurde fein Gewerbsmann vergefien, unter Anderen auch nicht die 
Schneider. Sie follten keinen Handel mit Tuch u. dergl. treiben 
und die Befolgung ber Kleiderordnungen bejchwören, 3. B. in 
Ulm ?), in Regensburg 9), in Bafel9), in Brünn 10) u. a. m. Auch 
in Sranffurt a M. erjchienen feit dem 13. und 14. Jahrhundert 
viele Nathsorbnungen zum Schutze des Publitums gegen Beein- 
trächtigung ber Bäder, Schmiede, Zimmerleute, der Unterläufer 
u. ſ. w. 11)y. Auch die Trinfftuben ftanden unter der Aufficht 
des Stadtrathes und ohne Wiffen und Willen des Rathes jollte 
feine neue Trinkſtube errichtet werben 12). 

Eine Hauptaufgabe der Stadträthe war bie Aufficht über die 


8) Stadtrecht, art. 439, 448 u. 447. von Sutner, über bie Verfaffung 
der Älteren @ewerbspolizei in Münden in biftor. Abhl. der Bair. Akad. 
der Wiff. II, 482—495 u. 604 fi. 

4) Stadtrecht bei Freiberg, p. 23—89 u. 115—126. von Steiten, Kunft: 
und Gewerbsgefchichte, p. 5 fi. 

5) Rothes Buch bei Ziger, May. IH, 500 u. 518. 

6) Bei Freyberg, V, 89—98. vergl. nody p. 1—29. 

7) Zäger, Ulm, p. 630. 

8) ®emeiner, III, 688. 

9) Ochs, V, 188. 

10) Schöfſenſatzung bei Rößler, p. 389. 
11) Url. von 1284 bei Böhmer, p. 214. Statut von 185%, c. 5, 8. 1, 
c. 7 u. 8 bei Senckenberg, sel. l, 12, 14, 15. 
12) Verordnung von 1363 bei Senckenberg, sel. I, 28. 
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Bearbeitung gewijjer Rohſtoffe und über bie Fabrikation 
mandher Waaren. Um nämlich die gehörige Verarbeitung zu 
überwachen und dadurch den Abſatz der Waaren zu fichern, wurbe 
eine Befihtigung ber Fabrikate, jowohl während ihrer Bearbeitung 
als nach ihrer Vollendung eingeführt und verorbnet, daß jede 
Waare mit den Zeichen der Zunft oder bes Meifters 
ſelbſt und mit dem Stempel oder Zeichen ber Stadt ver: 
iehen fein folle, 3. B. in Münden 12), in Köln 14) und in Lübeck 
wenigftens bei den Goldſchmieden 15). Die Bezeichnung der Waa⸗ 
ven mit dem Zeichen ber Zunft oder des Meijters war 
auch im 14. und 15. Sahrhundert noch vorgejchrieben in Regens⸗ 
burg 1%), in Nürnberg 17), in Ulm, Bafel u. a. m. In Ulm be 
ftanden dieſe Zeichen in einem Ring, in einem Ochſenkopf mit dem 
Stern, in einem Löwen, &fel, Hund u. drgl. m. 1%), und in Baſel 
in einem Ochjen, Löwen, Wagen, Sattel, Agnus Dei u: a. m. 19). 
In Nümberg und Regensburg ſcheint damals noch jeder Bürger 
fein eigenes Zeichen gehabt zu haben. Denn es ift öfters von dem 
Zeichen der Bürger bie Rede, welches offenbar urjprünglich bie 
Hausmarfe war 2°). In Frankfurt hatte die Zunft der Ge 
wandmacher bereits im 14. Sahrhunbert ein eigenes Siegel, 
mit welchem die Tücher bejiegelt zu werben pflegten 21). Mit dem 
Zeihen der Stadt, d. h. mit dem Stadtwappen („der ftat 


— — 


18) von Sutner, a. a. O. II, 509, 611, 535 u. 586. 

14) Urk. von 1369 in Quellen, I, 400. 

15) Rolle von 1492 bei Wehrmann, p. 215. — „Io Ihal eyn jewelid 

zgoldſmit fon werd, dat be malet, tefenen laten mit ber ſtadt 
„tefenn unbe ſyn egene teyten bar by flan" — 

16) Rathoordnung von 1808 bei Freyberg, V, 97. — „onb fol ber purger 
„zaichen vnd fein felbers zaichen bar an legen.“ Gemeiner, I, 456. 

17) Siebenkees, 1, 117. 

18) Jäger, Ulm, p. 685, 640 u. 656. 

19) Oqhe, III, 190. 

20) Ratheorbnung aus 14. sec. bei Giebentees, I, 117. — „fie fein denn 
„gezaichent mit.ber Burger zaichen —.“ Rathéordnung von 1808 bei 
Freyberg, V, 97. u. Gemeiner, I, 456. „Es ſoll jeder, ber brennen 
„will, vor Rath kommen, und fein Zeichen vorlegen —.“ vergl. Mi: 
chelſen, bie Hausmarle, p. 64 fi. 

21) Urk. von 1855 bei Böhmer, I, 686. 

v. Ranter, Stäbteverfaffung III. 2 
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ſchilte) mußten aber die Waaren allenthalben geftempelt werben, 
3. B. in Nürnberg 22), in Ulm 22), in Eßlingen 2%), in Soeft 2%), 
in St. Gallen **), in Baireuth u. a. m., insbeſondere auch im 
nördlichen Deutichland. Die zur Brobe, daß fie echt jei, geitempelte 
Waare nannte man bafelbft Staal, und daher das zur Nieder⸗ 
lage von jolchen geftempelten Waaren dienende Gebäude einen 
Stalgaden oder Stalbof ($. 338). In Baireuth follten bie 
Tücher am einen Ende mit. einem Stempel und am anderen Ende 
mit einem angehefteten Stückchen Blei verjehen werden, auf welchen 
ein Adler gezeichnet war 27), Das Stempeln der Waaren mit bem 
Stadtwappen geſchah insgemein erſt nach vorgenommenerr Schau. 
Darum nannte man öfters das Stabtzeichen felbft ein Schau: 
zeichen, 3. 3. in Ulm 2e). Und es mußte dafür ein jogenanntes 
Zeiche ngeld entrichtet werben, 3. B. in Batreuth 2). 

Am früheften kommen die Tuchſchaue vor. Die Tuchbe— 
reitung und ber Handel mit Tüchern war eine ber früheiten und 
ergtebiaften Quellen der ftäbtifchen Nahrung und daher frühe ſchon 
Gegenftand der Vorforge für die Gewerbsgenofien ebenſowohl wie 
für die Stadträthe. Die Wollenweber oder Tuchmacher, die Ge: 
wandſchneider und Kaufleute bildeten die erjten Zünfte und Gilden 
($. 267 u. 268). Und die Stabträthe machten frühe ſchon Tuch: 
orbnungen und Wollwebernoronungen und orbneten Tuſch⸗ 
ſchaue an, um die Tuchbereitung gehörig zu überwachen und da: 
durch für ben Kredit der Tücher zu forgen und ihren Abjag zu 
fihern. Die frübeften Anordnungen diefer Art finden ſich in ben 
Niederlanden und in England, dan aber in Deutichland 29). 


23) Siebenfees, I, 117. — „das ander Eyfen bat ein kron vff ber flat 
„ſchilt. Damit fol man zaichen.“ — 

28) Jäger, Ulm, p. 689, 654, 655 u. 662. 

24) Pfaff, p. 706. 

25) Urk. von 1260 bei Seiberk, II, 1. p. 394 u. 895. — signum ci- 
vitatis —. 

26) Simler, p. 597 u. 598. 

27) Lang, Geld. von Baireuth, I, 58. 

28) Jäger, Ulm p. 689. 

29) Lang, I, 58. 

80) Hüllmanıı, I, 258—257. 
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Allenthalben findet man Borfchriften über die Länge und Breite 
unb über bie Güte der einzelnen Stücke nach ben verichtebenen 
Gattungen ber Xücher, öfters auch ber ihre Farbe. Und zur 
Ueberwacdhung ber gehörigen Bereitung wurden Tuchſchaue eins 
geführt und verorbnet, daß jedes Stüd Tuch mit dem Zeichen 
des Meifters und mit dem Stadtzeichen verfehen fein, d. h. 
mit dem Stadiwappen geitempelt werben ſolle. Solche Tuchord⸗ 
nungen und Tuchſchaue finden fi nun in Regensburg feit dem 
Jahre 1259 21), in Soeft jeit dem Jahre 1260 22), in Köln längſt 
vor dem Jahre 1230 23), und auch in München feit bem 13. und 
14. Sahrhundert *). Die älteften Tuchorbnungen und Schauord⸗ 
nungen von Ulm find aus bem 14. und 15. Jahrhundert. Am 
15. Zahrhundert hatte die Ulmer Schau bereits einen fehr gro- 
Ben Ruf wegen ber Strenge mit welcher fie gehandhabt worden 
iſt. Denn je ftrenger die Schau, befto größer der Ruf und ber 
Abſatz der Tücher, wie biefes die Handelsgejchichte von Ulm und 
auch von Ehlingen beweilt 2°). Neben der eigentlichen Tuchſchau, 
bei welcher das Schaugericht aus zwei Webern, einem Tuch⸗ 
ſcheerer und aus einem Färber beitand, kommt in Ulm auch noch 
eine Lodenjhau für die Marner oder Loderer und eine Bar: 
. bentihau für die Barchentweber vor. Und bie Färber ftanden 
daſelbſt unter der Aufficht eigener Schauer, die Schwarzfärber unter 
den Schwarzſchauern und bie Mothfärber unter ben Roth: 
ſchauern?e). Solde Tuchſchaue fommen auch in Ehlingen vor 
und neben ihnen no Grobgrünſchaue für bie Grobgruͤn⸗ 
weber N. Eden fo eine Tuch ſcha u in Frankffurt?®), in St. Gal⸗ 
en), in Baireuth 9), und eine Schürlitzertuch ſchau in Ba⸗ 


81) Gemeiner, I, 881. 
32) Urk. von 1260 bei Geiberk, II, 1. p. 894 u. 895. — examinatio 
pennorum cum signo civitatis. 
88) Urf. von 1280 bei Ennen, Quellen, IL, 122. 
34) von Sutner, a. a. O. II, 489-—491, 511, 512, 585 u. 536. 
85) Jäger, Ulm, p. 639. Pfaff, p. 685 u. 686. 
86) Jäger, Ulm, p. 634 - 649. 
87) Pfaff, p. 685 u. 690. 
88) Urk. von 1865 bei Böhmer, I, 685. 
39) Simler, p. 597 u. 598. 
40) Zang, I, 58. 
92 % 
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jel 14). Eine eigene Tuchſchau war auch die Fuggerſche Schau 
in Weißenhorn #2). 

Aehnliche Anordnungen wie bei der Tuchbereitung wurden 
jeit dem 14. und 15. Jahrhundert auch über die Verfertigung an- 
derer Waaren getroffen und allzeit damit auch eine Beſichtigung 
(Schau) während ihrer Bereitung und nad ihrer Vollendung 
verbunden. Anordnungen über die PVerfertigung der Leinwand 
verbunden mit eimer Leinwandſchau 3. 3. in Frankfurt 2), 
in St. Gallen #9), in München *5), in Stendal 4%) und in Ulm, 
wo die Leinwandſchau im Gölſchenkeller vorgenommen wurde #7). 
Anordnungen über die Verfertigung der Gürtel verbunden mit 
einer Gürtelſchau, 3. B. in Nürnberg #), Anoronungen über 
die Bearbeitung des Lebers mit einer Lederſchau, 3. B. in 
Ulm 49%), in Münden und in den übrigen Bairiichen Städten ®9). 
Eine mit der Lederſchau verbundene Schau der fertigen Schuhe 
3. B. in Bamberg 51). Anordnungen über bie Bearbeitung des 
Silbers und bes Goldes, 3. B. in München ®?), in Eflingen ®?) 
und in Ulm, wo zwei früher von der Zunft erwählte, fpäter aber 
von dem Stabtrath ernannte Goldſchauer die Gold- und 
Silberihau vorzunehmen hatten 4). Anorbnungen über bie 
Bearbeitung des Bleies und Zinns zu Kannen, Gloden u. bergl. 
m., 3. B. in Ulm 55), in Eßlingen 50) und in München 57). An: 


41) Ratbsordnung von 1409 bei Ochs, III, 120. 

42) Jäger, Ulm, p. 652. 

43) Kirchner, I, 240. 

44) Simler, p. 596 u. 597. 

45) von Sutner, II, 511. 

46) Urt. von 1809 bei Lenz, I, 181 u. 182. 

47) Zäger, Ulm p. 688. Schmid, ſchwäb. Wörtb. p. 288. 
48) Rathsordnung aus 14. sec. bei Siebenkees, IV, 688—685. 
49) Jäger, p. 6831 u. 682. 

50) Urk. von 1894 in Mon. Boic. 85, II, p. 182. 

51) Stabirecht $. 428 u. 428 bei Zoepfl, p. 117 u. 118. 
52) von Sutner, II, 511 u. 512. 

58) Pfaff, p. 706. 

54) Jäger, p. 654, 655, 660 u. 661. 

55) Jäger, p. 668 u. 664. 

66) Pfaff, p. 706. 
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orbnungen über die Bearbeitung der Senfen, der Sicheln, ber Zie: 
gel, ver Handſchuhe, der Holen u. ſ. w., und über deren Beſchau 
durch eigene Beichauer oder Pfleger, 3. B. in Münden). Eine 
Menge Anordnungen in Lüͤbeck über die Art’ und Güte der Ar- 
beit, über das Arbeitsmaterial, über die Arbeitszeit u. vergl. m., 
verbunden mit einer Beauffichtigung der Arbeiten und einer Prü- 
fung und Befichtigung zumal jener Waaren, welche für den Hans 
bel beftimmt waren, „dat de kopman nicht bebrägen werde” 89), 
Die Aelterleute der einzelnen Zünfte jollten zu dem Ende von Zeit 
zu Zeit die Werkitätten befuchen und bie fertigen Arbeiten und 
Waaren befichtigen. Und ehe fie befichtiget und für gut erflärt 
worden waren, ſollten fie nicht verkauft werden %). Wie in Lübeck 
jo wurde au in Bremen und in Köln die Güte der Arbeit und 
das Arbeitsmaterial von ben Zunftvorjiehern ftreng überwacht. 
Schuhe, Stiefel und PBantoffel, welche auswärts verfauft werden 
jolten, mußten zuvor von den Vorſtehern der Zunft geprüft wer- 
den 0%). Lohgerber, welche jchlechtes Leder auf den Markt brach⸗ 
ten, wurden gejtraft, wenn bie Vorfteher der Zunft bezeugten, daß 
es Schlecht ſei. Eben fo wurden diejenigen geftraft, welche ihr Leder 
an einem anderen Orte als in bem von dem Nathe beftimmten 
Hauſe verkauften (in domo, quam ad hoc consules deputarint) 0b), - 
Auf manden Märkten wurden jogar, offenbar wegen ber verlang- 
ten Aufficht der Zunftoorfteher, nur die Mitglieder einer Zunft mit 
ihren Waaren zugelafjen, was die Pantoffelmacher zu Bremen 
noch am Ende des 16. Jahrhunderts veranlagt Hat, fich ebenfalls 
zu einer Zunft zu vereinigen 6%). 

Um die Bürger vor Mebervortheilung zu bewahren und zu 
ſchützen wurde fogar der den Gewerbsleuten und Handwerkern 
ſchuldige Taglohn jchon feit dem 13. und 14. Jahrhundert be- 
fimmt, 3. 8. in.NRürnberg der Lohn der Zimmerleute, Steinmeben, 


57) von Suiner, II, 511 u. 512. 

58) von Sutner, II, 511 u. 512. 
59) Rolle der Reper (Reiffchläger, Seiler) von 1890 bei Wehrmanı, p. 884. 
60) Wehrmann, p. 129, 130, 141—149. 

608) Bohmert, p. 17, 22, 71 u. 88. Ennen, Geld. II, 686 ff. 

Ob) Rolle von 1805 u. 1444 bei Böhmert, p. 78 u. 77 . 

608) Rolle von 1589 bei Böhmert, p. 82. 
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Maurer, Dachdecker, Tüncher unb der Klaiber, die in Lehm und in 
anderen fchmierigen Sachen zu arbeiten hatten®!). In Regene- 
burg ber Lohn der Zimmerleute, Steinmeßen, Ziegeldeder und an⸗ 
derer Tagwerfer 92). In Ulm der Lohn der Zimmerleute, Maurer, 
Mörtelmacdher, Mörtelträger, Klaiber, Deder, Taglöhner, und ſogar 
ber Lohn der Knechte und Weägde ). An München der Lohn der 
Zimmerleute, Maurer und Deder. Gogar ber Frach tlohn ber 
Tlößer war bafelbft im Intereſſe der damals wegen des Handels 
mit Stalten jo wichtigen Floßfahrt auf der Iſar geſetzlich be- 
ftimmt 4). Eben fo der Arbeitslohn der Schneider 6). In Bafel 
der Lohn der Lehrfnechte, ber Zimmerleute, der Maurer und 
Deder, fodann noch der Lohn der Fuhrleute zu Wafler und zu 
Land 9). 


S. 405. 


Eine Hauptangelegenheit der Stabtgemeinden war auch bie 
Marktpolizei ($. 83) und bie damit verbundene Aufficht über alle 
jene Gewerbe, welche bie Lebensmittel zu bereiten ober berbeizu- 
ſchaffen hatten, die fogenannte Victualienpolizei (que perti- 
nent ad uictualia) '),, Daher findet man allenthalben ſchon ſeit 
dem 12., 13. und 14. Jahrhundert Rathsorbnungen über bie 
Beauffihtigung der Bäder, Mebger, Müller, Mehlhändler oder 
Melber, der Fiſcher, Wirthe, Brauer u. a.m., 3.8. in Hagenau 2), 
in Münden ?), in Augsburg *), in Frankfurt), in Ulm®), in 


61) Siebenfees, IV, 681. Weber bas Wort Klauber vergl. Schmeller, II, 
849, 
62) Gemeiner, II, 148. 
68) Säger, p. 618-616, 665 u. 666. 
64) von Sutner, II, 489, 498, 510 u. 818. 
65) Bair. Annalen von 1888, p. 851. 
66) Ochs, III, 202 u. 208. 
1) Stadtrecht von Mebebad von 1165, $. 20 bei Seiberk, II, 1. p. 75. 
3) Stabtredt von 1164 8. 26 bei Gaupp, I, 100. 
8) von Sutner, U. 482 u. 511 ff. 
4) Stabtr. von 1276 bei Freyberg, p. 115 —124. 
5) Statut aus 14. sec. bei Senckenberg, sel. jur. I, 6—11, 20—28 u. 
89—41. vergl. Gewohnheiten ber Handwerker von 1855 bei Boehmer, 
I, 6885 fi. 
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Regensburg ?), in Eßlingen ®), in Bafel 9), in Meran 19), in Nürn- 
berg u. a. m. Eine Nürnberger Broborbnung aus dem 15, Jahr⸗ 
hundert enthält weitläuftige Vorſchriften über bie verjchiedenen 
Sorten von Brod und über die Art ihrer Bereitung !!). Auch war 
es dafelbft, wenn es an Brod mangelte, den auswärtigen Bädern 
und Mehlhaͤndlern geitattet, an gewiſſen Wochentagen Brod und 
Mehl in die Stadt zu bringen 12). Allenthalben waren Beſich⸗ 
tigungen, Brodſchaue, Fleifhihaue, Fiſchſchaue, Mühe 
Ien= und Mehlihaue, Weinihaue, Bierſchaue und ſoge⸗ 
genannte Victualienſchaue angeoronet 12). Die Zuwiberhand: 
Iungen gegen die gejeblihen Anordnungen wurben ftrenge gerügt 
unb beſtraft. DBejonders ftreng war man gegen die Bäder. Sie 
follten nicht bloß an Geld geftraft, ſondern auch noch 3. B. in 
Augsburg, Regensburg u.a. m. gefchuppt oder in die Schnelle 
geſetzt, und das nicht gewichtige oder unrichtig gebadene Brod 
weggenommen und unter die Armen vertheilt werden. Die Bäder 
ſollten die verjchiedenen Getreidearten nicht mifchen, wenigſtens nicht 
ohne Erlaubniß bes Stadtraths milchen. Der Weit, Roggen, 
Haber und bie Gerfte follte befonbers gebaden, aljo verjchiedene 
Beodjorten, 3. B. in Augsburg fechjerlei Brode gebaden werden. 
Auch die Weinwirthe und bie Leitgeben fanden unter ftren- 
ger Auffiht. Ste ſollten die Weine nicht mifchen, weder mit Waſſer, 
Mich, Biern- ober Aepfelmoft, noch auch geringere Weine mit 
befieren, 3. B. in Nürnberg 4), Ulm 16), Regensburg 19), Augs: 


6) Jäger, p. 619—680. 

7) Gemeiner, L, 468, 480, 508-510 u. 519. 

8) Pfaff, p. 678 ff. 

9) Ode, III, 196 fi. u. 202. Baſel im 14. Jahrhundert, p. 45. 

10) Stabtregt 8. 8—9 bei Haupt, Zeitſchrift, VI, 415 fi. 

11) Giebentees, II, 81 - 86. 

12) ©iebenfees, III, 2128. 

18) Bgl. 3. B. Bamberger Stadtr. 5. 4%4 n. 428 u. Nr. 91 bei Zöpfl, 
p- 118 u. 157. Lang, Geld. von Bairenth, I, 57. 

14) Siebentees, IV, 719. 

15) Jäger, p. 458. 

16) Gemeiner, I, 508. 





24 Gewerbspolizei. 


burg 7), Bafel 2e) u. a. m. m Köln wurden bie Weinfälfcher 
ſtrenge beftraft, zuweilen fogar auf beiden Baden und im Naden 
gebrandmarkt 1%). In Frankfurt jollten die bei einer Kellerviftta- 
tion bei den Wirthen gefundenen mit gefälfchtem jogenannten 
ftummen Bein gefüllten Fäffer vor den Römer geführt und ihnen 
dafelbft in feierlicher Weife von dem Scharfrichter (Stüder) ber 
Boden ausgefchlagen, der Wein in den Main laufen gelaffen, und 
außerdem die Wirthe noch an Geld geftraft werben 2%). Auch 
das fogenannte Weinmachen, daB Wyne machen“ und bag 
„Weingemecht* war allenthalben verboten, 3. B. in Nürn- 
berg 29), in Frankfurt, in Ulm, München u. a. m. In Frankfurt 
war insbejontere auch das Weinmachen mit gebranntem Wein 
(Branntwein) verboten 22), und in Baſel das Weinmachen und 
Wein Arznen „es jey mit Waydaſche, Schwefel, Scharlachkraut, 
„Eyern, Milch, Salz, Kalch oder fonften, denn es jollte ein 
„ieder Win bliben, als ibn Bott bat wachſen Laf- 
fen”22). In Münden nannte man ben gemachten Wein einen 
ungerechten Wein 22), und das Weinmachen wurde bafelbft als 
Fälſchung beftraft 9). Auch follte man die Weine nicht unter 
einem falfchen Namen verkaufen, 3. B. in Nürnberg die Franken⸗ 
weine nicht für Elfäßer ober gar für Rheinweine ausgeben 2%). 
Und die Weinfälfhungen ſelbſt wurden allenthalben mit großer 
Strenge beftraft, 3.3. in Frankfurt?e), in Nürnberg ?7), in Ulm?®) 
uam. 

Wie die Weinwirthe, fo ftanden auch die Bierwirthe und 


17) $reyberg, p. 118. 

18) Ode, III, 1986. 

19) Ennen, Geld. II, 608. Bodmann, Rheing. Alt. 1, 409. 
19a) Lerfner, Chron. von Frankfurt, I, 498. 

30) Siebenfees, IV, 718. 

21) Ratbsorbnung von 1861 bei Senokenberg, I, 44 u. 48. 
22) Ode, III, 196, V, 141. 

28) Stadtrecht bei Auer, p. 125 u. 148. 

24) Rathsbeſchluß von 1420 in Bair. Annalen von 1888, .p. 860. 
25) Siebentees, IV, 722 u. 728. 

26) Rathsordnung von 1886 bei Senckenberg, 1, 88. 

27) Siebentees, IV, 718 u. 720. 

28) iger, p. 458 u. 459. 
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die Bierbrauer unter ſehr firenger Aufſicht. In Nürnberg lich 
man das -fchädliche Bier in bie Pegnitz auslaufen 2%), Beſonders 
fireng war man aber in den altbairiihen Städten. Und biefer 
ſtrengen Bierpolizei verdankt das Bairiſche Bier feinen europäiſchen 
Ruf. Da dieſe ſtrenge Bierpolizei aber auf landesherrlichen Ver⸗ 
ordnungen und Mandaten, nicht auf Rathsordnungen beruht hat, 
und heute noch beruht, ſo iſt hier nicht der Ort von ihr weiter zu reden. 
Merkwürdig iſt auch die Rathsordnung von Negensburg vom 
Jahre 1401. Nach einem alten Herkommen durfte nämlich in Re⸗ 
gensburg jeder Bürger fein Bier für feinen eigenen Bedarf ſelbſt 
brauen 2%). Im Jahre 1401 wurden aber die Fleineren Brauhänfer 
abgeichafft und nur noch die größeren beibehalten, in welchen nun 
bie übrigen Bürger braunen laffen follten. E& wurde zu dem Ende 
der Braulohn ſowohl für den Brauer als für den Braumeliter be- 
fiimmt und verordnet, daß der Braumeifter für den erhaltenen 
Lohn alle Auslagen beftreiten und für jebes ihm gebrachte Schaff 
Berfte acht Eimer füßes und ſechs Eimer bitteres Bier liefern 
müffe 21). 

Auch die Lebensmittel wurden frühe ſchon von den Stadt: 
räthen tarirt. Daher findet man fchon feit dem 12., 13. und 
14. Jahrhundert Brodtaren, 3. B. in Soeſt 22), in Augsburg 2), 
in Regensburg #9), in Franffurt?®), in Nürnberg ?%) u. a. m., 
ſodann Fleifhtaren, 3. B. in Nürnberg und Regensburg ?7), 
Weintaren, 3. B. in Nürnberg ?°), in Megensburg?®), in Ba- 
jet), in Landshut #1), in Stendal #2) u. a. m., und Biertaren 


29) Siebenfees, Ill, 80. 

30) Brivilegium von 1280 $. 19. 

81) Gemeiner, II, 350. 

32) Stabtr. von 1120 $. 88 bei Seiberk u. Schraae $. 106 bei Emming- 
haus, p. 169 u. 284. 

88) Stadtr. bei Freyberg, p. 320. 

34) Gemeiner, I, 509. 

35) Statut bei Senckenberg, I, 7, 41, 60 u. 61. 

86) Siebentees, TI, 81 ff. 

37) Siebentees, III, 24. IV, 688. Gemeiner, I, 509. 

38) Stebenfees, III, 23. 

39) Gemeiner, I, 508, II, 122 u. 247. 

40) Ochs, V, 142. 
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z. B. in Nürnberg #). In München waren bereits im 13. und 
14. Sahrhundert alle Lebensmittel tarirt, außer Brod, Fleiſch, Wein 
und Bier auch noch Met, Mehl, Schmalz, Del, Hühner, Eier 
u. a m.), und in Regensburg fogar die Nebhühner, Hafen und 
das Übrige Wildpret 4). In Bajel waren jeit bem Anfang bes 
15. Sahrhunderts auch fchon bie Arzneien tarirt 4%), 

Wie bie übrigen Gewerbe jo wurden insbeſondere auch bie 
immer wichtiger werdenden Wechſelgeſchäfte beauffichtiget 
($. 78). Sie fanden 3.8. in Ulm unter ber Aufjicht mehrerer 
aus den Bürgern gewählten gefhwornen Wechslern #7). Und 
auch in Zürich findet man im Nichtebrief Verordnungen über ben 
Geldwechſel **). 


Sandelspolizei. 
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Auch in den Handel und Wandel, jowohl nach Außen als 
in den gewöhnlichen Verkehr in der Stabt felbit, griffen die Stabt- 
räthe ein und erließen barüber feit dem 13. und 14. Jahrhundert 
polizeiliche Verorbnungen. Weber den Handel mit Waid, einem 
Tarbeftoff, der vor dem Belanntwerben bes Indigos ein wichtiger 
Hanbelsartifel war, erjchien in Nürnberg im Sahre 1377 eine 
Rathsordnung, wonach berjelbe von einem gefchwornen Mefler, 
dem Waidmeſſer, gemeilen und auf bem gemeinen Haufe ber 
Bürger aufbewahrt werben jollte 1). In Regensburg wurbe im Jahre 
1306 eine Saffranſchau angeorbnet, um zu verhindern, baß 
falfcher Saffran eingeführt und verfauft werbe 2). In München 


41) Stabtr. von 1279 8. 21 bei Gaupp, 1, 185. 
42) Urk. von 1285 bei Lenz, I, 129. 
43) Giebentees, IV, 794. 
44) von Sutner, II, 478, 479 u. 480. 
45) Gemeiner, I, 510. 
46) Ochs, IIL, 208. 
47) Zäger, p. 600. 
48) Bluntiäli, I, 161. 
1) GSiebentees, IV, 694—696. 
2) Gemeiner, I, 462. 
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erichien eine Verordnung über den Handel mit fremben Tüchern?), 
in Augsburg eine Verordnung über den Handel mit fremden Tü- 
dern, mit Del, mit Häringen, eigen und mit Fiichen *), in Brünn 
eine Sabung über den Handel mit fremben Tüchern ®). In Nürn- 
berg machte man im 14. und 15. Jahrhundert Verordnungen über 
den Handel der Hafner und der Keſſelſchmiede mit ben von ihnen 
ſelbſt verfertigten Waaren ). Auch über den Hanbel mit ben 
nothwendigſten Lebensbebürfnifien erjchienen allenthalben jeit dem 
13. und 14. Sahrhundert Berorbnungen. In Wündhen wurde 
bereits im 13. und 14. Jahrhundert für den Getreidehandel ein 
beflimmter Schrannentag und zwar ein gewöhnlicher Markttag be: 
fimmt und verorbnet, daß von den Bädern, Brauern und Wirthen, 
weil zunächft für das Bebürfniß ber Bürger geforgt werben jollte, 
wöchentlich nicht mehr als ein Schaff Korn, Weiben, Gerfte und 
Haber gelauft werben dürfe ). Auch. wurde der Holzhanbel in 
ähnlicher Weife, wie in den großen Marken, beichräntt®). In 
Münden und in Augsburg follte niemand Holz laufen, um es 
wieber zu verlaufen, jeder Bürger vielmehr nur fo viel Holz kaufen, 
als er felbft zum Verbrennen und zum Berzimmern nothwenbig 
batte®). In Regensburg durften die Brauer, Bader, Bäder und 
Zimmerleute feinen Holzhandel treiben, vielmehr nur fo viel Holz 
kaufen, als fie für ihre Gewerbe nothwendig hatten 2%). Auch über 
den Handel mit Fiſchen, Krebien, mit Wildpret u. a. m., auf ben 
Märkten und außer den Märkten, erfchienen allenthalben Verorb⸗ 
nungen, 3. ®. in Augsburg !), in Regensburg 12) u. a. m. Ins⸗ 
befondere war auch der Kauf von Schmalz, Käs, Rüben, Hühnern, 
Eiern, Ganſen, Fiſchen, Wilbpret und anderen Lebensmitteln außer 


3) Stabdtr. art. 824. 

4) Etabtr. von 1276 bei Freyberg, p. 29, 80 u. 126. 

5) Rathsordnung von 1828 bei Rößler, p. 404 - 406. 

6) Siebenkees, IV, 682, 691 u. 692. 

7) von Sutner, I, 478. 

8) Meine Geſch. der Markenverf. p 190. 

9) von Sutner, II, 492. Augsb. Stabti. bei Freyberg, p. BB. 
10) Semeiner, I, 611 u. 512. 

11) Freyberg, pr 86. 

12) Gemeiner, I, 510 u. 511. 
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dem Markte, um fie in ober außer der Stabt wieber zu ver: 
faufen, der fogenannte Vorkauf, allenthalben, öfters fogar ſchon 
jeit dem 13. und 14. Sahrhundert verboten, 3. B. in München !?), 
in Augsburg 1%), in Eßligen 15), in Ißny e), in Landshut 17) 
u.a. m. 

Da jedoch ber Zwiſchenhandel im Intereſſe der Bürgerſchaft 
jelbft notbwenbig war, jo wurben zu dem Ende allenthalben Uns 
terhändler, jogenannte Untertäufer und Mäfler von ben 
Stadträthen felbft angeftellt und beeibiget und ihnen vorgefchrteben, 
in welcher Weile fie diefen Zwiſchenhandel betreiben jollten und 
burften. In Frankfurt hatte jedes Gewerbe feinen eigenen Unter⸗ 
Täufer, ber von bem Bürgermeifter beeidiget fein mußte und ſelbſt 
feine Kaufmannſchaft, d. b. keinen Handel und auch Fein Hand: 
wer? treiben durfte 1%). Auch in Köln mußten die Unterfäufer be- 
eidiget werben und fie durften zu einem jchäblithen- Kauf nicht 
mitwirken, und auch zu feiner „Fynancie“ 19) Es fcheint dem: 
nach, daß die Sinanzgefchäfte damals nicht ‘im aller beiten Mufe 
geitanden haben. Auch in Eßlingen wurden bie Unterhändler, die 
fogenannten Borfäufler und Vorkäuflerinnen, vom Stadts 
rath ernannt und beeidiget. Ste hatten den Zwilchenhandel zu 
beforgen. Der Vorkauf von Lebensmitteln war ihnen aber vers 
boten 20). Daſſelbe gilt von den Unterfäuflern und von den Käuf- 
lerinnen in Ulm 2!) u. a. m. Die Käufler und Käuflinne waren 
nämlich in Ulm, München, Ausgburg, Nürnberg u.a. m. Dafielbe 
was anderwärts bie Unterfäufer, Unterbändler und Zwiſchenhänd⸗ 
ler waren. Ste hatten aber außer dem Zwiſchenhandel auch noch 
den Tröbelhandel zu bejorgen. Auch fie wurden vom Stabdtrath 


18) von Sutner, II, 478 u. 479. Stabtr. bei Auer, p. 167. 

14) Stabtr. bei Freyberg, p. 86 u. 87. 

15) Pfaff, p. 721. 

16) Statut $. 27 bei Jäger, Mag. II, 119. 

17) Stabtr. von 1279 $. 20 bei Gaupp, I, 154. 

18) Statut bei Senckenherg, I, 8, 12, 61—64, 69 u. 70. 

19) Kölner Statute Nr. 73 u. 74, p. 46 u. 47 in meiner Handjchrift. 
vergl. Hüllmann, IV, 95 u. 96. 

20) Pfaff, p. 721 u. 722. 

21) Jäger, p. 600, 685 u. 686. 
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beeidiget. Und in München werden fie auch Täntler ge 
nannt 22), 

Auch durch den Erwerb eines Niederlagsredhtes (Ein- 
lagerrechtes, jus emporü) ober eines Stapelrechtes fuchten bie 
Stabträthe für ihre Mitbürger und für die bürgerlihe Nahrung 
der Städte zu forgen. Daher findet man frühe jchon faft alle ber: 
vorragende Städte an der Donau und am Rhein, an der Weier, 
Elbe und an der Ober und an ihren Nebenflüflen, 3. B. in Bres- 
lau jett dem Jahre 1274 22), mit diefen Nechten begnabiget. Auch 
Münden an der Iſar hat bereits im 13. Jahrhundert ein, ur- 
ſprünglich jedoch bloß auf Holz beichränftes Stapelredht und ein 
Niederlagsrecht für Kom und Salz erhalten 2%), Diefer Nieder: 
lagszwang und Stapelzwang verwickelte jedoch die berechtigten 
Städte ſelbſt in Streitigkeiten ohne End, 3. B. die Stadt Köln 
Son im 12. Sahrhundert in Streitigfeiten mit Gent 2°). Aud) 
waren jene Rechte mehr ein Hinderniß des freien Verkehrs als ein 
Mittel den Handel und Wandel zu heben, der nur bei völlig freier 
Dewegung zu gebeihen vermag. 

Für den freien Verkehr weit förberlicher waren demnach bie 
Bemühungen der Stabträthe um Abfchaffung des Fauft- 
rechtes und bes eben jo laͤſtigen Strand- und Grundruhr— 
rechtes. Denn ohne Sicherheit der Land» und Wafferftraßen 
fonnte natürlich Fein Handel gedeihen. Die Abſchaffung des Kauft: 
rechtes ging daher hauptſächlich von den Städten aus, durch ben 
Erwerb des Geleitrechtes und burch deſſen Träftigere Handhabung, 
durch die Einigungen ber Stäbte theild unter fich theils mit ben 
Zanbesherrn zu ben vertragsmäßigen Landfrieven, und burch bie 
Zerftörung der Raubnefter und Burgen ($. 87, 169 u. 408). Aber 
auch das Begehren um Abfchaffung des Strand: und Grundruhr⸗ 
rechtes ging von ben Stäbten aus und wurde von ben Kailern 
und Landeshern zu ihren Gunften ertheilt, im Sabre 1230 ber 


22) Gtabtr. von Münden bei Auer, p. 18 u. 145. vergl. Schmeller, I, 
448, II, 284 u. 285. Etabir. von Augsburg bei Freyberg, p. 186. 
Nürnberg. Rathsordn. aus 14. sec. bei Siebentees, IV, 689--691. 

38) Grünhagen, Breslau, p. 98 f. 

24) von Sutner, II, 478, 479 u. 489. Bair. Annalen von 1838, p. 827. 

. 25) Ennen, Geld. I, 494— 495. 
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Stadt Negensburg 3%), im Jahre 1287 ber Stabt Wien ?”), im _ 
Jahre 1262 Straßburg 2°), im Jahre 1270 der Stabt Neuß 29), 
im Sahre 1314 Köln 3%, im Jahre 1316 den Städten München?) 
und Ingolſtadt 32), im Jahre 1329 der Stabt Augsburg ??), um 
biefelbe Zeit der Stabt Frankfurt 2%), im Jahre 1347 der Stabt 
Speier®%). Und zumal Ludwig der Baier glänzt auch in diefer 
Beziehung in den Annalen der Geſchichte. 
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Der größere Verkehr, die Aufficht über den Handel und das 
Gewerbswefen und die Beftimmung des Preijes der Lebensmittel 
machte die Regulirung bes Maßes und Gewichtes nothwendig. 
Daher waren auch Anorbnungen über das Maß und Gewicht und 
über deren Handhabung Gegenftand ber ſtädtiſchen Verwaltung. 
Schon im 12. Jahrhundert erfchienen in Soeſt und in Medebach 
Beitimmungen über das unrechte Wein: und Oelmaß, über das 
unrechte Gewicht und über die, wahrfcheinlich ftatt ber Elle ge= 
brauchten Schnüre (funiculi) ‘oder Reife („Neyp“) ). Eben fo in 
Hamburg Beltinnmungen über das falfhe Maß beim Bier, Brod 


26) Privilegium von 1280 bei Hund, I, 160: und ®aupp, I, 170. 
27) Url. von 1287 bei Hormayr, Wien I, 2. Urkb. p. 29. Urk. von 
1287 u. 1278 bei Lambacher, UI, 18 u. 160. 
.28) Urt. von 1286 bei Wender, von Außburgern, p. 8. Urk. von 1262, 
1810 u. 1828 bei Schoepflin, I, 448, II, 91, 92 f. u. 120. 
29) Urk. von 1270 bei Lacomblet, IL, 861. 
80) Url. von 1814 u. 1855 bei Lacombiet, III, 106 u. 456. 
31) Urk. von 1816 bei Bergmann, II, 64. vergl. meine Einleitung zur 
Geld. ber Marke xc. Verf. p. 120 u. 121. 
82) Urt. von 1816 bei Hübner, I, 42. 
88) Gassar. annal. ad 1329 bei Mencken, I, 1480. von Stetten, Geld. 
I, 98. 
84) Kirchner, I, 167. 
85) Urt. von 1847 bei Lehmann, p. 699. 
1) Soeſter Stadtr. von 1120 6. 86 und Medebacher Stadtr. von 1166 
5. 20 bei Seibertz p. 58 u. 75. Schraae, $.104 u. 105 bei Emming- 
heus p. 168. 
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und Fleiih 2). Im 18. Jahrhundert erjchtenen in Wien Beftim- 
mungen über unrichtiges Maß, unrichtige Elle (injuste ulns) und 
unrichtiges Gewicht ?). In München Berorbnungen über Maß 
und Gewicht und Aber deren Beauffiähtigung (Beihauen) durch 
jogenannte Anwieger und Angießer, weldje die Waaren nach⸗ 
wiegen und nachmeilen mußten, um ſich von ber Nichtigkeit des 
gebrauchten Maßes und Gewichtes zu überzeugen %. Eben fo in 
Bamberg fogenannte Angießer, Mefjer, Eier und andere 
geſchworne Schauer ®). In Straßburg Verorbnungen über das 
Salze, Wein, Del: und Kornmaß. Jedes Maß follte daſelbſt von 
dem Zollner mit einem glühenden Eifen gezeichnet werben 9. In 
Kolmar Beitimmungen über Maß und Gewicht und über deren 
Beauffichtigung durch den Schultheiß und burdh zwei von dem 
Rath ernannte Bürger”). In Augsburg Beltimmungen über un- 
rechtes Maß und Gewicht und über deren Beauffichtigung durch 
den Burggrafen®). Eben jo in Freiburg). Im 14. Jahrhundert 
erſchienen ähnliche. Verorbnungen, 3. B. in Nürnberg eine Rathe- 
ordnung über das Getreidemaß. Merkwürbig war barin die Bes 
ſtimmung, baß jedes Maß oben mit Eifen befchlagen, mit dem 
Zeichen ber Bürger, offenbar mit ihrer Hausmarke gezeichnet („ges 
„zuichent mit der Burger zaichen“) und mit einem Eijen das Stabt- 
wappen („der ftat ſchilt) eingebrannt werden folle!%. In Re 
gensburg Verordnungen über das Wiegen des Goldes und Silbers 
anf der Fronwage und über das Wiegen der Wolle von zwei zu ° 
dem Ende von dem Stabtrath verorbnneten Bürgern 11). Auch in 


2) Urk. von 1189 bei Lappenberg, Hamb. Urfb. I, 258. 

3) Gtabtr. von 1278 bei Lambacher, II, 157. 

4) Gtabireht art. 329 u. 888. von Sutner, II, 478 u. 479. 

5) Bamberg. Stadtr. 8. 4, 427 u. 428. u. Rr. 91 bei Zöpfl, p. 6 Not., 
118 u. 157. 

6) Stadtr. c. 56 u. 57 bei Grandidier, II, 65. 

7) Stabtr. von 1298 6. 28 bei Gaupp, I, 119. 

8) Gtadtr. von 1976 bei Freyberg, p. 197. 

9) Stadtr. von 1120 bei Dümge, p. 124. und Stadtr. von 1275 bei 
Scqhreiber, I, 1. p. 82. 

10) Siebentees, I, 117. 

11) Gemeiner, I, 478 f. 
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Eßlingen 12), in Ulm u. a. m. findet man ſeit dem 14. Jahrhun⸗ 
dert Beitimmungen über Maß und Gewicht. Eine Ulmer Ellen: 
maß: und Gewichtordnung von 1446 ift leider verloren gegangen. 
Meiftentheils hatten die Stäbte eigene Muftermaße oder ſoge⸗ 
nannte Sronmaße, nach welden bie Käufer ſich richten muß⸗ 
ten, 3. B. in Ulm 12), Münden *) u. a. m., in Straßburg em 
eigenes Weinmaß, Ellenmaß, Fruchtmaß und eigene Stabtwerf; 
ſchuhe 1%), in Frankfurt a. M. ein Normalmaß für bas Längen: 
maß, weldes an ber Hauptlirche angebracht war!e), Auch 
Stabtwagen, fogenannte Fronwagen ober Greden, beftan- 
ben allenthalben. Alles Gold und Silber .und was das Gewicht 
von 25 Pfund überftieg follte auf ihnen gewogen werben, 3 B. 
in Ulm 17), Augsburg 1%), München 19), Megensburg u. a. m. 
In Regensburg fam im 14. Jahrhundert noch eine eigene Brod⸗ 
wage und Fleiſchwage Hinzu?) und in Nürnberg im 16. 
Jahrhundert noch eine eigene Mehlwage, auf welder alles 
Mehl gewogen werben follte 21). An manchen Stäbten waren fo 
gar alle Winfelmagen verboten, 3. B. in Ißny. Daher jollten 
bafelbft alle Waaren auf ber öffentlichen Stabtwage gewogen 
werden 22), 
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Auch das Baumefen wurde mehr und mehr eine ſtäͤdtiſche 
Angelegenheit, jeildem ber vermehrte Handel und Wandel zur Er: 
weiterung der Städte geführt, feitden der größere Verkehr Kauf 


12) Pfaff, p. 224. 

18) Jäger, p. 601. 

14) von Sutner, II, 479. 

15) Schilter zu Königshoven, p. 1108, u. 1167—1169. 
16) Kriegl, p. 820. 

17) Säger, p. 598 u. 599. 

18) Stadtr. bei Freyberg, p. 28 u. 82. 
19) Bair. Annalen von 1888, p. 881. 

20) ®emeiner, II, 810. 

21) Siebenfees, III, 13 jj. 

22) Statut $. 29 bei Jäger, Mag. II, 120. 
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bäufer, Sewerbshallen, Lauben, Gewölbe, Laden, Kammern u. 
dergl. m. nothwendig gemacht, ſeitdem ber vermehrte Verkehr zur 
Bermehrung der ftäbtiichen Beamten und ihrer Gejchäfte geführt, 
biefe aber geräumigere und gegen das Wetter gejchüßte Berathungs- 
und Verfammlungsorte (Rathhäufer) nothwendig gemacht, ſeitdem 
der größere Verkehr und das verbefierte Gewerbsweſen zu Neidh- 
thum und diefer unter Anderem auch zur Verfchönerung der Stäbte 
und zu Prachtbauten geführt hatte. ($. 172 u. 187—191). Denn 
batte das Bebürfniß fchon in den alten großen Marken zu einer 
Baupolizei geführt '), jo mußte das weit größere Bedürfniß in ben 
Städten noch viel weiter führen. Bereits feit dem 14. Sahrhun- 
bert erjchienen daher in faft allen Städten Bauordnungen, in 
welchen auf das aller Genauejte vorgejchrieben wurde, wie gebaut 
werden folle.. So jchreiben mehrere Bauorbnungen von Ulm aus 
dem 14. und 15. Jahrhundert vor, daß jedes Haus drei Stod'wert 
doch (drei Gadmer) gebaut und jeder Stocd mit einem auf die 
Straße hinausgehenden Ausſchuß verfehen werben dürfe. Wollte 
jemand noch höher als drei Gadmer bauen, fo war dieſes zwar ge: 
Hattet, jedoch ohne weiteren Ausſchuß. Auch über die Anlegung 
der Dachrinnen und über den Bau der Nauchfänge, ber Bretter: 
wände, der Giebel u. a. m. enthielten jene Bauordnungen genaue 
Vorſchriften 2). Eben fo findet man in der Bauordnung von Mün= 
Ken von 1489 Beitimmungen über den Bau und die Reparatur 
der Wohn: und anderen Gebäude, insbejondere auch über den Bau 
der Häufer von Holz (ber Zimmer), daß fie nicht mit Schindeln 
und Brettern, fondern mit Ziegeln gedeckt werden jollten u. bergl. 
m., jodann Vorjchriften über den Bau von Vorbädern über ben 
Berlaufslaven („bächel ob läden, ob krämen in allen gafjen“), über 
den Bau und die Ausbeflerung von Altanen (althänen), von Er- 
fern und Ausladungen auf die Straße, über die Anlegung von 
Fenſtern, Kaminen, Dachrinnen, Abtrittgruben u. f. w.?). Wegen 
der Neubauten wurde im Sahre 1467 in Eßlingen vorgefchrieben, 
daß niemand ohne Erlaubnig des Bürgermeifters und Raths ein 


1) Meine Geld. der Marfenverfaffung, p. 180—182 u. 808. 

2) Jäger, Ulm, p. 437—439. 

3) Vauordnung von 1489 bei Auer, p. 200 ff. und Einleitung, p. 98 fi. 
v. Maurer, Städteverfaffung. IH. 3 
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Gebäude abbrechen bürfe, es fei denn, daß er fogleich ein anderes 
baue ?). 

Bei diefen Bauvorfchriften wurde insbejondere auch auf die 
Teuersgefahr Nüdficht genommen, 3. B. in Negensburg >), in 
Um 9, in Frankfurt a MT), in München ®), in Eeligenjtadt ®) 
u. a. m. Aus bdiefem Grunde follten in vielen Städten auch die 
hölzernen Ueberhänge und Ueberjchüffe abgebrochen werben. ($. 193.) 

Aber auch für die Bequemlichfeit und für vie freie 
Paſſage auf den Straßen wurde gejorgt. Darum jollten in Ulm 
die Sellerhälfe und die Gänge vor den Häufern, durch welche die 
Straßen verengt und die freie Baflage gehemmt wurde, abgebrochen 
und Feine mehr aufgebaut werden 1%. Um Menfchen und Thiere 
vor Schaden zu bewahren follten in München die Kellerfeniter, 
welche das Pflafter berührten oder in daſſelbe hervorftanden, mit 
eifernen Gittern verjehen und die Brunnen und Gruben gehörig 
verwahrt werden 1). Aus demjelben Grunde follten in Weichen 
Altane nur noch mit Erlaubniß des Stadtratbs, und Erfer und 
Ausladungen auf die Etraße nur in gewiflen Diftanzen angelegt 
werden 12), anderwaͤrts aber gar Feine Uebergimmer, Weberhänge 
und Vorbaue mehr geduldet, und die bereits vorhandenen abgebro: 
hen werden, in Augsburg jogar von Amts wegen auf Betreiben 
ber Etadtpfleger oder der Baumeifter 13). Endlich wurde auch für 
die Schönheit der Straßen gejorgt und daher 3. B. in Ehlingen 
bereit8 im 16. Jahrhundert verordnet, daß die Gebäude „nad 
der Schnur” gebaut werden follten !*). 

Um biefen Zwed zu erreichen wurden obrigfeitliche Beſichti⸗ 
gungen der Baue und der Baupläge, fogenannte Bauſchaue, 


4) Pfaff, p. 108 Note. 

5) Gemeiner, I, 465. 

6) Jäger, p, 434 u. 489. 

7) Kriegk, Bürgerthum, p. 267 fi. 

8) Stadtrecht, art. 509. Bauordnung, $. 31, 34, 57 u. 61. 
9). Srimm, I, 508. 

10) $äger, p. 436 u. 437. 

11) Bauordnung, $. 22, 40 u. 59. 

12) Bauordnung, $. 48, 44 u. 61—68. 

18) Stadtrecht $. 231 ber Walch, IV, 238. vergl. oben $. 193. 
14) Pfaff, p- 160. 
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eingeführt. In Ulm bejtanden bereits ſeit dem 14. Jahrhundert 
ſolche Baufchaue unter der Oberaufficht des Stadtraths. Und ohne 
vorhergegangene Befihtigung durch die gefchwornen Baufchauer 
burfte Fein neues Gebäude aufgeführt und Fein jchabhaftes ausge: 
beffert werben 25). Auch in München mußten alle Neubauten und 
alle Banveränderungen den gefchwornen Baumeiftern vorgelegt und 
von ihnen geprüft werben 1%), Eben fo in ERlingen !T) u. a. m. 

Zur Beauffichtigung des ſtädtiſchen Bauweſens wurden allent- 
halben den in den Reſidenzſtädten beftehenden Hofbauämtern ($. 292) 
ähnlihe ſtädtiſche Bauämter errichtet, beitehend in Augss 
burg 18) und in Rotenburg aus zwei Baumeiltern 19), in Zůrich 
aus fünf Bauherren ?20), in Ulm aus mehreren geſchwornen Baus 
herren 2°), in München aus einigen geſchwornen Banmeiftern 22), 
in Ehlingen aus einem Oberbaumeifter und einem Unterbaumei⸗ 
ſter 22), und in Bafel aus fünf, erbaren Leuten (den Fünfern über 
der Etabt Bau), urfprünglich aus 1 Ritter und 4 Bürgern, fpäter 
aus 1 Nitter, 2 Bürgern und 2 Handwerkern (einem Maurer 
und einem Zimmermann), und feit dem Sahre 1385 aus 1 Ritter 
und 4 Sunftgenofjen („einen zimberman und einen murer von der 
„zimberiuten und murer zunft und zwene ander erber manne von 
„anderen zünften”) 2%). Die Oberauffiht über das Baumwefen und 
die Entſcheidung der Banftreitigfeiten gehörte aber zur Kompetenz 
des Stadtraths, 3. B. in Breslau 25), in Büren 2%) u. a. m. 


15) Jäger, p. 288 u. 437—440. 

16) Bauordnung, $. 13 u. 67. 

17) Pfaff, p. 160. 

18) Stabir. $. 94 u. 281. bei Walch, IV, 118 u. 284. 

19) Benfen, p. 322 u. 323. 

20) Richtebrief, IV, 45. 

21) Jäger, p. 440." 

22) Bauordnung $. 13. 

23) Piafl, p. 133. 

24) Berorbn. von 1360, 1381 u. 1385 in Rechtsquellen, I, 29, 89 u. 42. 
Heusler, p. 185—186. 

25) Urk. von 1306 bei T. u. St. p. 479. 

26) Stabtreht aus 14. sec. bei Wigand, Arch. III, 8 p. 30. 
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Feuerpolizei. 
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Schon in den alten großen Marken bat eine Feuerfolge 
beitanden '). Die aus Holz gebauten, mit Stroh oder Schinveln 
gedeckten, in engen Straßen beiſammen ftchenden Häufer, unter 
denen ſich in den gewerbreichen Städten viele feuergefährliche Ge: 
werbs⸗Buden und Gebäude befanden, hatten fortwährende Brände 
zur Folge, welche feit dem 12. und 13. Jahrhundert ganze Etädte, 
und Straßburg, Worms, -Negensburg, Magdeburg u. a. m. fogar 
mehrmals vernichteten ). Diefe Unglücsfälle führten feit dem 14. 
Jahrhundert zur Verbeflerung der Löſchanſtalten, zu Keuer 
ordnungen und zu einer geregelten Jeuerpolizei. 

Eine der älteften Feuerordnungen ift jene von Regensburg 
von Jahre 1308 und noch eine andere von 1366. Nach ihnen 
follten bei entjtandenem Feuerlärm alle Steinmeben, Zimmerlente, 
Küfer, Bader, Schröter, Ohmer und Meſſer mit ihren Knechten zu 
Hilf eilen®). Eben jo in Rotenburg nach einer Feuerordnung von 
1382 und einer anderen Verordnung von 1411 die Steinmetzen, 
Zimmerleute, Weinzicher, Bader, Dachdecker und alle Karrenleute 
und Taglöhner 9%). In Eßlingen die Weinzicher und Zimmerleute 
mit ihren Knechten, nach einer Yeuerorbnung aus dem 15. Sahr: 
hundert 9). In Stralfund die Zimmerleute, die Maurer, Schorn: 
fteinfeger, Schopenbrauer, ?yuhrleute und Xräger 6). In Köln 
hatte der Stabtrath eine eigene Loͤſchmannſchaft errichtet, beftehend 
aus 13 Zimmerleuten, 13 Schmieden und 13 Dachdedern. Vier 
von ihnen hatten Keffelhüte, alle die nöthigen Köfchgeräthe. Und 
beim Ausbruch eines Brandes mußten Alle bei Strafe auf bie 
Branbftätte eilen, auf welcher fih auch zur Aufrechthaltung der 
Ordnung die Bürgermeifter und der Grefe einfinden mußten T). 


1) Meine Geld. der Marfenverf. p. 188. 
23) Arnold, II, 221 —226. 

8) Gemeiner, I, 469, 470, II, 148. 

4) Benien, p. 301 u. 881. 

6) Pfaff, p. 161. 

6) Fabricius, p. 17, 19, 88 u. 89. 

7) Eunen, Geſch. II, 507. 
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In Frankfurt mußten die Zunftmeifter aller Handwerke und alle 
Zimmerleute und Steindecker mit den Nöfchgeräthichaften auf der 
Brandftätte erſcheinen. Die übrigen Bürger hatten für die Sicher- 
heit der Stabt zu forgen und durften daher beim Feuer gar nicht 
erfcheinen 2). In Bafel und Ulm mußten im 14. und 15. Jahr: 
hundert noch alle Gefchlechter und Zünfte auf die Branbitätte 
eilen und nad Kräften löfchen helfen 9. Auch beitanden allent- 
halben Vorjchriften über das Halten und Herbeijchaffen von euer: 
eimern, Feuerleitern und Feuerhacken, über das SHerbeifchaffen von 
Fäſſern und Zübern und über das Herbeiführen des nöthigen Waſ⸗ 
fer, 3. B. in Regensburg 10), Breslau 11), Rotenburg 12), Ulm 13), 
Speier 28), Frankfurt 18), Ehlingen!®) u. a. m. Und in Bafel 
mußte der Schüler des Stadtichreibers auf die Brandftätte eilen, 
und alle diejenigen notiren, welche müßige Zujchauer waren, um 
fie dem Rath zur Beftrafung anzuzeigen 17). In Freiburg und 
Frankfurt mußten ſogar die Klloftergeiftlichen auf der Branpftätte 
ericheinen und Waffer tragen 18) und in Rotenburg jedes Klofter 
zwei Wagen zum Wafjerführen ftellen 19). 

Um zur Borfiht zu nöthigen jollten diejenigen, in, beren 
Wohnung dur Nachläßigkeit Feuer ausbrach, ſelbſt beftraft wer: 
ben, 3. B. in Wiener Neuftabt und Haimburg 2%) und in Wien?"). 
In Meran wurde jeder Hausbefiker, in deſſen Haufe Feuer aus: 


8) Kriegt, Bürgertbum, p. 276—278. 

9) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 47. Jäãäger, p. 484. 

10) Gemeiner, I, 469. 

11) Grünbagen, p. 88. 

12) Benien, p. 801 u. 331. 

13) Jäger, p. 485. 

14) Rau, II, 8. 

15) Kriegt, Bürgertbum, p. 271—276. 

16) Pfaff, p. 161 u. 162. 

17) Bafel im 14. Zahrbunbert, p. 47. 

18) Schreiber, Geld. von Freiburg, II, 204. Kriegk, Bürgerthum, p. 277 

- 19) Benfen, Rotenburg, p. 801. 

20) von Würth, Stabtrecht von Wiener Neuflabt, c. 59 p. 88. Stadtr. 
von Haimburg $. 7 bei Senckenberg, p. 280. 

231) Stadtr. von 1221 $. 53 bei Gaupp, II, 249. und von 1278 bei Lam: 
badyer, II, 157. 


38 Straßen: und Reinlichkeitspolizei. 


brach, geftraft, wenn er nicht die Thore öffnete und Feuerlärm 
machte 22). Are einigen Schlefiihen Städten follten fehr zweck⸗ 
mäßig auch diejenigen fehon geftraft werden, welche ihre Wohnun- 
gen ausräumten, ehe fie das Geſchrei erhoben und Feuerlärm ge- 
macht hatten 22). Und in Bremen follten die Bewohner eines in 
Brand gerathenen Haufes gejtraft werden, wenn fie tenjenigen, der 
den Brand veranlagt, nicht vorbracdhten 24), Um den nur zu häu- 
figen Bränden vorzubeugen wurden in Ulm bereits feit dem 15. 
Sahrhundert Kaminfeger zur Reinigung der Nauchfänge ange- 
ftellt und biejenigen, welche feinen Kaminfeger bekommen konnten, 
angehalten ihre Kamine und Rauchfänge ſelbſt zu fegen 25). Daß 
die Baupolizei bei ihren Anorbnungen auch auf bie Feuersgefahr 
Rückſicht nahm, ift bereits bemerkt worden. Aus vemjelben Grunde 
follten in Rotenburg die feuergefährlichen Bretterſchuppen u. bergl. 
m. abgebrochen werden 2e). Auch wurden in Regensburg die feuer: 
gefährlichen Fadeltänze („das Raien mit Kerzen“) im Jahre 1320 
verboten 27). In Meran durfte Fein Licht („ein vackellieht”) außer 
in einer Laterne („an aleine in der laterne“) über die Straße ge- 
tragen werden 2°). Und allenthalben wurden vegelmäßige Feuer-— 
beſchaue angeordnet, in Rotenburg bereits jeit dem Jahre 1882 2°) 
und au in München jchon feit dem 14. Sahrhundert 30). 
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Auch die größere Reinlichkeit in den Städten wurde jeit 
dem 14. Jahrhundert Gegenjtand der ftädtifchen Verwaltung. Die 


22) Stadtr. aus 14. sec. $. 11 bei Haupt, Zeitfchrift, VI, 424. „in wes 
„huſe ouch daz fiwer uf Fumpt, der fol fin tor uf werfen und niht 
„verfperren und fol ouch fchrien fiwer! fiwer! daz man rette.“ 

28) Urk. von 1824 $. 26 bei T. u. ©t. p. 508. 

24) Stat. von 1303 bei Oelrichs, p. 41. 

25) äger, p. 484. 

26) Feuerordnung von 1882 bei Benfen, p. 301. 

27) Gemeiner, I, 515. 

28) Stadtrecht $. 12 bei Haupt, VI, 424. 

239) Benfen, p. 901. 

30) Stadtrecht, art. 487 bei Auer, p 184. 
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bis dahin fehr ſchmutzigen Straßen follten gepflaftert werben. 
($. 185). Allenthalben wurde verboten Mift oder anderen Unflat 
auf die Straße oder in das dur die Stadt fließende Wafler zu 
werfen und daſelbſt liegen zu laflen, oder Häute zum Trocknen auf 
bie Straßen zu hängen u. dergl. m., feit dem 14. Jahrhundert in 
Nürnderg!), in Etraßburg !e), in Regensburg ?), in Trier ?), in 
Münden 9), in Rotenburg 5), in Seligenftabt ®), in Meran ?), in 
Breslau ®), in Ratibor, Schweidnitz u. a. m. 9), feit dem 14. und 
15. Sahrhundert in Frankfurt a. M., wo zu dem Ende ein eigenes 
Dredmeifteramt eingefebt worben iſt 10), und feit dem 16. 
Sahrhundert in Eßlingen 1). In Ulm wurde im Jahre 1410 ver: 
boten gemäjtete Schweine Tag und Nacht auf der Straße herum: 
laufen zu laffen. Vormittags von 11 bis 12 Uhr durften fich aber 
die Schweine nad) wie vor in den Straßen ergehen 12). Eben fo 
wurde im Sahre 1428 in Baſel verboten feine Schwetne auf der 
Etraße berumlaufen „und vor der Welt jpabteren“ gehen zu laj- 
jen !2). Auch in Frankfurt a M. erſchien erit im Jahre 1421 
das Verbot die Schweine in den Straßen umberlaufen zu lafen. 
Und im Jahre 1481 wurde das Halten von Schweinen in ber 
Altjtadt gänzlich verboten 1%), Da jedoch die Bäder ihre Schweine 
in den Main oder aufs Feld zu treiben pflegten, fo ereignete es 
fih dennoch öfters, daß die Echweine an den Häufern ftehen blie⸗ 


1) Giebenfees, Il, 678—680, IV, 781. 

la) Stadtrecht, c. 82 bei Grandidier, p. 78. 

23) Gemeiner, II, 142 u. 143. 

3) Weisthum aus 14. sec. $.6 beilacomblet, Archiv, L, 260. vergl. oben 
$. 54. 

4) Stadtreht bei Auer, p. 121, 138 u. 286. 

5) Benjen, p. 301. 

6) Grimm, I, 608. . 

7) Stadtrecht 8. 13 bei Haupt, VI, 424. 

8) Srünbagen, p. 87. 

9) Urk. ron 1293 8.14 und won 1828 8.88 bei T. u. St. p. 421 u. 524. 

10) Kriegk, p. 291—292. j 

11) Pfaff, p- 160 u. 161. 

12) Jäger, p. 441. 

13) Os, II, 188. 

14) Kriegf, p. 243, 290 u. 524. 
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ben und „bie Lude irſtencken“ 15). Auch in Köln liefen noch 
lange Zeit die Schweine und das Federvieh in den Straßen herum 
und ſuchten in dem dort aufgehäuften Koth ihre Nahrung. Und 
mehrere Wafferleitungen und Abzugskanale reichten nicht hin um 
über den koloſſalen Schmutz völlig Herr zu werden! In 
Straßburg wurde das Halten von Schweinen wenigjtens bes 
ſchränkt ie), In Nürnberg follte fjeit dem 14. Jahrhundert auch 
das durch die Etadt fließende Waſſer gereiniget und die Bach ge- 
pußt werden 17). Eben fo follten beimlide Gemächer, jogenannte 
Privete oder heimliche Gruben, angelegt und biefelben ge- 
börig gereiniget werden, feit dem 14. Jahrhundert in Rotenburg 18), 
in Nürnberg !9), in Frankfurt a. M., wo dieſelben Privete, 
Profeien und Heimlichkeiten genannt worden find 2%), und 
jeit dem 15. Sahrhundert auch in EChlingen ?!), in München 22) 
u.a. m. Die Nachtarbeiter nannte man in Nürnberg jeit dem 
14. Sahrhundert, wahrfjcheinlich weil fie aus Pappenheim waren, 
bie Bappenheimer 2%). Für die Treihaltung der Straßen end: 
lich hatte ſchon die Baupolizei, wie wir gejehen, gelorgt. In Mün- 
hen war es aber außerdem auch noch verboten Stöde, Plöde, 
Schragen oder Bänke auf die Straße zu ftellen um darauf feil 
zu haben, oder dafelbft Echweineftälle zu- bauen oder andere ähn- 
liche Anlagen zu machen, wodurch bie freie Paſſage geiperrt oder 
gehindert werden könnte Nur während der Sahrs oder Wochen⸗ 
märfte und zu den heiligen Zeiten durfte man auf bem Pflafter 
feil haben. Der Verkäufer mußle jedoch den Schragen, auf wel⸗ 
chem er feil gehabt, jeden Abend wieder entfernen 24). Und in 


15) Statut c. 2 $. 1 bei Senckenberg, sel. jur. I, 7. 
16) Ennen, Geſch. I, 681 —682. 

168) Stadtrecht, c. 86 bei Grandidier, p. 77. 

17) Siebenlees, II, 680. 

18) Benſen, p. 801. 

19) ©iebentees, II, 679. 

20) Kriegk, p. 292 u. 525. 

21) Pfaff, p. 161. 

22) Bauordnung von 1489 art. 48 bei Auer, p. 216. 
233) Siebenfees, II, 680. 

24) Bauorbn. von 1489 art. 20 bei Auer, p. 208 f. 
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Frankfurt a. M. follten die jogenannten Schoppen oder Vorkrämen 
nur fünf Fuß zwei Zoll in die Straße hinausreichen 25). 


Armen- und Krankenpflege und Sorge für die Sindelkinder und 
Waifen. 


84. 


Die Armen: und Krankenpflege und die Sorge für bie ver- 
waisten Kinder lag urjprünglih, wie andermärts bereit$ nachge- 
wiegen worden ift, in den Händen der Familien und der Gemein: 
den. Eie kam jedoch frühe fchon in Deutichland in die Hände der 
Geiftlichkeit 2). Und fo finden wir fie denn auch in den alten 
Städten in den Händen ber Geiftlichen und der Klöjter. In Mün- 
fter ftiftete im Jahre 1184 der Biſchof das Magbalenen Hofpital 
für die Armen (ut pauperum necessitati sollerter prospicia- 
mus) 2). Das Siechenhaus zum Kinderhaus in Münfter (domus 
leprosorum oder leprosorium tor Kynderhus) wurde zwar von 
dem Bürgermeilter und Stabtrath im Jahre 1342 geſtiftet. Allein 
auch dieje Stiftung blieb noch mit der Pfarrei und dem Klofter 
Ueberwafler in ber Art verbunden, daß der von dem Bürgermeilter 
und Rath zu präfentirende Pfarrer zu gleicher Zeit auch der Vor: 
fieher des Siechenhaufes fein follte (rector specialis leprosorum 
domus) ?). 

Da der Urfprung ber Siehenhäujfer noch im Dunkeln 
liegt, fo erlaube ih mir hier Einiges darüber zu bemerfen., Der 
Ausſatz (wahricheinlich die Schwarzen Blattern oder die Pocken) war 
ſchon zur fränkifchen Zeit befannt und eine jo gefürchtete Krant: 
beit, daß man die damit Behafteten aus der menfchlichen Gejell- 
haft ausftieß und fie behandelte als wären fie nicht mehr unter 
den Lebenden *). Sogar aus dem Schooße ihrer Familie mußten 


25) Kriegt, p. 282 u. 528. vergl. oben $. 191. 

1) Meine Geld. der Dorfverf. I, 340 - 347. 

2) Urk. von 1184 bei Wilfens, p. 45 u. 99. 

9) Urk. von 1842 bei Wilfens, p. 45 u. 150. 

4) L. Rothar, c. 179. leprosus — expulsus sit a civitate vel a casa 
sua — quando a domo expulsus est, tamquam mortuus habetur. 
Capit. von 789 e. 20 bei Pertz, III, 69. De leprosis, ut se non 
intermisceant alio populo. 
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fie ſcheiden. Denn durch jene Krankheit wurben alle Bande der 
menschlichen Gefellfchaft, alfo auch die ehelichen und elterlichen 
Bande gelößt. Daher fiel auch das Vermögen eines Ausjägigen 
bei lebendigem Leibe an feine Erben, z. B. in Lüber noch im 14. 
Sahrhundert 5). Erſt jeit dem 12. und 13. Jahrhundert begann 
eine menſchlichere Behandlung diejer unglücdlichen Wejen. Und es 
ift das Verdienſt der Geiftlichen dieſes zuerft gethan zu haben. Sie 
errichteten eigene Hofpitäler für diefelben, zwar noch fern von ben 
bewohnten Orten auf freiem Felde, weshalb fo oft von den Sieden 
auf dem Felde ®) oder von leprosi in campis die Rede ift ”). Auch 
die St. Georgs Capelle mit dem Ausfägigen Haufe in Lübeck lag 
noch im 14. Sahrhundert vor dem Mühlenthor. Ein jhmaler Fuß: 
weg führte dahin, an welchen die Unglüdlichen (bie „elenden Sü⸗ 
fen“ und die exules leprosi) in ihren grauen Mänteln jagen und 
mit dem Klang der Schelle die Herannahenden warnten ®). Die 
Siehen erhielten jedoch in diefen Hofpitälern ſchon einige wenn 
auch fehr dürftige Pflege. Das erfte Siehenhaus in Deutſch⸗ 
land ift, meines Wiffens, jene in einer Urkunde von 1109 erwähnte 
curtis leprosorum auf dem Sohannisberg im Rheingau). Nach⸗ 
ber kommen fie aber öfter vor, zumal in den Städten, 'allenthalben 
jedoch außerhalb der Etadt felbft. Denn noch bis ins 15. Jahr⸗ 
hundert wurden ſie vor den Stadtmauern erbaut und jede Beruͤh⸗ 
rung mit anderen Menſchen ſorgfältig vermieden, z. B. noch bei 
der Errichtung eines ſolchen Hauſes, des ſogenannten Gutleuthofes, 
in Heidelberg im Jahre 1430 10). Sogar in dem gottesfürchtigen 
Baſel wurde noch im 13. und 14. Jahrhundert für bie Siechen 


5) Urf. von 1362 u. 1888 bei Pauli, Lüb. Zuftände, p- 196 u. 197. 
vergl. über die Behandlung der Ausfägigen ben Armen Heinrich von 
Hartmann von der Aue, herausgegeben von bei Gebrüdern Grimm, 
p. 160 ff. 

6) Urk. von 1272 bei Schreiber, I, 1. p. 69. Neumann, Geſch. von Göor⸗ 
litz, p. 673. 

7) Urt. von 1285 bei Guden, Il, 248. 

8) Pauli, Lüb. Zuflände, p. 85. 

9) Urk. von 1109 bei Guden, I, 40. 

10) Urf. von 1480 bei Mone, II, 268. basilicom extra muros opidi 
nostri Heidelberg, domui leprosorum vicinam, — ut le- 
prosorum extra communionem alioram hominum degentium. 
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fehr wenig geforgt. Man hatte zwar feit dem 13. Jahrhundert 
auch ſchon in Bafel ein Siechenhaus weit vor der Stadt am Et. 
Leonbardsberge, welches fpäter um 1265 noch weiter von der Etabt 
nad Et. Jakob verlegt worden ift. Die dort untergebrachten Aus: 
jägigen hießen baber „Die Siehen an der Birs“ oder „die 
armen Kinder an der Birs” oder die Sonderfiehen zu 
St. Jakob. Die Anftalt war jedoch ſehr Mein. Daher wurben 
bie meiften Kranken, um die Anſteckung zu verhindern, aus ber 
Stadt weggewießen, und weiter nichts für fie gethan. („und wie 
„wohl die heilige Gejchrift nit hat, daß man fie alle von der Welt 
„ſcheiden folle, fo find fie doch alle ze ſchühende. — Und joll man 
„diefelben Lüte, wo man fie weiß, von der Stadt heißen gan, umb 
„daß die andern, die gefunt find, nit benfelben Gebreſten ent- 
„phachent*) 11). Man forgte demnach durch das Wegweiſen der 
Kranken wohl für die Gefunden. Die Kranken ſelbſt überließ man 
aber ihrem Schickſal. | 

Die Erzbifhöfe von Mainz ftifteten in Mainz felbft in den 
Sahren 1145 und 1236 ein auch für die fremden Armen (super- 
venientibus egenis) beftimmtes Spital (hospitale pauperum) !?), 
und in Miltenberg im Anfang des 14. Jahrhunderts ein Hojpital 
für die Kranfen (hospitale pro infirmis) '?). In Speier war 
noch im 13. Sahrhundert das alte Spital bei St. Stephan im 
Deutihen Haufe, dann das Haus der Ausfätigen („die armen 
veltfiechen des huſes ufswendig unferre ftatt”) und das Heiliggeift- 
almojen in den Händen der Geiftlihen 1%). Eben fo in Freiburg 
im Breisgau noch im 13. Jahrhundert und noch fpäter das Spital 
zum bi. Geift und das Eiechenhaus (domus pauperum leprosorum 
oder die fiechen Lüte an dem Velde) '°), in Weblar noch im 13. 
und 14. Sahrhundert das Hofpital für Arme und Kranke (hospi- 
tale pauperum et infirmorum) 'und das Haus der Ausſaͤtzigen 


11) Ods, II, 453. Bajel im 14. Jahrhundert, p. 72—74. 

12) Urt. von 1145 u. 1236 bei Guden, I, 167, 168 u. 537 ff. 

13) Testamentum von 1319 bei Guden, III, 164. 

14) Zeug, Speier, p. 17, 18 u. 31. Mone, I, 189. 

15) Stadtrodel $. 78. Urk. von 1250 u. 1272 bei Schreiber, I, 56 u. 
69. Schreiber, Geſch. von Freiburg, I, 46 u. II, 30. 
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auf dem Felde (leprosis infirmis in campis) 1e), zu Oberehenheim 
das im Sabre 1314 für die Armen und Kranken geftiftete Hofpital 
(ad usus pauperum infirmorum synodochium seu hospitale)!T), 
in Augsburg die von einigen Gefchlechtern im 12. und 13. Jahr⸗ 
hundert geftifteten Hofpitäler zum heiligen Kreuß und zum heiligen 
Geiſt 1%), in Bafel das Spital bei St. Leonhard und das naue 
Spital an den Schwellen, beide bereits feit dem 13. Jahrhun⸗ 
bert 29), in Straßburg das im 14. Sahrhundert von Geſchlechtern 
geftiftete Krankenfpital für wenigftens 10 arme Leute 20), in Kon⸗ 
tanz das Armenfpital und das außerhalb der Statt Tiegende Aus- 
jaghaus 21), in Nürnberg die beiden außerhalb der Stadtmauer 
liegenden Pilgerhäufer zum heil. Kreug und zu St. Martha 22), 
und in Köln mehrere Kirchipielsipitäler 22). 

Auch die weit verbreiteten jogenannten Seelhäufer,-;. B. 
in Regensburg 2%) und die Beginenhäufer, 3. B. in Köln 28), 
-Bajel 20) und in Coesfeld 27) waren, wenn auch von reichen Bür- 
gern gejtiftet, geiftliche Anftalten. Und bie Seelfrauen oder Be- 
guinen (Beghinen, Beginnen oder Begginnen) hatten außer ber 
leiblichen Pflege der Kranken auch noch für ihr Seelenheil zu for- 
gen und für die Verftorbenen zu beten. In den Händen ber 
Geiftlichen waren jehr wahrjcheinlich auch das alte Spital und das 
Spital zur elenden Herberge zu Worms 2e), dann das Armenfpi- 


16) Urk. von 1279 u. 1897 bei Guden, II, 205, V, 264, vergl: nody Urt. 
von 1826 u. 1832 eod. V, 182 u. 325. 

17) Urt. von 1314 bei Schoepfflin, II, 114. 

18) von Stetten, Geld. I, 68 u. 76. 

19) Bajel im.14. Jahrhundert, p. 29, 80 u. 71. 

20) Herkog, Elſaß. Chron. B. VI, p. 106. 

21) Url. von 1299 u. 1874 bei Mone, I, 141 u. 142. 

22) Urk. von 1385 bet Siebentees, III, 286 u. 287. 

23) Clajen, Schreinspraris, p. 38. 

24) Gemeiner, I, 460, II, 153 u. 187. 

25) Claſen, Schreinspr. p. 38 u. 68. 

26) Bajel im 14. Jahrhundert, p. 60 fi. 

27) Eöfeland, p. 42. 

28) Chron. Worm. ad 1221 bei Ludewig, II, 111. usque ad hospitale, 
quod tum dicitur antiquum hospitale. Bei Böhmer, font. Il, 158. 
beißt e8 bloß usque ad hospitale. lingebrudtes Weisihum von 
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tal (hospitale pauperum) zu Straßburg und Kolmar 2%), das um 
das Jahr 1233 für Arme, Kranke und Waiſen geitiftete Spital zu 
Ehlingen 2%), das im 13. Sahrhundert für bie Armen geftiftete 
Hoipital zum heil. Geift und das für die Ausſätzigen („Stechen 
vf deme Velde“) beftimmte St. Jakobs Hofpital zu Görlitz 21). Das 
Holpital in der Stadt Brandenburg gehörte noch im 13. Jahr⸗ 
hundert zur Kathebralfirche, und ein Domherr war deſſen Bor: 
ſtand (magister hospitalis) 22). Eben jo jorgten in Bafel u. a. m. 
die Klöfter für die Armen. Daher wurde bafelbft eines der Got⸗ 
teshäufer ſelbſt das Almofen genannt 2). . 


$. 412. 


Allein früher als auf dem Lande, wo biejes erit feit der Re⸗ 
formation zu geichehen pflegte, ging die Armen: und Kran: 
fenpflege von der geiftlihen auf die weltliche Verwal- 
tung über. Und .das in ben Städten emporgelommene Gewerbs⸗ 
weien felbft hat dazu geführt. Das Gewerbswefen hatte nämlid) 
viele Handwerker und Künftler und andere Fremde, unter ihnen 
auch viele arme und unbemittelte Leute angezogen, und badurd) 
ein bi8 dahin unbekannis Proletariat in die Städte gezogen. Für 
die Verpflegung und Unterftüßung ber Armen und Kranken reich- 
ten daher die geiltlichen Anftalten allein nicht mehr hin. Die ge- 
genfeitige Unterjtüägung war aber, wie wir gejehen, Pflicht der ein- 
zelnen Bürger und der gefammten Bürgerſchaft. Daber fiel nun 


Mörgftatt (Heute Merjiatt) im Lagerbuch: „Spital zur elenden Herberg 
„zue Wurmbs.“ Und dieje Stelle ſteht zwiſchen ben Gefällen bes 
Stiftes zu unfer I. Frauen unb bes Stifies zu St. Martin zu Worms. 
Jene elende Herberg war demnach wahrſcheinlich jelbft ein geiftliches 
Spital. 

29) Urk. von 1288 bei Schoepflin, II, 89. ®enigftens fand an der Spike 
bes im Jahre 1311 zu Straßburg für bie Armen Kranken (ad usus 
pauperum infirmorum) geilifteten Spitald (synodochium seu ho- 
spitale infirmorum) ein ®Priefter. Urk. von. 1811 bei Schoepflin, 
1, 98. 

80) Pfaff, p. 67, 68, 248 u. 249. 

31) Reumann, p. 670-673. 

82) Urf. von 1217 u. 1230 bei Gerden, Stiftshiftorie, p. 421 u. 484. 

33) Oche, V, 176. 
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Die weltlichen Verwalter wurben rectores, provisores, procuratores, 
magistri, Spitalmeifter ober die Pfleger oder Vormünder des Spi- 
tale8 genannt, und jedes Jahr aus den Nathöherren von dem 
Stadtrat) ernannt 9). In Münden wurde das heil. Geiſtſpital 
im 13. Sahrhundert errichtet. Es ftand anfangs unter den geilt- 
lichen Spitalherren oder heil. Geiftbrüdern, feit dem 14. Jahrhun⸗ 
dert aber unter weltlichen Spitalpflegern und unter dem Stadt: 
rath 10). Auch das etiwa zu derjelben Zeit errichtete Spital ber 
armen Siehen auf dem Gaſteich ftand anfangs unter geiftlicher, 
feit dem Anfang des 14. Jahrhunderts aber unter weltlicdyer Ver: 
waltung und unter dem Stadtraty. Im Jahre 1570 erbielt dafs 
jelbe eine jehr merfwürdige Sabung und Ordnung ). In Nürn: 
berg gab e8 bereits im 15. Jahrhundert vier fogenannte Siech— 
tobel, in denen alte Männer und Frauen unentgeltlich Koft und 
Wohnung erhielten, von denen jedenfalls der Eiechkobel zu St. 
Sobit Schon im 14. Jahrhundert eriftirt hat. Auch fie jtanden 
unter dem Stabdtrath 1?) In Bafel ftand das Spital an den 
Schwellen bereits jeit dem 14. Sahrhundert unter der Aufſicht bes 
Stadtraths und feit dem Anfang des 15. unter zwei und ſpäter unter 
vier von dem Rath geſetzten Spitalpflegern oder Spitalmeiftern 
und unter dem Stabtichreiber 13). Eeit dem 14. Zahrhundert fin 
det man bafelbjt auch eine Fremden Herberg (eine elende Herbrig) 
für arme Reifende und Pilger !%), In Frankfurt a. M! findet 
man feit dem 14. Jahrhundert drei under dem Stadtrath ſtehende 
Elendenherberge 15). Solche Elenden Herberge für fremde findet 
man au in Bruchſal u. a. m.!%). In Ulm wurde das heilige 


9) Kriegk, Bürgertbum, p. 81 ff. 

10) Stadtr. bei Auer, p. 181. von Bauer, Grundzüge der Verfafjung von 
Münden, p. 210 ff. 

11) von Bauer, p. 200 ff. Sat und Ordnung von 1570 im Oberbai: 
rifhen Archiv, XII, 74—78. 

12) Alte Gejege aus 14. Bec. bei Siebenfees, II, 414 ff. u. III, 239. Urk. 
von 1450 in Mon. Boic. 25 p. 64. 

18) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 80 u. 31. Protokoll von 1413 bei 
Ochs, III, 226 u. V, 174. 

14) Bajel im 14. Jahrhundert p. 32. Ochs, III, 224 u. 5569. 

15) Kriegk, Bürgerthum, p. 155—159. 

16) Done, I, 161—163. 
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Geiſt Hofpital im Jahre 1183 für Arme und fremde Pilger ge: 
gründet 17) und neben ihm im 14. Jahrhundert nod mehrere 
Siechenhäuſer. Aber erit im 15. Jahrhundert kamen fie unter 
den Stabtrath 19). In Coesfelt wurbe im 13. ober 14. Jahrhundert 
das Hofpital und das Armenhaus zum großen ober reichen heil. Geifte 
gegründet. Die Aufficht und die oberfte Verwaltung hatten zwei Rath: 
glieder, weldhe den Titel Verwahrer des heil. Geiftes führten. 
Auch fremde Arme und Kranke wurden darin aufgenommen, bis 
im Sahre 1445 ein eigenes Gafthaus für Fremde errichtet worden 
ft. Sm Sabre 1350 wurde ein zweites Armenhaus gegründet, 
das Armenhaus zum Meinen heil. Geift. Und darin hatten zwei 
aus dem Nath verorbnnete Schöffen die Verwaltung zu beforgen 19). 
Auch in Berlin ftanden ſchon feit dem 14. Jahrhundert das heilige 
Geiſt- und das Georgen Hojpital unter einer von dem Stabtrath 
eingefegten und ihm redhnungspflichtigen Verwaltung 2%). In Salz: 
wedel hatte bereits in ber Mitte des 13. Jahrhunderts der Stadt: 
rath die Verwaltung ber Güter des Ausſatzhauſes ?!). In Görlig 
wurde das Hofpital zum heil. Geift, das jogenannte Neißhofpital, 
jeit dem 15. Jahrhundert unter der Auffiht des Stadtraths durch 
Spitalmeifter und Unterverwefer verwaltet. Eben fo ftand das 
im Sabre 1489 für Pilger, Wallfahrer und andere Neijende ge: 
ftiftete Hofpital zu U. 2. Frauen, welches auch das hospitale pe- 
regrinantium genannt worden ift, und das im Anfang bes 16. 
Sahrhunderts errichtete Hofpital zum neuen Haufe, das Franzofen- 
haus, unter ftädtifcher Verwaltung 22). In Bruchſal ftand im 15. 
Kahrhundert das Armenfpital unter der Aufficht des Stadtrathe 23), 
und die für fremde arme Pilger geitiftete Elenden Herberg („ellen: 
den herberig”) unter einem gemeinjchaftlich mit dem Stabtpfarrer 


17) Urk. von 1188 bei Zäger, Ulm p. 461. domus hospitalis panpe- 
rum refocillatio et asylum peregrinorum —. 

18) Jaͤger, p. 476 fi. u. 482 fi. 

19). Söfeland, p. 36 - 88 u. 40. 

20) Fidicin, IIL, 100. 

21) Urf. von 1268 bei Lenz, I, 57 u. 58. ipsa bona committimus pro- 
curationi consilii veteris civitatis Saltwedele. 

22) Naumann, p. 671, 673 u. 674. 

23) Urt, von 1452 u. 1472 bei Mone, I, 159 u. 160. 


- 
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ernannten Pilgerwirth („bilgerinwärt”) oder Pfleger ?). In 
Bretten follte das im Jahre 1463 geftiftete Spital unter Aufſicht 
des Stadtraths und der herrichaftlichen Beamten von Spitalmeiltern 
verwaltet werben 2%). An Kempten fam das unter ftäbtijcher Ver⸗ 
waltung ftehende heil. Geiftipital in der Mitte des 15. Jahrhun⸗ 
dertd zu Geld- und Grundbefiß 2%). In Augsburg ftifteten im 
Jahre 1519 die Fugger in der St Jakobsvorſtadt die heute noch 
beftehende fogenaunte Fuggerei, beftehend aus 106 Tleinen für 
arme Bürger beſtimmten Häufern, und nahe dabei nody ein Haus 
für mit Blatter behaftete Fremde ?°). Und Teine Stadt blieb zu⸗ 
rüd bei diefer Sorge für die Armen und Kranken. 


§. 413. 


Die Armen » und Krankenpflege erjtredte ſich jedoch nicht 
bloß auf die in den Armen- und Kranfenhäufern aufgenommenen 
Armen und Kranken, fondern auch auf die fogenannten Haus: 
armen und auf die übrigen einer Unterftüßung bebürftigen Leute. 
Für fie pflegte durch Bertheilung von Nahrungsmitteln 
und Kleidern und von Geld gejorgt zu werden. Und e8 
wurden auch zu dem Ende frühe jchon eigene Stiftungen gemacht 
Die Vertheilung von Naturalien nannte man Spenden (Ufe: 
Ipenden, Spannen oder largae) und bie Geldvertheilung insgemein 
eleemosyna, Armufen, Almuſen ober Almofen!) In 
der weiteren Bedeutung wurden inbeflen auch die Spenden zuwei- 
Im Almofen " genannt, 3. B. in den alten Rechten des Kloiters 
Seijenfeld aus dem 13. Jahrhundert. ES ift daſelbſt zwar öfters 
von Korn⸗, Roggen: und Bierſpenden (von „ſpentkorn, ſpentrock, 
„ſpentpier“) und von Spenden anderer Naturalien die Rede. Def: 








24) Urt. von 1501 bei Mone I, 161. 

25) Urt. von 1463 ber Mone, I, 155—157. 
26) Haggenmüller, I, 363. 

27) von Stetten I, 284. 

1) Konflanzer Urk. von 1586 — „dile fpeud und armufen“ —. Bettel: 
vogtsordnung von Baden von 1528 8. 2. — „fol der bettelvogt alle 
„almufen und ſpennen“ —. Speirer Urk. von 1438 — „ul: 

_ „ipende in unfers fliftes crüggange* bei Mone, l, 132 ff., insbefon: 
dere p. 137, 139 u 1867. 


v. Maurer, Städteverfaffung III. 4 








50 Armen: und Krankenpflege 


ters wirb jedoch auch das Wort Spentte mit elemosina überſetzt 
und e8 werben jobann beide Worte als völlig gleichbedeutend ges 
braucht (ad spenttam sive elemosinam) 2). Sole Spenden und 
Almojen kommen nun auch in den alten Stäbten ſehr häufig vor, 
3.3. in Bafel, Speier, Konftanz, Freiburg, Bruchſal, Weißenburg 
u. a. m.2). In früheren Zeiten waren auch dieje Stiftungen wit 
Kirchen und Klöftern verbunden. So war z. B. in Köln mit 
dem St. Georgftifte eine jährliche Spende für 13 Armen *) und 
mit der St. Lupus Kapelle eine Spende für 12 arme Laienbrüder 
verbunden 8). Und man nannte biefe Armen ba, wo ihre Anzahl 
beftimmt war, matricularii, weil fie in eine Malrikel eingetragen 
zu werben pflegten‘). Nach und nach find jedoch dieſe Stiftungen, 
und zwar ſchon iange Zeit vor der Reformation, in die Hände 
weltliher Behörden gefommen. In Köoln iſt bereits in einer Rech⸗ 
nung von 1375 von ſolchen an die Armen geipendeten Almofen 
die Rede?). In Nürnberg wurde im Jahre 1388 das große Als 
mofen, das fogenannte Kirchhof: oder Fleiſch- und Brodalmoſen 
geftiftet und verordnet, daß drei Rathsherren die Pfleger fein ſoll⸗ 
ten®). In Bafel hat bereits im 15. Sahrhundert ein weltliches 
Almofenamt beftanden, welches auch die Verwaltung ber Opferftöce 
der Kirchen unter fi hatte ). Und auch in Frankfurt a. M. 
batirt der bürgerliche Almoſenkaſten ſchon aus dem 15. Sahrhuntert. 
Er ftand unter cinem von dem Stadtrat) ernannten Almofen: 
pfleger !). 

Befondere Armen: und Kranken-Anſtalten beitan- 
den in manchen Etädten für arme Handwerker und Kind 
betterinnen. In Regensburg wurde im Sahre 1419 ein Bru⸗ 
derhaus für 12 alte arme Handwerker geftiftet, welches von den 


2) Quellen zur Bair. Geſchichte, I, 414, 415, 420, 421, 422 u. 423. 

8) Wone, I, 181 fj. Zeuß, Speier, p. 29 ff. 

4) Urk. von 1188 bei Lacomblet, Urkb. 1, 866f. 

65) Url. aus 10. sec. bei Lacomblet, Ardiv, II, 60 fi. 

6) Ark. von 947 bei Lacomblet, Urkb. I, 57. Gregor. Tur. VU, 29. 
form. Sirmond. 11. 

7) Ennen, Geſch. li, 840. 

8) Urk. von 1888 bei Johannis ab Indagine p. 521 u. 522. 

9) Odys, V, 176. 

10) Kriegt, Bürgertum, p. 168— 176. 
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Nachkommen des Etifters und bei ihrem Abgang vom Stabtrath 
verwaltet werden follte 1). Kine ähnliche Verforgungsanftalt für 
arme Handwerker beftand bereits im 14. Sahrhundert in Nürn- 
berg 1). In Bafel unterhielten die Brüderjchaften der Weber: 
mechte, der Gärtner, der Grautücher und der Nebleute eine An⸗ 
zahl Betten im Spital zur Pflege ihrer kranken Genoffen 12). In 
Königsberg bejaken mehrere Gewerke Kranfenftuben im Hofpital zur 
Verpflegung der kranken Gefellen 14). 

Auch beitand in Nürnberg frühe ſchon ein Almojen fir arme 
Kindbetterinnen, an deſſen Spite zwei Pflegerinnen ftanden, 
benen der Stabtrath im Jahre 1461 ein Ewiggeld von 15 Gulden 
als Beſoldung zuficherte 15). 

Auch der Bettel von Haus zu Haus war in mandhen 
Städten ſchon längft vor der Neformation verboten, 3.8. in Kol⸗ 
mar bereit8 im Jahre 1363 '%). An Rotenburg wurde im Jahre 
1414 verordnet, daß jogar die Bettelmönce nicht mehr ohne Er: 
laubniß des Bürgermeifters Almojen von Haus zu Haus ein« 
jammeln dürften 17). Auch in Bafel mußte der Stabtrath bereits 
im Anfang bes 15. Jahrhunderts einfchreiten. Denn e8 war da⸗ 
jelbft jo weit gefommen, daß junge und alte Frauen bie erbaren 
Xeute auf der Straße anfielen und denſelben den Hut, Kugelhut 
oder ein anderes Pfand abnahmen, wenn fie ihnen fein Almojen 
reichten ’®). 

Endlih wurde aud für die'armen Waifen und für die 
Tindelfinder frühe fchon in den Städten geforgt. Der Stabt- 
rath von Bafel forgte Bereits feit dem 14. und 15. Jahrhundert 
für die Findelfinder und Waifen. Die Waifen wurden bei Haus- 
müttern, und die Findelkinder auf Koſten der Stadt theils bei 
Frauen in der Stadt, weldhe man Findlerinnen nannte, theils 


11) &emeiner, Il, 480 f. 

12) Hülmann, IV, 78. Rot. 

18) Bajel im 14. Jahrhundert, p. 31. 

14) von Baczlo, Geld. von Königeberg, p. 238. 
156) Urf. von 1461 bei Siebenfees, IIT, 98—96. 
16) Done, Zeitfhr. XIX, 160. 

17) Benſen, p. 302. 

18) Baſel im 14. Jahrh., p. 112. 
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dennoch auch in den Städten die Reformation von ganz unenb: 
lichem Einfluß. Faſt allenthalben wurde das Vermögen der ein: _ 
gezogenen Stifter und Klöfter der Armen: und Krankenpflege zu- 
gewendet oder als Almojen verwendet. In Straßburg wurden 
im Jahre 1529 die eingezogenen Klöfter theils für das große Spi- 
tal, theils für das Blatternhaus, theils für das Watjenhaus, theils 
auch für das gemeine Almofen verwendet !). An Magdeburg 
wurde das Vermögen der im Jahre 1524 aufgehobenen reichen 
Bruderſchaft zu St. Annen dem gemeinen oder Gottes Kaften 
überlaffen und im Sabre 1525 das Auguftiner Klofter in ein 
Hofpital verwandelt 2). In Bafel wurde im Sahre 1526 das 
Schwefterhaus der Nonnen zum rothen Haus verfauft und der 
Erlöß den armen Leuten zugewenbet, und im Jahre 1527 auch 
noch ein großer Theil des Vermögens der übrigen Stifter und 
Klöfter für die Armenpflege verwendet?). In Ehlingen wurde im 
Jahre 1564 das Findelhaus ins Prediger Klojter verlegt 4). Auch 
in Augsburg u.a. m. wurden bie eingezogenen Kloftergüter großen: 
theils für die Armenanftalten verwendet ®). 

Allenthalben blieben die alten Armens und SKrantenhäufer, 
und bie Zindel- und Waifenhäujer, und wurden nun aus dem 
Bermögen ber eingezogenen Stifter und Klöjter neu und beſſer als 
bisher dotirt. Defters Tamen zu den alten auch noch neue An: 
ftalten hinzu. In Augsburg wurde im Jahre 1538 ein zweites 
Findelhaus und ein Nothhaus für preßhafte mit Gejchwüren ge: 
plagte Leute errichtet, im Sahre 1572 ein Walfenhaus und im 
Sabre 1699 noch ein anderes evangeliiches und katholiſches Waifen: 
haus ®). In Straßburg wurde das große Spital, das jogenannte 
Mehren Spital, dann das Blatterhaus und das Wailenhaus nun 
aus den Kloftergütern befier dolirt und es kam zu ihnen fpäterhin 
noch ein Findelhaus hinzu”). Auch in Baſel wurde nun bas 


1) Alte Handſchrift aus dem 16. sec. bei Mone, I, 151. 
2) Rathmann, III, 879 u. 380. 

9) Ode, V, 558 u. 876. 

4) Pfaff, p. 772. 

5) Jäger, Augsburg, p. 154. 

6) Jäger, p. 154. 

7) Mone, I, 161. Hermann, II, 249 ff. 
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Spital mit Kloftergätern botirt und in ber alten Spitalorbnung 
von 1527 verordnet, daß nur diejenigen fpitalfähig fein follten, „die 
„bettrufen und die Steg und Weg nicht mehr brauchen können, 
„und nur durch Unglück und nicht durch liederliches Haushalten, 
„Praſſen und Schwelgen in Armuth gerathen” 8). Eben fo blieb 
in Ehlingen das Spital nach wie vor die Haupt Wohlthätigfeits 
Anftalt und das Seel und Siechenhaus wurde, nachdem das alte 
abgebrannt war, wieber aufgebaut und neu organifirt. Zu ben 
alten Woplthätigleits Anftalten kamen aber noch ein Findelhans 
und ein Armenhaus hinzu 9%. Auch bier in München kamen zu 
dem beiligen ©eiftipitale und zu dem Spitale der armen Siechen 
auf dem Gafteig in den Jahren 1615, 1625 und 1742 noch brei 
Waiſenhäuſer, das Hof: und Stadtwailenhaus und das Waifen- 
haus ob der Au und mehrere Krantenhäufer hinzu 19). 
Allenthalben wurde der Straßenbettel abgeſchafft und 
für die Armen auf andere Weile gejorgt. Die wirklich Armen 
follten mittelft vertheiltem Almojen unterhalten, oder auch in den 
Armen: und Krantenhäufern verlöftiget, beherbergt und verpflegt 
werben. Die Straßenbettler dagegen jollten geftraft und in Ar- 
beitshäufern zur Arbeit angehalten werden. In Straßburg wurde 
bereits im Jahre 1528 der Straßenbettel abgejchafft und für bie 
Armen theils durch Almofen theild durch ihre WVerköftigung in der 
Elenden Herberg gejorgt. Zu dem Ende wurde ein gemeines 
Almofen (das gemein almujen) errichtet, und für dieſes in allen 
Kirchen gefammelt und daſelbſt Almofenkiften aufgeftellt, an ger 
willen Wochentagen auch in den Käufern gefammelt, theilweije auch 
das eingezogene Kloftervermögen bazu verwendet. Die fremden 
und einheimifchen Straßenbettler follten aber in ber Elenden Her: 
berg untergebracht, die Kranken daſelbſt gefpeift, verpflegt und be: 
berbergt, und bie gefunden Armen zur Arbeit angehalten werben. 
(„daß auch alle zu arbeyten und vermeydung bes müfiggangs mit 
„allem fleiß angehalten werben jollen“ 12). In Augsburg wurbe 


8) Ode, VII, 72. 
9) Pfaff, p- 771 fi. 
10) von Bauer, p. 168 ff. u. 227—281. 
21) Handſchrift aus 16. sec. bei Mone, I, 151—156. 
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ber Straßenbettel ſchon im Jahre 1522 abgeſchafft und ein Colle⸗ 
gium von ſechs Seckelherren eingeſetzt, welches das Armen⸗- und 
Bettelweſen zu beſorgen hatte. Die wirklich Beduͤrftigen ſollten 
Almoſen erhalten oder auch in einer Verſorgungs Anſtalt unter⸗ 
halten werden, zum Unterſchiede von den muthwilligen Bettlern 
aber ein gewiſſes Abzeichen tragen, die muthwilligen Bettler da⸗ 
gegen im ehemaligen Dominicaner Klofter zur Arbeit angehalten 
und bejchäftiget werben 2). In Nürnberg wurde der Straßen: 
bettel im Sabre 1478 befchränkt '2), und im Jahre 1525 ganz ab: 
geichafft und ein Almoſenamt errichtet, in welches die Bürgerjchaft 
beiftenuern mußte. Die Armen erhielten ein Almofen, mußten aber 
ein Zeichen von Meifing an ihrer Kopfbededung tragen, „damit 
„nicht fo gar viel Leute in das Allmofen jih würfen.” 
Sn den Jahren 1582 und 1626 wurde zwar das Verbot bes Bet- 
tel8 nochmals erneuert und eine Wochenbächle zum Einſammeln 
des Almoſens eingeführt. Der Bettel dauerte aber nach wie vor 
fort und wurbe, wie ein gleichzeitiger Bericht jagt, am Ende des 
17. Zahrhunderts „recht zu einem Handwerk und freyer 
„Kunſt.“ Erſt im Sabre 1699 gelang es dem Stabdtrath Herr 
über den Bettel zu werden. Es wurde nicht bloß ber Straßen: 
bettel felbft, jondern auch das Geben von Almofen auf der Straße 
verboten. Eine Büchfe wurde von den angefchenjten Bürgern von 
Haus zu Haus herumgetragen und jeder Bürger aufgefordert eine 
beftimmte Beiſteuer zu entrichten. Dabei wurde es zwar einem 
jeden üsberlaflen,, wie viel er beifteuern wolle, allein, „fo jeynd 
„doch,“ — wie es in dem gleichzeitigen Bericht heißt — „an 
„einen und andern, bie fi gar zu wenig angreiffen 
„wollen, gute und befheidene erinnerung gefhehen.“ 
Und vier Almofenpfleger forgten für die gerechte Vertheilung des 
Amofens unter die Armen und gebrechlichen Leute 19%). Auch in 
Frankfurt a. M. wurde ber Straßenbettel im Sabre 1488 be- 
ſchränkt, aber erft im Jahre 1627 ganz abgeihafft 1%). In Baſel 
wurde im Jahre 1527 eine allgemeine Armenanitalt, das Almojen: 


12) Jäger, Augsburg, p. 155. 

18) Kriegk, Bürgertbum, p. 145 u. 540. 

14) Die Relation bei Eiebenfees, III, 146 --172. 
15) Kriegk, VBürgertbum, p. 144, 146 u. 540. 
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amt, eingefegt und dieſe Anftalt theilg aus dem Ertrage ber Opfer: 
ftöcte in den Kirchen und aus jährlichen Reiträgen, theils auch aus 
dem Bermögen der eingezogenen Etifter und Klöfter botirt. An 
ber Spite dieſes Almojenamtes jtanden einige Rathsherren als 
Pfleger und ein Schaffner. Muthwillige und fremde Bettler er- 
hielten kein Almofen. Sie wurden auf bie elende Herberg gewießen 
und daſelbſt beichäftiget. Nur die in der Etadt angefeflenen Haus: 
armen follten Almoſen erhalten. Jeder Arme, welcher Unterftüßung 
erhielt, mußte ein Zeichen, einen Schild, am Arın tragen. Die 
Vorſteher der Zünfte und der Gefellichaften jollten die ſich um das 
Almojen Bewerbenden prüfen und fie fodann entwerer den Pfle- 
gern zur Unterftübung empfehlen oder an bie Arbeit weißen. Das 
Almofen beitand theils in Gelb theils in vertheiltem Tuch, theils 
in Muß und Brod. Die fogenannte Mußglode gab das Zeichen 
zum Abholen des Mußes, welches aus einer nahrhaften mit etwas 
Fleiſch vermiſchten Suppe beitand. Im Jahre 1758 wurbe von 
dem großem Rathe verorbnet, daß das vom Almojenamte zu ver- 
theilenre Tuch von gelber Farbe fein und auch von den Armen 
getragen werden jolle. Denn, wer feine gelbe Kleidung tragen 
wolle, jolle auch Fein Almofen beziehen !%). In Magdeburg wurbe 
im Jahre 1524 ein gemeiner Kaften, ein fogenannter Gotteskaften, 
zur Unterftügung der Hausarmen und der hilfsbevürftigen Kranken 
errichtet, und berfelbe theil8 aus dem Ertrage der Almofentaften in 
ben Kirchen, theil8 aus den Almojenjammlungen, theils aus dem Vermö⸗ 
gen ber aufgehobenen Stifter botirt. Vier aus dem Stadtrath genom- 
mene Armenvorfteher hatten das Armenweſen zu beforgen. Die Bettler 
jollten beftraft und bie fremden Bettler aus der Stabt ausgewießen wer: 
den 17T), In Eßlingen wurde zur Bejorgung des Armenweſens im Jahre 
1528 eine Almofendeputation errichtet, und die Armenanitalt theils 
aus dem Ertrage ber Kirchenkaften, theils aus dem Wochenalmofen 
unterhalten, wozu jpäter noch eine Armeniteuer hinzukam. Zur 
Einfammlung des Wochenalmojens wurte jede Woche in früheren 
Zeiten ein Almofenkarren in der Stadt herumgefahren, fpäterhin 


16) Verordnung über das Almofenamt von 1580 u. 1758 bei Ochs, V, 
875, VI, 89-41, VII, 72 u. 78. 
17) Rathmann, III, 356, 857, 869, 370 u. 980. 
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aber eine Hauscollecte veranſtaltet. Der Straßenbettel war ver⸗ 
boten. Die Hausarmen erhielten aber außer Geld auch noch Holz, 
Brod, Schuhe, Lichter u. ſ. w. Daher iſt daſelbſt von einem Holz— 
almoſen, Brodalmoſen, Schuhalmoſen, Lichtalmeſen u. ſ. w. die 
Rebe 19). 

. Die unmittelbare Aufficht über die nicht in den Armenhäufern 
befindlichen Armen hatten allenthalben untergeorbnete Gemeinbe- 
diener, fogenannte Büttel u. a. m. Sie batten das eigentliche 
Bettelwefen unter fih und wurden daher öfters auch Bettel- 
vögte, 3. B. in Baben, ERlingen, in der Pfalz am Rhein u. a. 
m. 19) oder Bettelmeiiter, 3. B. in Frankfurt a M. ge: 
nannt 2°). 


Unterrichtswefen, Runfl und Wiſſenſchaft. 


$. 415, 


So wie ber freie Verkehr zum Handel und biefer zur Ber: 
befferung des Armen: und Krankenweſens geführt hat, jo hat auch 
bie durch das Gewerbsweſen und durch den Verkehr mit der Fremde 
beroorgerufene geiftige Thätigleit wieder weiter —, zur Verbeflerung 
bes Unterrichtswejens geführt. 

Uriprüngli lag nämlih auch das Unterrichtäwelen in ben 
Händen der Geiftlichen. Die erſten Echulen in den Städten waren 
demnah Domjhulen oder Klofterfhulen oder Pfarr: 
fhulen. Denn in jenen Orten, in denen e8 feine Dom: und 
Klofterſchulen gab, fjollte der Pfarrer die Kinder feiner Gemeinde 
wenigitend das Glaubensbekenntniß und das Webet des Herrn 
lehren, wenn nicht in der lateiniichen doch in der Yandesipracde !). 
Diefe Schulen waren allenthalben nad Vorjchrift Karls des Gro⸗ 


18) Pfaff, p. 245-247 u. 768-770. 

19) Ordnung des Bettelvogts zu Baden von 1528 bei Mone, I, 157. 
Pfafl, p. 768. Rathmaun, III, 870. Pfälzer Allmufen Ordnung von 
1600, $. 14 u. 15 bei Zanfon, Materialien zu einem Geſetzbuch, I, 
46 u. 47. Urt von 1552 u. 1601 bei Mone, XIX, 162. 

20) Urt. von 1491 bei Kriegl, Vürgerthum, p. 540 u. 145. 

1) Concil Mogunt. von 818, c. 45. bei Hartzheim, I, 412. 
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Ben eingerichtet 2). In den größeren Klöftern beſtanden insgemein 
zwei Schulen neben einander, eine im Kloſter felbft für diejenigen, 
weldye ſich dem geiftlichen Stande wibmeten (schola intraria, schola 
claustri ober claustralis), und eine andere am Eingang ober im 
Vorhofe des Klofterd für die Laien (schola exterior ober cano- 
nica) ?). Und an dieſe Außeren Echulen haben ſich offenbar bie 
jpäteren Stabtichulen, fo wie urjprünglich auch bie Univerfitäten, 
angefchlofien und find gewiſſermaßen aus ihnen hervorgegangen. 
($ 250). Sehr merkwürdig ift e8 au, daß bereits zur Zeit ber 
Dftgothen in Rom an den Schulen für freie Künfte Vorträge über 
das Recht gehalten worden find, daß demnach damals ſchon in 
Rom eine Rechtsſchule beitanden hat ?e). 


An Augsburg hatte die Domfchule jchon im 9. und 10. Jahr: 
hundert einen großen Ruf. Denn ber heilige Ulrich kam dahin 
von St. Gallen, um daſelbſt feine Bildung zu juchen. Und er hat 
fie dort auch wirklich, erhalten. Aber auch in den einzelnen Pfar- 
reien wurben frühe jchon Schulen errichtet. Und bie zu St. Ulrich, 
St. Afra, St. Moritz und St. Georg erhielten eine Zeit lang 
einigen Ruf. Seit dem 14. Jahrhundert waren aber alle viele 
Schulen wieder veröbet. Im 15. Jahrhundert hat fich jeboch bie 
Schule zu St. Ulricdy wieder etwas gehoben !). Auch in Münfter 
bejtand ſeit alten Zeiten cine mit der Kathebralfirdye verbundene 
Domjchule, zu welcher im 12. Sahrhundert noch eine mit der St. 
Martinskirche verbundene Echule hinzufam®). In regensburg 
beitand beim Klofter St. Emmeran ſchon jeit Karl dem Großen 
eine berühmte Echule, weshalb Regensburg ſchon im 11. Jahrhun⸗ 
bert das zweite Athen (secunda Athene) genannt worben ft). 
Außerdem beftand dafeldft im 14. Jahrhundert noch eine Schule 


3) Capit. 1 von 789 bei Baluz. c. 70 bei Pertz c. 71. 
8) Ekkehard, casus St. Galli bei Pertz, II, 78—79. scholae claustri. 
— Exteriores autem, id est, canonicae. 
88) Cassiodor, Var, I, 21. — scholae liberalium literarum, tam gram- 
maticus, quam orator, nec non’et juris expositor. 
4) Jäger, Augsburg, p. 172. 
5) Wilfene, p. 14, 48 u. 108 
6) Gemeine, I, 186 u. 187. 
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bei dem Dom und bei der alten Eapelle?). Auch in Fulda beſtand 
feit dem 9. Jahrhundert eine Kloſterſchule unter der Vorſtandſchaft 
eined Mönches®). In Ulm hatten im 14. und 15. Jahrhundert 
die Dominikaner und die Auguftiner im heiligen Geift Hofpital eine 
Säule). An Worms kommen frühe ſchon Schulmelfter (magistri 
scolarum oder rectores scolarum) vor, und die Alteften Schulord- 
nungen find von den Sahren 1260 und 1307 ?%). In Speier be 
fand die Toomjchule wenigftens jchon feit dem 18. Jahrhundert 
und an ihrer Epite ftand ein magister scolarum !!). Die Dom: 
ihule in Bafel war gleichfalls fehr alt. Die oberfte Leitung der 
Schule hatte ein Domberr, welcher den Titel scolasticus führte '?). 
Außerdem war aber auch noch mit jeter Kirche z.B. mit Et. Leon⸗ 
barb und St. Peter eine Schule verbunden !?). Seit dem 8. Jahr⸗ 
hundert hatte auch Freifing eine berühmte Domſchule, auf welcher 
jogar Könige (Ludwig der Deutſche, Ludwig das Kind und Hein- 
rich II.) ihre Bildung erhielten. Und unter Dtto von Freifing 
war Treifing jogar eine? der Lichtpuntte in Deutjchland. Auch in 
Hamburg war die Domſchule bei Et. Maria die ältefte Schule in 
ber Stadt und ein scholasticus oder magister scholarum jtand 
an ihrer Spige!*). In Lüber wurde in der Mitte bes 13. Jahr: 
hunderts neben der alten Domſchule auch noch eine Echule zu Et. 
Jakobi crrichtet, welche aber ebenfalls unter dem Domkapitel 
ftand 16), Auch in Magdeburg war mit dem alten Moritflofter 
eine Echule verbunden, aus welcher jpäter, feit der Errichtung bes 
Erzfliftes, die Domſchule hervorgegangen ift. Der Geſchichtſchrei⸗ 
ber Ditmar von Merfeburg und andere find aus biefer berühmten 


7) Anonymus ad 1857 bei Oefele, II, 508. „Das fains irer Kind auf 
ben Thuemb oder in die alte Kapellen in die Schuel geben folt.“ 

8) tk. von 849 bei Schannat, hist. Fuld. p. 56. monacho, qui prae- 
est scolaribus in monasterio Sancti Bonifacii Fuldae. 

9) Jäger, Ulm, p. 588 u. 589. 

10) Urf. von 1106, 1160, 1260 u. 1807 bei Schannat, II, 62, 81, 128. 
u. 160. 

11) Mebrere Urt. aus 18. u. 14. sec. bei Zeuß, Speier, p. 80-82. 

12) Bajel im 14. Jahrhundert, p. 16. 

18) Bafel im 14. Jahrh. p. 70 u. 96. 

14) Lembecius, rer. Hamb. II, 67-69. 

15) Deede, Grunbdlinien, p. 47 f. 
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Schule Hervorgegangen. Späterbin tft jedoch mit der Klofterzudt 
auch diefe Echnle wieder in Verfall gerathen 1%. Später famen 
noch einige Klofter- und Pfarrfchulen Hinzu Das ganze 15. Jahr⸗ 
Hundert hindurch bis zum Anfang des 16. lag noch das Edhul- 
wejen in den Händen ber Geiftlihen und ber Erzbiſchof Friebrich 
fuchte feit der Mitte des 15. Sahrhunderts zu dem Enbe bie Klde 
fter und die Klofterfchulen zu reformiren. Luther felbft ging noch 
als Knabe von 14 Jahren bei den Franzisfanern zu Magbeburg 
in die Echule 17). Weberhaupt fcheinen bie Franzisfaner daſelbſt 
Ihrer Zeit weit vorausgeeilt gewejen zu fein. Denn fchon im 
Sabre 1417 war auf ihr Betreiben das Weihen ber Kühe und ber 
Wieſen, das fogenannte Kudweihen (Kuhweihen) und das os 
genannte Blicken (das Wieſen-, Blöcke: oder Wieſenflecke-Weihen) 
abgeſchafft worden !8), An Eßlingen beftand jeit 1279 eine Iatei« 
nifhe Schule und im Jahre 1326 wurde an das Steinhaus ber 
Prebigermöndhe noch eine Kinderfchule angebaut 1%. In München 
war bie ältefte Deutiche Schule bei ber Kirche zu St. Peter und 
als im Sahre 1271 die Pfarrei Et. Peter getrennt und die Pfarrei 
u. 8. Frau gegründet worden war, erhielt auch dieſe Kirche ihre 
eigene Schule 2%). In Heidelberg waren bie älteften Schulen Klo: 
ſterſchulen. Seit der Errichtung einer Univerfität tamen bazu 
noch einige mit diefer eng verbundene Burſen- oder Contuber⸗ 
nial Schulen, in welden junge Leute auf die acabemijchen 
Studien vorbereitet werben jollten. Zu dem Ende hatte jedes 
Kontubernium feinen eigenen Knabenlehrer („ſeyn eygen Peda⸗ 
gog“) 21). Auch in Berlin und in Köln an ber Spree war ber 
Schulunterriht in den Händen der Mönde. Erſt feit dein 15. 
Sahrhundert famen auch noch einige Pfarrichulen Hinzu, in Berlin 
jeibft die Nicolai: und Marien-Pfarrſchule, und in Köln bie Betri- 


16) Rathmann, I, 875 ff. 

17) Rathmann, II, 115—118, 126—180, 147 f., 154 f., 167, 296 u. 424. 

18) Rathmann, III, 44. 

19) Pfaff, p. 288. 

20) von Bauer, Grundzüge, p. 127. 

21) Annal. Universit. Heidelberg. VI, 482. vergl. Hautz, Geſchihit der 
Necarſchule in Heidelberg, p. 2—8. Hautz, Lycei Heidelberg. ori- 
gines, p. 86 und oben $. 2585. 
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ſchule 22). In Breslau ſtanden neben der Domſchule, welche wahr⸗ 
ſcheinlich ebenſo alt wie das Bisthum ſelbſt iſt, noch drei ſogenannte 
Trivialſchulen bei den beiden Stiftern zu St. Vincenz und unſerer 
lieben Frauen auf dem Sande, und an der Kreuzkirche. Seitdem 
aber Breslau eine Deutſche Handelsſtadt geworden war, ſeitdem 
genügten die alten Schulen nicht mehr. Es entſtand vielmehr das 
Bedürfniß eigene Schulen in der Stadt jelbit zu haben. Die 
erften Klagen der Türger wurden im Jahre 1266 laut. Sie führ- 
ten im Jahre 1267 zur Gründung einer neuen Schule an der 
Magdalenenfirche, Weitere Klagen führten im Jahre 1293 zur 
Errichtung einer zweiten Schule an der Elifabethlirche. In beiden 
Schulen follten die Knaben Unterricht in der Religion, im Gejang 
und im Latein erhalten. Da jedoch auch dieje beiden Pfarrichulen 
unter der Oberaufficht des Biſchofs blieben, jo fehlte es nicht an 
Etreitigfeiten nit den Bürgern 2). In Coesfeld findet man jeit 
dem 14. Sahrhundert eine Schule, an deren Spitze ein rector 
scholarum ftand. Die Rectoren waren bdafelbjt öfters, was ich 
fonft nirgends gefunden habe, auch Faiferliche Notare und Stadt: 
jecretäre 2%). Auch in Kempten wurde im 14. Sahrhundert an dem 
Gotteshaus außerhalb ver Stadt für Knaben und Kleriker eine 
Schule gehalten, welche der Abt mit einem Echulmeijter bejegte 2). 


$. 416. 


Der in diefen Dom⸗, Klofter: und Pfarrſchulen ertheilte Un: 
terriht war meiftentheils jehr dürftig. Er genügte daher den in 
bie Höhe ftrebenden Städten nicht mehr. Der freie Verkehr in den 
großen Handelsſtädten jegte Kenntniffe voraus, welche man Mı 
jenen Schulen nicht erlangen konnte, ohne welche man aber mit 
den anderen Etädten feine Konkurrenz halten konnte. Daber ent: 
ftand frühe jchon das Bedürfniß neuer von der Geiftlichteit unab⸗ 
hängiger Schulen, welchem jedoch erft nach einem heftigen Kampfe 
mit der Geiftlichkeit und anfangs gleichfalls nur nothdürftig Ge: 
nüge geleiftet werden Fonnte. Als im Sahre 1261 in Lübeck eine 





— — — 


22) Fidicin, II, 108. 

33) Srünbagen, Breslau, p. 112 u. 118. 

24) Eöteland, p. 48. 

25) Haggenmüller, Selb. von _ Kempten, L, 219, 
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eigene Stabtfchule angelegt werben follte, fehte fich die Geiſtlichkeit 
dagegen. Denn fie hielt diefes für einen Eingriff in ihre Mechte. 
Erit nad heftigen Kämpfen kam ein Vergleich zu Stand, nach wel: 
chem jedoch bie Bürgerihaft nur im Deutſch Lefen und Schreiben 
Unterricht ertheilen laſſen burfte 1). Eben ſolche Kämpfe entftanden 
im Sabre 1281 in Hamburg und bald nachher in Magdeburg, in 
den Jahren 1267 und 1293 in Breslau, im Jahre 1319 in Nord⸗ 
haufen, im Jahre 1358 in Kempten, in ben Jahren 1390 und 1403 
in Stettin, in Jahre 1395 in Leipzig und in den Jahren 1418 
bis 1420 in Braunfchweig 2). Meiſtentheils fiegte das weltliche 
Rebürfnig über das geiſtliche Monopol, wenn auch erft nach lang⸗ 
jährigen heftigen Kämpfen. So dauerte 3. B. in Hamburg ber 
Kampf mit dem Tomfcholafter acht volle Jahre. Daher kounte die 
im Sabre 1281 von den reihen Hamburgern gegründete jogenannte 
neue Schule, bie Kirchſpielsſchule zu Et. Nikolai, erft im Jahre 
1289 ins Leben treten. Sie wurde unter bie Aufficht der Kirch⸗ 
gefhwornen zu St. Nikolai, alſo unter die Kirchengemeinde geftellt, 
mußte jedoch um ins Leben treten zu Tönnen eine Oberaufficht bes 
Domfcholafters anerkennen 2). In Stendal, wo der Bilchof von 
Halberſtadt für die Anlegung einer Stadtichule, das Erzitift Mainz 
aber dagegen war, erhielten bie Bürger erft im Jahre 1351 von 
dem Landesherrn die Erlaubniß eine folhe Schule (eine neue 
Schule) anlegen zu bürfen ). In Braunfchweig dauerte der 
Kampf mit der Pfarrgeiftlichkeit, der fogenannte Papenkrieg, fieben 
volle Jahre. Auch in jener Stadt hatten fich die Pfarrer dem Ver⸗ 
langen der Gemeinde neben den Stiftsſchulen ſtädtiſche Echulen zu 
gründen, aus Furcht vor den Folgen ber Aufklärung widerjegt und 


1) Uıf. des Stadtraths von 1262 bei Lünig, spicileg. eccles. Th. II, 
p. 818. 

2) Ruhkopf, Geld. bes Schul: und Erziehungsweiens in Deutichland, I, 
E56. Rathmann, I, 877 II, 201 u. 202. Haggenmüller, I, 220. 
Hülmann, IV, 342—846. 

3) Lambeccius ad an. 1281 u. 1289, II, p. 69, 70 u. 78. 

4) rk. von 1828 bei Würdtwein, subs. dipl. V, 176-179. rt. von 
1351 bei Gerden, diplomat veteris marchise, I, 108. „Det wille 
„wi vfe getrume Borger tu Stendal ewichlit beholden — bie orer 
ſchule bie fie — gebuwet bebben.“ 
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ſogar den Bann über die Stadt verhängt. Die Standhaftigkeit 
des Stadtrathes führte aber auch dort im Jahre 1420 zum Sieg®). 
In Kempten konnte die neue Stadtjchule bei Sanct Mang, deren 
Errichtung im Jahre 1462 beichloffen worden war, erft im Jahre 
1463 eröffnet werden. Die Bürger ließen aber ſodann auch ihre 
Kinder nicht mehr bie Pfarrichule befuhen ). In Wien hatten, 
nach einem alten Herkommen, die Landesherrn das Necht die Schule 
der Pfarrei zu Et. Stephan zu verleihen und den Schulmeilter zu 
ernennen (magistro, qui Vennae per Nos ad scholarum regimen 
assumetur) 7). Schon im Jahre 1296 verliehen ſie aber jene 
Schule der Stadt und dem Stadtrathe, mit dem Rechte den Schul: 
meifter zu ernennen. Die Schule warb demnach nun eine ftäptifche 
Anftalt. Unter dem ftäbtiihen Schulmeilter zu Et. Stephan und 
unter feiner Gerichtsbarfeit follten auch die übrigen in der Stabt 
befindlichen Schulen ftehen. Der Schulmeijter durfte jedoch gegen 
die Schüler nur den Bejen (die Ruthe) gebrauchen („der Maifter 
„sol rihten mit ftarchen peſem flegen“). Höhere Strafen („daz da 
„get an den tot vnd an die lem”) gehörten vor den Stabtrichter. 
Daher fagte man, die Schulen und die Schüler ftehen unter dem 
Bejen („ein jchuler, der under dem pejen ift“) ©). Bei der Schule 
eingerijfene Unorönungen führten im Jahre 1446 zu einer neuen 
Schulordnung, nach welder vier Schulen in der Stabt beftehen 
follten, bei St. Stephan, bei St. Michael, im Spital und bei den 
Schotten. An der Spige einer jeden Schule jollte ein Schulmei- 
fter und an der Spike der Schule bei St. Stephan ein Oberfter 
Schulmeifter (obrift Schulmaifter) ftehen. Der oberfte Schulmeifter 
wurde vom Stadtrath, die übrigen Schulmeilter vom Oberſten Schul- 
meifter ernannt. Auch batte der oberite Schulmeilter bei St. Ste: 
phan die Aufficht über die drei anderen Schulen und fie viermal 
im Jahre zu vilitiren. Unter dem oberjten Schulmeifter ftanden in 
der Schule bei St. Stephan noch drei ſogenannte Oberfte Locaten, 





5) Barthold, Gejchichte der deutſchen Städte, IV, 248. 

6) Urk. von 1462 bei Moſer, reiheftädt. Handb. II, 50. Haggenmüller, 
I, 387. 

7) Urt. von 1287 u. 1278 bei Lambacher, II, 12, 18 u.160 bei Sencken- 
berg, sel. jur. IV, p. 4486. 

8) Stadtrecht von 1296 $. 10—14 bei Senckenberg, visiones, p. 286. 
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welche unter feiner Leitung die Aufſicht über die Schüler hatten. 
Außerdem durfte jeder Schüler noch einen eigenen Schulfehrer ober 
einen fogenannten Pädagogen (pedigogen) haben, ver in der Schule 
neben ihm faß, mit ihm zu Tiſch ging und ihm ſtets an der Eeite 
war. Sede Schule war nach dem Alter der Schule in drei Theile 
(in drei Claſſen) getheilt. Auch war genau vorgeichrieben was und 
wie in jeder Klaſſe gelehrt werden ſolle. Auch gezüchtiget werden 
burften die Schüler, aber nur mäßig mit 6 bis 8 Nuthenfchlägen. 
An den Kopf und mit Fäuften follten fie nicht gejchlagen werden. 
(„Item es jullent auch die Finder meſſicklichen geczuchtigt werden 
mit ſechs oder mit acht mefligen gertenflegen, vnd nicht umb bie 
heubt, noch mit den fewsten”)*). Wie in Wien fo hatte auch in 
Wiener Neuftadt die Bürgerjchaft Schon nach dem alten Stabtrechte 
aus dem 13. Jahrhundert das Recht den Schulmeifter (scholasti- 
cus) zu ernennen und diefer biejelbe Gerichtsbarkeit wie der Schul⸗ 
meister zu Wien!) Auch in Ulm hat, wie es ſcheint, fchon feit 
dem 13. Jahrhundert eine Stadtfchule beftanden. “ebenfalls hatte 
die Stadt ſchon im 14. Jahrhundert das Recht den Schulmeiiter 
zu ernennen und diefer bereits eine fehr unabhängige Stellung ''). 
Sn Freiburg im Breisgau hatte der Stadtrath ſchon im Fahre 1316 
das Recht den ftärtiihen Schulmeifter zu ernennen. Der Kirchherr 
follte ihn aber nody in fein Amt einweifen. Die Abhängigkeit von 
der Geiftlichfeit war indeifen nicht mehr fehr groß. Denn wenn 
der Kirchherr ihm fein Amt nicht Leihen wollte, fo blieb er dennoch 
Schulmeiſter („dem fol der Filhherre das ammet lihen, teti cr bes 
„nüt, fo fol er doch ſchuolmeiſter fin“) 12). Auch waren die Schul: 
meifter in Freiburg frühe ſchon Bürger und Grundbefißer in der 
Stadt, alſo wohlhabende Leute, was anderwärts nicht immer ber 
Tall war 12). Die Stabt forgte für gute Lehrer. Schon im Jahre 
1303 Stand ein Magifter Waltherns an der Spige ber Stabtichule. 
Auch Ipäterhin waren, die Schulmeifter meiſtentheils Meifter der 
freien Künſte. Und im Jahre 1496 erhielt diefe Stelle ver be: 


9) Schulordnung von 1446 bei Hormayı, Wien, I, 5, Urk p. 176—184. 
10) Stadtr. c. 11% bei von Würth, p 110. 

11) Säger, Ulm, p. 589 u. 590. 

12) Vertrag von 1316 bei Schreiber, I, 209. 

13) Urt. von 1834 bei E chreiber, I, 807 





Kunft und Wiſſenſchaft. 65 


rühmte Ulrich Zaftus. Daher hatte diefe Schule einen ſehr großen 
Ruf 9). In Heidelberg war bie Neckarſchule bie älteſte Stadtſchule, 
welche von ihrer Lage am Neckar ihren Namen erhalten hat. Sie 
reicht bis ins 12. Jahrhundert hinauf und wurde von dem Stabt- 
ratb errichtet und großentheils auch von ihm unterhalten. Heidel⸗ 
berg ift demnach die erfte Stadt, welche ihrer Schule beitimmte 
Einfünfte zugewießen und ihre Schullehrer bejoldet hat. Nach 
Heidelberg fommt Nördlingen. Dort findet man aber erit feit 1443 
eine Schullehrer Befoldung 1) In Wismar erhielten die Raths⸗ 
herren bereitS in ben Jahren 1279 und 1331 den Patronat über 
die Schulen (patronatum .scholarum) mit dem Rechte den Rector 
zu ernennen ?%). In Leobihüg in Schlefien hatten die Bürger 
Ihon im Jahre 1270 Antheil an der Verleihung der Schule und 
im Brieg im Jahre 1324 gemeinjchaftlich mit dem Stadtpfarrer den 
Schulmeilter zu ernennen („zu kyſen eynen Schulemeystir”) 17). 
Sn Berlin nahm fi der Stabtrath feit dem Anfang bes 15. 
Sahrhumnderts der Schulen an. Er machte Verordnungen über ben 
Beſuch der Schulen und über die Schulzucht. Auch erhielten die 
Schulmeifter von der Stadt ihren Gehalt 1%), In Hannover gab 
es im 13. bis ins 14. Jahrhundert nur eine Schule. Der Schul: 
meifter (magister scholae) wurde von dem Herzog nad) dem Bor: 
Ihlage der Bürger und Burgmänner ernannt. Im Sahre 1315 
erlaubten die Herzoge die Anlegung einer Schule neben ber St. 
Georgen und Jakobskirche (Marktkirche), Und im Sahre 1358 
übertrugen fie das gejammte Scyulwejen dem Stabtmagifirat 19). 
Sn Münden bewilligte der Stadtrath bereits im 14. Jahrhundert 
die Erhebung eines Schulgeldes, an jeden Duatember vier Mat 
im Jahre („zu ben vier chotempern vier ftund in dem tar“), be 
ftehend in 12 Pfennigen. Und der Schulmeilter durfte deshalb 
feine Schüler fogar in der Schule ſelbſt pfänden 2%). Ob auch im 


14) Schreiber, Geſch. von Freiburg, II, 282 u. 288. 
15) Hautz, Gef. ber Necarſchule, p. @ u. 14. 
16) Urf. von 1279 u. 1831 bei Senckenberg, sel. jur. II, 471 f. u. 499. 
17) Urf. von 1270 $. 9 und von 1824 $. 8 bei T. u. St. p. 873 u. 606. 
18) Fidicin, I, 49 u. 256, III, 108. 
19) Andreae, Chronik der Refidenzfiadt Hannover, p- 46. 
20) Stadir. art. 80 bei Auer, p. 285. 


v. Maurer, Städteverfaffung. III. 8 
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Uebrigen die Schulen in München damals ſchon unter dem Stadt: 
rath geitanden haben, wiffen wir nicht. ebenfalls war dieſes aber 
im 15. Jahrhundert der Fall. Denn nad) einer Urkunde von 1469 
follten die Schullehrer („Lermeifter*) ihre Schreibfunft vor bem 
Stabtrath beweißen. Ein in diefer Beziehung angegriffener Schul: 
lehrer bei U. 8. Frau, Albertus Höfch, wendete fich daher, um Ge- 
nugthuung zu erhalten, an den Etabtjchreiber und an den Stadt: 
rath 21), Auch in Frankfurt a M. fing der Stadtrat) im 15. 
Sahrhundert an für die Echulen zu forgen. Dem Echulmeifter zu 
St. Leonhard wurde ein Echulhaus gebaut und dem Rector zu 
St. Bartholomäi eine Pfründe verſprochen 22). In Nürnberg be 
ftanden vor der Reformation fchon vier Iateinifche Schulen, die 
Schule bei St. Sebald feit 1337, die Schule bei St. Lorenz feit 
1862, die Echule im neuen Spital zum heiligen Geift feit 1333 
und die Klofterjhule bei St. Egydien ſeit 1428 oder 1446. Die 
drei Erften ftanden unter den Pröbſten. Denn wie die beiden 
Pfarreien zu St. Sebald und St. Lorenz, fo hatte auch das neue 
Spital feinen Probſt. Diefe drei Schulen ftanden aber auch unter 
dem Stabtrath. Denn der Rath jeßte die Schulmeifter und prä- 
jentirte fie den Pröbften und beſoldete fie. Auch hatte ber Math 
das Recht der Aufficht über dieſe drei Echulen und das Recht Ver: 
ordnungen über diefelben zu machen und fie, wein e8 nöthig war, 
zu rveformieren. Sie waren demnach vor der Reformation ſchon 
Stadtſchulen. Tie Klofterjchule bei St. Egydien ftand jedoch einzig 
und allein unter dem Abte und war daher noch Feine Stadtſchule. 
Erſt feit der Reformation wurde fie zu einem Gymnaſium erivei- 
tert 23). Auch in Bamberg ftanden die Deutihen Schulmeifter und 
die Schulfrauen unter dem Stadtrat. Im Jahre 1491 machte 
der Stadtrath eine neue Ordnung für fie. Die Zuwiderhandlun⸗ 
gen wurden vom Stabtrath beftraft und bis zum Sabre 1550 muß: 
ten die Deutſchen Schulmeifter jene Schulordnung beſchwoören 2%). 

Diefe Stadtichulen waren von zweierlei Art. Die Einen 


21) Urk. von 1469 im Oberbair. Archiv, XIII, 48 u. 44. 

22) Kirchner, I, 564. 

38) Die Urkunden und anderen Beweisftellen bei Siebenkees, I, 269—288. 
A Bairiſche Annalen vom December 1884, p. 2102 u. 2108. 
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waren für den Unterricht im Deutichen Lefen und Schreiben be: 
fimmt. Dieje jogenannten Deutfhen Schulen waren bie 
eigentlichen Vollsichulen und fie kommen zumal in den Handels» 
ftädten frühe ſchon vor, in Lübeck, Hamburg, Magdeburg, Wismar, 
Wien u. a. m., wie wir gefehen, fchon jeit dem 13. Sahrhundert. 
Die Anderen waren gelehrte Schulen, jogenannte Trivial- 
Ihulen. Denn das fogenannte Trivium follte in ihnen gelehrt 
werden ($. 250), Auch die Nedarichule in Heidelberg war eine 
ſolche Trivialichule. Der Hauptunterricht dafelbit beitand in Latein, 
d. 5. im Leſen einiger Römifcher Claſſiker, dann in etwas Rechnen 
und im Einüben der in den Kirchen üblichen Lieder. Man nannte 
baher diefe Schulen auch lateiniſche Schulen und fpäterhin 
Gymnafien. Der Name Trivialfchule hat ſich jedoch lange Zeit 
auch in der amtlihen Sprache, hie und da Sogar bis auf unfere 
Tage erhalten. Auch in der Stiftungsurfunde des Gymnaſiums 
zu Bensheim vom Jahre 1686 Tommt er noch vor ?5). 


8. 417. 


Der Unterricht in diefen deutjchen und lateiniſchen Stadt: 
ihulen war zwar anfangs ebenfalls jehr dürftig. Er war jedoch 
gleich von Anfang an dem ncu entjtandenen Bebürfniffe entipre- 
chender und daher beffer, als der alte in den Dome, Klofter: und 
Pfarrichulen ertheilte Unterricht. Auch führte er jehr bald weiter 
— zu einer geiftigeren und wiffenichaftlicheren Tätigkeit. Die na- 
tionale Kunft und Wiſſenſchaft, welche früher auf den Höfen und 
Burgen ihren Sit gehabt hatte, zog nun, fettdem die Burgen ges 
brochen waren, in die freien Städte. Schon der bei dem Sänger: 
fefte auf der Wartburg erfchienene Heinrich von DOfterdingen (von 
Aftirdingin) war nicht mehr ein Ritter, fondern ein Bürger von 
Eiſenach !). Daher begann nun, als der Minnegefang auf den 
Höfen und Burgen verftummte, der Meiftergefang in den Städten 
Zwar wurde die Knnſt und Wiſſenſchaft anfangs wie jedes andere 
Handwerk betrieben. Dies gilt, wie wir gejehen, von den Volls- 


25) Urf. von 1686 bei Tabl, Lori, II, 102. 
1) Chron. Thuring. bei Mencken, 11, 1697 und Schöttgen et Kreysig, 
I, 88. 
5® 
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Schulen wie von den Vollsärzten, von den Mahlern wie von dem 
Gefang ($. 291). Allein mit dem voranjchreitenden Bebürfnifle 
hob fih auch das Handwerk fehr bald zu einer Kunft und zur 
Wiſſenſchaft. Aus den Gilden und Zünften der Mahler gingen 
Kunftichulen, aus den Sängergefellichaften Sängerſchulen bervor. 
So entitanden die berühmten Mablerfchulen in Köln, Nürnberg, 
Augsburg, Ulm, Straßburg, Bafel u. a. m. Eben ſo die Sänger: 
Ihulen in Straßburg, Ulm, Eßlingen, Nürnberg, Augsburg u. a. m. 
Alles was fih durch Bildung auszeichnete zog fich in die Stäbte 
oder wurde von ben Städten jelbft durch Ertheilung bes Bürger: 
rechtes oder durch ertheilte Stenerfreiheit u. deral. m. angezogen. 
($. 369).- Im Sahre 1494 wurde der berühmte Juriſt Doctor 
Schaftian Brand nach Bafel berufen mit dem Auftrage in Poesi 
zu Iefen. Und im Sabre 1495 gab er daſelbſt die berühmte Sa: 
tyre auf feine Zeit, da8 Narrenfchiff, heraus?) Aber auch in 
Nürnberg, in Augsburg, in Straßburg, in Heidelberg u. a. m. 
glänzten damals gelehrte Männer als Sterne erjter Größe. Die 
Städte wurden auf dieſe Weife die geiftigen Lichtpunfte, welche 
alles Licht ar fich zogen und von denen wieder alles Licht aus- 
firdimte. Von Nürnberg, Mainz, Freiburg und Etraßburg gingen 
bie folgenreichiten Erfindungen und Entbedungen der Neuzeit aus. 
In Mainz wurde bereits im Anfang des 12. Jahrhunderts eine 
Meltfarte für Heinrich V. verfertiget %). Und jo wurden deun die 
Etädte die Site einer neuen von der Klofterbildung verfchiede- 
nen Bildung, welde die Neformation vorbereitet und ihr Ge- 
lingen möglich gemacht hat. Eine Bildung, unter deren Einfluß 
wir heute noch ftehen und die uns abermals von der Gefahr einer 
neu auffeimenden Möndsbildung retten wird. 


. 418. 


So viel nun aber auch in manchen Städten jchon vor ber 
Neformation für das Unterrichtsweien gejchehen war, fo viel blieb 
doch allenthalben noch zu thun übrig. Daher macht die Nefor: 
mation auch in diefer Beziehung Epoche. Luther ſelbſt hatte auf 


2) Ode, V, 164 f. 
8) Schunk, Beitr. zur Mainzer Geſch. I, 102. 
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bie beftehenden Mängel aufmerffam gemacht und fid) zu dem Ende 
vorzugsweiſe an die Bürgermeifter und Rathsherren der Stäbte 
gewendet. Im Jahre 1524 fchrieb er ihnen: „Der gemeine Mann 
„thut bie nichts zu, kann auch nicht, will’s auch nicht, weiß auch 
„nicht. Fürften und Herren follten’8 thun; aber fte haben auf 
„dem Schlitten zu fahren, zu trinken und — Darum will's euch, 
„liebe Rathsherren, allein in der Hand bleiben: ihr habt auch Raum 
„und Zug dazu, beffer denn Fürften und Herren“ '). Und im 
Sabre 1525 gab Luther den Rath, wenn das Vermögen der Ge: 
meinden nicht zureiche, die Kloftergüiter zur Aushülfe zu verwen: 
den 2). In allen Städten wurde nun für den VBolfsunterricht und 
insbefondere auch für den gelehrten Unterricht geforgt. Die bereits 
vorhandenen Stabtihulen wurden verbefiert und bie und da zu 
Gymnaſien erweitert. In anderen Städten, in welchen ſolche An: 
ftalten fehlten, wurden fie aber neu errichtet. Allenthalben wurden 
die Lehrer num befoldet und, wenn ſie bereits bejoldet waren, beſſer 
beſoldet als bisher, meiftentbeild aus dem DBermögen der eingezo: 
genen Stifter und KHlöfter, z. B. in Magdeburg ?), in Eßlingen®), 
in Augsburg 9) u. a. m. In Regensburg wurde im Sabre 1505 
eine Poetenſchule, ein Später berühmt gemwordenes poetifches 
Gymnafium errichtet %). In manchen Städten wurben fogar Hoch⸗ 
ſchulen von den Stadtgemeinden, wie anderwärts von ben Lan⸗ 
besberrn errichtet, oder bie bereits beſtehenden reformiert und ver: 
beſſert. So erhielt nun im Jahre 1560 auch Straßburg eine 
Univerfität, welche lange Zeit geblüht bat 7). Die Univerfität zu 
Bafel aber wurde im Sabre 1532 durch wejentlihe Reformen 
gleichſam von Neuem gegründet und dadurch ihr Tpäterer Glanz 
vorbereitet und möglich gemacht 5). Im Jahre 1589 wurbe ba- 
jelbft fogar die Kirche mit der Univerfität vereiniget. Denn es 


1) Luthers Werte, ed. Wald), X, 588. 

23) Bergl. A. Menzel, neuere Geſch. I, 45, 123—125 u. 361. 
8) Rathmann, Ill, 856. 

4) Pfaff, p- 2%. 

5) Jäger, Augsburg, p. 173. 

6) Gemeiner, IV, 98. 

7) Hermann, 1I, 286 u. 287. 

8) Ode, VI, 68—71. 
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follten nun nur noch Profeſſoren der reformierten Confeſſion an⸗ 
geftellt werben und auch die Geiftlichen unter der Univerfität 
ftehen 9%). Sonderbarer Weiſe blieben jedoch die Biſchöfe nad) 
wie vor bis auf unfere Tage Kanzler der Untverjität. In 
ihrem Namen wurden baber die Doctoren und Magilter, jogar bie. 
Doctoren der reformierten Xheologie creirt. Diejes gefchah, um 
den Doctoren auch in den Tatholiichen Ländern Zutritt zu ver- 
ihaffen 9%. Ganz vorzüglich wurde aber für die Volksſchulen und 
für das gelehrte Schulweſen von den Stäbten gejorgt. 

In Heidelberg beitand die Neckarſchule nach wie vor fort 
‚und in den Jahren 1521 bis 1540 hat fie unter ausgezeichneten 
Rectoren, unter Wendalin Schelling und Sohannes Benz, ihre 
höchſte Blüthe erreicht. Die Bedeutung einer Schule beruht jedoch 
auf der Tüchtigkeit ihrer Lehrer. Daher gerieth jene Anftalt in 
Verfall, als den bedeutenden unbedeutende Männer nachfolgten. 
Um dem Unterrichtswefen wieder aufzuhelfen wurde im Jahre 1546 
neben der Neckarſchule noch eine gelehrte Schule, das Pädagogium, 
errichtet, im Jahre 1558 mit der Nedlarfchule vereiniget, im Sabre 
1560 aber wieder von ihr getrennt und als felbftjtändige Schule 
hergeftellt. Seit dem Jahre 1622 wurde das Pädagogium zuweilen 
auch Gymnaſium genannt. Und feit der Mitte des 18. Jahr: 
hunderts blieb ihm biefer Name allein !ı). An Magdeburg 
wurden im Jahre 1524 die vielen Pleinen Klofter- und PBfarrichulen, 
in denen nur ein ſehr dürftiger Unterricht ertheilt worden war, in 
eine einzige Stadtjchule zufammengezogen und diefe, was bie Haupt⸗ 
fadhe war, mit ausgezeichneten Lehrern beſetzt. Dieſe Stabtfchule 
wurde anfangs in der alten Stephanskapelle am St. Johanns⸗ 
firchhofe gehalten und, als diefe für die herbeiftrömenten Schüler 
nicht mehr binreichte, in das Auguftiner Klofter verlegt. Allein 
ihon im Jahre 1529 mußte ihr das noch geräumigere Francis: 
faner Klofter eingeräumt werben, wo ſie auch bis zur Serftörung 
Magdeburgs (1631) geblieben ift 12). Schon wenige Jahre nad) 
dieſem fürchterlichen Ereignifle, im Jahre 1634, warb wieber eine 


9) Verordnungen von 1589 bei Ochs, VI, 180-148. 
10) Ods, VI, 400 - 411. 
11) Haug, Nedarjule, p. 27 ff. u. 108. 

. 12) Rathmann, III, 423—425, IV, 2 p. 81—49. 


Kunft und Wiffenichaft. 71 


Schule, eine kleine Knabenſchule, errichtet, und dieſe im Jahre 
1636 ins Auguſtiner Kloſter und im Jahre 1638 ins Franciskaner 
Kloſter verlegt. Erſt ſeit dem Jahre 164 erhielt ſie jedoch einen 
Rector und mehrere Lehrer. Daher kam dieſe Stadtſchule erſt 
nach und nach wieder in Flor. Im Jahre 1674 ward auch die 
Domſchule wieder eröffnet. Sie zählte jedoch anfangs nur wenige 
Schüler und kam eigentlich erſt im 18. Jahrhundert wieder in 
Aufnahme 13), In Nürnberg wurde im Jahre 1526 die Kloſter⸗ 
Ihule zu St. Egydien zu einem Gymnaſium erweitert, welches 
heute noch befteht und florirt. Philipp Melauchthon erhielt im 
Jahre 1525 von dem Stadtrath den Auftrag, die Einrichtung zu 
beforgen. Und er forgte für bie ausgezeichnetjten Lehrer. Die 
Eriten waren Eobanus Heß und Joachim ammerarius. Neben 
dem Gymnaſium beftanden auch die drei Trivialfchulen zu St. Se⸗ 
bald, St. Lorenz und im Spital noch fort. Ste wurden aber num 
bei Gelegenheit der Errichtung des Gymnafiums gleihfalls refor: 
miert und verbeſſert 1%), In Augsburg machte ſchon im Jahre 
1506 ein berühmter Meifter, Hans Mader, den Verſuch cine von 
der Flöfterlichen Auffiht unabhängige Schule zu gründen. Er 
unterrichtete die Sinaben in der Srammatit und in anderen Kün: 
ften, und war dafür fteuerfrei: Im Jahre 1531, als die Mönche 
des Et. Annen Klofters diefes Klofter verließen, errichtete daſelbſt 
der Stadtrat) das Gymnafium zu St. Anna und ftellte den ge⸗ 
lehrten Birk als Rector an feine Spite. Im Jahre 1539 wurden 
Knaben und Mädchen getrennt und die Schule crweitert. Um 
den Einfluß diefer Anitalt, welchen fie auf die Volfsbildung hatte, 
zu neutralifiren, ſetzten ihr die Bilchöfe ein Sejuitencollegium zur 
Seite. Das Gymnaſium zu St. Anna hat jebodh, auch in den 
Zeiten tes 3Ojährigen Krieges noch, den Kampf mit den Jeſuiten 
rühmlichſt beftanden. Und heute noch beftcht jene trefflich einge: 
richtete Anftalt als proteftantifches Gymnaſium fort. Das durd) 
den gelchrten Domcapitular Start berühmt gewordene Obfervato- 
rium ift mit demſelben verbunden. Ein Fatholiiches Gymnaſium 


18) Rathmann, IV, 2. p. 334— 341, 
14) Siebentees, 1, 338—338, II, 719 bis 796. Tajchenbud von Nürnberg 
von 1819, L, 150. 
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befteht daſelbſt erſt feit dem Jahre 18281%). In Eßlingen be 
gann der verbeflerte Unterricht an der Iateiniichen Schule im Jahre 
1525 mit dem Eintritt des berühmten Alerander Marfoleon (Märt: 
lin). Im Sabre 1533 wurde die Befoldung der Schullehrer ers 
höht, im Jahre 1536 eine eigene Mädchenſchule errichtet und im 
Jahre 1548 auch die lateiniſche Schule reformiert. Die Einführung 
des Interims verhinderte jedoch das Gebeihen diefer Schule. Da⸗ 
ber fam ſie erft nach Abichaffung des Interims wieder beſſer in 
Gang, eigentlich aber doch erit feit dem Jahre 1599, feitvem Lukas 
Dfiander an bie Spike des Schulmwejens geftellt worden war 19). 
In Bafel warb die Reform des Unterrichtswejens im Jahre 1529 
vom Stadtrath beichloffen 1). Bon den gemeinen Stabtichulen 
(Trivtalfchulen) ließ man noch drei beftehen, die Schule beim Mün- 
fter, die bei St. Peter und die bei St. Theodorn !%). Zum Un- 
terricht in den alten Sprachen und in der Grammatik wurbe aber 
im Jahre 1544 ein fogenanntes Pädagogium errichtet und biefes 
im Jahre 1589 mit dem damals gegründeten Gymnaſium ver: 
einige 19). In Frankfurt wurde fchon feit 1521 von Nejenus, 
einem Schüler de8 Erasmus, eine verbefferte lateiniſche Schule 
errichtet, welche fpäter in das Barfüher Klofter verlegt worben ift. 
Es dauerte jeboch, da ber Stabtrath die Koften fehente, lange Zeit 
bis das Unterrichtsweien völlig in Gang kam 20). Sn Straß: 
burg wurde im Sahre 1538 ein Gymnaſium errichtet?) In 
Neutlingen wurde im Jahre 1548 eine lateinische Schule errich- 
tet und die Deutſche Knabenſchule von der Maͤdchenſchule getrennt ??). 
In Speter wurde im Jahre 1538 eine gelehrte Schule errichtet, 
welche im Jahre 1612 zu einem Gymnaflum erweitert worben iſt. 
Der ſehr ausgedehnte Reticherhof wurde zu bem Ende verwenbet 
und eingerichtet. Im Sabre 1671 wurde an ihn auch noch ein 


15) Zäger, Augsburg, p. 102 u. 178. 

16) Pfaff, p. 288—238 u. 742—758 

17) Verordnung von 1529, c. 20 bei Odys, V, 722. 
18) Ochs, VI, 480-432. | 

19) Oche, VI, 4132 —414 u. 421—428. 

20) Kirchner, II, 9, 10 u. 445 ff. 

21) Hermanı, Il, 286 u. 291. 

22) Gayler, I, 618, II, 120. 
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Theater angebaut, zunächſt für die damals fehr beliebten Auffüh: 
rungen ber Schüler, für bie actus comicos und tragicos ober für 
bie dramatiſchen Spiele der Schüler des Gymnafiums. Allein 
ſchon fett dem Jahre 1680 wurde jenes Theater auch jchon öffent⸗ 
lichen Schaufpielern (im Sabre 1680 „Hurfähfiihen Com: 
„mödianten“) von dem Stabtrath überlafien. Und gerade jene 
Berwendung bes Gebäudes hat fi am Iebendigften in der Erin- 
nerung bes Bolles erhalten. Denn bis auf unfere Tage wurden 
die Ruinen des Retſcherhofes das alte Comödienhaus ge: 
nannt 22). In München wurde das Volksſchulweſen in ben 
Jahren 1564 und 1595 und dann wieber im Anfang bes 17. Jahr⸗ 
hunderts von Marimilian I georbnet. Neben ben beutichen Schu: 
Ien blieben die beiden lateiniichen Pfarrichulen bei St. Peter und 
bei U. 2. Frau, bis der gelehrte Unterricht in die Hände ber Se: 
fuiten fam. Das Volksſchulweſen lag jeboch das ganze 16. und 
17. Jahrhundert hindurch noch gar ſehr im Argen. Die Schul: 
meifter bildeten eine Zunft und betrieben ihr Geichäft wie jeber 
andere Handwerker (F. 291). Nach einem Bericht von 1615 fand 
man feinen einzigen Schulmeifter bei feinen Kindern und von einem 
Unterricht war vollends Teine Rebe. („bey ihren Khindern nit be- 
„funden; vielweniger daß fie ihre Lernfhinder gehörig vnderweiſen 
„vnd halten”). Nach einem anderen Beriht von 1615 entſchul⸗ 
bigte fih eine Wittwe, welche nach dem Tod ihres Mannes bie 
Schule übernommen, bei welcher aber bie Knaben nichts gelernt 
hatten, daß fie felbft nichts davon verftehe, denn „ſy Hab in Xeb: 
„zeiten jres Manns nur auf jr Haufsarweit Achtung 
„geben.” Auch war e8 den Kindern felbft Giberlaffen, ob fie außer 
dem Leſen und Schreiben auch noch Rechnen lernen wollten. Dein 
bas Rechnen war noch Fein nothwendiger Lehrgegenitand. Wegen 
ber Erhebung des Lehrgeldes war daher in den Säben von 1595 
und 1622 verordnet, daß bie Schulmeliter alle Quatember von 
jedem Kind 17 Kreuber nehmen dürften, wenn das Kind bloß leſen 
und ſchreiben Iernen wolle, 34 Kreußer aber dann, wenn es auch 
noch reinen lernen wolle. Würde aber das Kind auch noch die 
welſche Praktit lernen wollen, fo durfte der Schulmeifter ſodann 


23) Rau, Retfherhof und Königspfalz, p. 16, 20 u. 81 ff. 
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48 Kreußer nehmen. Um nun jeden Mißbrauch bei der Erhebung 
des Schulgeldes zu verhindern wurde den Echulmeiltern verboten 
dte Kinder zu nöthigen, außer dem Lefen und Schreiben auch noch 
rechnen zu lernen. („es follen auch die Schuelmaifter niemandt 
„nötten, daß man die Khünder, neben dem lejen vnnd fchreiben, 
„Rechnen follt Kernen laffen, damit Sy deſto mehr Duattember: 
„gelt fordern mögen“). Merkwürdig ift auch die Verordnung, daß 
„die Schuelmaifter — mehr mit Sanfftmuth, gebult, offentlichen 
„Lob der Vleißigen, alß mit ftraichen aufmundern, fonderlich 
„aber des fchlagens zum Ehopf und Rückhen — fich genzlich ent: 
„halten“ jollten 2%), während anderwärts noch das Brügelregiment 
galt, und daher den Lehrern bei ihrer Einführung ins Amt eine 
Ruthe, gleihfam als ihr Scepter, feierlich übergeben zu werden 
pflegte 25). 

Mit der Verbeſſerung des Schulweſens ging es indefien nicht 
bloß in München ſehr langſam. Auch in anderen Städten ging 
es nicht viel fchneller. Die Eltern wollten die Wichtigkeit des 
Unterrichtes nicht einjehen und ſchickten daher ihre Kinder nicht in 
bie Schule. Schon Luther klagte, „ja, weil ver fleiichliche Haufe 
„Nteht, daß fie ihre Söhne, Töchter und Freunde nicht mehr follen 
„oder mögen in Klöfter oder Stifte verftoßen, und aus dem Haufe 
„and Gute weiſen und auf fremde Güter feßen, will Niemand mehr 
„laflen Kinder lernen noch ftubiren. Sa, fagen fle, was joll man 
„lernen lafien, da fte nicht Pfaffen, Mönche und Nonnen werden 
„jollen? Man laffe fie jo mehr lernen, daß fie ſich ernähren” 26). 
In Eplingen Magten die Prediger noch im Jahre 1547, daß bie 
Eltern ihre Kinder jo wenig zum Schulbeſuch anbielten, jondern 
ſpraäächen: „Mein Kind Tann Fein Pfaffe, fein Mönch, Feine Nonne 
„mehr werden, auch keine fette Pfründe mehr erhalten, warum fol 
„ichs in die Schule ſchicken? Reich fol c8 werben und ſehen, 
„wie ein Pfenning brei gewinne” uch begehrten fie dringend 
eine befjere Befoldung für die Lehrer, damit fie nicht gezwungen 


24) Die Säz der Schuelhalter von 1595 u. 1622 und bie Schuelorbnung 
vom Ende des 16. sec. nebft vielen anderen intereffanten Notigen von 
Hefner im Oberbair. Archiv, XIII, 44 bis 52. 

25) Haug, Neckarſchule, p. 20 ff. 

26) Luthers Werke, ed. Wald, X, 529. 
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fein, von den Schülern Martinswein, Oftereter, gutes Neujahr 
und anderes „papſtliches Bettelwerk“ zu begehren 27). Aehn⸗ 
Iche Klagen hörte man im Sabre 1546 in Reutlingen 22). In 
Frankfurt fcheute”der Stadtrath noch im Jahre 1519 die Ausgaben 
für den Unterricht fo ſehr, daß er beichloß, „nach einem reblichen, 
„geſchickten, gelerten und von Mores gefchickten Gefellen zu tradh- 
„ten, der die junge Kinder in ber Lehr anhalten, vnd bemjelben 
„jabrs zu Bejoldung, als einem Solbner zu geben, bod 
„eins Soldener minner zu halten.” Aber fchon im Jahre 1537 
wollte man dem berühmten Jakob Micillus die damals fehr be: 
deutende Bejoldung von 150 Gulden geben und fo viele Wellen 
als er im Winter zur Erwärmung der Stuben nothivendig habe 2®). 
Im Kempten Tam die lateinische Schule fogar erft im 17. Sahr: 
hundert zu einiger Blüthe 29). 


Stadtbibliotheken und Buchhandel. 


$. 419. 


Hand in Hand mit den Unterrichts Anjtalten ging aud die 
Erritung der Stadtbibliotheken und die Entftehung eines 
Buchhandels Die Stadt Bafel erhielt mit der Lniverfität 
auch eine Bibliothel. Seit der Reformation wurden die Klojter- 
bibliothefen mit ihr vereiniget. Auch warb im Jahre 1550 ver: 
ordnet, daß dem Rector jährlich zehen Gulden zur Anichaffung 
neuer Bücher gegeben werben follten ). Eben fo erhielt Strap: 
burg gleichzeitig mit der Univerfität auch eine Bibliothel?). Das: 
jelbe war in Heidelberg bereits im 14. Jahrhundert der Fall. 
Die berühmte Heidelberger Bibliothet war jeboch Feine ftädtifche 
Bibliothef. Ste verdankte ihre reihen Schäte ber kein Opfer 
ſcheuenden Vorforge der Pfalzgrafen, insbefondere den Kurfürjten 
Philipp, Otto Heinrich und Friedrich IV, bis diefe Schäße in dem 


27) Pfaff, p. 234 u. 286. 
28) Gayler, IL, 120—121. 
29) Lerſner, Ehron. I, 107. 
80) Haggenmüller, II, 199. 
1) Ode, VI, 419. 
23) Hermann, Il, 378. 
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unglüdlichen Jahre 1622 vom Herzog Martmiltan I Deutichland 
entfremdet und, ftatt nah München, über bie Alpen nah Rom 
gebracht worden find). An Ulm wurde in ber Mitte bes 15. 
Jahrhunderts von einem des Gefchlechtes ber Neithard eine Liberei 
eingerichtet, welche in dem Thurm des Frauenmünfters aufgeftellt 
werben und nach dem Ausfterben des Mannsftamms an die Stadt 
fallen ſollte. Und im Anfang des 16. Jahrhunderts wurde bie 
Stadt Liberei noch durch andere Vermächtniffe vermehrt). In 
Nürnberg wurde die Stabtbibliothet im Jahre 1525 aus ben 
Bibliothefen der aufgehobenen Klöfter errichtet. Sie befand ſich 
zuerft im Aubitorium bei St. Egydien, feit dem Jahre 1538 aber 
im ehemaligen Dominifaner Klofter ®). Die Bibliothel der Stabt 
Frankfurt datiert vom Jahre 1527 ©), jene vom Eßlingen vom 
Jahre 1533 7) und die Stabtbibliothel von Augsburg vom Jahre 
1536. Der Rath febte jährlich 50 Gulden aus zur Anichaffung 
von Büchern. Im Jahre 1537 wurden bie beiten Bücher aus den 
von den Mönchen verlaflenen Kloͤſtern geſammelt und mit ber 
Bibliothek vereinigt, und dieſe ſpäterhin noch durch die Bücher: und 
Manuſcriptenſammlungen Welfers, Dr. Schrödse u. a. m. er: 
weitert 8). Köntgsberg erhielt bereits in den Jahren 1534 bis 
1540 dur die Vereinigung mehrerer Klofterbibliotheten cine 
Schloßbibliothet. Eine Stapdtbibliothet crhielt c8 aber 
erit fpäter durch bie teftamentarifchen Verfügungen des Pfarrers 
Poltanter, des Rathsherren Lohmöller und des Vicebürgermeiſters 
Bartſch 9). 

Das wiflenfchaftlichere Treiben in den Städten zog die Buſch⸗ 
bruder, die Schriftgicher, die Buchbinder und die Pa- 
pierer, d. h. dic Papierfabrilanten an und führte fodann zu 
einem bedeutenden Buchhandel, 3.8. in Ulm fchon feit dem 


8) Häuffer, Geſch. der Rhein. Pfalz, I, 204, II, 407 fi. 
4) Jäger, Ulm, p. 591-u. 592. 

5) Nürnberger Taſchenbuch von 1819, p. 161. 

6) Kirchner, IL, 450. 

7) Pfaff, p- 288 u. 741. 

8) Jäger, Augsburg, p. 174 u. 175. 

9) Baczko, p. 345, 349 u. 850. 
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Ende des 15. Jahrhunderts 19), in Bafel feit dem Jahre 152411), 
in Nürnberg etwa um diefelbe Zeit 12), eben fo in Frankfurt am 
Main 12) u. a. m. | 


Sorge für arme Schüler. 


$. 420. 


Das 2008 der armen Schüler war vor der Reformation eben 
nicht beneidenswerth. Die ftändigen armen Schüler erhielten zu 
ihrer Unterftäßung meiftentheil® nur Brod. Sie wurben daher 
scolares panenses genannt, oder auch scolares habentes panes, 
oder pauperes scolares recipientes panem. Oefters erhielten fie 
indefjen auch noch andere Speife, und dann nannte man fie sco- 
lares pauperes ad scutellam comedentes ober in pane et aliis 
comestibilibus. Dafür mußten fie aber auf dem Chor fingen. 
(scolares pauperes chorum frequentantes, — choro et scolis 
deservientes — scolares choro ligati —), 3. B. in Speier, Kon: 
ftanz, Bafel u. a. m. feit dem 13. und 14. Sahrhundert !). Ste 
burften auch vor den Häufern fingen und betteln, wie diejes be- 
kanntlich nod) Luther und Zwingli gethban haben. Die wandern: 
ben ober fahrenden Echüler (vagi scholares — faren fchüler — 
pauperes soolares intrantes civitatem) wurden nur vorübergehend 
unterftüßt, 3. B. in Speler u. a. m. 2). Dieſe fahrenden Schüler 
nannte man auch Bachanten. Sie wanderten von einer Schule 
zur anderen, wie bie wandernden Handwerksgeſellen ihrem Gewerbe 
nachgehend. Unter ihnen ftanden jüngere ihrer Obhut anvertraute 
Schuffnaben, welde Schützen oder auh Abeſchützen genannt 
worden find. Jede Schule bildete nämlich eine Art Innung oder 


10) Jäger, Ulm, p. 592594. 
11) Ode, V, 762. 
12) Siebenfees, 1, 803—809. 
18) Kirchner, II, 4651 - 466. 
1) Biele Urkunden bei Mone, I, 185, 186 u. 140. und bei Zeuß, Speier, 
p. 80. 
2) Concil. von 12374, c. 16 und von 1284, c. 26 bei Harzheim, III, 
642, 677 u. 678. Urkunden aus 18. sec. bei Mone, I, 181 u. 186, 
Zeuß, p. 30. Almofenorbnung von 1470 $. 13 bei Mone, I, 148. 


[4 





78 Sorge für arme Schüler. 


Zunft, beftehend wie jede andere Innung aus Meiftern (Schul: 
meiſtern), aus Gefellen (Bachanten) und aus Lehrjungen (Schä- 
ken), welche die Bachanten in derjelben Weile wie die Lehr: 
jungen die Gefellen bedienen und ihnen nöthigenfalls durch 
Betteln und Singen ihren Unterhalt verfchaffen mußten. Und 
diejes fcholariiche Unwefen dauerte das ganze 14. und 15. Jahr⸗ 
Hundert hindurch bis ins 16.2). Nur in wenigen Etädten wurden 
mit den lateinifchen Echulen, wie mit den Hochſchulen, auh Bur⸗ 
fen verbunden, 3. B. in Köln die Bursa Montis und bie Bursa 
Magistri Laurentii®). Und in Bafel machte bereits in der Mitte 
des 14. Jahrhunderts ein altes Gefchlecht, die Berber, eine Stif- 
tung, nach welcher jedes Jahr den ärmiten Schülern ber Dom: 
und Klofterfehulen graues Tuch zu einem Rock vertheilt werden 
jollte 5). Meiſtentheils fing man jedoch erft feit der Neformation 
an auf eine würdigere Weile für die armen Schüler zu forgen. 
In Straßburg wurde im Sabre 1564 das Singen und 
Betteln der armen Schüler vor den Häufern abgeſchafft. Hundert 
arme Knaben follten theils in einer öffentlichen Anftalt unterhalten, 
theil8 bei den Bürgern untergebracht, für die übrigen aber ein Al- 
moſen gefammelt und unter fie vertheilt werden . Auch in 
Frankfurt wurde das Singen unt Betteln abgejchafft, aber ſchon 
im Sabre 1567 wieder den armen Schülern bei den Barfüßern er: 
laubt, in der Stadt umberzuziehen und fich ihr Almoſen zu ſam⸗ 
mein?) Sn Augsburg wurde feit dem Jahre 1545 in ber An: 
toniuspfründe ftatt der alten Leute ſechs arme Studierende aufge: 
nommen 9). In Eflingen mußten die armen Schüler nod) das 
ganze 16. Jahrhundert hindurch in der Stadt herumjingen und bet⸗ 
teln. Noch im Sabre 1549 wurde ihnen befohlen, beim Herum: 
ziehen in der Stadt fünftig Deutfche Lieder zu fingen, daß man fie 
auch verftehe. Im Spital befanen fie Brod und was vom Ge: 
findeefjen übrig blieb. Daher trugen fie an ihrem Gürtel ein bl: 


8) Erſch und Gruber, v. Bahanten und Abeſchützen. Haus, a. a. O. p. 22 
u. 28. 

4) Claſen, Schreinspraris p. 70. vergl. oben $. 255. 

5) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 40. 

6) Handſchrift aus 16. sec. bei Mone, I, 151, 152 u. 158. 

7) 2eriner, Il, 108, 

8) Jäger, Augsburg, p. 178. 
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zernes Gehäß, von welchem fie den Ramen Häfelins Buben er: 
beiten. Grit ganz am Ente tes 16. Jahrhunderts wurde befier für 
fe geſergt. Ai den Antrag Ofianders wurde im Jahre 1598 ein 
Ylnmunenm eder Celleginn Alumnorum errichtet und in dem⸗ 
ſelben acht arme Echüler der lateinifchen Schule unterbalten. Aber 
auch jet noch durften fie jede Woche zwei Mal vor ven Wohnungen 
ver Beruchmen und in ten Weinachtsferien vor allen Häufern 
Duft machen und’ die erhaltenen Gaben unter ſich vertbeilen 9). 
Ja Zajel wurde im Jahre 1533 ein Collegium Alumnorum 
oter Eapienzbaus errichtet, zur Erziehung armer Knaben, 
welche ſtudieren wollten. Dieſes Collegium wurde unter einen Pü- 
dagogen geitellt, welchen man fpäter ten Probſt genannt hat. Es 
befand fih anfangs im Pretiger Klofter, wurde aber im Jahre 

7 m das untere und in das obere Collegium getheilt, 
und das fette in das Auguftiner Klofter verlegt. Erſt im Jahre 
1624 wurten beide Eollegien wieder und zwar im Auguſtiner 
Moſter vereiniget. Daher wurde das Eollegium auch die Augu⸗ 
finer Burs genannt 10). Auch erhielten in Bafel feit dem 16. 
Sahrhundert 20 arme Schüler der lateinischen Schule Muß und 
Brod und jedes Jahr ein Kleiwlein und ein Paar Schuhe. Und 
am Lufastage wurden an alle armen Schüler fogenannte Luxtücher 
oder Schultũcher für vie jogenannten Lurröcde vertheilt !!). Auch 
in Heidelberg wurde im Anfang des 16. Jahrhunderts mit der 
Neckarſchule ein Alummeum verbunden zur Erziehung armer ta- 
Intooller Schüler. Sie erhielten ihren Unterhalt theils von der 
Stadt, theils von dem furfürftlichen Hofe, theild aus der Gottes: 
pfennigsbũchſe Tas Meifte mußten fie fich aber felbft verbienen 
dur Singen vor den Häufern und bei Leihen. Die Stadt lie 
ferte nämlich tas für die Anftalt nöthige Holz und bie Betten. 
Außerdem erhielt jeder arme Redarfchüler jährlich ein „Rödlein“ 
aus dem Almojen. Bei Hof erhielten fie täglich zwei Mal „Sup: 
„ven, Fleiſch, Gemüße und Wein.” Einige Schüler muß: 
ten dieſes jeden Tag ſelbſt bei Hof holen. Sie gingen zu dem 
Ende Morgens nad) 6 Uhr an den Furfürftlichen Hof und erft 


9) Piafl, p. 238 u. 751 fi. 
10) Ode, VI, 77—79 u. 429. vergl. oben $. 256. 
11) Baſel im 14. Jahrhundert, p. 41. 
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nachmittags um ein Uhr kamen fie wieder zurüd. Schon um vier 
Uhr mußten fie aber wieber bei Hof fen. Denn fie mußten „den 
„Saal auskehren — das Gebet vor dem Til halten 
„und Abends um vier Uhr wieder beiHof fein und auf: 
„warten.“ Und biefes unwürbige und Zeit raubende fogenannte 
Hofbeſuchen dauerte bis zum Jahre 1578. Denn erft der Pfalz 
graf Johann Eafimir hat es in diefem Jahre abgeſchafft und hat 
eine Geld: und Naturalien Unterftüßung an deſſen Stelle gejeßt. 
Das Singen auf der Straße und bei Leichen dauerte aber nad 
wie vor fort. Durch die am Ende des 16. Jahrhunderts erichiene: 
nen Nedarichulgefege wurde e8 nur dahin regulirt, daß nicht mehr 
alle Schüler herumlaufen, das Einfammeln des Almofens vielmehr 
immer nur von einigen Schülern beforgt werben folle 12). Im 
Sabre 1555 wurde daſelbſt auch noch ein Sapienz Collegium 
für 60 bis 80 talentvolle unbemittelte Jünglinge errichtet und mit 
der Univerfität verbunden. Kurfürft Friedrich III. gab aber dieſem 
Collegium eine andere Beitimmung. Er machte es zu einem Pre- 
biger Seminarium. Im Jahre 1773 wurde es jedoch von Karl 
Theodor mit der Nedarfchule vereinigt 12). Neben biefen beiden 
Anftalten dauerte aber das Eingen und Betteln der armen nicht 
in diejelben aufgenommenen Schüler nach wie vor fort. Es wurde 
zwar im Jahre 1600 verboten 1%), allein, wie es fcheint, ohne allen 
Erfolg. Denn das Betteln der armen Schüler dauerte fort bis 
ins 18. Jahrhundert. Eben jo wurbe auch bier in München und 
in anderen Bairishen Städten noh am Ende bes 18. Jahrhun⸗ 
derts von den armen Schülern vor den Häufern gejungen und ge: 
bettelt. Ein fpäter ſehr hochftehender Mann, Minifterialrath von 
Stürzer, hat biefes, wie ich c8 von ihm felbft weiß, in feiner „Su: 
gend jelbft noch gethan. 

Bon dieſem Singen und Betten verſchieden war ber Dienit 
bes kirchlichen Geſangs, welchen tie Schüler der lateinischen Schu- 
len in vielen Städten in den Kirchen auf dem Chor und bei Lei: 
henbegängniffen in den Straßen zu beforgen und dafür gewille 


12) Berorbnung von 1578. Nedarjchulgefete F. 29 —88 und einige andere 
Verfügungen bei Hautz, Necarſchule, p. 24, 25, 52, 58, 61 u. 62. 

18) Haug, p. 36 ff. u. 168. 

14) Allmufen Ordnung von 1600, c. 12 bei Janſon, Materialien, I, 44. 
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Emolumente zu bezichen hatten. Tiefen Dienst letfteten auch nad 
der Reformation noch die Schüler der drei lateinifhen Schulen 
von St. Sebald, Et. Lorenz und der heil. Geiſt Kirche in Nürn- 
berg bis ins 19. Jahrhundert. Einzelne Schüler blieben fogar in 
fortwährender Verbindung mit Kirche und Echule, und dienten 
nicht bloß beim Geſang, fondern auch noch als fogenannter Famulus 
des Geiftlihen bei den Firchlichen Schreibereien, und blieben fo, 
wenn aud alt geworden, bis zu ihrem Tode, doch immer 
Schuͤler !s):; 

Die meiften milden Stiftungen und Stipendien zur Verfor- 
gung und Unterftügung junger Studirender findet man wohl in 
Königsberg. Landesherrlihe Stiftungen diefer Art findet man 
dort drei, das Alumnat, das Convictorium und die freie Wohnung 
auf dem Collegium Albertinum. ine Privatfliftung diefer Art ift 
bie kypkeſche Stiftung. Auch dort erhielten die Studirenden freie 
Wohnung. Dazu kommen noch 117 verfchiedene Stipendien, welche 
theil8 die Univerfität, theils die Stadt, theil® einzelne Familien zu 
vergeben haben 19). 


ſuxusgeſetze. 


8. 421. 


An das Armen-, Kranken- und Schulweſen reibt ſich die 
Sorge der Städte für die Erhaltung der guten Sitten. Mit 
dem freien Verkehr war nämlich Handel und Wandel und Reich— 
thum, mit dieſem aber auch Liebe zu größerem Aufwand, zur Pracht 
und zum Luxus entftanden. In Bremen hatte der Melthandel 
ſchon im 11. Zahrhundert zu großem Luxus geführt ($. 107). In 
den anderen durch ihren Handel reich gewordenen Städten war e8 
aber nicht anders. Daher entftand ſchon feit dem 14. Jahrhundert 
das Bedürfniß, dem übermäßigen Aufwand und Luxus gewifle 
Schranken zu ſetzen. Dies führte zu Kleiverordnungen und zur 
Beihränktung des Aufwandes bei Gaftmahlen und bei anderen 
Teftlichkeiten, zumal bei Hochzeiten, Kindtaufen und Leichen. 


15) Lochner, die Etadt Nürnberg im Ausgang ihrer Reichsfreiheit, p. 28. 
16) Baczto, p. 412—457 
». Maurer, Städteverfafjung. II. 6 
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In Frankfurt a. M. ſollten nach einer im Jahre 1356 
erſchienenen Verordnung die Männer und Frauen keine Edelſteine, 
keine Perlen und kein Geſchmeide von Gold oder Silber und nicht 
mehr als zwei Fingerringe tragen. Der Schnitt der Roͤcke, der 
Mäntel und ber übrigen Kleider war auf das Genauefte beftimmt, 
für Münner ebenfowohl wie für Frauen. Eben fo die Beſchaffen⸗ 
beit der Gürtel, der Kogeln u. |. w. bis auf bie Form der Schube, 
welche Feine Echnäbel haben follten. („Icyne Snebile adir Spyben 
„an finen Echuhen”) 1). Am Sabre 1453 wurde den Dienftboten 
und Hanbwerfsgejellen unterfagt „geferbte Schuhe oder Spi- 
Ben oder Schnäbel daran“ zu tragen. Und im Sabre 1468 
wäre es fait zu einem Aufſtand gefommen, weil bie Schneiderge: 
jelfen „in einer Gelellihaft angefangen getheilte Schuh zu tragen, 
einen weiß den andern Ihwark* 2). In Nürnberg waren nad 
einer Rathsordnung von 1480 alle unfittlihen Trachten verboten. 
Die Mäntel und Röcke durften daher nicht zu kurz und nicht zu 
weit ansgejchnitten fein und nicht offen gelaflen werden. („nit zu⸗ 
„went außgeichnitten noch offen gelaffen werben, damit einem jg- 
„lichen fein ſcham bedeckt vnd nit vntzüchtig dariın erfunden 
„werde“ 2), Späterhin ward auch noch die hoffärtige Kleiderpracht 
ber Dienftmägde beſchränkt. („vi vberfluſſiger Koſtlichait vnnd 
„Hochfart jne jrenn claidungen“). Sie ſollten keine Kleider von 
Sammet und Seide und keine Gold» und Silberborden mehr tra⸗ 
gen, bievon jedoch tie Jungfrauen, bie in ben Kramen bienten,- 
ausgenommen fein. Denn die Kramjungfrauen („Kram jund: 
„frawen“) jollten jich wie die Handwerksfrauen Melden %). Auch in 
Ulm und in Baſel wurde das Tragen üppiger Kleiver im 15. 
Jahrhundert verboten 5). In Ulm durften nur die Ritter lange 
Schuhſpitzen tragen. Die Schuhfpigen ber Bürger und Bürgers- 
frauen aber durften nicht länger als zwei Glied lang fein. (zwai⸗ 
„ger lidgelaih") Y). In Magdeburg, wo die Kleiderpracht fchon 


1) Verordn. von 1356 bei Senckenberg, sel. jur. I, 85—39. 
2) Lerſner, I, 249. 

8) Rathsordn. von 1480 bei Siebenfees, IV, 6802-604. 

4) Rathsordn. von 1568 bei GSiebenfees, I, 98—100. 

5) Jäger, Ulm p. 516. Ode, V, 179. 

6) Nothes Buch bei Jäger, Magazin, III, 518 u. 814. 
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im 14. Jahrhundert ſo groß war, daß die Gemahlin des Kaiſers 
Karl IV im Jahre 1377 erkläͤrte, die Frauen und Töchter ber 
Bürger feien wie Kalferinnen gefleivet —, in Magdeburg erjchienen 
in den Sahren 1505, 1544, 1560 u. 1570 ebenfalla Kleiderordnun⸗ 
gen, in welchen ganz genau beftimmt war, wie ſich die Frauen 
des vornehmen Standes, die rauen ber Kaufleute und Handwer⸗ 
ter, und die Dienftmägde und Jungfern vom niedrigen Stande 
tragen follten ?). Auch in Görlitz, wo die Hoffahrt in den Klei⸗ 
bern zu vielem Aergerniß und zur Sittenloſigkeit geführt batte, 
wurde im Stahre 1440 der Aufwand in ben Kleidungsſtücken be- 
ſchränkt 9. Nach der Kleiderordnung von Rotenburg vom Sahre 
1396 follten die rauen Teine jeivene, halbfeidene oder baumwollene 
Schleier tragen ?). Sehr interefiant find auch die Kleiderordnun⸗ 
gen von Ulm aus dem 14. Jahrhundert und von 1411, 1420 
und 1426 1), von Speier von 1356 !') und von Wien von 1542 
und 1566 22). 

Am aller merfwürbigften war jeboch die Kleiderordnung von 
Regensburg vom Fahre. 1485. Auch in ihr wurde die Tracht 
ber verichiedenen Stände von einander unterſchieden. Bevorzugt 
vor Allen waren bie Rathsherren und ihre Familien, fodann die 
ehrbaren Gejchlechter und nad) ihnen kam erjt die übrige Gemeinde. 
Keine Mannsperfon follte Perlen „weder auf Hüten, Kappen, 
„Wämſern, Hofen, Röcken noch Mänteln* tragen. Eben fo wenig 
Kleider „von Sanımet, Damafcat, Atlas, noch von anderer Seite.” 
Auch waren „alle Arten von Geſchmuck, Geftide oder gehefte Klei⸗ 
„der verboten.” Wer aber dennoch „einen Perlenrod oder fammtne 
„und -geitichte Mäntel oder Koller in Beſitz hatte”, ver ſollte fie 
gewifjerhaft verfteuern, „obwohl er fie innerhalb ber Stabt 
„Gebiet zu tragen nie wagen durfte." Auch jollte niemand’ goldene 
oder filberne Ringe tragen, mit Ausnahme eines Daumenring$. 


7) Rathmann, II, 411 u. 486, III, 286 u. IV, 2 p. 16—21. 
8) Neumann, p. 318 u. 814. 
9) Benfen, p. 308. 
10) Zäger, Ulm, p. 509—515. 
11) Zeuß im Anzeiger für die Kunde ber Deutichen Vorzeit von 1856, 
Nr. 6 u. 7 p. 174 ff. u. 201 fi. 
12) Bei Hormayr, Wien, I, 5. Urk. p. 284—246. 
6* 
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Eben fo wenig „Gürtel noch Meffer, Schwert oder Degen, bie mit 
„Silber beichlagen find.“ Nur die Rathsherren und ihre Söhne 
waren ausgenommen. Denn fie durften Sammetfleider und auch 
geftictte Kleider und außer dem Daumenring auch noch zwei Fine 
gerringe, dann filberne Gürtel, Echwert und Mefler tragen. 
Mebrigens war auch ihnen vorgejchrieben, weldhe Stoffe fie tragen 
durften und wie ihre Kleider verbramt und geſtickt werben jollten. 
Sogar bas Futter der Röcke, Mäntel und Hüte war nicht ver: 
geffen und hinfihtlih der Schuhfpiten verboten, „längere Spi- 
„gen an den Echuhen zu tragen, als zwei Finger Glied lange.“ 
Noch umftändlicher wurbe die Garderobe der Frauen und Töch— 
ter behandelt und bei ihnen noch weit firenger bie verſchiedenen 
Stände unterfchieden. Es war ganz genau vorgefchrieben, wer 
feitene Zöpfe und Xoden tragen bürfe und wie fie geihmüdt 
werben follten. Eben jo wer Kronen oder Sränze von Gold und 
Berlen oder Perlenbänder und Haarbänber, „Kleinode, Heftlein, 
„Kettlein, Kreuzlein, Halsband, Ring, Gürtl, Geſperre“ u. vergl. m. 
tragen dürfe, und wie viele. So durften 3. B. die Frauen und 
Sungfrauen der Rathsherren „drei Gürtel von feidenen oder gol« 
„denen Börtlen, Schinen und Riemeln, jeder van 4 Gulden am 
„Werth“ tragen, die Frauen und Sungfrauen der ehrbaren Ge: 
ſchlechter aber nur einen Gürtel, der nicht über 4 Gulden To: 
ften durfte, und die Frauen und Jungfrauen von der Gemeine gar 
feinen Gürtel. Eben fo war es ben rauen der Raths— 
herren gejtattet außer ihrem „Bermählring”“ von 15 Gulden 
im Werth noch mehrere andere Ringe bis zu einem Werth von 
24 Gulden zu tragen, den ehrbaren Frauen dagegen außer 
ihrem Gemahlring nur noch drei andere Ringe im Werthe von 
brei Gulden, und den Frauen von der Gemeine gar fein 
Ring. Auch der Etoff der Kleidung und ihre Verbrämung, und 
wie fie gefüttert. werden follten, war vorgefchrieben, und vote ich 
3. B. die geflügelten Röcke!2) der vornehmen Damen von 
jenen des geringeren Standes unterſcheiden follten. Eben fo die 


18) In Frankfurt trugen auch die Ritter und Bürger Röde, bie „geflie: 
„gelt binden und neben” waren, nach Leriner, I, 248. Eben jo wur: 
ven auh in Um Röcke mit Flügeln oder offenen Aermeln getragen, 
nah Jäger, Ulm, p. 5ll. 
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Zahl der Kleidungsftüde. Denn während die rauen und Kung: 
frauen der ehrbaren Geſchlechter 8 Röde, 6 lange Mäntel, 
drei Echleier und drei Tanzpfaite oder Sommerpfaite befißen durf- 
ten, follten die rauen und Jungfrauen ber Gemeine nur 4 
Röcke, 3 lange Mäntel und einen Schleier und einen Sommer— 
pfait haben. Eogar der Schnitt und bie Fänge ber Kleider und 
Schuhe war beitimmt. „Die langen Schwänze (Schleppen) 
„an den Nöden, Mänteln, Pfaiten und dergleichen Kleidern” fol: 
ten bei den Frauen und Töchtern der ehrbaren Geſchlechter 
„nicht über eine halbe Elle lang“ fein, und bei den rauen und 
Töchtern von der Gemeine nur „ein Biertheil biefiger Stadt: 
„elle.“ Und „lange Spiken an den Schuhen und Sockeln“ 
follten fie gar feine mehr tragen. Wenigftens follten fie, wenn 
man fie gar nicht entbehren Fönne, nicht „Länger als ein inger: 
„glied lang“ fein 9. | 

Ganz befonders merfwärbig waren auch bie Kleiderordnungen 
von Straßburg. Nach den Kleiderorpnungen von 1628 unb 
1685 war die Bürgerfchaft zu dem Ende in 6 Klaſſen (6 Grabe) 
und mehrere Klaſſen (Grade) wieder in 2 bis 3 Unterabtheilungen 
(Staffeln) eingetheilt und für jeten Grad und jede Etaffel der 
Schnitt und Stoff der Kleidung und bie Art, wie fie getragen 
werden folle, ganz genan vorgefchrieben 15). Nach der Vereinigung 
Straßburgs mit Frankreich erließ der Rath bereits im Jahre 1685 
eine nene Kleiderordnung, in welcher zumal den trauen bie Ab- 
legung der Deutichen Tracht und die Annahme der Franzöfiichen 
(die „Aufſätze, Hauben, Leibftüde, mantaux, Röde u. |. w. auff 
„die Franzöfiihe Manier“) anempfolen wurde. In demjelben 
Jahre verordnete auch der Königliche Intendant bie Annahme ber 
Franzoͤſiſchen Trachten. Die Pürger ignorirten jedoch dieſe Ver: 
orbnungen und blieben auch in diefer Beziehung nad wie vor 
Deutſche. Erft zur Schredenszeit im Jahre 1793 wurden fie durch 
eine Proflamation der berüchtigten Volksrepräſentanten St. Juſt 
und Lebas bewogen von der Deutjchen Tracht zu lafien und bie 
Tranzöftihe anzulegen !%). Bis dahin war demnach Straßburg 





14) Kleiderordnung von 1485 bei Gemeiner III, 679—684. 
15) Kleiderordnungen von 1628 u. 1685 bei Heip, Zunftweſen, p. 84—94. 
16) Alle diefe Beroronungen bei Heiß, p. 11, 12, 94—99. 
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dem Character nach eine Deutſche Stadt. Und heute noch macht 
ſie auf den Reiſenden den Eindruck einer Deutſchen Reichsſtadt. 


$. 422. 


Außer der Kleiderpracht wurde auch der übermäßige 
Aufwand bei Baftmahlen befchräntt. In Nürnberg wur: 
ben die koſtbaren Mahlzeiten und die Tibermäßigen Gaftereien gänz- 
lich verboten („Verpot der coftlichen Maltzeit vnnd Gaftungen”). 
Wenn ein Bürger feine Freunde bewirthen wollte, follten nicht 
mehr ald vier einfahe Gerichte ober Speijen („nit mer 
„dann vier ainfacher gericht oder een”) und, wenn man Filche 
auffegen wollte, fogar nur drei Speijen, außer Salat und 
Euppe oder Zugemüß noch Fiihe („gepachenn Gruntl, Kugelhaube 
„Lachs Lorchenn oder Gretln“) gegeben werden. Nebenſchüſ— 
feln, beftehenb in Vögeln oder Wildpret waren gänzlich verboten. 
Auch durfte immer nur ein einziger Braten („ein gepratens”) ges 
geben und in der Regel Fein Borhan oder Vorhenne, Fein Birkhan 
oder Birkhenne, Fein Vaßhan (Faſan) oder Vaßhenne, Tein Indian 
(„indtanifch hannen oder hennen“) und auch, Fein Pfau aufgejebt 
werden. Bon Getränken waren Rheinweine, Frankenweine und 
Neckarweine und eine Sorte welchen oder anderen guten Weines, 
aber fein Malvaſier erlaubt ). In Bafel wurden die, bier in 
München heute noch üblihen, Afhermittwocheljen in fo fern 
beichräntt, als e8 verboten ward jemand zu zwingen, an biejem 
Tage in einem Zunft: oder Gejellihaftshaufe zu zehren ?). 

Wenn in Regensburg eine Jungfrau ins Klofter ging, 
burften nur brei Frauen mitgehen und ſonſt niemand mitfahren 
oder reiten 2). In Magdeburg aber burften zur Einfleidung 
einer Nonne fo viele Perjonen eingeladen werben, als zu einer 
gewöhnlichen Hochzeit 4), Auch in Rotenburg waren bie Einlabun- 
gen zu geiftlihen Hochzeiten befchränft ®). 


1) Berpot von 1570 bei Siebenfees, I, 51—B54. 

2) Nathsordnung von 1488 bei Ode, V, 180. III, 589. 
8) ®emeiner, I, 515. 

4) Rathmann, Ill, 286. 

5) Benſen, p. 804. 
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Zumal bei Hochzeiten war der Aufwand insgemein ſehr 
groß. Man hielt es für eine Ehrenſache an dieſem Feſttage eine 
recht zahlreiche Verwandtſchaft und Freundſchaft um ſich zu ver: 
fammeln und fie reichlichit zu bewirthen, wie biefes auf dem Lande 
bier in Altbaiern heute noch Sitte if. Daher erjchienen feit dem 
14. Jahrhundert in faft allen Städten Verordnungen in Menge, 
welche diefen Aufwand möglichit befchränkten. 

Sn Regensburg, wo man es liebte mit einem recht gro= 
Ben Gefolg und Gepräng in bie Kirche zu ziehen und zu dem Ende 
Hochzeitkleider vertheilte, wurde im 14. Jahrhundert die Vertheilung 
jolher Brautgewande verboten ©). Auch follte bei ben Hoc 
zeiten nichts mehr zu eflen, fondern nur noch zu trinken gegeben 
werden. Und wenn ber Bräutigam mit feiner Braut ins Bad 
ging, ſollte er nur noch 24 feiner Genofjen und bie Braut adht 
grauen mitnehmen 7). Im 15. Jahrhundert warb auch noch vor- 
geichrieben, wie viele Leute zur Hochzeit ſelbſt eingeladen werden 
durften. Kein Theil follte über 12 Perſonen einlaten. Es durften 
bemnad nur 24 Perſonen eingeladen werden, und zum Kirchgang 
nad) der Hochzeit fogar nur 8 Berfonen, und ins Bad vor und nad 
ber Hochzeit nur zwei Männer und zwei Frauen. Hinſichtlich des 
Eſſens warb aber nun vorgefchrieben, daß bei namhaften (vor: 
nehmen) Hochzeiten des Morgens 6 Efjen und beim Nachtmal 
5 Eſſen und zwei Mal Sulzfiſche gegeben werben bürften, bei ben 
Hochzeiten der Handwerker und desgemeinen Volles 
aber bes Morgens nur 5 Eſſen und des Nachts 4 Eſſen und Eine 
Fiſche %). In Lüneburg durften bei einer Hochzeit drei Mahl⸗ 
zeiten (commessationes) gehalten und bei ber erjten 15 Schüffeln 
(schüttelae), bei der zweiten 60 und bei ber dritten Mahlzeit 20 
Echüffeln aufgetragen und nur vier Spaßmacher (joculatores) bei: 
gezogen werden 9%). In Brieg und Grottfau durften bei einer 


6) In Oberbaiern muß auf dem Lande z. ®. in Beiharting heute noch 
bie Braut jedem ihrer zur Hochzeit geladenen Verwandten ein Hemd, 
ein Halstüchelhen und ein Paar Schuhe ſchenken, was bei zahlreicher 
Berwandtigajt das Heirathen gar fehr vertheuern müßte, wenn nicht 
eben jo viel und noch mehr als Gegengeſchenk gegeben werben müßte. 

7) Gemeiner, I, 615 u. 516. 

8) Hodyzeitpot von 1484 bei Gemeiner, III, 678. 

9) Stadirecht bei Kraut p. 28. bei Dreyer, Nbj. p. 402. 
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Hochzeit 30 Schuͤſſeln aufgeſetzt und vier Spielleute beigezogen, in 

Schweidnitz aber nur vier Gerichte und ein Mues gegeben 
werden 10). In Amberg durften bei Hochzeiten und bei Verlo⸗ 
bungen („Beitigungen”) 1!) zum Kirchgang und Tanz fo viele Men⸗ 
chen eingeladen werben, als man wollte, zum SHochzeitseflen aber 
nur 36 Perfonen, ohne den Bräutigam und die Braut, und obne 
die Spielleute. Zwei Mahlzeiten mußten die Brautleute (das 
Brautvolk) geben. Zu einer dritten waren fie aber nicht verbun- 
den. Wollten fie aber auch noch eine dritte Malzeit geben, fo 
burften fie fobann feinem Saft eine Nachzeche machen. Jeder ein- 
geladene Saft mußte nämlich bei den beiden erften Malzciten, wie 
heute noch bei ben Bauernhochzeiten in Altbatern, feine Zeche jelbft 
zahlen. Bet jeder Malzeit durften indeflen des Morgens nur vier 
Efien und des Nachts drei Efjen gegeben werten 12). In Mün: 
hen durften zur Hochzeit nur 24 Frauen, zu einer Verlobung 
(„Befte”) aber und zum Babe nur 12 rauen eingeladen, auch nur 
in Münden angejefjene Spielleute bezahlt, d. b. feine fremde Spiel 
feute genommen werden 12). Auch im 15. Jahrhundert wurde bie 
Zahl der Hochzeitsgäfte und der Hochzeitmahle nochmals beichräntt. 
Dagegen verfäumte der Etadtrath nicht jedem anfehnliden Mann 
an feinem Hochzeitstage einige Kannen Wein als Ehrentrunt 
zu ſchicken 19. In Frankfurt follten zur Hochzeit nur 20 Ber: 
ſonen geladen und Feine Spielleute gehalten oder diefen wentgftens 
nichts gegeben und auch zum Kirchgang Feine Epielleute beigezogen 
werden '5), Aehnliche Vorſchriften findet man ſeit dem 14. Jahr: 
hundert in Nördlingen !%), in Rotenburg 17), in Ulm !®), in Berlin, 
in Prenzlau u. a. m. 19), in Görlitz 2%), aud In Augsburg in 


10) Urk. von 1324 u. 1379 bei X. u St. p. 506. 
11) vergl. Schmeller, I, 576. 

12) Amberger Stadtrecht von 1554, p. 20—22. 
18) Stabtredt $ 59—61 bei Auer, p. 282. 

14) Bairifde Annalen von 1838, p. 874. 

15) Statut bei Senckenberg, sel. jur. I, 80. 

16) Stadtr. von 1818 $. 54—57 bei Senckenberg, vision. p. 864. 
17) Benſen, p. 304. 

18) Jäger, Ulm, p. 516—519. 

19) Zimmermann, l, 128 u. 129. 

20) Reumann, p. Bil u. 314. 


Lurusgefche. 89 


den Jahren 1403 und 140421) unb weitläuftige Vorjchriften 
über ben bei Hochzeiten zuläßigen Aufwand in Magdeburg von 
den Jahren 1505, 1544, 1560 und 1570 22). In Bajel follte 
an den brei hohen Feittagen Feine Hochzeit mit Tanzen und üppi- 
gem Gefräß gehalten werben 22). Beſonders feierlich waren daſelbſt 
die Hochzeiten der Zunftgenoſſen. Tie Zunft der Gerber 3. ©. 
gab ihrem heiratbenden Zunftbruder ein Hochzeitsgejchen? (ein Ge- 
ſchenk „zju Bruten“). Sie lieferte ihm ferner Holz, Kohlen, Salz, 
Schiff und Gefhirr, und gewährte ihm, wenn er es begehrte, 
„offene Schenke.” Auch verordnete die Zunft zu einem ſolchen 
Brutlouf aus ihren Zunftbrübern zwei Tifchdiener und zahlte dem 
Bräutigam die Uerte bes erſten Imbis. Die übrigen Mahlzeiten 
an den folgenden Tagen mußten die Säfte felbit zahlen. Nach 
Tiſch wurde vor der Zunftlaube auf der Straße getanzt ?*). Ganz 
befonders interefiant find aber die Rathsordnungen von Nürn: 
berg. Daher werde ich bei ihnen noch etwas verweilen. 

Nach einer Rathsordnung von 1340 fjollten gar feine Hoch: 
zeitömahle gehalten, aljo feine Säfte zum Eſſen und Tanzen einge: 
laden und fogar dem Hausgefinde nur bas gewöhnliche Effen vor: 
gefeßt werben. Erſt 14 Tage nad) der Hochzeit durften bie Freunde 
eingeladen werben. Auch follten Teine Brautgeſchenke gemacht und 
nur 6 Männer und 6 rauen zu dem Kirchgang cingeladen wer: 
den. Allein fchon im Jahre 1352 mußte man erlauben, daß we- 
nigftens die nächften Verwandten ſammt und fonders zur Hochzeit 
und zum Kirchgang eingeladen werden dürften. Auch durfte die 
Braut 6 Jungfrauen einlaben, einen jogenannten Jungfrauhof 
(„einen Hof mit junkfrawen”) halten, welchem aber feine rau bei- 
wohnen durfte. Ind Bad endlich durfte die Braut nur vier Frauen 
mitnehmen 28). Meiſtentheils wurden jedoch diefe Borfchriften nicht 
beachtet oder umgangen. Glänzende Hochzeitsfeite gehörten nun 
ein Mal zur herrichenden Sitte jener Zeit. Um die Geſetze zu 


21) von Stetten, I, 140 u. 181. 

22) Rathmann, III, 284-286, IV, 2 p. 14—16. 

28) Oche, VL 877. 

24) Bajel im 14. Jahrhundert, p. 65 u. 66. 

25) Die Ratheorbnungen bei Siebenkees, II, 895—402, III, 871—875. 
Ueber den Jungfraunhof vergl. Schmeller, II, 167. 
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umgehen hielt man bie Hochzeitsfeſte in den Klöſtern, zu welchen 
die weltliche Macht keinen Zutritt hatte. Die durch dieſen Umweg 
entſtandenen Mißbräuche führten nun zu jenem für die Sittenge⸗ 
ſchichte Außerft merkwürdigen Hocdzeitbüdlein, welches im 
Sabre 1485 verfaßt, im Jahre 1526 erneuert und lange Zeit auch 
beobachtet worden if. Nach diefem Hochzeitbüchlein follten jene 
Tefte nirgends anders mehr, als entweder im Haufe ber Braut 
oder auf dem Nathhaufe, in keinem Falle aber in einem Wirths⸗ 
baufe, bei einem Kochwirth oder in einer Trinkſtube gehalten wer: 
ben. Auch war daſelbſt bis aufs- aller Kleinſte beftimmt, wie es 
bei den Berlobungen, bei den Hochzeiten, bei den Kirchgängen und 
bei den anderen Feſtlichkeiten, und wie e8 binfichtlich der Hochzeits: 
geichente gehalten werden folle. Bei den Berlobungen (Laut: 
merungen) durften nur 16 Manns- und 16 Weibsperjonen einge- 
laden werden. Nach der Verlobung durfte der Bräutigam mit 7 
Freunden zu feiner Braut gehen, um ihr Glüd zu wünſchen, und 
bie Braut zum Empfange des Bräutigams vier Jungfrauen eins 
laden. Außerdem durften noch 24 Frauen bei ber Braut erfchei- 
nen, um ihr Glück zu wünſchen. Am Abend der Verlobung burfte 
der Bräutigam bei feiner Braut mit zwei Freunden eſſen und die 
Braut zu dem Ende zwei Frauen oder Sungfrauen einladen. Des 
Nachts durfte der Braut mit den Stabtpfeifern hoffiert, das 
heißt wohl ein Ständchen gebracht, den Hoffierern aber nichts als 
Obſt, K&S und Brod und Franfenwein oder Rheinwein vorgejegt 
werden. Den frauen war es aber verboten bes Nachts auf der 
Straße herumzumwandeln um zu hoffieren („bey nacht auff der gaſ⸗ 
„ſen nicht Hofieren noch funft verfammelt wandeln”) Bas Hof- 
fieren der Stadtpfeifer nannte man auch ein „Hoffreht ma— 
„chen.“ Zwiſchen dem Tage der Verlobung und der Hochzeit durf- 
ten bie Freunde der Brautleute fie ein Mal mit noch fünf Anderen 
einladen, ihnen aber nichts als Obft, Käs und Brob und Wein 
porjegen, fie „vereren mit obs kess vnnd prot vnnd Franncken⸗ 
„wein.” Zur Hochzeit felbft pflegte feierlich eingeladen zu werden. 
Die Hochzeitlader oder Tanzlader ritten zu dem Ende in der Stabt 
herum in Begleitung eines Knechtes in einerlet Farbe (in Lioree) 
und des Hegelcin, der den Spruch zu ſprechen hatte?). Zu 


26) Diefe Sprudipreher wurden auch Schlenferlein, insgemein aber 


Luxusgeſetze. 91 


dem Kirchgang durften von jeder Seite nur 24 Männer und 
24 Frauen, alſo im Ganzen 48 Perſonen eingeladen werden, zum 
Hochzeitsmahle aber nur die nächſte Verwandtſchaft. Auf jeden 
Tisch durfte nur ein gebratener Kapaun („gepraten koppawn“), aber 
fein Rephun, ein Haſelhun, Vaßhun (Fafan), Vorhan, Birkhenne 
oder Pfau und auch Fein Fiſch aufgetragen werden. Eben jo wenig 
durfte man Trifanet (ein Gemiih von allerlei Specerei mit 
Zuder) 2), Sonfect oder Rotwein (wahrſcheinlich ein gemach⸗ 
ter fünftlicher Wein) geben. Tas Getraͤnk jollte in Frankenwein 
und in Rheinwein bejtehen. Nach Tiſch durfte man zum Tanz 
oder zur Braut einladen, wen und fo viele Leute man wollte. Es 
durfte jedoch nur Obft und Eonfect gegeben und Frankenwein oder 
Rheinwein vorgejeht werden. Am Morgen nad der Braut: 
nacht durften 20 Frauen. von den jungen Eheleuten zum Eier: 
kuchen eingeladen, ihnen aber nichts al8 Eierfuchen, laden oder 
Speckkuchen und Wein vorgelegt werben. Außerdem durften noch 
am Tage nad der Hochzeit in dem Hochzeitshaufe zwoͤlf ‘Ber: 
fonen zum Frühmal und zum Nachtmahl eingeladen, dann 
aber ein halbes Jahr lang fein Hochzeithof mehr gehalten wer: 
den. Auch die Hochzeitgefchente waren beſchraͤnkt. Nach der 
Verlobung durfte der Bräutigam feiner Braut nur ein Heftlein 
(eine filberne Hafte) oder eine Kette von Gold und einen 
Sungfrauring (juncfrawring) verehren, bei dem Kirchgang aber 
noch einen Ehering (mahelrind) mit einem Stein darin, und 
dann nad ber Brautnacht noch einige andere Geſchenke. Die 
Braut durfte niemand beichenten als den Bräutigam, die Braut: 
führer (preutfürer) und die Tanzlader. Der Bräutigam ſollte 
aber nichts weiter als ein Mannshemd und ein Badhemd, und 
jeber Brautführer und Tanzlader ein SKränzlein erhalten. Auch 
das zu gebende Trinkgeld war reguliert und insbejondere verboten 
Hochzeitsfleider zu geben, um ein recht zablreiches Gefolg zu er: 
halten 22), 


Hängelein ober Vorhängelein genannt von den Schildern, mit 
welchen fie in ihrer Amtstracht behängt waren. Sie flanden unter dem 
Nugamt. vergl. Giebenfees, II, 458 u. 700 ff. 

27) Schmeller, I, 500. vergl. Scherz, p. 1668. 

28) Hodzeitbüdlein bei Siebentees, Ii, 449-486, . 
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g. 428. 


Auch bei Kindtaufen war der Aufwand ſehr groß. Er 
ward daber feit dem 14. Jahrhundert allenthalben beichräntt. Es 
pflegte vorgejchrieben zu werben mie viele Perfonen zur Kindtaufe 
eingeladen, und mie biefelben bewirthet werden ſollten. Pathens 
geichenfe und Kindbettergeſchenke waren meiftentheil® auf ein bes 
jtimmtes Maß beichränft, öfters fogar gänzlich verboten, 3. B. in 
Nürnberg !), in Regensburg 2), in Bafel?), in Magdeburg ®), in 
Rotenburg), in Augsburg, Ulm, Amberg u. a. m. Auch in Köln 
durften nur 10 Frauen mit zur Kirche gehen. (zu eyme Kynt- 
kireten gayn zu Kirchgen) ®). Im 15. Zahrhundert durften in 
Münden nur zwölf Frauen das Kind in die Kirche zur Taufe 
tragen und höchftens zehen Männer mit dem glüdlihen Vater zum 
Wein gehen, um auf das Wohl des neuen Ankömmlings zu trin- 
fen ?). Eben jo wurten die Befuche der Wöchnerinnen nad 
der Taufe und bie Berfammlungen bei ihnen auf ein gewiſſes 
Map befchräntt. Diefe fogenannten Kindbetthöfe durften nur 
ein Mal gehalten und dazu in Amberg nur jene 6 bis 8 rauen, 
welche der Kindtaufe beigewohnt hatten, eingeladen, und ihnen 
nichts als eine Suppe und ein Fiſcheſſen oder ein Braten (ein ge: 
bratens) vorgejeßt werben ®). In Nürnberg durften zu einem 
Kindbetthöflein nur 12 Frauen eingeladen und dabei nicht 
getanzt werden 9). In Ulm wurden die Kindbetthöfe im Jahre 
1411 ganz abgejchafft. Nur zu einem Bade burfte die Kindbetterin 
ein Mal drei Frauen einladen 10). In Görlig waren die Ver: 


1) Rathsordnungen aus bem 14. und 16. sec. bei Siebentees, I, 47, 48, 
174 ff. UI, 401. 

2) Gemeiner, II, 122, IL, 679. 

8) Ode, IH, 181 u. 538. 

4) Rathmann, III, 287 u. IV, 2 p. 14. 

5) Benfen, p. 806. 

6) Eidbuch von 1841 $. 153 in Quellen, Il, 36 

T) Bairiſche Annalen von 1838, p. 874. 

8) Amberger Stadtrecht von 1554, p. 20. 

9) Rathsordnung aus 14. sec. bei Eiebentees, 1, 47. 

10) Rothes Buch bei Jäger, Magazin, III, 515 u. 516. vergl noch Jäger, 
Ulm, p. 519 u, 520. 
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fammlungen bei Sechswö chneriunen und das Mitbringen von Bad: 
wert und Confect und Gefchente aller Art verboten 11), 

Noch größer als bei den Kindtaufen war der bei Leichen 
gemachte Aufwand. Daher erichienen auch darüber befchränfende 
Rathsordnungen. Die weit verbreiteten Reihenihmaufereien 
wurden frühe ſchon ganz abyefchafft oder wenigitens befchräntt, 
3. in Worms im 13. Jahrhundert die Leichenmahle in der 
Wohnung des Geftorbenen 12) und in Baſel im 15. Sahrhundert 
die Leichenmable in den Zunfthäufern und Gejchlechterftuben 22). 
In Augsburg follten bei diejen Leichenmahlen wenigftens die Geift- 
fihen feinen Lärm machen, nicht ungebührlich lachen, feine eitlen 
Fabeln erzählen oder fingen unb zeitlich nad) Haus gehen 14). Auch 
die Anzahl und Größe der Kerzen, der fogenannten Leid: 
terzen oder Wandelferzen, und der Übrigen Opfer und ber 
Leihenzüge überhaupt wurde befchränkt, 3. B. in Baſel 6), in 
Nürnberg !9), in Ulm 17) und in Köln, wo nur noch ſechs Män- 
ner und ſechs Frauen mit der Leiche geben jollten !°). 


Bolksbelufligungen. 


$. 424. 


Auch die gejelligen Vergnügungen, bie Tänze, 
Spiele und anderen Volksbeluſtigungen wurden als Ge- 
meinbeangelegenheiten betrachtet und geregelt. 

Bon den Schützenfeſten ift bereitS bie Rebe geweſen. 
($. 137). Eben fo von den Jahresfeſten der Zünfte zu 
Ehren ihrer Schußheiligen ($. 277) und von den Zunfthäus 
fern, Geſchlechterſtuben und Trinkſtuben, in melden 
man ſich auch zum yefelligen Vergnügen zu, verfammeln pflegte ($. 273 


11) Reumanı, p. 312. 

12) Rathsordnung von 1220 bei ‘Morig, II, 155. 

18) Ode, IL, 181 u. 538. 

14) Jäger, Augsburg, p. 166. 

15) Ode, Ill, 182, 537 u. 538. 

16) Siebeufees, I, 205 u. 206. 

17) Zäge:, Ulm, p. 520. 

18) Eidbuch von 1841 $. 152 in Quellen, 1I, 35. Hülmann, IV, 168. 
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u. 303 ff.), und weldhe man baber öfters auh Tanzhäuſer ge: 
nannt hat. In Augsburg, Frankfurt, Heidelberg, Landan u. a. m. 
errichtete. man im 14. und 15. Jahrhundert eigene Tanzhäufer, 
und unterhielt außerdem noch in Frankfurt zwei Pläße im Freien 
zum Tanzen, weldhe man ben Tanzplan oder Tanzrain ge 
nannt hat!). In Frankfurt gab e8 jogar Tanzichiffe 2). Ander⸗ 
wärts tanzten die ärmeren Leute auf ber Straße, die Vornehmeren 
aber auf dem Nathhaufe, 3. B. in der Mark Brandenburg ?). In 
Münden befand ſich zu dem Ende auf dem Rathhauſe ein großer 
Tanzfaal ®) und auf dem Rathhaus zu Weblar ein offener Tanz: 
boden 5), In Bafel tanzten auch die Gefchlechter zumeilen auf der 
Straße. So tanzte im Jahre 1388 die Tochter des Bürgermel- 
fters auf der Gaſſe vor der Zunftlaube. Und im Sahre 1508 
wurde auf dem Petersplab zur Ehre fremder Bäfte „ein ehrlicher 
„Tanz gehalten" %). In Skeudiz und Delizſch tanzten die Adeligen 
einen bejonderen adeligen Tanz!) und die Hanbwerksgefellen in 
Frankfurt, Nürnberg, München u. a. m. einen Echwerttanz, einen 
Fahnentanz, einen Neiftanz oder einen anderen befonderen Tanz. 
($. 284). Auch in Nürnberg tanzten dic Bäder, Meflerer:, Metz⸗ 
ger, Rothgerber⸗, Nothichmiede-, Zirkelſchmiede- und Schneider: 
Geſellen zur Faftnachtzeit auf der Straße ihre „offenen Gaſ⸗ 
fentänze®). Und beute noch tanzen die Schäfflergelellen in 
Münden alle fieben Jahre auf der Etraße vor den Häufern der 
vornehmen Leute. In Ulm waren jetoch die offenen Abendtänze 
auf den Gaflen nach Pfeifen, Lauten oder nach Saitenfpiel ver: 
boten®). Auch waren alle üppigen Tänze verboten, 3. B. in 
Ißny alle üppigen und leichtfertigen Tänze 19), in Baſel die ũ p⸗ 


1) Kriegf, Bürgertbum, p. 415—418. 

2) Krieg, p- 419. 

3) Simmermann, I, 128 u. 188 u. III, 196 u. 197. 

4) Likowsky, Urgeſchichte von München, II, 88. 

5) von Ulmenſtein, II, 268, 

6) Ochs, II, 816 u. V, 271. 

7) Haltaus, p. 16. 

8) Siebenfees, III, 195, 199, 202, 208, 209, 218 u 219. 
9) Jäger, Ulm, p. 560. 

10) Statut $. 24 bei Jäger, Magazin, Il, 116. 
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pigen Reyentänze (die Raien) und alle anderen ärgerlichen 
Tänze, insbeſondere auch die ſogenannten Kilbinen oder Kirch: 
weihtänze 11). In Ulm war das Tanzen „je zway vnd zway mit 
„ainander“ und das Tanzen aneinander („Anainder”), offenbar das 
Walzen als ein unanftändiger Tanz verboten 12). In Augsburg 
wurben die Gefellentänze um Kränze und Hahnen, die jogenannten 
Geſellen⸗, Kranz: und Hahnentänze im Jahre 1512 verboten 12). 
Und in Anıberg und Nürnberg follten die Mansperjonen nit in 
„blofien Hofen vnd Wammes tantzen, darzu ſich des Vmbdrehens 
„ober Vmbſchwingens gentzlich enthalten“ 1%). 

Allein nicht bloß die Tänze, ſondern auch die übrigen Volks⸗ 
beluftigungen wurden von dem Stadtrath überwacht und jeder Iin- 
fug verboten. Eo wurde 3. B. in Braunfchweig den am Weib: 
nachtöfeite verkleidet herumlaufenden jogenannten Schauteufeln 
(Schoeduvel) die größt möglichite Freiheit gejiattet. Sie durften 
jedoch niemand verlegen und feine Kirche und Leinen Kirchhof be- 
treten 26). In Nürnberg waren tie Raien und Umzüge durch bie 
Etadt mit oder ohne Pfeifer verboten und nur an den Faſtnacht⸗ 
tagen erlaubt ie). Berühmt find dafelbft auch die Faſtnachtsbe⸗ 
Iuftigungen der Mebgerzunft gewejen, welche wegen der bamit ver- 
bundenen Bermummungen das Schönpartlaufen, eigentlich 
Shembartlaufen genannt worden find, von Schem, d. h. Larve, 
Maske, alſo Schembart bie Gefichts:Larve oder Maske !7). In 
Straßburg hielten die Zimmerleute zur Zeit der Faſtnacht einen 





— — 


11) Ochs, VI, 876 u. 877. Die Kilbinen hatten ihren Namen offenbar 
von Kilbi, d. 5. Kirmſe oder Kirchweihe. vergl. Stalder, II, 99. 

12) Robsorduung von 1406 bei Jäger, Wagazin, II, 518. Auch in 
Frankfurt bielt man ſolche Tänze für unanfländig. Kriegk, Bürger: 
tbum, p. 422 u. 588. 

18) von GStelten, Kunſt- und Gewerbsgeſch. II, 162. vergl, über die Hah⸗ 
nentänze Krieg, Bürgertum, p. 422. 

34) Amberger Stadtret, p. 28. Nürnberger Rathsordnung aus 16. sec. 
bei Siebenkees, I, 172 u. 178. 

15) Orbnungsbud bes Raths (Ordinarius) von 1408, c. 144 bei Leibnitz, 
scriptor. Bruns. Ill, 481. 

16) Rathsordn. aus 14. sec. bei Siebenfees, II, 676 u. 677. Ueber bie 
Raien vergl. Echmeller, III, 79. 

17) Siebenkeee, IV, 674 - 679. vergl. Schmeller, UI, 362 u. 591. 


gm 
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Umgang in ber Stadt. Am Schluffe deſſelben wurden bie Lehr: 
jungen zu Geſellen gejchlagen und dann in der Aunftitube ge 
zecht !s). Auch in Eplingen hatten mancherlei Faſtnachtsluſtbar⸗ 
keiten -tatt. Die Fiſcher pflegten ein Fiicherftechen und einen Um- 
zug mit Muſik in der Stadt zu halten. Die Mebger feierten 
unter Trommelichlag und Pfeifenflang ihren Neiftanz und ftachen 
nachher auf dem Markt Kränzlein und erhielten dafür zwei. Imi 
Mein aus dem Kaftenkeller. Die Küfer verfertigten unter Tanz 
und Sefang auf dem Markt ein Faß für den Bürgermeijter und 
erhielten dafür vier Imi Wein. Eben jo bielten auch die Wein: 
gärtner ihren Zanz und Umzug mit Fahnen und wurden mit zwei 
Ami Wein befchenkt 1%). In Bafel fangen die armen Schüler in 
der Adventzeit des Nachts vor den Häufern Adventlieder, Tlopften 
an den Thüren und verkündeten die Ankunft des Herrn, oder 
wünfchten Glüe zum neuen Jahr, oder verkleideten fih auch ale 
Biſchöfe oder als Könige und bettelten um eine Wurft und dran: 
gen fogar in die Kirchen während bes Gottesdienftes ein, fo daB 
der Stadtrat im Jahre 1420 gegen biefen Unfug einfchreiten 
mußte 1%). In Regensburg waren bereits im 14. Jahrhundert 
alle Vermummungen und die Umritte am Weihnachtsfefte den er- 
wachſenen Leuten verboten und nur den Kindern erlaubt. Später: 
hin, im Sabre 1357, wurden aber auch noch die Umritte der 
Schüler mit ihrem Kinderbiſchof verboten 2%). Eben fo batte in 
Köln im Jahre 1431 der Stabtrath alle Mummereien zu Fuß und 
zu Pferd in und außer der aftenzeit verboten 2). Auch in Ulm 
und Eplingen fuchte man feit dem 16. Jahrhundert die Mumme⸗ 
reich, Das fogenannte Buzengehen oder das verfleidet als Buzen- 
mann Herumgehen, dann das Singen um Lebzelten, das Küchlein- 
holen und befonders die Taftnachtsluftbarfeiten zu beſchränken, in- 
dem zumal die Faftnachtreigen mit Keichtfertigfeiten aller Art ver: 
bunden zu jein pflegten 2). Eben jo wurden in Braunjchweig 


18) Heiß, p. 78. 

19) Pfaff, p. 164. 

198) Baſel im 14. Jahrhundert, p. 71 u. 97. 

20) Gemeiner, I, 467, 468, II, 102 u 103. Oefele, 11, 508. 
21) Hültmann, IV, 170 }. 

22) Jäger, Um, p. 521—525. Pfaff, p. 164 u. 165. 
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und in Lüneburg ſeit 1542 und 1543 die Umzüge der Junggeſellen 
und SJungfrauen zur feier bes Faſtelabends auf Betreiben der 
proteftantiichen Geiftlichfeit verboten 22). Auch in Augsburg wur: 
den die Mummereien und Faftnachtsluftbarkeiten im Jahre 1628 
verboten 22). Aeußerſt merfwürkig tft auch das Edict des großen 
Kurfürften von 1659 wegen Abſchaffung der Faftnachtsfpiele, der 
Aufzüge, Mummereien, Gankeleien und Prozefftonen mit Muſik 
über bie Straßen, und die Sollicitirung von Gelb, von Bratwür⸗ 
ften, Schinfen und anderen PBictualien, wodurch nur die Arbeit 
verjäumt, großes Aergerniß gegeben, und mit dem epilurifchen und 
heidnifchen Leben und dem fünblichen Wejen ber Zorn Gottes ge- 
reißt werbe 2°). 

Ohne Muſik und Tanz gab es feine Volksheluftigungen. 
Auch waren bei feierlichen Auf- und Umzügen Spielleute noth- 
wendig. Daher pflegten die Städte Pfeifer, Trompeter und 
andere Spielleute zu halten und zu ‚bejolden. In Bafel unter: 
bielt die Stadt bereitS im 15. Jahrhundert bejoldete Pfeifer und 
Trompeter. Und nad den Stadtrehhnungen von 1460 erhielten 
fie die für jene Zeiten nicht unbedeutende Summe von 109 Pfund ?®). 
Sm Ulm gab es feit dem 14. Jahrhundert Stabtpfeifer, Trompeter 
und Pofauner, welche ihre Beitallung vom Stabtrath erhielten ?T), 
Auch in Augsburg hatte die Stadt Fiedler, Geiger, Stabtpfeifer 
und Etabttrompeter in Sold 2). Eben fo in Breslau, Brieg, 
Grottkau und Schweidnig 29), in München, Nürnberg, Frankfurt 30), 
Heilbronn, Köln u. a. m. Sie hatten bei Hochzeiten und Kind: 
taufen, aber auch bei anderen feierlichen Aufzügen, 3. ®. bei dem 
feierlichen Einritt des Erzbiichofs in Köln, und auch in der Kirche 


23) Havemann, II, 556 u. 5567. 

24) von Stetten, Kunſtgeſch. II, 165. 

25) Mylius, I, 2, p 689—72. 

26) Ode, V, 112. Bafel im 14. Jahrh. p. 119. 

27) Jäger, Ulm, p. 586 f. 

28) Jäger, Augsburg, p. 166. 

29) Urk von 1324 $. 14. und von 1328 $. 47. bei T. u. St. p. 506 u. 
625. Bon den Stabtpfeifern und Muſieanten in Breslau im 16. 
sec, fprigt auch: Reifen Hans Ulrich Kraffts. ed. Dr. Haszler p. 406. 

30) Kriegk, Bürgerthbum, p. 418. 

v. Maurer, Gtäbtieverfaffung III. 7 
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zu mufleiren 2). Die Stabt Halle unterhielt bis ins 18. Jahr: 
bundert 6 Stadtpfeifer und eine Bande Kunftgeiger. Und 
wenn es nothwendig war durfte auch noch der Hausmann oder 
Thärmer aber nur mit Trommeln und Pfeifen muficiren 32). 
Far das Pfeifergericht zu Zrankfurt mußte bis ins 16. Jahrhun⸗ 
dert jede der drei Städte Bamberg, Nürnberg und Worms einen 
eigenen Stabtpfeifer unterhalten. Seit diefer Zeit unterhielt fie 
aber Nürnberg allein. Die beiden anderen Etädte (Bamberg unb 
Worms) mußten jedoch Unterhaltsbeiträge leiften 2). In Ulm 
batten bie Stabtpfeifer bei den Hochzeiten der Gejchlechter und der 
Aunftgenoffen zu blajen und am Neujahrstage den Bürgermeiftern 
und ben Nathsherren das neue Jahr anzublajen 39). In Nürn- 
berg bliefen die Stabtthürmer noch in der erjten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts jeden Morgen und jeden Abend, um das Aubrechen 
bes Tages und der Naht zu verfünden, dann an Weihnachten 
eine Stunde vor Tag, und gegen ein gutes Trinkgeld auch noch 
an Hochzeiten, Leichen und am Neujahrstage 35). Und hier in 
Münden blajen die Etadttrompeter heute noch an allen Sonn 
und Felttagen jchöne Weiſen auf dem Thurme der St. Peterskirche 
bes Diorgens um 5 Uhr. In Regensburg ftanden die Spielleute 
unter der Aufficht eines Spilgrafen?e) und in Lübed unter 
dem geſchwornen Raths Spielgräven. Dieſer Spielgräv hatte 
bei den Hochzeiten und bei ben anderen Feſten der Geſchlechter die 
Mufif zu ordnen und mit feinem Comitat, d. h. mit den Stadt: 
muſikanten vor den Gefchlechtern oder Junkern berzuziehen 27). 
Auch eigene Boffenreifer und Stadtnarren wurden 
von einigen Städten unterhalten. Utrecht 3. B. unterhielt einen 
eigenen Stadtgeden, welcher eine Narrenlivree trug, beftehend in 


31) Beſchreibung des Einritts von 1488 bei Lacomblet, Ardiv, II, 188. 
Dreyhaupt, Behr. des Saalfreifes, II, 840. vergl. oben $ 79. 

82) Dreybaupt, II, 840. 

88) Fries, Pfeifergericht, p. 162 ff. 

- 84) Jäger, Ulm, p. 532. 

85) Lochner, die Stadt Nürnberg im Ausgang ihrer Neichsfreiheit, p. 28 f. 

86) Statute aus 14. sec. bei Freyberg, V, 19. 

87) Dreyer, Einleitung in Lüb. Verordn. p. 92 u. 98, Leber die Spiel: 
grafen vergl. Vieine Gerd. der Fronhöfe, II, 406 fi. 
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einem von ber Stadt gegebenen Tabbert (einem langen Rock oder 
Talar) und in einer Gecks Kovel (einer Kappe, einer Art Mönch8s 
fappe). Die von der Stadt gegebene Livree bejtand demnach in 
einem Narrentalar und in einer Narrenfappe 22). Auch Baſel 
unterhielt und befoldete im 14. und 15. Jahrhundert einen Stabt- 
narren. Er erhielt außer dem Gehalt auch noch einen Narrenrod 
und eine Narrengippe 3%). In Xübed kommt noch im 14. Jahr: 
hundert ein befoldeter comes joculatorum vor 2%). In manchen 
Stäbten unterhielten auch die Gefchlechtergefellichaften, vielleicht 
auch einzelne Gefchledhter, eigene Narren, 3.8. in Lübed die Jun⸗ 
fer Compagnie noch im 17. Sahrhundert #1). Unter diefen Stadt⸗ 
narren befanden fich zuweilen auch Geiftliche troß des Verbotes der 
Kirche. Daher mußte einmal der Stadtrath zu Lübeck in Er 
mangelung anderer Getitlichen den Kirchendienſt durch Soculatoren 
und Hiftrionen verjehen lafjen #2). Gegen die Zudringlichleit der 
fahrenden Gaufler und Pofjenreifer Cjoculatores, histriones aut 
garciones), jo wie der Gauklerinnen (joculatrices) und Spiel- 
weiber, cerichienen aber bie und da, 3. B. in Worms, Straf: 
mandate 22). 

Mit dem größeren Verkehr kam aud das Spielen mehr 
und mehr in Aufnahme. Fremde, bis dahin unbefannte Spiele, 
zumal Glücksſpiele verbreiteten ſich und verbreiteten großes 
Unglüd. Denn nicht bloß Männer, felbjt Frauen und Kinder er: 
gaben fi den Spiel. In Ulm 3. B. bielten die Frauen eigene 
Karthöfe) Und manches Vermögen ward dadurch ruinirt. 
Daber erjchienen feit dem 14. Jahrhundert allenthalden Verbote 
des Spielens überhaupt oder wenigjtens der Glücksſpiele und des 
Spielens um Geld. In Bajel wurde das dafelbft feit 1377 be- 
fannte Kartenſpiel in den Jahren 1386 und 1388 bei Strafe 


88) Urf, von 1528 bei Matthaeus, de nobilitate, p. 1184. 
34) Bafel im 14. Jahrh. p. 119. 
40) Url, von 1834 u. 1335 im Lübiſch. Urkb. II, 518 u. 1081. 
41) Dreyer, Einleitung, p. 93. 
42) Pauli, Lüb. Zuflände im 14. Jahrhundert, p. 98 u. 99. 
43) Urt. von 1220 bei Morig, I, 155. Meine Geſch. der Fronhöfe, IL, 
401-402. 
84) Zäger, Ulm, p. 539. 
7% 
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bes Augen Ausftechens verboten #5). Späterhin (im Sabre 1495) 
wurde jedoch das Kartenfptel (das „ſchlechtlich Karten“), das Brett- 
jpiel („Im Brett“) und das Thurmfpiel („im Thurm“), wahrjchein: 
lich das Schachipiel, erlaubt, wenn es „mehr um Kurzweil als 
‚um Gewinn“ und nicht höher als um zwei Heller gefptelt wurde. 
Die eigentlichen Glücsipiele dagegen (das Wurfipiel, das Karten 
Boden, das Karten Schlagen, das fogenannte Mutten -u. a. m.) 
waren in den Zunft und Wirthshäufern bei einer Geldſtrafe ver: 
boten, aber auch diefe Spiele in der Herrenftube erlaubt 2%). Auch 
in Eeligenftadt waren alle Spiele um Geld verboten und nur das 
Brettſpiel in Erbarkeit und Freundfchaft erlaubt #7). In Negens- 
burg war das Spielen in den Häufern, insbefondere auch das 
Kartenfpiel („Ipielen mit der quarten“) und das Würfelipiel ver: 
boten. Erlaubt war jedoch das Echießen mit Kugeln auf Tijchen 
(„ſchiezzen auf der tafel, pozzen ober fcheiben mit den chugeln“), 
offenbar das Billard, und das Brettipiel („ſpil im pret”). In den 
Leithäufern und fchlechten Häufern (Nuffian) war aber auch das 
Brettipiel verboten). In Augsburg war das Spielen in ben - 
Safthäufern und auf den Schiekftätten verboten, das Kartenfpiel 
und Wurfipiel in den Zunfthäujern aber erlaubt 4). Auch war 
daſelbſt das Spielen mit hohlen oder mit gefüllten Würfeln, wel- 
ches man das Geviertäten ober Gevierharten nannte, bei Strafe 
des Handabjchlagens verboten, und das Kegeln, das Niemenftechen 
und das Häufeln gewiflen Beichränfungen unterworfen 5%). In 
Frankfurt a. M. waren das Brettipiel, das Karlenfpiel und das 
Schachſpiel (der Schachzabel) die erlaubten Spiele. Um fic jeboch 
unschädlich zu machen erjchienen ſeit dem 14. Jahrhundert viele 
Berordnungen, welche den Einfab beim Spielen beichränkten 8!), 


45) Oche, II, 461. 

46) Ochs, V, 179, 150, 188, 189 u. 424 f. vergl. über das Kartenipiel 
bei Safran. oben $. 278. ‘ 

47) Stimm, I, 508. 

48) ®emeiner, II, 188, 189 u. 801. Ueber das Wort Ruffian vergl. 
Schmeller, III, 62. 

49) von Sietten, Geld. I, 140, 168, 537 u. 576. 

50) Stadtrecht bei Yreyberg, p. 76 u. 77. und Stabtredt bei Wal |. 207 
—210. 

51) Kriegt, Bürgerihum, p. 4283—484. 





BVolfsbeluftigungen. 101 


In Rotenburg war das Spiel mit Karten und Würfeln in den 
Häufern verboten und nur in der Spielhütte oder auf offenem 
Markt erlaubt, dafelbft aber natürlich beauffichtiget ⸗2). Auch in 
Eßlingen Hatte man einen eigenen Spielplag, welchen bie Stabt 
verpachtete. Der Spielplabmeifter Hatte die Aufficht über die Spiele 
und die unerlaubten Spiele zu rügen. Unerlaubt waren aber alle 
Spiele, auch die im Schach, im Brett und mit den Karten, wenn 
fie höher als um einen Pfenning geipielt wurden 52). Eben jo hat 
es in München bis zum Jahre 1433 einen eigenen Spielplat ge: 
geben. In biefem Jahre wurden aber alle Spiele mit Würfeln, 
mit Karten und mit Kugeln (das Kegelichieben) um Geld verboten, 
und das Breti- und Kartenfpiel nur noch zur Kurzweil erlaubt 5%). 
Mm Landshut waren auch das Häufeln und das Riemſtechen 
und alle beirügerifchen Spiele verboten 65). In Straßburg, wo 
bie beiden Gelbfpiele Königreich und Kolben (mwahrfcheinlich 
Hazardipiele) in allen Etuben und Wirtbshäufern verbreitet und 
für die Familien ehr verberblih waren, wurben zwar die Spiele 
*felbft nicht verboten, den Wirthen und Gaſthaltern jedoch bei Strafe 
verboten, den Spielenden etwas zu Eſſen oder zu Trinken zu geben. 
(„denen bie folich kunigreich, Tolben ober gefelichafft vfftreiben, 
„weber effen oder trinden geben jollen”) 6e). Zumal aber in Ulm 
waren fehr viele Epiele im Gebraud, die ung zum Theil ganz un: 
bekannt find, 3. B. das Münzeln, Sinnen, Ratten, Meſſerlen, 
Bupapen, Echoldern, Kegeln, das Spielen im Brett oder das Brett- 
fpiel, das Spielen mit Karten, mit Würfeln u. a. m. Sie wur: 
den bei der überhandnehmenden Spielfucht öfters verboten, öfters 
aber auch wieder erlaubt und fobanı nur die Spiele um Gelb 
verboten. Das Schachzabel oder Schachzagel fcheint jedoch immer 
erlaubt geblieben zu fein). Das Schachſpiel, vielleicht auch 
das ihm nachgebildete Kartenfpiel 5%), ftammt aus dem Orient. 
52) Benſen, p. 808. 
58) Pfaff, p. 165 u. 166. 

54) Urk. von 1488 in Mon, Boic. 85, II, p. 806 bis 808 u. 311. vergl. 

Mäunchnet Stadtrecht 6. 148, 848, 845 u. 506. 

55) Stadtr. von 1279 8. 19 bei Gaupp, I, 154. 

56) Ratheordnung von 1587 bei Heik, Zunftweien, p. 170. 

57) Jäger, Ulm, p. 588 bis 544. 

58) Hũlliuann, I, 881, IV, 258. 
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Daher wird der Koͤnig Schach und das Spiel ſelbſt Schachſpiel, 
oder Schachzabel, Sch achzagel oder Scahzabel genannt von 
Zabel, db. h. Tafel oder Brett, auf dem geſpielt warb 8%), weshalb 
benn das Spiel auh Schachtafelſpiel genannt worden ift ). 
Davon verjchteden, aber ebenfalls jehr verbreitet, war das Wurf: 
zabel, ein ÜBrettipiel mit Würfeln !) und das Schafzagel 
Shafzatgel oder Schafzal, weldhes ein Mühlenfpiel war 2). 


Deffentlihe Anftalten für das Spielen hat e8 nur in wenigen 
Städten gegeben. Dahin gehört unter Anderen die Spielhütte 
in Motenburg. Sie ftand unter dem Platzmeiſter. Und nur in 
feiner Gegenwart durfte mit Würfeln und Karten geipielt wer: 
ben 3), Auch in Eplingen ftand der Spielplag unter einigen 
Spielplatmeiftern, welhe aufs Spielen getreulic warten follten, . 
damit Niemand etwas Ungleiches gejchehe mit Würfeln oder An- 
berem. Und die Spielplagmeilterei wurde jährlich verpachtet 9). 
In München ftand der Spiel: oder Scholderplag unter ben 
vier Richtersknechten und unter dem Züchtiger oder Scharfrichter, - 
und der Ertrag des Spieles war ihr Gehalt (war ihnen „zu 
„ſolde“). Im Jahre 1433 machte aber der Stabtrath die Herzoge 
Ernſt und Wilhelm auf das große Unheil aufmerfjam, welches 
durch diefe „Spil Scholdrei vnd folich püberei” zu entftehen pflege, 
und erwirkte von ihnen die Abichaffung des Nechtes einen Spiel: 
plaß in der Stadt zu halten, und daß dem Züchtiger und jenen 
Knechten eine regelmäßige Beloldung bejtimmt wurde. („und bas 
„die Nichters knechte, auch die Zuchtiger mit ainem ſold fürjehen 


— — — 


59) Codex Falckenstein. an. 1180 in Mon. Boic. VII, 502 Flefantei 
Japides — ad Scahzabel pertinentes. Urf. von 1433 in Mon. Boic. 
85, 11, 808. — „den Sachzagel“ —. Schmeller, III, 315 u. IV, 2186. 

60) Limburger Chron. p. 58. 

61) Url. von 18382 — „weder Wurfzabel noch dhain ander Spil umb 
„&elt" — Codex Falckenstein. an. 1180 — Elefantei lapides tam 
ad Wurfzabel — pertinentes in Mon. Boic. VII, 288 u. 502. vergl. 
Schmeller, IV, 152 u. 215. 

62) Schmeller, III, 884. Gemeiner, II, 801. 

68) Benfen, p. 808. 

64) Pfaff, p- 166. 
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„werden“) 65). Eben folhe Spielpläße waren offenbar auch bie 
Spielbäufer, welcher öfters erwähnt wird. Und ein eben folches 
Spielhaus war denn auch die jogenannte Spielbant in Frank: 
furt a. M. Es ift demnach nicht richtig, wenn man in Frankfurt 
glaubt, daß Feine andere Stadt im Mittelalter cine ähnliche An- 
ftalt gehabt habe. Das Spiel, welches auch in Frankfurt ein 
MWürfelipiel war, führte von dem Haufe, in welchem gejpielt wer⸗ 
den durfte, den Namen des „Speles uff dem Heiflenftein.” Das 
Haus wurde gemiethet und das Spiel an Frankfurter Bürger ver: 
pachtet. Späterhin (im Jahre 1896) übernahm der Stabtrath felbft 
den Betrieb jener Anftalt. Er ließ das Spiel auf dem Heiflenftein 
durch die ftäbtifchen Nechenmeifter beftellen und leiten. In den Jah⸗ 
ren 1409 und 1410 ließ jedoch der Stabtrath ein eigenes Haus 
für diefes Epiel bauen. Und das nette Spielbaus erhielt num ben 
Namen des neuen Heiffenftein. Anfangs follte nur zur Meß- 
zeit gejpielt werden, fpäterbin auch noch jo oft ein Reichs⸗ oder 
Fürſtentag in Frankfurt gehalten wurde. Aber ſchon im Jahre 1432 
wurde bie Anftalt ganz abgeſchafft oder, wie es heißt, „ber Heiffen- 
„ein abgethan” 6e). 
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$. 425. 


Der freie Verkehr hat aber nicht bloß zur Spielfucht, er Bat 
auch zur Meppigfeit und zur Wolluft, 3. B. in Bremen fchon im 
11. Jahrhundert zu den zügellofeften Ausjchweifungen geführt 
($. 107). Um nun die ehrbaren Frauen und Töchter vor Mip- 
bandlungen zu bewahren, mußten vie Stadträthe öffentliche Dirnen 
und Frauenhäufer dulden, in vielen Städten fogar felbjt ſolche An- 
ftalten errichten. Man war jedoch allenthalben beftrebt fie möglichſt 
unſchädlich zu machen. | 

Die dÖffentlihen Dirnen nannte man insgemein gemeine 
Jrauen, mulieres communes!), gemeine offenbare 


65) Urf. von 1483 in Mon. Boic. 35, II, 806, 807 u. 811. vergl. 
Schmeller, I, 840, III, 354, 1V, 247. 
66) Kriegk, Bürgerzwifte p. 345353. Derjelbe, Bürgerthum, p 423. 
1) Wiener Stabtr. von 1278 bei Lambacher, Il, 152. 
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Weiber (de gemeinen openbahren wiver), 3. B. in Braunſchweig?), 
gemeine Töchter oder gemeine Töchterlein, z. B. in 
Nürnberg und München ?*), fodann freie Krauen, freie Töch⸗ 
ter oder Freitöchter z. B. in Nörblingen?b), fahrende 
Frauen oder fahrende Töchter, 3. 2. in Bafel?) und fah: 
rende Fräulein (varende freulin) 3. 3. in Augsburg ®), 
wandernde Frauen („wanderne wiff“) 5), öffentlihe Bübinnen 
(apentlihe Bofynnen) z. B. in Otterndorf®), Frauenhäuſerin-⸗ 
nen, wenn fie fih in einem Frauenhauſe aufbielten, 3. B. in 
Nürnberg”), Hupfherinnen oder Hubslerinnen, d. h. Eour- 
tifauen, z. B. in Nugsburg ®), anderwärts au Buhlerinnen®), 
und üppige Frauen!) und unehrlihde Weiber!) Ihre 
Anzahl war in allen größeren Etäbten ſehr greß, und zur Seit 
ber Mefle oder wenn ein Reichstag viele vornehme Herren ver: 
jammelte, jo kamen zu ben einheimifchen auch noch viele fremte 
Dirnen hinzu. So in Frankfurt a. M. zur Zeit jeter Meſſe 12), 
und zu dem im “jahre 1894 daſelbſt gehaltenen Neichstage ſtrömten 
ihrer 800 herbei 12), Am zahlreichiten fanden fie fih aber auf dem 
Concil zu Baſel ein. 

Um nun biefe feilen Dirnen möglichſt unſchaͤdlich zu machen, 
ward ihnen faft allenthalben vorgejchrieben, ſich jo wenig ala mög: 


2) Ordinarius senatus Brunw. von 1408, c. 91. 
2a) Nürnberg. Rathsordn. von 1470 bei Siebenfees, IV, 597 u. 600. 
Oberbairifh. Archiv, XIII, 27 u. 28. 
2b) Frauenhausordnung von 1472 bei Reynitzſch, über Trubten, Anlage. 
p. 29—81. 
8) Rathsordn. von 1384 bei Ochs, II, 451 u. 452. 
4) Stadtr. bei Freyberg, p. 47. | 
5) Solar. Rechtsichreiben bei Bruns, Beiträge zum Deutſch. R. p. 289. 
6) Stabdtr. bei Pufendorf, Il, 184. 
7) Siebentees, IV, 587 u. 588. 
8) Stadtrecht 8. 859 bei Wald und bei Freyberg, p. 115. vergl. Schmel: 
ler, II, 142. 
9) Lerſner, II, 1. p. 685 u. 687. 
10) O8, V, 177. 
11) NReichspoligei Orbnung von 1580, art. 20. 
12) Xerfner, II, 1. p. 680. 
18) Lerſner, I, 1. p. 827. — „item 800 Huren, bie biefer Herren Höfen 
„gejolget ſeynd.“ 
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lich auf den Straßen zu zeigen, 3. B. in Nürnberg, Frankfurt 
u. a. m.!%) In Onolzbach follten fie im gemeinen Haus und 
nirgends anders eflen trinten und fchlafen und wenn fie das Eſſen 
und Trinken nah Haus trugen, auf der Straße nicht fchreten, 
fingen, flucdhen over fchwören, damit niemand geärgert werbe '6). 
Deffentlihe Aufzüge zu machen oder paarweile durch die Straßen 
zu ziehen, wie fie e8 im Sabre 1554 in Nürnberg verfucht hatten, 
war daher um jo weniger erlaubt !e). Und fo oft fie fih auf ber 
Straße zeigten, um in die Kirche oder anderswohin zu geben, 
jollten fie in einer eigenen Tracht, in ganz kurzen Mänteln, in 
Schleiern u. |. w. erjcheinen, 3. B. in Baſel 17), in Nürnberg !®), 
in Frankfurt 1%), in Berlin?) u. a. m. In Mainz durften die 
fahrenden Fräulein Feine Gürtel und Teine Schleier tragen 21). In 
Meran durften die gemeinen Fräulein („gemeine fröumwele*) feine 
Frauenmäntel und Leine Kurfen, Leine Federn und fein Silber: 
geſchmeide („filbergefmide”) tragen und auch nicht zum Tanz an 
Drte gehen, wo Bürgı.innen und andere ehrbare Frauen waren 22). 
Und in Lübeck wurde im Sabre 1530 genau beftimmt, welcher 
Schmud und weldhe Kleidung den ofen Frauen verboten fein- 
jollte 22). Ganz unbegreiflich ift e8 demnach, daß man ihnen nichts 
deſto weniger geftattete bei öffentlichen Gaftmahlen und Tänzen zu 
ericheinen, 3. B. in Nürnberg bei den Tänzen auf bem Rathhaufe, 
insbefondere auch im 15. Sahrhundert und fogar noch im 16. bei 
den Hochzeiten und Tänzen der Patricier 2%), und in Frankfurt bei 
ben öffentlihen Mahlzeiten, bei den fogenannten Hiricheflen, bei 
welchen fie Blumenfträuße überreichen und ihren Antheil an. dem 


14) Eiebentees, IV, 589 u. 591. Lerſner, UI, 1. p. 684. 
15) Gebot von 1581 bei Reynitzſch, p. 88. 

16) Siebenkees, IV, 592. 

17) O8, V, 177. 

18) Siebentees, IV, 589 f. 

19) Leriner, II, 1. p. 6886. 

20) Zibicin, II, 298. 

21) Bodmann, II, 675-—76. 

22) Stabtreht aus 14. sec. $. 18 bei Haupt, Zeitfchrift, VI, 425. 
28) Sad, p. 148. 

24) Siebenfees, IV, 586 u. 587. 
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Efien holen durften, eine Sitte oder Unfitte, weldhe erft im Sabre 
1529 abgeihafft worden ift 2°). In Mien mußten fie fogar ben 
feierlichen Einzügen des Kaifers beimohnen, ihm entgegen ziehen 
. und Blumenfträuße überreihen und vertbeilen. Auch jollten ihre 
Wohnungen bei der Durchreife hoher Herrichaften zum Empfang 
bereit fein. Und bei allen Öffentlichen Feitlichkeiten, bei den jähr- 
lichen Wettrennen wie bei den bachantiſchen Tänzen der Handwerks⸗ 
gefellen fpielten die blumenbekränzten freien Töchter die Hauptrolle. 
Zur Ehrung der hohen Herrichaften wurben fie öfters ſogar pracht⸗ 
voll, ſelbſt in Sammet, auf ftädtifche Koften gekleidet. Und erft in 
ven Sahren 1524 bis 1534 haben fi dieſe alten Vorrechte ber 
freien Töchter nach und nad) verloren oder find auch durch die 
Regierung felbft abgeichafft worden 2®). 

In faft allen Städten nöthigte man jedoch die öffentlichen 
trauen in Frauenbhäufern beifammen zu wohnen, und man verlegte 
biefe in entlegene Theile der Stadt, z B. in Frankfurt 27), und in 
Nürnberg 2%). Anderwärts wurden fie nur in den Vorſtädten ge- 
buldet, 3. B. in Bafel 2%), Wien u. a. m. Aber auch in den Bor: 
ftäbten wurde ihnen öfters eine beitimmte entlegene Gegend für ihr 
Unweſen angewiefen, 3. B. in Nürnberg ?%). In Speier follte 
ber Stadtrath nach einem Beichluß der kaiſerlichen Kommiſſion von 
1512, den leichtfertigen Frauen eine oder zwei Straßen zu ihrer 
Unterhaltung anmeifen 21). Es ift jedoch nirgends vollftänpig ge 
lungen, alle feilen Frauen einer Etabt in den öffentlichen Häufern 
zu vereinigen. Neben den Srauenhäuferinnen blieben vielmehr 
allenthalben noch einzeln oder bei anderen Wirthen wohnende 
Frauen in mehr oder weniger großer Anzahl, welde man zum 
Unterſchiede von jenen heimliche Frauen oder auh Bubhlerin- 
nen zu nennen pflegte. In Nürnberg wurden in einer Beſchwerde⸗ 


25) Lerfner, IL, 1. p. 671. Kirchner, I, 594. 

26) Schlager, Wiener Skizzen, p. 360 -868, 364, 865 u. 379. 

27) Lerſner, II, 1. p. 680, 688, 684 u. 687. 

28) Siebenfees, IV, 585 u. 591. 

29) Ochs, III, 609, V, 178. Bafel im 14. Jahrh. p. 116. und oben 
$ 196. 

80) Rathsordn. von 1480 bei Siebenfees, IV, 601 u. 602. 

81) Rau, I, 19. 
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ſchrift an den Stabtratb vom Sahre 1492 über 18 Käufer mit 
ihrem Namen genannt, in welchen ſich jolche, wie man fagte, un: 
bere&htigte Dirnen in mehr oder weniger großen Anzahl auf: 
„bielten 22). In Bafel, wo zur Zeit des Conciliums über 700, nad) 
Anderen fogar über 1500 Frauen in den Frauenhäujern befchäf- 
tiget waren, befanden fich noch fo viele heimliche Frauen, daß man 
fie nit alle zählen fonnte, fie nicht einmal alle zu zählen, ben 
Muth hatte 22). Da nun die Frauenhäujerinnen ihr Gelchäft ges 
werbsmäßig, zuweilen fogar zunftmäßig betrieben ($. 290), und 
für die erhaltene Erlaubnig zur Betreibung dieſes Gewerbes eine 
Abgabe entrichtet werden mußte, fo thaten fie öfters Einipradhe 
gegen vergleichen Gewerbsbeeinträchtigungen, ober gegen jolde Pfu⸗ 
Ihereien und Stümpeleten, wie te jene Eingriffe in ihr Ge- 
werbe nannten. In Frankfurt verlangten fie im Jahre 1456, 
daß biefen nicht zünftigen heimlichen Frauen und Buhlerinnen in 
hibirt werden jolle, „dieweil fie ihnen grojen Eintrag thäten.” Und 
im Sahre 1505 wurde bafelbft geklagt, „bie offenbahrlichen Frauen 
„Lönten ſich vor denen heimlichen nicht mehr erneßren* 29). In 
Nürnberg beichwerten fich im Jahre 1492 die armen Töchter, wie 
fie ih nannten, bei dem Rath, daß auch andere Wirthe Frauen 
halten, „die bey Nacht auf der Gaſſen gehen und Ehe⸗ und andere 
„Männer beherbergen,” und bie es „viel gröber halten als fie in 
„dem gemeinen Tochterhauſs.“ Sie bitten, „ſolches um Gottes 
„und der Gerechtigkeit willen nicht länger zu geftatten.“ Denn, 
wenn e8 jo fortgehe, „müsten fie Hunger und Kummer leiven“ 3%). 
Auch in Eßlingen Magten bie Yrauenwirthe über bie vielen beim: 
lihen Frauen, welde für fi) das Gewerbe trieben und beren es 
faft in allen Gaſſen einige gebe. Es fei ihnen deßwegen nicht 
mehr möglich, ſich ehrlich zu ernähren und ihre Abgaben zu zah- 


32) Beſchwerdeſchrift ber Töchter im Frauenhaus von 1492 bei Reynitzſch, 
p. 3335. 

33) Ulrich Reichenthal und Eberhard Daher in ihrer Beſchreibung jenes 
Eoncils bei Siebenfees, IV, 578 u. 579. 

84) Lerſner, II, 1. p. 683 u. 689. 

85) Supplif von 1492 bei Malblank, Geſch. def peinl. Gerichtsordn. p. 50 

- —52. Beſchwerdeſchrift von 1492 bei Reynitſch, Truhten, Anlage. p. 98 

— 36. 
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Ien 32%). Und in Nürnberg machten dic Frauenhänſerinnen jogar 
mehrmals Gebrauch von dem jeder Zunft zuftehenden Nechte der 
Selbfthilfe. Sie ftürmten nämlich in den Jahren 1505 unb 
1588 die Häufer diefer Pfufcherinnen und machten jo diejen Stüm⸗ 
peleten jelbjt ein Ende. Im Jahre 1505 gefchah biefes mit Er- 
laubniß des Rathes, im Sabre 1538 aber auch ohne jene Erlaub- 
nid. Auch wurde im Sabre 1543 ein abermaliger Sturm nur 
dadurch verhindert, daß ihnen der Stabtrath verfprach ſelbſt ein: 
reiten zu wollen 27). 

In jehr vielen Stäbten wurden fogar von ben Stabträthen 
jelbft oder auch von ben Landesherrn ſolche Frauenhäufer errichtet, 
theil8 um größerem Schaden und größerem Uebel vorzubeugen und 
zuborzulommen, wie e8 in einer Eingabe ber Ehlinger Frauen- 
wirthe und in der nörblinger Frauenhausordnung von 1472 
heißt 3%). Auch in München wurbe ein Srauenhaus für bie „ge 
„meinen Dochterlein” errichtet, „das barburch uil übels an frawen 
„vnd jundfrewen vnderſtanden (verhütet) werde” 3%). Eben jo er: 
richtete der Stabtrath von Lübeck im Jahre 1442 ein ſolches Haus 
pro utilitate civitatis et causa reipublice *%). Theils aber auch 
bloß um aus bem Laſter Nuben zu ziehen und die ftäbtifchen Ein- 
fünfte zu vermehren. Denn die Vorfteher der Frauenhäuſer muß- 
ten einen nicht unbebeutenden Pachtzins oder eine andere Abgabe 
an die Stabtlafje, oder an gewifle ftäbtifche Beamten entrichten, 
3. 2. in Wien *), in Konſtanz *2), in Preßburg*?) n.a.m. Auch 
ſcheinen bie Frauenhäuſer 3. B. in Konftanz als öffentliche Trink⸗ 
ftuben und Weinhäufer zur gefelligen Unterhaltung *%), anverwärtd 
3. B. in Wien bie ftäptiichen Nathsfeller für Zufammenkünfte mit 


86) Pfaff, p. 167. 

87) Siebentees, IV, 587 u. 588. vergl. oben $. 282. 

38) Pfaff, p- 167. Not. Reynitſch, p. 29. 

39) Urt. von 1488 in Mon. Boic. 85, II, p. 811. 

40) Url. von 1442 bei Pauli, Lüb. Zuflände, p. 200. 

41) Schlager, p. 374 ff. u. 888 ff. 

42) Beitanbbrief von 1418 bei Schlager, p. 894. 

48) Mehrere Rechnungen von 1445, 1447 u. 1450 bei Schlager, p. 400 
u. 401. 

44) Brief von 1418 bei Schlager, p. 394. 
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den freien Töchtern benutzt worden und dadurch jelbft offene Frauen⸗ 
bäufer geworden zu jein, weshalb in Konftanz ben Vorſtehern der 
Frauenhäuſer das Weinichenfen und in Wien den freien Töchtern 
ver Beſuch der Rathskeller verboten und ihnen nur noch vor dem 
Haufe zu fiten erlaubt worden ift #8). 

Die Frauenhäufer waren daher öffentlihe unter öffent: 
lichem Schuge ftehende Anitalten, und bie Vorſteher jener 
Häufer von dem Stadtrath ernannte und auf ihr Amt be: 
eidigte ftädtifhe Beamte. So war es in Frankfurt 4%), in 
Um ®), in Ehlingen #%),, in Bafel*%), in Nördlingen 5%), in Kon⸗ 
ftanz 51), in Preßburg 52), in Nürnberg S?), in Regensburg S%), in 
Münden 8), in Magdeburg, wo das Trauenhaus im Jahre 1466 
gleihfam zum Hohn des Erzbifchofs in der Nähe des Biſchofs⸗ 
bofes errichtet worden ift ®%), und in Mainz, wo der Erzbifchof 
felbft die Gebühren, welche für die Erlaubniß zum Betrieb jenes 
fchönen Gewerbes entrichtet werden mußten, in Anſpruch nahm 
und ſich daher im Sabre 1442 beichwerte, daß ihm die Stadt Ein- 
trag thue „an den gemeinen rauen vnd töchtern,” und „an ber 
„Bulerey“ 9). In Wien waren jogar zwei Frauenhäuſer landes: 
hberrlihe Lehen. Und auch in Würzburg Hatten die Grafen 
von Henneberg das Frauenhaus von dem Hochſtifte zu Lehen 69). 

Die Borfteher diefer öffentlichen Häufer nannte man insge— 


45) Urf. von 1403 bei Schlager, p. 354, 855 u. 391. 

46) Lerſner, II, 1. p. 680. 

47) Der Frawen wirt aid und Orbnung bei Jäger, Magazin, II, 206 
219. Jäger, Um, p. 546 fi. 

48) Pfaff, p. 167. 

49) Bajel im 14. Jahrh. p. 116. 

50) Frauenhausordnung von 1472 bei Reynigich, p. 29 u. 32. 

51) Brief von 1413 bei Schlager, Wiener Skizzen, p. 393 u. 394. 

52) Urk. von 1445, 1447 und 1450 bei Schlager, p. 400 u. 401. 

63) Giebentees, IV, 586 u. 689. 

54) Gemeiner, II, 89. 

55) Ur. von 1433 in Mon. Boic. 85, II, p. 311. Frauenwirths Ordnung 
von 1563 in Oberbair. Archiv, XIII, 26 ff. 

66) Chron. Magd. bei Meibom, II, 866. 

657) Wil. von 1422 bei Senckenberg, meditationes juris, p. 488. 

68) Schlager, p. 357359, 395— 398. Reynitzſch, p. 270 u. 271. 
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„halten“) und fogar felbft Befichtigungen vornehmen, was boch, 
wie ein Frauenwirth in einer Befchwerbefchrift vom Jahr 1531 
meinte, feinem Dann zuftehe, fid) vielmehr nur für Frauen und 
Hebammen jchicle »o). In den Reichsſtädten ftanden bie unzüch: 
tigen rauen unter dem Schube des Reichs Erbmarſchalls von 
Pappenbeim. Und für biefen Schuß mußten fie ihm bis zum Jahre 
1614 ein Echußgeld entrichten *!). In Bafel hatte während des 
Conciliums der Herzog von Sachſen in feiner Eigenſchaft als 
Reichsmarſchall die Aufficht über die Frauenhäuſer und über die 
öffentlichen Frauen. Cr ließ die Frauenhäufer unterjuchen und 
fand darin über 700 Frauen und zu feinem großen Erſtaunen 
außerdem noch weit mehr heimliche Frauen 82), In Wien dagegen, 
und wahrjcheinlich auch in anderen Hof und Reſidenzſtädten ſtan⸗ 
den jene Häufer und jene Frauen unter dem landesherrlichen Hof: 
marſchall. An Wien ftanden nämlid, die freien Töchter nicht unter 
dem Echarfrichter, fondern unter einem eigenen Frauenrichter und 
in lebter Inſtanz unter dem Hofmarihall. Der Hofmarjchall Hatte 
den Frauenrichter und auch die Vorfteherin des Frauenhauſes, die 
Trauenmeilterin, zu ernennen und bie in dem Frauenhauſe entjtan- 
denen Streitigfeiten in letter Anftanz zu entjcheiden.. Der Frauen- 
richter, der die unter den Bewohnerinnen eines folchen Haujes ent⸗ 
ftandenen Streitigfeiten in erſter Inſtanz zu enticheiden hatte, war 
demnach jelbft ein Hofbeamter. Er gehörte, wie eine Urkunde von 
1476 fagt, „mit der Oberkait (d. h. mit der Gerichtsbarkeit) gen 
„Hof vnd in vnſer Hofmarfchalih ambt”, und wurde auch vom 
Hofe befoldet. Er bezog jedoch außerdem auch noch ein ſehr beveu- 
tendes Einfommen aus den Erträgnifien des Frauenhaufes, welches 
in einer Urkunde von 1548 auf jährlid mehr als 500 Pfund 
tarıt worden it. Auch der Hofmarſchall erhielt als oberfter 
Schirmherr des Frauenhauſes aus den Erträgniffen befjelben einen 
Bogthaber und für das Einfeben einer Frauenmeliterin, für das 
„Wirthinſetzen“, gewille Taren. Seitdem unter Ferdinand I 
bie Frauenhaͤuſer abgejchafft worden waren, ſeitdem verſchwanden 
natürlich auch die Frauenrichter und die fehr bedeutenden Bezüge 


80) Jäger, Magazin, II, 207209, 214 u. 217 f. 
81) Siebenlees, IV, 583. Vergleih von 1614 bei Lehmann, p. 955. 
82) Siebentees, IV, 578 u. 879. 
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aus den Erträgnifien jener Hffentlihen Häufer 2). In Baireuth 
ftanden die Frauenhäufer unter dem Schuße des Stadtvogtes und 
mußten ihm dafür einen jährlihen Schutghaber, den fogenann- 
ten Hurenbaber liefern. Und auch nachdem bie Frauenhäauſer 
abgeihafft‘ worden waren, fuhren die Stabtwögte nody bis ins 18. 
Jahrhundert fort, fich jenen Hurenhaber unter -allerlei Borwänden 
entrichten zu laſſen ®%). Selbft die mit dem Heere herumziehenden 
gemeinen Frauen pflegten unter einem Schirmvogte zu ſtehen, 3. 2. 
die 800 Frauen, weldye im Jahre 1298 dem Heere des Katjers 
Albrecht folgten, ftanden unter einem eigenen Amtmann, welcher 
fie zu ſchützen und dafür eine gewiſſe Abgabe zu beziehen hatte 88). 

Die öffentlihen Frauen wurden demnach geſchützt und ge- 
ſchirmt, und fie hatten ſogar jehr große Freiheiten. Die Frauen- 
häufer waren nämlich befriebete Häufer, und ftanben als ſolche 
unter einem ganz bejonderen Schu 8%). Dafür hatte man aber 
auch ganz bejonders harte Strafen für diefe Frauen. In Augs⸗ 
burg follte ihnen die Naſe aus dem Kopf gejchnitten werben, wenn 
fie fih an den heiligen Tagen fehen ließen ®). Und in Bafel ließ 
der Rath im Jahre 1486 drei fahrende Frauen, welche in Manns⸗ 
Heibern in die Klöfter gegangen waren, in einem Käfig (Käfiy) 
zur Schau ausftellen 8%). Uebrigens follten nicht bloß die äffent: 
lichen rauen, ſondern insbejondere auch die in einem Frauenhaufe 
gefundenen Eheleute und Priefter ftreng geftraft, 3. B. in Nörb: 
lingen in einem Narrenhaus untergebradt 89), in Soloturn aber 
und in Wien in hohe Selb: und Gefängnißitrafen verurtheilt wer: 
den. In Wien wurde im Jahre 1548 der Betrag ber jährlich 


88) Urf. von 1422, 1485, 1441, 1476, 1482, 1488 u. 1548 bei Schlager, 
p. 880, 882, 884-8387, 897, 899, 400, 401 u. 404. vergl. Meine Ge: 
ſchichte der Fronhöfe, IL, 848. 

84) Reynitid, p- 275. 

85) lofener, p. 48. „In dem here worent ouch wohl 800 frouwen, do 
„iegelich alle wochen 1 D. gab eim ambahtman, ber daruber geſetzet 
„was, daz er ſii beſchirmen ſolte for gewalte.“ vergl. Konigehoven, 
p. 122. 

86) Jäger, Ulm, p. 552 u. 558. 

87) Gtadtredt, $. 859 bei Walch. 

88) Os, V, 177. 

89) Frauenhausordnung von 1472 bei Reynitzſch, p. 82. 

v. Maurer, Stäbteverfafjung. IIL 
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von den in ben Frauenhäuſern ergriffenen Ehemännern erhobenen 
Seldftrafen auf die damals fehr bedeutende Summe von mehr als 
500 Pfund tarirt 9%. In Augsburg endlich ließ der Stadtrath 
auch einmal, e8 war im Jahre 1499, vier lafterhafte geiftliche Her- 
ven, gegen welche ber Bifchof nicht einfchreiten wollte, am Händen 
und Füßen gebunden in einen am Perlachthurm aufgehängten böl- 
zernen Käfig jeben, ſechs Tage lang bis zum Tod bungern und 
jodann am Galgenberge einjcharren 9°). 

Auch an die Rettung ber gefallenen Mädchen warb jhon 
in den Städten gedacht. Nach Tanoniihem Recht war es bekannt: 
ih ein Werk der Liebe, öffentliche in Frauenhäufern befindliche 
Frauen zu beirathen 9). Und auch in den Stäbten hatte dieſe 
Lehre der Kirche Eingang gefunden. In Halle machte im 15. 
Jahrhundert ein Bürger eine Stiftung für „fromme Gelellen, die 
„in der Liebe Gottes verurfacht würden, eine arme Sünberin aus 
„dem gemeinen Haufe zur Ehe zu nehmen“ 92) In Münden 
verheiratbete der Herzog Albert V felbjt, als er die Frauenhäufer 
aufhob, die Einen und ftenerte fie aus, während jteben Andere ine 
Klofter gingen %). Und in Magdeburg war jogar, bei den in 
den Sahren 1279 und 1387 veranjtalteten Nitterfpielen und Schü- 
genfeften, der Preis für ben Sieger ein folches Mädchen 9). Aber 
auch eigentliche Rettungshäufer kommen jchon vor. In Speier 
errichtete bereits im Sabre 1802 ein reicher Bürger eine folde 
. Anftalt, in welcher er öffentliche Frauen aufnahm, ernährte und 
kleidete *%). Daſſelbe und noch weit mehr that ein Scholar von 
Kolmar im Sahre 1303. Er errichtete nicht bloß in Kolmar, fon: 
bern auch in mehreren anderen Stäbten ſolche Rettungshäufer, in 
welchen er 10 bis 20 öffentliche Mädchen aufnahm und verwahrte 
(claudebat), Meidete und ernährte, und mit milden Beiträgen bie 


90) Soloturner Rathsverordnung von 1532. Wiener Urfunden von 1548 
bei Schlager, Wiener Skizzen, p. 889, 390, 404 u. 405. 

91) Gassari annales ad 1499 bei Mencken, I, 1548. 

92) c. 20 X, de sponsalibus et matrimoniis (IV, 1). 

98) Treyhaupt, Beichreibung bes Saalfreyjes, im Auszuge von Stiebrig, 
I, 835. Urk. von 1515 bei Dreyhaupt, Beſchr. des Saalkreiſes, I, 948. 

94) Oberbair. Archiv, XIU, 25 u. 28. 

95) Rathmann, II, 148—145, 486 u. 437. 

96) Annales Colmar. ad 1802 bei Boehmer, font. IL, 41. 
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Koften beftritt (per mendicationem necessaria ministravit) 9). 
Auch in Straßburg wurde im Jahre 1309 eine foldhe Anftalt für 
reuige Sünderinnen (sorores de penitentia) von dem Biſchef 
außerhalb der Stadt errichtet ®). Chen jo wurde in Wien im 
Sabre 1384 ein Haus der Büßerinnen geftiftet zur Aufnahme von 
gefallenen Mädchen aus bem Frauenhaufe ®%). Alle diefe Anftakten 
waren jedoch und blieben auch nur einzelne und vereinzelte Er⸗ 
Scheinungen. Auch waren die meiften bloße Privatanftalten. Und 
fie gingen jedenfalls nicht von den Etadträthen aus. 

Erit die Reformation bradte auch in biefer Beziehung 
allgemeine und dauernde Hilfe. Die Meformatoren und die ihnen 
nadheifernden Geiftlichen drangen nämlich allenthalben auf Abichaf: 
fung dieſer ärgerlichen Trauenhäufer. Und nah und nad drang 
auch ihr euereifer, wenn auch nur langfam, allerrwärts durch. 
Der Abſchaffung biefer traurigen Weberrefte einer ſittlich und reik- 
giös verwahrlosten Zeit ftellten ſich nämlich große Schwierigkeiten 
entgegen. In Bafel, fagt Wurfteifen in jeiner Basler Chronik, 
„Seßte fich der gemeine Dann dagegen und meinte fogar, man 
„tönne feine fromme Frau oder Tochter behalten, wenn man fie 
abfchaffe” 10%. In Nürnberg wurde ihre Abſchaffung von ben 
zwei vornehmften Konfulenten wiberrathen, „weil fich nicht ein 
„jeder an den Himmel halten koͤnne, und durch die Abſchaffung 
„ehrliche Töchter in Gefahr gefeßt werden möchten." Der Rath 
fchaffte aber dennoch das gemeine Frauenhaus im Sabre 1562 
ab 19), An Ulm wurde das gemeine Haus im Jahre 1537 abges 
ſchafft. Allein ſchon im Fahre 1551 trugen die Einunger fel6ft bei 
ben Rath darauf an, daß es, um größeres Unweſen zu verhäten, 
gut fein möchte, wenn der Rath ſelbſt wieber ein gemein Haus 
mit leichtfertigen Weibern aufrichtete 102), Auch in Nugsburg be: 
dauerte man c8 ſchon im Jahre 1562, daß das Frauenhaus abges 


97) Annales Colmar. ad 1808 bei Boehmer, p. 49. 
98) Urk. von 1809 bei Schoepflin, Il, 89. 

99). Schlager, Wiener Skizzen, p. 370. 

100) Pfaff, p- 167 Note. 

101) Eiebenfees, IV, 595—596. 

102) Jäger, Ulm, p. 556 u. 567. 
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ſchafft worden fei!%). Nichts deſto weniger wurben doch bie 
Srauenhäufer nun, feit dem 16. Jahrhundert, allentbalben abges 
Schafft, in Konftanz im Jahre 1519 10%), in Onolzbach im Sahre 
1544 105), in Wien im Jahre 1539 100), in Nördlingen im Jahre 
1536 197), in Sranffurt a. M. im Jahre 1545 108), insbejondere 
auch Hier in München im Jahre 1597 10%), Als Privatanftalten 
famen jene Häufer zwar ſehr bald wieder zum Vorſchein. Allein 
als öffentliche ftädtifche Anftalten waren ſie nun glüdlicher Weiſe 
für immer dahin. 


Geſundheitspflege. 
8. 426. 


. Auch die Gefundheitspflege warb frühe ſchon in den Stäbten 
zur ftäbtiichen Angelegenheit, und daher unter öffentliche Aufficht 
geitellt. Bon den Kranken- und Stechenhäujern und von ihrer 
Verwaltung ift bereits die Nebe gewejen. Außerdem wurben aber 
auch noch andere Anordnungen getroffen, insbefondere zur Ver⸗ 
hütung von Krankheiten und zur Verhinderung ihrer Verbreitung. 
So erjchienen z. B. in Eßlingen Verordnungen über bie Reinigung 
ber Kleider und Betten der Peſtkranken !), in Ulm Berorbnungen 
über das Begraben der Toden bei herrichenden Seuchen ?), in 
Nürnberg ſchon im 14. Jahrhundert das Verbot die Toben in ben 
Kirchen und Klöjtern zu begraben ?), während in Ulm u. a. m. 
jenes Verbot erjt jeit der Reformation batirt 4. Auch wurden in 
Nürnberg von Zeit zu Zeit jogenannte Siehenfhaue und 
Sonderſiechenſchaue angeorbnet, bet welchen die Kranken von 


108) Eiebentees, IV, 594. 
104) Schlager, Wiener Skizzen, p. 898. 
105) Reynitzſch, p- 89. 
106) Schlager, Wiener Skizzen, p. 865 u. 887. 
107) Reynitzſch, p. 278. 
108) Lerſner, II, 1. p. 694, 
109) Oberbair. Archiv, XIIL, 28. 
1) Pfaff, p. 242. | 
2) Jäger, Ulm, p. 489. 
8) Siebenfees, I, 207. 
4) Yüger, Ulm, p. 460. 
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den Aerzten und Hebammen befichtiget werben mußten ®). Eben 
fo erjchienen allenthalben Verorbnungen gegen das Verfälſchen ver 
Lebensmittel, insbefondere auch gegen Weinverfälihungen, und über 
den Verkauf verfälichter Lebensmittel, von falſchem Safran u. 
dergl. m.%. Ganz bejonders wichtig für die Geſundheitspflege 
war aber die Sorge rär gelehrte Aerzte, für Hebammen und Ape⸗ 
theker. 

Die auf den hohen Schulen gebildeten Aerzte, bie ſogenann 


ten Buchärzte oder gelehrten Aerzte ($. 291), müßten ſich 


zwar, ehe fie den Doctorgrab erhielten, einer afademifchen Prüfımg 
unterwerfen. Da jeboch diefe Prüfungen eine Duelle des Einkom⸗ 
mens für die Profefloren und öfters nicht mit ber nöthigen Ge- 
vwifienhaftigleit vorgenommen worden waren, jo wurden zur Prü- 
fung ihrer Tüchtigkeit frühe fchon weitere Prüfungen von Seiten 
der Stabträthe angeorbnet 7). Und fpäter wurden auch noch eigene 
Stabtärzte, Hebammen und Apotheler angeftellt und von ber Stadt 
befoldet. In Bafel geſchah dieſes ſchon im 14. Jahrhundert. Die 
eıften Aerzte waren bajelbft Juden. Der erfte im Jahre 1371 
angeftellte Artat erhielt 23 Pfund, fein Nachfolger im Jahre 1378 
aber nur 18 Pfund. Ein anderer Arbat erhielt im Jahre 1379 
bereits 50 Gulden. Neben diejen Aerzten kommen tim 14. Jeihr⸗ 
hundert auch gelehrte Frauen, fogenannte Artatinen, vor, welche 
fih auch mit Zauberei abgaben®),. In der Mitte des 15. Jahr⸗ 
hundert erhielt der Stadtarzt einen Gehalt von 20 Gulden und 
bazu noch zwei Gulden Hauszins 9). Auch in Frankfurt a.’ M. 
findet .man feit dem 14. Sahrhundert Juden als beſoldete Stadt⸗ 
ärzte. Im Sahre 1388 erhbiell der jüdliche Stadtarzt 20 Gulden 
Beiolbung und im Jahre 1394 ber jübtiche Stabtwundarzt („der 
„rede wondarzt“) 18 Gulden 10). Auch findet man bafelbft’ü- 
binnen, welche bie Heiltunde ausübten 11). Beſoldete Stabtärzte 


5) Siebentees, II, 662 ff. 

6) Gemeiner, I, 462 unb oben $. 4085. 

7) Hüllmann, IV, 45 fi. 

8) Bafel im 14. Yabrhundert, p. 79 u. 80. Ochs, IT, 448. 

9) Ode, III, 568, 

10) Leriner, 1, 2 p. 59. Kriegt, Burgerzwifie, p. 449 u. 667. 
11) Kirchner, L, 459. Kriegk, p. 558. Kriegk, Bürgerthum, p. 2 u. 46. 
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hatte Frankfurt feit dem 14. Jahrhundert 12), von ber Stadt auge⸗ 
ſtellte Hebammen aber erſt ſeit dem 15. Jahrhundert 12). Und 
die Stadtärzte und Stadtapotheker erhielten auch in Frankfurt jo 
genannte Dienfibriefe, in welchen ihre Nechte und Pflichten enthal- 
ten waren 19). In Negensburg gab es im 14. Jahrhundert zwar 
ſchon „Werzte und Nerztinnen, Kriſten und Juden, bie fich für 
„Aerzt ausgaben, und nicht Aerzte waren.” Beſoldete Stabtärzte 
und Wundärzte gab es aber erſt feit dem Anfang bes 15. Jahr: 
hunderts. Seit dem Jahre 1825 hatte man jedoch ſchon eine Apo⸗ 
thefe und ſeit dem Sabre 1397 and) eine Apothelerorbnung, nad 
welcher die Apotheler unter ber Aufficht ber Aerzte geftanden ba- 
ben 1). In Um findet man fchon feit dem 144. Jahrhundert 
mehrere Apotheker, aber erft feit dem 15. Jahrhundert von ber 
Stadt augeftellte, vereibete und beſoldete Aerzte, Apotheler und 
Hebammen. Die Aerzte wurben meiltentheil® auf 10 Jahre, "zus 
weiten aber auch auf 3 oder 6 Jahre oder auch ſchon auf Lebens⸗ 
zeit angeftellt. In ihren Beftallungsbriefen waren ihre Rechte und 
Verbindlichkeiten ganz genau angegeben. Sie hatten eine Aufſicht 
über die Apotheker und Hebammen. Und dieſe waren, an ihre An⸗ 
weiſungen und Unterweiſungen gebunden. Auch die Apotheker er⸗ 
hielten Beſtallungsbrieſe, in welchen ihre Rechte und Verbindlich⸗ 
feiten verzeichnet waren. Sie hatten viele Freiheiten uud, wiewohl 
fie unter dem Stadtarzt ftanden, eine ſehr felbitändige Stellung. 
Auch mußten die Aerzte ihre Arzneien bei ben geichwornen Apo⸗ 
ihelern nehmen. Denn eigene Apothelen durften fie nicht haben. 
Die Aerzte und Hebammen mußten die ihnen zugeichieten Kranken 
und Gonkerfiechen, von Zeit zu Zeit auch die öffentlichen Frauen 
in den Frauenhäuſern unterfuchen und befichtigen 9. In Auge 
burg geb es ſchon im 13. Jahrhundert Aerzte und Apothefer, allein 
von. der Etabt angeftchte und befoldete Aerzte, Wundärzte und 
Hebammen erft feit dem 16. Jahrhundert. Auch ftanden feit dieſer 


12) Kriegk, Bürgertbum, p. 8 ji. 

18) Kriegk, Bürgerthum, p. 18 ff. u. 62 ff. 

14) Kriegt, Bürgerthum, p. 8 fj., 58 ff. u. 67. 

15) Gemeiner, II, 104, 886 u. 887. Zirngibl, in hiftoriſch. Abhl. ber 
Bair. Mad. der Will. IV, 291-298. 

16) Jäger, Ulm, p. 442 fi, 452 ff. u. 457. üger, Magazin, II, 208. 
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Zeit die Apotheken unter ben Aerzten und wurden von Zeit zu 
Zeit von ihnen befichtiget 17). In Ehlingen kommen ſchon jeit bem 
13. Jahrhundert Aerzte und feit dem 14. Apotheler vor, bejol- 
bete Stadtärzte bagegen erſt feit 1413, und gefchworne Hebammen 
fett dem 15. Jahrhundert, bejoldete Stabtwunbärzte umb Apo⸗ 
theker aber erft feit dem Anfang bes 16.19). In München Toms 
nen feit dem Sabre 1412 beiolvete Aerzte und jeit 1420 auch bes 
foldete Hebammen und Bader vor 1%. In Reutlingen findet man 
feit dem 14. Jahrhundert Aerzte, beſoldete Aerzte aber und 
Stadiphyfiet und beioldete Apothefer und eraminirte Hebammen 
erſt feit dem 16. 29%). In Nürnberg kommen erft fett dem 16. Jahr⸗ 
hundert geſchworne Apotheker vor 21), Ein Stabtarzt war aber 
bajelbft bereits im Jahre 1877 mit einem Gehalte von 50 Gulden 
angeſtellt 22). Und feit dem 16. Jahrhundert findet man daſelbſt 
bejoldete gelehrte Aerzte und gefchworne Hebammen, welche bie 
Kranken und Sonderfiehen von Zeit zu Zeit zu unterfuchen und 
zu bejichtigen hatten 22). Herumziehende nicht bewährte Aerzte 
durften bafelbft ohne Erlaubniß des Nathes die Heilkunde nicht 
ausüben („daß außerhalb bewährter Doctoren Niemand in Leib: 
„artznei curiren oder practiciren fol”). Auch jollte „Niemand 
„einich Recept oder Syrup geben“, als bie geſchwornen Apothefer. 
Die Apotheker jollten die Kräuter nicht theurer, al® um ben Markt: 
preis, verlaufen. Und die Aerzte follten eine möglichtt gleiche Be: 
lohnung erhalten, und zwei Rathöherren darüber wachen 2%). In 
Heibelberg gab es jchon ſeit dem 15. Jahrhundert Apotheler („ap: 
„tecker“) und Wurzelkrämer („worczkremer und worczler") 25) und 
in Lübeck jedenfalis feit dem 16. Jahrhundert Rathsapothecken 
(„bed erbarem Rades apotecken“). Manche Waaren follten nur in 


17) Zäger, Augeburg, p. 155. von Stetten, Geſch. I, 268 u. 272. - 

18) Pfaff, p. 288, 289 u. 241. 

19) Batriſche Annalen von 1888, p. 852. 

20) Gayler, IL, 616 u. 617. 

21) Giebentees, III, 808 ff. 

232) Hegel, Shron. ber Fränk. Städte, I, 258. 

28) G©iebentees, II, 412, 418, 662-672, III, 289 u. 240. 

34) Rathsordnung von 15560 im Anzeiger für Kunde ber Vorzeit. Januar 
1865 Nr. 1. p. 21. 

25) Apotbelerorbnung von 1471 bei Mone, II, 276 u. 278. 
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biefen Apothefen unb Gifte auch in den Nathsapothefen nur in 
Gegenwart von zwei angejellenen Leuten verkauft werben 2%). Und 
in Hamburg gründete man im 15. Jahrhundert jogar fchon eine 
Bibliothek für den Stabtarzt 27). 

An manchen Städten findet man auch noch physici, entweber 
allein, in welchem Tale darunter offenbar Aerzte zu verſtehen 
find 2°), oder auch noch neben den Apothefern und Xerzten 29), 
und dann tft es nicht Mar, wie fie fih von einander unterjchieben. 
Manche halten die Phyſiker für Pharmaceuten. Allein dann wären 
fie dafielbe, was die Apotheker geweien find, von denen fie doch 
unterſchieden werden. Ich Halte daher die Phyfifer für eine Unter- 
art der Aerzte, die fih von den Doctoren in berfelben Weife un 
terichtevden, wie bie alten Vollsärzte oder Wunbdärzte von den ger 
lehrten Aerzten ($. 291) und wie heute noch in England der Phy⸗ 
fifer (the physician) von dem gelehrten Arzt (the doctor) unter: 
Ichieden wird. 

Endlich findet man in manchen Städten auch ſchon eigene 
Thierärzte, in Ulm feit dem Jahre 1388 und in Frankfurt feit 
1491 bejoldete Pferdeärzte, während es bis dahin die Huf: 
Schmiede waren, welche bie kranken Pferde zu heilen hatten 20), _ 

Die Sorge für die Geſundheit führte auch frühe fchon zur 
Errichtung von Badhäuſern und Badftuben. Man findet fie 
in mehr ober weniger großer Anzahl fchon jeit dem 13. und 14. 
Jahrhundert in allen alten Etäbten. Ein Beweiß, daß damals 
mehr gebadet worben tft, als es heutiges Tages zu geſchehen pflegt. 
Vielleicht war e8 auch in früheren Zeiten, ber anſteckenden Kran: 
heiten wegen, bie man nicht zu heilen und nicht zu verhindern 
wußte, ein größeres Bedürfniß. Auch die armen Leute und bie 
gewöhnlichen Arbeitsleute pflegten zu baden. Man nannte daher 


26) Verordnung von 1580 bei Wehrmann, Lüb. Zunftrollen, p. 291294. 

37) Lappenberg, Programm zur britten Secularfeier, p. BB. 

28) Urf. von 1265 bei Seibertz, II, 1. p. 415. Henschel, v. physicus. 
V, 240. 

29) Testamentum Asini bei Henschel, V, 240. Fel apothecariis, 
stercus meum medicis, urinam quoque physicis. vergl, Geis 
bertz, Rechtsgeſch. von Weſtfalen, III, 754 Rote. 

80) Kriegk, Bürgerthum, p. 15. 
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die Geſchenke, welche man den Arbeitsleuten zu machen pflegte, 
und die wir heut zu Tage Trinkgelder nennen, damals Badegel⸗ 
der oder Badelohn, z. B. in Ulm, Regensburg, München, 
Frankfurt u. a. m, 2). Und in Frankfurt ſollte der Schultheiß, 
wenn er zur Mehzeit von ben Jägern bes Vogtes von Münzen: 
berg einen gefangenen Hirſch zum Geſchenk erhielt, die Jäger, 
welche ihm den Hirſch in feierlichen Aufzuge durch die Stadt bla⸗ 
ſend brachten, zur Belohnung ftatt des Badegeldes jelbjt ins Bad 
führen („der fall ſye Bu babe furen“) 22). Sole Babeanitalten 
findet man ſchon jeit dem 13. und 14. Sahrhundert in Weblar 39, 
in Bafel 3%),. in Speier 25), in Regensburg ?%), auch in den Städten 
ber Mark Brandenburg 7) und in Schlefien 3%),in Heilbronn u.a. m. ꝰt), 
in. Sranffurt a. M. zwei Babeftuben, die rothe Babftube und die 
weiße 99), jehr viele in Ulm *), in Mühlbaufen 4 Babftuben la), 
in Eßlingen ſechs Badſtuben #2), und in Lübeck hatte bereits jeit 
dem Enbe bes 13. Jahrhunderts jede Straße ihre eigene Babeftube, 
weldhe nach ber Straße stupa Sti Egidii, stupa in fossa pisca- 
torum, stupa canum ı. ſ. w. benannt worden ift 4%). Meiſten⸗ 
theils gehörten dieſe Babftuben der Stadt, dfterd aber auch einzel- 
nen Bürgern ober Klöftern, und fie wurben ſodann an bie Baber 
verpachtet oder auch als Erblehen verliehen ). Denn bie Baber 


81) Jäger, Um, p. 498. Gemeiner, II, 143. Bairiſche Annalen vom 
Mai 1883, p. 414. Battonn, II, 192. 

82) Grimm, 1, 502. 

88) Zwei Urkunden von 1267 bei Guden, V, 47 u. 49 ein aestuarium. 
- vergl. Ulmenjtein, 1, 580 u. 531. u | 

84) Bajel im 14. Jahrh. p. 81 u. 82. 

85) Zeuß, Speier, p. 19. 

86) Bemeiner, I, 544. 

37) Zimmermann, I, 180 u. 181. 

88) T. u. Stengel, p. 185. 

89) Done, II, 264. 

40) Battonn, II, 180—192. Lerfner, II, 218. 

41) Jager, Ulm, p. 497—499. 

41a) Altenburg, Beſchreibung von Mühlhaufen, p. 261. 

42) Pfaff, p. 240. 

48) Pauli, Lüb. Zuftände, p. 42. 

44) Jäger, Ulm, p. 49. Pfaff, p. 240. vergl. oben $. 291. 
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hatten, wie wir geſehen, bie Bäder zu beſorgen und nebenbei auch 
noch die Badgäfte zu fchröpfen umd zu barbieren. Mit ven Babern 
ftanden auch die Babftuben unter ber Aufficht des Stabtraths. 
Daher waren dfters die Babtage, z. B. in Nürnberg, umb 
allenthalben das Babgeld von bem Stabtrath beftinmt, z. B. in 
Rürmberg %), in Ulm 9%, in Ehlingen 47) u. a, m. 

Die reihen Gefchlechter beſaßen meiftentheils ihre eigenen 
Badftuben, 5 B. in Ulm *%), Aber auch für die Armen war in 
vielen Städten geforgt. Man nannte bie Armenbäber insgemein 
Seelbäder. Em foldes Seebad bat in Regensburg für bie 
Armen zu St. Lazarus beitanden #9) und in Ulm für die in ben 
Seel⸗ und Stechenhänfern befinrlichen Kranken. Eben bafelbft hab 
ten auch die gemeinen Frauen eine befondere Babftube %). In den 
meiften Städten befaßen auch tie Juden eigene Babhäufer und 
Badftuben, 3. B. in Augsburg %), in Speier 92), in Frankfurt a. IR. ®?), 
in Mainz u. a. m. In Mainz war mit dem Judenbad and eine 
Sudenherberge „bie Herberg im Kaltenbad“ verbunden 5*). 

Dieſe Yadanftalten entſprachen jeboch nicht bloß einem da⸗ 
‚mals. beftehenden Bedürfniſſe. Sie waren zu gleicher Zeit auch 
Gegenſtand des Lurus. Denn es gehörte zu den Erforderniſſen 
einer ſtattlichen Hochzeit und eines glücklich üAberftandenen Kind: 
bettes, daß die beiden Brautleute und die Wöcherinnen feierlich ins 
Bad begleitet werben mußten, wofelbft ſodann tüchtig geſchmaust 
nnd getanzt zu werben pflegte, weshalb denn ber dabei entfaltete 
Aufwand fpäter, wie wir gejehen, geſetzlich beichränft worden ift. 
Auch andere Feſtlichkeiten, zumal bie Faftnachtsluftbarkeiten endigten 
öfters mit einem Gang ins Bad. So gingen z.B. in Frankfurt a. M. 








45) Giebentees, III, 248-250. 

46) Jäger, Ulm, p. 499. 

47) Biaff, p. 240. 

48) Jäger, p. 49. 

49) Gemeiner, IL, 154. 

50) Jager, p. 499. 

51) von Stetten, L 81. 

52) Zeuß, p. 19. 

58) Kriegk, Bürgerzwifte, p. 444, 445, 447 Rote. — estuarium judeorum. 
54) Schaab, Geſch. der Juden in Mainz, p. 134, 185 u. 145. 
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die alten Geſchlechter im Jahre 1466, nachdem ſie in ihrer Stube 
geipeist hatten, ins Bad zur weißen Babftubes6). Auch die Hand⸗ 
werlögejellen hatten ihre gejelligen Badetage und fie hielten öfters 
feierliche Badegänge (6. 284). Da jedoch aud die fahrenden 
rauen fi in jenen Badeanſtalten einznfinten pflegten, fo kamen 
fie jeit dem 15. Jahrhundert bie und da in Berruf und. ſodann im 
Verfall. Berüchtigt in diefer Beziehung war  ®. bie Bapftube 
von St. Leonhard in Bajel 5%), 


Kriegsweien. 
6. 427. 


Auch das Kriegsmweien gehörte zu den ſtädtiſchen Angelegen⸗ 
heiten. Der Kriegsdienft der Etabtbürger, auch bie Verbindlichteit 
die Stadt zu vertheidigen gehörte zwar uripränglic zu dem Koͤ⸗ 
nigedient, war demnach fein Gemeinvebienit, vielmehr ein dffents 
licher Dienft. Die Umgebung bes Ortes mis Mauern und anderen 
Feitungswerten hat jedoch frühe ſchon die Kriegsrienftpfikhtigleit 
der Bürger zu einer Härgerpflicht und zu einer Gemeindeangelegen⸗ 
beit gemacht (6. 128, 135 u. 890). Seber Bürger mußte fich auf 
eigene Rechnung bewaffnen und verköftigen. Wenn jeboch die 
Auslagen zu groß waren, fleuerte auch die Stadtgemeinde zu ber 
Ausräftung bei ($. 131—133). Und wenn ber Auszug dev jtäbti- 
ſchen Maunſchaſt weiter ging oder länger dauerte, als die Bürger- 
ſchaft umfonft zu dienen brauchte, fo ging ſodann ber weitere Dienjt 
auf Rechnung der Stadtgemeinde oder der Landeshesrichaft, welche 
ben weiteren oder längeren Dienf in Anipruch nahm. Und ipäter 
erhielt die ausgezogene Mannſchaft auch noch einen regelmäßigen 
Cold aus der Stadtkaſſe oder ans der Junittafie ($. 129 u. 184). 
Die Stadtkammerrechnung von Münden vom Jahre 1437 enthält 
die Ausgabe „für die Nayfer, unſere Bürger und Gefellen, zu ray⸗ 
„ien an den Lech an bie Laudwehre, ba der vow Deitingen abge: 
„iagt hat“ 2). Demn die weiteren Auszüge der ftäbtiichen Mans 


55) Leriner, II, 218. 

66) Baſel im 14. Jahrhundert p. 82. 

I) Bairiſche Annalen vom Mai 1838, p. 414. vergl. wach die Rechnung 
von 1412 u. a. m. eod. p. 438, 419 u. 448. 
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Schaft gingen auf Koſten ber Stabt. Jeder Bürger war berechtiget 
feine Hinterfaffen und Dienftleute zu bewaffnen. Eben fo bie 
Stadt ihre Hinterfaflen, alfo auch die Zünfte. Daher wurden bie 
Zünfte ſchon vor ihrem Siege über die Gefchlechter Friegerifche Ab- 
theilungen und fic blieben es meiftentheil® auch nachher ($. 281). 
Sede Zunft rückte unter ihrem Zunftmeifter aus. Eben fo aud 
bie Gefchlechterzüänfte in jenen Stäbten, in welden fie eine eigene 
Zunft bildeten. In jenen Städten bagegen, in welchen bie es 
chlechter zwar Feine eigene Zunft, aber doch eine eigene Abthellung 
bildeten, ftanden fie unter bem ‚unmittelbaren Kommando bes 
Bürgermeifters oder des von biefem gejeßten Hauptmanns, 3. B. 
in Ulm 2). Die Zünfte dienten meiftentheil® zu Fuß und die Ge- 
ichlechter zu Pferd. Man nannte daher die Gejchlechter öfters 
auch Konftabler ober Eonftofler. Die Conftofler zu Straßburg 
waren wieber in acht Abtheilungen, in acht jogenannte Conftofel, 
getheilt. An der Spige jeder Eonftofel jtand ein Konftofelmeifter, 
ber für die Eonftofel dafjelbe war, was der Zunftmeifter für feine 


. Zunit ($. 131). Die Eonftofelmeifter wurden auch, da fie bie 


Hauptleute ber Reiterei waren, Hauptleute der Reitenden („ber 
„Ritenden Houptlut”) genannt 2). In Baſel beitand bie Meiterei 
aus den Gefchlechterftuben und aus den zwei eriten Zünften, näm- 
lich aus der Zunft der Kaufleute und der Hausgenofien *). Die 
übrigen Zünfte bildeten das Fußvolk. Wie anderwärts, fo bildete 
auch in Baſel jede Zunft eine eigene Abtheilung, deren Hauptmann 
ber Zunftmeifter war. Das gejammte Fußvollk war aber wieber 
in vier Scharen abgetheilt. Jeder Schar war ein Ritter und 
ein Achtmann vorgeſetzt, welche bie Weifer genannt worden 
find. Die erfte Schar beitand aus ben Krämern, Schmieden, 
Mebgern, Schiffleuten und Fiſchern; die zweite Schar aus ben 
Gerbern, Schuhmachern, Brodbäckern und Werbern; bie dritte 
Schar aus ben Schneidern, Neyern ober Kürichnern, Gärtnern, 
Scherern, Mahlern und Sattlern; und bie vierte Schar aus ben 
Weinleuten, Zimmerleuten, Maurern, Srautüchern und Nebleuten®). 


2) Jäger, Ulm, p. 424. 

8) Alte Ordnung bei Wender, von Glevenburgern, p. 51 u, 52. 
4) Ods, II,.892, V,.96. 

5) Ode, II, 894. 
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Sn Zeiten ber Noth, 3. B. im Jahre 1425, jollten aber in Baſel 
außer den Sefchlechtern auch noch die namhaften Bürger Roßdienſte 
leiften, jeder der 2000 fl. im Vermögen batte ein Pferd, und wer 
3000 fi. oder mehr beſaß außer dem Pferb auch noch einen Diener 
fielen 9). Auch in Bern und in Freiburg in der Schweiz war bie 
Bürgerſchaft in vier Banner eingetheilt und an der Spige eines 
jeden Banners ftand ein VBenner?) In Lucern fanden zwei 
Bannerberren an der Spige der mehreren und ber minberen 
Stadt, unter einem jeden von ihnen no ein Schüßenvenner, 
und neben ihnen noch ein eigener Stadtvenner®), Auch in 
Coesfeld war die Bürgerichaft zur Vertheibigung der Stabt in 
Rotten eingetheilt, von denen eine jede ihren eigenen Befehlshaber 
hatte). In manchen Städten ftanden auch die vereinigten Zünfte 
wieder unter einem eigenen Hauptmann, 3. 2. in Ulm und in 
Straßburg ($. 281), Dann ftanden die Gejchlechter entweder un⸗ 
mittelbar unter dem Bürgermeifter oder unter einem von ihm ge⸗ 
jeßten Hauptmann, 3.8. in Ulm !0), oder wie in Straßburg unter 
einem Hauptmann ber Reitenden. Es bildeten demnach die Ge: 
ichlechter und die vereinigten Zünfte zwei abgefonberte Korps, bie 
Geſchlechter die Reiterei unter einem eigenen General ber Kavallerie 
und die Zünfte die Infanterie unter einem eigenen General ber 
Infanterie. In Wien zogen im Sahre 1405 bei dem allgemeinen 
"Aufgebote gegen die Ungarn jämmtliche Bürger und Hanbwerler: 
‚ zehen in fieben Abtheilungen unter fieben Hauptleuten aus 11). 
Der militärtihen Einheit wegen ſtanden aber jämmtliche Abthei- 
lungen wieder unter einem oberften Hauptmann, meiltentheils 
unter dem Bürgermetfter jelbft, 3. 38. in Wien. Daher wurde 
ber Bürgermeifter von Wien im Jahre 1452 „Oberjter Haupt: 
„mann der Stat Roffvolth und Fueßvolkh“ genannt 12). 
Oder jene Abtheilungen ftanden unter einem von bem Bürger: 


6) Ode, II, 181. 

N Simler, eidgenofl. Regiment, p. 514 u. 51B. 
8) Simler, p. 516. 

9) Sdleland, p. 58. 

10) Zäger, p. 424. 

11) Schlager, p. 28—81. ° 

12) Schlager, p. 26. 
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meifter gefeßten Stadthauptmann, 3. 3. in Ulm, Frankfurt 
u. a. m. ($. 135), und in Straßburg unter bein Ammeifter ober 
unter dem von ihm gelegten Hauptmann 2), und in Solothurn 
unter dem Venner 14). Die Oberften Sauptleute hatten die Stabt- 
fahne oder das Stabtbanner bei fich, wenn fie ins Feld zogen, 3.2. 
in Etraßburg 4). Urfprünglich haben fie wohl au das Stadt⸗ 
banner felbft vorangetragen. Daher nannte man fie öfters, wie 
wir gefehen, au Bannerherren, Fähnriche ober Venner. 
Graf Albert von Habsburg war Stadthauptmann in Straßburg 
(dux militiae et vector vexilli civitatis Argentinensis) !*). Und 
auch fein Sohn Mubolf von Habsburg war, ehe er Kaiſer wurbe, 
ber Stadt Straßburg Hauptmann und als folcher „ein leiter vnd 
„venre ber ftette zu Etrosburg oder capitaneus et vexilla- 
„rius civitatis Argentinensis“ 17). Und die oberften Hauptleute 
ber gegen einander Tämpfenden Heere nannte man „oberfte 
„benve” 18) 

Neben der bewaffneten Bürgerfchaft ftanden die von der Stadt 
bezahlten und unterhaltenen Soldtruppen ($. 184), welche feit 
dem 17. und 18. Jahrhundert auch in den Städten in ftehenbe 
Heere übergegangen find. Die Dienftpflichtigkeit der Bürger dauerte 
zwar in vielen Städten nach wie vor neben ben Soldtruppen, auch 
nachdem fie ftehend geworben waren, wenigftens der Theorie nad 
noch fort, 3. B. in Rotenburg, Magdeburg u. a. m. 10). In Neu: 
ſtadt Eberswalde bildeten bie Bürger noch bis ins 18. Sahrhunderf 
‚eine Schüßengilde. Daher mußten die neu aufgenommenen Bär 
ger bis zum Sabre 1713 mit Dber- und Untergewehr auf dem 
Rathhauſe ericheinen, ih in bie Schübencompagnie oder Staptmiltz 
aufnehmen laflen und in dem Bürgereide angeloben, daß fie ihren 
vorgefeßten Ober: und Unterofficiers treu und gehorfam fein woll- 


13) Alte Ordnung bei Wender, von Glevenburgern, p. 49, 50 u. 53. 

14) Simler, p. 515. 

15) Alte Ordnung bei Wender, p. 51. — „bem Houptman ber baffelbe 
„Venlin (das Statt Venlin) hat.“ vergl. noch p. 58: 

16) Schreiber, Geſch von Freiburg, II, 48° 

17) Königshoven ed. Schilter, p. 118. 

18) Königshoven, p. 121. 

19) Benfen, p. 889. und oben 8. 134. 
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ten 20). Sn der Wirklichkeit begann nun aber bie Wehrhaftigkeit 
ber Bürger gewaltig zu finten, zum größten Nachtheile ber Bürger 
jelbft und ihrer Freiheit und Selbftändigleit (6. 390). Am Ende 
des 16. Jahrhunderts hatten in der Mark Brandenburg nicht nur 
die armen Leute feine Waffen mehr, jondern aus Nachläffigfeit 
auch viele wohlhabende Bürger. In Neufalzwedel hatten von 277 
waffenfähigen Bürgern nur noch 90 Waffen, in Tangermünde von 
222 nur 80, und in Seehaufen von 230 nur 99 2°). Und feit dem 
18. Jahrhundert war bie Buͤrgerwehr allenthalben ohne allen 
Werth. Sie warb nur noch bei Kirchen⸗ und anderen Paraben 
aufgeboten. Und in vielen Städten warb fie ſogar Gegenftanb 
des Spotte. 

Auch Waffenvorräthe wurden in ven Stäbten auf ftädtifche 
Koften angelegt, zumal für das jchwere Geſchütz und für die Mu⸗ 
nitton, und Marftälle zur Unterhaltung der Räbtiichen Pferde 
($. 133). Eben jo gehörten auch bie Waffenäbungen zu ben 
Angelegenheiten der Stadt. Bel ihnen war zwar gleich anfangs, 
wie wir gejehen, ber Scherz mit dem Ernft verbunden, zulebt ward 
aber der Scherz zur Hauptſache, während er uriprünglich bloß 
Nebenjache war. Daher find auch in den Städten die Turniere 
der Gefchlechter und die Waffenübungen des Fußvolkes in wahre 
Ritterfpiele, Fechterſpiele und Schübenfefte ausgeartet 
($. 137). Daß die Städte zum Zweck des Heerdienftes und zur 
Bewahung der Stadt in Quartiere oder Stadtviertel einge: 
theilt und jedem DBiertel ein Hauptmann oder ein Venner, öfters 
auch einem Stadtviertel mehrere Hauptleute vorgeſetzt worden find, 
haben wir gleichfalls jchon gefehen ($. 136 u. 218). 

Der Dienft der bewaffneten Buͤrgerſchaft ftand urfprünglich 
unter den Beamten der öffentlihen Gewalt, mit einziger Ausnahme 
des Wachebienftes und bes dazu gehörigen Dienftes zur Aufrecht- 
haltung ber inneren Ordnung und des Stabtfriedens, welcher von 
je her eine Pflicht der Markgenoſſen, aljo eine ſtadtmarkgenoſſen⸗ 
Ichaftlihe oder Gemeinde Angelegenheit war ($. 386, 389 u. 390). 
Der eigentliche Heerbienft dagegen, der Reichöheerdienft eben ſowohl 


20) Fiſchbach, Gtädtebeihr. der Mark Brandenb. I, 107 f. 
21) Zimmermann, I, 821. 
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wie der landesherrliche Heerdienſt, war urſprünglich kein Gemeinde⸗ 
dienſt, vielmehr, wie wir geſehen, ein Koͤnigsdienſt. Er ſtand daher 
in ben Reichsſtäͤdten unter dem Reichsvogt und in den Landſtädten 
unter dem Iandesherrlichen Beamten der Stadt. Da jeboch frühe 
ſchon die Neichsftädte mit der Reichsvogtei auch den Heerbann er- 
worben und auch bie emporftrebenden Landftäbte ihrem Landes⸗ 
herrn und dem lanbesherrlichen Herrn den Zutritt verfagt hatten, 
jo wurde auch ber Heerbienft frühe ſchon ein Gemeindedienft. Und 
ihon feit dem 14. Jahrhundert haben fobann bie meiften Städte 
ihr ftäbtifches Heerweſen durch eigene Waffenordnungen geordnet 
($. 128 u. 135). Die Deutihen Könige und Reichsfüriten waren 
zwar nach wie vor berechtiget auch von den Städten den alten 
Königsdienft zu begehren. Allein man gehorchte nicht mehr ihren 
Befehlen. Ste mußten vielmehr darum bitten. Daher ſchrieb im 
Sabre 1410 der bereits im Felde liegende Herzog Wilhelm von 
Balern an den Stabtrath von Münden, „Wir bitten euch ernit- 
„Ach, daß ihr das Viertheil zu München unverzüglich herein heißt 
„ziehen“ u. |. w. 22). In demfelben Sabre bath der Herzog, man 
möge ihm doch einige Zentner Pulver ſchicken 22). Und in ben 
Sahren 1420, 1421 und 1422 zog das gereifige Voll von Mün- 
hen erft dann aus, nachdem vorher die Bürgerfchaft verfammelt 
und der Auszug von ihr berathen und beichloffen worden war *). 
Sa fogar die vorausgezogene Mannſchaft berathichlagte Ifters noch 
im Felde felbft, ob fie den Anordnungen des Herzogs Folge leiſten 
wolle oder nit. Und im Sabre 1410 warb von bem gereifigen 
Volke von München mehrmals beichloffen, die von dem Herzog er: 
haltenen Weifungen nicht zu befolgen 26). Ebenfo erwieberte im 


22) Urt. von 1410 in Bairifchen Annalen vom Mai 1838, p. 488. 

23) Schreiben bes Herzogs von 1410 in Bair. Annalen vom October 1838, 
p. 875. „Barum fo bitten wir euch mit gantem Fleiße, daß ihr uns 
„euere Pulver vier ober fünf Zentuer leihet” —. 

24) Bair. Annalen vom Mai 1888, p. 489, 440 u. 442. 

25) Echreiben des Hauptmanns Barth an ben Stabtratb von 1410 in 
Bairiſch. Annalen vom Mai 1833, p. 439. „Da wir mit unfern Here 
„ren kamen vor Freundéberg, ba hätte er gern geſehen, daß wir ihm 
„ben geraifigen Zeug geliehen hätten mit anderen Bolt bie Feſte Fried⸗ 
berg zu fpeifen. Das braten wir an unfer Volt, bie ſpra— 
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Jahre 1404 die Bürgerſchaft von Magdeburg ihrem Landesherrn 
auf die Aufforderung mit ihm gegen ſeine Feinde zu ziehen, „er 
„habe der Stadt von der Fehde oder dem Kriege mit dieſen Herren 
„bisher noch nichts kund gethan. Einen jo bedenklichen Krieg 
„bätte er billig nicht ohne Rath und Theilnahme der Stadt an- 
„fangen follen.” Und erſt nad langen Unterhandlungen wurde 
im folgenden Jahre die Stellung von 150 ausgerüjteten Pferden 
bewilliget 2°). Und in Erfurt mußten die Grafen von Gleichen, 
welche dajelbft Erbvögte waren, bereitS im 13. Jahrhundert der 
Etadt verjpredhen, ohne Zuftimmung des Stabtrath8 Teinen Krieg 
anfangen zu wollen 27). 

Die Aufbringung der dem Inhaber ber öffentlichen Gewalt 
zu ſtellenden Mannſchaft und die Ernennung des Anführers wurde 
allenthalben den einzelnen Städten überlafjen. Das ftädtifche Heer 
zog demnad unter Anführung des Bürgermeifters oder Ammeilters 
ober des von ihnen gejegten bürgerlichen Hauptmanns zu dem 
landesherrlichen Heer und zu bem Reichsheer ($. 185 u. 281). 

Die Ueberwachung und Ordnung des ftädtiichen Heerweſens 
hatte der Stadtrath ſelbſt oder eine von ihm ernannte jtädtifche 
Behörde. In Zürich ftand die Aufficht über die Bewaffnung ber 
Bürger und. über das Heerweſen überhaupt direft unter dem Stadt⸗ 
rath 28), Fu Bafel wurde zur Leitung des Kriegsweiens in krie⸗ 
geriichen Zeiten, 3. B. im Jahre 1406 und nachher noch öfter, 
eine aus 9 Perſonen bejtehende Kriegsfommiffion, der Rath 
der Neun ober die Neun genannt, niedergejegt. Diefe Kommiſ⸗ 
fion beftand aus dem Bürgermeilter und Oberjtzunftmeifter, aus 
einem Ritter, zwei Achtbürgern, zwei Rathsherren von den Zünf- 
ten und aus zwei Zunftmeiltern 2%), Das Zeughaus aber und die 





‚hen, fie wollten uns vom Ihm nicht laffen theilen. Man 
„bätte gern darnach mit bem geraifigen Volt von München eine Brüde 
„beiett oberhalb Yreunbsberg, das [hoben wir an das Volk, unb 
„gaben unjern Herren zur Antwort“ u. |. w. 

26) Rathmann, II, 9 u. 10. 

27) Urk. von 1272 bei Mencken, I, 589. nullam werram cum aliquo 
habebimus deinceps in futurum, sine consensu consulum Erfford. 
epeciali. 

28) Nichtebrief, II, 22—24, IV, 42 u. 48. 

29) Ochs, III, 88, 89, V, 26. 

v. Maurer, Stäbteverfaflung. IT. 9 
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Aufſicht über die Waffenvorräthe ſtand früher unter dem Sieb- 
neramt, feit dem Ende des 15. Jahrhunderts aber unter zwei 
fogenannten Zeugherren, welde im Jahre 1494 einen jährlichen 
Gehalt von nicht mehr als einem Gulden bezogen 2%). Eben 
jo wurde in Augsburg zur Leitung des Kriegsweſens in Friegert: 
chen Zeiten, z. B. im Jahre 1536, eine Deputation oder ein 
geheimer Rath niedergeſetzt, beitehend aus vier aus dem Fleinen 
Rath genommenen Natbsherren 31). In Rotenburg bejtand dieſe 
Behörde aus fünf aus dem inneren und äußeren Rath genomme: 
nen jogenannten Kriegsherren?2). Auch in Straßburg nannte 
man im 15. Jahrhundert jenes Collegium die Kriegsherren??). 
Und in Nürnberg beftanden zwei Collegien neben einander, das 
Collegium der drei oberften Hauptleute zur Handhabung 
der Ordnung im Innern, weshalb auch die Viertelmeifter und die 
Gaffenhauptleute unter ihnen ftanden, und das Collegium der 
drei Kriegsherren, von denen Einer der Kriegsoberite 
war, zur Bejorgung der eigentlichen Angelegenheiten des Kriegs 3%). 

Unter dem Stadtrath ftanden übrigens nicht bloß die bewaff— 
neten Mannichaften und was font noch zum ſtädtiſchen Heerweſen 
gehörte, fondern namentlich auch noch die Stadtmauern, die 
Stadtthore, die hölzernen Planken oder Tülle, die Gra— 
ben, Zäune ud Schläge und was fonft noch zu den Feſtungs⸗ 
werfen gehörte. Denn der Stadtrath hatte für ihre Erhaltung zu 
jorgen, ‚die daran verübten Beichädigungen zu beftrafen und über 
biejelben in aller und jeder Beziehung zu verfügen, z. B. in Re: 
gensburg 35), in Bremen 3%), in Coesfeld 37), in München 3%), in 


80) Ode, U, 79, V, 87. 

81) Langenmantel, p. 68. 

82) Benjen, p. 330. 

83) Wender, von Glevenbürgern, p. 49. 

34) Scheurl, epistola von 1516 bei Wagenseil, de civitate Norinberg,, 
p. 195 u. 197. Joannis ab Indagine, p. 812, 815 f. u. 828. vergl. 
oben $. 135. 

85). Gemeiner, I, 541. vergl. oben $. 54. 

86) Rynesberh und Schene, Chron. bei Lappenberg, Geſchichtsquellen des 
Erzfliftes, p. 80. 

87) Urf. von 1803 bei Nieſert, I, 2. p. 484. Göfeland, p. 57 u. 58. 
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Breslau, Brieg, Grottkau, Schweibnig und Natibor 9), in Alt- 
ftedt 20) u. a. m. 

Die Sturmglode gab das Zeichen zur Verfammlung der 
waffenfäbigen Mannſchaft in Baſel ($. 281), in ERlingen ), in 
Negensburg #2), in Rotenburg 12), in Brillon (8. 135), in Led: 
nig #4), in Coesfeld #5), in Wien 2%), in Kempen ($. 129), in Straß: 
burg u. a. m. In Straßburg follten fich die Handwerker urfprüng- 
ih bis ins 15. Jahrhundert, wenn es auf dem Münfter ftürmte, 
mit ihren Bannern vor dem Münfter verfammeln. Da diejes aber 
öfters zu Unordnungen geführt hatte, fo wurde im 15. Jahrhun— 
dert in jedem Kirchfpiel ein VBerfammlungsort für die Mannfchaft 
diefes Kirchipiels beftimmt, an welchem ſodann die Befehle des 
Hauptmanns und des Ammeilters abgewartet werden follten *). 

Um fih von dem Zuſtand der Nüftungen zu überzeugen, 
wurden von Zeit zu Zeit fogenannte Harniſchſchaue, Panzer: 
Ihaue, Waffenfhaue und Mufterungen, in vielen Städ— 
ten fchon feit tem 14. Sahrhundert gehalten, z. B. in Bern #9), in 
Zürid 49), in Etraßburg 59), in Ulm St), in München ®?), in Win- 
terberg in ber alten Graffchaft Spanheim 83), in Baſel u. a. m., 


38) Stadtrecht, art. 868 u. 488 bei Auer, p. 140 u. 184. Die Tülle 
waren offenbar daffelbe, was anberwärts bie hölzernen Planken. vergl. 
Schmeller, I, 442. 

39) Urk. von 1298 6. 12, von 1824 $. 84 und von 1828 s 6 u. 18 bei 
T. u. St. p. 421, 509 u. 520. 

40) Statut 5. 12 bei Wald, VI, 206. 

41) Pfaff, p. 184. 

43) Gemeiner, II, 253. 

43) Benſen, p. 881. 

44) Freiheiten von 1297 $. 29 bei Kindlinger, Sammlung, I, 114. 

45) Göfeland, p. 58. . 

46) Schlager, p. 28. 

47) Alte Ordnung bei Wender, von Glevenbürgern, p. 53 f. 

48) Stettler, Rechtsgeſch. von Bern, p. 79. 

49) Richtebrief, IV, Zuſatz. 

50) Statut von 1850 bei Strobel, II, 299. 

51) Zäger, p. 414. 

62) Bairiſche Annalen vom Mai 1833, p. 414. 

53) Stadtrecht von 1831 bei Wald), VI, 261. 
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und ſeit dem 16. Jahrhundert au in Eplingen 4), in Noten: 
burg 55) u. a. m. In Bafel follte jeder Zunftmeilter die Harnifche 
und Wehren jeiner Zunftangehörigen mujtern, von Zeit zu Zeit 
aber auch noch eine allgemeine Mufterung auf den Zünften 
gehalten werden 59). 


Für den dem Landesherrn ſchuldigen Kriegsdienſt bildete ſich 
im 15. und 16. Jahrhundert in der Markt Brandenburg eine 
ganz eigenthümlihe Einrihtung. Die größeren Städte bilde: 
ten dajelbft für das Kriegsweſen den Mittelpunft für bie Flei- 
neren Städte Gie erhielten ben Namen Hauptftäbte und 
die umberliegenden Eleineren Städte ſchloſſen ſich an fie an, hielten, 
jo oft-e8 nothwendig war, Berfammlungen, welde mar Ge: 
ſpräche nannte 57), in welchen Alles, was zur Vertheidigung des 
Landes und zur Aufbringung der dazu nothwendigen Soften ge- 
hörte, verhandelt und befchloffen zu werden pflegte. In der Mit- 
telmarf entftand biefe Einrichtung bereits im 15. Jahrhundert, 
in ber Altmark aber erft im 16. In der Altmark waren bie 
Hauptitädte, an welche fich die Fleineren Städte anjchloffen, Sten: 
dal und Gardelegen, in der Neumark die Stadt Solbin, und In 
der Mittelmart die Stäbte Brandenburg, ſodann Berlin und 
Köln, im Lande Lebus Frankfurt, in der Ukermark Prenzlau, 
im Lande Ruppin bie Stat Ruppin, in der Priegnitz bie 
Stadt Perleberg u. |. w. An der Spiße der zu einer Hauptftabt 
gehörigen Mannfchaft ftand ein aus der Hauptitaht des Gefprächs 
genommener Hauptmann, weldem öfters auch noch ein Stell: 
vertreter, ein Fähnrich, beigegeben wurde. Und dieſer Haupt: 
mann jtand unter dem unmittelbaren Kommando bes Kurfürften 
jelbjt oder feines Hauptmann 88). 


54) Pfaff, p. 184 u. 136. 
55) Benfen, p. 339. 
56) Ochs, V, 87 f., VI, 149 f. u. 287. 


57) Schreiben Friedrichs II von 1469 bei Lenz, II, 660. — „baß ihr mit 
„den Heineren Stätten zu ewer Geſprech gehorende“ —. 


568) Zimmermann, I, 317—319 u. 328. 
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Wie jede andere Genoſſenſchaft, jo hatte auch die Stadtge⸗ 
meinde das Recht der Selbjtbefteuerung. Denn e8 gehörte 
dieſes Recht zu dem Rechte der Autonomie, welches urfprünglich 
jede Genoſſenſchaft gehabt hat ($. 158). Und die Pflicht ber 
Bürger für die Befeftigung ber Stadt zu forgen und bie Stabt zu 
vertheidigen hat offenbar zu ben erjten ftäbtiichen Steuern geführt. 
Zur Befeftigung der Stabt und zur Unterhaltung der Stabtmauern 
wurben Acciſe, Ungelter und andere Steuern erhoben ($. 30). Und 
bie Vertheidigung der Statt Köln im Jahre 1206 hat daſelbſt zur 
Beſteuerung der Bürger geführt!). Es ging jeboch biefes Recht 
der Selbftbefteueruug nicht weiter als die Genofienichaft ſelbſt 
reichte. Daher durften die Stabtgemeinden urſprünglich, fintemal 
fie Markgemeinden waren, nur die Stabtmarkfgenofjen — bie Bür- 
ger — und bie im Markverbande Tiegenden Länbereien — die 
bürgerlihen Güter und Weichbildgüter beſteuern, alfo birefte 
Steuern nur auf die Bürger und auf bie bürgerlichen Güter 
legen (6. 379). Diejes Recht der Selbitbefteuerung hatten nun 
auch alle alten Städte und e8 wurbe öfters von dem Stabtrath 
namens der Gemeinde, meiftentbeild aber von der Gemeinde felbft 
ausgeübt. So hatte in Freiburg im Breisgau der Stabtrath das 
Recht Einungen zu machen, und daher auch das Recht Steuern 
aufzulegen. Nur follte der Stabtrath zu dem Ende noch weitere 
24 erbare Bürger, aljo einen Ausſchuß aus der Gemeinde, bei- 
ziehen 2). Eben jo war es in Hagenau?). Auch Eßlingen hatte 
bereitö im 14. Jahrhundert das Recht die Bürger zu befteuern, und 
im Jahre 1315 wurden bdafelbjt die Käufer der Bürger wirklich 
befteuert 2). Auch Schwäbilh Hall war im 14. Jahrhundert im 


1) urt. von 1206 bei Pertz, IV, 209. vergl. $. 129 u. 188. 

3) Stadtrecht von 1275 bei Schreiber, I, 1. p. 82. „bie vier vnd zwen⸗ 
"zig die mun ovch.machon reht und einunga, — ba fun ſii 3005 inen 
„nämin ane alle gevärde anbir vier und zweinzig erber burger" —. 

8) Urk- von 1382 bei Schoepflin, II, 145. vergl. oben $. 341. 


4) Pfaff, p. 129. 
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Befite des Nechtes der Selbftbefteuerung ®) und fchon im 13. Jahr⸗ 
hundert die Stadt Straßburg 9), Stendal?!), Köln ſchon im 12. 
Kahrhundert 9), Worms, Nürnberg u. a. m. ($. 158, 343 u. 395), 
insbefondere auch Breslau, wo es jedoch ftreitig war, ob jenes 
Recht von dem Stadtrat) allein ausgeübt werden bürfe, oder ob 
zu dem Ende auch noch die Bürgerichaft und bie Zünfte beigezogen 
werden mußten). In Münden wurde im 14. und 15. Jahr: 
hundert die Erhebung der Vermögensfteuer jedes Jahr von der ges 
jammten Bürgerſchaft von Neuem berathen und beiwilliget. Daher 
war ihr Betrag nicht alle Jahr glei 1%. In Rotenburg wurbe 
die Vermögensfteuer bereits im 14. Jahrhundert nad einem alten 
Herfommen nad dem jedesmaligen Bebürfnifjie ber Gemeinde er: 
boben, im Jahre 1448 aber auf eine beftimmte Abgabe firirt 11). 
In grundherrlichen und gemifchten Stäbten war jedoch, wie 
wir gefchen, die Zuftimmung des Grundherrn oder des Vogtei⸗ 
herrn nothwendig ($. 158). Das Recht ber Selbftbefteuerung warb 
aber auch ihnen nicht bejtritten. Nur follten e8 jene Städte nicht 
ohne die Zuſtimmung des Grundheren ausüben. Eine Zuftimmung 
bes Juhabers der öffentlihen Gewalt war aber bei direkten Eteuern 
nicht nothwendig. Denn alle Arten von Markgenofjenichaften 
durften ihre markgenoffenichaftlichen Angelegenheiten ganz unab: 
hängig von der öffentlichen Gewalt ordnen. Die öffentliche Gewalt 
ſollte fih in die genoſſenſchaftlichen Angelegenheiten gar nicht mi- 
hen. Auch ift in den erwähnten Etadtrechten und Steueranlagen 
von Freiburg, Hagenau, Eßlingen, Schwäbiih Hall, Stendal 
u. a. m. von einer Beiziehung der öffentlichen Gewalt gar feine 


5) Wahlordnung von 1340 bei Königsthal, I, 2. p. 6. 

6) Revers von 1263 $. 8 bei Schilter zu Königshoven, p. 780. vergl. 
oben $. 158. 

7) Urk. von 1285 bei Lenz, I, 129. Quando collecta seu exactio fuerit 
facienda, quicquid consules statuerint. — 

8) Urf. von 1154 in Quellen, I, 543. ad communem civium collectam 
— civiliumn collectarum exactione. Urf. von 1284, eod. I, 589. 
omnes civiles exactiones — vergl. Ennen, Geſch. I, 625, II, 418 — 
420 und oben 8. 57. 

9) T. u. St. p. 268. 

10) Bairiſche Annalen vom September 1888, p. 828 u. 829. 

11) Benfen, p. 308, 811 u. 825. 
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Rede. Diefes gilt jedoch nur bei bireften Steuern. Denn bei 
indirekten Steuern, welchen nicht bloß die Markgenofien — 
die Bürger —, fondern auch die nicht Genofien — die Belfaffen 
und alle anderen in der Stadt wohnenden Leute (die extranei) —, 
unterworfen waren, war auch die Erlaubniß und Zuftimmung bes 
Inhabers der öffentlichen Gewalt nothwenbig, in ben Reichsſtädten 
alfo die Zuftimmung des Katjers und in den Landftäbten jene bes 
Zandesheren. Hierauf bezieht fich das von Friedrich II erlaffene 
Verbot, daß weder. bie Landherrn noch die Städte unter irgend 
einem Vorwande, jelbjt nicht unter dem Vorwande der Anlegung 
von Befeltigungen, die nicht in der Stadt angeſeſſenen Leute und 
Tremden (homines extra positos vel extraneos) mit indireften 
Steuern (telonea vel exactiones instituant, que vulgo ungelt 
dicuntur) belegen jollten 2), Die Erlaubniß des Kaifers war 
demnach nothivendig zur Erhebung eines Stadtzolld in Regens— 
burg 13), in Köln 19), in Biberach, Kaufbeuren, Leutkirchen, Augs- 
burg, Kempten, Pfullendorf u. a. m. 15), zur Erhebung eines Un: 
geltes, Malgeltes und anderer ähnlicher Gefälle in Frankfurt 10), 
und zur Erhebung eines Ungeltes in Goslar 17), in Speier ’9), in 
Weblar 19), in Augsburg 29), in Pfullendorf 27), in Reutlingen 22), 


12) Constit. pacis von 1285 $. 6 bei Pertz, IV, 815. — inhibemus, ne 
domini vel civitates, pretextu faciendarum municionum, vel alia 
quacumque de causa, telonea vel exactiones instituant, que vulgo 
dicuntur ungelt, in homines extra positos vel extraneos, vel bona 
eorum. 

13) Privilegium von 1280 $. 20. 

14) Ennen, Geſch. II, 661. 

15) Urf. von 1373, 1480, 1483 u. 2485 bei Lilnig, part. spec. cont. IV, 
p. 1, pag. 100, 185, 206, 1514, 1254 u. 1288. Wegelin, I, 119 
u. 120, 

16) Urf. von 1388 bei Böhmer, p. 525. 

17) Urk. von 1252 bei Göſchen, p.-116. 

18) Urf. von 1301 bei Moſer, reicheft. Handbuch II, 713. und Lehmann, 
p. 630. 

19) Urk. von 1349 bei Mofer, 11, 877. 

20) Urf. von 1860 bei Glaiey, anecdot. p. 226. Urk. von 1363 in 
Chronik. von Augsb. I, 158. 

21) Urk. von 1360 bei Glafey, p. 240 f. 

22) Urf. von 1398 bei Sayler, I, 100. 
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in Rotenburg 22) u. a. m. Und die Erlaubnik und Zuſtimmung 
bes Lanbesheren war nothwendig zur Erhebung eines Ungeltes in 
Bafel 2%, in Worms 23%), in Konftanz 2°), in Eoesfelb 27), in Frei: 
burg 38), in Eoblenz2°), in München ?%), in Landsberg 2"), in 
Rain 32), in den Etäbten der Marl Brandenburg 22) u. a. m. 
Eben jo zur Erhebung einer Accife in Köln), dann zur Erbe 
bung eines Stabtzols in Coblenz 3%), in Coesfelb 2e), Frankfurt 
an der Oder u. a. m. 7). Eben fo zur Erhebung eines Pflafter: 
zols in München ®%), zur Erhebung eines Wegzolls in Pottmes 
in Baiern 2e) und zur Erhebung eines Hauptgeldes oder Kopfgel: 
des in den Etäbten der Mark Branvenburg *%). Auch in Köln 
nahm ber Erzbiſchof offenbar nur bei indirelten Steuern, bie 
auch auf den Beifaflen Yafteten, das Recht der Zuſtimmung in 
Anſpruch. Denn von einer direkten bloß auf den Yürgern oder 
bürgerlichen Grundſtücken Iaftenden Steuer ift auch in dem Schieb$- 


23) Urk. von 1400 bei Moſer, II, 612. 

24) Dienfireht 5. 3 bei Wadernagel, Dienſtmannenrecht p. 17. — „unbe 
„jol man nilein ungelt noch einunge ſetzzen ane finen willen 
„unbe fin urloup.“ — 

35) Annal. Worm. ad 1264 u. 1266 u. Urk. von 1278 u. 1298 bei Böh: 
‚mer, font. II, 172, 178, 286 u. 240. 

26) Urt. von 1857 bei Pistorius, III, 699. 

27) Urk. von 1808 bei Niefert, I, 2 p. 484. 

28) Url. von 1282 und 1816 bei Schreiber, I, 98, 96 u. 200. 

29) Url. von 1276 bei Gunther, II, 417. 

80) Urk. von 1881 bei Bergmann, H, 8. Urk. von 1885 u. 1403 in 
Bair. Annalen vom September 1838, p. 829. 

81) Urk. von 1815 u. 1864 bei Lori, p. 54 u. 66. 

82) Urk. von 1403 bei Lori, p 98, 94 u. 101. 

88) Urk. von 1478 bei Gerden, cod. dipl. Brandb. VIII, 503 f. 

84) Spruch von 1264 bei Lacomblet, II, 818. in Quellen, II, 519. Ennen, 
Geld. II, 625 f. 

85) Urk. von 1258 bei Günther, IT, 290. 

36) Urk. von 1303 bei Niefert, II, 484. 

87) Wohlbrüd, Lebus, IT, 195 u. 196. Zimmermann, I, 299. 

38) Urt. von 1394 u. 1430 in Bair. Annalen vom Geptember 1838, 
p. 826. 

89) Urf. von 1810 bei Lori, p. 44. 

40) Urk. von 1473 bei Gerden, VIII, 508 f. 


Steuerwefen. 437 


ſpruch feine Rebe 4). In grundherrlichen unb gemifchten Städten 
war aber außerbem auch noch bie Zuftimmung ber Grund» ober 
Bogteiheren nothwendig, indem bie inbdireften Steuern auch ihre 
Hinterfaffen und Vogteileute trafen. Da es nun öfters ftreitig 
fein mochte, ob die Bürgerſchaft in dem gegebenen Falle das Recht 
babe, alle in der Stadt angefefjenen Leute zu bejteuern, fo Tießen 
fih viele Städte von ben Kalfern und Landesherrn als den Sn: 
Babern der öffentliden Gewalt das Recht ertheilen, alle Arten von 
Einwohner bejteuern zu dürfen, 3. B. Augsburg 42), Heilbronn #2), 
Ueberlingen 49) u. a. m. Für die Erlaubniß zur Erhebung einer 
folden Eteuer mußte öfters eine Abgabe an den Inhaber ber 
öffentlichen Gewalt entrichtet, die Einwilligung alſo bezahlt wer: 
den, 3. B. in Worms für die Gejtattung eines Ungeltes 45). 

Seit dem 14. Jahrhundert fingen indeffen die Stadträthe 
an auch ohne dieſe Zuftimmung Steuern zu erheben, z. B. in 
Bafel (in den Sahren 1317 und 1351). Dies führte aber dajelbit 
zu langjährigen Streitigkeiten mit dem Domcapitel, indem dieſes bie 
Steuererhebung für einen Eingriff in feine Freiheiten hielt 19). 

Bon biejen für Gemeindezwede angelegten Gemeinbefteuern 
und Abgaben verjchieden waren bie für bie Öffentliche Gewalt 
beftimmten öffentlichen Steuern. Denn diefen waren aud) 
die Städte unterworfen, die Neichsftäbte den Neichsfteuern und bie 
Landſtädte den landesherrlichen Steuern. Neue öffentliche 
Steuern durften indeflen auch in den Keichsftäbten und ur: 
ſprünglich auch in den Landftädten nicht ohne die Beiziehung und 


41) Schiebsiprudy von 1258 bei Lacomblet, II, 245 Nr. 22. Quod quo- 
ciens placet maioribus ciuitstis, ipsi faciunt nous exactionum 
statuta, quarum exactionum onus portant fraternitates et alii 
populares, qui communitas appellantur, et sic depauperantur, cum 
tamen nihil noui huiusmodi debeat de iure .fieri de ciuitate Co- 
Ion. sine ipsius archi-episcopi et priorum suorum consensu, cum 
sit summus iudex et dominus diuitatis. 

42) Urk. von 1288 bei Mojer, reihsft. Handb. I, 98. 

48) Url. von 1318 bei Mofer, II, 1. 

44) Urk. von 1482 bet Mofer, II, 789. 

45) Annal. Worm. ad 1264 u. 1266 bei Böhmer, font. II, 172 u. 173. 

46) Odys, II, 25—80. Heusler, p. 166, 167 u. 288. 
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Zuftimmung der Bürgerfchaft erhoben werden, 3. B. in Speier *?), 
in Wejel 18), in Kreiburg im Uechtlande 49%), in Wien 5%), in Wie: 
ner Neuftadt 5°), in Winterberg in der alten Grafſchaft Span: 
‚heim 92), in München noch im Anfang des 15. Jahrhunderts 22) 
und in vielen anderen Städten ınehr 4). 


g§. 429. 


Auch die Erhebung ber Steuern war eine Angelegenheit 
ber Gemeinde, und zwar nicht bloß die Erhebung ber Gemeinde: 
feuern und Abgaben, ſondern auch die Erhebung der öffentlichen 
Steuern, wenigftens ber direften Abgaben und Eteuern. Zur Er: 
hebung der grundherrlichen Abgaben pflegten die Grundherren einen 
eigenen herrfchaftlichen Beamten in der Stadt zu haben. Eben fo 
die Inhaber der öffentlichen Gewalt zur Erhebung der der öffent: 
Iihen Gewalt gehörenden Zoͤlle und der anderen indirekten Abga- 
ben einen eigenen Zöllner oder einen anderen öffentlichen Beamten. 
Die Erhebung der direkten auf Grund und Boden laftenden öffent: 
lihen Steuern war aber Eache der Marfgemeindee Denn aud 
die öffentlichen Steuern rubten, wie wir gejehen, auf dem durch 
das Neebmaß vertheilten, alſo zur Markgemeinjchaft gehörigen 


47) Urk. von 1198 bei Lehmann, p. 496. und Remling, p. 137. — vel 
aliqua exactio de bonis civium Spirensium exigatur. — nec nos 
aliquam in ea specislem vel communem faciamus exactionem, 
nisi cives ex libero arbitrio spontaneum nobis et competens 
servitium duxerint exhibendum. 

48) Brivilegium von 1277, c. 1. bei Wigand, Ardiv, IV, 408. Ita ut 
nullas in ea faciamus exactiones vel accreditum onerosum, pre- 
ter ipsorum voluntatem. vergl. bie alte Ueberſetzung eod. 
p. 418. 

49) Handfefte von 1249 6. 8. Nunquam stipendia — ipsis nolenti- 
bus petere. . 

50) Freiheitsbriefe von 1287 u. 1278 bei Lambader, II, 12 u. 159. — 
taliam seu portariem vel exactionem aliam — nisi quot et quan- 
tum dare voluerint spontanea voluntate. 

51) Stadtredt, c. 104. 

52) Stadtrecht von 1881 bei Walch, VI, 287. 

58) Bair. Annalen vom Mai 1888, p. 448. 

54) Meine Geld. ber Fronh. III, 557—547. 
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Grund und Boden !). Ihre Erhebung war demnach gleichfalls 
eine markgenoſſenſchaftliche Angelegenheit in ven Reichsſtädten 
ebenfowohl wie in den Landſtädten. Bon .der Erhebung ber auf 
Grund und Boden, alfo auf der Markgemeinſchaft Iaftenden Grund⸗ 
jteuer verſtand ſich diejes von felbft. Allein auch die fpäter aufge: 
fommene VBermögensfteuer warb auf biejelbe Weiſe von der Mark—⸗ 
gemeinde erhoben. Als daher Kaifer Karl IV in Reutlingen eine 
Verweigerung dev Öffentlichen Steuern befürchtete beauftragte er ben 
Bürgermeifter und Rath jener Stadt mit der Steuererhebung und 
mit der Beitrafung derjenigen Bürger, welche entweder gar nicht 
fteuern wollten oder nicht redlich ſteuerten?). Eben jo hatten bie 
Bürgermeifter und Stabträthe im Fürſtenthum Baireuth 3), in 
Coesfeld 4), in Breslau 5), im Fürſtenthum Fulda u. a. m. bie 
landeöherrlichen Eteuern zu erheben und fobanı an die landes- 
herrlichen Aemter und Amtsrentmeifter abzuliefern ®). Auch bezog 
fich die Erhebung der landesherrlichen Steuern, wie bemerkt, nicht 
bloß auf die Grundfteuer, jondern auch auf die Bermögensiteuer, 
3- B. in den altmärfiihen und priegnigiichen Städten auf bie Er- 
hebung des Pfundichofles, welches eine Vermögensfteuer war. Zur 
Bezahlung der Schulden tes Markgrafen hatten nämlich jene 
Städte einen Pfundſchoß bewilliget. Die Erhebung ber Steuer 
ward aber den einzelnen Städten überlafien. Sie follten, wie bei 
anderen Bermögensfteuern, burdy eidlich erhärtete Selbſtſchätzung 
der Bürger von den Bürgermeiltern und Stubtlammerern erhoben 
werden 7). Aber auch in anderen Fällen pflegte e8 den Städten 
jelbft überlaffen zu werden, in welcher Weife fie die hergebrachten 
Iandesherrlihen Steuern, die Landbeten u. j. mw. aufbringen woll- 
ten. Und jeit dem 15. Jahrhundert geſchah dieſes öfters fogar 
duch die Erhebung einer zu dem Ende bewilligten indirekten 


1) Meine Einleitung zur Geſchichte der Mark: ıc. Verf. p. 189, 208 u. 
286. Meine Gejchichte der Markenverfaffung, p. 185. 

2) Urf. von 1878 bei Gayler, p. 75. 

3) Lang, I, 56. 

4) Sökeland, p. 59. 

5) Grünhagen, Breslau, p. 89. 

6) Thomas, I, 174 u. 265. 

7) Urk. von 1588 bei Gerden, vet. march. I, 266 u. 267. 
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Sleuer, eines neuen Ungeltes, ober eines neuen Stadtzolls ober 
durch die Erhöhung bes alten ®). 

Die Steuererhebung felbft war verſchieden in den verichiebe- 
nen Städten. Zur Erhebung der Vermögensfteuer hatte man in 
manchen Städten, wie wir gejehen, eigene Gemeindebehörden, zur 
Erhebung der übrigen Steuern aber wieber andere Steuerbeamten. 
($. 393). In anderen Städten hatte eine und biefelbe Behörde 
alle Arten von Steuern zu erheben oder e8 beftanden auch mehrere 
Stenerbeamten neben einander. In vielen Städten hatten ein oder 
medrere Kämmerer das Gemeindevermögen zu verwalten und 
ale Einnahmen und Ausgaben zu beforgen. Dan nannte nämlich 
die Stadtkaſſe ober das ftäbtifche Aerar eine Kammer, 3. 2. hier 
in Münden ®), und daher die ftädtifchen Beamten, welche biefer 
Kammer vorgefegt waren, Kämmerer. (Kemerere oder camerarüi). 
Und jo gab es denn in München drei fogenannte Kamrer !), in 
Stendal mehrere Stabtlammerer 11), in Berlin, Lübel u. a. m. 
zwei Kammerer ?2), in Erfurt vier Kämmerer 18), in Coesfeld zwei 
Kämmerer 1%), auch in den altmärkiihen und priegnibilchen 
Städten 15), in Regensburg 1%) u. a. m. mehrere Stabtlämmerer, 
in Regensburg feit dem 16. Sahrhundert fogar fechs. Neben unb 
unter diefen Kämmerern ftanden in Münden noch die Steurer 
zur Erhebung der Vermögensfteuer, dann mehrere Ungelter, 
Zöllner, Wagmeifter, Kellermeifter, Bußmetfter, Sie: 
gelmeifter u. a. m. zur Erhebung der verfchiedenen ftädtifchen 
Gefälle IT). Die jährliche Abrechnung der Kämmerer geſchah in 





8) Zimmermann, I, 800 u. 801. 

9) Stadtr. art. 411 bei Auer, p. 157. — „auz ber chamer gelten.” vergl. 
noch art. 466, p. 178. 

10) Stabtr. bei Auer, p. 179 u. 294. Bair. Annalen vom September 
1838, p. 825 u. 826. 

11) Urt. von 1345 bei Gerden, vet. march. I, 90 u. 91. 

12) Fidicin, I, 179. Frensdorff, Kübel, p. 118. 

18) Statut von 1806, c. 42 bei Wald, I, 119. 

14) Söfeland, p. 64 u. 65. 

15) Urk. von 1548 bei erden, vet. march. I, 267. 

16) Gemeiner, I, 849. ZYäger, Mag. IV, 7. 

17) Stadtrecht art. 465, 466 u. 471 bei Auer, p. 178 u. 179. Bair. 
Annalen vom September 1888, p. 825, 851 u. 852. 
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Münden öffentlich vor einer aus 6 Verordneten bes inneren 
Nathes, aus 6 Verordneten des Außeren Rathes und aus 12 Ber: 
orbnneten von der Gemeinde bejtehenden Kommiſſion von 24 Mit: 
gliedern, öfters auch vor der verfammelten Gemeinde 1%). In Ep: 
lingen wurben bie Steuern von zwei fpäter vier jogenannten Ral- 
tern (Rechnern) oder Steurern erhoben und die übrigen Ab: 
gaben und Gefälle von drei Ungeltern. An ber Spite bes 
Steuerwejens jtanden daſelbſt mehrere Nathsherren, die Steuer: 
herren, zur Beauffihtigung der Steuererhebung und die Zins- 
herren zur Belorgung des Schuldenwejens der Stadt 19). Nach 
einer Verordnung bes Stadtraths von 1438 durfte derjelbe jenen 
Bürgern, die ihr fteuerbares Vermögen muthwillig vergeubeten 
. einen Pfleger jeen 29), fie alſo im Intereſſe des öffentlichen Wohls 
fogar interdicieren. In Rotenburg wurden die Steuern von ben 
Steurern und manche Gefälle von den Baumeiftern erhoben. 
An der Spike ber Steuerwaltung ftand aber das Steueramt, 
beftehend aus einem Bürgermeifter, dem Oberfteurer und aus zwei 
Rathsherren, einem aus dem inneren Rath und einem aus dem 
äußeren, welche man den Mittlerfteurer und ben Außeren 
Steurer genannt hat). Auch in Ulm kommen mehrere 
ftädtifche Stadtrehner und Ungelter vor ?!*) und in Worms 
ftäptiihe Zöllner 2). In Schwäbiſch Hal jollten mehrere Bür- 
ger zur Steuererhebung von dem Rath ernannt und die erhobenen 
Steuern dem Stadtrath verrechnet werden 22). In ben Stäbten 
bes Hochitiftes Fulda nannte man bie ftädtifchen Steuerbeamten 
Steuercollectoren 2%. Sehr verbreitet zumal in der Schweiz 
waren bie Sedelmeifter, eine Benennung, welche jhon bei Dt: 
frieb vorlommt, indem derjelbe Judas einen Seckelmeiſter (jeftlari) 


18) Stabtredt, art. 100 $. 28 bei Auer, p. 294. Baitiſche Annalen vom 
September 1888, p. 825. 
19) Pfaff, p. 192 u. 188. 
20) Pfaff, p. 129 u. 130. 
21) Benſen, p. 322 u. 828. 
2la) Zäger, Ulm, p. 287 u. 869. 
22) Urk. von 1896 bei Morit, UI, 195. vergl. noch I, 336 u. 837. 
28) Wahlordnung, von 1840 bei Königsthal, I, 2 p. 6. 
24) Thomas, I, 174. 
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nennt 25). Sie waren bie eigentlihen Finanzbeamten der Stabt. 
Denn fie batten die Stabtlaffe, den ſtädtiſchen Sedel, Sad oder 
Beutel in Händen. Die allzeit Iehrreihe Geſchichte von Baſel 
mag auch bier ftatt anderer Beilpiele dienen. An der Spike der 
Finanzverwaltung ftanden bafelbft feit dem 14. Jahrhundert die 
Sieben, ein aus einem Ritter, zwei Achtbiürgern, zwei Nathsher: 
ren von den Zünften und zwei Zunftmeiftern beſtehendes Colle: 
gium. Sie waren zu gleicher Zeit Zeugherren und Auffeber 
des Archivs. Drei unter ihnen, ein Achtbürger, ein Rathsherr 
von den Zünften und ein Zunftmeiſter, hatten die Schlüffel zu dem 
Troge, d. h. zu der Kifte, in weldher das Stabigut und das 
Stabtfiegel bewahrt wurde. Sie hießen die Sedler und fie wa— 
‚ren mit dem Bürgermeijter die Schlüffelbewahrer und Stab t: 
fiegelbewahrer, deren Amt für die Gemeinde um fo wichtiger 
war, al8 außer dem Bürgermeifter alle Ritter ausgejchloffen wa: 
ren. Späterhin wurden die brei Sedler vom Siebneramte getrennt 
und auf Lebenszeit ernannt. Seit diefer Zeit waren fte allein bie 
Seckelmeiſter, und fie wurden insgemein die Dreiherren ge: 
nannt 20). Unter ihnen ftanden die Zinsmeifter, zur Erhebung 
der Zinje von ben verpachteten Tleifchbänfen, Hofftätten, Kranı- 
ftätten, Gärten u. a. m. 27), dann die Zöllner u. a. m., insbe: 
fondere auch die fogenannten Ladenherren oder die Herren 
über die Lade. Sie hatten bie Mebgerlehenzinfe und die Sie— 
gelgelder des Gerichts zu erheben und zu verwalten und die Geld: 
ftrafen beizutreiben. Außerdem waren fie die Bewahrer des 
Gerichtsſiegels, wie die Sedlermeifter die Bewahrer des Stabt: 
ftegels. Diefer Ladenherren waren e8 drei, von denen jedes Jahr 
Einer alging 29). 

Zur Erhebung der PVermögensiteuer pflegten frühe jchon 
Steuerbüder oder Steuerregijter angelegt zu werden, 3.2. 
in Ulm 29), in Frankfurt a. M. jeit 1354 Stadtrehnungs: 
und Beetebücher 2%). An München beftand jchon im Jahre 1377 


25) Otfrid, IV, 2. 29 u. IV, 12, 47. 

26) Ode, Il, 76—79, 402 u. 403. Heusler, p. 242. 
27) Ochs, V, 101. Heusler, p. 248. 

28) Ochs, VI, 376. 

29) Jäger, Ulm, p. 288. 

80) Römer-Büchner, Stabdtverf. p. 59 u. 194. 
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ein ſolches Steuerbuch 3"). Auch befigen wir noch mehrere Steuer: 
rechnungen von München aus ven Jahren 1369, 1370 und 
1371 3), Als Anhaltspunkt zur Erhebung der Grundſteuer dien: 
ten aber meiftentheil8 die Gerihtsbücher und die Erbſchafts— 
tafeln oder Urbare und die Stadtbücher, in welche alle ge: 
richtlichen und außergerichtlichen Webertragungen von Grund und 
Boden und die Verpfändungen eingetragen werden mußten, wie bei 
den großen Marken die Märferbücher und Lanbtafeln, Diefe Ge: 
richtsbüicher erhielten baber fpäter öfters ben Namen Grund: 
bücher oder Lagerbücher, 3. B. in Wien 3%) und in München 
ihon im 15. Jahrhundert 9). In Speier nannte man jene Grunb- 
bücher Erbihaftstafeln, weil alle Erbichaften oder Erben in 
biefelben eingetragen werden mußten, und Rämmererstafeln, 
weil der Kämmerer jene Tafeln zu bewahren und ben Eintrag des 
angeerbten Erbes zu bejorgen hatte 35). In Lübeck mußten ſchon 
im 13. Sahrhundert alle Grundſtücke [hereditates) in das Stadt: 
buch eingetragen werben 2%). An Wien bereits feit dem 14. Jahr⸗ 
Bundert 27). Es dauerte jedoch lange ‚Zeit bis fich auch die in der 
Stadt anfäßigen Grundhkrren diefem Gebote fügten 3%). Aus dem: 
jelben Grunde follten in Ißny alle fteuerbaren Gründe beim Stabt: 
rath geredhtfertiget, d. h. im jene Bücher eingetragen wer: 
den 39). 


81) Stadtredht bei Auer, p. 294. 

32) von Sutner in Abhl. der Bair. Alad. U, 497. 

88) Urf. von 1498 u. 1494 bei Hormayr, Wien, I, 2. Urk. p. 99 und 
I, 5. Urk. p. 202. 

84) Meine Geſch. der Marfenverfaflung, p. 185, 315 u. 816 und oben 
$. 888. 

85) Rau, Regimentsverfaffung, I, 12 u. 18. Kämmererseid bei Lehmann, 
p. 336. 

36) Urf. von 1289 im Lüb. Urkb. I, 487. de libro civitatis, in quo he- 
reditates conscribuntur. 

87) Urk. von 1360 bei Hormayr, Wien, I, 5. Urk. p. 35 u. 36. 

88) Urk. von 1488 u. 1494 bei Hormayr, I, 2. Urk. p. 99 und I, 6. 
Urf. p. 202. 

89) Statute und Rathoſchlüſſe bei Jäger, Magazin, II, 122. 
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Städtifher Salz-, Srudt- und Weinhandel, 
6. 480. 


Auch der Salz, Frucht: und Weinhantel war in manchen 
Städten eine Angelegenheit der Gemeinde. 

In Bafel war das Salz feit bem Jahre 1362 cin Regal. 
Und die Einwohner mußten ihr Salz im Salzhauſe holen. Die 
Berwaltung bes Salzhaufes hatte der Salzmeifter, Ipäter ber 
Salzſchreiber. Unter ihm fanden 12 Mütter oder Salzmeljer 
und drei Salzhaustnedhte Die Oberauffiht über das Salz: 
haus hatten aber brei Nathsherren, die fogenannten Salzherren. 
Und der Salzmeifter war biefen drei Salzherren rechnungspflich⸗ 
tig). Auch in Salzwedel u. a. m. in ber Marf Brandenburg 
hatte ber Etadtrath den Salzhandel in Hänben ?). 
R Eben fo handelten die Stabträthe öfters auch mit Korn und 
mit anderen Früchten, theils des Gewinns wegen, theils aber 
auch, um dem Kornwucher und dem Slornmangel vorzubeugen, 
3. B. in Bafel, in Regensburg 2), in Weslau ®), und in einigen 
Städten ber Markt Brandenburg ®). In Bafel beitellte der Stadt⸗ 
rath zu dem Ende im 14. Jahrhundert einen Kornmeijter, wel: 
her die Schlüſſel zum Kornhauſe hatte, das Korn kaufte und ver: 
taufte und Rechnung darüber führte. Zwei Rathoherren waren 
ihm beigeorbnet, an deren Rath er bei feinen Käufen und Ver: 
täufen gebunden und denen er rechnungspflichtig war. Auch hatten 
dieſe Rathsherren einen zweiten Schlüffel zu dem Troge im Sauf: 
hauſe, in welchen ſich das Geld diefer Verwaltung befand ®). 

Auch der Handel mit Eifen, mit Brandwein u. bergl. m. war 
zuweilen ein Monopol des Stadtraths geworben, 3. B. in Mühl- 
haufen ?). 


1) Ode, U, 411 u. 412. 

2) Bimmermann, I, 299. 

8) Negimentsordnung von 1514 bei Jäger, Mag., IV, 52. 
4) Srünbagen, Breslau, p. 106 u. 107. 

5) Zimmermann, I, 299. 

6) Ocho, II, 427. Heusler, p. 248. 

7) Hauptreceß von 1679 $. 44 u. 45. 
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Enbli trieben die Stabträthe öfters auh Weinhandel, 
3. 2. in Bafel im 14. Jahrhundert ®), in Breslau®) u. a. m. 
Zumal der Handel mit Rheinweinen und anderen fehweren Weis 
nen war öfters ein Monopol des Raths, 3.8. In Bremen, Lübed, 
Köln, Mühlhaufen, Braunfchweig u. a. m.?0) Sehr wahrfchein: 
lich was dieſes in allen jenen Städten ber Fall, welche einen eige- 
nen ftädtiichen Weinkeller hatten. Denn offenbar waren dieſe 
Weinkeller auch noch zu etwas Anderem als zur Nieberlage frem⸗ 
der Weine beftimmt (8. 190). 


Handhabung des Stadtfriedens. 


$. 431. 


"Die Erhaltung und Handhabung bes Frietens in ber 
Stabt war ebenfalls eine ſtädtiſche Angelegenheit. Wie jede andere 
Genoſſenſchaft war auch die Stabtmarfgemeinde zur Handhabung 
bes Triedens in der Stabtmarf verbunden (6. 86, 117 u. 384). 
Sie mußte daher innerhalb der Stadtmark ſchützen und ſchir— 
men und, wenn es nothwendig war, auch unterftüßen und ver- 
treten. Sie hatte demnach die in der Stadtmark angefeflenen 
Bürger, Beifafjen und Schußverwandten, auch bie in ber Stabt be- 
findliden Fremden, ſelbſt die In bie Stadt geflüchteten Verbrecher 
gegen jede unerlaubte Gewalt, die Bürger auch gegen alle uner- 
laubten Fehden zu ſchützen und zu ſchirmen und nöthigenfalls 
au zu vertreten ($. 93, 95, 101, 235— 237, 884 u. 387). 
Erft dann, wo oder wann dieſer Schuß aufhörte oder mangelte, 
alfo außerhalb der Stadtmark und bei verweigertem Necht, begann 
wieder das Mecht der Fehde ($. 94 u. 110). Eben jo mußte bie 
gefammte Bürgerichaft beim Vollzuge der Verordnungen und ber 
fonftigen Gebote Hilfreiche Hand leiſten ($. 385), und bie Bürger 
fogar bei ihren erlaubten Fehden unterftügen ($. 110). Auch der 
Grundbeſitz ftand unter dem Schuß der Stadtgemeinde. Daher die 


8) Ode, II, 497. 

9) Srünhagen, p. 107. 

10) Hüllmann, II, 127. Dovandt, I, 8238. Mühlhauſ. Hauptreceß von 
1679 $. 45. Ordinariis senat. Brunsvic. von 1403 $. 9 bei Leibnitz, 
Il, 451. Sad, II, 207, II, 184. 

v. Maurer, Stäbteverfaffung. III. 10 
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gerichtliche Einweifung in den Beilk, das Frieden Wirken und die 
Haftung der Gemeinde für den ruhigen Beſitz und zumeilen aud) 
noch für den entftandenen Schaden ($. 98, 388 u. 394). 

Diefe Pflicht der Stabtgemeinden zum Schub und Schirm 
gegen jebe unrechtmäßige Gewalt findet fih nun in allen alten 
Städten, in den kleinen ebenfowohl wie in den großen, z. B. in 
Memmingen !), in Kaifersberg im Elfaß ?), in Schweibnig ?), in 
Köln am Rhein), in München u.a.m. Wenn daher in München 
ein Bürger beraubt worden war, follte der Stabtrath dem Räuber 
ber Stadt Freundſchaft entziehen, ihm Fein ficheres Geleit 
in der Stabt geben und ihn in das Achtbuch fchreiben, d. h. in 
bie Acht erflären, bis er dem beraubten Bürger den Schaben erfeßt 
hatte 5). In der freien Reichsftant Mühlhaufen wurde biefer Schutz 
und Schirm fogar ausbrädlich bei der Aufnahme neuer Bürger 
zugefichert, indem der Bürgermeifter in einer feierlichen Sitzung bes 
Stabtraths, den Stab in ber Hand und umgeben von den Raths- 
herren im Namen des Reiches und des Stadtraths fol: 
gende Bannformel ausfprechen und fodann bie neuen Bürger bes 
eibigen follte. „In des Aller Durchlauchtigſten Großmächtigften 
„Fürſten und Herrn — Röm. Kayf. Majeſt. — wie auch in des 
„Heil. Reihe und E. Hochedl. Hochweiſen Raths dieſer Kayſerl. 
„Freyen und des H. Reiches Stadt Mühlhauſen Namen bahne 
„und hege ich euch, ſamt und ſonders, einen ewigen Frieden 
„derogeſtalt, daß Niemand Euch, resp. euer Weiber und Kinder 
„an Leib und Guth beleidige oder angreiffe, er habe euch dann vor 


1) Stadtrecht von 1396 8. 38. — „wil ber Burger bie werben, ben ſol 
„man ſchiermen, als ander unfer burger, für fin berren vnd für 
„mänglich“ —. 

2) Urf. von 1356 bei Siebenfees, Beiträge zum t. R. I, 22. — „für 
„ingejeffen Burger und ſy und all ir Gütter und Eigenſchafft 
„als ander eurer ingefeffen Bürger vor allem Gewglt, unrecht 
„und Schaden, günftlih nah allem euerm vermögen ſchützen und 
‚Ihirmen ſollen“ —. 

3) Willkür von 1889 bei T. u. St. p. 609. 

4) Eidbuch von 1382 $. 26 in Quellen, I, 62 Ennen, Geſch. II, 490 
—491. | 

6) Url. von 1818 bei Bergmann, II, 56. 
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„Uns dem Rath, ober nach Gelegenheit, deſſen Stabtgericht, all⸗ 
„bier nicht allein belanget, und mit Recht ordentlich ausgeflaget, 
„\ondern auch gank überwunden. Sothanen Frieden nun 
„bahne und hege ich euch zum eriten, andern und britten mahl, 
„wie das Necht und alt hergebrachter Gewohnheit tft” ®). 

Die in der Stadt angefeflenen Bürger, Belfaffen und Schuß: 
verwandten hatten ein Recht auf biefen Schub. Auch bie einer 
fremden Herrihaft unterworfenen Hörigen, welche ſich in ber 
Stadt niedergelaffen, wurden gejihüht und geichirmt, gegen ihre 
Herrſchaft jedoch erft nach Ablauf von Jahr und Tag, nachdem fie 
ihre Freiheit verjährt hatten ($. 101—103). Aber auch die in ber 
Stadt wohnenden oder ich dafelbft aufhaltenden Fremden, fogar 
die dahin geflüchteten Verbrecher wurden, wie wir gefehen, gegen 
unerlaubte Gewalt gefchüßt und geſchirmt, wiewohl fie an und für 
ſich kein Recht auf diefen Schub hatten. Dafür mußten fie ſich 
aber auch allen Anordnungen, welche bie Bürgerichaft für die Si⸗ 
herheit der Stadt und zu ihrer Vertbeidigung (pro custodia et 
municione nec non pro capitaneo civitatis) getroffen hatte, unter: 
werfen. In biefem Falle befanden fich insbeſondere auch die Ju⸗ 
ben in jenen Städten, in welchen fie nicht ins Schugbürgerrecht 
aufgenommen waren, vielmehr Kaiferliche oder Iandesherrlihe Kam: 
merfnechte waren. Die Stabtgemeinden hatten auch binfichtlich 
ihrer volftändige Autonomie 7). Da es jeboch bie und da be= 
zweifelt worden zu fein fjcheint, ob auch ſolche Juden und bie 
Tremden überhaupt jenen Anorbnungen unterworfen fein follten, 
jo ließen ſich manche Städte biefes Recht von den Kaiſern und 
Landesherrn ausdrücklich beftätigen, im Jahre 1251 die Stabt Re⸗ 
gensburg ®) und im Sahre 1313 die Stadt Nürnberg ®). 

Wer den Stabtfrieven brach) wurde als Friedensbrecher 
(Fredebrecher) 29) geftraft, 3. B. in Soeft!!), in Freiburg u. a. 


6) Grasshof, p. 118 u. 114. 

7) Semeiner, I, 861. Rathſsordnung von 1828, $. 64 bei Lehmann, 
p- 288. 

8) Gemeiner, I, 861. 

9) Urk. von 1818 in Hist. Norimb. dipl. II, 227. 

10) Erfurter Stat von 1806, c. 12 bei Wald, I, 104. 

11) Stadir. von 1120 $. 22 bei Seibertz, I, 1. p. 5l. Si aliquis infre 
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m. 12). Die auf die Uebertretung des Stabtfriedens gejehten Stra- 
fen beſtanden theils in Gelb theils in Leibe: und Lebeneftrafen. 
Die Gelobußen nannte man, ähnlich dem Friedegeld und Friebe: 
ihilling bei gerichtlichen Webergaben, einen Frieden und zwar 
die einfache Geldbuße einen ſchlechten Frieden, z. B. in 
Baſel 12). 


$. 432. 


Der Friebe in der Stadtmark war urſprünglich, wie in ben 
alten großen Marken und in den Dorfmarken, ein Markfrie— 
den!) Dazu kam jedoch frühe ſchon in den Städten der Markt: 
ftieden, welcher jpäter ein Stadtfrieden geworben ift. Diefer 
Marktfrieden und der fpätere Stadtfrieden war ein Königsfrie- 
den, welcher urjprfinglich von dem König felbft und von den Kö⸗ 
niglihen Beamten unter Königsbann gehandhabt worden ift ($. 83 
—86, 92 u. 117). Auch der Stabtfrieden zu Worms, von wel: 
chem die Urkunden von 1156 und 1220 reden 2), und der Stadt: 
frieden zu Spell, Medebah und Wien, von welhem die Stabt- 
rechte von 1120, 1165 und 1278 Sprechen, waren ſolche Königs, 
frieden 2). Und alle Städte erhielten mit ber Marktgerechtigkeit 
auch den FKönigsfrieden in der Stadt. In vielen Städten wurde 
nun die Handhabung dieſes Stadtfriedens gleich bei deſſen Anord⸗ 
nung dem Stadtrath übertragen. So war es in Worms, in 
Bafel, in Prag u. a. m. In Worms wurbe der Stabtfriede im 


muros oppidi pacem uiolauerit. — Schraa, art. 8 bei Em- 
minghaus, p. 202. — „jo wey binnen ber Stab ben Brebe 
„brecket“ —. 


12) Stadtr. von Freiburg von 1120 $. 10. Si quis iuira urpem p&- 
cem urbis infregerit —. Nod viele Stellen oben $. 86. 

18) Nathserfenntnig von 1541 bei Ochs, VI, 868. „wer lättert, fol für 
„einen jeden Schwur einen ſchlechten Frieden, das ift, dreyzehn 
„Schilling und vier Pfenning ohne Gnade verbeffern.“ vernl. oben 
6. 888. 

1) Meine Gel. der Marfenverfaffung, p. 809. vergl. oben $. 117. 

2) Morig, II, 146 u. 156. und oben $. 155. 

8) Stadtreht von Soeft von 1120 $. 21 und von Medebach 1165 $. 8 
bei Seiberg, Il, 1. p. 51 u. 74. Wiener Stabtr. von 1278 bei Lam⸗ 
bacher, II, 147. 
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Fahre 1156 von Kaiſer Friedrich I angeorbnet und die Hand: 
babung dieſes Friedens dem Stadtrathb übertragen 9). Dadurch 
erhielt der Stabtrath bie mit der Handhabung des Königsfriedens 
verbundene öffentliche Strafgerichtsbarkfeit. Die Gerichtsbarkeit des 
Vogtes und des Schultheiß blieb zwar nach wie vor nach ber 
Urkunde von 1156, dem Vogte alfo die Handhabung des Blut: 
bannd. Dur die auf den Stabtrath übertragene Strafgerichts- 
barkeit wurde jedoch die Competenz des Vogtes wefentlich befchränft. 
Und zulett ſank der Vogt zu einem bloßen Vollzugsbeamten und 
zu einem Beifiger des Schultheiß und zu dem erften Votanten im 
Schultheißengerichte herab ($. 491). Eben jo war es in Bajel. 
Dort bat Rubolf von Habsburg im Jahre 1286 den Stabtfrieben 
angeordnet und deflen Handhabung dem Stabtrath übertragen ®). 
Dadurch follte jedoch auch in Baſel an der Gerichtsbarkeit des 
Vogtes nichts geändert werben, wie biejes der Stadtrath felbft in 
dem Einigungsbriefe zugeitanden ®), und noch im Sahre 1347 dem 
Kaiſer Karl IV einen Eid geleiftet hat, daß er das Recht feiner 
Bogtei wahren wolle’, Da indeflen in der Handhabung des 
Stadtfriedens auch der Blutbann enthalten war, und der Stabt: 
rath diefen auch Hinfichtlich der Bürger in Anſpruch nahm®), fo 
blieb dem Vogt nur noch der Blutbann über die nicht Bürger und 
über jene Verbrecher, deren Aburtheilung, weil die That gar un⸗ 
redlich war, der Rath jelbit an den Vogt hingemwiefen batte®). Und 


4) Urt. von 1156 bei Schannat, II, 77. vergl. oben $. 155. 

5) Stabtfrieve von 1286 $. 6, 7, 11, 18 u. 14 in Rechtsquellen, I, 18 
u. 14. Ochs, I, 484 fi. 

6) Einungbrief in Rechtsquellen, I, 28. „Wonde mit bifem einunge iſt 
„enhein recht abgetan noch abgelaffen, das von, alter bar komen ift 
„und unfers berrn des biſchofs ober ber richtern recht ifl.“ Heusler, 
p. 202. 

7) Albert. Argentinens. bei Urstis. II, 148. civesque regi solitum 
praestiterunt juramentum , sc. quod jus suae advocatise ser- 
varent. 

8) Erkenntniß des Vogtgerichtes von 1866. Rechtsquellen, I, 36. — „das 
„danne ber vogt — nüt richten fol, wonde es unſer ſtat fribeit ift 
„und von alter aljo har ift komen“ —. Ochs, II, 355 —856. 

9) Erkenntniß von 1866 in Rechtsquellen, I, 85. — „es möchte oc ein 
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ſeitdem der Stadtrath im Sabre 1386 die Vogtei jelbft erworben 
hatte, ſeitdem ſank der Vogt, wie in Worms, zu einem bloßen Bel- 
fiter des Schultheißengerichtes herab ($. 492). Auch in Prag 
ordnete König Wenceslaus im Jahre 1287 einen Stabtfrieben 
(pax civitatis) an und febte zu beflen Handhabung einen aus 
6 Bürgern beſtehenden Rath ein 19). 

In den meiften Städten wurbe jeboch bei der Anordnung 
des Stabtfriedens die Handhabung defielben nicht dem Stadtrat 
fondern dem Löniglichen oder Lanbesherrlihen Beamten in ber 
Stabt übertragen, und zu dem Ende nur ein eigenes Stabtgericht 
errichtet (F. 88 — 91), Sp war es in Soeft, in Medebach, in 
Wien u. a. m. In Soeft und Mebebach wurde ber Vogt mit ber 
Handhabung des Blutbanns und des Stabtfriedens beauftragt 11). 
An Wien, wo Rubolf von Habsburg den Stabtfrieden angeordnet 
hatte (Pacem itaque instituimus civitatis taliter —), wurbe · die 
Handhabung deſſelben dem Ianbesherrlihen Stadtrichter (judex 
eivitatis) übertragen 12). Und fo erhielt in ben meiſten Städten 
der Föniglihe oder landesherrliche Vogt oder Stadtrichter mit bem 
Blutbann auch die Handhabung bes Stabtfriedens. Nur in jenen 
Städten, in weldhen jpäterhbin die Stabt ſelbſt die Vogtei erworben 
bat, ift fobann mit dem Blutbann auch die Handhabung des Stabt- 
friedens an den Stadtrath übergegangen, 3. B. in Soeft im Jahre 
1278 12), in Meß im 13. Sahrhunbert (6. 149). 

Mit diefem Stadtfrieden, der ein Köntgsfrieden war, dürfen 
jedboch die vertragsmäßigen Stadtfrieben nicht verwechjelt 
werben, wie diejes von Mone geichehen ift 1%). In vielen Stäbten 
fam e8 nämlich zum Zweck der Handhabung des Stabtfriedens zu 


„getat als gar unrebelich beheben, da8 der rat dar umbe wol möchte 
„richten, ober das fi ben vogt betent und bieffent, das er bar umbe 
„richte.“ Heusler, p. 208. 

10) Urf. von 1287 bei Nößler, altprag. Stadtrecht, p. 167 ff. 

11) Stadirechte von Soefl von 1120, $. 7, 12, 14, 21, 22 u. 25 bei 
Seiberg, II, 1. p. 49 ff. und von Medebach von 1165, $. 2, 5 u. 8 
eod. p. 73 ff. 

12) Stabtreht von 1278 bei Lambacher, II, 147 ff. 

18) Selber, Rechtsgeſch. von Weflfalen, III, 887 u. 662. 

14) Mone, VII, 6 u. 8. 
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Einigungen ($. 47), theils unter den Bürgern, theils zwiſchen 
biefen mit ihrem Lanbesheren. Eine ſolche Einigung des Stadt: 
raths mit dem Landesheren zur, Handhabung des Stabtfrievens 
war jene Eivgenofjenichaft (confederatio) der Stadt Münfter mit 
dem Bilhof von Münfter vom Jahre 1257 !5), und bie Einigung 
ber Stadt Worms mit dem Bilchof von Worms von 1287 16). 
Noch häufiger waren jedoch die Einigungen unter den Bürgern 
ſelbſt. Sie waren für die Stadt und für die Stadtmark daffelbe, 
was die Kandfrieden für das Land und für das gefammte Neid) 
geweien find. Sie wurben auf kürzere oder längere Zeit einge: 
gangen und, nach Ablauf diefer Frilt, ſodann abermals wieder er- 
neuert, oder auch auf ewige Zeiten eingegangen. So vereinigte 
man ſich feit dem 13. Jahrhundert in Negensburg zu ſolchen Stadt: 
frieden bald auf ein halbes Jahr, bald auf ein ganzes Jahr oder 
auch auf zwei oder mehrere Jahre, und nach Ablauf jener Zeit 
wurben die Einigungen jedesmal wieder erneuert und beſchworen 
bis ins 15. Jahrhundert 27), Diele Triedenseinigungen mußten 
von den Bürgern bejchworen werbeg, Und fie haben größeren 
Schub gegen Friedbruͤche gegeben als der allgemeine Königsfrieden 
gegeben hat. Daher war der wegen angejchuldigten Friedensbruchs 
zu ſchwörende Reinigungseid jchwerer oder leichter, je nachdem zur 
Zeit des Friedbruchs ein beſchworner Friede beftand oder nicht ’9). 
Eben ſolche Stabtfrieden in Mainz !9). In Baſel wurde um das 
Jahr 1354 eine jolche Stadtfriedens Einung auf 5 Jahre einge: 


15) Wilfens, p 122. und oben $. 66. 

16) Boebmer, fontes, Il, 287. 

17) &emeiner, I, 514, 549, 550, II, 27 - 80, 94, 95, 101, 105, 119, 142 
u. 849. Urk. von 1881, 1856, 1859 und Friedgerichtsbuch bei Frey: 
berg, V, 65, 109 ff., 141 ff. u. 148. 

18) Regensb. Privilegium von 1280 $. 2. — sed pax eo tempore non 
esset in civitate jurata, sola se manu expurgabit. Si vero cives 
pacem servare juraverunt, is qui reus putatur, tertia manu se 
purgabit, Bon einem ſolchen bejonders beſchwornen Frieden ſpricht 
auch Sächſ. Lr. II, 71, $. 2. 

19) Urkunde von 1800 bei Würdtwein, diplom. Mogunt. I, 400 ff. 
Die ſpäteren Urkunden bei Würdtwein, subs. dipl. XI, 358 ff. und 
bie Urf. von 1480 bei Mone, VII, 8 ff. 
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gangen 20). Kinigungen für immer, alfo ewige Stadtfrieden, 
hatten flatt in Frankfurt im Sahre 1318 21), in Speier im Jahre 
1328 22), in Eflingen im Jahre 1376 2) und, wie wir gefehen, in 
Muͤhlhauſen ($. 431. Not. 6). Auch in Metz wurben bie Friedens: 
einigungen anfangs nur auf eine Reihe von Jahren, dann aber 
für immer eingegangen ($. 149). Und auch in Metz mußten diefe 
Einigungen von der gefammten Bürgerichaft beſchworen werden 29). 
Diefe Einigungen wurden öfters in ein Buch zufammengejchrieben, 
welches man das Friedebuch, 3. B. in Mainz, oder bas Fried⸗ 
gerihtsbucd, 3.8. in Regensburg, genannt hat. Und dieſe ver: 
tragsmäßigen Stabtfrieden waren die Vorläufer der ver: 
tragsmäßigen Landfrieden, bie zulegt im Jahre 1495, zu 
bem ewigen Landfrieden und zur Errichtung des Reichs— 
Tammergerichtes geführt haben. 

Mit der Aufrechthaltung des Stadtfrievens hängt auch die 
Sorge für bie Sicherheit der Landftraßen zufammen, ohne welche 
fein Handel gedeihen kann. Daher die vielen Städtebündniffe 
zur Erhaltung des LJandfriedens und die Sorge der 
Städte für das fichere Geleit auf den Landftraßen ($. 87 u. 408). 

Die Aufrehthaltung der öffentlichen Ordnung und Ruhe 
und die Handhabung des Stabdtfriedens war zunächft Sache bes 
Stadtraths. In Straßburg durfte bei einem entitandbenen Auf: 
lauf nur allein der Stabtrath bewaffnet einjchreiten, nicht aber bie 
einzelnen Bürger 25), Bei gewöhnlichen unter den Bürgern ent: 


20) Einungsbrief von 1854 bei Ochs, II, 83 ff. Einungsbrief ohne Da⸗ 
tum in Rechtsquellen, I, 19 ff. 

21) Boehmer, Urkb. I, 443. Es war eine Erneuerung bes alten Stadt⸗ 
friedens, nun aber für ewige Seiten. 

22) Lehmann, p. 284. 

28) Pfaff, p. 101. 

24) Url. 1250 in Hist. de Metz, IV, 1. p. 200—201. Et si Y’ont jureit 
de chescun paraige, c’est assavoir: Doutre-Saille l’ont jureit. (folgen 
nnn die Namen). De Juerue l’ont jurei. (folgen die Namen). De 
Porte-Meselle l’ont juriet. (die Namen). De S. Martin l’ont juriet, 
(die Namen). Et pour lou commun l'ont juriet. (folgen bie 
Namen). . 

25) Stabtreht von. 1270, art. 34 bei Strobel, I, 326. „Ist baz ein krieg 
„oder ein missehel uf erstat under ben burgern unb ein zulouf 


⁊ 
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ftandenen Streitigkeiten hatte der Bürgermeifter allein für die 
Aufrehthaltung der Ruhe zu forgen und Frieden zu gebieten. Er 
durfte jedoch zu dem Ende auch noch den Rath beiziehen und die 
Rathsherren mußten fodann bei Strafe ericheinen 2%). In Ulm 
hatte der Bürgermetfter und zwei Rathsherren Ruhe und 
Trieben zu gebieten 27), in Frankfurt der Schultheiß und in 
feiner Abwejenheit ein Schöffe 27), in München der Stadtrichter 
und der Stabtrath 2%), in Rotenburg die Zweimänner 2%), in 
Speier der Dürgermeifter und Rath ®), Eben fo der Bür- 
germeifter und Rath in Mainz 22), in Basel 2), in Hagenau?), 
in Memmingen 3°), in Erfurt), in Saalfeld 27) u. a. m. In 
Bremen hatten ein oder zwei Nathmänner ober ein ober gwei 
Aeltermänner (Zunftvorfteher) den Frieden zu gebieten 2). In 
Hamburg zwei Rathmanne 2). Und die gefammte Bürgerichaft 
mußte hiebei dem Stadtrath helfen und ihn unterftüben. Außerdem 
war aber auch noch jeder einzelne Bürger bevedhtiget und ver- 
pflichtet bei geftörtem Frieden den Frieden zu gebieten ($. 884 
u. 385), und die wahrgenommenen Friedbrüche dem Bürgermeiiter 
anzuzeigen, 3. B. in Frankfurt 99). 


$. 483. 
Die Mittel zur Handhabung des Stadtfriedens 


„dba wirt, niemand krippfe bebeine wafſen —, und ber rat waffent 
„lid wol uf daz, day er fride made, und den krieg nider lege.“ 

26) Stadtrecht bei Strobel, I, 882 u. 559. 

237) Rathsorbnung von 1845 bei Jäger, Mayazin, IU, 497. 

28) Url. von 1818 bei Boehmer, Urkb. I, 444. 

29) Stabtredt, art. 817. 

80) Benſen, p. 800. 

81) Rathsordn. von 1828, 5. 48 u. 44 bei Lehmanıı, p. 286. 

32) Friedebuch um 1480-5. 46-50 bei Mone, VII, 18 u. 19. 

38) Einigungsbrief von 1854 bei Ochs, II, 85. 

34) Urf. von 1332 Bei Schoepflin, II, 145. 

35) Stabtr. von 1896 bei Freyberg, V, 290. 

36) Statut e. 12. bei Wald, I, 108. 

37) Statut c. 129 bei Wald, L, 46. 

88) Stat. von 1808 bei Oelrichs, p. 17. 

39) Stabtreht von 1270, X, 7. von 1292, N. 7. von 1497, M. 8. 

40) Urk. von 1818 bei Boehmer, Urkb. I, 444. 


154 Handhabung des Stadtfriedene. 


und zur Erhaltung der öffentlihen Ordnung und Rube 
in der Stadt waren zunächſt die Abichaffung des Nechtes der Fehde 
und der Privatradhe und das Verbot des Waffentragend. Es 
wurde zu dem Ende verordnet, daß niemand mehr angegriffen oder 
befehdet werden dürfe, der ſich vor Gericht zu ftehen erboten hatte, 
3. B. in Friedberg in der Wetterau I), in Köln?) u. a. m. Nur 
mit Zuftimmung des Stabtratbes ?), dann bei verweigertem 
Recht und außerhalb der Stadtmark follte das Fauftrecht 
noch erlaubt fein. Denn jo weit ber Stabtfriede reichte follte man 
gegen jede unerlaubte Selbithilfe gefchüßt fein (F. 93, 94 u. 110). 

Das Waffentragen wurde anfangs beichränft und ſodann 
gänzlich verboten. Zur Verhinderung ber Blutrache wurde üfters 
das Waffentragen auf eine Reihe von Jahren den beiderfeitigen 
Verwandten verboten, 3. B. in Regensburg im Jahre 1356 auf 
zwei jahre %). In Augsburg wurden nah einem Aufftande im 
Jahre 1303 die Häupter jener Bewegung aus der Stabt verwießen 
und bie übrigen dabei betbeiligten Geſchlechter angewießen, zehen 
Jahre lang keine Harnifche mehr in der Stadt zu tragen, es fei 
denn auf Befehl des Stadtraths in der Stadt Not). Wer zur 
Nachtzeit nach der Weinglode Waffen trug wurbe in Worms ge: 
ftraft %) und in Negensburg fogar verhaftet ). Außerdem durfte 
man in Regensburg während. des beſchwornen vertragsmäßigen 
Stabtfriedens nur ſtumpfe und furze Meffer tragen, bie nicht 
länger als das erlaubte an dem Marktthurm eingemauerte Maß 
waren. Andere Waffen zu tragen war gänzlich verboten ®). Auch 
in Ulm beftand das Verbot Lange Mefler und Schwerter zu tra⸗ 
gen und das Maß der erlaubten Mefler war von dem Stabtrath 
beftimmt®). Eben jo in Frankfurt a. M. ($. 284), Zu Straß- 


1) Urk. von 1374 bei Mojer, veihsfl. Hanbb, I, 700. 

2) Eidbuch von 1841 $. 129 u. 180 in Quellen, L, 88. 

3) Eidbuch v. 1841 $. 140 in Quellen, I, 84. 

4) Gemeiner, II, 95. 

5) Ur. von 1808 bei von Stetten, Geſch. der Geſchl. p. 881. 
6) Urf. von 1287 bei Boehmer, fontes, II, 288. 

7) Semeiner, I, 512. 

8) Gemeiner, I, 512, IL, 94 u. 95. 

9) Jäger, Ulm, p. 481-483. 
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burg war das Tragen von Spitmeflern und von verborgenen 

Meflern gänzlich verboten und in der Nacht auch noch das Tragen 
von Pidelhauben (Beckenhuben oder mitrae ferreae) und von an- 
deren Waffen 19). Auh in Münden), in Wien, Heimburg, 
Brünn und Wiener Neuftadt war das Tragen langer Mefler, jo: 
genannter Stechmefler, und verborgener Waffen verboten 1?). Eben 
jo war das Waffentragen verboten, während bes gebotenen Stadt: 
friedens 3. B. in Prag?) und während des vertragsmäßigen 
Stadtfriedens, 3. B. in Bafel 9) und in Mainz 5). Und in jenen 
Städten, in welchen man fich zu einem ewigen Stabtfrieden ge: 
einiget hatte, war auch das Waffentragen für immer verboten, 
3. B. in Speier !9), in Eßlingen 17) und feit dem 15. Jahrhundert 
auch in Straßburg!®). Nur bei offener Feindfchaft war das Waffen- 
tragen erlaubt. Aber auch zu dem Ende war eine Erlaubniß bes 
Bürgermeifter8 und Stabtraths notwendig, z. B. in Mainz und 
Regensburg (6. 110). Auch durften die Bürger bewaffnet auf das 
Land zu Fuß gehen oder reiten, 3. B. in Baſel 10), in Mainz 29) 
und in Straßburg 21). Denn ber Stabtfriede war auf das ftäbtijche 
Gebiet befchräntt (6. 94). Auch die Fremden mußten, wenn fie 
in eine Stadt famen, ihre Waffen ablegen, in Megensburg im 
Gaſthofe und in Wien je nach den Umftänden entweder ſchon vor 


10) Stadtrecht $. 5 u. 7 bei Strobel, I, 560 u. p. 828 $. 87. SEtadtrecht 
von 1349 u. 1270 $. 10 u. 12 bei Mone, Anzeiger von 1887, p. 24 
u. 27. 

11) Stabtredht bei Auer p. 279 8. 44. 

12) Stabtreht von Wien 1221 8.89 und von 1278 bei Lambocher, p. 164. 
von Wiener Neuſtadt, c. 24. und von Heimburg $.7. bei Senckenberg, 
p. 277. Stadtr. von Brünn, c. 28 bei Rößler, p. 850. 

13) Urk. von 1287 $. 5 bei Rößler, p. 169. 

14) Oqhs, II, 84. 

15) Mone, Zeitſchr. VII, 17 u. 18. 

16) Ratbsorbnung von 1328 5. 11 u. 18 bei Lehmann, p. 284. 

17) Pfaff, p. 101. 

18) Urk. von 1482 bei Schilter zu Königsh. p. 1098. und oben $. 281. 

19) Berorbn. von 1839 und Cinungbrief in Rechtsquellen, I, 15, 20 u. 21. 
und bei Odys, II, 84. 

20) Urt. von 1430 $. 43 bei Mone, VII, 18. 

21) Urt. von 1482 bei Edyilter, p. 1098, 
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den Stabtthoren oder, wenn fie Geichäfte in der Stadt hatten, in 
ihrem Gafthofe (in hospitio suo) 22). Eben fo mußten auch in 
Ulm die Fremden die Waffen ablegen, fogar die gebornen Ulmer, 
wenn fie in fremden Dienften ftanden 2%). In Straßburg jollten 
jogar die Wirthe geftraft werben, wenn ſie e8 unterlaffen batten, 
ihre Säfte zum Ablegen ihrer Waffen aufzufordern und fie vor 
den Folgen der Unterlaflung zu warnen 29). 


Zur Erhaltung der Ruhe im Innern der Stadt diente aud) 
die Eintheilung der Städte in Stadtviertel, an deren Spike 
ein oder mehrere Hauptleute geftellt zu werden pflegten (6. 218), 
dann das Abſperren der Straßen mit Ketten und mit au- 
deren Schranken, wie diejes bereits feit dem 13. Sahrhundert 
in Regensburg 25), ſeit dem 14. in Bafel 2e) und feit dem 15. Jahr⸗ 
hundert in Nürnberg zu geſchehen pflegte, um bei Aufläufen das 
Gebränge und bei Straßenfämpfen die Vereinigung der bewaffneten 
Maflen zu verhindern ?7). 


Auh Tag: und Nachtwachen wurden angeordnet. Ur: 
jprünglih waren bie Bürger felbft zu diefen Wachedienften an den 
Stabtthoren u. a. m. verpflichtet. Späterhin wurde aber für den 
täglichen Dienft eine bewaffnete Mannfchaft geworben und bejol- 
bet (6. 129, 130 u, 134), oder e8 wurden auch bewaffnete Raths⸗ 
biener angejtellt, 3. B. in Ulm 2°). Auch dieſe Tag- und Nacht: 
wachen jtanden unter dem Bürgermeifter und Rath, 3. B. in Ra⸗ 
tibor, Schweidnig u. a. m. 2%), bie und dba auch noch unter den 
Einungern, 3. 3. in Ulm. Die Wachen follten von Zeit zu Zeit 
von den Bürgermeijtern, NRathsherren und Einungern vifltirt und 


22) Semeiner, I, 518. Wiener Stabtr. von 1278 bei Lambacher, II, 156. 

28) Jäger, Ulm, p. 438. 

24) Stadtr. 6. 6 bei Strobel, I, 550. Stadtr. von 1249 u. 1270 $. 11 
bei Mone, Anzeigen von 1837, p. 24 u. 27. 

25) Historia ad 1266 bei Pertz, XI, 650. Gemeiner, I, 257 u. 890. 

26) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 121. 

27) Sichenfees, II, 672—675. 

28) Jäger, Ulm, p. 427. 

29) Urk. von 1298 $. 8 und 9 und von 19828 $. 4 u. 7 bei X. u. St. 
p. 421 u. 520. 
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die liederlichen und ſchädlichen Leute verhaftet werden, z. B. in 
Ulm 20) und in Regensburg 21). 

Mit der Nachtwache hängt die gebotene Polizeiſtunde zu— 
ſammen. Da nämlich das zu lange Sitzen in den Wirthshäuſern 
nur zu häufig zu Ruheſtoörungen zu führen pflegte, jo wurde ſchon 
feit dem 14. Sahrhundert eine Stunde beftimmt, an welcher ſich 
bie Spieler und die Zechenden zurücziehen und die Wirthshäufer 
geſchloſſen werden jollten. Das Zeichen dazu wurde von ber 
Rathsglocke gegeben. Und da nach biefem Zeichen Fein Bier und 
fein Wein mehr gefchenft werden durfte, jo nannte man dieſe 
Abendglode eine Bierglode oder Weinglode, 3.2 in Re 
gensburg 22), in München 22), in Frankfurt 3*), in Ulm 25), in Se: 
ligenftabt 3%), in Wiener Neuftadt 2”) u. a. m., ober auch eine 
Wachtglocke (Wahteglode), 3. B. in Straßburg ?®), ober bie 
Teuerglode (Furglocke), 3. B. in Rotenburg 3%). Auch jollte, 
nachdem die Biers, Wein, Wacht⸗ oder Feuerglocke geläutet, nie 
mand mehr ohne Licht auf der Straße gehen, ſeit dem 13. Jahr⸗ 
hundert in Worms 4%) und feit dem 14. Sahrhundert in Regens⸗ 
burg *!), in Nürnberg #2), in Ulm #2), in Ehlingen 4), in Roten- 
burg %), in München 4%), in Seligenftadt 17). Und nachdem die 


30) Rothes Buch bei Jäger, Magazin, II, 504 u. 5086. 

81) Gemeiner, II, 286 f. 

32) Gemeiner, I, 518, II, 143. 

83) Stadtr. art. 3840 u. 507 bei Auer p. 182 

84) Statut von 1852 bei Senckenberg, sel. jur. I, 66. 

85) Jäger, Meg. II, 518. 

86) Srimm, I, 509. 

87) Stadtrecht $. 47. 

88) Stadtr. 8. 8 bei Strobel, I, 551. Stadtr. von 1270 8.13 bei Mone, 
Anzeiger von 1837, p. 27. 

89) Benfen, p. 300. 

40) Urk. von 1287 bei Böhmer, fontes, II, 288. 

41) Gemeiner, I, 512. 

42) Siebentees, IV, 608. 

48) Jäger, Ulm, p. 427 f. 

44) Pfaff, p- 168. 

45) Benſen, p. 800. 

46) Stabdtr. art. 841. 

47) Stimm, I, 508. 
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dritte Rathsglocke geläutet follte fih in Ulm gar niemand mehr 
auf der Straße blicken laſſen weder mit noch ohne Licht 48). 

Auch war ber Öffentlichen Sicherheit wegen das ſchnelle 
Reiten („das Rennen”) in den Straßen bereits feit bem 14. 
Jahrhundert verboten, 3. B. in Nürnberg 49%) unb in Ulm 9). 

Ein Hauptmittel zur Herftellung eines dauerhaften Friedens 
in den Etädten war das Verbot der Zufammenrottungen 
und der Sonderberathbungen ber einzelnen Bürger und 
ber Zünfte. Meiſtentheils wurde dieſes Verbot in den vertrags⸗ 
mäßigen Frierenseinigungen und in den Berfaflungseinigungen 
und Stabtordnungen ausgeſprochen, 3. B. in München 9), in 
Mainz #2), in Speier ®%), in Breslau), in Ehlingen ®%), in Seli- 
genftabt *e) u. a. m. In manchen Städten geftattete man inbeflen 
auch in fpäteren Zeiten noch den Zünften einen Sonderrath 
ohne die Gejchlechter, jedoch nur unter gewiſſen Beſchraͤnkungen zu 
halten, 3.8. in Reutlingen und in fpäteren Zeiten auch wieder in 
Eßlingen ($. 316 u. 350). Die ftürmiichen Berfammlungen und 
Zufammenrottungen waren meiftentheild gegen den Stabtrath ober 
wenigitend gegen die rathsfähigen Gejchlechter gerichtet. Daher 
verordnete der Stabtrath von Regensburg, daß alle Leute, weldye 
etwas zu begehren haben, nur felb ander oder jelb dritt cor den 
Math kommen und, wenn fie von noch mehr Leuten begleitet ſeien, 
nicht empfangen und nicht gehört werben follten 87). 

Die Handhabung der Iffentlihen Ordnung und des Friedens 
führte fchon feit dem 14. Jahrhundert zu einer Beaufjihtigung 
ber Fremden und biefe zu einer georbneten Fremdenpolizet. 
Fremde preßhafte oder fonft verbächtige Leute follten in Regens: 


48) Jäger, p. 428. 

49) Sicbentees, IV, 7886. 

50) Jager, p. 481. 

51) Wablbrief von 1408 in Mon. Boic. 85, II, p. 251—252. vergl. oben 
$. 821. 

52) Friedensbuch um 1480, $. 1 u. 2 bei Mone, vu, 8u9. 

58) Lehmann, p. 280. 

54) Eichenloer, Ehron. von Breslau, I, 87. 

55) Regimentsorbnung von 1316 $. 6 bei Jäger, Magazin, V, 10. 

56) Stadtorbnung von 1527 bei Steiner, Seligenftabt, p. 871. 

857) Gemeiner, I, 514 u. 518. 
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burg gar nicht in die Stadt gelaffen, vielmehr gleich an den Stabt- 
thoren von den Thorhütern zurückgewiefen werben °%). Wenn be: 
waffnete Fremde in die Stadt kamen, follten fie auf der Stelle 
angezeigt, in fpäteren Zeiten ſogar alle Fremden, au wenn fie 
nicht bewaffnet waren, zur Anzeige gebracht werben 9). Schäbliche 
Leute und Leute, denen die Stadt verboten war, follten von niemand 
beherbergt werben, 3. B. in Regensburg 99), in Ulm ®), in Breslau, 
Grottkau und Schweidnig #2). Auch mußte jeder Bürger, der einen Frem⸗ 
ven beherbergte, für ihn haften und ihn vertreten, 3.38. in Ulm ®2). 
Jede Woche jollte ein Mal oder auch mehrmals nach den fchäd- 
lihen Leuten geforfcht, nöthigenfalls auch eine Hausfuhung 
angeordnet werben. Und alle Bürger mußten zu dem Ende ſchon 
feit dem 14. Yahrhundert dem mit der Hausjuchung beauftragten 
Bürgermeifter und den Einungern ihre Häufer öffnen, 3. B. in 
Ulm 6%) und in Regensburg %), was in früheren Zeiten, als noch 
bie Wohnung der freien Leute eine fefte Burg war, gewiß nicht 
‚erlaubt geweſen ift ($. 119). 

Mit der Handhabung des Stadtfriedens hängt auch die Er- 
theilung bes jiheren Geleites in der Stadt zujammen. 
Daher Hatte der Stadtrath in allen jenen Stöbten, in welchen ihm 
die Handhabung des Friedens innerhalb ber Stadt oblag, auch das 
fihere Geleit zu ertheilen. So erhielten die Kaufleute aus Braun⸗ 
Ihweig und aus der Mark Brandenburg, wenn fie mit ihren 
Waaren nad Hamburg Tamen, Schub und Schirm und ficheres 
Geleit von dem Stabtrath ®). Eben fo die Kaufleute aus Braun: 


58) Gemeiner, I, 462. 

59) Gemeiner, I, 518, III, 451. 

60) Gemeiner, I, 518. 

61) Jäger, Mag. III, 508. 

62) Urf. von 1824 $. 17 und von 1328 $.60 bei. u. St. p. 507 u. 527. 

68) Jäger, Mag. IH, 506. 

64) Rothes Buch bei Jäger, III, 504 und 505. — „und wa ſy Hand an⸗ 

„legent oder zu welchem bus ſy komment ba ſol man vor in tür vnd 

„tor vff tun°oder fy fullent das Hus ſtoſſen vnd wen ſy darjnne er: 
„griffent der fcheblich wer den ſullent fie haimen.“ | 

65) Gemeiner, I, 5183. 

66) Ark. von 1258 u. 1288 bei Zappenberg, Urkb. I, 513 u. 660. Nos 
consules et universitas civitatis Hamburgensis notum 
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ſchweig, wenn fie nach Bremen kamen 9). Auch die Städte Mem: 
mingen *%) und München hatten und übten jchon feit dem 14. und 
15. Jahrhundert das Mecht bes ficheren Geleites ). Daher 
brachten die fremden Kaufleute, welche die Jakobidult in München 


beſuchten, Empfehlungsichreiben von ihrem Etadtrath mit, um fie 


dem Schuß und Schirm des Stadtraths von München zu empfeh⸗ 
len. Aus einem ſolchen Schreiben des Stabtraths von Augsburg 
vom Jahre 1406 geht hervor, daß es die Kaufleute Damals noch 
für eine Pflicht hielten, die auswärtigen Märkte und Dulten zu 
befuchen 7%. Auch in Schuldfachen durfte in München nur allein 
ber Bürgermeifter und Rath dem Schuldner Fried und Geleit 
geben. Sogar der Stabtrichter burfte e8 ohne Zuftimmung 
des Stadtratb8 nicht thun?!). Schon von Rechtswegen 
hatten jeboch alle diejenigen ficheres Geleit, welche Gefchäfte halber 
in die Stadt famen, oder dajelbft einkaufen oder Wein, Korn, Salz, 
Holz, Heu u. dergl. m. einführen ober eine Leiftung (&inlager) 


vornehmen wollten 72). Webrigens mußten eine Zeit lang felbft die 


Zandesherrn das Geleit von dem Stadtrath begehren, wenn fie 
fiher durch eine Stabt reiten wollten (6. 129). Daher ließ fi 
auch der König von Dänemark im Jahre 1852 freies Geleit von 
dem Stabtrath zu Lübeck geloben, ehe er e8 wagte in der Stadt zu 


ericheinen 72). 


——— —— — — — — 


facimus quod nos omnes homines et mercatores — ad nos 
cum suis mercaturis veniendi, moram faciendi et ad propria libere 
redeundi sub nostram protectionem et securum no- 
strum conductum recipimus. 

67) Urk. von 1256 bei Rehtmeier, p. 498. 

68) Stadir. von 1396 bei Freyberg, V, 289. 

69) von Sutner, in Abhdl. der Akad. UI, 478. Bairiſche Annalen vom 

Mai 1888, p. 418. 

70) Schreiben von 1406 in Bairiſchen Annalen von September 18883, 
p. 851. „Da bie Bürger und Krämer zu Augsburg ben Markt zu 
„Münden pflihtig find zu befuden mit ihren Leibern und Gü⸗ 
„tern, fo bitte er fie zu fchirmen und zu fügen.“ 

71) Stabtredt, art. 809 u. 458 bei Auer, p. 119 u. 175. 

72) Stabtr. art. 248, 803 u. 879. 

78) Urk. von 1852 bei Mantels, Nübed und Marquard von Weſtenſee, 
p. 45. 
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Bon dem Stabtfrieden, d.h. von dem Rechte auf jenen 
Schuß, ausgenommen waren außer den Geächteten und Ber: 
bannten ?%) auch noch die fchlechten Leute, die Buben und Ruf: 
fiane in Regensburg ?°), die Spielleute und Schaufpieler (mimi) 
und die Öffentlichen Diruen in Landshut 79), in Bajel die Fremden, 
das eigene Hausgefind, die Buben, Spielleute und die böfen Wei- 
ber '7), und in Speier jogar alle diejenigen, welche fich nicht in 
eine Zunft hatten aufnehmen lafjen 9). Es Hatten demnad) alle 
dieje Leute fein Recht auf den ftädtiichen Schutz. Ein eigentlidyer 
Friedbruch war daher an ihnen gar nicht möglid. Es hing viel⸗ 
mehr von dem Ermefjen des Stadtratbs ab, ob und wie weit er 
fie in einem gegebenen Kalle jhüten und ſchirmen wollte Es 
war demnach möglich, daß alle jchlechten Leute, alle Spielleute und 
Schauſpieler, in Speier alle diejenigen, welche in Feine Zunft auf: 
genommen waren, und in Baſel jogar alle böjen rauen von ihren 
Männern und das eigene Hausgeſind von jeiner Dienftherrichaft 
ungeftraft mighandelt und ſelbſt getödtet werden konnten. 


3. Stadtmagiſtrat. 


a) im Allgemeinen. 


§. 484. 


Der Stadtmagiſtrat, beſtehend aus den Bürgermeiftern und 
Ctadträthen, ift, wie wir geſehen, aus den alten Dorfmarkvor: 
ſtehern hervorgegangen oder wenigftend vollftändig an ihre Stelle 


— — — — — — — 


74) Sächſ. Lr. I, 66 a. E. Schwäb. Lr. W. c. 206 a. E. Stadtrecht 
von Augsburg bei Freyberg, p 84. Stadtrecht von Landshut, 8. 16 
bei Gaupp, I, 154. 

75) Gemeiner, IL, 94. 

76) Stadir. von 1279 6. 15. vergl Sächſ. Lr. I, 38 8. 1. 

77) Einungsbrief von 1354 bei Ochs, II, 88 u. 89. „Daß dieſe Finung 
„fein Bürger verihulden mag an einigem Gaft, an jeinem eigenen Haus: 
„gefindc, an Buben, an Spielleuten, noch an böjen Weibern; fie mö- 
„gen aber wohl die Einung verſchulden.“ 

78) Ratbsordn. von 1328, $. 63 bei Lehmann, p. 288. „Wer auch nicht 
„gezünfit hat, an tem frevelt man nicht, und iſt auch in unſerm 
„Schirme nit.” vergl. oben $. 357. 

v. Maurer, Stäbteverfajjung. ILL 11 
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getreten ($. 143—145 u. 159). Die Benennung Stabtmagiftrat 
fommt zwar jchon jeit dem 12. Jahrhundert in einigen Stäbten 
vor, allgemein wurde fie jeboch erſt feit dem 16. Sahrhundert 
($. 151). 

Die Stadträte und Bürgermeifter waren von je ber, mit 
wenigen Ausnahmen, genoſſenſchaftliche, von der Stadtge⸗ 
meinde gewählte Behörden. Die Wahl war urjprünglich ſehr 
einfach. Meiftentheil8 wurde der Stabtrath in direfter Wahl von 
ber gefammten Bürgerſchaft, aljo urfprünglich von ben Gefchlech- 
tern aus ihrer Mitte gewählt (8.153 u. 156). Und es trat dabei, 
fo lange noch das Gefchlechterregiment beftand, eine Art von Ahnen: 
probe ein; indem Niemand in den Rath gewählt werben burfte, der 
nicht nachzumweifen vermochte, in Hannover, daß er von vier Ahnen 
„acht und recht“ geboren fett), in Lübeck, daß er freies Eigen 
befige und feine Nahrung nicht durch ein Handwerk gewinne 
($. 354) u. ſ. w. Seitdem jeboch die Kämpfe der Gefchlechter unter 
ih und der Geſchlechter mit den Zünften begonnen hatten, ſeitdem 
wurden bie Wahlen, wie wir gejehen, in vielen Städten aus allzu: 
großer Vorfiht immer verwidelter ($. 156 u. 157). 

In vielen Städten verließ man das Syſtem ber öfters fehr 
ſtuͤrmiſchen direkten Wahlen und ließ die Stabträthe durch zuvor 
von der Bürgerichaft gewählte Wahlmänner wählen. Diejes 
geſchah in Magdeburg durch fogenannte Köhrherren ober 
Wahlherren ($. 354), in München durch eigene Wähler, jeit 
dem Sahre 1403 durch drei Wähler (6. 321), in Dortmund durd) 
fogenannte Churfreunde, weldhe das Churcollegium bildeten 
(8. 339), in Schweibniß durch Wahlmänner, welde felbjt aus 
einer ſehr verwicelten Wahl bervorgingen (8. 339), in Baireuth 
durch fünf aus dem landesherrlihen Vogt und aus 4 Rathsherren 
bejtehbenden Wähler ’*), in Freiburg durch einen Wahlausichuß 
von neun Mitgliedern ($. 350), in Eßlingen durch fieben Wahl: 
herren ($. 316), in Reutlingen durch ſieben Wahlmänner, bie 
fogenannten Siebener?), in Coesfeld durch acht Wahlmänner, 
bie fogenannten Achtmänner. Jedes Jahr verjammelte ſich 


1) Statut von 1347 bei Andreae, Chronik von Hannover, p. 81. 


1a) Lang, Geſch. von Baireuth, p. 56. 
2) Jäger, Mag. V, 262—265. vergl. $. 850. 
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nämlich dafelbft der alte Rath auf dem NRathhaufe und bie Bür- 
gerſchaft nach den vier Kluchten auf dem Marktplate. Der Rath 
beftimmte aus jeber Klucht acht Wahlgenofien, deren Namen geheim 
gehalten und auf Zettel gejchrieben wurden. Won dieſen Zetteln 
zogen ſodann die acht Gemeinheitgmänner (die eigentlichen Vertre⸗ 
ter der Gemeinde) für jede Klucht zwei heraus. Die auf dieſe 
Weiſe durchs Roos beftimmten acht Wahlmänner, bie fogenannten 
Ahtmänner für die Rathswahl, wurden nun auf bem Rath: 
Haufe in die Wahlftube, wie in Rom die Carbindle ins Conclave, 
eingefperrt und erit nach beenbigter Wahl wieder entlaffen 2). Auch 
in Soeſt geſchah die Wahl durch 12 Wahlberren, durch die foge: 
nannten Ehurberren. Sie verfammelten fich zur Berathichla- 
gung über die Wahl auf dem Rathhauſe, mußten aber daſelbſt bis 
Abends verweilen. Denn fie durften erft in der Nacht und zwar 
ohne Licht nad Haus gehen, wahrjcheinlih um Eorruptionen und 
Intriguen vorzubeugen. Die Wahl felbft geſchah erit am folgen: 
den Tage nach abgelegtem Churherren Eid %). In Rotweil fommen 
zweierlei Wahlmänner vor, fieben Wahlmänner zur Wahl des 
Raths oder des Magiftrats und fünf andere Wahlmänner, die fo: 
genannten Fünfer, zur Wahl der Junftrichter und bes Bürgeraus- 
ſchuſſes 5). In Straßburg endlich und in Bafel wurden die Stabt- 
räthe durch fogenannte Kieſer gewählt ($. 317 u. 348). In Baſel 
hat ſich über diefen Wahlaft ein ganz eigenthümliches Ceremoniel 
gebildet, nach welchem aud in fpäteren Zeiten noch die Bürger: 
ſchaft, wertigftens dem Scheine nad, in einiger Abhängigleit von 
dem Bilchof geblieben if. Am Tage vor dem Wahltage wurde 
nämlich der Wahltag von den vier Gerichts Amtmännern feierlich 
ausgerufen und ber Rath und die Gemeinde auf den anderen Tag 
por den Bifchof vorgeladen. Am anderen Morgen verjammelte 
fi der Rath in dem Biſchofs hof, die Vürgerichaft aber auf dem 
Miünfterplage. Nachdem der Rath im Biichofshof ein für ihn 
bereitete Frühmahl eingenommen, zog derjelbe mit dem Bifchof 
und den Domberren in das Stifthaus neben dem Münfter. 


8) Säteland, p. 63 u. 64. 
4) Gel, p. 118 u. 114. 
5) Säger, Mag. VI, 77 u. 82. 
11* 
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Dort wurden die acht Kiefer gewählt und dieſe fodann auf dem 
Münfterplage in Gegenwart bes Biſchofs und der ganzen Bürger: 
ſchaft beeidiget. Hierauf kehrte der Viſchof mit den Kiefern ing 
Stifthaus zurüd und die Kiefer erwählten daſelbſt den Bürgermei- 
fter und den Rath. Den Bürgermeifter wählten fie aus drei Can: 
didaten, welche der alte Rath den Tag vorher vorgeichlagen hatte. 
Nachdem dieſes gefchehen, erichienen Kiefer und Biſchof wicder auf 
dem Müniterplaße und es erfolgte nun folgende Ceremonie. Der 
Altbürgermeifter trat hervor und bat Seine biichöflidhe Gnaden der 
Stadt einen Meiſter und Rath geben zu wollen, worauf fo: 
dann ber Biſchof die Nanıen ber bereit erwählten Bürgermeijter 
und Näthe verlefen und verfünden ließ und der Stadtichreiber 
ihnen in Gegenwart des Biſchofs und der Gemeinde den Rathseid 
abnahm ©). In diefer Geremonie lag nun, wie bemerkt, der Schein 
einer Abhängigkeit der Nathswahl von dem Bilchof. Daher wollte 
ih die DVürgerfchaft in ſpäteren Zeiten diefer Ceremonie nicht 
mehr unterziehen. Im Sahre 1476 ward fogar im Stabtrath bie 
Trage berathen, ob man ben Biſchof Fünftig noch um die Ernen- 
nung eines Vürgermeifters und Rathes bitten folle oder nicht ?). 
Es blieb jedoch nach wie vor bei diefer, jedenfalls in jpäteren Zei: 
ten ganz leeren und bebeutungslofen Ceremonie ®), 

Anderwärts ließ man den neuen Rath von dem alten Rath 
wählen, 3. B. in Straßburg feit dem Jahre 1382 von dem ab: 
gehenden Rath ($.348), und in Speier von dem ausgehenden Rath 
($. 352). Eben jo in Augsburg, Lucern, in vielen maͤrkiſchen und 
ichleftihen Etäbten u. a. m. von dem alten oder abgebenden 
Nath ($. 348). In Freiberg wählten die zwölf Rathsherren ſechs 
aus der Gemeinde und biefe ſechs wählten dazu ſechs aus ben 
Rathsherren des vorigen Sahres )). In Oppenheim ($. 126 u. 
156) und in Hamburg hatte der Stadtrat) das Recht der Selbit: 
ergänzung 1%). Eben jo in Mainz, wenn ein Rathsherr gejtorben 


6) Ochs, I, 866, 369 u. 870. vergl. oben $. 155. 
7) Ode, IV, 344. 

8) Ochs, V, 268—266. 

9) Stadtrecht, c. 48 bei Schott, II, 279 u. 280. 
10) Lappenberg, Nedisalt. I, Einleitung, p. 34—87. 
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. war !), An Bern follte der große Nath durch die Venner und 
die Sechszehner aus ben Handwerkern gewählt werden ($. 355). 
In Nürnberg wählte der Heine Rath die acht älteren Genannten 
aus dem großen Rath (6.343) und in Ueberlingen hatte der große 
Rath den Meinen Rath und den Bürgermeifter zu wählen ($. 350). 
Sn Lindau wurde der Stabtratb von den Yunftmeiftern gewählt 
($. 354). An Straßburg wählten die Schöffen einer jeden Zunft 
bie Rathsherren aus ihrer Zunft (6.348). Anderwärts hatten bie 
Zünfte wenigftens einen ganz entſchiedenen Einfluß auf die Wah—⸗ 
lm. In Ulm, wo nach dem Schwörbrief von 1327 jeves Jahr der 
Bürgermeifter und ber große Rath neugewählt, der Feine Rath 
aber nur zur Hälfte neu gewählt, alfo jedes Jahr von ben Ge- 
Ihlechtern jieben und von den Zunftmeiltern im einen Jahr acht, 
im anderen neun gewählt werden jollten ($. 316) — in Ulm 
wählten zuerſt die Zünfte auf ihren Zunfthäufern die 8 oder 9 
Zunftmeifter zur Ergänzung des Meinen Raths, und fodann die 80 
neuen Zunftmeifter für den großen Rath. Hierauf traten bie 17 
Zunftmeifter des Fleinen Raths und die 30 neu gewählten Zunft: 
mitglieder des großen Raths mit dem alten Bürgermeifter, aljo 48 
an der Zahl, zufammen und wählten den neuen Bürgermeilter für 
das nächſte Jahr. Nach der Wahl mußte der neue Bürgermetter 
in die Hände bes alten Bürgermeifters den Amtseid jchwörent. 
Nach beendigter Pürgermeifterwahl traten die Zunftmeifter und 
Zunftmitgliever aus dem kleinen und großen Rath, aljo 47 an der 
Zahl, mit dem neuen Bürgermeifter zufammen und wählten bie 10 
Sefchlechter in den großen Rath und an die Stelle der 7 aus dem 
Heinen Rath ausgetretenen Gefchlechter fieben neue 12). Auch foll- 
ten die 7 neuen Rathsherren aus den Gejchlechtern erft, nachdem 
ihre Tüchtigfeit in einer geheimen Sikung bes Tleinen Raths ges 
prüft worden war, in dem Rath zugelafien werden 12). Die Raths⸗ 
wahl in Ulm lag demnach ganz in den Händen der Zünfte In 
Kaufbeuren 1%) und in allen anderen Städten, in welchen das 
Zunftregiment vollftändig gefiegt hatte, wählten die Zünfte ben 
Bürgermeifter eben jowohl wie ben Stabtrath. 


11) Urf. von 1244 Nr 8 bei Guden, I, 581. 

12) Schwörbrief von 1827 bei Jäger, Ulm, p. 471. vergl. 245 ff. 
13) Ratbeihluß von 1898 bei Jäger, Magazin, III, 496 u. 497. 
14) Jäger, Mag. V, 858 ff. 
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Meiftentheil8 wurden auch die Bürgermeifter auf biefelbe 
Weiſe gewählt wie die Nathsherren entweder durch die gefammte 
Bürgerfhaft oder durch die Wahlmänner, umd in jenen Städten, 
in welchen bas Zunftregiment eingeführt war, durch die Zünfte. 
In fehr vielen Städten überließ man es aber: auch dem Stabtrath 
ſelbſt den oder die Bürgermeijter aus ihrer eigenen Mitte zu 
wählen. 


Eidesleiftung und Schwortag. 
$. 435. 


Nach beendigter Wahl erfolgte bie Beeidigung der neu ge 
wählten Rathsherren und Bürgermeifter meiftentheil8 vor der ver: 
jammelten Gemeinde, in Worms am St. Matinstage!) und in 
Ulm einige Wochen vor St. Georgi ?). In vielen Städten wur: 
ben indefjen nicht bloß die neu gewählten Bürgermeifter und Stabt- 
räthe, fondern zu gleicher Zeit auch die gefammte Bürgerichaft 
beeidiget. Man nannte den Tag, an welchem dieſe Eidesleiſtung 
ftatt hatte, den Schwörtag. Und in fehr vielen freien Städten 
und in den Reichsſtädten wurbe jedes Jahr ein ſolcher Schwörtag 
gehalten. Es war dieſe Beeidigung der gefammten Bürgerichaft, 
welche im Grunde genommen nichts anderes als eine jedes Jahr 
wieberfehrenbe Leiftung des Bürgereides gewejen ift (6. 369, 385 
u. 386), eine Huldigung, welche die Gemeinde dem neugemwähl- 
ten Gemeindevorſtand darbrachte, und welche nicht wenig zur Ein⸗ 
tracht zwilchen dem Gemeindevorſtand und der Gemeinde ſelbſt bei⸗ 
getragen Hat. Nachdem nämlich die neugewählten Bürgermeifter 
und Gemeinberäthe ber verfammelten Bürgerfchaft ben Amtseib 
geleiftet hatten, huldigte diefe ihrem neuen Gemeindevorftand, indem 
te ihm den Eid der Treue und des Gehorjams Ieiftete, alfo den 
bei der Bürgeraufnahme bereitS geleifteten Bürgereid wiederholte. 
Solche jedes Jahr wiederkehrende Schwörtage findet man feit dem 
13. Jahrhundert in Freiburg ?), fpäter aber auch in Reutlingen 


1) Bergleidh von 1386 und Rachtung von 1519 $. 12 u. 18 bei Schan- 
nat, II, 200, 821 u. 441. und oben $. 155. 

2) Schwörbrief von 1327 bei Jäger, Ulm, p. 741. vergl. 245 u. 247. 

8) Stadtrecht von 1293 u. 1892 bei Schreiber, I, 184, II, 91. 
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und Kaufbeuren *), in ERlingen ®), in Nordhauſen 9), in Weklar?) 
u. a. m. Man nannte diefe Schwörtage öfters auch Eidtage, 
z. B. in Göttingen Eydbage®), in Lüneburg Eddadye®) und in 
Hamburg Eeddaghe 1%). Auch in Speier wurde nach dem Auf: 
ftande vom Jahre 1830 zur Wieberherftellung der Ruhe und zur 
Befeftigung der neuen Verfaſſung im Jahre 1331 ein folder Schwör- 
tag eingeführt, im Jahre 1512 aber nach einem neuen Aufitand 
wieder abgejchafft 1). In manchen Stäbten wurden zwar nicht 
jedes Jahr, vielmehr nur in Zeiten der Gefahr und zur Wieber- 
herſtellung der Einigkeit in der Stadt ſolche Schwörtage gehalten, 
3. B. in Braunfchweig 12). In einigen Städten hing dieſe Eides⸗ 
leiftung mit der urfprünglich der Grund⸗ oder Landesherrichaft ge 
jchuldeten Huldigung zufammen. Und auch in jpäteren Zeiten 
haben fich zuweilen noch Spuren biejes ehemaligen Zuſammenhangs 
erhalten. In Straßburg nämlich, wo der Gemeinderath urſpruͤng⸗ 
lich, wie wir gejehen, von dem Biſchof ernannt worden tft, mußte 
ihm auch der Amtseid geleiftet werben 12). Seit dem Never von 
1268 ſollte aber der Eid nicht mehr ihm felbft, ſondern nur noch 
in feiner Gegenwart geletftet werben ($. 52 u. 154). Ob nun zu 
biefer Eidesleiftung auch jchon die Bürgerſchaft beigezogen und 
dieſe ſodann ſelbſt beeidiget worden iſt, wird zwar nicht gejagt, it 
jedoch jehr wahrjcheinlih, indem die Beeidigung der Bürgerjchaft 
im Bifhofsgarten und auch in fpäteren Zeiten nody in Gegen 
wart des Biſchofs ftattgehabt hat. Sehr wahricheinlich wurden 
nämlich urfprünglich beide Eide, der Hulbigungseid und der Bür⸗ 
gereid, zu gleicher Zeit, und daher im Bilchofsgarten und, nachdem 
ber Huldigungseid unterblieben, ber Bürgereid noch in Gegenwart 


4) Jäger, Magazin, V, 268 fi. u. 858. Walch, II, 298 u. 814. 
5) Pfaff, p. 597 f. 

6) Förflemann, Chron. von Norbhaufen, p. 187 u. 188. 

7) Bergleih von 1898 6. 18 bei von Ulmenftein, I, 511. 

8) Pufendorf, III, 210. 

9) Pufendorf, II, 190. . 

10) Westphalen, IV, 8008. 

11) Lehmann, p. 281 u. 616. vergl. $. 817. 

12) Rehtmeier, Chr. p. 1158. 

13) Grandidier, II, 87. Not. o. 
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des Biſchofs geleiftet. Daß aber mit dem von ber Bürgerfchaft zu 
leiftenden Eibe urſprünglich auch noch ein Huldigungseid verbunden 
gewejen fein muß, geht auch rioch aus dem Umſtande hervor, daß 
der Eid erft dann geleiftet zu werden brauchte, wenn der Biſchof 
jelbft beichiworen hatte, die Nechte und Privilegien der Stabt be⸗ 
wahren zu wollen. Jedenfalls wurde bie Bürgerfchaft fchon feit 
ber im Jahre 1332 geänderten Verfafjung zur Eivesleiftung berufen. 
Und e8 wurbe feitbem jedes Jahr ein Schwörtag gehalten, an 
welchem der neu gewählte Rath der Rürgerichaft den Amtseid, und 
bie Bürgerfchaft dem Stadtrath den Bürgereid leiften mußte !*). 
Die Eidesleiftung der Bürgerfchaft hatte anfangs noch in dem 
Biichofsgarten ftatt. Ste wurde aber im Jahre 1358, feitbem ber 
Stadtrat) unabhängiger von dem Bifchof geworden war, auf den 
Münfterplag verlegt 16). Die Ceremonie der Eidesleiftung hatte 
aber auch in fpäterer Zeit, jelbft nach der Reformation nod in 
Gegenwart des Bilchofs oder feiner Räthe ftatt. Da jedoch vor 
ber Beeidigung des Rathes und der Bürgerfchaft ver Biſchof jelbft 
ihwören mußte, bie Nechte und Privilegien der Stabt bewahren 
zu wollen, diefer Eid aber im Jahre 1663 von dem damaligen 
Biſchof verweigert worden tft, fo wurden ſeitdem auch die Biſchöfe 
und ifre Räthe nicht mehr zu dem Schwörtage geladen 1%). Auch 
in Bafel hatte wahrfcheinlih der Biſchof urfprünglic das Recht 
ven Stabtrath zu ernennen ($. 155). ebenfalls mußte ihm auch 
in fpäteren Zeiten noch ber Amtseid von dem Stadtrath geleitet 
werben 17), jo wie denn auch dem Kaiſer jelbft der Vogtei wegen 
ber Amtseid von dem Stabtrath geleiftet werben mußte). Ob 
nun zu gleicher Zeit mit diefem Amtseide (dem Rathseide) dem 
Biſchof auch der Huldigungseid geleiftet worden ift, willen wir 
nicht. Es ift jedoch wahrfcheinlich, da auch in-fpäteren Seiten noch 
der Bürgereib in Gegenwart des Biſchofs geleiftet werden mußte. 
ebenfalls geſchah es aber nicht mehr feit dem Ende des 14. Jahr⸗ 


14) Cloſener, p. 101. Königehoven, p. 805 u. 808. Ueber die Yörmlidy: 
feiten dieſer @idesleiftung vergl. eqgd. p. 1098 u. 1099. 

15) Cloſener, p. 108 u. 107. Koͤnigshoven, p. 308. 

16) Grandidier, Il, 96 u. 97. . 

17) Rathseid vun 1899 bei Ochs, I, 882, V, 266. 

18) Ochs, I, 495, 496, 1V, 226. 
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hunderte. Nach der Hanbfefte von 1399 follte nämlich jedes Jahr 
nach der Bürgermeifter- und Rathswahl ein Schwörtag gehalten 
werben, an welchem der Stadtrath dem Bilchof und der Bürger: 
Ichaft den Rathseid leiften und ſodann bie auf dem Münſterplatze 
verjammelte Bürgerichaft den -Bürgcreid, zwar noch in Gegenwart 
des Biihofs, nicht aber ihm, vielmehr dem neu gewählten Bürger: 
meifter und Rath leiften mußte 1%. Hinſichtlich der Leiftung bes 
Ratheides ift e8 auch in fpäteren Zeiten noch bei dem alten Ser: 
fommen geblieben. Nur wurbe die Gereinonie von dem Müntiter: 
plate auf den Petersplag verlegt 20). Der Bürgerfchwörtag da⸗ 
gegen wurde fpäterhin abgefchafft und ftatt deſſen die jährliche 
Leiftung des Bürgereibes in den Zunfthäufern eingeführt 21). Auch 
follte feit dem Jahre 1367 der Bürgereib nicht mehr dem Stabt- 
rath felbft, vielmehr in die Hände bes Oberftzunftmeifters 22), und 
eine Zeit lang auch noch in die Hände bed Ammanmeifters ge- 
ſchworen werden 22). Es fcheint demnach, daß in Straßburg und 
in Bafel der dem Landesherrn fchuldige Huldigungseid urjprünglich 
zu gleicher Zeit mit dem dem Stabtrathe zu leiftenden Bürgereide 
an dem Echmwörtage geleiftet worden ift, daß aber fpäterhin, nach⸗ 
dem jene Städte freier und unabhängiger geworben waren, ber 
Huldigungseib unterblieben, und nur noch der Bürgereib geblieben 
ift, welcher aber dem Stabtrath, lange Zeit jedoch noch in Gegen⸗ 
wart des Landesherrn, gejchworen werden mußte, was noch an 
ben ehemaligen Zufammenhang beider Eibe erinnert. 

Nah der Eidesleiftung folgten Feſtlichkeiten mancherlei Art. 
An Reutlingen endigten die Wahlfeierlichkeiten mit einem feierlichen 
Sotteedienft und mit milttärifchen Ehren, welche den neuen Bürger: 
meiftern und Rathöherren von der bewaffneten Mannfchaft erwie- 
fen zu werben pflegten 2%). In Ulm machte der neue Bürgermeifter, 
welcher immer ein Gejchlechter war, jeder Zunft ein Geſchenk mit 
Ofterfladen und kam fodann felbft in die Zeche und ſetzte fich eine 


19) Ode, I, 870, 382, 888, II, 210. 

20) Ochs, 1, 870, V, 265 u. 266. 

a1) Ode, I, 870. 

23) O6, II, 210, 264, 802, III, 72, 166, V, 351. 
28) Ode, III, 72. 

24) Jäger, Mag. V, 273. 
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Zeit lang neben den Zunftmeifter hin 25). WMeiftentheils wurde 
aber nun nach althergebrachter Sitte tüchtig gezecht, in Eßlingen 
auf der Bürgerftube 2%), in Kaufbeuren u. a. m. in den Zunft: 
häufern 27), in Göttingen auf dem Rathhaufe felhft, und man 
nannte bafelbft diefe Mahlzeit die Rathmannskoſte 2), Und in 
Worms, wo die Wahlhandlung drei Tage lang dauerte, endigte 
fogar jede Wahlhandlung mit einem Eſſen 29). 


b) Bürgermeißter. 
§. 486. 


Der Bürgermeilter war in der Stabtmark daſſelbe, was in 
den alten großen Marken ber oberite Markbeamte gewelen ift 1). 
Er war ber erſte genofjenjchaftlide Vorfteher der Stadtmark und 
hatte daher den Vorſitz im Stadtrath und die oberfte Leitung ber 
genoflenfchaftlihen Gejchäfte. In vielen Städten gab e8 nur einen 
Bürgermeifter, in anderen zwei, ober drei z. B. in Ulm, ober 
auch vier, 3. B. in Straßburg vier Städtemeilter und in Erfurt 
vier Rathsmeiſter 2); in Weißenburg acht Bürgermeifter, von denen 
jedes Jahr vier und zwar abwechfelnd ein viertel Jahr regierten, 
ſo daß demnach jedes viertel Jahr ein neuer VBürgermeilter zum 
Regiment kam ($. 350), in Hildesheim zwölf Bürgermetjter 
(proconsules) und in Nürnberg jogar ſechsundzwanzig Bür- 
germeilter, von denen jedoch in Hildesheim immer nur ein Bürger: 
meifter und in Nürnberg zwei, ein alter und ein junger Bürger: 
meilter das Negiment führten 2). In Braunfchweig ftanden fieben 
Durgemeifter (burmeftere) an der Spige der fünf Weichbilbe, aus 
denen die Stabt beitanden hat, nämlich je zwei an ber Spißge ber 
Altſtadt und des Hagen, und je einer an ber Spite ber Neuftabt, 


25) Jäger, Ulm, p. 247. vergl. $. 349. 
26) Pfaff, p. 587 u. 588. . 
27) Jäger, Diag. V, 858. . 
28) Havemann, I, 626. 
29) Schannat, II, 441. 
1) Weine Seid. ver Markenverfaſſung, p. 198. ff. 
2) Statut, c. 42 bei Wald, I, 119. 
8) Havemann, 1, 628. Not. vergl. oben $. 848, 
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der Altenwiel und bed Sad. Der regierende Burgemeifter ber 
Altitadt Hatte im Namen bes gemeinen Naths das Wort zu führen 
und wurbe daher des Raths Worthalter genannt*). Auch ihre 
Benennung war uriprünglich ſehr verſchieden. Späterhin bildet 
jedoch der Titel Bürgermeifter die Regel. In manchen Städten 
bat ſich indeflen auch der Name Schultheiß als bie Benennung 
des genoſſenſchaftlichen Gemeindevorftehers erhalten (F. 162). 

Sp lange die Stabtmarkgemeinde eine Geichlechtergemeinbe 
war, fo lange mußte natürlich auch ber Bürgermeifter ein Geſchlech⸗ 
ter fein. Denn er war ja ber Vorfteher der Gefchlechter. In vie: 
len Städten ift berjelbe aber auch nach dem Siege der Zünfte noch 
ber eigentliche Vorftand der Gefchlechter geblieben, ober er mußte 
wenigftens aus den Gejchlechtern gewählt werben. Dies war in 
Bajel, Straßburg, Ulm, Nürnberg, Regensburg u. a. m., insbe⸗ 
fondere auch in Frankfurt der Fall, indem bafelbft einer der beiden 
Bürgermeilter aus der Schöffenbant, der andere aber aus ber Bank 
der Gemeinde, beide aljo aus den Gefchlechtern genommen werden 
mußten ($. 342). Anderwärts follte auch nach dem Siege ber 
Zünfte noch Einer der beiden Bürgermeifter aus den Gejchlechtern, 
der Andere aber aus den Zünften oder aus der Gemeinde genom- 
men werden, 3. B. in Worms, in Augsburg, in Eoblenz u. a. m. 
($. 155, 315 u. 350). In Weplar follte von ben beiben Bürger- 
- meiftern jedes Jahr der Eine aus den Schöffen und der Andere 
aus dem Rath gewählt werden ®). In einigen Städten hatten auch 
die Zünfte ein eigenes Oberhaupt in der PBerjon des Oberjtzunft- 
meifters oder Ammeifters erhalten. UNd dann gehörten auch dieſe 
mit zu den Häuptern der Stadt. Die Bürgermeifter behielten 
jedod den Vorrang vor ihnen. Denn nur allein in Straßburg ift 
ber Ammanmeifter jeit dem Jahre 1482 auch noch über die vier 
Bürgermeifter oder Städtemeifter hinauf an die Spitze ber ftäbti- 
ſchen Verwaltung geftiegen ($. 380 ff.). In Regensburg, wo bie 
Bürgermeilter fortwährend aus den Gefchlechtern gewählt zu wer: 
den pflegten, waren bie Bürgermeifterwahlen zu einem ewigen Zank⸗ 
apfel unter ben Gejchlechtern geworden. Nach dem Sturze ber 


4) Ordinarius senatus Brunsv. von 1408 6. 6. bei Leibnits, III, 450. 
5) Bergleih von 1898 $. 5 bei Ulmenflein, I, 504. 
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allmächtigen Auer wurde daher im Sahre 1334 beichlofien Teinen 
Einheimishen mehr zum Bürgermeifter zu wählen %. Damit 
waren die Streiligfeiten unter den Gefchlechtern beendiget. Und 
über hundert Jahre forgten nun Auswärtige für das Wohl der 
Stadt befler als die einheimischen Bürgermeifter vordem gejorgt 
hatten. Ceit 1429 findet man in Regensburg Feine Bürgemeiiter 
mehr an der Spige ber ftähtifchen Verwaltung. Die oberfte Leis 
tung des Stadtregiments ging vielmehr über in die Hänbe bes 
älteften und würbigften Mitgliedes des Stadtraths, des Kammes 
rers, zu welchem fett dem Sahre 1453 noch ein zweiter Kam: 
merer gelommen ift 7). 

Die Amtsgemwalt ber Bürgermeifter war urfprünglich nicht 
groß. Denn bie eigentliche Verwaltung lag in den Händen des 
Stadtraths. Allentbalben hatten fie jedoch den Vorfi im Stabt: 
rath, den Vollzug der bafelbft gefaßten Beichläffe und die Beſor⸗ 
gung der minder wichtigen laufenden Geſchäfte. In ben meiften 
Städten ſtieg jebeh nad und nach ihre Gewalt ($. 162). In 
Coesfeld hatten die beiden Bürgermeifter außer dem Vorfig im 
Stabtrath die Auffiht über alle ftädtifchen Anftalten und Behörden. 
Sie nannten fi) daher auch die oberften Kämmerer und die ober- 
ten Verwahrer des heiligen Geiftes, d. h des Armenhaufes zum 
b. Geift. Sie führten das ftädtifche Siegel, bewahrten die Schlüflel 
ber Stadtthore und waren auch Beifiter des Stadtgerichtes ®). 
In Nürnberg rvegierten die beiden Bürgermeifter in ber Regel ganz 
allein. Denn die acht Genannten des einen Raths follten nur 
in gewiffen Fällen, alfo bloß ausnahmsweiſe beigezogen werben 
($. 348). Allenthalben hatten die Bürgermeifter einen Hauptan- 
theil an der Handhabung der öffentlichen Sicherheit und des Stabt: 
friebens (8. 4382). Eie ftanden daher an der Spike der Eicher: 
heitöpolizet und jeder anderen nach und nach in den Städten fi 
bildenden Polizei, 3. B. in Speier ?), in Ulm 10), in Coesfelb 11) 


6) Semeiner, II, 1. Urk. von 1334 bei Freyberg, V, 116. 

7) Semeiner, III, 1, 215 u. 218. 

8 Eökeland, p. 64. 

9) Rau, II, 12. 

10) Jäger, Ulm, p 268. . 
11) Söfeland, p. 60 ff. 
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u.a. m. In manden Städten hatten fie auch Gerichtsbarkeit 
über Maß und Gewicht, über die Bäder, Wollenweber und andere 
Zünfte und über Heine Polizeihändel. Und die von ihnen ausge: 
Iprochenen Geldbußen gehörten ſodann der Stadt, 3.8. in We 
jel 12), in Koͤln 123). In Speier erhielten fie feit dem Ende des 
13. Jahrhunderts fogar eine Gerichtsbarkeit in Schuld: 
jahen und in anderen geringeren Streitfadhen. Als näm- 
ih während der Streitigkeiten tes Biſchofs mit der Stadt, feit dem 
Sabre 1291, der Bischof fich weigerte einen Schultheiß zu ernennen, 
die Stadt aber doch nicht ohne Gericht bleiben Tonnte, ernannte 
der Stabtrath ſelbſt einen Schultheiß und bie Bürgerjchaft (uni- 
versi cives et incolae civitatis) machte die Verordnung (Einung), 
daß über Schuldfachen auch vor den Bürgermeiltern verhandelt 
werden dürfe (einunga, ut si aliquis ex eis sibi dicat alterum 
aliquali debito obligatum, quod ipse hoc intimaret civium 
magistris, et iidem ipsum debitorem ad se vocarent —) 19), 
So entitand die Gerichtsbarkeit der Bürgermeifter in geringen 
Streitſachen, weldye nicht wenig dazu beitrug, die Gerichtsbarkeit 
des bifchöflichen Schultheiß mehr und mehr zu untergraben. Die 
Bürgermeifter in Speier hielten urfprünglich ihre Sigungen dffent- 
ih vor dem Kaufhauſe unter einem Schopf, jpäter aber 
in dem Rathhauſe, in der fogenaunten neuen Stube “Die 
Parteien trugen ihr Anliegen felbjt vor und wurden mündlich bes 
ſchieden oder, wenn die Sache zu fchwierig war, vor den Stadt— 
rath verwiefen. Auch hatten die Parteien das Recht von ihrem 
Spruch an den Stadtrath zu appelliren 18). 

Eine öffentliche Gewalt und öffentliche Gerichtsbarkeit hatten 
bie Bürgermeifter aber nirgends und eben jo wenig eine grundherrliche. 
Die öffentliche und grundherrlihe Gewalt lag vielmehr urfprünglich 


12) Privilegium von 1277, c. 28 u. 24 bei Wigand, Archiv, IV, 411. 
Jurgia, defectum mensurandi et pistrandi magister civium judi- 
cabit. 

18) Urk. von 1230 bei Ennen, Quellen, Il, 128. Schiebſpruch von 1258 
Nr. 26, eod. II, 383 u. 898. rüber übten die Officialen ber Richer⸗ 
zeche biefe Gerichtsbarkeit. Ennen, Geſchichte von Köln, I, 545. 

14) Lehmann, p. 574 u 575. vergl. Rau, I, 17. 

15) Lehmann, p. 271 u. 288. 
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allenthalben in den Händen von öffentlichen und grunbherrlichen 
Beamten, wie in den alten großen Marten, fo in&befondere auch 
in den Stabtmarfen, 3. B. in Dürkheim! Dafelbft ftanden 
neben dem Rath der Acht, dem fpäteren Stadtrath, welcher die 
marfgenofjenfchaftlichen Angelegenheiten zu beforgen hatte, noch ein 
Vogt und ein Schultheiß zur Beforgung der Hffentlihen und herr: 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Eben jo in Köln neben dem geno]: 
fenichaftliden Bürgermeifter und Rath noch ein Burggraf ober 
Stadtgraf umd ein Schultheiß, welcher auch Vogt genannt worden 
it; in Worms ein Stabtgraf und ein Schultheiß; in Speier 
ein Vogt und ein Schultheiß; in Straßburg ein Burggraf, ein 
Vogt und ein Schultheiß; in Bafel ein Bogt und ein Schultheiß; 
in Augsburg ein Burggraf und cin Vogt; in Nürnberg ein 
Burggraf und ein Schultheiß; in Regensburg ein Burggraf und 
ein Schultheiß; in Magdeburg ein Burggraf und ein Schul: 
theiß; in Hamburg, in Bremen und in Lübeck ein Bogt; auch 
in Freiburg im Breisgau.) und in Bamberg neben bem 
Bürgermeifter ein Schultheiß 1%); in Ehenheim neben dem tri- 
bunus ein Schultheiß !9) und in Rotenburg am Nedar neben dem 
Stadtrath noch ein Echultheiß und ein Kaiferliher Meier, wel: 
her daſelbſt die Kaiferlihen Hofgüter zu bauen und die Hofange: 
legenheiten zu bejorgen hatte 20). Urſprünglich ftanden die öffent: 
Iihen und herriähaftliden Beamten über den Bürgermeiltern und 
hatten den Vortritt vor ihnen. Erſt feit dem Steigen der Stadt: 


16) Meine Geſch. ber Markenverfaffung, p. 198, 297—299 u. 878. 

17) Urt. von 1298 bei Schreiber, I, 124 fi. 

18) Zöpfl, das alte Bamberger Necht, p. 79 u. 80. 

19) Urk. von 1312 bei Schoepflin, II, 101. 

20) Ungebrudter Vergleich der Amtleute mit bem Stabtratb von 1541 
art. 2. „Wurde fi aud zutragen, das ber Kunigklichen Mayeſtatt 
„mayr zu Rotemburg fo feiner mayeflatt hofgueter bafelbs jun— 
„haben vnnd bawen, in dem bing fo gewonblid vor der Erundt 
„von wegen des ſchnits vnnd arnndens jerlich gehalten, den vorſchnit 
„begern wurben, ber fol jnen albegen on, eintrag zugelaffen vnnd da= 
„tauff durch den jchulthaiffen auch die verorbneten vom Rat ber Ge: 
„mayndt offennlichen verfhundt vnnd an brey phundt haller gepotten 
„werden, mit jrem fchneiden vnnd arnnden ſtilltzuſteen.“ vergl. oben 
$. 400. 
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gemeinben ftiegen mit der Genoſſenſchaft auch die genofjenichaft- 
lichen Beamten, zuletzt über die öffentlichen und berrichaftlichen 
Beamten hinauf. Und es ftanden ſodann die Bürgermeifter an der 
Spite des gefammten Stadtregiments ($. 161). 


c) Stadtrath. 


6. 437. 


Der Stabtrath ift, wie wir gefehen, aus den alten Ortsmark⸗ 
vorjtehern hervorgegangen oder wenigftens an ihre Stelle getreten 
($. 143 ff.). Die Anzahl der Stabträthe war in früheren unb 
fpäteren Zeiten fehr verjchieden. Meiſtentheils beitand jedoch der 
Stadtrath aus 12 Mitgliedern ($. 151). Oefters beitand er aber 
aud aus mehreren Abtbeilungen. Da nämlich in wichtigeren Fäl- 
len, zumal wenn fie rechtlicher Natur waren, auch die Schöffen von 
dem Rath beigezogen zu werben pflegten, jo bat fi in manchen 
Stäbten eine eigene aus Echöffen bejtehende Abtheilung, eine joge- 
nannte Schöffenbanf, gebildet, 3. B. in Franffurt am Main 
und in Goͤrlitz, und vorübergehend auch in Ulm und Magdeburg 
($. 161). In anderen Städten bildete ſich feit dem Siege der 
Zünfte eine eigene Abtheilung für die Nathsherren aus den Zünf— 
ten, 3. B. in Straßburg, wo die Rathsherren aus den Gejchlech: 
tern auf der Oberbank, die Rathsherren aus den Zünften aber 
auf der Niederbant faßen ($. 348). Eben jo in Frankfurt, wo 
fi neben der Schöffenbant und der Bank der Gemeinde 
für die rathsfähigen Gejchlechter auch noch eine Handwertsbant 
für die rathsfähigen Zünfte gebildet hat ($. 342). In Züri, in 
Magbeburg, in Braunfchweig und in Speier beſtand der Stabtrath 
aus drei Abtheilungen oder aus drei Räthen, welche abwechjelnd 
nach einander das Regiment führten und nur bei wichtigeren An: 
gelegenheiten zu einem größeren Rath vereiniget werden jollten !). 

Die Rathsherren führten urſprünglich ſehr verfchiedenartige 
Namen bis zulest der Titel consul oder Rathsherr allgemeine 
Aufnahme fand. Den Stabtrath jelbft nannte man aber insgemein 


1) Savemann, Geld. von Braunfchweig, I, 616. vergl. oben 8.812, 818, 
822 u. 582. 
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einen Rath oder consulium ($. 151). Erſt jpäter, ſeitdem zur 
Repräjentatton der Stadtgemeinde noch ein zweiter größerer und 
weiterer Rath binzugelonmen war, nannte man den Stabdtrath, da 
er die laufenden Geſchäfte zu beforgen und das eigentliche Regiment 
zu führen hatte, einen regierenden Rath, oder auch einen Pri— 
vatrath, 3. B. in Köln ($. 59), einen engen Nath, 3. 2. in 
Köln, Züri, Rotweil u. a. ın. (8. 59, 60, 311, 346 u. 350), 
einen Meinen Rath, 3.2. in Augsburg, Ulm, Ehlingen, Nürn- 
- berg, Schaffhaufen u. a. m. ($. 315, 348, 346 u. 350), eincn in: 
neren Rath, 3. B. in Münden, Weberlingen u. a. m. ($. 321 
u. 350) oder auch einen rehten Rath, 3. B. in Eflingen und 
Reutlingen ($. 316 u. 350). | 

Der Ort, wo fi der Stadtrath zu verfammeln pflegte, war 
urfprünglid, der Marktplag oder ein anderer öffentlicher Plag in . 
der Etabt, oder der Kirchhof, zuweilen auch das Gerichtshaus, 
und in grundherrlichen und gemifchten Städten der berrichaftliche 
Fronhof, 3. B. in Etraßburg die alte Pfalz und in Worms der 
Biſchofshof oder der Bilchofsfaal und fpäter, feitbem eigene Math: 
häufer gebaut wurden, in der Regel das Rathhaus ($. 188). Nur 
ausnahmsweiſe verammelte ſich der Stadtrath auch an einem an- 
deren Ort, 3. B. in Bafel auf der Rheinbrüde oder auf dem 
Fiſchmarkte zur vorläufigen Beiprehung der Gejchäfte ?) und 
im Auguftiner Klofter zur Wahl der Naths Kiefer . In Eal;: 
wedel verfammelte ſich der Stadtrath öfters auch auf dem Bier— 
Teller, was jedoch zu Unordnungen und fodann zu einem landes⸗ 
herrlihen Verbot geführt bat ®). 


$. 438. 


Die Amtsgewalt des Stadtraths war urſprünglich fehr 
Mein. Denn wie die Marfgemeinden überhaupt, fo beforgten auch 
die Stadtmarkgemeinden unter dem Vorſitz ihrer Vorfteher uriprüng- 
ih alle oder wenigftens die wichtigften Angelegenheiten ſelbſt !), 
oder fie überließen die Beforgung der Stadtangelegeuheiten den 


2) Ode, V, 15. Note. 

8) Ochs, V, 264. 

4) Berhandlung von 1485 bei Zimmermanu, II, 289 

1) Meine Geſch. ber Markenverfaffung, p. 271 und oben $. 399. 
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angefehenften Bürgern, wie dieſes in Erfurt der Fall geweien fein 
fol 2) und wie e8 auch in Bonn der Fall war, bis denjelben (ben 
majores universitatis) wegen der heranmwachjenden Bevölkerung im 
Sahre 1285 geftattet worden ift einen ftändigen aus 12 Mitglie: 
dern beftehenden Stabtrath zu wählen 2). Der Stabtrath ift, wie 
wir gejehen, an die Stelle der alten Ortsmarkvorſteher getreten. 
Er hatte daher auch biejelbe Kompetenz. Wie die- Ortsmarkoor: 
fteber die Angelegenheiten der Ortsmark, jo bejorgte der Stadtrath 
bie Angelegenheiten der Stadtmark (8. 143—145). Der Stadt- 
rath war demnach gleich von Anfang an feine bloße Polizeibehörbe 
wie diefes Eichhorn geglaubt hat *). Er war vielmehr eine ge: 
noſſenſchaftliche und zwar eine markgenoſſenſchaftliche 
Behörde. Er hatte daher anfangs bloß die marfgenofienichaftlichen 
Angelegenheiten zu bejorgen. Seit der Erweiterung ber Genoflen- 
ihaft und feit der Vermehrung der genofienfchaftlihen Angelegen- 
heiten bat fich jedoch auch die Gewalt diefer genoflenfchaftlichen 
Behörde erweitert und vermehrt, in der einen Stadt früher in ber 
anderen fpäter nad) dem jebesmaligen Bebürfniffe. Und es lag 
jodann das eigentlihe Stabtregiment in den Händen bes Stabt- 
raths, weldyer im Namen und aus Auftrag der Stabtgemeinde bie 
Angelegenheiten der Stadt zu bejorgen und bas Regiment in ber 
Stadt zu führen hatte, 3. B. in Speier®), in Emmerich 9), in Lü- 
bei 7) u. a. m., insbejondere auch in Erfurt. Denn die Bürger, 


2) Erphord. Antiquit. Variloquus ad an. 1255 bei Mencken, 11, 486 
u. 487. Eodem anno cives Erfurt qui summi burgenses 
dicti sunt, quibus ab antecessoribus suis cura civitatis commissa 
erat, statnerunt, ut singulis annis duodecim — eligerentur, qui 
consules nominarentur. 

8) Urk. von 1285 bei Lacomblet, Il, 471 u. 472. — quod opidani maio- 
res universitatis duodecim personas vel infra, legales et fide- 
dignas, eligant infra opidum — vergl. oben $. 67. 

4) Eichhorn, D. Pr. R. $. 378. 

5) Urf. von 1198 bei Remling, p. 187. — qui per juramentum ad 
hoc constringuntur, ut universitati, prout melius possint et sciant, 
provideant et eorum civitas gubernetur. 

6) Urk. von 1283 bei Lacomblet, II, 100. — quorum consilio eadem 
civitas regatur. 

7) Urk. von 1267 im Codex Luberens. I, 279. — per quos ipsa civi- 

v. Maurer, Gtäbteverfaflung IL. | 12 
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welchen bie ftäbtifche Verwaltung anvertraut worden war, (bur- 
genses, quibus dispensatio reipublicae Erffordensis civi- 
tatis credita est)®), wurden Stabträthe (consiliarii civitatis) ges 
nannt 9). 

Zur Kompetenz des Siadtraths gehörte demnach vor Allem 
bie Beforgung der Angelegenheiten der Stadtmarf, ber 
getheilten Stadtmarf eben jowohl wie der ungetheilten ober gemei- 
nen Mark. Oefters mußte zwar, wie wir gejehen, die Stadtge⸗ 
meinde felbft zu dem Ende beigezogen werden. WMeiftentbeils be- 
jorgte aber der Stadtrath allein alle diefe Angelegenheiten namens 
der Gemeinde 19). Der Stadtrath hatte. demnach zu beſtimmen, 
wie die Felder gepflügt, die Bäume gepflanzt, die Brache bebaut 
und benutzt, ob und wie die Weinberge angelegt, die Neben ge⸗ 
fchnitten, geheftet und mit Pfälen verfehen, wie das Wafler zur 
Bewäflerung, zum Flößen und Wachen benußt werden folle 
u. dergl. m.11). Auch das Viehhalten, insbejondere das Halten 
von Schweinen, Zauben u. |. w. wurde von dem Etadtrath ge- 
regelt ($. 410). In Frankfurt a. M. wurde zu dem Ende ein 
aus brei bis vier Rathsherren (den fogenannten Taubenherren) 
beftehendes Taubenamt eingeſetzt zur Aburtheilung der vorgefal- 
lenen Frevel 12). Der Rath hatte insbefondere auch für die Her- 
ftelung und Unterhaltung der Straßen, der Wege und Stege 1?), 
ber Brüden 1%), der Marfgrenzen und ber Grenzzäune 15), der 


tas regitur. Urk. von 1277 im Urkundenb. des Bisthums Kübel, 
p. 252. Consules civitatis in quos populus et voluntatem et 
potestatem transtulit. ‘ 

8) Urk. von 1212 bei Lambert, Geſch. von Erfurt, p. 110. 

9) Urf. von 1217, 1251 u. 1261 bei Lambert, p. 111, 120 u. 128. 

10) Urf. von 1800 bei Grasshof, p. 99. Consules et jurati in Mulhu- 
sen, nomine et vice universitatis. vergl. oben $. 899. 

11) Frankfurter Nathsverorbnung von 1504 bei Krieg, p. 240. not. 1, 
241—242. 

12) Kriegt, p. 242—248. 

18) Urk. von 1298 $. 18 und von 1324 $. 84 bei X. u. St. p. 421 u. 
500. Stadtrecht von Bären aus 14. sec. bei Wiganb, Archiv, III, 8, 
p. 80. NRathsorbnung von Lindau von 1414 bei Heider, p. 638 
u. 689. 

14) Urf. von 1298 $. 13 u. von 1828 $. 6 u. 83 bei T. u. St. p. 421 
u. 520. Stadtrecht von München, art. 148 bei Auer, p. 58. 
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öffentlichen Gebäude in ber Stadt und des Straßenpflafters zu 
jorgen ($. 185—192), und die barüber entitandenen Streitigkeiten 
zu enticheiden. Yu den Stabtmarfangelegenheiten, worüber ber 
Stadtrath zu entjcheiden hatte, gehörten Auch, wie in den großen 
Marken 1%), die unbebeutenden Diebjtähle, 3. B. in Mebebach !7) 
und in Padberg 18), die Zuwiderhandlungen gegen die Marktpolizet, 
3. 3. in Stendal 19), der nächtliche Lärm und Unfug, 3. B. in 
Schweidnig 2%) und bie unbebeutenden Echlägereien und polizeilichen 
Vergehen, bei denen ein Blut geflofien war (praeter sanguinis 
efusionem 2!) — „ane Blutrunft” 22) — „kleyne Habirfachen, Kyf⸗ 
„reley, Rewffen, Fawstlon, Maulpafchen, auch Meſſirczöge, dy 
„weyl es nicht czu Wunden unnd Czetergeſchrey Tümpt* 23) — 
„— Straffen und Buſſen umb Rauffen, Schlagen, Verwunden, 
„Waffenzucken, Haimſuchen, Schelten und ander dergleichen Unzucht 
— außer Fraiß, Fräuel und Malefiz“) 29). So insbeſondere auch 
in ben Städten der Mark Brandenburg 25). 

Eine öffentlie Gewalt hatte der Stabtrath urſpruͤnglich 
nicht und daher auch Feine öffentlihe Gerichtsbarkeit. Erft 
nach und nach wurde auch diefe von vielen Städten ganz, von an- 
deren wenigitens theilweile erworben. In Speier iſt die Givilge- 
richtsbarkeit des biichöflichen Schultheiß, wie wir gejehen, frühe . 
ſchon durch die Bürgermeilter ($. 436), dann aber auch noch durch 
den Stabtrath befchränft und untergraben "worden. Der Stabtrath 


15) Stabtr. von Büren bei Wigand, p..80. Rathsordn. von Lindau von 
1414 bei Heider, p. 689. 

16) Meine Geſch. ber Markenverfaffung, p. 811 u. 812. 

17) Stadtr. von 1165 $. 18. 

18) Stadtrecht von 1290 $. 17 bei Seiberk, II, 1 p. 524. 

19) Ark. von 1277 bei Gerden, cod. dipl. Brand. VIII, 441. 

20) Handfeſte von 1328 $. 5 bei T. u. St. p. 520. - 

21) Urk. für Ratibor von 1298 $. 9 bei T. u. St. p. 421. Stadtr. von 
Büren bei Wigand, p. 80. 

22) Handfefte von Schweibnig von 1828 $. 7 bei T. u. St. p. 520. 

23) Urf. für Kauth von 1499 bei T. n. St. p. 624. 

24) Stadtrecht von Landsberg von 1557, 1559 u. 1568 bei Xori, p. 841 
858 u. 860. 

25) Kühns, Geſch. der Gerichtöverfaflung der Mark Brandenburg UI. 244 
—247. 
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bat ſich nämlich, wiewohl unter ſtetem Widerſpruch des Biſchofs, 
eine mit dem Schultheiß konkurrirende Gerichtsbarkeit beigelegt und 
dieſelbe in ſpäteren Zeiten ſogar noch erweitert?e). Wann ſich 
dieſe Gerichtsbarkeit des Stadtraths gebildet hat, liegt völlig im 
Dunkeln. Bon Seiten der Stadt wird ſich dabei immer auf kai⸗ 
ſerliche Privilegien, insbeſondere auf Privilegien von Rudolf von 
Habsburg bezogen, in denen jedoch nichts hievon fteht. Das Ber: 
fahren vor dem Rath war übrigens jehr einfach. Einer der beiden 
Bürgermeifter hatte den Vorſitz, Teitete die Verhandlung und hielt 
fodann die Umfrage. Vor dem Bürgermeifter ftand der Heim: 
burger, den Stab in ber Hand. Die Parteien trugen ihre Sa- 
hen ſelbſt oder durch einen Fürfprecher und zwar münblid) vor. 
Nach beendigtem Vortrage mußten die Parteien und der Heimbur- 
ger abtreten. Denn die Berathbung hatte bei verjchloffenen Thüren 
ftatt. Das von dem Rath gefundene Urtheil wurde ſodann den 
Parteien münblid von dem Bürgermeifter in ber Rathsſtube er- 
öffnet. Diefes rein mündliche Verfahren hatte jedoch große Nach— 
theile. Daher wurde fpäter beichloffen, daß das Urtheil von dem 
Stadt: oder Ratbichreiber niedergefchrieben und vor feiner Publika⸗ 
tion dem verfammelten Rathe vorgelefen und dann erſt den Par— 
teien bei offenen Thüren eröffnet werden ſolle. Und biejes 
furze und fchleunige Verfahren bat ſich bis auf unjere Tage erhal⸗ 
ten 2), Aber auch in vielen anderen Städten hat ber Rath bie 
Civilgerichtsbarkeit, die jogenannte niebere Gerichtsbarkeit und, wie 
wir jehen werden, fogar bie vollitändige Strafgerichtsbarkeit (den 
Blutbann) erworben. Der Erwerb der äffentlichen Strafgerichts- 
barkeit hängt in vielen Städten mit der Anordnung des Stadtfrie⸗ 
dens, in den meilten Städten aber mit dem Erwerbe der Vogtei 
jelbft zufammen. In vielen Stäbten wurde nämlich gleich bei der 
Anordnung des Stabtfrievend die Handhabung dieſes Königsfries 
bens dem Stabtrath übertragen. In den meiften Etädten ift jedoch 
bie öffentliche Strafgerichtöbarkeit erft jeit dem Erwerbe ber Vogtei 
an den Stabtrathb gekommen ($. 432), Mit der Gerichtsbarkeit 


26) vergl. bie Befchwerben von 1419 u. 1480 bei Lehmann, p. 808 u. 
946—950. 
87) Lehmann, p. 282, 283 u. 801. 
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hat übrigens der Stadtrath auch das Necht der Begnadigung 
erworben, welches jeboch der Feine Nath öfters mit dem großen 
Rath theilen mußte, 3. B. in Bajel 2°). 

Endlich Hatte der Stadtrath auch noch das Recht über bie 
gemeine Mark felbft und über die Almenden zu verfügen, ſo— 
wohl über ihre Benußung als über ihre Verpachtung und Ber: 
Außerung. Ohne Zuftimmung des Stabtraths durfte daher nicht 
auf das Gemeinland gebaut, daſſelbe nicht gerodet, nicht zur Son: 
bernugung ausgeſchieden oder auf eine fonjtige Weile benubt wer: 
ben ($. 382). Und über das Eigenthum des Gemeinlandes durfte 
nur von dem Stadtrath mit oder öfters auch ohne Zuſtimmung 
der Gemeinde verfügt werben, 3. B. in Regensburg 2%), in Bafel, 
Straßburg, Worms, Münfter, Zug u. a. m. ($. 53, 65, 66, 71, 
155 u. 225). 

Mit diefem Allem war auch eine mehr oder weniger voll: 
ftändige Orts: und Feldpolizei verbunden, 3. B. in Xrier 
u. a. m. ($. 54). Da jedoch aud) in der mit ber öffentlichen &e- 
walt verbundenen Schiringewalt eine Art von Polizeigewalt lag, 
jo entjtanden öfters bei Ausübung der nicht gehörig begrenzten 
Bolizeigewalt Streitigkeiten zwilchen dem Stabtrath und dem Ian- 
vesherrlihen Vogt oder Landrichter, 3.8. in Breslau 4%), in Lands⸗ 
berg *) u. a. m. 

Zu biefer urfprünglichen Kompetenz Tam nun ſpäter auch 
noch die Oberauffiht über das gefammte Gewerbs- und Ber: 
tehrswefen, alfo auch über die Zünfte hinzu ($. 283, 403 u. 
404). Urjprüngli hat ſich zwar dieſe Oberaufficht des Rathes 
über die Zünfte nur auf jene Gewerbsleute erſtreckt, welche ſich 
auf der flädtiichen Almende oder auf dem Grund und Boden eines 
Bürgers angefiebelt hatten, die alfo Hinterjaflen der Stadt oder der 
Stadtbürger waren. Denn bie auf einer Grundherrſchaft oder auf 
einem Fronhof wohnenden hörigen Handwerker haben offenbar auch 
in den Städten unter ihrem Grund: und Hofherrn geftanden. Da- 
ber konnte fich in Zürich die Aebtiffin ſchon im 12. Jahrhundert 


988) Ochs, V, 820, 821 u. 889. 

39) Urk. von 1318 bei Gemeiner, I, 544. 
40) Urk. von 1306 bei T. u. St. p. 478 ff. 
41) Urf. von 1567 $. 1 bei Lori, p. 842. 
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über bie Eingriffe des Rathes in die Wahl ihrer eigenen Hand⸗ 
werfer beim Kaifer befchweren 22), Und in Amberg ftanden des⸗ 
halb auch in fpäteren Zeiten noch einige Zünfte nicht unter dem 
Stadtrath ($. 283). Nach und nach kamen jebod) in den meilten 
Städten die Gewerbsleute und Zünfte fammt und ſonders unter 
die Oberaufficht des Rathes. Den einzelnen Zünften ift zwar mei- 
ftentbeils ihre althergebrachte Autonomie und Gerichtsbarkeit geblie- 
ben. Die Zünfte burften aber natürlich nicht in die Zuftändigkeit 
bes Raths und der öffentlichen Gerichte eingreifen, wie biejes in 
Franffurt a. M. den Gewandmachern und Schuhmachern ausdrück⸗ 
lich vorgefchrieben war 3), Und aud die Autonomie der Zünfte 
wurde mehr und mehr befchränft und die Zünfte in aller und jeber 
Beziehung der Oberaufficht des Nathes unterworfen, welche biejer 
zum Theile durch einzelne Nathsherren ausüben ließ ($. 274 u. 
283). 

Mit dem größeren Verkehr in den Städten entjtanden häu- 
figere und wichtigere Verbindungen mit auswärtigen Städten und 
Staaten. Und auch diefe führten zur Vermehrung der Gejchäfte 
ber Stabträthe. Denn die Beforgung ber auswärtigen Ange: 
legenheiten gehörte ſodann ebenfalls zur Kompetenz des Stabt- 
vaths, 3. B. in Lübeck #4), in Hamburg, in Soeft, Straßburg 
u.a. m. 16). Zu ben "auswärtigen Angelegenheiten, welche der 
Stadtrath zu beforgen hatte, gehörte insbefondere auch die Pflicht 
das. Intereſſe der Stadt nach Außen zu vertreten und baber aud) 
die Bürger und Beifaffen auswärts zu ſchützen und zu unterjtüßen 
und wenn es nothiwendig war zu vertreten 26). 

Zur Kompetenz des Stabtrath8 gehörte insbeſondere auch bie 
Aufficht Über das Maß und Gewicht, 3. B. in Köln ($. 57), 


42) Bluntſchli, I, 152 u. 161. 

48) Gewohnheiten von 1855 bei Böhmer, p. 685 u. 642. — „das, wir 
„ba8 hoben und nyddern mogin, daz dem gerichte adir dem rade nicht 
„zugehorit. — und wir node wolden bun ba8 ben rat abir daz ge: 
„richte mit ichte gelegin mochte.“ 

44) Receß von 1669 bei Mofer, II, 209. 

45) LZappenberg, Programm zur 8. Secularfeier der Hamburg. Vrf. p. 14 
—16 und oben $. 64, 185, 408 u. 440. 

46) Thomas, der Oberhof zu Frankfurt, p. 191—198. und oben 8. 287. 
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in Freiburg #7), Soeft 4%), Medebach 49), Bern b0), Büren 5'), in 
Prag 2), in Magdeburg, Breslau, Landshut, Ratibor, Schweidnitz 
u. 0. m. 22), unb über das Münzwejen in Kübel, Hamburg, 
Negensburg, u. a. m. ($. 78). Sodann die Markftpolizei in 
Ens und Wien 5%), in Prag 5%), in Wiener Neuftabt 5%), in Zuͤ⸗ 
rich 57) u. a. m. (6. 83), und die dazu gehörige Victualien- 
polizei („ber Spijelouf, Meynkouf, — que pertinent ad victus- 
lia — de omnibus vescendis rebus que ad escam vel potum 
pertinent) in Medebach 59), in Freiburg 5%), in Magdeburg, Bres- 
lau, Ratibor, Schweibnig, Landshut 6%), in Büren 9), in Pad⸗ 
berg 2) u. a. m. Ferner, wie wir gejehben, die Baupolizei, 
Teuerpolizei, Straßen: und Reinlidhleitspolizei, bie 
Armen: und Kranlenpflege, das Unterrihtswefen, bie 
Gittenpolizei, die Aufficht über bie Volfsbeluftigungen, 
die Gefundheitspflege, das Kriegsweſen, das Steuer: 
wejen unb die Handhabung der öffentlichen Ordnung und 
bes Stadtfriedens ($. 404—433), überhaupt Alles was zur 


47) Stadtr. von 1120 bei Dümge, p. 124. 

48) Stadtr. von 1120 $. 86. 

49) Gtadtr. von 1165 $. 20. 

50) Handfeſte von 1218 $. 19. 

51) Stabtr. aus 14. sec. bei Wigand, IIL, ® p. 82. 

52) Stadtr. $. 47. 

58) Urk. von 1261, S. 2, von 1298 $. 28, von 1804, 6. 1, von 1824, 
$. 8 u. 9, von 1828, $. 9, von 1884 $.2 bei T. u. St. p. 852, 422, 
506, 520 u. 587. Magdeb. Schöffenurtbeil, cap. 1. Difl. 8 bei Zobel, 
p- 466. 

54) Stabtr. von Ens von 1212 $. 25 und von Wien von 1221 $. 56 
bei ®aupp, II, 222 u. 250. 

55) Statut $. 122 u. 148 bei Rößler, p. 78 u. 97. 

66) Stabdtr. c. 99. 

57) Bluntſchli, I, 159. Note. 

58) Stadtreht von 1165 $. 20. 

59) Stadir. von 1120 $. 79. 

60) Urk. von 1261, $. 2 u. 6, von 1208 $. 5, 6 u. 22 u. von 1884 $.1 
u. 2 bei T. u.6t. p. 852, 420, 537. Magbeb. Schöffenurtheil, cap. Il. 
Diſt. 7 bei Zobel, p. 466. 

61) Stadtr. aus 14. sec. bei Wigand, p. 80. 

62) Stadtr. von 1290 8. 15 Bei Seibert, II, 1 p. 528. 
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Ehre und zum Nuten ber Stabt gereichte, 3.3. in Ens und Wien 
(que ad honorem et utilitatem civitatis pertinent) ®) und in 
Lucern („was dien burgeren ze nuze vnd ze eren Tomen mag”). 
Die Amtsgewalt des Stadtraths umfaßte demnach Alles, was wir 
heut zu Tage zur ftädtifhen Verwaltung zu rechnen pflegen, 
über welche jedoch auch in früheren Zeiten ſchon wie heute noch 
von jedermann gellagt zu werden pflegte, 3. B. in Köln bereits 
fett dem 13. Jahrhundert ®). 

In allen dieſen Dingen hatte der Stabtrath die Oberaufficht, 
bie oberite Leitung und die Gerichtsbarkeit bei allen Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen feine Gebote und Verbote. 


8. 489. 


Wie andere Markvoriteber in den alten großen Marken und 
in ben Dorfmarken !), jo Hatten nämlih auch bie Vorſteher der 
Stadtmarfen das Gebot und Verbot oder das Bannrecht in 
den genofienfchaftlichen Angelegenheiten der Stabtmark und bie da⸗ 
mit verbundene Autonomie namens der Gemeinde und in wid)s 
tigeren Sachen mit Zuftimmung ber Gemeinde ($. 158). Daher 
erkannten die Schöffen von Magdeburg zu Recht, daß „die Rhat⸗ 
„manne einer Stadt willlör mögen feßen vnd machen nach ber 
„Stadt nuß, mit wiſſenſchafft ihrer gemein, ohn wiflen vnd thun 
„deß Burggraffen, ober jres oberften herren“ 2). Und in den 
Rathsordnungen von Nitenberg aus dem 14. Sahrhundert heißt 
es: „Es gebieten die Burger vom Rat — Ez haben gejeget 
„die Burger vom Rath” — 2). Dann in dem Stadtrecht von 


68) Stadtr. von 1212 8. 25 und von 1221 $. 56 bei Waupp, II, 222 
u. 250. 

64) Altes Stadtr. in Geſchichtsfreund, I, 168. 

65) Schiedsiprud von 1258 bei Lacomblet, II, 249. Quia de mala am- 
ministratione magistrorum civium populus Colon. multipliciter 
est conquestus. Unter magistri civium ift bafelbft der Stadtrath zu 
verfiehen. vergl. oben $. 56. 

1) Meine Seid. der Markenverf. p. 242 fi. Meine Geſch. ber Dorfverf. 
I, 48 ff. , 

2) Diagbeb. Schöffenurtheile, cap. 1. Dift. 10. bei Zobel, fol. 466. 

3) Rathsordnungen bei Siebentees, I, 117, II, 895, 897, 680 u. 681. 
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München: „Ez gepietent auch die geſporen — Ez verpietent 
„auch die geſporen — Ez habent die geſworen verpoten und 
„geſetzet — Es habent die purgermaiſter und der rat der ſtat 
„geſetzt und gepoten“ . In dem alten Stadtrecht von Frei⸗ 
berg: „bi zwelf geſwornen ſullen vnd mugen fetcen vnde Heizen 
„vnd gebieten allez daz ſi dunket gut vnd nutze ſin der ſtat vnd 
„den luten — vnd alliz daz ſi verbieten daz ſal ein iklich man 
„halden zu rechte”). In einem alten Weisthum von Seligen⸗ 
ftabt, „fint dieſe gefege und gebode der gemeyn offenbart von 
„eyme faude und bes gemeynen rades wegen”. In ben 
Statuten von Köln, c. 55. „der vnnß vnnd vnnßer ftabt zu ge- 
„Bott vnnd verbott fißte — In der Stadt Lüneburg „des 
„Rades Bod unde Settinghe Holden”. Man nannte bieje 
Gebote und Verbote der Stabträthe auh Küren oder Kore, 
3 B. in Lübel und Hamburg ®), dann Willlüren, Wille: 
toren oder Willkören, 3. B. in Bremen 9), in Stendal 19), in 
Sellgenftabt!!), Geſetze oder Willekuren, 3. B. in Freyberg '?), 
Einungen (Einunga) 3. 3. in Freiburg 19) und in Kolmar 9), 
Einungen oder Küren, 3. B. in Neuß !d), oder auh Mor: 
genjpraden, 3. 3. in Köln 10). Das Verordnen felbft nannte 


4) Stadtrecht, art. 289, 241, 840, 892, 418. 

5) Stadtrecht, c. 48 bei Schott, III, 279. 

6) Srimm, I, 508. 

7) Urk. von 1865 in Orig. Guelf. IV, praef. p. 32. 

8) Urk. von 1188 im Lüb. Urkb. I, 10. Urk. von 1292 bei Lappenberg, 
Hamb. Urfb. 1,722. — jus tale, quod vulgo kore dicitur: statuta 
mandare, et edicta promulgare —. 

9) Urk. von 1246 in Assertatio libert. Brem. p. 82 u. 93. statuta 
quae vulgariter vocant Willköhre —. " 

10) Verorbnung von 1345 bei Gerden, vet. march. I, 98. 

11) Grimm, I, 506. 

12) Berordbnung von 1805 bei Schott, IIL, 87. 

13) Stadtrechte von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 82 u. 188. 

14) Stadtrecht von 1298, $. 483. 

15) Urk. von 1259 u. 1810 bei Zacomblet, II, 264. u. m, 64. 

16) Urk. von 1847 bei Claſen, in Materialien zur Statiflit, I, H. 12, 
p. 512. und bei Fahne, I, 260. a domnis consulibus Coloniensi- 
bus per edictum eorum quod Morgensprache dicitur — 
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man daher ebenfalls ein Morgenfpraden 17) und bie verorb- 
neten Strafen nannte man Küren!®) oder auch Innunge. 
Sole Rathsordnungen findet man nun jchon feit dem 12. 
und 13. Jahrhundert in Freiburg 19%), in Ens 20), in Wien 21), in 
Wiener Neuftadt und Sglau 22), in Lucern 22), in Köln ?*), in 
Stendal 25), in Zürich 2°), in Bamberg ?T), in Breslau, Brieg und 
Grottkau 2®), in Seligenftadt 2%), in Pabberg 3%), in Nördlingen 21), 
in Goslar 32) u. a. m. Auch in München erfchienen fchon im 13. 
und 14. Jahrhundert eine Menge Rathsorbnungen, zumal über 
die Gewerbspolizei, aber auch ſchon über andere Angelegenheiten, 
3. B. über das Steuerwelen und über bie Juden. Und es exiſti⸗ 
ren beute noch zwei Sammlungen von Rathsorbnungen aus jener 
Zeit 22). Auch der Stadtrath von Bafel erließ ſchon im 14. Jahr: 
hundert viele Verordnungen über das Erbrecht, über Teſtamente, 
über die Rechte der Wittwen, eine Mebgerorbnung, eine Brodſchau⸗ 
ordnung u. a. m. 3%) Eben fo im 15. Jahrhundert mehrere Kauf- 


17) Kölner Chronik ad. an. 1872, fol. 275. b. „dat ber Rait veyt — in 
„der Stat vmme, vnd morgeſpraichden inb verbobeu ale ber 
„gemeynde in Goellen” — 

18) Ur. von 1306 bei T. u: Stengel, p. 479. omnibus penis inpositis 
aut inponendis, que Kür dicuntur —, eod. p. 249. 

19) Stabtrodel $. 79 bei Gaupp, II, 88. 

20) Stabtrecht von 1212 $. 26. 

21) Stabtr. von 1221 6. 56. 

22) von Würth, Stadtrecht von Wiener Neuftabt, p. 84. 

28) Altes Stadtrecht im Geſchichtsfreund, I, 168. 

24) Schiedsſpruch von 1258 Nr. 42 bei Lacomblet, II, 246. 

25) Urk. von 1288 bei Bedmann, V, 1.2. p. 194 f. 

26) Rathserkenntniß bei Bluntſchli, I, 148. Not. 67. 

37) Zopfl, Bamberg. R. p. 77. 

28) Url. von 1324, 6. 27, 28 u. 88 bei T. u. St. p. 508. 

29) Grimm. I, 506, 507, 508 u. 509. 

80) Stabtredht von 1290 $. 8 u. 4 bei Seiberg, IL, 1. p. 528. 

81) Stadtr. von 1818 $. 1 u. 61—66. 

82) Rathabeſchlüſſe von 1851 u. 1897 bei Göſchen, p. 109. 

88) von Sutner, in Abhl. der Alad. II, 478-476. Stadtrecht, art. 148, 
213, 217, 223, 226 ff., 289, 241, 324, 328, 8340, 892 u. 418. Eine 
Rathsordnung über die Juden im art. 455. 

84) O8, II, 877 - 890. 
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hausordnungen von 1449, 1464 u. 148925), ſodann mehrere Ver: 
ordnungen über die Handwerke und Gewerbe und über die Ge- 
werbs= und Handelsangelegenheiten von 1491, 1494, 1495 und 
1500 3%), eine Verordnung über bie Apotheker von 1404 37), über 
die Mebger von 1405, 1428, 1427 u. 1429 38), über bie Zimmer- 
leute, Maurer und Holzleute von 1414 3%), und über die Schiff- 
leute von 1416 und 1430 49), eine neue Müllerorbnung von 14721), 
eine neue Schmiebe- und Schneiderorbnung von 1466 u. 149042), 
eine Ordnung der Wirthe und Köche von 1462 #2) u.a.m. Ganz 
befonders zahlreich find aber die bereits im 14, Jahrhundert in 
Nürnberg erjchienenen Rathsorbnungen über das Polizeimejen 29), 
über den Weinhandel und über den Handel mit Waid 15), über das 
Ungelt und über andere Steuerfachen 2%), über das Gewerbs- 
weien #7), auch eine Broborbnung aus dem 15. Jahrhundert 19) 
u. a. m. Sogar über die geiftliden Güter und über geift: 
lihe Angelegenheiten machten die Stadträthe Verordnungen, 
ber Stadtrath zu Speier über die Güter der Geiltlichen bereits 
ihon im 13. 4%), der Stabtrath von Nürnberg über mehrere Tirch- 
liche Angelegenheiten im 14. Zahrhundert 50%), und ber Stabtrath 
von Ulm im Anfang des 15. eine Verorbnung über die Verleihung 
bes Kirchenbienftes 51). In Straßburg jollte fein vor der Stadt 


36) Ochs, V, 116—128. 

86) Ochs, V, 123—146. 

37) Ochs, III, 198. 

88) Ochs, III, 196—199. 

39) Ochs, UI, 200. 

40) Ochs, III, 201 f. 

41) Ochs, V, 186 u. 187. 

42) Oche, V, 187 u. 188. 

43) Ochs, V, 148—146. 

44) Siebentees, I, 117, II, 8985 fi., 676 ff., IV, 728 fi. 
45) Siebentees, IV, 694 ff. u. 719 ff. 

46) Siebenfees, III, 222 ff. 

47) Siebentees, IV, 679 fi. 

48) Siebenfees, III, 81 fi. 

49) UKf. von 1279 bei Remling, p. 856. 

50) Siebenfees, I, 208 ff. 

51) Rathsordnung von 1406 bei Jäger, Magazin, III, 519. 
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jtehendes Klofter in die Stabt gezogen werben Sta), Auch verfügte 
bafelbft der Stabtrath über den Frühaltar („fruge Altar“) und 
über das Spital, und ernannte die Spitalpfleger 215). Nach einer 
weiteren Verfügung bes Stabtraths follten die Francisfaner und 
Dominikaner in Straßburg feine Exrbgüter mehr von den Stabt« 
bürgern erwerben und feine Novizen unter 18 Jahre chne Zu 
ftimmung ihrer nächften Verwandten in ihren Orden aufnehmen. 
Diefer Verordnung fügten ſich jedoch nur die Francisfaner ®!°), die 
Dominifaner aber nicht, und der Biſchof Konrad entichied auch zu 
ihren Gunften. Der Stabtrath proteftirte jedoch gegen dieſe Eiıt- 
ſcheidung des Biſchofs und blieb bei feiner Verfügung Sıd), Als 
der Papſt Johann XXI ven Kaifer Ludwig den Baier in den 
Bann that, verweigerte die Stadt Straßburg die Publikation ber 
päpftlichen Bulle und Tieß fich deshalb durch ihren Biſchof beim 
Papſte entſchuldigen SIe), Der Stabtrathb von Caſſel hat bereits 
in ber Mitte des 15. Jahrhunderts den Geiftliden und ben Laien 
jtrengftens verboten irgend eine weltlihe Sache vor die geiftlichen 
Gerichte zu bringen oder einen Bürger oder Einwohner der Stabt 
dahin zu laden. Eogar einen Bann in weltlichen Dingen auszu- 
jprechen warb den Geiftlichen verboten, ehe fie die Sache vor das 
weltliche Stabtgericht gebracht hatten. Auch follten bie Prieſter 
und bie übrigen geiftlichen Leute in allen weltlichen Angelegenheiten 
ihr Recht vor dem Stadtgericht ſuchen 52). In Bafel wurde zwar 
das Strafgeſetz für die Prieſterſchaft im Gebiete der Stadt vom 
Sabre 1339 noch von dem Biſchof und dem Domkapitel, aber doch 
ihon auf Betreiben des Stadtrathes, der Dienftleute und der Zunft: 
meifter erlaffen („das wir durch bette des burgermeilters, des rates, 
„der gotzhus dienftimannen und der Zunftmeijtere” 62). Allein be- 
reits feit dem 15. Sahrhundert machte auch der Stadtrath von 


Bla) Siadtrecht, art. 20 bei Strobel, I, 556. 

51b) Sunebrief von 1268 bei Wender, von Außburgern, p. 25. Revers 
von 1268, $. 10 u. 11. bei Schilter zu Königsh. p. 780. 

Blc) Urk. von 1283 bei Schocpfliu, II, 27. 

51d) Zwei Urf. von 1290 bei Schoepflin, II, 45 u. 46. 

Ble) Urf. bei Wencker, appar. archivor. p. 192-198. 

52) Statut von 1444 bei Kopp, II, 29—31. 

55) Geſetz von 1339 in Rathsquellen, I, 15. 
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Baſel feine Oberhoheit über die Kloͤſter geltend. Im Frauenkloſter 
Klingenthal waren Klagen über den Lebenswandel und über die 
ſchlechte Haushaltung der Kloſterfrauen entſtanden. Der Stadt⸗ 
rath beſchloß daher im Jahre 1472, alſo längſt vor ver Neformation, 
eine Reformation jenes Kloſters?9). Nun erſt warb auch ber 
Pabſt felbft veranlaßt einzufchreiten. Die Klofterfrauen fetten ſich 
aber zur Wehr gegen die päbftliche Bulle Sie ließen bie Bulle 
nicht ablefen, Ihmähten dagegen, drohten das Klofter in Brand zu 
fteden. Eine griff fogar nach einem Bratſpieß, eine Andere 
nah einem Prügel! Dennoch warb das Klofter im Jahre 1480 
von dem Stabtratb reformirt. Die vertriebenen Nonnen brachten 
es jedoch jpäter (im Jahre 1482) zu einem fürmlien Klofter: 
frieg 65). Zumal aber ſeitdem die Reformation begonnen machten 
die Stabträthe ihr Schuß: und Schirmredht geltend. Sie machten 
ale Schirmvoͤgte der Klöjter zuerſt den Verſuch fie zu veformiren 
und hoben fie erft dann ganz auf, als ihnen die Reform nicht ge⸗ 
lang, 3. B. in Eßlingen 5%). In Freiburg wurben feit dem An- 
fang bes 16. Jahrhunderts die Kirchhöfe von dem Stabtrath aus 
der Etabt’verlegt und aus dem Kirchhufe bei dem Münjter der 
Münfterplaß und aus dem Kirchhofe bei den Barfüßern, alles Wi: 
berftrebens der Mönche ungeachtet, ein anderer freier Plab ge: 
macht 87). 

Und alle diefe Gebote und Verbote der Stadträthe mußten 
von den Bürgern ebenfowohl wie von den Beiſaſſen, gleichviel ob 
geiftlih oder weltlih, und im bem Falle auch von den Fremden, 
welche fich in ber Stadt aufhielten, vollzogen werben, wenn fie ben 
Handel und Wanbel oder einen Friedbruch zum Gegenftand hatten, 
3. BD. in Nürnberg, Regensburg, Straßburg u. a. m. 59). 


54) Ode, IV, 874 u. 375. 

55) Ochs, IV, 875, 882 u. 888. 

56) Pfaff, p. 267 u. 269. 

67) Schreiber, Gel. von Freiburg, III, 237. Not. 

58) Urf. con 1813 in Hist. Norimberg. dipl. p. 227. Quicquid con- 
sules et scabini civitatis Nurembergen. pro pace ac moderatione 
rerum venalium, intra civitatem statuerint, tam ab cextraneis 
quam a civibus observetur. Urk. von 1251 bei ®emeiner, I, 861. 
Stadireht von Straßburg $. 19 bei Sirobel, I, 566. vergl. oben 
$. 481. 
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Ausfdhüffe, Beputationen und Stadtämter. 


g. 440. 


Ursprünglich wurden alle Gefchäfte im verfammelten Rathe, 
alſo collegialifch berathen und entjchieden. Mit der erweiterten 
Amtsgewalt haben fidy aber auch die Geſchäfte vermehrt und dann 
wurden bie einzelnen Gefchäftszweige mehr und mehr ausgefchieden 
und einzelnen Nathöherren oder bejonderen Deputationen und Aus: 
Ihüflen übertragen. Sp entitanden denn die verfchiedenen Stabt- 
Amter, denen ein befonderer Wirfungskreis angewiefen zu werden 
pflegte. Die einzelnen Rathsherren, Deputationen und Ausichüfle 
hatten in diefem Falle bie ihnen fpeciell übertragenen Aemter jelb- 
ftändig zu beforgen. Und nur die wichtigeren und fchwierigeren 
ober mehrere Geichäftszweige berührenden Angelegenheiten pflegten 
nun noch im verfammelten Rathe verhandelt und nach Wichrheit 
ber Stimmen entſchieden zu werden. Defters wurbe aber auch bie 
höchfte Gewalt in den Händen eines dieſer engeren Ausſchüſſe 
concentrirt. Dies führte ſodann meiftentheils zu einem fehr drücken⸗ 
ben und läftigen olichardhiichen Negiment. Einige Beijpiele werben 
dieſes Alles Mar machen. 

In Baſel wurden die Geichäfte des Stabtrathes nad) und 
nach unter folgende Aemter vertheilt. Im Jahre 1854 wurde das 
Siebneramt, das Dreieramt und das Lohnamt eingeſetzt. 
Die Sieben, welche das Stebneramt bildeten, hatten das Ungelt 
einzunehmen und zu verrechnen, und außerdem noch die Auflicht 
über das Stadtarchiv und über das Zeughaus!). Im Jahre 1494 
wurde ihnen die Aufficht über das Zeughaus und über die Waffen: 
vorräthe wieder entzogen und zu dem Ende zwei Zeugherren 
ernannt 2). Dafür erhielten fie aber am Ende des 15. Jahr⸗ 
hunderts einen Theil ber Vorunterfuhung in Kriminaljachen. Eie 
folten nämlich die Angellagten namens des Stabtraths vernehmen 
und nöthigenfalls ber Tortur unterwerfen 2). Auch wurbe, ſeitdem 


1) Stiftungsbrief des Siebneramtes bei Ochs, II, 78 u. 79. 
2) Ode, V, 87. 
8) O8, I, 77. Not. u. 408, V, 88, VL 766. 
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das Brobmelfteramt von der Stadt erworben worden war, bie 
Brodſchau von drei Mitgliedern des Siebneramtes bejorgt %). Die 
Dreiherren wurden jedes Jahr aus den Siebnern genommen- 
Das Dreieramt bildete demnach einen Ausſchuß aus dem Stebner- 
amte. Später wurden jedoch beide Aemter getrennt und die Drei: 
herren auf Lebenszeit ernannt. Sie hatten das Stadtfiegel und 
den Schlüffel zum Schab oder zum Trog zu bewahren. Ste waren 
demnach die Stadtjtiegelbewahrer und die Schlüffelbe 
wahrer bes Stabtichages, und wurden daher auch die drei Sed:- 
ler oder Sedelmeifter genannt. Ihr Amt war für die Stabt 
um fo wichtiger, da außer dem Bürgermeifter alle Ritter von ihm 
ausgeſchloſſen waren 5). Die zwei Baumeister, welde das 
Lohnamt bildeten, hatten das Bauweſen unter jih*) Von diefem 
Lohnamt verfchieden war das Künferamt, welches im Jahre 
1360 zur Entſcheidung der Bauftreitigleiten errichtet worden ift 7). 
Zur Leitung des Kriegsweiens, welche geheim zu baltende Maß: 
regeln nothwendig macht, wurde im Sabre 1373 eine Kommilfion, 
die fünf Heimlicher, niebergeleßt, welche bis ins 15. Jahr⸗ 
hundert über geheime Kriegsſachen zu berathen hatte, aber doch 
fein geheimes Gericht geweſen it, wie biefes Ochs für möglich 
hält ©). Im Sabre 1406 wurbe eine neue Kriegstommiffion von 
9 Mitgliedern niebergejfebt, welche von Zeit zu Zeit wieder er- 
neuert worden if. Man nannte fie die Neun den Krieg zu 
Verbandelnde, oder auch die Heimlihen. Sie fcheinen eine 
Erweiterung des Heimlihher Kollegiums gewejen, und immer 
nur für beftimmte Zeiten und Zwede ernannt worben zu fein ®). 
Des Rathes der Dreizehn wirb zum erften Mal im Jahre 
1432 Erwähnung gethan. Die Dreizehen, auch die Heimlichen, 
bie geheimen Räthe oder die Botten genannt 0), follten von 


4) Ochs, V, 86. 

5) Oche, IL 79 u. 408. 

6) Ochs, II, 80. 

7) Ode, V, 59 u. 60. Rechtsquellen, I, 29. 

8) Ochs, V, 58—55. Heusler, p. 884386. 

9) Ode, III, 88, 89, V, 25. Heusler, p. 8865. 

10) Ochs, III, 440, IV, 177, V, 22. VI, 175. Heusler, p. 885—888 u. 
890. 
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dem großen Nath aus den Mitgliedern des Meinen Rathes gewählt 
werben 11). Sie hatten außer der Sorge für die öffentliche Sicher: 
heit auch noch das fehr wichtige Recht der Vorberathung aller jener 
Angelegenheiten, welche dem großen Rath vorgelegt werben jollten, 
und fogar die Gewalt nöthigenfalls ganz allein zu handeln. Nur 
bie fehwierigeren Sachen mußten an den Nath gebracht werden!?). 
Ihre Gewalt war demnach fehr groß. Denn das Stabtregiment 
lag eigentlich in ihren Händen. Daher nannte fie ſchon Urftifius 
die Hauptleiter des Freiſtaates und die Blume des jtäbtiichen Re 
giments 12), Ihre Allgewalt erregte jedoch großes Mißtrauen. 
Um fie zu umgehen febte daher die Bürgerichaft, wie wir jogleich 
fehen werben, bie Fünfzehner ein. Auch wurbe der Rath der Drei- 
zehn eine Zeit lang aufgehoben, am Ende des 15. Jahrhunderts 
aber wieber bergeftellt. Und er hat fi ſodann bis auf unfere Tage 
erhalten 19). Der Nath der Fünfzehner wurde im Jahre 1479 
aus Mißtrauen gegen bie beiden Häupter ber Stadt (Bürgermeilter 
und Oberzunftmeifter) unb gegen bie Dreizehner, in deren Mitte 
bie beiden Häupter faßen, errichtet. Die Fünfzehner follten auf 
Lebenszeit ernannt werden, und daher ihre Gewalt auch dann noch 
behalten, wenn fie nicht mehr im Rathe ſaßen. Sie hatten volle 
Gewalt über Alles, was das gemeine Gut berührte. Die beiden 
Räthe jelbft waren an ihre Beſchlüſſe gebunden und mußten fie 
hüten und ſchirmen 15). Die faft unumfchränfte Gewalt, welche 
man, gegen bie Grunbibeen der alten Verfaſſung, diefem neuen 
Rath einräumte, beweißt mehr als alles Andere den damals völlig 
zerrütteten Zuſtand bes Freiſtaates. Denn man glaubte ihn nur 
noch durch eine ſolche Dictatur retten zu können. Daher war 
auch dieſer Nath nicht von langer Dauer !%). Der Rath der 
Zweiundzwanzig, aud die Botten über der Stadt Ehe- 
haft genannt, erjcheint zum eriten Mal im Sahre 1472. Er 


11) Ode, II, 440—442. 

12) Ode, V, 6 u. 22, VI, 866. 

18) Urstisius, epitome, cap. 17. totius reipublicae flos praecipuique 
moderatores. 

14) Ochs, V, 22 u. 28. 

15) Ode, IV, 866—868. Heusler, p. 389. 

16) Odys, V, 20. 
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batte in allen Sachen zu handeln, weldye der Stabt Ehebaft und 
die Ausgaben und Einnahmen betrafen. Auch hatte er bie Zu: 
widerhbandlungen gegen die Erkenntniffe und Verordnungen hes 
Rathes zu beftrafen, weshalb ihm alle Mängel und Gebrechen an: 
gezeigt, werden jollten. Diejes Collegium bat jedoch nur bis zum 
Sabre 1498 gedauert 17). Außer dieſen ftändigen Kommiffionen 
gab es aber auch noch eine Menge bejondere Kommijfionen 
für fpecielle Zwecke, welche man ebenfalls Botten genannt bat. 
Sp gab e8 Boten die Stadt auswendig und inwendig zu bejchen, 
Boten um die Stadt zu reiten, Boten die Pferde der Söldner zu 
befehen, Boten Pferde zu Taufen und viele andere Boten mehr. 
Die vorhin erwähnten Dreizehn wurden daher zum Ynterfchiebe 
von diefen Specialboten die Botten principales genannt !®). 
Auch die Neun wegen des neuen Regiments bildeten eine 
ſolche außerordentlich Kommiifion, welche von 1498 bis 1534 ge: 
dauert hat. Sie follten alle im Zuftande der Finanzen, der Sitten 
und ber Polizei oder in der Berfafjung felbft beftehenden Mängel 
und Gebrechen unterjuchen und Borjchläge für ihre Reform machen. 
Und ſchon im Sabre 1498 hatten fie mehrere Verordnungen zu 
Stande gebracht, mit deren Handhabung der vorhin erwähnte Rath 
der Dreizehn beauftragt worden ift 1%). Auch für die Handhabung 
der ſtädtiſchen Polizei war reichlid von Seiten des Stadtraths ge- 
forgt. Drei fogenannte Unzüchter (ein Ritter und zwei Acht: 
bürger) hatten die Polizeifrevel abzuurtheilen. Sie jollten fich jedoch 
nicht in jede Kleinigfeit einmifchen und daher „nicht über die Hän- 
„del der Buben richten, die Feine Hofen tragen, wie auch nicht 
„wenn offene Frauen einander Huren jagen“ 2%). Zwei Naihs- 
berren, bie Kaufbausherren, hatten die Auffiht über das 
Kaufhaus. Unter ihnen ftanden die Unterkäufer (Unterkouffer), 
welche für die Ordnung im Kaufhauſe forgen, die ankommenden 
« fremden Waaren den verjchiedenen Zünften anzeigen und in mehr: 
facher Hinfiht alles Dasjenige beforgen mußten, was heut zu Tage 


17) O8, V, 20 u. 21. 

18) Heusler, p. 390 - 391. 

19) Ode, V, 25—32. 

20) Ochs, III, 535. Heusler, p. 210 u. 211. 
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bie Mäller, die Speditoren und Kommiffionare zu be 
forgen pflegen 2). Die Feuerſchauer follten jährlich zwei Um: 
gänge halten, drei Müllerherren bie Müllerorduung handhaben, 
die Fleiſchſchauer täglid in die Schole ober Mebig geben, bie 
Rofftimmer die Pferde ſchätzen, die Fiſchſchauer, die Schaf: 
beihauer, die Häringihauer und die Brodſchauer die 
Fiſch-, Schaf, Häring: und Brodſchau vornehmen 22). Ein Salz 
meifter, gleichfalls ein Nathsherr, Hatte die Verwaltung des 
Salzhaufes. Unter ihm ftanden 12 Mütter oder Salzmeſſer 
und drei Salzhausknechte. Die Oberauffiht über das Salz- 
haus hatten drei andere Rathöherren, die fogenannten Salz: 
herren 22). Der Korumeifter endli hatte den Schläffel zum 
Kornhaufe und den Kornhandel zu bejorgen*). Wenn demnach 
Bafel nicht ganz vortrefflih regiert worden fein follte, ſo lag bie 
Schuld daran wenigftens nicht in einem Mangel an Beamten und 
Negenten. 


$. 441. 


In Straßburg ift der nad Vorſchrift des Echwörbriefes 
von 1482 gebildete Stabtrath dem Rechte nach bis auf unfere Tage 
geblieben (8. 348). In der Wirklichkeit war aber das Stadtregi: 
ment eine Obligarchie geworden. Seit dem 14. Jahrhundert pfleg: 
ten nämlich) die abgegangenen Nathsherren, die fogenannten alten 
Herren, in bejonderen Fällen zu Rath gezogen zu werben. 
Wann biefes gejchehen follte und wie viele alte Herren beige: 
zogen werden follten, Ding urjprünglih von dem Ermeſſen bes 
Nathes ſelbſt ab. Im Anfang des 15. Jahrhunderts wurde ihre 
Anzahl auf einundzwanzig feitgejeßt. Seit dem Sahre 1418 
mußten fie einen Eid leiften und bildeten jodann ein eigenes Colle: 
giun, welches man die Einundzmwanzig ober die alten Her« 
ren genannt hat. Seit der Mitte des 15. Jahrhunderts follten 
fie auf fünf Jahre gewählt, diejenigen aber, welche zum zweiten 


21) Ochs, II, 884, III, 192, V, 119. vergl. oben $. 406. 
22) Ochs, V, 86, 80 u. 81. 

28) Ochs, IT, 111-412, V, 100. 

24) Ochs, II, 497. 
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Mal gewählt worden, lebenslänglich im Amte bleiben. Am 
Sabre 1487 erhielten fie eine entjcheivende Stimme. Der Stadt: 
rath beftand demnach, nun aus dem wirllihen Rath, welder 
zur Hälfte jährlich wechfelte, und aus den Einundzwanzig, 
welche gemeinjchaftlich mit einander das beftändige Regiment 
bildeten. Außer diefem Mathe der Einundzwanzig entftanden aber 
feit dem 14. und 15. Jahrhundert noch zwei andere Räthe, bie 
beiden geheimen Räthe der Dreizehn und der Fünfzehn. 
Ter Rath der Dreizehn, beftehend aus den Stäbtemeiftern, 
aus dem vorjährigen Ammeifter, aus 4 abgegangenen Rathéherren, 
welhe man die ledigen Dreizehner genannt bat, und aus 
dem regierenden Ammeifter, reicht bis ind 14. Jahrhundert hinauf. 
Er hatte bie Kriegs: und auswärtigen Angelegenheiten zu beforgen, 
und daher auch die Gejandten zu empfangen, und jtand dem Range 
nach über allen Anderen. Der Nath der Fünfzehn, beftebenb 
aus 6 Städtemelftern, von denen vier im Rath der XIII fißen 
durften, und aus neun abgegangenen Rathsherren, wurde im Jahre 
1438 gebildet. Er hatte für bie Aufrechthaltung der Verfaſſung 
und für den Vollzug der Gefche und Verordnungen zu forgen. Er 
hatte ferner die Verwaltung der Finanzen und ber Polizei, und bie 
Aufficht über das Handels: und Gewerbsweſen unb über die Mit- 
glieder des Magiftrats und über bie anderen Beamten. Beide 
Räthe waren anfangs bloße Ausſchüſſe zur Bejorgung einzelner 
Geſchäftszweige. Im Laufe des 15. Jahrhunderts gelangten fie 
aber zur oberftien Gewalt. Die XIII und die. XV wurden nämlich 
aus deufelbden Elementen genommen, wie die XXI, Die XXI ge 
hörten daher mit zu dem -geheimen Rath. Sie fahen ale Ein- 
undzwanziger in jenem Rath, und fie haben ihn gewiffermaßen 
gebildet. Urſprünglich hat nämlich das Collegium ber XXI wirt. 
ich aus 21 Mitglicbern beftanden. Seit der Bildung der beiben 
Räthe der XIII und der XV, beftand es aber aus 28 Perſonen. 
Um es jedoch dem wirklichen Rathe gleichzuftellen, wurde es |päter 
bis auf 31 Mitglieder vermehrt, jo daß demnach jowohl der Rath 
als die XXI aus 31 Perſonen beftanden haben. Nach wie vor 
behielt jedoch jenes Collegium den alten Namen ber Einund- 
zwanziger. Man nannte daher diejenigen Mitglieber, welche 
nicht im Rath der XIII und der XV jaßen, bie ledigen Ein: 
undzwauziger. Diele Treizgehn, Fünfzehn und Einundzwanzig, 
13 * 
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welche fämmtlich ihre Stellen TebensTänglich inne hatten, bil: 
beten nun die drei geheimen Stuben. Und fie waren bis zum 
Jahre 1789 im Befige der oberften Gewalt. Daher wurden von 
ihnen gemeinschaftlich mit dem Math, zumal ſeitdem der große 
Schöffenrath nicht mehr beigezogen zu werben pflegte ($. 348), fait 
alle Geſetze und Verordnungen erlaflen (von unſeren herren väth 
„und ein und zwanzig“), 3. B. die Almofenorbnung von 1575 1), 
die Schaarwachtorbuung von 1564, die Ordnung über das bürger: 
liche Schießen von 1624, die Verordnung über die Bewaffnung der 
unverbürgerten Mannfchaft von 1665 und viele andere mehr ?). 
Die drei geheimen Stuben wurden fie indeſſen nur uneigentlich ge: 
nannt, indem wohl die XIII und die XV ihre eigenen Stuben 
hatten, die übrigen XXI aber, welche in feinem diefer beiden Räthe 
jagen (die ledigen Einundzwanziger), feine befondere Stube hatten, 
weil fie allein ohne die beiden Nathe keine Kompetenz hatten, jie 
alfo im Grunde genommen auch Feine dritte Stube bilveten ?). So 
oft die XIII, die XV und die XXI mit dem Rath vereiniget waren, 
nannte man fie die Herren Räthe und Ein und zwanzig. 
Und die meiften Berorbnungen wurden, wie wir geſehen, von ihnen 
erlaffen. Der Rath allein ohne jene drei Collegien war oberiter 
Nichter in allen Straffachen, in Kriminalfachen eben fowohl wie 
in Polizeifachen. Er wurde der große Nath genannt, ſeitdem 
neben ihm auch noch ein aus 18 Perfonen beftehenver Fleiner 
Rath gebildet worden war, welcher die geringeren Prozefle zu ent: 
ſcheiden hatte %). 


$. 442. 


In Speier waren bie Geſchäfte des Stadtrathes in folgen: 
der Weile unter bie Rathsherren vertbeilt. Bier Rechenmeiſter 
hatten die Einnahmen und Ausgaben zu beforgen und bie jtäbtiiche 
Rechenkammer zu verwalten, zwei Nentmeilter oder Rentherren bie 
ftädttichen Renten und Gefälle zu erheben und in die Rechenfammer 


1) Urk. bei Done, Zeitfchr. 1,158 u. 154. 

2) Heiß, Bunftweien, p. 14 ff., 120, 128, 130, 137. 
8) Hermann, II, 6, 8, 18--19 u. 86-89. 

4) Seid, p. 5 u. 6. 
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abzuliefern, fünf Schoßherren die Steuern, zwei Brodpfennigauf: 
heber das Mehlungelt und zwei Verorbnete zum Weinungelt viefes 
zu erheben. Zwei Baumeiſter oder Bauherren hatten das ftäbtifche 
Baͤuweſen unter fih, zwei Rittmeifter die Botfchaften bei fremden 
Städten und Höfen zu beforgen, zwei Miftmeifter für die Erhal- 
tung ber öffentlichen Reinlichkeit zu forgen, vier Marktmeifter die 
Moarktangelegenheiten zu bejorgen und fieben Schlüffelherren die 
Treiheitsbriefe der Stadt und bie Stabtfiegel zu bewahren. Wei- 
tere ftädtiiche Beamte waren die vier Nathöherren, welche das 
Scultheiken: und Kammergericht zu bejegen hatten, bie vier Mo⸗ 
natrichter, welche die Gefangenen zu verhören Hatten und die vier 
Fürſprechen im Rath, dann die vier Verorbneten zur Stabtalmend, 
bie vier Verorbneten zur Feldalmend, die Veroroneten zum Kauf: 
haus und die Almofenpfleger ). In Freiburg im Breisgau 
wurde bereit im Jahre 1248 ein engerer Rath, wahrfcheinlich zur 
Leitung des Ganzen, eingeieht. Er follte aus Einem alten und 
aus drei neuen Vierundzwanzigern beftehen und, wenn er es be 
gehrte, auch der Schultheiß Zutritt haben. Vier andere Mathe: 
herren, Einer aus den alten Vierundzwanzigern und drei aus ben 
neuen, follten bie ftäbtifchen Einfünfte ordnen (omnes collectas 
civitatis ordinare) 2). Die Lebteren wurden jpäterhin Amts: 
herren auf dem Kaufhauſe oder auch Rentamtsherren 
genannt. Und nad der Verfaſſung von 1392 jollten fie aus ſechs 
Mitgliedern, aus zwei Edelen, aus zwei Kaufleuten und zwei von 
den Zünften beftehen 2). Das Siegel der Stadt aber follte von 
dem Bürgermeifter, alſo von einem Edelen, dann von Einem der 
Kaufleute im Rath und von dem Oberftzunftmeilter bewahrt wer: 
den 1). Nach der Verfaflung von 1454 follten”,dvem Bürgermeifter 
zwei Mathsherren, einer aus ben Kaufleuten und einer aus ben 
Sehsteilmeiftern zur Berathbung und zur Hilfleiltung beigegeben 
und von ihnen das Stadtfiegel bewahrt werden. Die Amtsherren 
auf dem Kaufhaufe jollten aus zwei Edelen, aus zwei Kaufleuten 


1) Rau, II, 14, 16 u. 17. Lehmann, p. 618. 
2) Urk. von 1248 bei Schreiber, I, 54 u. 56. 
8) Urk. von 1392 bei Schreiber, II, 91. 
4) Urt. von 1892 bei Schreiber, II, 91. Schreiber, Geſch. von Freiburg, 
u, 4. 
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und aus zwei Sechsteilmeiltern beftehen 4). In Augsburg bil: 
beten die vier Herren, die fogenannten Bier, cine eigene Abs 
theilung im Heinen Rath. Sie hatten das Direktorium im Tleinen 
Kath und unter Anderem auch zu bevathen, was bem Rath vor- 
gelegt werben ſollte. An ihre Stelle ift fpäter, ſeit dem 15. Jahr⸗ 
hundert, ber geheime Rath getreten %). Wus dem Fleinen Nath 
wurden auch noch genommen drei Baumeijter für das Paus 
weien und drei Einnehmer oder Steuermetfter zur Bei 
treibung der Steuern, Einer aus den Geſchlechtern und Zwei aus 
den Zunftmeiftern, ſodann zwei Siegler, welche das Stabtfiegel 
führten, Einer aus den Gefchlechtern und Einer aus ben Zunft 
melftern, und ein Hauptmeifter, deſſen Beitimmung aber nicht 
befannt tft ?). 

In Ulm hatte der Stadtrath das Recht zur fchnelleren Er⸗ 
ledigung ber dringenden Gelchäfte einen aus Gefchlechtern und 
Zünften beftehenden Ausſchuß niederfegen zu dürfen®). Seit 
dem 15. Jahrhundert wurde dieſer aus 5 Mitgliedern beitehenbe 
Ausihuß’ein ftändiges Kollegium, welches man das Collie: 
gium der Fünf oder den geheimen Nath genannt hat. Die 
Einunger bildeten unter dem Vorſitz bes Bürgermeilterö eine 
Polizeibehörde. Die Stadtrechner hatten für das Rechnungs: 
weien und bie Bettelherren für die Armen- und Krankenpflege 
zu forgen 9). 

Auch in Dinkelsbühl follten zwei aus dem Heinen Rath 
genommene Einunger die Polizei in der Stadt handhaben. Sie 
hatten die Frevler entweder felbft zu beftrafen oder fie dem Rath 
zur Beftrafung anzuzeigen, dann die Strafgelder (Einungen) zu 
erheben und an den Math abzuliefern !0). 








5) Uıf. von 1454 bei Echreiber, Urkb. Il, 488. 

6) Stadtbud bei von Stetten, Geh. der Geil. p. 37, 370 u. 371. 
vergl. F. 815. 

7) Stabtbug bei Stetten, p. 37, 869, 370 u. 871. Zuuftbrief von 1868 
bei Zangenmantel, p. 44 u. 49. 

8), Schwörbrief von 1827 bei Jäger, Ulm, p. 275 u. 741. 

9) Yüger, Ulm, p. 276, 278 ff., 287 u. 288. 

10) Statut aus 14. sec. $. 28 u. 24 bei Haupt, Zeitichrift, VII, 100— 
102. 
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In Eßlingen waren aus Mitgliedern bes Etabtrathes 
folgende Aemter gebildet, ein Holpitalamt, ein Kaften- und Um: 
gelter- oder Etadtrechnereiamt, und ein Steueramt, ſodann noch 
ein Bauamt, Forftamt, Eonfiftorium, Einungsamt, ein Zuchtamt 
zur Ueberwachung und Beftrafung aller Unzucht, ein jogenannter 
Etabtbau Untergang und ein Felduntergang zur Enticheidung ber 
Bauftreitigkeiten und der Feldfrevel, eine Oberalmendspflege, cin 
Kriegsamt, ein Mühlamt, eine Zucht: und Arbeitshaus Deputation, 
die Marktherren, ein Brobihauamt und ein Fleiſchſchatzamt, ein 
Almojenamt und andere Aemter mehr 1). 

In Reutlingen beitanb zur oberjten Leitung der Gejhäfte 
ein geheimes Collegium, welches ein Ausſchuß des Magiftrates war, 
dann ein Conliftorium und ein Scholarkhalcollegium zur Beforgung 
der firchlichen und Schul-Angelegenheiten, eine Baubeputation zur 
Entſcheidung der Bauftreitigkeiten und ein Feldgericht zur Entjchei- 
dung ber Feldſtreitigkeiten 12). 


"5. 448, 


In Nürnberg hatten zwei Lofunger die Verwaltung ber 
Einnahmen und Ausgaben; die drei Oberjten Hauptleute die Ver: 
wahrung ber Schlüfjel zu den Stabtthoren und zu ben Heilig: 
thümern, und die Verwahrung der Stabtfahnen und Stanbarten; 
bie fieben alten Herren die Vorbereitung in allem was befonbers 
wichtig und fchwierig war. Sie waren demnach gleichjam bie 
Seele des ftäbtiihen Negiments. Das Kirchenalmoſen- und Vor⸗ 
mundichaftsamt beftand aus vier Rathsherren, von denen der Erfte 
ber Kirchenpfleger war. Und die drei Kriegsherren, von denen 
Einer der Kriegsoberſte war, hatten das Kriegsweſen unter ſich !). 

In Bremen waren die Rathsämter feit dem 14. und 15. 
Jahrhundert in folgender Weile unter die Rathsherren vertheilt. 
Zwei Rathsherren hatten bas Kämmereramt zu beforgen, zwei an⸗ 





— — — — 


11) Jäger, Nagazin, V, 83 - 90. 
12) Jäger, Magazin, V, 282 - 284. 

1) Scheurl, epistola von 1516, c. 11, 12, 18 u. 20 bei Wagenseil, de 
eivitate Noriberg, p. 195—198 Joanu. ab Indagine, p. 811— 816. 
Im 15. Jahrhundert hatte man 6 Kriegsherren, 5 aus bem Rath und 
1 aus ber Gemeinde. Chronik von Nürnberg. Il, 244 u. 245. 
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dere die Hanfegrafichaft, zwei ftanden dem Marftall vor, zwet der 
Trefefammer, drei den verichiedenen Gafthäufern, einer dem Spital, 
zwei der Schotttammer, zwei Rathsherren hatten die Aufficht über 
bie Fiſcherei und das Fährgat, und zwei waren als Morgenſprachs⸗ 
herren einer jeden Innung vorgeſetzt 2). 

In Braunſch weig hatten zwei Kämmerer für die Einnah- 
men und Ausgaben zu forgen, dann die Kämmereis und Zins- 
bücher und des Raths Gefchmeide und Kleinode zu bewahren. 
Zwei Rathsherren hatten als Weinherren den Verjchleiß des von 
der Stabt gekauften Weines zu beforgen. Zwei andere Rathsher⸗ 
ren fanden als Richteherren dem Bogt zur Seite. Zwei bis drei 
Bauherren hatten das Baumwefen zu überwachen und die Baupolizei 
zu beforgen. Zwei Rathsherren ftanden als Seugmeilter (muſe⸗ 
meftere) an der Spitze des Zeughanfes (muferie) und vermwahrten 
die Stadt Wehre und das Geſchütz. Zwei anderen hatten für bie 
Unterhaltung der Stadtmauer und Graben und no ein Dritter 
für die Erhaltung der Landwehren zu jorgen. Zwei Rathéherren 
der Altſtadt und der Neuftabt hatten das Stabdifiegel und bie 
Schlüffel zu der großen Eifentruhe (brevefilten), in welcher bie 
ſtädtiſchen Urkunden lagen, zu verwahren ®). 

In Coesfeld hatten zwei Rathsherren als Kämmerer bie 
Einfünfte der Stadt einzunehmen und die Aufgaben zu beforgen, 
zwei andere Rathsherren als Grutherren die Verwaltung bes 
Gruthaufes und die Aufficht Aber den Stadtkeller und die Stabt- 
wage, zwei Nathsherren die Verwaltung des Armenhaufes zum 
großen heil. Geift, zwei andere (die Verwahrer des Fleinen beit. 
Geiftes) die Verwaltung diefer Armenanftalt, zwei weitere Raths⸗ 
herren die Verwaltung bes Wittwenhaufes und des Gafthaufeg, 
zwei jogenannte Hagenherren die Aufficht über den Stabthagen 
und über die Brüden und Wege, zwei Vorrathsherren die Aufficht 
über die Vorrathshäuſer oder Kornmagazine und bie fogenannten 
Billetöherren das Einquartirungsweien zu beforgen ?). 

Auch in den märkiſchen Etädten waren die einzelnen Ge⸗ 
Ihäftszweige unter die Rathsherren vertheilt, und von ihrem Ge: 


2) Donandt, I, 320—829. 
3) Havemann, IL, 617 u. 618, 
4) Söfeland, p. 25, 26, 64, 65 u. 66. 
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ſchäfte wurden bie Einen Ealzherren, die Anderen Waldherren, 
Bierherren u. |. w. genannt ©). Und in Schweibnig in Schlefien 
hatten einige Rathsherren die Schlüffel der Stabtthore zu bewah- 
ren, andere die Steuern unb Gefälle zu erheben und zu verrechnen, 
andere die Schlüffel zum Stabtflegel und wieber andere die Schlüſſel 
zur Stadtkaſſe zu bewahren 9). 

Auf diefe Weiſe wurden denn bie einzelnen Geſchäftszweige 
mehr oder weniger ausgeichieden und daraus einzelne Aemter ge- 
bildet und an ihre Spige ein oder mehrere Rathsherren geftellt. 
In den verfammelten Rath kamen demnach nur noch die wich: 
figeren und fchwierigeren ober mehrere Gejchäftszweige berührenbe 
Angelegenheiten ?). 

Defterd wurde aber auch die Leitung her wichtigeren Ange: 
legenheiten einem engeren Ausſchuß oder Collegium anver- 
traut. Und dann ging die oberfte Gewalt meiftentheild an biefen 
engeren Ausichuß über, und das Regiment wurde fodann eine jehr 
drüdende Oligarch ie. Dies war unter Anderem in Straßburg 
der Fall, nachdem das beftändige Regiment in die Hände der drei 
geheimen Stuben gekommen war ($. 441). In Speier kam bie 
oberfte Gewalt auf diefe Weile in bie Hände des geheimen Raths 
oder des Rathes ber Dreizehner ($. 352), in Magbeburg in bie 
Hände des geheimen Raths ($. 322). An Worms blieb zwar ber 
innere Rath felbft an der Spite ber Geſchäfte. Er wurde jedoch 
auf 13 Mitglieder beichränkt und diefer ſodann zum ftändigen 
lebensfänglichen Rath ($. 313). Beſonders merkwürdig war aber 
auch in diefer Beziehung die Verfaffung von Nürnberg Das 
Regiment war daſelbſt in fehr großes Geheimniß gehüllt. Den 
nur wenigen war es vergönnt einen Blick in bie inneren Ange: 
legenheiten zu thun. Daher die Aehnlichleit mit ver Verfaflung 
von Venedig. Nach einer alten Volksſage ſoll fogar Vieles aus 
ben venetianifchen Einrichtungen entlehnt worden fein. Selbit bie 
füngeren &efchlechter erfuhren von ben inneren Angelegenheiten 
nur wenig. Denn ber Ältere Bürgermeifter beforgte bas 





5) Zimmermann, I, 112. 

6) Urk. von 1328 8. 11—18 n. von 1389 bei T. u. St. p. 521 u. 609. 

7) vergl. Urt von 1278 bei Lenz, Brand, Urk. I, 81. Zimmermann, 
I, 112, 
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Wichtigfte allein. Der jüngere Vürgermeifter war im Grunde 
nur fein Gehilfe. Aber auch der ältere Bürgermeifter wußte nicht 
Alles. Denn die höhere Leitung der öffentlichen Angelegenheiten 
lag in den Händen ber fieben alten Herren. Indeſſen waren 
auch dieſe nicht in alle Geheimniſſe eingeweiht. Denn bie auswär- 
tigen Angelegenheiten und die Anftalten zum Kriege bejorgten bie 
drei Oberſten Hauptleute allein, von benen Einer ber 
Kriegsoberfte war. Und auch diefe wieder hatten feinen Ueber⸗ 
bi über das Ganze. Denn die Finanzen, die wahre Kraft des 
Meinen Treiftaates, Tag in ben Hänten ber beiden Lofunger, 
von benen der Eine zugleich Reichsſchultheiß und gewöhnlich 
auch Kaftellan der Neihsburg war. Darum hatten fie nur 
Mein einen Haren Einbli in alle Verhältniffe. Alle Beamten, 
auch die Lofunger nicht ausgenommen, waren jedoch verantwort: 
Ich für ihre Verwaltung. Im Jahre 1469 wurde jogar ein Lo: 
junger mit dem Strang hingerichtet. Tas Regiment war baher 
gut und die Stadt hat unter biefem Regiment bis auf unjere Tage 
geblüht ®). 


4. Stadtgemeinde und großer Kath. 


a) Stadtgemeinde. 


S. 444. 


Wie bei den alten großen Marken und bei ben Dorfmarken 
jo lag urjprünglich auch bei den Stabtmarfen alle Gewalt in den 
Händen ber Gemeinte ($. 399). Die Stabtmarkgemeinde hatte 
demnach das Gebot und Verbot, over das Bannredt, d. h. 
das Hecht die ftäbtiichen Angelegenheiten jelbftändig zu ordnen 1). 
Diejes Hecht ift zwar frühe ſchon auf den Stadtrath übergegangen. 
Der Stadtrath übte jedoch auch diefes Necht nur im Namen und 
aus Auftrag der Gemeinde ($. 158 u. 439). Auch mußten bei 


8) vergl. Manuert, im Taſchenbuch von Nürnberg von 1822, II, 66—67. 

1) Stabtr. von Münden, art. 394 u. 402 bei Auer, p. 151 u. 154. 
„Die gefworen von dem rat und von der gemain babent gejagt 
„und gepoten —. Der rat und die gemain ze Münden babent 
„gefezt und verpoten.” — 
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allen wichttgeren Angelegenheiten nach wie vor bie Gemeinden felbft 
beigezogen oder ihnen wentgftens die Nathöbefchlüffe und bie Raths⸗ 
orbnungen zur Beitätigung vorgelegt werden. Daher mußte zu 
Magdeburg bei dem jährlichen Nathswechfel der Bürgermeifter bie 
verfammelte Gemeinde fragen, ob fie bei den beftehenden Geboten 
und Verorbnungen bleiben wolle oder nicht. Worauf erft diefe 
Gebote und zwar im Namen ber Gemeinde verfünbet werben durf⸗ 
ten („der Burgermeifter fal uffjtehin mit fegnen Eybgenofjen (den 
Nathöherren) „und fi) demutiglich Fegin der Gemeyne beweyfin 
„und ſal fie fragen, ab fic wellin bey den Geboten bleibin, bie fie 
„bo vorkundigen wellin. Dorczu fprechen fie yo, jo Ipricht her 
„denne: Her Statfchreiber vorfundiget die Gebot von ber Stat 
„wegen”) 2). CEpäterhin „wurde zwar bie Einholung einer ſolchen 
Zuſtimmung der Gemeinde zu einer leeren Form und zulegt gänz: 
ih unterlaflen. Der Theorie nach ift aber die Gemeinde auch in 
fpäteren Zeiten noch die Duelle aller Gewalt geblieben. Wie bei 
anderen Markgemeinden fo gehörten auch bei ben Stabtgemeinden 
die Gelbbußen und alle übrigen Gefälle der Geſammtheit der Ge: 
noffen. &ben fo fiel der erblofe Nachlaß, das valante Gut und 
bie Nachjteuer an die Stadtgemeinde ($. 392 u. 399). Auch die 
Aufnahme ins Bürgerrecht geſchah entweder von ber Gemeinde jelbit 
oder in ihrem Namen von dem Stabtrath. Und in derjelben Weiſe 
wurde ihr auch der Bürgereid geleiftet ($. 369). Die Stabtgemeinde 
hatte ferner zu ſchützen und zu fchirmen und den Stabtfrieden zu 
handhaben ($. 431). Endlich lag auch die Ernennung ber Bürger: 
meifter, der Stabträthe und ber übrigen ſtädtiſchen Beamten direkt 
oder indirekt in den Händen der Gemeinde. Denn ihre Wahl ge: 
ſchah entweder direft von der Gemeinde jelbft oder indirelt durch 
von ber Gemeinde gewählte Wahlmänner oder durch den im Na- 
men der Gemeinde handelnden Stabtrath ($. 484). Die Stabt- 
gemeinde war demnach die Duelle aller obrigkeitlichen Aemter und 
Mürben. Denn bie Amtsgewalt ber ftäbtifhen Beamten und bes 
Stadtrathes felbft beruhte auf einer Webertragung von ber Gemeinde. 
Die Etabträthe und die ftädtifchen Beamten waren daher nichts 
Anderes als Bevollmächtigte der Gemeinde und beren Stellvertre: 


2) Nicolaus Wurm bei T. u. St. p. 229. 
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ter, welche im Namen und aus Auftrag der Gemeinde zu handeln 
und fie zu vertreten hatten (6. 153, 431 u. 4388). Darum mußte 
auch der Amtseid der neu gewählten Rathsherren und Bürgermei- 
jter der verfammelten Bürgerfchaft ober menigftens in ihrem Bei- 
fein geleiftet werben ($. 485). 


Urſpruͤnglich, ehe fih an der Eeite des herrichaftlichen oder 


genoſſenſchaftlichen Orts- oder Gemeindevorfiehers ein Stabtrath 


gebildet hatte, beforgte die Stabtgemeinde felbft unter dem Vorſitze 
bes Gemeinbevorftehers alle cder wenigftens bie wichtigeren An: 
gelegenheiten ber Gemeinde (F. 438). Späterhin wurbe zwar 
ein großer Theil der Gejchäfte dem Stabtrath übertragen. In 
allen wichtigeren Angelegenheiten durfte aber auch der  Etabt: 
rath nicht allein ohne Beiztehung und Zuſtimmung der Ges 
meinde handeln, z. B. in Köln ?), in Freiburg im Breisgau *), in 
Erfurt 5). 


Wann die Gemeinde beigezogen werten jollte, war jedoch ver: 
ſchieden in den verſchiedenen Gemeinden beftimmt. Faſt allenthalben 
mußte die Gemeinde beigezogen werden bei Verfügungen über das 
Eigentum der Gemeinländereien und ber Almenden, 3. B. in 
Straßburg‘), in Worms ?), in Freiburg 9), in Köln) n. a. m, 
dann bei Verfügungen über den Anbau und die Bewirthichaftung 
der Felder, 3. B. in München 19), bei Verfügungen über die Be: 


8) Urk. von 1149 in Quellen, I, 829. — a melioribus quoque tocius 
civitatis, vulgi etiam savore applaudante confirmatum —. \lrt. 
von 1151, eod. I, 581 — universus populus Colonieneis —. Urk. 
von 1159, eod. I, 550. — tocius populi — pari voto ac unanimi 
consensu — vergl. Innen, Geld. von Köln, II, 471 u. 472. 

4) Urk. von 1248 bei Schreiber, I, 53. — consules et universitas 
eivium. — 

5) Url. von 1288 .bei Yambert, p. 140 - 148. 

6) Revers von 1268, c. 6 bei Schilter, p. 730. 

7) Urt. von 1277 bei Guden, syl. p. 269 u. 270. 

8) Urk. von 1282 bei Schreiber, I, 1, p. 98. 

9) Urt von 1847 bei Fahne, I, 260. — eo quod communitas populi 
congregata publice adclamavit, quod consentirent, quod domini 
consules de illis bonis disponerent ad usus civitatis. 

10) Stabtr. art. 812 bei Auer, p. 120. 
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nußung ber öffentlichen Pläße und der Wege und Stege, 3. 3. in 
Eiſenach 11), bei Verhandlungen mit fremden Städten und fremden 
Staaten, 3. B. bei Verhandlungen der Stadt Bafel mit Straß- 
burg 12), der Stadt Hamburg mit Lübed 12) u. a. m., bei ers. 
bandlungen des Stabtraths mit dem Landesherrn, 3. B. in Müns 
ſter 14), in Augsburg 6), in Worms !%) u. a. m., kurz bei allen 
wichtigeren Angelegenheiten, deven Wichtigkeit aber in den verjchie- 
denen Städten verfchieden beftimmt war, und ſo oft es der Stadt: 
rath felbit für nothiwendig hielt, z. B. in Magdeburg '7). Auch 
wenn ſich die ftädtifchen Behörden nicht vereinigen konnten mußte 
die Cache an die Bürgerfchaft gebracht werden, 3. B. in Wetzlar 
u. a. m. 29), Eben jo dann, wenn fich ein Theil der Bürgerichaft 
den Anordnungen des Stadtraths wiberjeßte. Daher drohte der 
Stadtrath von Ulm im Sabre 1416 den Mebgern, welche ſich fei- 
nen Anordnungen nicht fügen wollten, er werde die Sache an bie 
Gemeinde bringen 9). Oefters war es auch jtreitig zwiſchen bem 
Rath und der Gemeinde, ob eine Sache vor die Gemeinde gebracht 
werben müfle. So war in Breslau das Ntecht der Beſteuerung im 
14. Sahrhundert ftreitig, indem die Gemeinde das Recht der Zu⸗ 
ftimmung in Anſpruch nahm, der Stabtrath aber jenes Recht ganz 
allein ausüben wollte 2%). Faſt allenthalben mußte jedoch bei neuen 
Sapungen und Willfüren die gefammte Bürgerjchaft beigezogen 
werben. In Gewerbs- und Bolizeifachen hatte zwar der Stabtrath 
das Necht Verorbrnungen zu machen von der Gemeinde erhalten 
($. 489). Die eigentliche Geſetzgebung hat fich jedoch in den mei- 
ten Stäbten die Gemeinde ſelbſt vorbehalten. Cie mußte daher 
von dem Stabtrath beigegogen werben bei neuen Sabungen unb 


11) Stabir. von 1288 8. 18 bei Saupp, I, 200. 

12) Url. von 1269 bei Ochs, I, 894. 

18) Urk. um 1210 bei Lappenberg, Hamb. Urkb. I, 835. 

14) Urf. von 1257 bei Willens, p. 122. 

15) Urk. von 1292 bei Stetten, Geſch. ber Seidl. p. 875. 

16) Urk. von 1411, 1424 u. 1480 bei Schannat, II, 225, 284 u. 285. 

17) Url. von 1804 $. 1 bei X. u. St. p. 449. „Die Ratman legen ir 
„Burbing uz Iwenne fie wollen —, ber Stat Rot zu cundegene.“ 

18) Vergleih von 1390 u. 1893 bei von Ulmenſtein, I, 496, 497 u. 606. 

19) Jäger, Ulm, p. 596 u. 597. 

20) 7. u. St. p. 268. 
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Willküren und bei deren Abänderung, wie bei ber Aufrechthaltung 
ber alten Gewohnheiten, 3. B. in Straßburg 2), in Ulm 22), in 
Augsburg ?9), in Görlig 29), in Etendal 2), in Soeft 2%), In Hör- 

oter ??), in Freiburg 2°) u. a. m. Die neuen Saßungen waren da: 
ber ein wahres Uebereinkommen bes Stabtrathg mit der Ge: 
meinde, 3. B. in Augsburg 2%, in Müuchen 2%), in Lucern 3), in 
Worms 33), in Hörter??) u. a. m. In den grundberrlichen und 
gemifchten Städten war auch die Zuftimmung der Grundberren 
oder der grundherrlichen Beamten, und in manchen landesherrlichen 
Städten auch noch die Zuftimmung des Kandesherrn oder der lan- 
desherrlichen Beamten nothwendig, 3. B. in Freiburg 3%), in Wei: 
denau 25), in Worms 3%). 


21) Revers von 1268 $. 8 bei Schilter, p. 780. 

22) Rothes Buch bei Jäger, Magazin, III, 510 u. 511. 

28) Urt. von 1808 bei von Stetten, Geſch. ver Geſchl. p. 881. 

24) Urk. bei T. u. ©t. p. 559. 

25) Urk. von 1845 bei Gercken, vet. march. I, 90. 

26) Stadtr. von 1120 $. 683. 

27) Etatute von 1885 bei Wigand, denfwürbige Beitr. p. 165 u. 166. 

28) Urf. von 1248 bei Schreber, I, 58 u. 54. 

29) Verordnung von 1284 bei von Stetten, Geld. ber Geſchl. p. 869. 
„Vie Ratgebn und div Gemaindb der Stat ze Augsburg — des über: 
„ain Kommen fint.” vergl. noch p. 372, 875 u. 888. 

30) Stadtr. art. 402 bei Auer, p. 154. „Ter rat und die gemain ze Mün⸗ 
„sen jind ze rat worden und habent gejezt und verpoten“ — 

‚vergl. noch art. 212, 868, 894, 421, 460 u. 464. ” 

81) Urk. von 1848 bei Kopp, Urk. p. 180. „Tie Rete beidu nuwe vnd 
„alte ze Lutzerren, vnd dar zuo ein Mengi Richer ond Armer ze 
„Lugerren fint vber ein fomen." — 

32) Xergleih von 1300 $. 8 bei Schannat, Il, 158. „Unfer Serre ber 
Bilchoff, der Rate, die Sechszehene von der Gemeynde, und bie Ge: 
meynde fint überkumen.“ — 

88) Statute von 1385 bei Wigand, beufw. Beitr. p. 165 u. 166. 

84) Urk. von 1248 bei Schreiber, I, 54. de consensu domini nostri co- 
mitis Friburgensis. — 

85) Urt. von 1291 bei T. u. ©t. p. 412. — consules civitatis vel cives 
— conveniant nec statutum vel constitucionem aliquam facient, 
que valgariter Koer dicitur, nisi de consensu ejusdem ad- 
vocati. — 

86) Bergleich von 1800 $. 8 bei Schannat, 11, 158. vergl. oben $. 159. 
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S. 445. 


Die Gemeindeverfammlungen, in welchen die Bürgerfchaft ihre 
Angelegenheiten zu beratben und zu enticheiben pflegte, nannte man 
öfterd conventus civium, 3. B. in Magdeburg !) und fpäter 
in Hamburg Bürgerconvent, anderwärtd Bürgerding zum 
Unterfchiede von dein echten Ding oder Vogtding, dem eigentlichen 
Stadtgerichte, 3. B. in Goldberg in Schlefien ?), oder Burbing, 
offenbar von Bur d. h. Bürger oder Stadt, 3. B. in Werben ?), 
in Stenval 9), in Quedlinburg ®), in Goͤrlize) und in Magde— 
burg, wo bie Verfammlung auch Burgerding und verberbt 
Pording, Barding over auh Bauerding genannt worden ift 
($. 63). Anderwärts nannte man jene Berfammlung Burgding, 
Burggeding, Purdting ober Porting und Portigen, 
3. B. in Regeneburg ?), ſodann Bauerbing (Bawerding) 3. B. 
in Magdeburg ®) oder Bauerſprache, 3. B. in Prigwall in der 


1) Stadtr. von 1188 8. 9 bei T. u. St. p. 269. 

2) Urf. von 1825 $. 6 bei T. u. St. p. 511. in plebiscito judicio, 
quod vulgariter Vogtding dicitur, sive in judicio civitatis, 
quod burgerding vocatur. — Das Pogtbing war bafelbft das 
eigentliche Stabtgeriht. Die von der öffentlichen Gerichtsbarkeit ver: 
ſchiedene Gerichtsbarkeit des Stadtraths und der Gemeinde jelbft wurde 
aber in ber Bürgerverjanmlung, alſo im Burgerbing ausgeübt, wie in 
Magdeburg im Burbding. vergl. Weisthyum von 1261 $. 2, 8 u. 4 
bei T u. Sı. p. 382. 

3) Statuta antiqua Verd. bei Haltaus, p. 107. ‚Ban mer Echte 
„dingh holt, ebdber war be Nad ein Burding holt.” — Hier wird 
ebenfalls das Stadigericht (das echte Ding? von bem Burbing unter: 
ſchieden. 

4) Urk. von 1297 bei Lenz, I, 158. ut nostri consules Stendalienses 
judicium cum universitate habeant, quod Burding dieitur, 
et omnino sic teneant, sicuti burgenses Magdeburgenses 
tenere in omnibäds dinoscuntur. 

5) Etadir. von 1452 bei Erath, cod. dipl. Quedlinburg. p. 762. „Ol 
„ſo Schal be Rab to Quebelingborh von ben Radhuſe to deme Bur— 
„dynge vorkundigen laten oren Borgeren.“ — 

6) Urk. bei I. u. St. p. 558. 

7) Qerordnung von 1834 bei Freyberg, Samml. V, 121. Schmeller, I, 
198. 

8) Nicolaus Wurm bei T. u. St. p. 228 u. 229. 
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Mart Brandenburg Burenfprat®), in Salzwedel Bawer- 
Iprafe, Bawrjprad und Bawrfpracd 2%) und in Stendal 
u.a. m. Burjprade!!) oder auh Bürgerfprade, burgi- 
loquium und communa civiloquium, 3. 2. in Roftod, 
Brandenburg u. a. m. 12), oder Morgenſprache 3 B. in 
Prag '?), in Köln 14), und in den franzöflichen Städten parla- 
mentum, parlator burgensium oder parloir aux 
bourgeois '). Bon den Bürgerverfammlungen, in welchen bie 
Verordnungen und Sabungen gemacht wurden, erhielten öfters auch 
die Sakungen und Willfüren felbft den Namen Baueriprade, 
Buerſprake oder Burfprafe !%), oder auch Burgereinigung, 
Einung, gemeine Einung, Bauereinung oder Bur— 
einung 17). 


S. 446. 


In früheren Zeiten pflegten fi die Bürger auf irgend einem 
freien Plage in der Stadt zu verſammeln. In Straßburg ver: 
fammelte fi die Gemeinde urfprünglich auf der bifchöflichen Pfalz, 
in dem Garten des Bilchofs, feit dem Jahre 1358 aber vor dem 
Münfter ?). Auch in Bafel und in Speier vor dem Münfter auf 
dem Münſterplatze 2). In Obderberg in der Mark Brandenburg ?), 


9) Bedmann, V, 1. 1. p. 59. 

10) Berhandlung von 1485 bei Zimmermann, Il, 240, 242 u. 248. 

11) Urk. von 1345 bei erden, vet. march. I, 9%. Haltaus, p. 109 
u. 110. 

12) Haltaus, p. 199. Urk. von 1490 bei Zimmermann, I, 128. Urk. 
von 1287 bei Eartorius, Geſch. der Haufe, II, 152. 

13) Stadtrecht, F. 42. „taydingen vor bem gericht nod in ver morgen: 
‚Iprach in dem rate. Rechtsbuch S. 54. Rößler, Ginleitung p. 7l. 
hält die Morgenfprade ohne Grund für ein Gericht. 

14) Urf. von 1860 in Quellen, I, 360. Urk. von 1847 bei Ennen, Geld. 
II, 472. . 

15) Urk. von 1850 in Ordonn. du L. IV, 10. 

16) Urt. von 1563, 1601 u. 1691 bei Westphalen, IV, 3252, 3268 u. 
8269. 

17) Haltaus, p. 108, 806 u. 307. 

1) Cloſener, p. 108 u. 107. Königshoven, p. 308. 
2) Ode, 1, 370, 876, II, 210. Zeuß, Speier, p. 16. 
3) Urk. von 1898 bei Fiſchbach, Stäbtebejchreibung der Mark, I, 135. — 
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in Hannover, Göttingen und in Hilvesheim auf bem Kirchhofe 
(6. 188). Eben jo au in Freiburg auf dem Slirchhofe vor dem 
Haus des Leutpriejters d, alfo auf dem fpäteren Münſterplatz. 
Meiftentheils hatten aber die Gemeindeverfammlungen auf dem 
Marktplatze ftatt, 3. B. in Coesfelb ®), oder vor dem insgemeln 
auf dem Markte jtehenden Rathhauſe. Daher waren die Rath: 
bäufer öfters gegen ben Markt zu mit einer offenen gegen Regen 
und Sonne gefhühten Halle oder mit einem anderen bedeckten, 
aber gegen den Markt offenen, Raum umgeben, welchen man bie 
Laybe zu nennen pflegte, und in welcher die Rathsherren ſich 
niederließen, wenn fie etwas mit der vor dem Rathhauſe verjam- 
melten Bürgerjchaft zu verhandeln hatten. So war es in Magbe- 
burg im 14. Sahrhundert. Die Rathöherren Tamen, wenn bie 
Bürgerjchaft verfammelt war, aus dem Rathhauſe, feßten fi unter 
bie Laube und verhandelten von dort aus mit der Gemeinde ®). 
Eben jo wurde jeit dem 14. und 15. Jahrhundert in Göttingen 7), 
in Salzwebel.®), in Stendal 9), in Hannover 19), in Bremen 1), 
in Lübed 12), in Mühlhaufen 12) u. a. m. von ber Laube, lobium, 
Löwe, Lövinge, oder von der Love ans mit der Bürgerichaft ver- 
handelt und die Gefege und Berorbnungen oder Buerjprachen von 


quos nos proconsules et consules opidi — una cum omnibus et 
singulis opidanis — in cimiterio congregati. 

4) Urk. von 1248 bei Schreiber, I, 55. 

5) Eöleland, p. 68. 

6) Nicolaus Wurm bei T. u. St. p. 228 f. „Wenne benne bie Lewte 
„bo jeyn, fo gehin die Rathirren von ber Louben, das man ans 
„birewo ein Rathaws nennt, unde ſetczen fih undir bie 
‚„Lewbin‘ — 

7) Statute bei Pufendorf, III, append. p. 185. Istud statutum de 
sartoribus est intimatum de lobio anno 1879. 

8) Urk. von 1852 bei Lenz, I, 306. — „gelefen werben upper Löwen 
„tu nygen Soltweder (Neufalzwedel) vor de Rathmanne.“ — 

9) Urk. von 1845 bei Serden, vet. march. I, 92 u. 98. — „vor dem 
„Rabe up ber Löewen.“ — 

10) Urk. von 1852, 1855 und 1412 bei Srupen, ant. Hannov. p. 820 
u. 821. 

11) Eaffel, von den Gejegen von Bremen, p. 61, 65 u. 66. 

12) Dreyer, Einleitung, p. 101. 

18) Grasshof, p. 108. 


v. Maurer, Stäbteverfaflung. II. 14 
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dort aus verfündet. Da wo es große Nathausfäle gab, verfam- 
melte fich nicht bloß ber Rath), fondern auch die Bürgerfchaft auf 
dem Rathhauſe felbit, 3. B. in Münden ſchon am Ende bes 
14. Sahrhunderts 19), oder auf dem Stabtfeller, 3. B. in Coes⸗— 
feld, wo fidh der Stabtrath auf dem Nathhaufe, die gefammte 
Bürgerjchaft aber auf dem mit dem Stabtfeller verbundenen Grut: 
hauſe zu verfammeln pflegte 19). In den berrichaftlichen Etädten 
wurden die Bürgerverfammlungen dfter8 auch in der Wohnung 
des herrihaftliden Beamten gehalten, z. B. in Weidenau 
in Schlefien 1%). Ausnahmsweiſe verjammelte fich die Bürgerjchaft 
auch in irgend einem Kloſter oder in einer Kirche, oder auf dem 
freien Plage vor denjelben, 3.3. in Frankfurt und Epeier bei den 
Barfüßern 17), in Münden bei den Auguftinern 28), in Hamburg 
im Sabre 1410 im Et. Marien Magdalenen Klofter '%), in Lübed 
in der Et. Katharinen Kirche und fpäter auf dem Rathhauſe 29), 
in Erfurt auf dem freien Platze vor den Auguftinern 21). 

Der Bürgermeifter und Rath führte bei diefen VBerfammlun: 
gen den Vorfig und alle Bürger mußten urfprünglich bei Etrafe 
in ber Berfammlung erſcheinen, 3. B. in Magdeburg, Breslau, 
Görliz u. a. m. 22). Seitdem fi aber die Anzahl der‘ Vürger 


14) Katzmairs Gedenkbuch zum Jahre 1398 $. 49, 52, 66 u. 78 im Ober 
bair. Ardyiv, VII, 16 fj. „vor der gemain auf bem haus — ba be: 
„rueift man ain groffe gemain auf das haus — da Fam ber rat vnd 
„ein gemain aufs haus.“ 

15) Sökeland, p. 66 u. 68. 

16) Ur. von 1291 bei X. u. St. p. 412. — consules civitatis 
vel cives non alibi quam in domo ipsius advocati con- 
veniant. — 

17) Urk. von 1855 bei Böhmer, Urkb. I, 667. Urk. von 1387 bei Kirch: 
ner, I, 411 Not. Zeuß, Speier, p. 16 Not. 

18) Katzmair ad 1898, $. 56, 58, 60 u. 76 im Oberbair. Archiv, VIIL, 
19 ff. 

19) Benefe, Hamburg. Geſch p. 48. 

20) Waitz, Lübed, I, 288. 

21) Urk. von 1288 bei Lambert, p. 141. — ad pomerium sancti Au- 
gustini. — 

22) Nicolaus Wurm -bei T. u. St. p. 228 u. 229. Schöffenbriefe von 
1261 $. 4 u. von 1864, $. 1, eod. p. 362 u. 449. 
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vermehrt hatte, was zumal jeit dem Siege ber Zünfte der Fall 
war, feitbem fonnten nicht mehr alle Bürger verfammelt werben. 
Dies führte denn zu einer Vertretung der Bürgerfchaft, zu einem 
großen Rath oder zu einem Bürgerausjchuß. 


b) Großer Rath. 


$. 447. 


Urſprünglich bat es allenthalben nur einen einzigen, und 
zwar aus Geſchlechtern beſtehenden Rath, den fogenannten kleinen, 
engen, inneren oder rehten Rath gegeben, in Köln, Bafel, 
Zürich und Echaffhaufen, wie in Lübeck, Regensburg, München, 
Augsburg, Landau u. a. m. Diefer Meine Rath bejorgte die min- 
der wichtigen Angelegenheiten allein, die wichtigeren aber gemein- 
Ihaftlihd mit der gefammten Bürgerfchaft, welche zu dem Ende be: 
rufen werden mußte. Späterhin erft, ſeitdem die Bürgerjchaft jo 
zahlreich geworden war, daß nicht mehr alle Bürger berufen wer: 
den Tonnten, ift zu ihrer Erleichterung ein Ausſchuß an bie 
Stelle der Geſammtgemeinde getreten, in vielen Stähten ſchon vor 
dem Siege ber Zünfte, meiftentheils aber erft feit diefer Zeit. Und 
man nannte dieſen Gemeindeausfhuß ſodann einen großen 
Rath, oder einen weiten oder einen Äußeren Rath. Zuwei—⸗ 
len bat auch das Streben des Stadtraths nach Unabhängigfeit 
von ber Gemeinde zur Bildung eines großen Nathes geführt. Die 
Zeit wann und die Art wie fi dieſer Ausichuß gebildet hat, war 
jedoch verichieden in den verjchiedenen Städten 

Längſt vor dem Kampfe mit ben Zünften durfte in Zürich 
die Minorität im Rath die wichtigeren Sachen an die Bürger 
bringen. Tie Anzahl der beizuziehenden Bürger war anfangs nicht 
beftimmt. Es Hing vielmehr von dem Ermeflen des Nathes ab, 
wie viele Bürger beigezogen werben follten. Erſt im 14. Sahr: 
hundert wurte die Anzahl auf 100 und fpäter auf 200 Bürger 
beftimmt ($. 318). Faſt auf diefelbe Weile hat fi, wie wir ge- 
. jehen, in Münden ein großer Nath, der Rath der Dreihundert 
gebildet ($. 321). Auch in Köln hatte ſich bereits feit dem An: 
fange bes 14. Jahrhunderts, aljo Tange vor dem Siege ber Zünfte, 
ein weiter Rath neben dem engen Rath gebiltet ($. 60). 

14 * 
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In ähnlicher Weile wurden in Hamburg bie Wittigftien 
oder discretiores beigezogen I), in Bremen die discreti ci” 
vitatis 2), die Weifelten oder bie Weifjeften von der 
Stadt), in Brakel bie Wizzigen oder die Weisheit von 
der Gemeinde 9), in Lübed die Wittigften von der Etadt®) 
oder bie majores und seniores der Stadt ®), in Straßburg bie 
cives meliores et sapienciores („bie burgere die Deiten und die 
„wiſiſten“) ee), in Magdeburg die wifeften Liute oder die 
Witegeften?!), in Ruppin die viri discretiores®), in 
Hörter die prudentes, prudentiores, die wifen Mannc 


1) Stadtrecht von 1370, pr., art. 1, 4 u. 5, von 1292, pr., art, 8 u. 9 
und von 1497, pr. u. art. 19 bei Lappenberg, Hamburg. Rechtsalter: 
tbümer, I, 1, 3, 99, 102, 181 u. 189. Lib. hortor. an. 1288 bei 
Zappenberg, Programm zur britten Gecularfeier der Hamburg. Ver: 
fafjung, p. 51, vergl. noch p. 16—18. 

2) Reverfalen von 1246 in Assert. lib. p.83 u. 86. — consilium con- 
sulum et aliorum discretorum — ordinationi vel facto con- 
sulum et discretorum civitatis. — 

8) Stat. von 1808 bei Delrichs p. 29, 35 u. 88. — „be Ratman mid 
„eren wiſeſten — eod. p. 85 u. 282 f. — „de ratman mit ben 
„wijeften van der flat" — „de rabmanne mid eren wizeflen 
„van der ſtad.“ 

4) Urk. von 1348 bei Wigaud, Ardiv, V, 164 f. „Wy burgermesiere 
„unde Nabe, alb unde nye, de wisheyt van der meynbeit, 
„unde de gemmeynheyt van ber Stad —. Unde wes der Rab 
„unde de wishet van ber Meynheyt ouerlomet van ber Stab 
„wegene, bat wille wi, be van ber Meynheyt jind, gerne wul: 
„burden” —. 

5) Lüb. R. bei Hach, LI, 242. — do wort be mene rate vnde be 
„wittigbeften van ber ſtat tho Rade“ — Gemeinen WRath 
nannte man ben vereinigten alten und neuen Rath ($. 448). Die 
Wittigjien waren bemnad von bem alten und neuen Rath verjchieden. 
vergl. Frensdorff, Lübed, p. 201—207. vergl. oben $. 2383. 

6) Urk. von 1266 u. 1266 in Lüb. Urkb. I, 266 u. 272—274. 

6a) Stabtreht von 1241 bei Mone, Anzeiger, VI, 28 u. 26. Strobel, 
1, 548. 

7) Scöffenbrief von 1261, $. 1 und von 1804, pr. u. $. 1 bei X. u. 
St. p. B5l u. 449. 

8) Urt. von 1256 bei Buchholz, p. 88. und oben $. 156. 
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und de Wisheit der Stabt ), in Breslau, Brieg, Grottlau, 
Löwenberg, Landshut und Schweibnig bie Aelteften von der 
Stadt oder die seniores 1%). Unter diefen Wittigiten, pruden- 
tes, discretiores und seniores find vollberechtigte Genoflen ober 
Geſchlechter zu veritehen ($. 156 u. 233). 

Mann nun die, nicht im Rath fitenden Gejchlechter (die 
Wittigften) beigezogen werben follten, war insgemein nicht be- 
ftimmt, hing vielmehr wie in Züri von dem Ermeſſen des Stabt- 
rathes ab 11). Meiftentheils geſchah es, wie die erwähnten Stabt- 
rechte, Schöffenbriefe und anderen Urkunden beweijen, bet autono: 
miſchen Verfügungen, bei der Abfafjung von Gemwohnheitsrechten, 
bei Verfügungen über den Grund und Boden und über das Ei: 
genthum der gemeinen Mark und bei anderen wichtigen Verfügun- 
gen und Verhandlungen. Auch war bie Anzahl ber beizuziehenden 
Geſchlechter urfprünglich nicht beftimmt. Sie hing vielmehr wie in 
Züri von dem Ermeſſen des Stabtrathes ab. Wurden num richt 
alle fondern nur eine mäßige Anzahl von ben Wittigften beigezogen, 
fo nannte man fodann die VBerfammlung einen vollen Rath, 
3. B. in Breslau, Brieg und Grottkau 12) oder auch die Wittheit bie 
Meisheit ver Stadt, die Wittigften u. ſ. w, z. B. in Bremen, Hamburg, 
Hörter u. a. m. Und in diefem vollen Rath und in der Wittheit 
finde ich die erften Anfänge eines großen Rathes, welcher aber 
3 B. in Breslau erft feit dem Siege der Zünfte im 15. Jahr: 
hundert eine bejtimmte Korm und Geftalt erhalten hat. Es wurde 
nämlich im Sabre 1475 dafelbft beftimmt, daß bie Kaufleute aus 
ihrer Mitte 24 Männer wählen und diefe ſodann 24 andere Män⸗ 
ner aus ben Zechen und Handwerkern wählen, bie 48 zujammen 
aber gemeinjchaftlich mit den Rathmannen und Schöffen den aus 
acht Perſonen beftehenden Rath wählen und bie Achtundvierziger 
in wichtigen Fällen vor dem Nat) beigezogen werben follten. 


9) Urk. von 1292, 1827, 1845 und 1876 bei Wigand, Geſch. von Eorvei, 
I, 824 u. 881. 

10) Urf. von 1293, $. 8, von 1311, von 1924, 8. 27 u. 28, von 1828, 
pr., $. 4 u. 19, von 1884 $. 1 und von 1886, pr. u. 9.1 bei T. u. 
St. p. 421, 489, 508, 519, 587 u. 540. 

11) Url. von 1824 $. 27 bei T. u. St. p. 508. 

12) Urk. von 1802, pr. und 1824 $. 88 bei T. u. St. p. 448 u. 509. 








Une A 3 6 ze SEINE Da ur we 

“rar can we merk ML 
TOM TH, RK DE Ze Sm mer 

rt ante 1 wir (2 Die Re meer 
IE ee 

MR Te GE, I sure ter LmLLIEr zube Du 

Ten lan hen warn Li E:uat 2:z IRM end 
WERE nn Prrmrerın nad Ban ten ce aca nıe vom ber 

min dh 

vrwnhh, I, Kate, Kun, BU, 








Großer Rath. .245 


auch zuweilen die Aelteſten und bie Weifen, alfo Wittheit ge⸗ 
nannt 2%). Seitdem nämlich) bie Anzahl der beizuziehenden Ge: 
fchlechter firirt war, bildeten bie zur Berathung Beigezogenen einen 
die gefammte Gemeinde repräfentivenden Ausſchuß, welchen man 
in Bremen die Wittheit, anderwärts aber den großen Rath zu 
nennen pflegte. Die Mitglieder der Wittheit waren demnach jelbft 
Rathmannen. Und fie wurden aud öfters Rathmannen genannt ?!). 
Wann nun ber regierende Rath allein handeln, warn er bie Witt: 
beit oder auch die gejammte Gemeinde beiziehen follte, war nicht 
beftimmt, bing vielmehr, wie in Züri, von dem Ermeſſen des 
Rathes ſelbſt ab 22). Daher machte zuweilen der regierende Rath 
bie Verordnungen allein 22). Meiftentheils zog er jedoch zu bem 
Ende die Wittheit 2%), bie- ganze Wittheit 25) oder auch ftatt ber 
Wittheit die gefammte Gemeinde („de gantje meenheit“) bei 20), 
öfter8 außer der Wittheit auch noch die geſammte Gemeinde 27), 
Und bis ins 18. Jahrhundert pflegte die Wittheit bei neuen Auf- 
lagen und bei anderen wichtigen Dingen beigezogen zu werben 2°). 





20) Stat. von 1808 bei Delrichs, p. 19 u. 20. Daſelbſt werben bie 
ſeſteyne auch „the oldeſten unbe the wifeften the to rabe pfleghet 
„to ganben” genannt. 

31) Giat. bei Oelrichs, p. 89. — ben der Rabmanne zint be tho ber 
wittiheyt pleghet tho ghande. und p. 145. — dat nen raeiman ute 
der wytheyt fcal mer eitiworne wefen. 

22) Neue Eintracht von 1584, art. 18. bei Oelrichs, p. 782. 

28) Stat. von 1308 bei Oelrichs, p. 11, 12 u. 20. 

24) Stat. von 1808 bei Oelrichs, p, 20, 28, 29, 83, 84, 87, 88 u. 149. 
— Der Rab van Bremen mid ber witteheygt — De rabman zunt des 
tbo rade wurben mid ber witteheyt — Wurden de Ratman bes to 
Rabe mid ereu wiſeſten —. 

35) Entſcheidungen von 1509 u. 1491 bei Böhmer, p. 78 u. 81. Stat. 
von 1808 u. 1483 und fundige Rulle von 1489 bei Delrihe, p. 11, 
29, 30, 62, 66, 83, 84, 147, 158, 160, 447 —449 u. 716. — Rab: 
manne und gante witheit ber Stab —. | 

26) Etat. von 1428 bei Oelrichs, p. 397. Rynesberch und Schene ad 
1858 bei Lappenberg, p. 100 ff. 

27) Etat: von 1808 u. 1488 bei Oelrichs, p. 86 u. 145. — be Rab mib 
ber Wittecheyt unbe mid ber Meynheyt —. 

28) Donandt, I, 882 u. 888. 
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Bon der Wittheit verfchieben war ber alte Rath, weldher audy 
in Bremen dfterd von dem neuen oder regierenden Rath bei 
gezogen zu werben pflegte2%). Donanbt u. a. halten zwar bie 
Wittheit und den alten Rath für Eines und Daſſelbe. Sie glau- 
ben, daß ber regierende Rath die abgegangenen Rathmanne als 
bie Wittigften beigezogen habe und daß der alte Rath deshalb eine 
Mittheit genannt worden fet 32%). Den Beweis für dieſe Hypotheſe 
ift man aber ſchuldig geblieben. Gegen dieſe Anficht ſpricht jedoch 
ber Umftand, daß bie neuen und die alten Rathmanne öfters neben 
ben Weifeften und neben ber Wittheit genannt werben, und baber 
bie Einen von den Anderen verichieden geweſen fein müflen 208). 
In welchen Fällen nun der alte Rath und in welchen bie Wittheit 
beigezogen werben follte, liegt völlig im Dunkeln. Wahrſcheinlich 
hing auch dieſes von dem Ermeflen des renierenden Rathes ab. 
Jedenfalls wurbe der alte Nath zuweilen allein beigezogen, öfters 
aber außer dem alten Rath auch noch die gefammte Gemeinde 2), 
Au in Magdeburg bildeten fpäter die Witzegeſten einen 
bie Gemeinde repräfentirenden Ausſchuß, der von dem alten Rath 
verſchieden war. Wie viele Bürger in biefen Ausichuß beigezogen 
werben follten, fcheint wie in Zürich von bem Ermeſſen bes re 
gierenden Mathes abgehangen zu haben. Erſt jpäterhin wurbe ihre 
Anzahl auf 100 Perſonen firirt. Und ſeitdem nannte man biefen 
Bürgerausichuß bie Hundbertmänner 22). Eben fo waren in Hörter 
bie prudentes, prudentiores und die wifen Manne von den alten 
Rathsherren verſchieden. Ste bildeten auch dort einen bie Ges 
meinde repräfentirenden Nath, welchen man die Weisheit der 
Stadt zu nennen pflegte. Zuweilen wurde aber auch in Hörter 
noch die Gemeinde fjelbft mit oder ohne den alten Rath zur Bes 


29) Stat. von 1803 unb 1438 bei Oelriche, p. 85, 489 u. 442. Urk. von 
1866 in Assertio Brem. p. 709. j 

80) Donandt, I, 880 ff. Lappenberg, Rechtsalt. Einleitung p. 88. 

808) Stat, von 1308 bei Oelrichs, p. 85 u. 86. 

81) Stat. von 1428 u. 1488 bei Oelrichs, p. 404, 489, 440 u. 444. — 
be rad to bremen mit ber gantfen meenheit unde mit ben olben rad⸗ 
beren de in vortiben in beme rabe ghejeten hebben —. Urk. von 1866 
in Assertio Brem. p. 709. 

82) Rathmann, II, 489. 
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rathung berufen 22). Eben biejes war, wie wir gejehen, in Lübeck 
und in Brakel ber Fall. 

Wie in Bremen, Lübeck, Magbeburg, Hörter und Brafel bie 
Weiſeſten, fo bildeten in Löwenberg bie Nelteften von der Stadt 
oder bie seniores einen bie Gemeinde repräfentirenden Ausſchuß, 
welhen man bafelbjt eine universitas seniorum oder „dy 
„Semeyne der Eldirn“ genannt hat 24). Und bafjelbe war offenbar 
auch in Hamburg Hinfichtlich der Wittigften unb discretiores 
der Fall. Auch fie bildeten bafelbft frühe fchon einen die gefammte 
Altbürgerfchaft repräfentirenden Ausſchuß. Und wie in Bremen, 
fo wurden auch in Hamburg bald die Wittigften allein bald bie 
gefammte Altbürgerjchaft (universitas civitatis ober universitas 
„oppidi) von dem regierenden Rath berufen 25). Und jeit dem 14. 
FJahrhundert wurden mit der Altbürgerichaft zuweilen auch ſchon 
bie Vorfteher der Zünfte berufen 2%). Auf dieſe Weiſe dürfte wohl 
die ſchwankende Anfiht von Lappenberg 37) zu berichtigen jein. 
Die Beiziehung ter Wittigften oder der gefammten Gemeinde, ber 
ipäteren erbgefefjenen Bürgerfchaft, fcheint jeboch im Laufe bes 14. 
Kahrhunderts mehr und mehr unterlaffen worden und fo die höchite 
Gewalt in die Hände des Stabtraths gefommen zu fein. Dies 
führte zur Verftimmung und bei der erften Veranlaſſung zu bür⸗ 
gerlihen Unruhen und zu dem Receß von 1410, welcher die Grund: 
lage der heute noch beftehenden Verfaſſung geworden iſt. Die 


88) Urk. von 1845 — consensu veterum consulum et prudentum 
bei Wigand, denkwürdige Beitr. p. 164. Urk. von 1852 — „mit 
„rade des olden rades unde der ganzen meynbeit“ bei Wiganb, 
Geh. von Eorv. I, 831. Not. 169. vergl. noch bie Urt. von 1292, 
1827 u. 1876, eod. p. 824 u. 325, wo allzeit bie prudentes, pru- 
dentiores und wien Manne neben bem alten und neuen Rath und 
neben den consules genannt werben. Ä 

84) Willfür von 1811, pr. bei X. u. St. p. 189. 

35) Urk. von 1288 bei Lenz, Brandb. Urk. I, 117. und Lappenberg, H. U. 
I, 660. Nos consules et universitas civitatis Hamburgensis —. 
86) Urk. von 1840 bei Lappenberg, Programm, p. 48. — consilium et 
consensum magistrorum officiorum mechanicorum ac 
universitatis opidi et eorum consilio et consensu — vergl. 
$. 886. 

37) Lappenberg, Rechtsalt. I, Einleitung, p. 83 u. 84. 
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verfaflungswidrige Verhaftung eines Bürgers, Heino Brand, und 
bie Unruhen in bem benachbarten Lübeck, wo ber alte Math abges 
jeßt worden war, führte nämlich im Sabre 1410 auch in Hamburg 
zu einer neuen Berfaflung. Die Bürgerjchaft verfammelte fich im 
Neventer oder Speifefaal des St. Marien Magdalenen Klofters, 
wählte ſechszig Bürger, 15 ans jedem der bamaligen vier Kirch⸗ 
Ipiele, welche tim Namen der Bürgerichaft bie Brand'ſche Angelegen- 
heit befprechen und die Angelegenheiten der Bürger ordnen follten. 
Das Nefultat ihrer Berathung war ber Neceß von 1410, nad) 
welchen bie höchfte Gewalt bei der Bürgerjchaft und bei bem Rath 
fein follte. Tem Rath follte nämlich nur bie vollziehente Gewalt 
und die Vertretung der Bürgerfchaft nach Außen bleiben, bie 
Bürgerſchaft aber gemeinſchaftlich mit dem Nath über die Beſteuer⸗ 
ung und über bie Freiheiten ber Bürger und über Krieg und 
Trieden entjcheiden 3%). Die Schhsziger bildeten demnach die erite 
regelmäßige Repräfentation ber Gemeinde. Ihr Amt war jedoch 
nur vorübergehend. Sie bildeten baher noch keinen eigentlichen 
Stadtrath. Ein die Bürgerfchaft repräfentierender ſtändiger Rath, 
die beiden bürgerlihen Collegien, entitand erſt fpäter feit der Re⸗ 
formation. Schon ſeit dem 13. und 14. Sahrbundert zog man 
nämlich bei wichtigen Verhandlungen auch noch bie Kirchgeſchwornen 
ber vier Kirchſpiele Hamburgs bei, 3. B. im Jahre 1281 bei Er- 
richtung der St. Nicolaifhule die jurati ecclesiae S. Nicolai und 
die seniores et discreti viri parochiae S. Nicolai 2°). Nach dem 
Receß von 1483 40) hatten fie fogar ſchon geſetzlich das Recht die 
Berufung der erbgeſeſſenen Bürgerfchaft zu Begehren. Erft die 
Reformation ward jedoch die Veranlaflung zur Errichtung ber 
beiden bürgerlichen Collegien. Bis dahin mußte nämlich die ges 
jammte Bürgerjchaft bei allen wichtigeren Verhandlungen beigezogen 
werden. Da es aber nun jo Vieles von dem Rath mit der Bürger: 
Ichaft zu verhandeln gab, daß die geſammte Bürgerfchaft nicht 
immer berufen werben Eonnte, fo griff man zu dem alten Mittel. 


88) Nachtrag zu den vier Hauptgelegen ber Hamburgiſchen Verfaffung, p- 
9—14. Beneke, Hamburg. Geſch. p. 42—49. 

89) Lambeccius, rer. Hamb. II, 69 u.70. vergl. Lappenberg, Programm, 
p- 29 u. 52. und oben $. 416. 

40) art. 64 (63) im Nachtrag, p. 81. 
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Man gab einer beftimmten Anzahl von Männern aus ben vier 
Kirchipielen Vollmacht zur Unterhandblung mit dem Nath und berief 
zu dem Ende aus jedem Kirchipiel die 12 Vorſteher der Armen- 
Taften und außerdem noch 24 andere Bürger *). Dies tit ber 
Urjprung ber beiden bürgerlichen Collegien der Achtundvierziger und 
der Hundertvierundvierziger. Denn aus ber ihnen anfangs für 
einen beftimmten Zweck ertheilten Vollmacht wurde nach und nad 
ein jtändiges Amt. Das Collegium der Adhtundvierziger 
beftand aus den 12 Welterleuten und Vorſtehern der Armenfaften 
ber 4 Kirchipiele. Ihrer wird zum erſten Mal Erwähnung gethan 
im Receß von 1529 4). nd fie haben ganz vorzüglih zum 
Bereinigungspunct der verſchiedenen Kirchipiele gedient, welche ſonſt 
vielleicht ji getrennt haben würden. Ste wurden ihres Amtes 
wegen aud) die Diaconen genannt. Und ihre Anzahl iſt fpäter 
bis auf 60 vermehrt worden, feitbem im Jahre 1685 ein fünftes 
Kirchſpiel, St. Michael, hinzugelommen war. Zwölf von ihnen zu 
Dberlüden oder Dberalten ernannte Mitgliever (das Ober: 
alten Collegium) bildeten den Borftand diefer Achtundvier— 
ziger, ber fpäteren Schsziger*) Das Collegium ber 
Hunbertvierundvierziger beftand außer dem Collegium ber 
Achtundvierziger noch aus 24 Bürgern aus jedem Kirchipiel und, 
ſeitdem noch das fünfte Kirdipiel von St. Michael hinzugekommen 
war, aus 180 Perjonen. Dieje beiden Collegien der Achtundvier⸗ 
ziger und ber Hunbertvierundvierziger, [päter der Sechsziger und 
der Hundertachtziger hatten nun ftatt ber erbgejeflenen Bürgerjchaft 
ben Rath theils zu controliven, theils zu berathen, theils aber auch 
manche Angelegenheiten in ihrer Eigenfchaft als Nepräfentanten 
ber Bürgerjchaft jelbjtändig zu entjcheiden ). 

Endlich Hat zuweilen auch das Streben des Stabtrathes alle 
ſtädtiſchen Angelegenheiten an fich zu ziehen und fich ganz unabs 
bängig von ber Gemeinde zu machen zu einem erweiterten Rathe 


41) Urk. vom 29. Juni 1528 im Nachtrag, p. 36—38. Urk. vom 29. Sep: 
tember 1528 bei Zappenberg, p. 35 u. 46—48. 

42) Receß von 1529, art. 54 u. 182 im Nachtrag, p. 52 u. 64. 

48) Lappenberg, p. 86 u. 389. Nadıtrag, p. 86 ff. Weſtphalen, Hamburgs 
Derfaffung, p. 176 ff. 

44) Weſtphal, I, 192-206. 
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geführt. Diejes war namentlich in Freiburg ber Fall. Auch biefer 
Ort Hatte gleich bei feiner Erhebung zu einer Stabt einen aus 
24 Mitgliedern (conjuratores, conjurati oder consules) beftehenden 
Stadtrath zur Bejorgung der laufenden Gefchäfte erhalten (6. 147). 
Als jedoch diefer Stadtrath anfing alle Angelegenheiten an ſich zu 
ziehen und ohne Zuziehung der Bürgerichaft nah Willfür zu ver: 
walten (non secundum honestatem et utilitatem communem, 
sed secundum sue voluntatis libitum, sine eorum consensu et 
consilio, ordinare), und e8 darüber zu einem Aufftande gekommen 
war, jo jeßte bie Stadtgemeinde an die Seite der alten 24 (priores 
oder primi conjurati) noch weitere 24 neue Rathsherren (secundi 
jurati oder consules), welche bei allen wichtigen die Stadt intereſ⸗ 
firenden Angelegenheiten (negocium universale sive rem publicam 
ville), insbefondere bei neuen Steuern (omnes collectas civitatis 
— ordinare) beigezogen werben jollten. Und bie alten und neuen 
Ratheherren mit einander bildeten ſodann den großen Rath #0). 


$. 448, 


Eine eigene Art von großem oder weiten Rath ohne e8 jeboch 
wirflich zu fein bilbete der abgehende oder der alte Rath, 
indem berjefbe von dem regierenden, ſitzenden ober neuen 
Rath in wichtigen Angelegenheiten beigezogen werben mußte. Die 
vereinigten alten und neuen NRäthe handelten nämlidy wohl im 
Namen und aus Auftrag der Bürgerfchaft wie die Stabträthe 
überhaupt. Sie waren jedoch von dem eigentlichen großen Math 
weſentlich dadurch verfchieden, daß fie die Gemeinde nicht repräfen: 
tirten. Daher findet ih faſt allenthafben neben ihnen noch ein 
anderer Ausihuß aus der Bürgerfchaft, welcher bei wichtigeren 
Verhandlungen ftatt der Gemeinde beigezogen werben mußte und 
diefe jodann repräfentirtee So findet man 3. B. in Magbeburg 
neben dem alten und überalten Rath noch als Nepräjentanten ber 
Gemeinde die Hundertmänner ($. 322 u. 447). Eben fo in Straß: 
burg neben den alten Herren oder den Einundzwanzig noch einen 
großen Rath oder die VBerfammlung ver Schöffen ($. 348 u. 441). 
In Köln gehörten zum Rathe, außer dem engen und weiten 


45) Urk. von 1248 bei Schreiber, I, 68—56. 
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Nathe, auch noch diejenigen Herren, welche in den leßten zehn 
Sahren ein oder mehrere Mal im engen ober weiten Nath gefeflen 
hatten. Diefe Herren, die vor und nad) im Mathe gejellen hatten 
(qui sederunt ante et post — „be dur inde na gejejlin haint*) 1), 
waren und hichen die Freunde, d. h. die Rathefreunde, bie 
zum Rathe „gehörten“ („yre vrunde, ſij ſitzen zo Naide off 
„lii gehoeren 30 Raede“)2), während die Rathsherren, welche 
für das laufende Jahr gewählt waren, die ſitzeuden Näthe 
(consules sedentes. consules pro tempore existentes. Unfere 
heren vam ˖ Raide zerzijt fiende) genannt worden find 2). Diele 
Rathsfreunde wurden, fo oft fie beigezogen wurden, „alle Räthe“ 
genannt. Und fie follten in allen wichtigen Angelegenheiten bei: 
gezogen werden?). Auch in Hörter®), in Bremen, in Lübeck 
und in Hamburg: beftand neben dem Rath (dem neuen Rath) noch 
ein alter Rath. - Und in wichtigen Fällen wurden außerdem noch 
die Wittigften, prudentes oder discretiores beigezogen ($.447). In 
Bremen, in Kübel und in Hamburg befland nämlich der Rath, wie 
in Magdeburg und in Speier u.a.m. (6. 312, 322, 352) aus brei 
Adtheilungen. In Bremen beftand nämlich der Math bis zum 
Jahre 1398 aus 36 Nathsherren, von denen jedoch immer nur 12 
im regierenden Rath faßen, die beiden anderen Abtheilungen aber, 
beſtehend aus den im vorigen und vorporigen Sabre ausgetretenen 
12 Rathsherren, nur bei wichtigeren Angelegenheiten beigezogen zu 
werden pflegten ). Erſt im Jahre 1398 wurde die Anzahl der 


1) Eidbuch von 1821 $. 1, 5, 7, 9, 12 m. 20 in Quellen, I, 2 ff. 

2) Eidbuch von 1895 $. 7 u. 8 in Quellen, I, 67. 

8) Eidbuch von 1821 $. 14—16, 20, 25. Eidbuch von 1895, $. 8 in 
Quellen, 1, 5 fi. u. 67. 

4) Ennen, Gel. II, 487 u. 499 - 603. 

5) Ur. von 1292: consules veteres et novi ac prudentiores civitatis 
Haxariensis. Urk. von 1827; consilio veterum consulum et pru- 
dentum nostrae civitatis. Urk. von 1845: Nos consules consensu 
veterum consulum et prudentam. Urf. Yon 1352: Wy de rab be: 
fennet — bat wy mit rade bed olden rades unde ber ganzen meynheit. 
bei Wigand, Geld. von Korv. I, 824 u. 881. 

6) Stat. bei Oelrichs, p. 85 u. 147. und Vorbericht, p. 10. Not. vergl. 

ben $. 447. 
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Rathsherren auf 20 herabgefebt und im Jahre 1433 wieber auf 
24 erhöht und diefe 20 und 24 fobann in vier Abtheilungen ge: 
theilt, jo daß immer nur 5 fpäter 6 Rathsherren mit dem regie- 
renden Biirgermeifter im Nath (im neuen Rath) faßen ). Eben 
jo beftand der Rath in Lübeck aus drei Abtheilungen, von denen 
immer nur zwei in Function waren. Die erjte Abtheilung bildete 
den regierenden, figenden oder neuen Rath, die zweite Abtheilung 
ben alten Rath, b. h. ben abgetretenen Rath des vorigen Jahres, 
welcher aber bet wichtigen Angelegenheiten von dem regierenden 
Math beigezogen werben mußte, in welchem Falle ſodann der verei⸗ 
nigte alte und neue Rath der gemeine Rath (mene rat ober 
ghemene rat) ®) ober der ganze Rath genannt worden tft ®). 
Die dritte Abtheilung wurde im laufenden Sahre gar nicht beige- 
zogen. Sie trat erft im dritten Jahre wieder in Function. So 
wechjelten demnach bie drei Abtheilungen in ben Geſchäften. Jedes 
Jahr wurde gewechlelt und man nannte biefes den Nath erneuern 
oder umſetzen. Und zu biefer- Umfegung wurden immer einige 
Nathsherren aus bem regierenden Nathe gewählt 19). In Ham: 
burg beitanden dieſe drei Abtheilungen aus ben regierenden Raths⸗ 
herren (electi), aus den Nathsherren des vorigen Jahres, welche 
daher alte Rathsherren und weil fie in wichtigeren Angelegenheiten 
beigezogen werben jollten, assumpti genannt worden find, und aus 
jenen Rathsherren, welche in dem laufenden Jahre nicht beiges 
z0gen wurden, alſo erft im dritten Jahre zum Negiment kommen 
folten und daher extramanentes genaunt worben find 1). Des 
alten und neuen Rathes wird noch im Stadtrecht von 149712) 
und auch noch Im Neceß von 1562, fpäter aber nicht mehr gebacht. 


7) Stat. von 1398 u. 1483 bei Oelrichs, p. 147 u. 446. 
8) Lüb. N. bei Hach, II, 226, 237, III, 242. 
9) Hach, II, 248. — „mit ganceme Nade olt vnde nye* —. 

10) Sad, I, 49, 58, 64, 1II, 42. vergl. Pauli, Lübedifche Zuftande, p. 84 
—88. Dreyer, Einfeitung, p. 67 u. 69. 

11) In der Stoffe zu dem Stadtredht von 1497 bei Rappenberg, p. 185 u. 
186. wird in etwas verwirrter Weiſe von diefen brei Abtheilungen ge: 
ſprochen. Auch hat Lappenberg, Einleitung p. 86 fie nicht richtig ver: 
fanden. 

12) Stadtr. von 1497, A. 9 u. 10. 
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Auch in Bajel mußte in gewiflen Fällen ber abtretende Math, der 
jogenannte erren Rath 13) oder der alte Rath von dem regie- 
renden oder neuen Math beigezogen werben 14). Neben dem alten 
und neuen Nath beitand aber auch dort noch ein großer Rath 
($. 317). Eine eigene Art von altem und neuem Rath bildeten in 
Freiburg die alten und neuen Vierundzwanziger (6. 350). 

Wann ber alte Rath beigezogen werben follte hing von dem 
Ermeflen des neuen oder fienden Raths ab. Der alte Rath follte 
.baber nur dann erjcheitten, wenn ihm bazu das Zeichen gegeben 
worden war („wenn man dem alten Nat lütet” 6). „wanne allin 
„Rebin gebodin wirt") 16). Auch in Speter ($. 352), in Ulm ı?), 
in Worms 12), in Lindau 1%), in Lüneburg 2%), in Köln an der 
Spree ?!), in den mittelmärkifchen und neumärliichen Städten 22) 
u. a. m. follte in wichtigen Zällen der alte Rath von dem neuen 
zur Berathung beigegogen werben. Und in Breslau, Brieg und 
Grottkau jollten in manchen Fällen, wenn 3.8. die Rechtmaͤßigkeit 
eines Rathsbeſchluſſes angefochten wurde, bie Nathsherren von den 
drei legten Jahren („by vor dryen jaren an dem Mate fin ge: 
„weſen“) beigezogen werben 2°). Der alte Rath, wenn er beige- 
zogen wurde, bildete jedoch in vielen Städten, wie bereits bemerkt 
worben iſt, feinen eigentlichen großen Rath, vielmehr nur eine Ab: 
theilung des Tleinen Rathes. Denn beide Näthe mit einander bil- 
deten dem großen Rath gegenüber den Meinen Rath, 3.8. in Bafel, 
Straßburg, Speier, Züri, Magdeburg u. a. m. 2%). 


18) Ochs, I, 867 u. 368. Hanbdfefle von 1887 bei Wadernagel, Biſchofor. 
p. 24. | 

14) Urk. von 1853 u. 1812 bei Ochs, II, 77 u. 218. vergl. noch V, 8 
u. 9. Heusler, p. 877—379. 

15) Nathe Erfenntniß von 1411 bei Ochs, III, 164. und mehrere frübere 
Urkunden eod. III, 168. und Urk. von 1462, eod. IV, 184. 

16) Kölner Eidbuch von 1841 $. 7 in Quellen, I, 16. 

17) Jäger, Ulm, p. 277. 

18) Urk. von 1404 bei Schannat, II, 217. 

19) Lang, regest. III, 479. 

20) Stadtredgt bei Dreyer, Nebenft. p. 362. 

31) Ark, von 1482 bei Gerden, cod. dipl. Brandb. V, 114. 

22) Zimmermann, I, 107 u. 108. 

23) Urk. von 1324 $. 28 bei T. u. Stenzel p. 508. 

24) Ochs, V, 8 u. 9. und oben $. 437. 
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In einem ähnlichen Verhältniſſe wie ber alte Rath "zu dem 
neuen ftand in anderen Städten der äußere Rath zu dem innes 
ven oder engeren Math. Der innere, engere oder Heine Math 
war ber regierende Rath. In wichtigeren Dingen follte er aber 
ben äußeren Rath beiziehen, der jedoch die Gemeinde eben fowenig 
repräfentirte, wie ber vorhin erwähnte alte Rath. Daher findet 
fich meiſtentheils auch in diefen Städten neben den beiden Näthen 
auch noch ein großer Rath zur Nepräfentation der Gemeinde. So 
war e8 in Münden ($. 321). Eben jo in Negensburg bis 
bafelbft der äußere Rath oder der Rath der Fünfundvierzig zu 
einem großen Rath erweitert worden iſt (6. 320). Ober es wurde 
in wichtigeren Fällen außer dem äußeren Rath auch noch die Ge 
meinde felbjt beigezogen, 3. B. in Wien 25), bis fih auch in Wien, 
wie es fcheint, im 15. Sahrhundert, eine Nepräfentation der Ge⸗ 
meinde, nämlih ein Ausichuß aus ber Gemeinde, der Nath der 
Genannten 2%), gebildet hatte, der jedoch fchon von Kalfer Karl V 
wieder abgeſchafft worden iſt 22). Was in Münden, Wien und 
Negensburg der äußere Rath war, war in Augsburg ber Rath 
der Vierundzwanzig. Der feit dem 13. Jahrhundert daſelbſt aus 
12 Ratgeben beftehende Kleine Rath war nämlich der regierende 
Math. Neben ihm ftand aber auch noch ein aus 24 Matgeben, 
wahricheinlich aus den 12 abgehenden und 12 regierenden Ratgeben 
. beitehender Rath, welcher in wichtigeren Angelegenheiten beigezogen 


25) Urk. von 1864 bei Hormayr, Wien, I, 5, Urk. p. 42. — „ber Inner 
„ond auffer Rat, und bie gemain ber burger vnſerr flat" —. 

26) Urk. von 1462 bei Senckenberg, sel. jur. V, 169 u. 175. „Wir 
„burgermaijter, richter, vath, genant und bie gante gemain ber flatt 
„Bien! —. 

27) Verordn. von 1520 bei Hormayr, Wien, I, 2. Urk. p. 185 f. — 
„dann auf burgermaifler und gemain bei Euch, wie bie mit dem Aus: 
»ſchuss neben dem Rat ain Beither gewest vnnd nod fein —- 
„Das jr Eur bißher geuebt weien ber Ausſchuss von fiund an ab: 
„tuet vnd gennglih verlaffet. — Bund ber zewalt, ber Ausſchuß 
„neben dem orbenntliden Rat abgetban ift, vnnd jr erſcheinet end ges 
„ſehen werdet, bas jr Eur ordentliche Dberfait in gehorfam erfennet.“ 
Die Bürgerfchaft galt demnach damals ſchon als ungehorfam, wenn fie 
ihre eigenen Angelegenheiten felbfländig orbnen und zu bem Ende einen 
Bürgermeifter haben wollte. 
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werben mußte 2%). Neben dieſen beiden Räthen, den Zwölf und 
Vierundzwanzig, welche mit einander dem großen Nath gegenüber 
den einen Rath bildeten, fand noch ber große Rath („grosze 
„Rath“), welcher auch der ganze Rath genannt worden iſt 29). 
Und diefe Berfaflung erhielt fich daſelbſt bis zum Eicge der Zünfte 
($. 815 u. 349). 

Um die Gewalt der Gefchlechter zu brechen wurbe bereits im 
13. Sahrhundert in Bern dem aus 12 Gefchlechtern beftehenden 
Rath ein Rath aus der Gemeinde an die Seite gefeht. Es 
jollten nämlich vier Bürger aus jedem der vier Stadtviertel ge⸗ 
wählt werden und biefe Sechszehn bei wichtigen Verhandlungen 
ben Rath zur Seite ftehen. Ein großer Rath entitand aber erft 
im 14. Jahrhundert ſeit dem Siege ber Fünfte (6. 355). Aus 
demſelben Grunde wurde in Worms dem Scichlechterrath ein aus 
den vier Pfarreien zu wählender Rath die Sehszehner von 
der Gemeinde, an die Seite gefeht, welcher bei wichtigeren Vers 
handlungen beigezogen werden follte, im Sabre 1366 aber mit 
dem engeren Rath verciniget worden if. Ein wirklicher großer 
Rath als Nepräjentant der Gemeinde entftand auch dort erft fett 
tem Etege der Zünfte ($. 313). Eben fo bildete fih im Laufe 
des 13. Jahrhunderts oder am Anfang bes 14. in Bremen ein 
aus 16 Rathmannen beſtehender Bürgerausichuß, welchen man bie 
Wittheit genannt Bat, dann in Magdeburg und in Hamburg 
das Collegium der Witegeften und ber Wittigiten, in Hörter die 
Weisheit Ver Stadt und in Löwenberg die universitas seniorum 
oder die Gemeinde der Aelteſten ($. 447). Auh in Iglau bil 
bete fi im 14. Jahrhundert an der Seite des aus einem Richter 
und 12 Gefchwornen beftehenden Stadtraths ein aus vier Bürgern 
beftehender Ausihuß. Mean nannte diefe Nepräfentanten ber Ge⸗ 
meinde die Gemeinen oder die Gemeine Und fie follten bei 
allen wichtigen Gemeindeangelegenheiten beigezogen werden 39). 


28) Altes Stadibuch bei von Gtetten, Geſch. der Geſchlechter, p. 87, 869, 
870 u. 871. . 

29) Altes Stadtbuch Bei Stetten, p. 369, 870, 871, 872 u. 880. Langen: 
mantel, p. 17. 

80) Werner, Geſch. ber Iglauer Tuchmacherzunft, p. 9 u. 10. 

v. Maurer, Gtäbteverfaffung. IIL 15 
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Aeußerſt merfwürbig war auch die Gelchichte der Rathsver⸗ 
faffung in Soeft. Der Rath beftand daſelbſt urſprünglich aus 
12 Geſchlechtern. Bei wichtigeren Verhandlungen wurde die Bür- 
gerſchaft, d. h. die in der Altitadt angefeflenen Gefchlechter, beige- 
zogen. Die mit ber Etadt vereinigten Burjchaften hatten Teinen 
Zutritt zu den Bürgerverfammlungen. Die verfammelte Bürger: 
ſchaft bildete demnach eine Art von großem Nath. Am Sabre 
- 1259 erbielten jedoh auch 12 Burrichter als Repräfentanten der 
Burfchaften Zutritt zu dem Rath. Und der aus 24 Perſonen, 
12 Geſchlechtern und 12 Burrichtern, beftehende Rath der Vierunb: 
zwanziger bildete ſeitdem ben großen Nath ($. 201). Dieje Ber: 
fafjung dauerte jedoch nur bis zum Siege der Zünfte. Seit dem 
Siege dem Zunfte theilte ſich nämlich die Bürgerfchaft in zwei 
Genoſſenſchaften, in Die Zünfte oder Aemter und in die Gemeinde 
oder Gemeinheit vom Stahlgadem, eine jede Genoflenfhaft mit 
einem Großrichtmann an der Epite (F. 338). Das Stabtregiment 
kam nun in bie Hände eines Magiftrats, welcher aus 11 Mit: 
gliedern und dann nod aus den beiden Großrichtleuten, als den 
Nepräjentanten der Aemter unb ber Gemeinde, beiland. Den 
großen Rath aber bilveten zwei Collegien, das Collegium 
ber Zwölfer, beftehbend aus den von den Aemtern und von ber 
Gemeinde gewählten Nathsherren, und der alte Rath, beftehend 
aus Mitgliedern des vorjährigen Magiftrats. Und in fchwierigen 
Tällen follten beide Collegien von dem regierenden Magiſtrat bei⸗ 
gezogen werben 3). 


$. 449. 


. An fehr vielen Städten hat fich demnach fchon vor dem Siege 
ber Zünfte eine Art von großem Rath an ber Seite des TFleinen 
Raths gebildet, beftehend entweder aus einem durch Beiziehung bes 
alten oder äußeren Nathes gebildeten vollen oder weiten Rath, ober 
aus einem Ausfhuß aus der Bürgerichaft ſelbſt. In fehr vielen 


31) Geck, p. 112—115. Aude Echrae, $. 178 bei Emminghaus, p. 196. 
„Wy Aurgemeftere Raed unde Twelfte der vor den Raed gaid.“ Po 
lizeiorbnung von 1650 bei Emminghans, p»268. „bey öffentlichen 
„Berfammlung Raths, alten Rathe, Zwölfen“ — vergl. noch Vers 
ordn. von 1607 u. 1714, eod. p. 246 u. 327. 
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anderen Städten iſt jeboch erft ſeit dem mehr ober weniger voll: 
fländigen Siege der Zünfte ein großer Nath gebildet, in an 
deren Städten aber der bereits fchon beftehenbe große Rath um- 
gebildet worden. In fehr vielen Städten hat es nämlich bis zum 
Siege der Zünfte nur einen einzigen Rath, einen Meinen, engen 
oder inneren Rath gegeben, welcher theils allein theils gemeinjchaft- 
lich mit ber gefammten Bürgerichaft die Angelegenheiten ber Ge: 
meinbe bejorgte. Seit dem Siege der Zünfte tft nun auch in jenen 
Städten, weldhe bis dahin feinen großen Rath gehabt hatten, ein 
aus Nepräfentanten der Zünfte und ber übrigen Bürgerichaft be- 
ftehender großer Rath gebildet worden, 3. B. in Bafel, Straßburg, 
Hagenau, Landau, Schaffhaufen, Bern, Stendal u. a. m. ($. 317, 
324, 341, 346, 348, 354 u. 355). In anderen Stäbten wurbe 
aber der bereit3 fchon beftehende Bürgerausichuß feit jener Zeit 
durch Aufnahme von AZunftgenofien zu einem wirklichen großen 
Rath umgebildet. Die Art der Bildung oder Umbildung eines 
großen Rathes war inbeflen ſehr verjchieben in den verſchiedenen 
Städten. . 

In vielen Städten, in welchen das Gejchlechter Regiment fort: 
gebauert hat oder in denen das Regiment mit den Zünften getheilt 
worden ift, — in vielen Städten wurde der große Nath aus einer 
mehr oder weniger großen Anzahl von Repräſentanten der Ge- 
ſchlechter und der Zünfte gebilbet, 3.3. in Augsburg aus 12 Her- 
ren aus den Gefchlechtern und aus 216 Zunftgenofjen ($. 315 u. 
349), in Ulm aus 10 Geſchlechtern und aus 30 Zunftgenofien 
($. 316 u. 349), in Zürich anfangs aus 13 Rafhsherren aus ber 
Conſtaffel und aus 13 Zunftmeiftern, jpäter aber aus 18 Raths⸗ 
herren aus der Sonftaffel und aus 144 Zunftgenofjen ($. 346), in 
Schaffhaufen aus 18 von den Edeln oder Geſchlechtern und aus 
eben fo vielen aus ber Gemeinde ($. 346), Auch in EBlingen, 
Reutlingen und Veberlingen beftand der große Rath theils aus Ge- 
ichlechtern theils aus Zunftgenofjen ($. 350). In Nürnberg durf- 
ten zwar die Genannten des größeren Rathes aus der gejammten 
Bürgerichaft gewählt werden, meiftentheild wurden fie jebocdy nur 
aus den Geſchlechtern gewählt (F. 343). In manden Stäbten 
wurde ber große Rath theild aus ben Zünften theil® aus der Ge: 
meinde gewählt, 3.8. in Torimund, Hagenau und Landau ($.339, 
341 u. 354). In den meilten Städten beitand aber der große - 

15 * 
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Rath bloß aus den Zünften und zwar in vielen Städten aus ben 
Zunftmeiftern oder Gildemeiftern, 3. B. in Worms eine Zeit lang 
ans den Zunftmeiftern ($.313), in Magdeburg aus ben Snnungs- 
meiftern ($. 354), in Stendal aus den Gildemeiltern ($. 324) und 
im Köln aus den Zunftherren oder Gaffelherren ($. 351). In 
anderen Städten beitand ber große Rath aus ſämmtlichen Zunft: 
vorftehern, alfo außer den Zunft: oder Gildemeiftern auch noch 
aus den Übrigen Vorjtehern der Zünfte, 3. B. in Bafel im 14. 
und 15. Sahrhundert aus beit Zunftmeiftern und aus den Sch: 
fern, in Straßburg aus ben Schöffen ber verjchievenen Zünfte 
($. 317 u. 348) und in Neutlingen aus fämmtlichen Zunftgerich: 
ten, alfo aus 156 Zunftoorjtehern und außerdem nody aus 12 an⸗ 
beren Bürgersfühnen !). In vielen Städten wurben aber bie 
Bunftrathsherren jedes Jahr aus den Zunftgenofien von den 
Zünften gewählt, 3. B. in Bajel feit dem 16. Jahrhundert, dann 
in Bern, in Solothurn, in Chur und in Weißenburg ($. 353 u. 
355). Den großen bloß ans AZunftgenoffen beftehenvden Rath 
nannte man in Solothurn den neuen oder jungen Rath?) und 
in Weißenburg ben jüngeren Nath und bie Rathsherren ſelbſt 
nannte man bafelbft die Marſchalke ($. 350). 

Auf eine ganz eigenthüämliche Weife Hat ſich der große Math 
in Weslar gebildet. Im 13. Jahrhundert beftand nämlich auch 
dort der Stadtrath aus Schöffen und aus Rathöherren, und in- 
wichtigen Yällen wurbe bie gefammte Bürgerjchaft beigezogen ®). 
Schon am Ende des 14. Jahrhrhunderts erhielten jedoch die Zünfte 
Zutritt zu diefem Peinen Rath. Die Bürgerichaft hatte fich näm⸗ 
lich in zwei Theile, in bie Gemeinde und in bie fieben Zünfte ge- 
ſchieden. Aus der Gemeinde follten acht, aus jeder Zunft aber 
zwet, alfo im Ganzen 14 Zunftgenofien Zutritt zu dem Rath ha: 
ben, und die Gefchäfte von biefem Nath gemeinjchaftlich mit den 
Schoffen beforgt werten. Nur wenn beide fich nicht vereinigen 
fonnten ſollte die Sache an die Bürgerichaft, alfo an die Gemeinde 
und an die Zünfte, gebracht werben („und koͤnnen ſie nicht über: 


1) Säger, Mag. V, 259 u. 272. 
2) Bluntjchli, Geſch. des ſchweizer Bundes. I, 139 f. 
5) Url. von 1280 bei Guden, II, 217. coram scabinis, consulibus et 
universitate civium. 
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„einlommen, jo fuln fie das brengen in bie Gemein und Hand⸗ 
„werker“) 3). Später erft trat en Bürgerausſchuß ober ein 
großer Rath an die Stelle ber Bürgerjchaft, "und die Bürger- 
ſchaft wurde fodann nicht mehr berufen. Die erften Spuren biejes 
Ausſchuſſes finden ſich ſchon in dem Bürgervergleihe von 1390. 
Neun jedes Jahr aus ber Bürgerfchaft zu wählenden Perſonen, 
den fogenannten Neuner, follten nämlich die Echläffel zur Rent⸗ 
fifte anvertraut und ohne ihre Zuziehung nicht über die darin lie 
genden Gelder verfügt werben ®). Im Jahre 1614 wurde nun 
biefer Bürgerausihuß um zwei Bürger vermehrt und baher bie 
Elfer genannt, zu gleicher Zeit auch ihre Zuftänbigfeit erweitert 
und ſeitdem die Bürgerfchaft ſelbſt nicht mehr berufen 6). Später- 
hin, im Sabre 1712, nachdem mittlerweile die Bürgerjchaft in 12 
Bünfte eingetheilt worden war, wurde jenes bürgerliche Collegium 
auf 12 Mitglieder gebracht und dieſe Repräfentation der Bürger: 
ſchaft ſodann bis auf unfere Tage die Zwölfer genantıt ?). Jede 
Zunft follte nämlih 4 Zumftgenofien wählen, und aus diejen 48 
von dem Zwölfer Collegium zwei ausgewählt und aus biejen 24 
fodann bie Zwölfer von dem Stabtrath ernannt werten. Das 
Amt eines Zwölfers jollte anfangs drei Jahre dauern. Seit bem 
18. Sahrhundert dauerte es jeboch meiftentheils längere Zeit, zus 
weilen 6 bis 12 Jahre, öfters jogar lebenslänglih. Die Zwölfer 
betrachteten und behandelten ihr Collegium jelbjt als eine Zunft 
und nannten daher bie beiten Vorfteher, welche jedes Jahr von 
ihnen gewählt zu werden pflegten, die. Zwölferzunftmeiiter ®). 

Ein Hauptbeftandtheil des großen Rathes war 
allentbalben der Flcine Nath. Denn dieſer hatte allzett Zutritt 
zu bem großen Rath. Da nun der alte oder ber Äußere Kath, 
wie wir gefehen, nur eine Abtheilung des Meinen Raths bildete, jo 
hatte allenthalben außer dem fleinen ober regierenden Rath auch 
noch der alte ober der äußere Rath, und in Wagbeburg, in Bre: 


4) Vergleih von 1390 u. 1898 bei von Wlmenflein, I, 496, 497 u. 506. 
vergl. S. 889. 

5) Vergleich von 1890 bei von Ulmenftein, I, 501, 502 u. 507. 

6) von Ulmenflein, II, 150—148. , | 

7) Protofoll von 1712 bei von Ulmenfleih, 1, 628. 

8) von Almenſtein, II, 229-—283, 
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men unb in Speier außerdem auch noch der überalte Rath Zutritt 
zum großen Rath. Daher findet man öfters mehrere Näthe neben 
einander in einer und berjelben Rathsverſammlung, 3. 8. in Baſel 
in einer Berfammlung den alten und neuen Rath und bie Zunft⸗ 
meifter oder den großen Rath 9) Eben fo findet man auch in 
Saalfeld drei Räthe, ben regierenden Rath, den alten Rath und 
außerdem noch einen dritten Rath. Und bei der Gejeßgebung 
mußten alle drei Näthe beigezogen werben 1%). Auch in Ilm be: 
ftand ber große Rath aus drei Räthen 1). In Hamburg beftand 
ber große Rath aus den beiden Collegien ber Sechsziger und ber 
Hundertachtziger (6. 447), in Dortmund aus ben beiden Eollegien 
bes Erbjafienitandes und des Vierundzwanzigerftandes ($. 339) 
und in Soeft aus dem Gollegium der Zwölfer und aus dem alten 
Rath 1$. 448). Sogar fünf Räthe neben einander findet man in 
Zeiz !!e) und eine Zeit lang auch in Erfurt, und was bajelbft ein 
Rath feſtgeſetzt hatte, durfte nur mit Zuftimmung der übrigen 
Näthe wieder aufgehoben ober abgeändert werben 12). 

In vielen zumal Lleineren Städten, in benen es Tein Bebürf- 
niß war, bat fi) gar kein großer Rath gebildet, weder in früheren 
noch in fpäteren Zeiten. Es ift daſelbſt vielmehr bei dem urfprüng: 
lichen Stande der Dinge, bei einem einzigen Rathe geblieben, 3.2. 
in den märkiihen und jchleftihen Städten 2). Der Rath; bejorgte 
in jenen Städten bie minder wichtigen Angelegenheiten allein und 
bei den wichtigeren wurde bie gefammte Gemeinde beigejogen. 

Der Heine Rath war meiltentheild der Vorftand des gro: 
Ben Raths. Daher führte insgemein der regierende Bür— 
germeifter ben Vorſitz, wie in dem Heinen jo auch in dem 
großen Rath. In manchen Städten hat jedoch auch der große 
Rath einen eigenen Borjiger erhalten, 3.2. in Regensburg, 


9) Urk. von 1858 u. 1872 bei Ochs, IL, 77 u. 218. 

10) Statut, $. 100, 104, 157, 172, 178, 175, 187 u. 198 bei Wald, 
I, 88 ff. 

11) Etatut von 1850 bei Wal, VI, 28, 29 u. 30. — Auch fint bry 
„reihe eyn wurden — ift durch brei Rethe beichloffen.“ 

112) Stiftsbud bei Tittmann, Geſch. Heinrichs des Erlauchten, p. 855. 

12) Statut von 1806, 8. 5 bei Wald, I, 97. vergl. Michelien, bie Raths⸗ 
verfafjung von Erfurt im Mittelalter, p. 16—18. 

18) Zimmermann, I, 124. T. u. St. p. 256. - 
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Münden, Meiningen u. a. m. In Regensburg nannte man ben 
Vorfigenden im Rathe der Fünfundvierzig den Vorgänger !9), in 
München aber den Redner oder Stadtredner, wie im eng: 
liſchen Parlament den Sprecher ($. 321) und in Meiningen ben 
Semeindebürgermeifter. In Meiningen beftand nämlich ber 
Stadtrath aus zwei Eollegien, aus’ dem regierenden Rath und 
aus den Acht von der Gemeinde. Der regierende Rath beitand 
aus dem Schultheiß, Bürgermeijter und aus 12 Schöffen. Die 
Acht von ber Gemeinde hatten die Gemeinde zu repräfentiven und 
ihren Vorftand nannte man zum linterfchied von dem im regieren: 
ben «Rath figenden Bürgermeifter ven Semeinbebä rger: 
meifter ’9). 

Der große Rath wurde nur ausnahmswelfe berufen. Daher 
hatte er urfprünglich Fein eigenes Sigungslofal auf dem 
Rathhauſe. Er hielt vielmehr feine Eiyungen an öffentlichen 
oder an anderen geeigneten Orten, am häufigiten in den SKtlöftern, 
3 B. in Bafel meiltentheild bei den Auguftinern, zumellen aber 
auch im Klofter der Prebiger Mönche 1%). Noch im Jahre 1515 
verjammelte fich der große Rath bei. ven Auguftinern. Bald nad): 
ber, im Sabre 1521, ſaß er aber in einem neuen für ihn gebauten 
Sale auf dem NRathhaufe. Und feit diefer Zeit hielt er ſeine 
Sitzungen auf dem Ratbhaufe 17). Auch in Frankfurt verfam: 
melte fich der Rath mit den Bürgern im Barfüßer: oder Domint- 
Ianerflofter 1%), im Jahre 1525 auch dfters in dem Antoniterhofe, 
im Dongeshofe oder auf dem NRömerberge 19). 


c) Der große Math neben Der Gemeindedberſammlung. 


6,450. 


Der große Rath bat fih erft dann und nur dann in jenen 
Städten gebilbet, in welchen die Gemeinde fo zahlreich geworben 


14) Gemeiner, I, 849. 
15) Srimm, III, 596 u. 597. 
16) Urk. von 1400, 1414 u. 1445 bei Ochs, III, 58, 16, 105, 442, V, 8. 
- 17) De, V, 898. 
18) Stadtrehnungebud von 1389 bei Kömer: Büchner, Gtabdtrerfaflung, 
p- 198. 
19) Kriegt, Bürgerzwifte, p. 162, 180, 181 u. 51l. 
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war, daß nicht mehr alle Bürger berufen werben Tonnten. Seine 
Beftimmung war demnach die Bürgerichaft zu repräfentieren und 
ftatt derfelben und in ihrem Namen zu handeln, 3. 2. in Kulm!), 
in Freiburg im Breisgau ?), in Köln (6. 60), in Elgg im Kanton 
Züri 2) u. a. m. Auch der große Rath war jedoch nur ber Be⸗ 
vollmächtigte der Stabtgemeinde. Als daher in Ulm im $ahre 
1407 die beiden Raͤthe, der Feine und ber große Rath, ein Geſetz 
über die Zinslehen gaben, fagten fie, „warn bie ganze Gemainbe 
„ons des gewalt gegeben hat“ 4%). Was aber von bem . großen 
Rath innerhalb der Grenze ver ihm übertragenen Gewalt beſchloſſen 
und entichieden worden war, hatte biefelbe Kraft, als wenn ber 
Beſchluß von ber Gemeinde ſelbſt gefaßt worben wäre Daher 
nannte man den großen Rath felbit zuweilen auch bie Gemeinde 
3. B. in Bajel ($. 317). 

Als Nepräfentant und Bevollmächtigter der Gemeinde hatte 
nun der große Rath die wichtigeren Angelegenheiten, und zwar 
ohne Zuziehung der Geſammtbürgerſchaft, jelbftändig zu bejorgen. 
Die Faͤlle, in welchen der große Rath von dem kleinen oder regie⸗ 
renden Rath beigezogen werden follte, waren jeboch in ven einzelnen 
Städten verfchieden beftimmt. Meiſtentheils war bie Beiziehung 
nothwendig bei neuen Gejegen und Verorbnungen, bei neuen 
Steuern, bei der Verfügung fiber die Almenden oder über größere 
Summen, bei der Rechnungsablage u. bergl. m., 3. B. in Ulm ®), 
in Regensburg %), in München !), in Nürnberg, Freiburg, Ha⸗ 





1) Kulmer Recht, 1, c. 2. „Was in ben Städten von einem Rath und 
„denen, jo bie Gemeine repraejentiren, gelobet, und angeorbnet 
„if, das fol flets und feft gehalten werben.” — 

2) Stadtrecht von 1520, fol. 2. — „mit vorwyſſen vnd gehelle unfer alten 
„Räten vnd Zünfte ächttwer, „bie dann ein gan gemeinb“ diſer 
„ſtatt repreſentieren“ —. 

8) Herrſchaftsrecht, art. 6 bei Peſtalutz, I, 264. — „groß rat, fo alwegen 
„in namen an flatt und für ein ganke gemeind — ben großen 
„rat bejigend“ — 


4) Rotbes Buch bei Jager, Um, p. 274. Not. 
5) Rothes Buch bei Jäger, Magazin, III, 499, 506, 511, 512, 514, 516, 
b18, 519. 


6) Jäger, Mag. I, 802. 
7) Gtabtredht, art. 218, 414, 447, 465 u. 508. 
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genau, Hamburg u. a. m. ($. 158, 341, 343, 428, 447 u. 448). 
In vielen Städten war e8 jedoch durch Fein Verfaſſungsgeſetz be⸗ 
ftimmt, welche Fälle an den großen Rath gebracht werben follten. 
Es hing vielmehr von dem Ermeffen des Kleinen Raths ab, welche 
Sachen ihrer Wichtigkeit wegen an ben großen Math gebracht 
werden follten, 3. B. in Bafel. Daher wurde dajelbit öfters im 
Heinen Rath berathen, ob man eine Sache an den großen Rath 
(an die Sechsſer) bringen wolle oder nicht Te). Indeſſen wurben 
doch auch in jenen Etädten alle wichtigeren Angelegenheiten dem 
großen Rath vorgelegt, und namentlich neue Steuern in Bafel nie: 
mals ohne die Sechſer erhoben 1b). 

Die Geſammtbürgerſchaft blieb jedoch nad wie vor 
ber Bildung eines großen Rathes bie Duelle aller Gewalt 
und aller obrigfeitlihen Aemter und Würden. So ruhte 
bie höchfte Gewalt in Hamburg nach dem Receß von 1410 bei ber 
erbgefeflenen Bürgerſchaft. Die erbgefefiene Bürgerſchaft mußte 
daher in ben Bürgerconventen bei allen wichtigen Angelegenheiten 
beigezogen werben, insbejondere bei der Erlafiung neuer Gelee, 
bei Steuerbewilligungen, bei der Ertheilung von Privilegien und 
anderen. Freiheiten unb bei der Entjcheidung über Krieg und Frie⸗ 
den. Und babei ift es denn auch in fpäteren Zeiten bis ins 18. 
Sahrhundert geblichen ). Aber auch in anderen Städten mußte 
bie Bürgerjchaft nad) wie vor der Bildung eines großen Rathes 
noch in den aller wichtigiten Angelegenheiten beigezogen werben, 
3. 2. in Augsburg bei neuen Verordnungen 9), in Lübeck bei neuen 
Geſetzen und Verorbnungen und anderen wichtigen Angelegenbei: 
ten 19), in Köln bei Welnaccifen und anderen wichtigen Ange⸗ 
legenbeiten 22), in Ulm bei neuen Grundgefeßen, bei Veräußerun⸗ 


78) Ode, V, 6 u. 7. 
7b) Ochs, ur, 67, 58, 69, 75, 105, 441, 448, 451-454, 565, V, 6 u. 7. 

8) Hauptreceß von 1712, art. 5 u. 16. Weftphalen, I, 99—101. Ber: 

handlung im Bürgerconvent von 1700 bei Benele, Hamburg. Geſch., 
P. 876. vergl. oben $. 447... 

9) — von 1292, 1803, 1847, 1861 u. 1865 im Stabtbud bei von 
Etetten, Geſch. ber Geſchl. p. 869, 870, 872, 375, 876, 877, 381, 
890, 392 u. 898. 

10) Receß von 1669 bei Moſer, II, 206 ff. 

11) Verorbnung von 1868 in Quellen, I, 185. dat unse heirren van dem 
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gen und VBerpfändungen bes gemeinen Guts, bei der Entjcheibung 
über Krieg und Frieden u. a. m. 12), in Hörter bei neuen Geſetzen 
und Verordnungen ’2), in Eßlingen bei der Veräußerung von Al- 
menden 1%), in Reutlingen bei allen Angelegenheiten von bejonderer 
MWichtigfeit 1°). Eben fo in Bremen 29), in Elgg!T), in St. Sal: 
‚Ien?®), in Züri, Bern, Regensburg u. a. m. (6. 818, 820 u. 
359), insbejondere auch bier in München noch im 15. Jahrhundert 
bei der jährlichen NRechnungsablage der Kämmerer, bei der Enticheis 
dung über Krieg und Frieden und über das Schickſal der Gefan⸗ 
genen und über andere wichtige Angelegenheiten 1%. Eine ganz 
genaue Beitimmung berjenigen Alle, welche an die Geſammtbür⸗ 
gerichaft gebracht werden follten, findet fich Übrigens gar nirgends. 
Denn die Bürgerfchaft war und blieb die Quelle aller Gewalt. 
Sie konnte demnach die dem großen Rath ertheilte Gewalt jeden 
Augenblick wieder zurücknehmen oder motificieren, und bie Entfchei- 
bung der Sache ſodann an fich felbft ziehen. Auch kamen dfters 
unvorhergefehene Faͤlle vor, in welchen ber große Rath bie Berant: 
wortlichfeit nicht allein übernehmen wollte, und daher die Entjchei- 
dung ſelbſt an die Bürgerfchaft brachte. 

Nichts defto weniger haben fih doch tie Bürgerverjamm: 
lungen in ben meilten Etäbten nach und nach gänzlich ver- 
Ioren. Da nämlich der große Rath die Bürgerichaft zu vertreten 
hatte, feine Beichlüffe alfo dieſelbe Kraft hatten, wie die Beſchluͤſſe 


engen Raide, — ind mit den widen Reden ind mit allen erf- 
achtigen luden Burgeren — Eidbuch von 1341 $. 141, eod. 
1, 84. hait de Rait — mit allen widin Reden inde mit allen 
erfeychtigen Luden eyndrichtiligin vuerdragin. — 

12) Jäger, Ulm, p. 272—274. 

18) Statut von 1885 bei Wigand, denkwürdige Beitr. p. 165. 

14) Urk. von 1868 bei Pfaff, p. 126 u. 197. 

15) Jäger, Magazin, V, 259, 278 u. 279. . 

16) Donandt, I, 887 ff. 

17) Herrſchaftsrecht, art. 1. 6.8 u.5, ar. 468.11 u ar, 79.1 u 4 
bei Peſtalutz, I, 260. 

18) Simler, p. 592. 

19) Urk. von 1420, 1421, 1422 u. 1485 in Bairifchen Annalen vom Mai 
u. September von 1838, p. 487, 488, 489, 441 u. 825. vergl, mod) 
$. 321. 


Stabibeamte und Diener. 235 


ber gefammten Bürgerfchaft, jo war die Zuftimmung ber Geſammt⸗ 
bürgerfchaft nicht mehr fo nothwendig wie früher. Die Bürger: 
Schaft wurde daher immer feltener und feltener und zuletzt gar nicht 
mehr berufen. In vielen Städten hörten nun die Bürgerverfamm- 
Iungen gleich nach der Bildung eines großen Rathes auf, 3. B. in 
Nürnberg, Weblar, Bern u. a. m. In anderen Stäbten dauerten 
fie zwar noch eine Zeit lang fort, fie wurden aber frühe jhon zu 
einer leeren Form. So follte 3. B. in Stendal die Stabtgemeinde 
im 14. Jahrhundert zwar noch berufen werben, um in der Bur: 
jprade und in ben Kirchen die Publikation der neuen Saßungen, 
welche der Rath und bie ©ildemeifter (dev große Rath) mit ein- 
anber vereinbart hatten, anzuhören. Bon einer Zuſtimmung ber 
Gemeinde war aber nicht mehr bie Rede 20). In anderen Land: 
ftäbten follten bie Vürgerverfammlungen und Bauerfpracdhen ohne 
Zuftimmung bes Landesherrn gar nicht mehr gehalten werben, 
3. B. in Salzwedel 21). Und fogar in ben Neichsftäbten wurden 
bie Bürgerfchaften nur noch zu den jährlichen Schmwörtagen bes 
rufen, in welden ſodann auch die Schwörbriefe und die anderen 
Satzungen und Statute verlefen zu werben pflegten. Die Folge 
bavon war, daß in den Landſtädten die Berfaffung mehr und mehr 
untergraben werben konnte, während in ben Neichsftädten alle Ge: 
Gewalt, auch bie Ausübung der Hoheltsrechte, in die Hände des 
Stadtraths kam. Der Theorie nach ift jedoch in den NReichsftädten 
bie hödhfte Gewalt bis in die lebten Zeiten bes Deutichen Neiches 
in den Händen ber Bürgerſchaften geblieben. 


5. Stadbtbeamte und Diener. 


8.451. 


Zur Erleichterung bes Geihäftsgangs des Stadtraths wur⸗ 
den die einzelnen Geichäftszweige, wie wir gejehen, ausgeſchieden 
und deren Bejorgung einzelnen Rathsherren oder bejonderen aus 
Nathöherren beftehenden Ausichäflen übertragen (6. 440), Bon 


20) Url. von 1345 bei Gerden, vet. march. I, 90. „Und alle Bot und 
„Settinge fcal man in Burfpraden und in Kerken kundegen bat fid 
„männlid ber an bewar.” 

21) Verhandlung von 1485 bei Zimmermann, II, 240 u. 248. 
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biefen Stadtämtern verjchieden waren nun bie Beamten und Diener 
ber Stabt, weldye im Dienfte der Stabt waren. Denen aljo ihr 
Amt und ihr Dienft von dem Stabtrath übertragen worben war. 
Sie hatten die meiftentheild untergeorbneten Gejchäfte zu beforgen, 
welche nicht zum unmittelbaren Wirkungstreife des Stabtraths und 
der Rathöherren ſelbſt gehört haben. 

Eine hervorragende Stellung unter diefen ftäbtifchen Beamten 
haben von je her die Stadtfchreiber oder Rathſchreiber ein- 
genommen. Sie hatten zwar- urjprüngli nur die Schreibereien 
zu bejorgen. Sie wurden aber jehr bald, eben weil fic Alles zu 
ſchreiben hatten, die einflußreichiten Männer in ber Stadt. Denn 
nur ausgezeichnete Leute Fonnten zu dieſem Amte gebraucht werben. 
Diefen vertraute man aber fodann auch noch andere wichtige Ge⸗ 
ihäfte an, welche öfters mit dem Schreiberwejen gar nicht zuſam⸗ 
menbingen. Daher wurden fie benn frühe fchon die Scele der 
ftäbtifchen Verwaltung, wie diefes bereit im 15. Jahrhundert Jo⸗ 
hann Emmerid) bemerkt bat!). Zur Beforgung ber verfchiedenen 
Schreibereien nahm man urfprünglich, wie bei den altgermanifchen 
Gerichten und bei den großen Marken 2), jo auch in ben Stäbten 
ganz gewöhnliche Notare, anfangs Geiftliche, weil fie nur allein 
bes Schreibens kundig waren, fpäter aber gelchrie Meijter und 
Doctoren beider Nechte, anfangs gleichfalls Geiftliche, feit dem 15. 
Jahrhundert aber auch weltliche Meifter und Doctoren. Dieſe No: 
tare ftanden urfprünglich, da fie gewöhnliche Notare waren, nicht in 
dem bejonderen Dienfte der Stadt. Sie waren bemnad) feine 
 ftäbtifchen Beamten. Es war jeboch bei der jteigenden Wichtigfeit 
bes jtädtifchen Verkehrs durchaus nothwendig geichäftsgewanbte 
und zugleich zuverläßige Schreiber zu haben. Man nahm fie da- 
ber ſchon fett dem 13. Jahrhundert auf längere Zeit an. Dadurch 
erft wurden bie in den befonderen Dienft einer Stadt aufgenom: 
menen Notare wahre ftädtiiche Beamte. Ste erhielten daher nun 
erit den Titel ftäptifhe Notare oder Stadtſchreiber. Solche 
Stadtjchreiber findet man in Ulm fchon feit ber Mitte des 18. 
Sahrhunderts. Bis dahin bediente man ſich auch in Ulm ber ge 


1) Emmerichs Gewohnheiten ber Stadt Frankenberg bei Schminde, II, 
708 -709. . 


2) Meine Geſch. der Markenverfaſſung, p. 266. 
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wöhnlichen Notare ?). Erſt feit dem Sabre 1255 führten ſie den 
Titel notarius civitatis und feit 1272 den Titel scriba civitatis, 
Statfertber und Statfehriber %). Ter erſte Stabtfchreiber in Köln 
(notarius civium) fommt im Sabre 1228 vor. Er wird aud 
notarius civitatis, scriptor civitatis, nuntius civitatis, overjter 
. Schriever und da er meiltentbeils ein Geiftliher war, elericus ci- 
vitatis und Stadtpfaffe genannt ®). Um biefelbe Zeit hatte auch 
Straßburg feinen eigenen Schriber oder notarius civitatis ®). In 
Augsburg kommt feit 1246 und 1260 ein cancellarius und feit 
1281 ein notarius civitatis ?) und ein Stet Schribär vor ®). In 
Frankfurt jeit 1311 ein Stabtfchreiber (notarius civitatis). Spä- 
terhin wurde er insgemein NRathfchreiber genannt). In Freiburg 
jeit dem 14. Jahrhundert ein Schriber, der jedoch nur für ein 
Jahr angenommen werden jollte („den fol man jerlichs dingen“) 10). 
In Nürnberg wurde der Stadtfchreiber fchon im 14. Jahrhundert 
auf Lebenszeit angeftellt. Er war ein Magifter, d. h. ein gelehrter 
Geiftlicher und feit dem 15. Jahrhundert ein Doctor oder Licentiat. 
Er ſollte der Etadt Zurift (jurista) fein und nach dem Beital- 
Iungsbriefe die Stabt und die Bürger berathen und für fie [chret- 
ben!) In Prag hat es ſchon jeit 1288 einen Stabtjchreiber ge: 
geben. Auch er war auf Lebenzeit angeftellt und ein gelehrter 
Mayifter 12). In Wien hat es jedenfalls ſchon feit dem 14. Jahr: 
hundert einen Stadtfchreiber gegeben 12). In Marburg feit dem 


3) Urf. von 1222 u. 1241 bei Jäger, Uln, p. 734 u. 735. 

4) Jäger, p. 169, 170, 283 u. 729, 

5) Ennen, Geld. I, 636, II, 518—6520 u. 522. 

6) Stadtrecht aus dem 18. sec., art. 25, bei Strobel, I, 558. Urk. von 
1381 bei Wencker, collecte archivi, p. 152. — in magistrum Hu- 
gonem civitatis notarium. Etabtredt von 1272 bei Wencker, p. 152. 
Note. 

7) von Stetten, Geſch. der Geſchl., p. 88. 

8) Urk. von 1281 in Mon. Boic. 83, I, p. 153. 

9) Leriner, I, 8883. 

10) Url. um 1890 bei Echreiber, II, 84. 

11) Siebenkees, Materialien zur Nürnberg. Geſch. II, 660 u. 661 und II, 
96 —- 98 - 

12) Tomek, Geh. von Prag, I, 296 u. 297. 
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14. Jahrhundert einen scriptor *%). In Frankenberg einen Schri- 
ber oder Staibfchriber '). In Hamburg wurbe der erite Stabt: 
ichreiber im Jahre 1376 bejtellt. Auch er war ein Magifter oder 
ein gelehrter Seiftlicher. Und bis zur Reformation wählte man 
bafelbft für jene Stelle einen Geiftlihen. Erft im Jahre 1529 
ward von der Bürgerſchaft beichloffen, feinem Bapen mehr jenes 
wichtige Amt zu übertragen. Seit dem 15. Sahrhundert waren 
jene Stadtſchreiber Doctoren ter Rechte, und fie erhielten nun den 
Titel Syn diken. Ihres Amtes war es in geiftlichen und welt: 
lichen Dingen die Stadt zu beratben und für fie zu fchreiben, was 
in ftädtiichen Angelegenheiten zu fchreiben war. Auch hatten fie 
auswärts Botendienjte für die Stadt zu thun. Denn fie fol 
ten „zu Waffer wie zu Lande bei Tage wie bei Nadıt* 
des Raths Aufträge beforgen 1%), In Lübeck ſtand feit dem 13. 
Jahrhundert ein Kanzler (cancellarius) an der Spite bes Schrei: 
berweſens. Er wird auch notarius civitatis, scriniarlus civitatis 
und scripsor civitatis genannt. Er hatte die Staatsjchriften und 
Urkunden abzufaflen, die Prozefie der Stadt zu leiten, und die Bo: 
tendienfte für die Stadt zu bejorgen, weshalb er auch nuntius ci- 
vitatis genannt wurde. Auch er war ein gelehrter Geiftlicher oder 
ein Magijter und wurde daher clericus civitatis genannt. Und 
er jtand in jo großem Anfehen, daß er feinen Rang unmittelbar 
nady dem Bürgermeilter noch vor den Kammereiherren Hatte 17). 
Auch in Eplingen hatte der Stadtnotar oder Stabtjchreiber bie 
Schreibereien zu beforgen. Außerdem mußte er fich aber auch nod) 
für andere Dienfte bei Tag und bei Nacht gebrauchen lafien. Da⸗ 
her wurde auch er in wichtigen Stantsgefchäften zu Botendieniten 
verwendet. Am Jahre 1728 erhielt derjelbe den Titel Kanzlei- 
verwalter und im Jahre 1746 den Titel Ranzleidireltor !®). 
In Bafel hatte bis ins 14. Sahrhundert der Stabtjhreiber 


18) Urt. von 1831 in Mon. Boic. V, 58. 

14) Urk. von 1327 dei Guden, IV, 1041. 

15) Emmerich bei Schminde, II, 708—709. 

16) Benede, Hamburg. Geld. p. 38 u. 89. 

17) Pauli, Lübediſche Zufände im 14. Jahrhundert, p. 95 u. 96. Freno— 
dorff, p. 116 fi. 

18) Pfaff, p. 106, 107 u. 652. 
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alle Schreibereten zu bejorgen. Im Jahre 1882 wurde ihm aber 
ein Rathſchreiber an die Seite geſetzt ($. 331). Der Stadt: 
ſchreiber blieb jedoch der erſte Vorſtand der ftädtifchen Kanzlei und 
wurde daher öfters auh Kanzler und Staatsſchreiber ge- 
nannt !9). Seit dem 15. Jahrhundert wurde die Kanzlei mit ſo⸗ 
genannten jtudirten Leuten, mit Meiftern und Doctoren der 
Rechte, beſetzt 20). 

Der Stadtſchreiber beſorgte anfangs alle Geſchäfte ſeines 
Amtes allein. Mit der Schreiberei wuchs aber auch die Anzahl 
der ſtädtiſchen Schreiber. Und es erhielt ſodann jeder Stadtſchreiber 
einen oder mehrere Gehilfen. In Nürnberg hatte ber Stadtſchrei⸗ 
ber ſchon im 14. Sahrhundert zwei erbare Schüler, welde 
unter jeiner Auffiht und Leitung die Schreibereien bejorgten 21). 
Auch in Lübeck hatte der Kanzler bereit im 14. Jahrhundert zwei 
Stadtichreiber (Stabesfcrivere, notarii oder nuntii civitatis) unter 
ch, welche die beiben Stadtbücher (das obere und das niebere 
Stadtbuch) zu führen und die Urkunden und Schreiben auszufer- 
tigen hatten, und ſich auch zu Botichaften ins Ausland verwenden 
laffen mußten 22). In Bafel ftand feit dem Anfang des 15. Sahr- 
hunderts unter dem Stabtichreiber noch ein Unterſchreiber und 
ein Schüler des Stabtfchreibers. Und feit der Mitte des 15, 
Jahrhunderts mußten auch fie, nicht bloß die Stabtfchreiber felbit, 
fondern auch die Unterjchreiber und Schüler ſchon Meifter der 
Rechte fein 22). In Ulm hatte ber Stabtjchreiber bereits feit dem 
Anfang bes 15. Sahrhunderts einen geſchwornen Schreiber 
unter jich 29), und in Eßlingen einen Un terſchreiber. Seit dem 
16. Jahrhundert hatte er aber in Eßlingen ſchon mehrere Sub: 
ftituten und Scribenten unter fih. Sie mußten geloben ber 
Kanzlei treulich zu warten, fleißig zu jchreiben, fi) Tag und Nacht, 
in und außer der Stadt zu allen Gefchäften gebrauchen zu laſſen, 
die Kanzleiftube fauber zu halten und wohl zu verwahren, auch 


19) Ochs, V, 878, Rot. 

20) Ochs, IH, 523 u. 568. 

21) ©iebentees, Il, 97. 

22) Pauli, Lüb. Zuflände, p. 96. 

28) Ochs, III, 208, Not. und 563. 

24) Urk. von 1401 bei Jäger, p. 283 u. 284. 
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über alle Sachen, welche die Stadt angingen, ein beitändiges Still- 
fchweigen zu beobachten. Im Zahre 1661 kam zu ihnen noch ein 
geheimer Regiſtrator Hinzu, und fpäterhin auch noch ein 
zweiter Negiftrator 25). Der Stabtichreiber blieb jedoch nad 
wie vor der Borftand der ftädtifchen Kanzlei und erhielt daher öfters 
auch den Titel Kanzleidireftor, Kanzler ober auch Staat s⸗ 
ſchreiber. Die Stabtfchreiber waren demnach feit dem 13. und 
14. Jahrhundert die Seele der ſtädtiſchen Verwaltung. Nichts 
deſto weniger wurden fie noch im 16. Jahrhundert, weil fie Feine 
Mitglieber des Magiftrats waren, zu den Stadtknechten gezählt, 
3. B. in einem Statut der Stadt Treyka von 1529 20). 


$. 452. 


Die Stabtfchreiber find lange Zeit die einzigen Vorfteher der 
Kanzlei und die einzigen gelehrten Nathgeber der Stadträthe ges 
wejen. Und in vielen Städten ift e8 auch in fpäteren Seiten noch 
alfo geblieben. In jehr vielen Städten wurden indefien feit dem 
14., 15. und 16. Jahrhundert die RechtSangelegenbeiten von den 
übrigen Kanzleigefchäften getrennt und zu dem Ende eigene Beamte, 
bie Syndiken, angejtelt. Dieſes geihah in Frankfurt bereits 
feit dem 14. Jahrhundert. Sie wurden Syndiken, zumeilen 
aber auh Pfaffen und Diener des Raths und Stadtadvo— 
Taten genannt. Gie hatten den Rath und den Bürgermeilter zu 
beratben und die Botichaften ind Ausland zu beforgen 2). In 
Eßlingen kommen bie Rathsſyndiken feit 1529 vor. Sie ſoll⸗ 
ten daſelbſt bei allen einheimiſchen und auswärtigen Geſchäften die 
Stadt und die Bürger berathen, und auch bie auswärtigen Bot⸗ 
ſchaften beſorgen. Im Jahre 1540 kam zu ihnen noch ein Stadt⸗ 
advokat hinzu. Im Jahre 1672 wurden aber beide Stellen (die 
Syndikus⸗- und Advofatenftelle) wieder abgeſchafft und dafür zwei 
Konjulenten angeftelt 2). Auch in Weblar, Reutlingen, Osna⸗ 
brüd u. a. m. findet man einen Syndikus und in Reutlingen feit 


25) Pfaff, p. 107, 551 u. 552. 

26) Kulenfamp, Gel. der Stabt Treyßa, p. 105. 

1) Urt. von 1877 u. 1896 bei Boehmer, I, 755 u. 776. Leriner, 1,276. 
IL, 181 ff. 

2) Pfaff, p. 107, 108, 547 u. 548. 
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tem 18. Jahrhundert fogar zwei. Tiefe Syndiken waren bie ge 
lehrten Rathgeber und die Vertreter der Bürgerichaft. Eie hatten 
die rechtiihen Handlungen namens der Stadt vorzunehmen und 
daher allen Eitungen des Etadtraths beizumohnen und dafür zu 
forgen, daß nichts von dem Stadtrath verfügt wurde, was ber 
Bürgerfchaft nachtheilig fein konnte 2). Eine Ähnliche Stellung wie 
bie Syndiken hatten in anderen Etädten bie Konfjulenten, nur 
mit dem Unterſchiede, daß die Konfulenten mehr nur die gelehrten 
Rathgeber als die bevollmächtigten Vertreter geweſen find. So 
nahm die Etadt Bafel im Jahre 1483 cinen Tioctor der Nechte 
als Konfulent an. Er erhielt ven damals fchr bedeutenten Schalt 
von jährlih 120 Sulden. Er mußte jedoch dafür auch noch ohne 
ein weiteres Rittgeld zu erhalten im Namen der Etadt allenthalben 
binreiten wohin man ihn fenden würde 9). Auch Nürnberg hatte 
mehrere Konſulenten *). Diefe Eyndifen und Koninlenten batten 
meiftentbeils Zutritt zu den Sitzungen des Etadtraths. Sie hatten 
jedoch Feine entjcheidende, fonbern nur cine berathende Etimme, 3. B. 
in Ehlingen, Baſel, Reutlingen u. a. m.%). In Frankfurt a. M. 
waren fie die Referenten beim Gericht. Und Ipäterhbin ift aus 
ihnen eine cigene von dem Gerichte und von dem Schöffentathe 
verichiedene Inſtanz, die fogenannte Schöffen: Meferier hervor: 
gegangen!) In Nürnberg dagegen wurden bie Konjulenten nicht zu 
den Rathoͤſitzungen beigezogen, vielmehr vor oder nach der Sitzung 
in allen Ichwierigen Fällen confultirt. 

Den verichietenen Etadtämtern waren, wie wir geſehen, 
Rathsherren vorgeſetzt. Unter ihnen ftanden aber wieder andere 
Beamten und Diener, welche unter ihrer Aufficht und Leitung 
bie untergeordneten Gejchäfte beſorgten. So findet man, wie wir 


8) Jäger, Magazin, V, 285-287. von Ulmenflein, II, 231. Klöntrup, 
Ul, 224. In Osnabrück hatte die Gemeinde ſchon im 13. Jahrh einen 
Geiftlihen in Sold genommen, um als Elericus die geifllihen Ans 
gelegenheiten der Gemeinde zu bejorgen. Einen Syndicus erhielt aber 
bie Stabt aft am Ende bes 15. Jahrhunderts. Stüve, Geld. der 
Stadiverfaffung. in Mitiheilungen bes hiſtor. Vereins zu Dsnabıäd, 
VII, 42-48. 

4) Ochs, IV, 402, V, 85 u. 86. 

5) Juann. ab Indagine, p. 82V. vergl. oben $. 425 Not. 101. 

6) Pfaff, p- 548. Ochs, V, 385, 

7) Kömer: Büchner, Stabtverf. p. 189 fi. 

v. Maurer, Städteverfaffung. I. 16 
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gefehen , in vielen Städten zur Verwaltung bes Kirdhenvermögens 
fogenannte Kirchgeſchworne oder Heiligenpfleger, zur Beauffichtigung 
des Gewerbsweſens gejchworne Pfleger, Tuchſchauer, Goldſchauer, 
Brobfhauer u. a. m. Auch für das Baumelen, für bie Feuer⸗, 
Straßen: und Reinlichfeitspolizei und für die Victualienpoligei u. ſ. w. 
war gejorgt. Eben fo für die Armen: und Krankenpflege, für das 
Unterrihtsweien, für die Gefundheitspflege, für das Kriegsweſen 
und das Steuerweien, für bie Eittenpolizei u. a. m. Sogar für 
die Vollsbeluftigungen war durch Anftellung von Stabtmufilanten 
und von Stabinarren gejorgt ($. 424). In denjenigen Stäbten, 
welche noch Almenden befaßen, findet man auch noch Almend⸗ 
pfleger, 3.3. in Eßlingen, Almendherren 3. 8. in Straß: 
burg®), und in Speter fogar vier Berorbnete zur Stabt: 
almend und vier Verordnete zur Telbalmend ), in Neuftabt 
Eberswalde vier fogenannte Wröhbherren, welde bie Anufficht 
über. die Hirten, über den Viehſtand und über die Vieh⸗ 
weiden haben follten 10), in Osnabrüäd einige Bruch= ober 
Weideherrn zur Auffiht über die Weidegründe 41), und in jenen 
Städten, welche Waldungen und Jagden befaßen, Ober: und Un- 
terforftmeifter, Förſter, Forft: und Waldknechte, und ftädtifche Jaͤ⸗ 
ger, 3. B. in Ehlingen, Rotenburg u. a. m. 12). Auch Heimbur⸗ 
ger fommen noch in fpäteren Zeiten vor, in Etraßburg, Speer 
und Worms. Sie waren jeboch meiftentheils nun bloße Boten 
($. 53, 143, 145), und in Worms auch noch Mitglieder des Send: 
gerichtes 12). 

Die gewöhnlichen Benennungen ber unterjten Bollgugsbeamten 
waren indeflen Boten, Büttel, Pedelle, Rathsknechte, 
Stadtknechte, gefhworne Knete, Bettelvdgte u. |. w., 
zuweilen auch Büttelmeifter 3. B. in Lübed 1) und in Ulm, 


8) Jäger, Magazin, V, 88. Mone, IV, 142. 
9) Lehmann, p. 618. 
10) Fiſchbach, Städtebeſchr. der Mark, I, 87 u. 88. Fiſchbach leitet bas 
Wort Wröhe von Fröh, Früh, aljo Frühſprache her. 
11) Stüve in Mittheil. bes Hiftor. Vereins zu Osnabrüd, VIIL 128. 
12) Pfaff, p. 128 u. 596. Benjen, Rotenburg, p. 307 u. 808. 
13) Alte Ratheorbuung bei Schannat, Il, 489. — „fechzehen Heymburger 
zuſs den vier pharren zu bem fenbde.“ 
14) Sad, p. 146 u. 149. 
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unter welchem bafelbft die Übrigen Büttel, Fronboten und Schergen 
fanden 18), Ausbüttel 3. B. in Eßlingen 10) und Zirkler in 
den Schleſiſchen Städten, von circulus oder Zirkel, weil ihnen ein 
gewifler Bezirk in der Stadt als Amtsbezirk angewiejen war !7). 
In Lübe kommen außer ven NRathsdienern au noch vor 
reitende Diener (famuli equites), eine Art Leibwache bes 
Rats, fodann laufende Diener (famuli cursores), Nacht⸗ 
wächter (vigiles) und fogenannte SIupwädter!®), und felt 
dem Jahre 1527 auch noch ein Prachervogt, von prachern d. h. 
betteln, Prachervagd alfo jo vicl ald Bettelvogt 1%. In Freiburg 
findet man jeit dem Ende des 14. Jahrhunderts 4 reitende Knechte 
und 2 laufende Knechte, 2 Wächter, 4 Bannwarte, 2 Knechte des 
Ammannmeifters und noch eine Menge andere Snechte in den 
Stadtgraben, in ben verichiedenen Erkern und auf den Stabtthoren, 
welche fammt und fonders bejoldet waren 20), Auch in Braun⸗ 
fchweig waren mehrere reitende Diener (uthridere) und felbit ein 
reitender Koch angeftellt, welcher bei Heerfahrten für den Rath und 
die Bürger die Speifen zu bereiten.hatte 21), In Neuftabt Ebers: 
walde findet man unter vielen anderen Unterbebienten bes Math: 
hanfes, zwei Rathsdiener, einen Heideläufer oder Schüßen, zwei 
Knechte bei den Pferden ber Kämmerei, zwei Nachtwächter, einen 
Botenläufer mit einem Gehalte von jährlich ein Thaler 6 Gro: 
ſchen 22). In Bafcl kommt audy noch ein Oberſtknecht mit einer 
fehr ausgedehnten Amtsgewalt vor. Denn außer der Bebienung 
des Stadtraths hatte er auch noch das Geleit der Juden in ber 
Stabt und das Recht den Nachrichter zu ernennen und das Todten- 
gräberamt und das Nonnenmacheramt zu verleihen. Nonnenmacher 
nannte man aber in Bafel die Beichneider der jungen Bahnen, ber 
Stiere und der Füllen 22). 


16) Jäger, Ulm, p. 281 u. 282. Jäger, Mag. III, 509. 
16) Pfaff, p. 106. 
17) 2. u. St. p. 289 u. 240, vergl. noch p. 287. 
18) Pauli, Lüb. Zuftände im 14. Jahrh. p. 58 u. 97. 
19) Sad, p. 147. Brem. nieberf. Wärtb. UL, 857 u. 868. 
20) Urf. um 1890 bei Schreiber, II, 84—86. 
21) Havemann, I, 619. 
22) Fiſchbach, L, 167. 
28) Oche, 111, 567. 
16 * 
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Endlich ftanden in manchen Städten auch noch einzelne 
Handwerker und Künftler im Tienfte der Stadt und gehdr- 
ten daher, ſelbſt nach dem Siege der Zünfte noch, zu den ftäbtifchen 
Beamten. So hatte 3. B. die Stat Köln im 14. und 15. Jahr: 
hundert, und zum Theile auch noch fpäter in ihren Dienften einen 
Stadtbaumeiſter, einen Steinmetz, einen Zimmermann, Schloſſer 
Hufſchmied, Nagelſchmied, Büchſengießer, Hausdecker und auch einen 
Stadtmahler 2). 


6. Wahl ber ſtädtiſchen Beamten, Amtsinveſtitur und Beſtal— 
lungsbriefe. 


§. 453. 


Wie die Bürgermeifter und Rathsherren fo wurden auch bie 
ftädtifchen Beamten und Diener jedes Jahr, meiftentheils unmittel⸗ 
bar nach der Mathswahl von der verjammelten Bürgerichaft ges 
wählt, öfters aber auch von dem Stadtrath ernannt. Wie bie 
Markämter ?), fo wechielten nämlih auch die Stabtämter jedes 
Jahr. Die gewählten oder ernannten ſtädtiſchen Beamten und 
Tiener mußten daher jedes Jahr ihr Amt aufgeben und fih einer 
neuen Wahl oder Ernennung unterwerfen. Die Aufgabe des Am: 
tes geſchah meiftentheils in feierlicher Weile vor dem verjammelten 
Stadtrat oder vor der Stadtgemeinde ſelbſt, 3. 8. in Bajel 2), in 
Worms ?), in Kaufbeuren 9, in Ehlingen °), in Reutlingen ®), in 
Augsburg 7), in Frankfurt am Main ®) u. a. m. Oefters waren 
damit auch ſymboliſche Formen verbunden. In Kaufbeuren beſtand 
die Form ber Amtsaufgabe des Bürgermeifters in ber Xegung 
ber Shlüffel auf den Tiſch. In Worms legte der Bürger: 


24) Ennen, Geld. II, 521, 522 u. 531—532. 

1) Meine Geſch. der Markenverfaffung, p. 260. 

2) Oche, III, 167. 

8) Vergleich von 1366 $. 32 und alte Rathsordnung bei Schannat, II, 
182, 440 u. 4483. 

4) Ziger, Mag. V, 855 u. 856. 

5) Regimentsordnung von 1976 u. 1892 bei Jäger, V, 14 u. 20. 

6) Privilegien von 1374 u. 1576 bei Jäger, V, 257 u. 262—269. 

7) Bunfibrief von 1808 bei Xangenmantel, p. 44 u. 49. 

8) Statut bei Senckenberg, sel. jur. I, 5 u. 32, 
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meifter fein Amt mit dem Heimbürgerſtab nieder. In weldier 
Weiſe bie übrigen ftädtifchen Beamten (der Schultheiß, der Greve 
und bie Richter) ihr Amt daſelbſt niedergelegt haben, wird nicht 
geſagt. („Darnach gibt der Burgermeifter von ben Nunen bem 
„Bischof. fein Burgermeifter ampt uff mit bes Heimburgers Stabe; 
„end fo das gefchiecht, läjt man Schultheiß, Greffen, und Nichter 
„in den Rait, vnd geben dem Bilchoff ir Ambt auch uff, als ge 
„wonlich ift, vnd gehen dann vſs“) 9%. In Speier follten der 
Scultheiß, der Vogt, der Zollner, der Kämmerer und der Münz- 
meifter ihren weißen Stab jedes Jahr vor den Füßen des Biſchofs 
ober feines bevollmächtigten Boten niederlegen und jobann abwarten, 
ob ihnen bie Stäbe wieder zurücgegeben, alſo jene Aemter neuer: 
bings übertragen werten würden ($. 491). Auch in Frankfurt 
mußten bie Stadtrichter und die ſtädtiſchen Zöllner jedes Jahr ihr 
Amt und den Amtsftab im Rath niederlegen und ſodann abwarten, 
ob ihnen ber Rath bas Amt mitteljt Zurüdgabe des Amtsjtabes 
wieber übertrug 1%). Unmittelbar nach der Aufgabe des Amtes 
wurde nämlich zur Wahl oder zur Ernennung der neuen Beamten 
und ſodann zur Abnahme des Amtseides gefchritten.. Und es 
fonnten bann bie alten Beamten wieder gewählt oder ernannt und 
mitteljt Zurüdgabe bes Amtsitabes wieder in das Amt eingeſetzt 
werden. 

Der Amtseid wurde der Gcmeinde oder dem Math oder 
dem Bürgermeifter, meiftentheils derjenigen Behörde geleiftet, welcher 
auch das Wahl: ‚oder Ernennungsrcht zuftand. Daher mußte in 
Frankenberg der Etadtjchreiber feinen Amtscid in bie Hände bes 
Bürgermeifters leiſten, weil er von ihm auch ſeine Ernennung 
erhielt 1). 

Auf die Ableiſtung des Amtseides folgte die Amtsüber⸗ 
gabe, bie Amtsinveftitur oder die Einweijung in bas 
Amt, meiltentheils mitteljt Uebergabe eines Stabes, als des Zei⸗ 
hend der Amtsgewalt, odrr in anderen ſymboliſchen Formen, 3.2. 
in Frankfurt u. a. m. In Reutlingen erhielt der neu gewählte 


9) Schsnnst, II, 440. vergl. noch Urk. von 1462, eod. p. 442. 

10) Etatut bei Senckenberg, sel. jur. I, 5 u. 82. 

11) Johann Emmerid, alte Rechte und Gewohnheiten von Frankenberg bei 
Sdminde, mon. Hass. Il, 709. 
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Bürgermeifter den Stab und bas Stadtjiegel von dem abgehenben 
Bürgermeifter 12), und in Worms erhielt der Vürgermeifter ven 
Stab von dem Biſchof felbft 12. Eo wie nämlih in manden 
Dorigemeinden die Gemeindediener von den herrichaftlichen ober 
Ianbesherrliden Behörden in das Amt eingejeßt oder inveftirt zu 
werben pflegten ’*), fo geihah auch in Worms die Ambisaufgabe 
in die Hände bes Bilchofs und ſodann auch die Einwellung bes 
neu gewählten Bürgermeifters in fein Amt durch den Bilchof ’®). 
Die Anftellung eines Beamten war urfprünglich ein Vertrag 
mit dem anzuftellenden Beamten. Meiftentheils wurbe mündlich, 
fpäterhin aber auch fchriftlih contrahirt. Die über einen ſolchen 
Vertrag ausgeftellte Urkunde nannte man einen Beſtallung s⸗ 
brief. Und in diefem Briefe pflegten ſodann die Rechte und Ber: 
bindlichleiten des Beamten mehr oder weniger vollitändig aufgezählt 
zu werben. Bei ven ftäbtiichen Beamten famen dieſe Beitallungs- 
briefe erft feit dem 13., 14. und 15. Jahrhundert in Aufnahme, 
erſt ſeitdem man angefangen hatte bie ftädtiichen Beamten und bie 
Diener auf längere Zeit als auf ein Jahr zu ernennen. Daber 
findet man folche Beſtallungsbriefe zuerſt bei den Stadtichreibern, 
3. D. in Lübed bereits feit dem 13. Jahrhundert !*), in Nürnberg 
feit dem 14. Sahrhundert 17), dann aber auch bei den ftädtifchen 
Aerzten und Apothelern, 3. B. in Ulm feit dem Anfang bes 15. 
Sahrhunderts 18), bei den Büchjenmeiftern ($. 139), bei den Mar: 
ftallern 3. 2. in Yrankfurt 9), bei den Brunnenmeiftern in Frei⸗ 
burg 20), und bei anderen auf längere Zeit angeftellten Beamten. 


12) Jäger, Magazin, V, 270. 

18) Alıe Rathsordnung bei Schannat, II, 440 f. — „bem befielt ber Bi: 
„ſchoff das Burgermaifter Ambt mit bem Stabe" —. 

14) Meine Geſch. der Dorfverf. II, 42 u. 104 ff. 

15) Url. von 1469 bei Schannat, II, 442. 

16) Urt. von 1289 im 2üb. Urfb. L, 487. 

17) ©iebentees, IIL, 96. 

18) Jäger, Ulm, p. 442 ff., 458 u. 454. vergl. oben 6. 426. 

19) Tienfirevers von 1591 in Wetteravia, p. 291—2UB. 

20) Urk. von 1888 bei Echreiber, I, 801. 
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7. Gehalt, Amtskleidung und Ehrenredgte. 


S. 434. 


Die Gemeindeämter waren urfprüänglih, wie wir gejehen, 
Gemeindedienſte, zu deren Annahme jeder Bürger verpflich: 
tet war (6. 391). Bon einem beftimmten Gehalte ober einer Bes 
folbung war demnach urjprünglich Feine Rebe. Die Rathsämter 
und Stabtämter waren daher unbefolvete Ehrenämter. Zur Be- 
Iohnung ihrer Dienfte erhielten die Bürgermeifter, bie Rathsherren 
und die ftäbtiichen Beamten meiſtentheils nur ein Ehrengeichen? 
oder einen Antbeil an ben Geldftrafen, oder gewiſſe Naturalbezüge 
ober andere fogenannte Eporteln, zuweilen gewille Borrechte, öfters 
auch noch eine Amtskleidung. 

Sp erhielten in Worms noch im 15. Jahrhundert bie 
Rathsherren bes vorigen Jahres, dann die Schreiber, die Heim⸗ 
burger und bie vier laufenden Knechte (die Boten) am Et. Martins- 
tage vor dem Beginne der neuen Wahlen jeder einen Gulden von ben 
eingegangenen Strafgelbern („zu penne geld“), und die Bürgermeifter 
das Doppelte, aljo zwei Gulden. Außerdem erhielten bie Raths⸗ 
herren und die Schreiber auch noch einen Antbeil an dem jährlich 
der Stadt angefallenen Weinkauf 1). Auch in Weglar erhielten 
bie Stabträthe bis ins 18. Jahrhundert keinen feiten Gehalt. Ihre 
Belohnung beftand vielmehr in ber Hälfte der jährlich angefallenen 
Geldſtrafen, welche fie unter fich vertheilen durften 2). 

Anderwärts beitand die Belohnung der Nathsherren und ber 
übrigen Beamten und Diener in gewiffen Ehrengeſchenken und 
in Naturalbezügen ober In Sporteln. In Münden er: 
hielten die Stabtlämmerer im 14. und 15. Jahrhundert jährlich 
drei Pfunb als Ehrung aus der Kammer und von ben Stabt: 
zollnern Gänſe, Käfe und Lebzelten, und am Ende bes Jahres 
noch ein Bapdegeld, alfo cine Art Trinkgeld?). In Baſel 
wurden Dfterlämmer vertheilt. Nach einem Verzeichniſſe von 
1886 erhielten die Bürgermeifter und Oberftzunftmeifter jedes Jahr 


1) Alte Rathsordnung bei Schannat, II, 489. 
23) von Almenſtein, II, 527. 
8) Bairifche Annalen, vom September 1888, p. 825. 
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jeder zwei Ofterlämmer, bie Rathsherren dagegen jeder nur ein 
ſolches Ofterlamm, ohne Unterjchied ob ſie Mitter, Achtbürger oder 
Rathsherren aus den Zünften oder Zunitmeilter waren 9). Außer: 
bem erhielten tie Bürgermeilter und die Rathoherren eine Zcit lang 
jährlich auch noch einen Gulden als Spielgelb®). ben fo 
waren bie beiten Etadtichreiber oder Rathichreiber urjprünglich auf 
bloße Eporteln rebucirt, auf fogenannte Necyengelter und Hochzit⸗ 
gelder, auf Hauszins und Holz und auf dasjenige, was man 
„ihren Wibern gab.” Dieſes tft aus einem Rathserkenntniſſe 
von 1397 zu entnehmen, durdy welches das Sportelweſen abge: 
ſchafft und eine Beſoldung eingeführt worden iſt 6). Die Nichts 
hausknechte endlich erhichten für das Hinlegen ber Eitfiffen für die 
Sichner alle Fronfaften einige Pfennige ). Auch erhielt jeder 
Beamte urſprünglich, wie es fcheint, feine Amtsfleidbung von 
ber Etabt. Denn im Jahre 1353 wurte verordnet, daß Fünftig 
nur noch die Etadtjchreiber und Rathoknechte von ber Stabt ge- 
Hcidet werden ſollten ). In Köln beftand der Schalt der Ge: 
meinbevorfteher oder der Amtleute in den Gebuirfchaften, in ben 
Kirchfpielen und in ber Altitadt felbft urfprünglich in gewiffen 
Ehrengeſchenken und in einem Eſſen, welches die abtretenden Bür 
germeilter geben mußten. Dan nannte diefe Verbindlichkeit ber 
abtretenden Beamten einen Dienft (servitium) und denjenigen, 


- der diefen Dienft geleiftet hatte, einen Verdienten (offcialis 


deservitus). Und der Bertiente follte ſodann bei neuen Gemeinde⸗ 
wahlen beſonders berüdfichtiget werben 9). Spaäterhin erhielten bie 
Rathöherren in Köln einige Flaſchen Bein, einen Antheil an den 
Seloftrafen, dann einige Eporteln 1%) und für jede Sitzung em 


4) Och, II, 262. » 

5) Ocho, II, 451. 

6) Ochs, II, 482, 

7) Berordnung von 1410 u. 1429 Bei Ochs, II, 208. — „bem Richthaus⸗ 
„Ineht 10 den alle fronfaften, von feinen Kiffen, bie .er alle Eamflage 
„den Siebenen unterlegt.” 

8) Odys, II, 80. 

9) Claſen, in Materialien zur Statiſtik, Il, 1. p. 149 - 162. vergl. noch 

Claſen, Echreinspraris, p. 28, Not. vergl. oben $. 55. und. IL, p. 883 
— 8856. Anhang. u 
10) Ennen, Geſch. II, 494—496.. 
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ſilbernes Zeichen ficken Albus an Werth für cmen Ehrentrunt, 
alfo eine Art Trinkgeld !!,. Auch in der Mark Brandenburg er: 
hielten die Stadnäthe vor dem Ende bes 15. Jahrhunderts Feine 
Vefoldung. Ihre Belohnung beftand vielmehr in Ehrengeſchenken 
und in Naturallieferungen, und in der Stadt Brandenburg jeldft 
in dem Vorrechte Gcewänder fowohl in der Stadt als auf aus: 
wärtigen Märkten frei ausfchneiden zu bürfen 12). Auch in örei⸗ 
burg beftand bie Belohnung der Rathsherren bis ins 13. Jahr: 
hundert in nichts anderem als in bem Borrecht eine Bank unter 
den drei Gewerbslanben zu haben und in ber Freiheit von dem jähr: 
lichen Hofftattzing 12). 

Die Bürgermeiſter, Rathsherren und ſtadtiſchen Beamten er⸗ 
hielten demnach urſprünglich keinen feflen Gehalt. Selbſt für die 
Botſchaften, welche ſie für die Stadt thun mußten, erhielten ſie 
meiſtentheils nichts als Taggelder oder ſogenannte Neitgelder, 
mit denen ſie aber auch die Reiſekoſten beſtreiten mußten, z. B. in 
Um 14), in Eßlingen '%) u. a. m. Defters mußten fie ſogar ſelbſt 
eine Abgabe von ihrem Amte geben, 3. B. in Köln, wie wir 
gelehen, die Bürgermeilter den verdienten Amtleuten den ſogenann⸗ 
ten Dienft leiften, ober wenigftens für bie ihnen durch Uchertragung 
diejes Ehrenamtes erwieſene Ehre öffentlich danken, wie biefes 
auch in vielen Dorfgemeinden hergebradht war !%). In Worms 
mußte von den beiden abgehenden Bürgermeiftern noch im 15. Jahr. 
hundert der Eine, der Bürgermeifter von der Gemeinde, am Mar: 
tfinstage vor dem Beginne der neuen Wahlen dem Bifchof von ven 
Etrafgeldern zwei Gulden geben („gibt ihm der gemein Burger: 
„meifter zwen gulden von dem pennegeld*), ber Andere aber ſich 
für das Amt bei dem Bifchof bedaufen („vnd dankt ihm der cin, 
„daz er Burgermeifter gewest ift“), wiewohl fie das Amt nicht von 
ihm, fondern durch freie Wahl der Bürger erhalten hatten 17). Und 








11) Arnold Judendunchk, in Materialien zur Statiftil, U, 1. p. 71. 

12) Zimmermann, I, 124—126. 

18) Etadtrobel $. 76 u. 77. Stabtrecht von 1275 bei Schreiber, I, 81. 
14) Jäger, Ulm, p. 425 u. 426. 

15) Pfaff, p- 108. vergl. 8. 891. 

16) Weine Geſch. der Dorfrerf. II, 118 ff. 

17) Alte Rathsordn. aus 15. sec. bei Schannat, II, 440. 
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jeder zwei Ofterlämmer, bie Rathsherren dagegen jeder nur ein 
ſolches Oſterlamm, ohne Unterjchied od fie Ritter, Achtbürger oder 
Rathsherren aus den Zünften oder Zunftneilter waren 9), Außer: 
dem erhielten die Bürgermeifter und die Natbsherren eine Zeit lang 
jährlich auch noch einen Gulden als Spielgeld5). ben fo 
waren die beiten Etabtichreiber oder Rathſchreiber urfprünglich auf 
bloße Eporteln rebucirt, auf fogenannte Nechengelter und Hochzit⸗ 
gelder, auf Hauszins und Holz und auf dasjenige, was man 
„ihren Wibern gab." Dieſes ift aus einem Rathserkenntniſſe 
von 1397 zu entnehmen, durch weldyes das Eportelwejen abge: 
ſchafft und eine Befoldung eingeführt worden ift 9. Die Nicht 
bausfnechte endlich erhielten für das Hinlegen der Eitfijfen für die 
Siebner alle Fronfaften einige Pfennige ). Auch erhielt jeder 
Beamte uriprüngli, wie es fcheint, feine Amtsfteidung von 
ber Etabt. Denn im Jahre 1353 wurde verordnet, daß Fünftig 
nur noch die Etadiichreiber und Rathoknechte von ber Stadt ge 
leidet werden ſollten ). In Köln beftand der Gehalt ber Ge: 
meindevorfteher oder der Amtleute in den Gebuirjchaften, in ben 
Kirchſpielen und in der Altitapt felbft urfprünglich in gewiflen 
Ehrengeichenten und in cinem Efjen, welches die abtretenden Bür⸗ 
germeilter geben mußten. Dan nannte diefe Verbindlichkeit ber 
abtretenden Beamten cinen Dienft (servitium) und denjenigen, 
der diefen Dienft gefeiftet hatte, einen Verdienten (officialis 
deservitus). Und der Bertiente follte fodann bei neuen Gemeinde: 
wahlen beſonders berüdfichtiget werden 9). Epäterhin erhielten dic 
Rathsherren in Köln einige Flaſchen Wein, einen Antheil an ben 
Geldſtrafen, dann einige Eporteln 1%) und für jede Eigung ein 


4) O8, II, 262. » 

5) Ode, II, 481. 

6) Ochs, II, 482. 

7) Berorbnung von 1410 u. 1429 bei Odys, II, 208. —. „den Richthauss 
„net 10 den alle fronfaften, von jeinen Kiffen, bie er alle. Eamflage 
„ben Eiebenen unterlegt.” 

8) Ochs, II, 80. 

9) Elafen, in Materialien zur Statiſtik, I, 1. p. 149—152. vergl. noch 
Claſen, Echreinspraris, p. 28, Not. vergl. oben 6. 55. und Il, p. 883 
— 885. Anhang. R 

10) Ennen, Geſch. II, 494 — 496. 
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ſilbernes Zeichen fichen Albus an Werth für einen Ehrentrunt, 
alfo cine Art Trinkgeld !ı). Auch in der Mark Brandenburg er 
bielten die Stabhhäche vor dem Ende bes 15. Sahrbunderts Feine 
Beſoldung. Ihre Belohnung beitand vielmehr in Ehrengeſchenken 
und in Naturallieferungen, und in der Stadt Brandenburg jeldft 
in dem Borrchte Scwänder fowohl in der Stadt ald auf aus 
wärtigen Märkten frei ansfchneiden zu bürfen 12). Auch in öFrei⸗ 
burg beitand bie Belohnung der Nathsherren bis ins 13. Jahrs 
hundert in nichts anderem als in dem Vorrecht eine Bank unter 
ben drei Gewerbslauben zu haben und in der Freiheit: von dem jaͤhr⸗ 
lichen Hoſſtaitzins 12). 

Die Bürgermeiſter, Rathsherren und ſtädtiſchen Beamten er⸗ 
hielten demnach urſprünglich feinen feſten Gehalt. Selbſt für die 
Botſchaften, welche ſie für die Stadt thun mußten, erhielten ſie 
meiſtentheils nichts als Taggelder oder ſogenannte Neitgelder, 
mit denen ſie aber auch die Reiſekoſten beſtreiten mußten, z. B. in 
Ulm 1%), in. Eßlingen ) u. a. m. Oefters mußten fie ſogar ſelbſt 
eine Abgabe von ihrem Amte geben, 3. B. in Köln, wie wir 
geleben, die Bürgermeilter den verdienten Amtleuten den jogenanns 
ten Dienſt leiften, ober wenigſtens für bie ihnen durch Uebertragung 
dieſes Ehrenamtes erwicjene Ehre öffentlih danken, wie dieſes 
auch in vielen Torfgemeinden bergebradt war !%. In Worms 
mußte von den beiden abgehenden Bürgermeiftern noch im 15. Jahr⸗ 
hundert der Eine, ber Bürgermeilter von ber Gemeinde, am Mars 
tinstage vor dem Beginne der neuen Wahlen dem Biſchof von ven 
Etrafgeldern zwei Gulden geben („gibt ihm der gemein Burger- 
„meilter zwen gulden von dem pennegeld*), der Andere aber fich 
für das Amt bei dem Biichof bedanken („und dankt ihm ber ein, 
„daz er Burgermeifter gewest ift”), wiewohl fie das Amt nicht von 
ihm, ſondern durch freie Wahl der Bürger erhalten hatten 17). Und 








11) Arnold Judendund, in Matertalien zur Statiflil, U, 1. p. 71. 

12) Zımmermann, I, 124—126. 

13) Etadtrodel S. 76 u. 77. Stadtrecht von 1275 bei Schreiber, I, 81. 
14) Jäger, Ulm, p. 425 u. 426. 

15) Pfaff, p. 108. vergl. $. 891. 

16) Meine Geſch ber Dorfverf. II, 118 ff. 

17) Alte Rarhsorbn. aus 15. sec. bei Schannat, II, 440 
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in Wetzlar mußte bis ins 18. Jahrhundert jebes neugewählte 
Mitglied des Stadtraths den übrigen Rathsherren fünf Mahlzeiten 
geben. Erft im Jahre 1712 wurbe dieſe läftige Sitte abgeichafft 
und verorbniet, daß ftatt der Mahlzeit jevem Nathöherren fünf 
Reichsthaler von dem neugewählten Mitglieve bes Nathes gegeben 
werden follten 19). 

Später wurden auch bie Bürgermeiiter, bie Stabträthe unb 
bie ftäbifchen Beamten befolvet, im. einer Stabt früher in ber ans 
beren fpäter. Neben ber Befoldung dauerten aber öfters auch noch 
die hergebrachten Naturalbezüge ganz oder theilweile fort. In 
Treiburg im Breisgau erhielt ber Bürgermelfter bereits im 18. 
Sahrhundert einen Gehalt von 15 Mark Silber zur Vergütung 
feiner Dienfte („fünfzehen march filberf vmbe finen bienft und vmbe 
„Tin erbeit iergelich“) 1%. Seit dem Enbe bes 14. Jahrhunderts 
waren aber bereits ſaͤmmtliche Stabtämter beſoldet. Der Bürger: 
meifter erhielt 15 Pfund Pfennig und 1 Pfund Siegelgeld, der 
Ammannmeilter 30 Pfund und 1 Pfund Siegelgeld, der Schultheiß 
6 Pfund. Der Oberite Zunftmeifter erhielt 1 Pfund Siegelgeld 
und von dem Kaufhaus noch 10 Pfund, die Amtsherren auf dem 
Kaufhaufe jeder 8 Pfund und Ealz, der Stadtjchreiber 12 Pfund 
und Salz, Die übrigen Beamten erhielten theild einige Pfunde 
Pfennige, theils Salz, Holz, Getreide oder andere Naturalien, theils 
auch Tuch für ihre Kleidung und freie Wohnung (SHerberg) 99%). 
In Koöoln erhielten die Bürgermeifter, die Rathsherren und bie 
Rentmeiſter feit dem Anfang des 14. Sahrhunderts einen Gehalt, 
anfangs jedoch nur 20 Mark2ı), In Bafel wurben die Beſol⸗ 
dungen feit dem Ende bes 14. Kahrhundert eingeführt. Sie follten 
eine Belohnung für die geleifteten Dienjte fein. Daher beißt es 
in einer Nathsordnung von 1410, „um des Ammanmeifters Koft, 
„Kummer und Arbeit willen fol man ihm jährli 100 Gul⸗ 
„den zu Zone geben“ 22), Die gewöhnlichen Ausdrücke für jenen 


18) Protokoll von 1712 8. 4 bei von Ulmenſlein, II, 528. 
19) Brf. Urk. von 1293 bei Schreiber, I, 188. 

20) Url. um 1890 bei Schreiber, II, 83 bis 86. 

21) Ennen, Gef. II, 510 fi. u. 581. 

23) O8, II, 76. 
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Lohn waren jedoch, um fein Recht, um feine Arbeit oder aud 
gejhentt??) ever Bärgermeifter, Oberftzunftmeifter und jeder 
Rathsherr und der Stabtjchreiber erhielt jährlich 6 Gulden, der 
Oberrathsknecht aber und der zweite Schreiber nur 3 Gulden 29). 
Die Stebnerherren bezogen 16 Pfund 12 Pfennige für ihr Mahl, 
Hofen und Recht 25), und bie beiden Zeugherren jährlih einen 
. Gulden 2%), der Ammanmeijter, wie wir gejehen, aber bereits im 
Jahre 1410 hundert Gulden. Außerdem erhielten die Rathöherren 
noch bie hergebradhten Ofterlämmer und als ein Geſchenk den 
fogenannten Schen?wein, der Bürgermeifter, Ammeifter und 
Oberftzunftmeifter vier Kannen mit Wein, jeder Rathsherr aber 
nur zwei?”), Auch bezogen bie Nathsherren noch für jede Sitzung 
fogenannte Präſenz- oder Eiggelder, für jede Sitzung 6 Pfen⸗ 
ning 2%). Erſt im Jahre 1552 wurde der Gehalt der Rathsherren 
und der Häupter der Stadt erhöht. Er wurde bamals verboppelt, 
bald darauf aber um 12 weitere Gulden erhöht. Und im Jahre 
1600 erhielten fie auch noch ein Eintommen an Naturalien ?®). 
Die Koſten ber Botichaften oder Geſandtſchaften betrugen bereits 
im Anfang des 15. Sahrhunderts die fehr bedeutende Summe von 
600 bis 1000 Pfund. Es wurden daher bie unnüben Ausgaben 
abgeichafft und nur die nothwendigen follten noch den Botichaftern 
erſetzt werden 2). In Regensburg erhielten die Rathsherren 
erft feit dem 15. Jahrhundert eine regelmäßige Befoldung, beftehenb 
im jährlich) 34 Pfund 4 Schilling 21 Pfennigen. Sie wurde jeden 
Monat ausbezahlt und daher Monatjold in den Stabtrechnungen 
genannt 31). Auch erhielten jene Rathsherren, welche zu Botjchaften 
gebraucht wurden, feit dem 15. Jahrhundert außer den Tagegeldern 
auch noch ihre Reiſekoften erjebt 22). An Weslar erhielten die 


28) Ochs, II, 429 u. 480. 

24) Rechnungen von 1862 bis 1896 bei Ochs, II, 429-432. 
25) Ode, II, 483. 

26) Ochs, V, 87. 

27) Ocho, II, 428 u. 432. 

28) Rathsordnung von 1457 bei Ochs, V, 12. 

29) Ode, VI, 528 u. 524. 

80) O8, Ill, 208—211. 

81) Gemeiner, III, 684. Rot. 

82) Gemciner, III, 683 u. 684. Not. 
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Rathsherren fogar erft feit bem 18. Sahrhundert einen firen Ge- 
halt, nämlih 50 Gulden und für jebe außerorbentliche Rathefigung 
noch einen Gulden ??). In Stralfund hatten die Bürgermeifter 
fett dem 18. Jahrhundert einen Gehalt von 1200 Reichsthalern 
und bie übrigen Rathsherren 400 Rthl. und außerdem noch ſoge⸗ 
nannte Ratbsftuhlgelter, dann Freiheit von den bürgerlichen Laſten 
und jogar ben perfönlihen Adel 32), In Hamburg erhielt ber 
Stadtſchreiber feit dem 13. Jahrhundert freie Wohnung, Natural: 
lieferungen, inöbefondere auch freie Befleidung und einen Gehalt 
von 30 Pfund Pfennigen, aljo ein Heidengeld, wie damals 
viele Bürger naferümpfend fagten 25), In Lübeck erhielt bereits 
im 13. Sahrhundert der Kanzler einen firen jährlichen Gehalt von 
40 Markt Pfennigen, etwa 500 Mark heutigen Geldes, und ber 
unter ihm ſtehende Echreiber einen jährlichen Schalt von 16 Mark 
Pfennigen und 6 Mark für feine Kleidung (VI marcas denariorum 
ad vestitum suum) und außerdem noch die Einfchreibegebühren 
(et ad hoc quicquid venerit de libro civitatis, in quo hereditates 
conuscribuntur) 2%). In Nürnberg erhicht der Etabtichreiber im 
14. Jahrhundert jährlih 110 Pfund Heller, jpäter 60 Gulden 27). 
An Eßlingen erhielt ſchon im 15. Jahrhundert der Unterjchreiber 
bes Stadtſchreibers cine Bejoldung von 25 Gulden ven der Stabt 
und außerdem noch 5 Gulden von dem Stabtichreiber felbft 2°). 
Die Pefoltungen der übrigen Beamten waren aber bis ins 16. 
Sahrhundert verhältnigmäßig noch fchr gering, deito beträchtlicher 
aber die Xccidenzien, die Neujahrsichtuchen, Faſtnachts⸗Hennen, bie 
Sänfe und Kapaunen, die Ofter-Lämmer und Käje, das Pfingit- 
und Weihnachtöfleiih, die Herbit-Würfte, Käfe und Fiſche, bie 
Martinsgänfe, Weihnadhtsfapaunen, die Sommer: und Winters 
handfchuhe u. dergl. m., insbejondere auch die vielen Mabl- 


38) Protofol von 1712 $. 8 u. 6 bei von Ulmenftein, IL, 527 u. 529. 

84) Fabricius, p. 29 u. 80. 

85) Benede, Hamburg. Geſch. p. 40 ff. u 

86) Urk. von 1289 in Lüb. Urkb. I, 487. Pauli, Lüb. Zuftände, p. 96. 
vergl. no Stadtrehnung aus 14. sec. in Lüb. Urkb. II, 1077 und 
1078. 

87) Beftallung ans 14. sec. bei Siebenkees, IIL, 96 u. 98. 

88) Pfaff, p. 107. 
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zeiten 2%), In Frankfurt erhielt ver Stabtzollner Schon im ' 
14. Sahrhuntert zchen Dark Pfenning als Lohn, ein Baar Kleider 
und jeden Eonntag noch zwei Echillinge als Trinkgeld („Drang- 
gelb). Und wenn ein Edyiff mit- Wein angelommen war durfte 
er auch noch eine Flaſche Wein als Geſchenk annehmen 2%). Auch 
die Stadtadvokaten erhielten einen firen Schalt, 3. B. in Eß—⸗ 
fingen im 16. Jahrhundert eine jährliche Befoldung von 250 Gul⸗ 
den nebit einer „ehrlihen Behauſung“ *). Eben fo die 
Konfulenten ($. 452), die Stadtärzte ($. 426) u. a. m. 

Auch eine Amtskleidung erhielten urfprünglich alle ſtädti⸗ 
Shen Beamten, die hohen wie die nicderen, in manchen Stäbten 
fogar die Bürgermeilter und die Rathsherren. In Halle erhielten 
fie noch im 16. Jahrhundert Eommer: und Winterfleiter, welche 
regelmäßig jedes Jahr von den Etadtlämmerern vertheilt wurden. 
Das merkwürdige Manuale ober SHanbbüchlein per regirenden 
Rathsmeiſter von 1555 verorbnet in diefer Bezichung, „den beyden 
„regierenden und auch ben 4 alten Rathsmeiſtern, beyden Worthal: 
„tern, dreyen Gämmerern, ſeynd 14 Perjonen, denen gebühret einen 
jeden 12 Elen purpurianifh Tuch, wann man aber Schiff: 
„tuch kleidet, giebt man cinen jeven anftatt der 12 Elen nicht mehr 
„als 10 Elen Edhifftuh, und was es alsdanı gleichwohl am 
„Kaufe mehr austrägt, muß ein jeder diefelbige Uebermaß bezahlen. 
„Den andern gemeinen Herrn allen, auch dem Vierhern und Unter: 
„Ihreiber, und auch den alten Baumeifter, der das Jahr ablommen, 
„ſeynd in Summa 24 Perſonen, gebühren einem jeden 16 Elen 
„purpurianifch oder an ftatt deſſelben 8 Elen Schifftuch —. 
„Ten Werdleuten giebt man jeden 8 Elen gemein lündiſch, nemlich 
„dem Zimmermann, dem Eteiumeßen, dem alten Röhrmeiſter, dem 
„neuen Kunftmeifter, dem Büchjenmeifter, dem Müller, jeden 8 Elen 
„gemein lündiſch Tuch. Tem Hausvoigt und Tienern giebt man 
„9 len zwidishen Funfziger und 9 Clen gelb Futter Tuch zum 
„Rocke“ u. |. w. 12). Meiltentheild wurde jedoch jeit dem 14., an⸗ 


89) Pfaff, p. 544 ff. 

40) Statut bei Senckenberg, sel. jur. I, 82. 

41) Pfaff, p. 108. 

42) Manuale oder Handbüchlein von 1555 bei Dreybaupt, veſqhraibung 
bes Eaaifreijes, II, 880. . rn 
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derwärts ſeit dem 15. und 16. Jahrhundert nur noch den niederen 
Beamten und Dienern eine Amtskleivung von der Stabt felbft ge- 
liefert. Die höheren Beamten erhielten zwar noch eine Zeitlang 
das Tuch für ihre Kleidung, 3. B. in Köln 42), dann aber einen 
nicht unbebeutenden Gelpbeitrag für ihre Amtsfleivung, 3 B. in 
Köln die Bürgermeifter, die Rentmeifter und die übrigen Beamten 
und Diener zu bem Ende eine nicht unbeträchtliche Summe 44), 
Eben fo in Baſel vie Eichnerherren einen Gelbbeitrag für ihre 
Hojen 45), und die Ritter und Bürger, d. 5. die Achtbürger, welche 
im Rath ſaßen, Gelb für drei Baar Hoſen e). Auch in Lübeck 
erhielten bie Stabtfchreiber, wie wir gefehen, einen Gelbbeitrag für 
ihre Stleivung. Die Kleidung felbft wurde ihnen aber von der 
Stadt nicht mehr geliefert. Ihre Amtslleivbung war demnach nun 
nicht mehr eine Livree. Die übrigen Beamten erhielten aber ihre 
Amtskleidung od) jedes Jahr von. der Stabt, 3. B. in Regent 
burg bie Stabtabvolaten und bie Steuerjchreiber noch bis ins 16. 
Schrhundert jedes Jahr ein Kleid, und bie Rathsboten, bie Kamm: 
rer und Rathshausſoldaten und die Stabtfnechte noch längere Zeit 
jedes Jahr einen Rod 7). Eben fo erhielten, wie wir gejehen, bie 
Etadtfchreiber in Hamburg und die Stabtzollner in Frankfurt 
jährlich ihre Kleider von der Etabt. Eben fo die Stabtichreiber 
{Scrivere) in Bremen noch im 14. Jahrhundert ®). Auch in 
Prag erhielten die Schreiber und die Büttel ihre Kleidung von ber 
Stadt oder das Geld zu deren Anichaffung 1%). In Freiburg er 
hielt der Brunnenmeiſter der Stabt noch im 14. Sahrhundert alle 
zwei Sahre ein Gewand 5%. In Bafel wurden feit dem 14. und 
15. Jahrhundert nur noch die Stadtſchreiber und die Rathsknechte 
von der Stadt gefleidet („Lem Stadtjchreiber 14 Ellen Tuch von 
„Mecheln zu Sunugichten (Sonnenwende) 5 & für fein Pelzfutter. 


48) Ennen, Geſch. I, 511, 522. 
44) Materialien zur Etatiftil, II, 1, p. 82 u. 88. 
45) Ochs, 11, 483. 
46) Ds, III, 208 Rot. 
47) Gemeiner, I, 199 Rot. 
48) Stat. von 1808 bei Oelrichs, p. 168. 
. 49) Tomel, Gef. von Prag, I, 299. 
50) Urt. von 1888 bei Schreiber, I, 801. 
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„Sol fein Gewand geſchoren und gemacht werben, ohne feine 
„Koſten“) 81). Eben jo in Franffurt die Marftaller und ihre 
raißigen Jungen 82), die Stabidiener und Knechte, die Pförtner, 
Bettelvögte, Stoͤcker und die Stabtlöche 52). Bon ihnen fagte aber 
im Jahre 1523 ein Schneider, „alle die jhenen, jo des Nats 
„farben tragen, ſien alle verretter” 4), Auch in Lübeck erhiel- 
ten feit dem 14. Jahrhundert nur noch bie reitenden und bie lau- 
fenden Diener alle Jahre oder alle zwei Jahre ein Kleidungsstück 
(eine fogenannte Tımica und eine obere ober untere Toga) von 
mehr oder weniger ſchoͤnem Tuch 55). Daher trugen nun nur noch 
bie untergeorbneten Beamten und Diener und außer ihnen bie 
Stabtnarren eine Livree 59). In Köln erhielten die untergeorb- 
neten Stabtbeamten feit dem 14. Jahrhundert zwar feine Amts- 
Meidung, wohl aber das dazu nothwentige Tuch von der Stabt. 
Nur die Stabtmahler brauchten ſeit dem 15. Jahrhundert bie 
Amtskleidung nicht mehr zu tragen 97). 

Die Livree der ſtädtiſchen Beamten und Diener follte von 
gleiger Farbe fein. In Frankfurt follte man nach einer Ber: 
ordnung von 1476 „bie Diener, die Pförtner und Fußknecht von 
„einer Farben und gleicher Karben kleiden, und die Nechenmeifter 
follten fich der Farbe einigen.” Den Stabtichreibern, Rathfchrei- 
bern, Rechenſchreibern, Baujchreibern, Schagungsichreibern und ans 
beren Kanzelliften kieferte die Stabt ſchwarzes Tuch, den Förftern 
aber grünes uch, dem Stöder rothes Tuch, und den Bettelvdgten 
und Grabenfegern ebenfalls ſchwarzes Tuch 8). Eben jo ſollten 
in Nürnberg die Stadtfnechte, wenn fie in ihrem Amte waren, „in 
ber Farb” auftreten 9). Die Amtstracht der umtergeorbneten 
Beamten und Diener war demnach fchon eine wahre Uniform. 


51) Odys, II, 80, III, 208. 

52) Dienfireverd von 1591 in Wetteravia, p. 292 u. 298. 

53) Lerjner, Ehron. I, 249— 258. 

54) Bürgermeifterbud von 1525 bei Kriegk, Frankf. Bürgerzwifte, p. 146. 

55) Pauli, Lüb. Zuftände im. 14. Jahrh p. 97 m. 98. 

66) Meine Gel. der Fronh. II, 357 und oben 5. 424. 

57) Ennen, Geld. II, 522. 

68) Leriner, I, 249, 250 u. 258. | 

59) Alte Handichrift bei Siebenkees, I, 55. Hochzeitbüchlein von 1485 bei 
Siebentees, I, 468. — „den knecht in aimicherkey Farb.“ 
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Und bei weiter fortgejeßten Forſchungen dürften fi wohl auch 
noch andere Beilpiele auffinden laſſen. Selbjt die Königsfronen 
und die Grafenfronen find urjprünglich nichts anderes als nur 
etwas Tojtbarere Kränze geweſen. 

Das gewöhnliche Amtszeichen ber Bürgermeifter und der an 
deren eriten Stadtbeamten war jeboch der Stab, welcher in vielen 
Städten beim Amtsantritt feierlich überreicht zu werben pflegte 
($. 453). Und fo waren dent auch in Köln die Bürgermeiiter: 
ftäbe, welche den Bürgermeiltern vorgetragen wurden, nichts ande- 
res als ſolche Amtsftäbe, chne daß man dabei an die römifchen 
fasces no, wie Ennen will, an die Ruthen der Weinröder zu 
genten braudt 71), 

Sn Bafel hatten die Häupter der Stadt auch nod) ein fehr 
großes Gefolge, welches theils zu ihren Dienften bereit fein 
und ihnen daher nachgehen, theils als ein Ehrengeleit ihren 
Hofftaat bilden follte. Jeder Bürgermeifter und Ammeifter hatte 
nämlich mehrere Rathsknechte, Wachtmeifter und Söldner um fidh, 
welche feiner Dienfte warten und ihm daher nachgehen und fein 
ftetes Gefolge bilden jollten. An Sonn: und Feiertagen aber foll- 
ten auch bie alten und neuen Meifter und die Rathsherren einer 
Zunft, an weldher gerade die Reihe war, in ihrem Gefolge fein 
und daher eine Art von Hofſtaat um fie und ihr Ehrengeleit bil- 
den. Auch die alten Bürgermeilter und die alten Ammteifter hatten 
noch ein ſolches Ehrengeleit. Und auch die Oberftzunftmeifter ein 
aus einem Rathsknecht und aus zwei Wachtmeiltern beſtehendes 
Dienftgefolge 72). 


71) Ennen, Seid. II, 511. 

72) Berorbnung von 1385 bei Ochs, II, 288. Verordnung von 1410 bei 
Ochs, III, 76 u. 77. „Item fo tollen dem Bürgermeifter warten 
„und nachgon zwey Rathsknechte und ber halbe Theil ber Söldner, 
„welche dann je in ber Stadt find, und zwey Wachtmeifter von ber 
„Stadt wegen Auch follen dem Ammanmeifter warten unb 
„nohgohn ber Oberftratbstnecht, die halben Söldner, welche dann je 
„in der Stadt find, und ber halbe Theil der Wachtmeifter von ber 
„Stadt wegen; und dazu alle Sonntage und Feyertage von einer 
„Zunft, an die es bann von Ordnung nad fällt, neue und alte Mei: 
„ser und Rathéherren berjelben Zunft, und alle Amtleute des Gerichte 
‚und andre die Yemter von ben Räthen haben. Einem alten Amman- 
„meifter follen“ u. |. w. 
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Auch follten, wenn ber Oberftzunftmeiiter ober feine Frau 
ftarb, alle neuen Zunftmeifter und bie Sechfer aller Zünfte mit 
Wachskerzen zur Leiche geben und auf diefe Weile dem Haupte 
aller Zünfte die legte Ehre ermeiien 2). 


8 Stabtmarfgeridte. 


§. 455. 


Die Erhaltung und Handhabung des Friedens in ber Stabt: 
mark gehörte, wie wir gejehen, zu den ftäbtiichen Angelegenheiten 
($. 431), und daher auch die Enticheidung aller die Stadtmark und 
beren Benubung betreffenden Streitigkeiten unter den Markgenofien, 
dann die Aburtheilung der Markfrevel und der unbebeutenden 
Händel, Raufereien und Schlägereien, wie dieſes auch in den alten 
großen Marken und in den Dorfmarken der Fall war’). Diele 
Marfgerichtsbarkeit, welche von der grunbherrlichen Gerichtsbarkeit 
eben jo verichteden war wie von der Öffentlichen, wurde urfprüng- 
fih, wie in ben Torfmarfen ?), von der Gemeinde felbft in ben 
Semeindeverfammlungen oder in ihrem Namen entweder von dem 
Nürgermeifter und Stadtrath oder von einem eigenen Stabtmarf: 
gerichte ausgeübt. So erfannte in Magdeburg der Stabtrath 
im Burding über das unrichtige Maß und Gewicht, über Speife- 
und andere Käufe, und über die übrigen Markt: und Markange- 
fegenheiten. Und dieſes Burding war von dem Gerichte des Burg- 
grafen eben fo verſchieden wie von jenem des Schultheiß ($. 63 
u. 445). In Sceligenftadt wurden bie Tleinen Händel und 
Schuldfachen, die Feld: und Markfrevel, und die PBolizeifrevel bis 
ins 16. Jahrhundert theils von dem Heimburger oder Burgermei- 
fter theils in dem alten Heimgercde, welches auch Burgerbing ges 
. nannt worden tft, abgeurtheilt. Und dieſe Gerichtsbarkeit des Bur- 
germeifters und Burgerbings beitand daſelbſt neben dem landes- 
herrlichen und herrſchaftlichen Vogteigericht und Schultheißen- 


78) Ratbeorbnung von 1488 bei Ochs, II, 558. 
1) Meine Geſch. der Markenverfaſſung, p. 809 fi. Meine Bei. ber 
Dorfverf. 11, 115 ff. 
3) Meine Geſch. der Dorfverf. IL, 128 ff. 
17 * 


u 
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gericht ). Auch in Goldberg wurden die Stadtmarkangelegen⸗ 
beiten in dem von dem Vogtding unabhängigen Burgerbing von 
dem Stadtrath oder vor der Gemeinde felbit verhandelt und ent- 
ſchieden )y. In Hameln hatte der Burmeſter oder Burgermeilter 
namens des Stadtraths und der Bürgerfchaft über Lohnitreitigkeiten, 
über Heuer und über das Halten von Federvieh, dann über Bau: 
und Zaunftreitigfeiten unb über andere bürgerliche Streitigkeiten, 
über welche die Stadtgemeinde gewillfüret und ſich vereiniget hatte, 
zu enticheiden (burmester eorum auctoritate et ex parte 
consulum et burgensium habebit judicare per omne pre- 
tium deservitum, quod vocatur meinasne vel hure, et super 
animalia pennata et super vestes abluendas et super loca 
sepium, et super quelibet edificia, item pro juribus ci- 
vilibus et arbitriis inter se, que hactenus habuit civitas). 
"Außerdem hatte aber der Stadtrath jelbft noch über Heine Händel 
und Zänfereien und über andere unbedeutende Streitigkeiten, welche 
nicht vor die öffentlichen Gerichte gehörten zu erfennen: (consu- 
les judicare habent de turpibus et contumeliosis verbis, et 
emendas et juramenta et orveidte (Urphebe) super talia delicta 
possunt admittere et accipere sine delicto judicii)®). In 
Medebach hatte der Stadtrath über unbedeutende Diebjtähle, über 
falihes Maß und Gewicht, über Befigjtörungen und über Befit- 
ftreitigfeiten zu enticheiden. Und auch diefe Gerichtsbarkeit beftand 
neben jener des Vogtes und des herrichaftlichen Beamten (villicus 
oder judex) 6). In Breslau follte der Stadtrat) und nicht der 
erblihe Vogt über Weideftreitigfeiten (super utilitatibus de pas- 
cuis pecorum provenientibus) und über Bauftreitigkeiten entjchei- 
den (in edificationibus et constructionibus, que dicti consules 
et cives fecerunt) ?., Auh in Schweidnik und Ratibor 


8) Arg. Stadtorduuung von 1527 bei Steiner, Seligenftadt, p. 370 u. 
871. Grimm, I, 509 und oben 8. 69. 

4) Urk. von 1825 $. 6 in T. u. St. p. 5ll. 

5) Etadiredyt von 1277 bei Pufendorf, II, 267. Ohne allen Grund Hält 
jedod Pufendorf den Burmefier für einen von dem Burgermeifler ver: 
ihiedenen Beamten 

6) Stadtrecht von 1165 $. 18, 20 u. 28 bei Seiberk, 11, 75. 

7) Url. von 1806 bei X. u. ©t. p. 479, 
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u. a. m. hatte nicht der Vogt, fondern der Stabtrath über das un- 
richtige Maß und Gewicht, über den Verkauf von Eßwaaren (de 
omnibus vescendis rebus), über die Belchädigung der Stabtthore, 
der Stadtgraben, der Brücken u. dergl. m. (über die „Unfuge an 
„Toren, an Bruden und an anderen Dingen, bie ber Stat zeu 
„boren“), dann über die nicht gehörige Unterhaltung der Brücken 
und Wege, und über die Juwiberhandlungen gegen das Verbot ber 
Spiele, gegen die Straßenpolizei und über andere Polizeiübertre⸗ 
tungen und über unbedeutende Schlägereten, bei denen fein Blut 
floß zu enticheiben 5). Eben fo hatte in der Reichsſtadt Lent⸗ 
kirch der Stadtrath, und nicht der Landvogt, über bie von den 
Bürgern begangenen Marffrevel und über die Stabtmarfftreitig- 
feiten zu erfennen ®). Auch in Büren follte der Stabtrath bie 
Bau: und Srenzftreitigleiten und die wegen Straßen Störung ent: 
ftandenen Streitigkeiten entfcheiven. (Item si civis concivem edi- 
ficando vel sepiendo turbaverit. Vicini si possint componant. 
si non. consulibus referatur conponendum. Et si aliquis com- 
munem stratam edificando turbaverit. judicis est cum consu- 
libus judicare). &ben fo die binfichtlich der Victualienpolizei ent- 
ftandenen Streitigfeiten. (Item si aliquis pistando vel aliis que 
ad escam vel potum pertinent excesserit. consules judicabunt). 
Auch über die unbebeutenden Schlägereien hatte der Etadtrath zu 
erfennen. Wenn aber ein Glied verlegt worben war, jo gehörte 
die Entſcheidung vor den öffentlichen Richter, weil darin ein Fried⸗ 
bruch lag. (Item omnis efiusio sanguinis facta sine accumine 
armorum quam non sequitur lesio membri consulum est judi- 
care. Si sequitur lesio membri judex judicabit) 10). In der 


— —— — — — — — 


8) Schöffenbrief von 1298, $.9—14 u. 22. Handfeſte von 1828 8. 5—9, 
21—24 u. 88 bei T. u, St. p 421 u. 520. vergl. oben $. 438. 

9) Vertrag von 1512 bei Mofer, reichsſt. Handb. II, 96 u. 97. — „was 
„auch berjelben — Bürger zu Holy und Velde, in iren grunben und 
„boden, als in obgemelten gezürgkh, gegen einander verhawen, übers 
„varen, überzünen, oder in ander Weg Ubernieffung thun, barum follen 
„fie von einem Landvogt nit gejlraffet noch gebüeſt werden, ſonder 
„follen und mögen die von Leutkirch mit Straff gegen inen, als ben 

' „iren jelbft handlen.“ 
10) Stadtrecht von Buͤren aus 14. sec, bei Wigand, Archiv, III, 8, p. 80, 
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Stadt Wejel hatte ber Bürgermeifter und nicht der öffentliche 
Nichter Über das ftreitige Maß und Gewicht, über unbedeutende 
Händel u. dergl. m. zu erkennen. (Jurgia, defectum mensurandi 
et pistrandi magister civium judicabit) 1). Und in Coesfeld 
hatte der Stadtrath die Feldmarkpolizei und die Brüden- und 
MWegpoligei unter fih und die Enticheibung der darüber entſtande⸗ 
nen Streitigfeiten (6. 68). 
Sn anderen Städten lag bie Gerichtsbarkeit in ben Ange- 
legenbeiten der Stabtmark nicht in den Händen bes Stabtrathe. 
Sie wurde vielmehr von eigenen Stadtmarkgerichten beforgt, 
in manden Städten noch von den alten Heimburgegerichten, 
3. B. in der Reichsſtadt Mühlhaufen, wo bie Feld- und Marl: 
frevel von den Heimburgen mit den Bürgern und von dem Flur: 
Ihügen abgeurtheilt zu werben pflegten 2). In anderen Städten 
jollten, wie in den Dörfern, jedes Jahr Rügegerichte gehalten 
und darin die Markfrevel (die Frevel an dem gemeinen Nuten) 
gerügt und abgeurtheilt werden 12). In Eßlingen beftand zu 
dem Ende ein eigenes Feldgericht 4) und in der Stadt Roten 
burg am Nedar ein Erndte- und Herbftding zur Negulirung 
und Aburtheilung der Angelegenheiten ber Erndte und der Wein: 
leſe 15). In Uln hatten die Einunger mit der Telbpolizei auch 
bie Teldgerichtsbarkeit zu beforgen. Daher ftanden auch bie ge⸗ 


11) Privilegien von 1277 $. 28 bei Wigand, Archiv, IV, All. 

12) Grasshof, p. 28, 106, 107 u. 249—252. 

13) Kaiſerrecht, II, 56. 

14) Jäger, Mag. V, 88 u. 288. 

15) Ungebrudte Orbnung ber Herrſchaft Hohenberg von 1541, art.2.p.41u.42. 
„Herpft vnnd Erndt:Ordnung wie die järlih verkhund werden follen. 
„Zum anndern wiewol ain herr zu Hobemberg ye vnnd albegen bie 
„Obrigfait vnnd berrligfait gehebt, wann feine amptleut vmb hermbfis 
„oder Ernndes Zeiten vermaindt not zu fein ain gepott zuthuen, haben 
„ſy dem ſchulthaiſſen aufigelegt offenntlihen ain Rathaws in 
„bere von Rotemburg beyfein zuberueffen vnnd bey zehen phunndt 
„baller firaff zugepieten, das niemannds fein traid nod wein abſchnei⸗ 
„den, leſen noch ablaſſen jol, on erlaubnus, vnnd fo yemannds das 
„vbertretten, hetten die ambtleutt ſolch ſtraffgelt eingetzogen.“ Der 
herrſchaftliche Amtmann hatte demnach die Gemeinde zu berufen. vergl. 
noch oben $. 400 u. 486. 
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Ihwornen Eſchaien und die Stabthirten unter ihnen 19. In den 
Borjtädten von Soeft und von Köln bejorgten die Burrichter 
und in den Vorſtädten vou Bafel die Vorfteher der Gejellichaften 
die Angelegenheiten der Stadtmark ($. 201 u. 202). 

In der Stadt Bafel endlich wurden die Markangelegenhei- 
ten und die Marffrevel und die Marfitreitigfeiten von einem eige- 
nen Gerichte beforgt und entſchieden, welches das Gefcheid ge- 
nannt worden ift, weil e8 auf die Scheidung ber elder zu wachen 
und bie darüber entjtandenen Streitigkeiten zu entjcheiden Hatte 17). 
Es gab in Bafel drei ſolcher Geſcheide, das große und 
zwei kleine. Das große Gefcheid gehörte urjprünglich dem Bi- 
jchof 19), fpäter dem jedesmaligen Domprobft, d. h. der Domprobit 
hatte den vorfigenden Richter, den fogenannten Geſcheidsmeier, 
die Bannwarte und Hirten, zu ernennen. Der Meier mußte 
ein in Bafel feßhafter Bürger fein. Die Urtheilsfinder hießen bie 
Scheidleute. Unter dem Meier ftanden die Bannwarte, d.h. 
bie Aufſeher über den Bann, gewiſſermaßen bie Polizeidiener bes 
Geſcheids, und die Hirten!®). Eines der Fleinen Geſcheide 
gehörte urjprünglich ebenfalls dem Biſchof 2%), ſpäter aber dem 
Probft zu St. Alban. Es erftreckte fich nicht weiter als bie Lehen- 
güter des Klofters 21), Diefe beiden Gerichte (das große Geſcheid 
und das Kleine Gejcheid zu Et. Alban) waren urjprünglich offenbar 
grundherrliche Marfgerichte, das große Geſcheid ein grundherrliches 
Markgericht der alten Stadt vor den Ringmauern, unb das Kleine 
Geſcheid ein grundherrliches Markgericht des Klofters St. Alben, 


16) Jäger, Ulm, p. 611. 

17) Alte Verordnung bei Ochs, V, 70. „Das Geſcheid ſoll allenthalben, fo 
„weit Zwing und Bann ber Stadt Bafel gehet und begreift, von einem 
„Rhein bis an den andern, e8 jenen Reben, oder Aecker, Matten, Holz, 
„Feld, Wuhr, Weide und alles was das Gejcheid begreift, und mit 
„Geſcheid entſchieden werden fol und darin gehört, verwalten.” vergl. 
noch p. 61 u. 88—70. Meine Geſch. ber Dorfurf. II, 188. 

18) Heusler, p. 28, 

19) Ode, V, 61 u. 62. Bajel im 14. Yahrhundert, p. 367. Heusler, 
Berfaffungsgefch. von Baſel, p. 91 u. 92. 

20) Heusler, p. 23. 

21) Ode, V, 61. Not. u. 62. Bafel im 14. Jahrh. p. 862 u. 367. 
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ber fpäteren Vorſtadt St. Alban. Daher hieß auch der Vorſtand 
des Geſcheids, als urjprünglih grunbherrlicher Beamte, Meier 
($. 22). Außer diefen beiden Geſcheiden gab es aber auch noch 
ein zweites kleines Gejcheid, welches der Zunft ber Rebleute 
gehört hat, oder wenigftens von biefer Zunft m Anſpruch genom- 
men worden ift 22). Wenn die NRebleute wirklich ein folches Ge⸗ 
richt altbergebracht haben follten, jo Tann es nur in einer alten 
MWeinbergs Markgenoſſenſchaft feinen Grund haben, deren 
es auch in anderen Theilen Deutjchlands gegeben hat 22). jenes 
Gericht wurde jedoch der Zunft der Rebleute ftreitig gemacht. 
Außer den erwähnten Gejcheiden bat es auch in Kleinbafel noch 
ein eigenes Gejcheid gegeben, welches Heusler mit Unrecht für eine 
Fortſetzung des über das ftäbtische Bauweſen geſetzten TFünfergerich- 
tes hält. Denn auc vieles Gefcheib hatte über den Anbau und 
über die Feldmarkangelegenheiten zu entjcheiden („die Fünf jo über 
„das veld und ben bann minten Baſel geſetzet fint — die Fünfe 
„jo über die buwe und underſchidunge an dem velde geſetzet ſint“), 
während jenes Fünfergericht das ftädtiiche Bauweſen unter ſich 
hatte 24). Beide Gerichte Hatten demnach nichts weiter mit ein- 
ander gemein, als daß das Eine und das Andere aus fünf Rich: 
tern beſtand. Alle diefe Gefcheide wurden fpäterhin zu einem Ein: . 
zigen vereiniget. Es kam nämlich unter Vermittelung des Stabt- 
raths im Jahre 1469 folgender Vergleih zu Stand: „Beyde Ge- 
„ſcheide follen ein Geſcheid feyn, und nur das Geſcheid zu St. Al- 
„ban das eine Geſcheid heißen. Der Meyer des Domprobftes fol 
„10 Scheidleute haben, welche dem Domprobjt, dem Rath, und ber 
„ganzen Gemeinde der Stadt Bajel einen gelehrten Eid jchwören 
„jollen. Fünf von dieſen Scheidleuten follen von der Rebleuten 
„Zunft und fünf von den andern Zünften feyn. Für bas erſte 
„mal wird der Math die 10 erwählen, welche hernach nebit ihrem 
„Meyer fich felber ergänzen werben“ 22). Erft im Jahre 1491 
wurde jedoch das Gefcheid von der Stabt felbft erworben, unb 


23) Ochs, V, 62. Baſel im 14. Jahrh. p. 362 u. 867. 

23) Meine Geſch. der Dorforf. I, 26—27. 

24) Urf. von 1406 u. 1440 bei Heusler, p. 363. vergl. $. 200. 

25) Ochs, V, 63. Mebereinfunft von 1469 in Redtsquellen von Bajel, 
I, 192 ff. 
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dann erft ein ftäbtilches Gericht. Daher wurben nun auch ber 
Meier und die Schtedleute (jcheidlute) und die Bannmarten von 
dem Stabtrath ernannt 2%). Schon früher muß jedoch das Ge- 
Icheib unter der Oberaufficht des Rathes geftanden haben. Denn 
ber Rath machte Verordnungen über das Gefcheid ?7) und übte in 
ftreitigen Fällen, wie wir gefehen, ein Vermittlungsamt aus. Nach 
wie vor blieb jedoch das Geſcheid ein Stabtmarkgeriht. Denn 
feine Hauptaufgabe blieb bie Beforgung der Angelegenheiten ber 
ftäbtiihen Almende. Daher follten noch nach ber Rathsorbnung 
von 1491 die Meier, die Scheibleute und die Bannmarten dem 
Stadtrath ſchwören: „der ftett ir almeinden, ouch bes geſcheids 
„gut ze halten und ze hanthaben. — — ber ganzen gmeinen 
„Hatt Bafel ire atmeinden, ouch dem ganzen bann fo mit 
„der begrift ir gerechtigkeit zu behalten, das gejcheid mit feiner zu⸗ 
„gehord getruwlich ze hanthaben und ze verwalten” — zwing 
„und benn mit fampt der allmeinden und aller ftat berrlidh- 
„Seit, fo wyt das begrift und zu der felben ftatt zugehörende ift, 
„getruwlidh und uffrehtlih an Holz veld aderen matten gar: 
„ten reben wunn und weide ze behutende, — Damit ber 
„ſtatt ir allmeinden unbefümbert pliben” — 2°). Solcher Ge: 
ſcheide gab es übrigens auch noch in anderen Theilen der Schweiz 
und am Oberrhein. Und fie hatten fammt und ſonders die Grenz- 
untergänge und die Entjcheivung der Markitreitigkeiten zum Ge: 
genftand, 3. B. in Thiengen bei Freiburg im Breisgau, („und fol 
„do richten umb Geſcheid mit den Hubern, doſelbs auch umb 
„Undergang oder Mikbuwen es ſy in Adern Neben Feld oder 
„Matten") 2%), und in Wolfswiler in Frankreich im Departement 
bes Oberrheins 20), 

Mic in Bafel fo war auch in Paderborn das Stadtmark⸗ 
gericht (das Burgericht, das Burrichte oder bie Bureinige) urſprüng⸗ 


26) Ochs, V, 65. Rechtsquellen von Bajel, I, 217—221. 

27) Ode, V, 683 ff. 

28) Ratbsorbnung von 1491 in Nedhtsquellen, I, 217, 218, 220 u. 221. 
vgl. Uebereinkunft von 1469, eod. p. 198. 

29) Nobel von Thiengen $. 6 bei Burdhardt, die Hofröbel von Dinghöfen 
Bajelifher Gotteshäufer und Anberer am Ober⸗Rhein, p. 84 u. 120, 

80) Robel von Wolfswiler 5. 14 bei Burdbarbt, p. 84. 
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lich ein grundherrliches Gericht, welches von dem Grundherren 
zu Lehen gegeben worden war. Denn nach dem Ausſpruch von 
1299 ſollte das durch den Tod des letzten Beſitzers, des Advokaten 
Rudolf von Geſeke, erledigte Burrichte nach Dienſtmannenrecht des 
Paderbornſchen Stiftes an den Biſchof zurückfallen und von dem 
Hofe Enenhus aus verwaltet werden. Erſt im Jahre 1327 wurde 
das Burgericht mit der Gerichtsbarkeit bis zu 5 Solidi von der 
Stadt erworben und ſeitdem erſt ein ſtädtiſches Gericht 31). 

Die nicht felten in den Städten wie auf dem Lande vorkom⸗ 
menden Burgerichte find nämlich, wie die Dorfgerichte doppelter 
Art geweien 3), was von Möfer 22), von Gaupp ®), von 
Schaumann?), von Wigand2%), von Walter?T), von 
Stengel?) u. a. m. überfehen worden if. Auch werden bie 
Burgerichte meiftentheils, offenbar irriger Weife, für Unterrichter 
und Stellvertreter der Burggrafen oder für Bürgerridhter oder 
Burgrichter gehalten. Die Burgerichte find vielmehr, wie wir ges 
jehen, in jenen Städten, in welchen wie 3. B. in Köln und Soeſt 
ganze Dorfichaften mit der Stabt vereiniget worden find, mit ber 
Stadt vereinigte Dorfmarkgerichte, fett der Vereinigung alſo Stabt- 
marfgerichte, oder wie in Paderborn grundherrliche Gerichte ge: 
wejen. Ein ſolches grundherrliches Dorfgericht war z. B. das zum 
Raberdinchof im Kirchipiele Naesfelb gehörige Burgericht ?%). Eben 
jo das Buergericht (buerrihte) von Holthuſen, welches der Stadt 
Coesfeld verfauft worden ift #9), dann das Burgericht bei Mep⸗ 
pen!) u. a. m. Auch das Burgericht (burrichte) zu Osnabrüd 


81) Die Urt. von 1299 u. 1827 bei Wigand, Archiv, II, 1, p. 60. vergl. 
oben $. 68. 

82) Meine Geſch. der Dorfvrf. II, 120—128. 

88) Osnabr. Geſch. III, 74. Not. i. 

84) Deutſche Städtegründung, p. 58. 

85) Geſchichte bes Nieberfähfifhen Volks, p. 592. 

86) Femgericht, p. 118 ff. 

87) Rechtsgeſch. $. 279. 

88) Tazſchoppe u. Stengel, Urkſ. p. 224-226, 

89) Urk. von 1269 bei Kindlinger, Hörigkeit, p. 283. cum civili jure, 
quod vulgariter burgerichte dicitur, eidem curie attinente. — 

40) Urk. von 1878 bei Niefert, Münſter. Urkb. I, 2 p. 491. 

41) Diepenbrod, p. 720 u. 728. Meine Geſch. ber Fronh. IV, 99 u. 100. 
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war urjprünglich ein ſolches grundherrliches, dem Biſchof gehöriges 
Gericht. Denn der Biſchof durfte den Burrichter ernennen und ihn 
auch feines Amtes wieder entjeben und über das Gericht felbft nach 
Willkür verfügen. Auch verkuufte berjelbe im Jahre 1225 die 
Hälfte diefes Gerichtes an die Stadt. Das Gericht Tann demnach 
fein Stabtmarkfgericht gewejen fein #2). Es war vielmehr ein 
grundherrliches Stadtgericht,, welches damals erft zur Hälfte von 
der Stadt erworben worden ift. Eben fo ift das Burgeridht 
(burghericht) in Herfort urjprünglic ein von dem Erzbiichof in 
Köln erworbenes grundherrliches Gericht geweſen, deflen Vorſteher 
ein Burrihter war). Zu feiner Zuftändigfeit gehörten bie 
täglichen kleinen Hänbel und Streitigkeiten *). 

In den meiften Städten find jedoch die eigenen Stabtmart- 
gerichte frühe ſchon verſchwunden, indem feit der Bildung eines 
Stabtrathes die Markgerichtsbarkeit an den Stabtrath übergegan- 
gen, und fodann bie alten Mark- und Markgerichtsvorfteher (die 
Heimburger, Burrichter, Bauermeifter u. a. m.) zu bloßen Boten 
herabgejunten find ($. 145). Aber auch die Markgerichtsbarteit 
des Stabtrathes ſelbſt hat fich frühe ſchon wieder verloren, ſeitdem 
von den Städten felbft eigene Stabtgerichte errichtet und an biele 
auch die Markftreitigkeiten verwieſen worden find. Seitdem näm- 
lich die Städte bie Öffentliche Gerichtsbarkeit und in den grundherr- 
lichen und gemifchten Städten auch die grunbherrliche Gerichtsbar⸗ 
keit erworben und fodann in einem einzigen Stabtgerichte die ger 
jammte niedere Gerichtsbarkeit, alſo die öffentliche, grundherrliche 


43) Urk. von 19225 bei Wöfer, III, 375. medietatem judicii nostri quod 
burrichte vulgariter dicitur in universitatem civium —. Das 
Gericht wirb auch judicium nostrum civile civitatis Osne- 
burgensis genannt. Es war alfo ein grundherrlihes Stabtgeridt. 
Vrgl. noch Urt. von 1226 bei Möfer, III, 280. super venditione me- 
dietatis judieii civitatis, und Möfer, p. 71 ff. 

48) Rechtsbuch von Herford aus 14. sec. bei Wigand, Ardiv, U, 1, 
p- 81 u. 82. 

44) Rechtsbuch bei Wigand, p. 28. „Hir id of burgberichte bar van 
„richte men be fale be deghelikes vallet. alge vmme ſchuld. vmme 
„gheld. vm borch. vmme hus hure. vmme Ionebe. vmme kopenſchap. 
„vude vmme ollerhande ſchuldinghe de deghelikes vallet.“ 
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ber fpäteren Vorſtadt St. Alban. Daher bieß auch der Vorſtand 
bes Gejcheids, als urſprünglich grundherrliher Beamte, Meier 
($. 22). Außer diefen beiden Gejcheiden gab es aber auch noch 
ein zweites kleines Geſcheid, welches der Zunft der Rebleute 
gehört hat, oder wenigitens von biefer Zunft in Anfpruch genom⸗ 
men worden ift 22). Wenn vie Nebleute wirklich ein folches &e- 
richt altbergebradht haben follten, fo Tann es nur in einer alten 
MWeinbergs Markgenoſſenſchaft feinen Grund haben, deren 
e8 auch in anderen Theilen Deutichlands gegeben hat 22). Jenes 
Geriht wurde jedoch der Zunft der Mebleute ftreitig gemacht. 
Außer den erwähnten Gefcheiden hat es auch in Kleinbafel noch 
ein eigenes Geſcheid gegeben, welches Heusler mit Unrecht für eine 
Fortſetzung des über das ſtädtiſche Bauweſen geſetzten Fünfergerich- 
tes hält. Denn auch biejes Gejcheid hatte über den Anbau und 
über die Feldmarkangelegenheiten zu enticheiden („die Fünf fo über 
„das veld und den bann minren Bafel gejeket fint — die Fünfe 
„jo über die buwe und underſchidunge an dem velde gejeßet ſint“), 
während jenes Fünfergericht das ftäbtiiche Bauweſen unter ich 
hatte 22). Beide Gerichte hatten demnach nichts weiter mit ein= 
ander gemein, als daß das Eine und das Andere aus fünf Rich⸗ 
tern beftand. Alle diefe Gefcheide wurden fpäterhin zu einem Ein: - 
zigen vereiniget. Es fam nämlich unter Vermittelung des Stabt- 
raths im Jahre 1469 folgender Vergleich zu Stand: „Beyde Ge: 
„Icheide jollen ein Gefcheid feyn, und nur das Geſcheid zu St. Al: 
„ban das Kleine Gejcheid heißen. Der Meyer des Domprobites ſoll 
„40 Scheibleute haben, welche dem Domprobſt, dem Rath, und der 
„ganzen Gemeinde der Stabt Bafel einen gelehrten Eid jchmwören 
„jollen. Fünf von diefen Scheidleuten follen von der Rebleuten 
„Zunft und fünf von den andern Zünften ſeyn. Für das erite 
„mal wird der Rath die 10 erwählen, welche hernach nebjt ihrem 
„Meyer ſich felber ergänzen werben“ 25). Erſt im Jahre 1491 
wurde jedoch das Geſcheid von ber Stadt felbit erworben, und 


232) Ochs, V, 62. Baſel im 14. Jahrh. p. 362 u. 867. 

28) Meine Geſch. der Dorfurf. I, 26—27. 

24) Urk. von 1406 u. 1440 bei Heusler, p. 363. vergl. $. 200, 

25) Ochs, V, 68. MWebereinfunft von 1469 in Rechtsquellen von Balel, 
I, 192 ff. 
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bann erft cin ftäbtljches Gericht. Daher wurden nun auch ber 
Meier und die Schiebleute (jcheiblute) und die Bannmarten von 
dem Stabtrath ernannt 2%). Schon früher muß jedoch das Ge: 
fcheib unter der Oberaufficht des Rathes geitanden haben. Denn 
der Rath machte Verordnungen über das Gefcheid ?7) und übte in 
ftreitigen Fällen, wie wir gefehen, ein Vermittlungsamt aus. Nach 
wie vor blieb jedoch das Geſcheid ein Stabtmarkgeridht. Denn 
feine Hauptaufgabe blieb die Beforgung ber Angelegenheiten ber 
ftäbtiichen Almende. Daher follten noch nach der Rathsorbnung 
von 1491 die Meier, die Scheidleute und die Bannmarten bem 
Stadtrath ſchwören: „der ftett ir almeinden, ouch bes geſcheids 
„gut ze halten und ze hanthaben. — — ber ganzen gmeinen 
„ſtatt Bafel ire almeinden, ouch dem ganzen bann fo wit 
„der begrift ir gerechtigkeit zu behalten, das geſcheid mit feiner zu⸗ 
„gehorb getruwlich ze banthaben und ze verwalten” — zwing 
„und benn mit fampt der allmeinden und aller ftat herrlich 
„Heit, jo wyt das begrift und zu ber felben ftatt zugehörenbe tft, 
„getruwlich und uffrechtlih an holz veld aderen matten gar: 
„ten eben wunn und weibe ze behutende, — Damit der 
„ſtatt ir allmeinden unbefümbert pliben“ — 2%). Solcher Ge: 
Iheide gab es fibrigens auch noch in anderen Theilen der Schweiz 
und am Oberrhein. Und fie hatten fammt und fonders die Grenz- 
untergänge und bie Entſcheidung ber Markitreitigfeiten zum Ge: 
genftand, 3. B. in Thiengen bei Freiburg im Breisgau, („und fol 
„do richten umb Geſcheid mit den Hubern, bofelbs auch umb 
„Undergang oder Mißbuwen es ſy in Adern Neben Feld oder 
„Matten“) 2%), und in Wolfswiler in Frankreich im Departement 
des Oberrheing 30). 

Wie in Bafel jo war auch in Baderborn das Stadtmark—⸗ 
gericht (das Burgericht, das Burrichte oder die Bureinige) urjprüng: 


26) Ochs, V, 65. Rechtsquellen von Bafel, I, 217—221. 

27) Ochs, V, 63 ff. 

28) Ratbsorbnung von 1491 in Rechtsquellen, I, 217, 218, 220 u. 221. 
vgl. Mebereinfunft von 1469, eod. p. 198. 

29) Rodel von Thiengen $. 6 bei Burdhardt, bie Hofröbel von Dinghöfen 
Baſeliſcher Gotteshäuſer und Anderer am Obershein, p. 34 u. 120, 

80) Rodel von Wolfswiler 5. 14 bei Burdharbt, p. 84. 


270 Stabtmarkgerichte. 


Leugnete er aber, fo durfte er ſich losſchwören. („Lokinit he iz 
„abir zu merftin jo mac be mit fin’ einis hant ba wure woli 
„ſwere uf din heligen”) 5). Hatte jemand bei Nacht Korn geitoh: 
fen, fo durfte ihm mit dem Gefchrei nachgeeilt werden („fo ſal be 
„umi volge mit geſchrege biz an dt ftab da he diſ korn hine wurit“) 
Geftand er vor Gericht ein, fo wurbe über ihn wie über einen 
Dieb gerichtet. Leugnete er aber, jo durfte er ſich auch in biefem 
Falle losſchwoͤren („bilennit be izwan daz man ubir un fal richte 
„alſe ubir einin biep. lokinit he iz abir dan fo mac he wolt mit 
„ſiniſ einin hant ba wure fte uf bin heligen iz be ein givrait 
„man”) %. Wenn jemand befchuldiget warb feinen Nachbarn 
überfchnitten zu haben, jo durfte er fich ebenfalls auf den Heiligen 
losfchwören. Allein auch der Kläger durfte ihn mit Eidhelfern 
und mit einer rechten Kundſchaft überführen („mac be if un abir 
„ubir zuige mit finen gevorin ebir mit einir rechten kuntſchaf ſuedir 
„be habi mac“)). Endlich follten auch Neifende, welche das 
Gaſtrecht mißbraucht und, nachdem fie ihren Pferden das nöthige 
Futter gejchnitten, auch noch Korn aufgeladen und weggeführt hat: 
ten, wie Straßenräuber mit dem Geſchrei verfolgt und verhaftel 
werden („min ſal ume nad) volge mit gefchreige alje eimi rechten 
„ftrazin roybere“) 9). Der Verhaftete follte mit auf den Rüden 
gebundenen Händen und das entwendete Korn auf dem Rüden 
vor Gericht geführt und bafelbft als Näuber gerichtet werben. 
(„Bigriphit man un dan unde bimalbigit un da mite fo fal man 
„umi daz korn uf di rude binde vnde fal un vur gerichte wure 
„alje einin rechten roybere vnde fal ubir un richte — Sua ein 
„diep bigriphin wirt vnde vme die heinde hinder die rude gebunbin 
„werdin vnde di duibe daruf“) 9). Die Parteien wurden auf Be 
fehl des Heimburgen «von dem Flurſchützen vorgeladen. Das Zei: 
hen zur Sitzung gab aber die Glode 1%). In den herrfchaftlihen ' 


5) Grasshof, p. 250. 

6) Grasshof, p. 250. 

7) Grasshof, p. 251. 

8) Grasshof, p. 251. vergl. Meine Einleitung zur Geld. der Mark: 2 
Verfaffung, p. 166. 

9) Grasshof, p. 251 u. 252. 

10) Grasshof, p. 249. 
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Städten hatte jedoch ber herrichaftliche Beamte die Markgemeinde 
zu berufen, 3. B. in Rotenburg am Nedar, wie wir gelehen, der 
herrſchaftliche Amtmann. Die Verhandlung felbjt war jehr einfach. 
Denn fie geihah münblih ohne alle Schrift. Und biejes einfache 
Derfahren hatte urfprünglich, wie bei den alten Dorfgerichten, fo 
offenbar auch bei allen alten Stabtmarkgerichten ftatt. Der Grund 
aber, warım wir jo wenige Beftimmungen darüber finden, liegt 
in dem frühen Verſchwinden dieſer Gerichte ſelbſt. Seit der Ber: 
minderung und feit dem allmähligen Verſchwinden des Aderbaus 
und der alten Feld- und Viehwirthichaft in den Stäbten verloren 
nämlich jene Gerichte ihre alte Bedeutung. Und e8 traten ſodann 
den neuen Bebürfniffen entjprechendere Stadtgerichte an ihre Stelle, 
und an die Stelle der von den Städten erworbenen öffentlichen und 
grimbherrlichen Gerichte. 


VI Die Grundherridhaft in den Stadtmarken. 


S. 457. 


Eine Grundherrichaft har es begreiflicher Weiſe nur in ben 
grundherrlihen Städten und in den gemilchten gegeben, und zwar 
nur einen Grundberrn in den grundherrlichen Städten, in den ge: 
miſchten Städten aber mehrere Grundbherren neben einander und 
neben diefen dfter auch noch andere vollfreie Grunbbejiter, welche 
ihren Grund und Boden jelbit bauten. 

Die in den Städten liegenden Grundherrſchaften waren ur- 
iprünglich öfters jehr groß. So in Köln die Befibungen des Ge: 
Ichlechtes der Sapbirn, das Erbe oder der Saphirs- Thurn oder 
auch der Saphirs:Hof genannt. Eben jo der dem Rittergejchlechte 
ber Cämmerer gehörige Hof u. a. m. Dann die Burghäufer in 
Sierlon in Weftfalen u. a. m. 1). In Bafel die ausgedehnten Be 
figungen des Leonharbitiftes, des Peterftiftes und des Albanftiftes 
und vieler bienftmänniicher und bürgerlicher Gejchlechter 2). In 
Tranffurt der Sohanniterhof, der Fronhof oder Probfteihof u. a. 
m.?). In Sadjenhaufen ein Hof, zu welchem ein Baumgarten, 
zwei Hufen Feld und ein großer Thiergarten gehört hatt). In 
Tranfenthal hatten die Kämmerer von Worms (die Dalberge) fo 
großen Grundbefig, daß fie darauf zwei Klöfter anlegen und ge: 
börig dotiren konnten 5). Dieje ftäbtifchen Grundherrſchaften wur- 


1) Meine Einleitung, p. 25 u. 84. 

2) Arnold, Geld. des Eigentums in den D. Städten, p. 20, 23 u. 24. 
3) Battonn, 1I, 80, 157. 

4) Urk. von 1345 bei Böhmer, p. 598. 

6) Zorn, Wormſer Chronik, ed. Arnold, p. 5l. „welcher (fämmerer) all 
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ben urfprünglich in derjelben Weile, wie bie Grundherrſchaften auf 
dem Lande, theils von dem Fronhofe aus, theils von hofhörtgen 
oder auch freien Colonen bewirthichaftet. Seit dem 12. und 18. 
Jahrhundert wurden fie jedoch meiftentheils gegen einen jährlichen 
Zins als Wohnungen oder als Baupläbe, oder als Kaufladen, 
Gewerbs:Hallen, Buden, Stände, Gaden, Tiihe oder Gewerbs⸗ 
Bänke auf Fürzere oder längere Zeit, großentheild zu Erbrecht, 
verliehen. Auf diefe Weite wurden denn die früher jehr ausge: 
dehnten Beligungen der Grundherren in immer Tleinere Theile als 
Wohnungen, Bau: und Gewerbspläße zerlegt, und gingen Johann 
in freies zinspflichtiges Erbe oder auch in freies Eigenthum über, 
3. B. in Bafel, Köln 9), in Frankfurt a M.T) u, a. m. 

Auch die Landesherrn und die Kaifer ſelbſt fonnten Grund: 
herren einer Stabt fein oder, wenn fie auch nicht die Grundherren 
ber ganzen Stabt waren, doch Grundbeſitz in der Stadt haben. 
Sn vielen Landftäbten waren bie Landesherrn zugleich Grund: 
herren der Stadt. Außer der öffentlihen Gewalt gehörte ihnen 
daher auch nod die Grundherrſchaft in der Stadt und in ber 
Stabtmarl. In anderen Landftädten, in den fogenannten ge= 
miſchten in ihrem Territorium liegenden Städten, hatten fie aber 
einen mehr oder weniger ausgedehnten Grundbeſitz. Grundherren 
der ganzen Stabt waren 3.3. die Erzbifchöfe von Köln in Mede⸗ 
ba, die Bifchöfe von Münjter und Paderborn in ben Städten 
Münfter und Paderborn, die Aebte von Seligenftabt und Weißen- 
burg in den gleichnamigen Städten, die Herzoge von Zäringen in 
Freiburg und bie Pfalzgrafen bei Rhein in der Stadt Weinheim. 
An anderen Landjtädten hatten die Landesherrn zwar nicht die 
Srundherrichaft über die ganze Stadt, wohl aber doch einen Fron⸗ 
hof oder ein Palatium mit einem mehr oder weniger ausgedehnten 
Befisthum in der Stadt, 3. B. die Grafen von Tirol in Botzen, 
die Erzbiihöfe von Köln in Soeft u. a. m. In Boben beftanden 





„lein bab und gut, das ſehr groß war, gegeben bat zur erbauung 
„zweier klöſter Kein und groß Frankenthal, auf fein grund und boben.“ 
— Noch viele Beifpiele oben $. 120. 

6) Arnold, p. 34-59. Matheis Claſen, Schreinspraris, p. 50-5l. 
Derjelbe, das edele Cöllen, p. 10—21, 

7) Battonne, örtl. Beſchr. von Frankfurt, II, 80. 


v. Maurer, Städteverfafjung. II. 18 
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noch im 14. Jahrhundert drei verfchiedene Grundherrſchaften neben 
einander, neben der Tanbesfüritlihen Srundherrihaft noch zwei 
andere Herrichaften ®). Auch in den Bilchofsftäpten, welche faft 
alle Iandesherrlihe Städte, meiftentheil® aber freie oder gemifchte, 
d. h. nicht grundherrliche Städte geweſen find, pflegten bie Biſchöfe 
wenigſtens einen Fronhof oder ein Palatium mit den dazu gehörigen 
Ländereien zu beiten ($. 22). In den reichsgrundherrlichen 
Städten endlich waren bie Kaifer felbft die Grundherren, 3. B. in 
Frankfurt, Nürnberg, Ulm, Zürih u. a. m. ($. 23, 70, 146 u. 
225). Aber auch in den übrigen Neichsftädten Tonnten die Sailer 
einen Tronhof (einen Königshof oder Reichshof) befigen. Und 
dann waren ſie natürlich die Herren biefes Fronhofes mit allen 
einem Fronhofherren zuftehenden Nechten, wie diejes z. B. in Worms, 
Speier, Magdeburg u. a. m. ($. 22) und auch in Regensburg 
urfprünglich der Fall war, indem die Kaiſer auch dort einen ſehr 
großen Hofraum befeflen haben 9). 


Grundherrlice Rechte und Feiftungen. 


§. 458, 


Die Rehte der Grundhberren waren in den Städten 
diefelben wie auf dem Lande. Das Eigentbum am Grund und 
Boden, auch in der ungetheilten Stadtmark, gehörte dem Grund: 
heren, 3. 2. in Selz, Münfter, Weißenburg, Freiburg, Dürkheim, 
Um, Züri u. a. m. (8.23 u. 52 ff.). Die Grundherren durften 
daber, natürlich unbejchadet der Nechte der Stabtmarkgemeinde, 
frei über den Grund und Boden der gemeinen Mark verfügen. 
Sie durften darauf bauen, 3. B. die Pfalzgrafen bei Rhein in ber 
grundherrlihen Stadt Weinheim !). Sie durften insbefondere aud) 
Straßen und Marktpläbe auf ihrem Grund und Boden in ber 


8) Oberbairiſches Archiv, VIII, 136. 

9) Urk. von 1000 bei Hund, metrop. Salisburg. III, 2. — curtiferum 
5 perticarum in longitudine et in latitudine 4 perticarum, habens 
viam, aditumque unius perticae ad legitima strata, cum exitibus 
et reditibus. — 

1) Urk. von 1264 bei Guden, II, 149. Palatinus potest ibi edificare 
licite, quidquid volet. 
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Stadt anlegen und darauf Gewerbshuden und Bänke, Schrannen 
u. dergl. m. errichten, und für deren Benubung einen Zins oder 
eine andere Abgabe erheben ($. 191 u. 225). Auch Bannmühlen, 
Bannbacdhäufer u. dergl. m. durften fie und pflegten fie anzulegen, 
3. B. in Winterberg 2). Beräußern burften fte jedoch den Grund 
und Boden der gemeinen Mark nicht, wenigitens nicht allein ohne 
Zuziehung der Stadtgemeinde. Aber auch diefe durfte nicht allein 
ohne Zuftimmung ber Grundherren über die Subftanz ber gemeinen 
Mark verfügen ($. 225). Eben jo burfte nur mit ihrer Zuftim- 
mung bie gemeine Darf gerodet und auch das MWeiberecht und das 
Maſtungsrecht nur mit ihrer oder des grundherrlichen Beamten 
Erlaubnis ausgeübt werben ($. 381 u. 382). Diejelben Rechte 
nun wie die übrigen Grundherren hatten auch die Deutfchen Kö: 
nige und Kaiſer in ben reichsgrundherrlichen Städten. Sie waren 
in den reihshörigen und reihSgrundherrlichen Städten die Reichs⸗ 
hof⸗ und Neihsgrundherren. Ste konnten baher, wie jeder andere 
Hof: oder Grundherr über jene Stäbte verfügen, fie verpfänden 
oder auch gänzlich veräußern, wie biejes auch bereits feit dem 11. 
Sahrhundert öfters geichehen ift ($. 23). Reichsgrundherrlich, 
wenigftens reihsmarkgrundherrlih waren aber urjprünglich nicht 
bloß die in ben Sonbergrumbbefig der Könige übergegangenen 
Städte, (die civitates indominioatae des Königs), jondern auch 
noch viele Grafſchaftsſtädte (civitates de comitatibus), in welchen 
fi) von niemand in Beſitz genommene Ländereien vorfanden, alſo 
jelbft freie Königsftädte, fintemal die Markgrundherrichaft des Kö⸗ 
nigs ſich urjprünglich über alle von niemand Anderem in Befit 
genommenen Ländercien erſtreckt hat ?). Diejes änderte fich jeboch 
feit der Entjtehung einer Landeshohelt. Denn es gingen feitdem 
nicht bloß die früher dem König zuftehenden markgrundberrlichen 
Nechte auf die neuen Landesherrn über, jondern e8 nahmen nun 
auch die dem Teutfchen König und dem Neiche gebliebenen Terri- 
torien die Natur von Reihsherrichaften an). Daher wurben 


2) Stadtrecht von 1381 bei Wald, VI, 257 f. 

8) Meine Einleitung zur Geſch. ber Mark: ꝛe. Vrf. p. 105—107, 112— 
116 u, 122—124. Meine Gejd. der Marfenverfafiung, p. 217-219. 
vergl. oben $. 28, 117, 118 u. 146. 

4) Meine Geh. der Fronhöfe, II, 497. 
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nun auch in ben reich&unmittelbar gebliebenen freien Städten 
dem König und dem Reiche eine Oberherrlichleit (ein dominium 
imperü ober ein dominium imperiale) beigelegt, 3. B. in Bern 
und in Lübeck, über welche der König und das Reich ein eben fo 
freies Verfügungsreht hatten, wie über die reichsgrundherrlichen 
Städte ®), wiewohl auch jest noch die freien Königsftäbte von den 
reihsgrundberrlihen Städten weſentlich verjchieven waren. Allein 
auch dieſes änderte fich wieder, feitvem fich, wie wir fogleich jehen 
werben, ein neuer Unterjchieb zwifchen den freien und den gemeinen 
Reichsftäbten gebildet hatte. 

Wie andere Hof: oder Grundherren fo Hatten auch die in 
einer Stadtmark angefejlenen Hof: oder Grundherren ein Recht 
auf bie bof- und grundherrlichen Dienfte und Reiftungen. 
Der Biſchof von Worms, welcher in dem Städtchen Weilburg in 
der Grafſchaft Naſſau einen Tronhof (curia) mit hörigen Leuten 
befaß, hatte ein Recht auf das Beſthaupt und auf andere grund: 
herrliche Leiftungen (jus, quod vocatur huberecht, buweteil, 
bestewahtmal) und, wenn er dahin fam, ein Recht auf die Bes 
herbergung. (si episcopus venerit —, homines pro sus possibili- 
tate servient ad solutionem expensarum suarum)®). Der Bi- 
Ihof von Straßburg befaß in Straßburg außer der bijchöflichen 
Pfalz auch noch einen Etadelhof. Und feine hofhörigen Leute 
waren ihm bejthaupt- ober fallpflichtig, und außerdem noch einen 
grundherrlichen Zoll, einen Bannwein, das Bernbrod und nod 
andere Leiſtungen ſchuldig ?). In Bafel hatte ber Biſchof im ber 
alten Stadt außer dem Rechte auf einen Hofzins (den Martinszins) 
auch noch ein Recht auf Fronen. Denn jedes Haus follte für bie 
Erndte einen Schnitter (einen Fronfchnitter oder Achtichnitter) 


5) Berner Hanbfefte von 1218, $. 1, 2, 8 u. 5. Xüb. Urk. von 1226 
in Lüb. Urkb. I, 46. — civitas Lubicensis libera semper sit, uide- 
licet specialis civitas et locus imperii et ad dominium imperiale 
specialiter pertinens. vergl. $. 461. 

6) Urf. von 1195 bei Schannat, ep. Worm. II, 88 u. 89. vergl. Meine 
Geſch. der Fronhöfe, IV, 866 fi. 

7) Urk. von 1119 bei Schoepflin, I, 198. Stadtrecht, c. 55, 90, 94 u 
96 bei Grandidier, Il, 78. und oben $ 22. 


und Leiſtungen. 277 


ftellen ®). In Augsburg hatten noch nach dem Stadtrechte von 
1276 viele geiftliche und weltlihe Grundherren eigene Leute, freie 
Zinsleute und Lehensleute, welche ihnen zins: und bejthauptpflichtig ‘ 
waren). Eben jo hatten in Negensburg fieben geiftlihe Stifter 
eigene und zinspflichtige Leute 19). In Wien waren das Schotten: 
kloſter und viele andere geiftliche und weltliche Srundherren anjäkig. 
Sie Hatten ein Recht auf Dienfte und Zinfe, auf fogenannte 
Grundrechte in den Vorftädten und in der Stadt felbft. Allein 
jchon im Jahre 1360 follten diefe Grundrechte abgelöft werden !t). 
In Worms befaßen außer dem Biſchof auch noch viele Stifter und 
Klöfter, dann mehrere vollfreie Leute ihre Fronländereien und er: 
hoben von ihren hörigen Hinterjaffen ein Beithaupt, von ben freien 
Inhabern ſolcher Ländereien aber einen Grundzins in Geld oder 
in Wachs oder in Kapaunen u. vergl. m.12). Auch in Weſel 
fommen noch im 13. Jahrhundert Wachszinfige vor, welche altar: 
hörig und befthauptpflichtig waren 12). (Eben fo findet man auch 
in Speier, in Augsburg, in Ulm, in Weißenburg, in WMünfter, in 
Seligenftabt u.a. m. noch wachszinſige und dienfthörige, beithaupt- 
pflichtige und heergewebepflichtige hörige und fogar leibeigene Leute 
($. 23 u. 1038). Diefe börigen und grundherrlichen Leiftungen 
waren meiftentheils althergebracht. Sie wurden aber zumeilen 
auch noch willkürlich gejteigert. So wurde 3. B. in Etraßburg 
ber Bannwein von ben Bilchöfen aus Gewinnſucht (odiosa questus 


8) Wackernagel, das Biſchofsrecht von Bafel aus 18. Jahrh. p. 20. „alle 
„die boveftete zinfent dem bijchof ze Eaint Martins mis, die ganze 
„boveflat —. Duch erteilet man dem biſchove von iecliheme bus der 
„burger ein achtſuiter — Swer aua ben adhtfeiter nüt git, der büezet 
„drin phunt.“ Meine Geſch. der Fronhöfe, III, 289. 

9) Stabtr. bei Freyberg, p. 110 u. 111. und bei Walch, $. 831 u. 382. 

10) Stadtr. bei Freyberg, V, 56. 

11) Url. von 1860, 1425 u. 1488 bei Hormayr, Wien, I, 2. Urt. p. 98 
u. 99. und I, 5. Urk. p. 34 bis 86. 

12) Urk. von 1180 def Schannat, II, 892. und Urk. von 1249, 1252, 
1266 u. 1278 bei Frey und Remling, Urt. von Otterberg, p. 68, 78, 
116 u. 135. vergl. oben $. 22. 

18) Privilegien von 1277, c. 20 bei Wigand, Archiv, IV, 411. Cerocen- 
suales infra civitatem ecclesiis suis, si moriantur, unum 
melius vestimentum. — 
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diligencia) fo fehr gefteigert, daß berjelbe zu einer fehr drückenden 
Abgabe, zu einem tyranniichen Joch wurde (jugum Argentinensi- 
bus civibus inique et quasi quadam tyrannide aliquando im- 
positum). Aus dieſem Grunde ift daſelbſt im Sabre 1119 der 
Bannwein von dem Kaiſer mit Zuftimmung des Biſchofs und 
vieler Neichsfüriten auf die Dauer von ſechs Wochen beichräntt 
worden 138), 

Wie in anderen Grundberrihaften fo durften auch in den 
reichsgrundherrlichen Städten bie reichshörigen Leute nicht in bie 
Fremde heirathen, 3. B. in Kaiferslautern 19). Eben fo galt auch 
in Hagenau, in Frankfurt, Bern u.a. m. urjprünglich der Heiraths⸗ 
zwang und das Buteilen 15), Und der Nachlaß der ohne Kinder 
geitorbenen Neichsleute fiel mwenigftens theilweile an das Neid, 
3. 2. in Kaijerslautern 19). 

Nachdem aber bie Hörigkeit und die Leibeigenſchaft abgefchafft 
worden war, blieben doch in vielen Städten bie früher grumdherr- 
lihen Gefälle als Grundzinſe (al8 Wortzinfe, Wortgelder, Orbeten 
u. |. w.), in manden Städten fogar bis auf unjere Tage (6. 104 
u. 105). 

Zu ben grundherrlicden Nechten gehörte insbefondere auch 
das Recht der Hof- oder Srundherren eine Bete (petitio ober 
precaria) ober eine Steuer von den hörigen Hinterjaflen erheben 
zu dürfen, wie auf dem Lande jo auch in den Städten... So hatte 
ber Bifchof von Worms im Städtchen Weilburg das Recht eine 
nicht unbedeutende Bete von feinen börigen Leuten zu erheben 1%). 


18a) Urk. von 1119 bei Schoepflin, I, 198 f. vergl. oben $. 22. 

14) Grimm, I, 775. „Item wann bes riches man oder fraumwe fich ge: 
„malben welle zu eines andern bern luben, ba mag daz rich ader fine 
„amptlude penen uber ſetzen unde bußen, wie hoch fie wellen.” 

15) Stabtret von Hagenau von 1257 bei Schoepflin, I, 421. und Gaupp, 
I, 104. presenti edicto duximus statnendum, ne aliquis civium 
filiam vel neptem aut consanguineam sive viduam seu relictam 
slicuius alicui tradere in uxorem per nos aliquatenus compellatur 
u. |. w. Jene Rechte wurden erft durch biefes Edict abgeſchafft. vergl. 
oben 8. 102. 

16) Grimm, I, 774. 

168) Urt. von 1195 bei Schannat, II, 88. recognovit ei quod habeat 
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Daſſelbe Recht hatten in Frankfurt die daſelbſt angejeflenen Edel⸗ 
leute und Ritter 1. In Glatz, Habelſchwerdt, Wünfchelburg und 
Lande? waren bie dafelbft angefefjenen Edelleute berechtiget ihre 
in jenen Weichbildern anfäßigen Hinterjaffen zu beiteuern. Da, ſie 
jedoch diejes Necht misbrauchten und ihre Hinterjaffen mit Steuern 
und anderen Auffägen zu bebrücen nicht aufhörten, jo nahm fidh 
bie Öffentliche Gewalt (Kaifer Karl IV) der Bebrüdten gegen bie 
Edelleute an!®). Und biefelben Rechte hatten auch die Deutjchen 
Könige und Kaijer in ben reichsgrundherrlihen Städten. In allen 
Städten, in welchen fie einen Königshof oder Neichshof mit reichs- 
grundherrlichen Ländereien bejaßen, pflegten auch fie die grund: 
herrlichen Dienfte und Leiftungen von den reichshörigen Zins- und 
Dienftleuten zu erheben !%). Und zu diejen Rechten gehörte denn 
auch die Erhebung einer Bete (petitio) oder einer Reichsſteuer 
(precaris imperii oder steura), 3. B. in Kranffurt 2°), in Nürn- 
berg 21), in Pfullendorf 22) und in Hagenau, wg dieſe Bete jähr: 
Lich nicht: mehr als 150 Pfund, fpäterhin vielleicht auch nur 50 
Pfund betragen follte 22). 


petitionem sicut habuerunt bestae memoriae episcopi — in in- 
feriori officio L maldria tritici Limpurgensis mensurae, et in su- 
periori officio LX maldra siliginis et XL maldra avenae. vergl. 
Meine Geh. ber Fronböfe, III, 881 ff. 

17) Stadtrecht von 1297 $. 28 in Wetteravia, p. 255. si aliquis nobilie 
uel miles habet sub se et sua jurisdictione aliquos homines et 
vult imponere super ipsos aliquam precariam —. 

18) Privilegienbuch ber Grafſchaft Glatz bei Tzſchoppe und Stenzel, p. 572. 
Rot. 

19) Meine Geld. der Fronh. II, 436—448. 

20) von Fichard, Entftehung von Frankfurt, p. 151. 

21) Privileg. von 1219 $. 10. 

22) Arg. Urt. von 1220 bei Hugo, Reichsſtädte, p. 341. 

28) Urk. von 1255 bei Schoepflin, I, 412. ut nomine precarie ännis 
slngulis nonnisi centum et quinquaginta libras — persolvant. 
Urf. von 1257 u. 1262 bei Schoepflin, I, 421 u. 441. In der letzten 
Urkunde heißt es nonnisi certum quinquaginta libras. Es ſcheint 
jedoch, baß auch bier centum ftatt certum gelejen werben muß, 
indem auch diefe Urkunde, wie jene von 1257, nur eine Betätigung 
ber früheren von 1255 enthält (solvere teneantur, prout in alio 
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6. 459. 


Ein weiteres Recht der Grundherren war das Recht auf bie 
Huldigung, auf die fogenannte Erbhuldigung So mußten 
3. B. die Bürger von Eclz, da die Statt in der Grunbherrichaft 
der Abtei Selz lag, jedem neuen Abte Huldigen. („die ftat zu Eelfe 
„Lit uffe dez closters eigen zu Selfe, und bie burgere von 
„Selfe von rechte huldent einme Abbete von Selſe, fo er 
„nuwes erwelet wirt")2). Eben fo die Bürger von Gerben 
dem Probſte des bortigen Kloſters. (quod opidani jus fideli- 
tatis sue sive homagium, quod proprie Hulde dicitur, 
preposito facient et prestabunt) 2). Die Bürger und Rathmanne 
von Brakel den Rittern von Brakel2). Die Bürger von Bregenz 
mußten ihren Grundherrn ſchwören, „uns und unfer erben für ir 
„recht erblih herren ze halten und uns truw fin“ %. Auch in 
Bafel follten die zinspflichtigen Bürger noch bis ins 16. Jahr⸗ 
hundert ihrem Lebens- oder Zinsherrn hulbigen. („dem zingherren 
„darumb Huldigung ze thun fchuldig — hulbigen musten, bein 
„tehenhern trüwe und holdt ze fin") 6). In den reichsgrundherr⸗ 
lihen Stäbten mußten daher die Bürger dem Kaifer und bem Reich 
huldigen. 

Wie andere Hof- oder Grundherren ſo hatten auch die in 
den Etädten angeſeſſenen Hof: oder Grundherren ein Recht auf 
bie Fronhof- oder grundherrlihe Gerihtsbarkeit in ber 
Stadt. So hatte der Abt von Selz die Fronhofgerichtsbarkeit in 
der Stadt Selz. Und die Bilchöfe von Straßburg und von Bre- 
men batten die herrfchaftlidhe Gerichtsbarkeit über ihre hörigen 
Hinterfaffen in jenen Etädten. Eben jo bie Abtei St. Ulrich in 
Augsburg, die Abtei St. Alban und das Gt. Leonharbftift in 
Bafel, die Abteien St. Pantaleon und St. Gereon und die Probftei 
St. Sewerin u. a. m. in Köln, die Abtei Frauenmünjter und die 





privilegio), aljo nichts neues einführen follte. vergl. Meine Geld. 
ber Fronhöfe, III, 405—408. 
1) Grimm, I, 759. 
2) Urk. von 1819 bei Kinblinger, Hör. p. 372. 
8) Urk. von 1822 bei Wigand, Ardiv, V, 169. 
4) Stabdtfreiheit von Bregenz; von 1408 $. 6 u. 7 bei Mone, XVII. 882. 
5) Verordnung von 1527 in Rechtsquellen von Bafel, I, 871 u. 872. 
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Probftei zum Sroßmünfter in Zürich, dann bie verfchiebenen Grund⸗ 
herren in Köln, Münfter, Brakel, Speier, Worms, Frankfurt, 
Bamberg, Züri, Nürnberg, Wien, Waldkappel u. a. m. ($. 22, 
24, 25, 89, 53 u. 121), der herrſchaftliche Villicus oder Richter in 
Medebach %). Und wenn auswärtige Grundherren fein eigenes 
Fronhofgericht in der Stabt hatten, jo mußten ihre in der Stadt 
wohnenden hörigen Leute das auswärtige Hofgericht befuchen, 3. B. 
in ber Stabt Ehur?). Denn die hörigen Leute mußten allzeit 
beim Srundherren und beim grundherrlichen Gerichte belangt wer: 
ben, wie biejes im Stadtrecht von Augsburg ausbrüdlich vorge: 
ſchrieben war 8), fintemal die öffentlihen Beamten und Gerichte 
fih in der Negel nit in die grundherrlidhen Angelegenheiten und 
in die grundherrliche Gerichtsbarkeit mifchen follten %). 

Auch die Stabtmarfgerichte waren in manchen Städten, wie 
wir gefehen, grundherrliche Gerichte, 3. B. das Geſcheid in Bajel 
und die Burgerichte in Paderborn, in Osnabrüd u. a.m. Später: 
bin wurden aber auch diefe Gerichte von den Städten erworben 
und ſodann felbit ftädtiiche Gerichte ($. 455). 

Die grundherrlihen Beamten hatten übrigens auch in den 
Stäbten nicht bloß die herrichaftliche Gerichtsbarkeit zu bejorgen, 
jondern auch noch die grundherrlichen Gefälle zu erheben und an 
bie herrſchaftliche Kaſſe abzuliefern, 3. B. in Medebach 9), in Frank: 
furt 1o.. 

Wie andere Grundherren ſo hatten natürlicher Weiſe auch 
die ſtädtiſchen Grundherren ihre grundherrlichen Beamten 
zu ernennen, und zwar nicht bloß die oberen herrſchaftlichen 
Beamten, jondern meiftentheils auch die Schöffen, die Gerichtsboten 


6) Stadtrecht von .1165, $. 8 u. 19 bei Seiber&, II, 1. p. 73. 

7) ®rimm, I, 184. 

8) Stadtredht, 8. 83 bei Wald, IV, 110. — „wer binz einem bienfiman 
„er fi eins Herren ober eines Gozhaus, ober hinz eines Mannes huber 
„icht ze ſprechen bat, ba fol man dem Herren deß erftien um klagen.“ 

88) Augsburger Stabtreht 5. 886 bei Wal, IV, 825. Bei Freyberg 
fehlt biefe Stelle. vergl. unten $. 580. 

9) Stadtrecht von 1165, $. 11. Censum, quem ille — annuatim solvit 
ad trone. 

10) Stadtrecht von 1297, $. 28. 
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oder Büttel und die hörigen Handwerker 3.8. in Selz u.a. m. U), 
in manchen Städten fogar die Stabträthe. Der Stadtrath pflegte 
zwar auch in ben grundherrlihden Städten eine genofienjchaftliche 
von ber Stadtmarkgemeinde gewählte Behörde zu fein. Da jedoch 
auch der Grundherr bei den ſtädtiſchen Wahlen interejfirt war, fo 
mußte er zur Wahl beigezogen oder ihm wenigftens bie bereits 
vorgenommene Wahl zur Genehmigung oder zur Zuftimmung vor: 
gelegt werben. Das Erjte geſchah in Weißenburg. Der Abt follte 
daſelbſt zur Wahl eingeladen werben und, wenn er ausgeblieben 
und auch kein Stellvertreter jtatt Seiner erfchienen war, die Bürger: 
ſchaft ganz freies Wahlrecht haben 12). Anderwärts Hatten fich die 
Srundherren das Recht der Zuftimmung vorbehalten. Es mußte 
ihnen daher die bereitS vollgogene Wahl zur Beitätigung vorgelegt 
werden. Und dieſes Recht der Zuftimmung und der Beitätigung 
it fodann öfters, wie wir gejehen, zu einem Recht den Stabtrath 
zu ernennen, ausgebehnt worden ($.154 u. 155). In allen grund: 
herrlichen Stäbten hatten aber die grumbherrlichen Beamten Zutritt 
zum Stabtrath, meiftentheils fogar den Vorſitz im Rath. Denn 
fie flanden an der Spike der Gemeindeverwaltung und ber Ge- 
meinde feldft, z. B. in Ulm, Ehlingen, Reutlingen, Lucern, Winter: 
thur, Insbruck, Coesfeld, Haltern, Winterberg, in ben fchleftfchen 
Städten u. a. m. ($. 66—68 u. 145 ff.). Se freier und felbitän- 
diger indeſſen die Städte wurden, bejto mehr juchten fie auch die 
herrihaftlichen Beamten aus dem Stabtrath zu verbrängen und 
biefe durch ftäbtifche von der Gemeinde felbft erwählte Beamte zu 
erfeßen. So findet man in der Stadt Münfter noch im Sabre 
1387 einen grundherrlichen Beamten, ben Herrichaftsrichter, an der 
Spike bes Stadtraths 12), im Jahre 1390 aber bereits einen 
Bürgermeifter ohne den herrſchaftlichen Beamten 1%), 


11) Grimm, I, 763 $. 88—85. und oben $. 261. 

12) Grimm, I, 765. ipsumque (abbatem) cives requirant, ut per se 
vel interpositam personam hujusmodi consulum ordinationi, ei 
velit, intersit. Quod si facere recusaverit idem abbas, prenotati 
cives sub fide praestiti jaramenti, statuendi et eligendi eosdem 
consules liberam habeant facultatem. — 

13) Urk. von 1887 bei Wilfens, p. 154. Hinricus judex — aliique 
Mon. civitatis consules et cives. 
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Die Grundherren waren übrigens feine unumjchränfte Herren 
in der Stadt und in der Stabtmarf. Von den gemijchten Städten 
verfteht fich diejes von jelbjt, da in ihnen mehrere Grundherren 
neben einander und neben bdiefen öfter auch noch vollfreie Grund: 
befiber wohnten. Aber auch in den grundherrlichen Städten waren - 
bie Grundherren in der Ausübung ihrer Nechte vielfach beſchränkt, 
durch die Rechte der gefammten Bürgerfchaft und des Stabtraths 
ebenfowohl wie durch die Rechte der einzelnen Bürger. Die Bürger: 
Schaft beftand nämlich in den grundherrlihen Städten aus ben in 
Grund und Boden angejeffenen Hinterfafien des Grundherren. 
. Die Hinterjaffen waren demnach die Stadtmarfgenoffen, ber Grund: 
herr felbjt aber war, wie in den alten großen Marken, der Oberfte 
Märker!?). So war in Weißenburg ber Abt von Weißenburg 
ber Grundherr und der Märfermeifter (dominus et magister) in 
der Stadt und in der Stadtmark 2). Und wie in Weißenburg fo 
ift gewiß auch in anderen grundherrlichen Städten ber Grundherr 
urſprünglich zu gleicher Zeit auch der Obermärfer gewejen. ALS 
Dberfter Märker und Grundberr Hatte er nun die Rechte und 
Borrechte eines jeden anderen Oberften Maͤrkers und Grundherrn, 
welche er insgemein durch feinen herrichaftlichen Beamten ausüben 
ließ. So hatte 3.3. in Kaub, wo die Pfalggrafen bei Rhein 
die Grundherren und daher auch die Obermärker in der Stabtmarf 
waren, ver herrſchaftliche Burggraf das Gebot in allen Markange⸗ 
legenheiten, binfichtlich der Holznugung und Weide ebenfowohl wie 
binfichtlich der Weinlefe („Wyngartleſen“), binfichtlich des feilen 
Kaufs u. |. w. Er wußte jedoch bei Ausübung dieſes Gebotes den 
Stadtrath und einige in ber Stadt angejeflene Burgmanne bei- 
‚ ziehen. („zu ymme nemen fol, jo er die gebotte und eynunge machen 
„und jegen wil, zwe unjer burgmanne, bie feßhaftig do fin, und 


14) Urk. von 13890 bei Willens, p. 155. „Wy Borgerinestere Schepene 
„unbe Raed der Stadt.” — 

1) Meine Gef. ber Markenverfaffung, p. 216 ff. 

2) ®rimm, I, 766. omnes alie silve — sint communes et almeinde 
valgari vocabulo, ita quod abbas sit super his magißster et 
dominus. 
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„unſern rat zu Cube“)2). Seit der Abſchaffung der Hörigkeit und 
ſeit der Erweiterung der Rechte des Stadtraths gingen jedoch die 
Rechte des grundherrlichen Obermärkers mehr und mehr auf den 
Stadtrath über. Daher findet man in ſpäteren Zeiten keine Spur 
mehr von einer Obermäarkerſchaft in den Städten. In den ge- 
miſchten Städten ift insgemein wohl der Hauptgrunpherr, wenn 
ein folder vorhanden war, Oberfter Märker geweien, 3. 3. in 
Dürkheim der Abt von Limburg. Daher ließ diefer auch in der 
Stadtmark die Nechte eines Oberſten Märkers durch feinen grund: 
herrlichen Beamten ausüben, bis fih die Stabtmarkgemeinde und 
ber Stadtrath jeit dem 15. Jahrhundert mehr und mehr emancipirt 
haben 2). In den meiften gemilchten Stäbten fcheint es jedoch 
feinen Hauptgrundherren gegeben zu haben. Daher hat fidh daſelbſt 
eben jo wenig wie in ben freien Stäbten eine ftändige Obermär: 
kerſchaft gebildet. Die Nechte eines Markvorſtandes wurden viel- 
mehr, wie in vielen alten großen Marken, von einer genofjenfchafts 
lichen Behörde, d. h. von dem Stadtrath beforgt®). Und ba der 
Rath jedes Jahr neugewählt werden mußte, fo konnte fich daſelbſt 
feine ftändige Markoorftandfchaft bilden. ebenfalls wurden aber 
die Rechte eines Obermärlfers in fpäteren Zeiten allenthalben ven 
Srunbherren entzogen, und deren Handhabung den Stabträthen 
übertragen. 

Allein nicht bloß durch den Stadtrath, auch durch die Bürger 
und durch die Bärgerjchaft jelbft wurden die Grundherren mehr 
und mehr in der Ausübung ihrer Nechte beſchränkt. Denn bie 
Bürger hatten auch in den grundherrliden Städten ein mehr oder 
weniger ausgebehntes Recht auf die Marfnugung und das Recht 
über die Marknubung zu verfügen. Dadurch war nun das Nu⸗ 
Bungs- und Verfügungsrecht der Grundherren zwar nicht ganz 
ausgeichlofien, wohl aber jehr beichränft worden. So hatte 3. 8. 
in Weißenburg der Abt zwar das Recht in den gemeinen Waldun- 
gen jo viel Holz zu ſchlagen, als er jelbft für feine Höfe und Fir: 
hen nothwendig hatte‘). Zu Gunften eines Fremden durfte er 


8) Stadtorbnung von 1894 $. 2, 4—7 bei Mone, XVII, 879 f. 

4) Meine Geſch. ber Markenverfaffung, p. 216 u. 298—306. 

5) Meine Geh. ber Markenverfaſſung, p. 224—226. 

6) Grimm, 1, 765. sed habeat idem abbas liberam et plenariam fa- 
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aber allein und ohne Zuziehung des Stadtraths weder über bas 
Beholzigungsrecht noch über den Genuß der Weide und bes Wafs 
jers verfügen, auch allein feine Verorbnungen darüber machen 7). 

Im Laufe der Zeit wurden nun die Rechte der ſtädtiſchen 
Srundherren mehr und mehr beichräntt und zuleßt die Hörigfeit 
felbit, mit ihr aber die Grundlage der Grundherrſchaft ſelbſt in den 
Städten abgeſchafft. Hellfehende Grundherren fanden es ihrem 
eigenen Intereſſe zujagend, die ftäbtiichen Freiheiten zu begünjtigen 
und zu vermehren, und jogar die Hörigkeit jelbft aus freiem An- 
trieb abzufchaffen. So erhielt die Stadt Schwaney ihre Freiheit 
und ihre Tsreiheiten von dem Bilchof von Paderborn und von den 
Rittern von Herje, welche dafelbft die Grundherren (domini terrae) 
waren ®). Die Stadt Büren erhielt fie von den Herren von Bü⸗ 
ren), die Stadt Padberg von ben Herren von Padberg !0), bie 
Stadt Diebholz von den Herren von Diebholz !!), die Stadt Ger: 
ben von einem Herren von Swalenberg 12). Auch Hagen in Weſt⸗ 
phalen 12), Wefel 1%) u. a. m. erhielten auf dieſe Weiſe ihre volle 
Freiheit (plena libertas). In anderen Städten fam es zum 
Kampfe mit den Grundherren. Aber auch dort endigte der Kampf 
meiftentheild mit der Freiheit der Stadt, 3. B. in Brakel ($. 169), 
und wahrfcheinlich im Jahre 1263 auch in Pabberg 16). Nach und 
nad ijt die Hörigfeit, wie wir gefehen, in allen Städten ver- 
Ihwunden und bie Freiheit der Städte wurde zur Regel ($. 23, 


cultstem in ipsis silvis omnia ligna secandi, quibus ad necessa. 
rium curiarum suarum et ecclesiarum structuras et aedificia in- 
digebit. 

7) Stimm, I, 765 u. 766. unb oben $. 69, 225 u. 881. 

8) Stadtrecht von 1844 bei Wigand, I, 4, p. 99 ff. 

9) Stadtrecht aus 14. sec. bei Wigand, III, 8, p. 29 fi. 

10) Stabtret von 1290 bei Seibert, II, 1, p. 522. 

11) Stadtrecht von 1818 bei Pufendorf, I, 187 ff. 

12) Urt. von 1819 bei Kindlinger, Hör. p. 869 fi. 

18) Url. von 1296 bei Wigaub, VII, 166. 

14) Privilegium von 1277 bei Wigand, IV, 408. 

15) Denn es beißt in der Urk. von 1290 bei Seiberg, II, 1, p. 522. 
quod pater noster et patruus noster Joannis de Patberg pie me- 
morie cum civibus oppidi nostri per tempus dissentionem 
super quibusdam causis habuerint. — 
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103 u. 104). Die Abſchaffung ber Hörigkeit macht aber Epoche in 
ber Geſchichte der ſtädtiſchen Verfaſſung. Denn es war nun ber 
alte auf die Freiheit der Bürger fich beziehende Unterjchied zwilchen 
freien und unfreten Stäbten gänzlich verfhwunden, fintemal nun _ 
alle Stabtbürger und daher auch die Städte ſelbſt frei waren. Die 
Städte wurden nun die Site einer neuen Freiheit und eines ganz 
neuen Nechtes ($. 104-106), Mit der Unfreiheit und Hörigfeit 
find aber auch die alten Fronhofgerichte verjchwunden, meiftentheils 
3. B. in Bajel, Münfter u. a. m. im 14. Jahrhundert, bin und 
wieder, 3. B. in Bamberg und Schwerte erft im 18. ($. 89, 68, 
121 u. 122), oder die grundberrlichen Beamten ſanken wenigftens 
zu bloßen berrichaftlichen Nentbeamten und Gefällverweiern herab, 
indem den alten Fronhofbeamten nun nur noch bas Einfammeln 
der ben Grundherren vorbehaltenen Grundzinjen und Gilden ges 
blieben ift. Daher erhielten fie nun auch öfters den Titel Schaff: 
ner oder Seller 19). 


Freie Itädte und gemeine Reichsflädte. 


$. 461. 


Wie in den übrigen Städten fo hörtenun auch in den reichs⸗ 
unmittelbar gebliebenen Städten der alte Unterfchted zwiſchen freien 
und unfreien Städten auf. Denn alle reihsunmittelbaren Städte 
waren nun gleich frei. Die Einen eben fo reichsfrei wie die An- 
beren. Daber haben fih nun die reichsgrundherrlichen Städte mit 
den reichsfreien Städten vermengt und vermifcht und bie Einen 
fi) unter den Anderen verloren, was um fo leichter gejchehen 
konnte, da die Deutfhen Könige in den Königsftädten zu gleicher 
Zeit Reihsgrundheren und Inhaber der öffentlihen Gewalt, alſo 
Landesherrn waren. Seit dem 14. Jahrhundert hat fich jedoch ein 
neuer Unterfhied zwiſchen freien Neihsftädten und 
gemeinen Reichsſtädten gebilvet. Bereits Clofener und Kö— 
nigshofen fprechen von freien Reichsſtädten im Gegenſatze der übrt- 


16) Meine Geſch. ber Markfenverfafjung, p. 299. Deine Seid. der Iron: 
höfe, II, 442 und oben $. 122. | 
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gen Reichsſtädte („es werent frie ftette oder des riches ober anderre 
„herren 2) in bes riches jtetten und in den frigen ftetten — in 
„Trigen und riches ftetten — die von Strosburg XX glefen bie 
„anderen frigen jtette und des riches ftette gobent ouch dem keyſer 
„vil glefen — e8 were frihe ftette oder bes Riches ober ambere 
herren”) 2). Und auch in den Urkunden werben feit dem 14. Jahr⸗ 
hundert als freie Neichsjtäbte genannt Mainz, Worms und 
Speier?), dann Regensburg und Baſel H, öfters auch 
Straßburg und Köln) und Freiburg, Straßburg und Bafel®). 
Alle übrigen Neihsftädte, Augsburg, Nürnberg, Frankfurt, Weblar, 
Friedberg, Ulm, Ehlingen, Reutlingen, Rotweil, Memmingen, Lin: 
dau, Kempten, Kaufbeuren, Ißni, Nördlingen, Aalen, Heilbronn, 
Koftnig, Hagenau, Kolmar, Weißenburg, Schlettftabt u. a. m. 
waren gemeine Reichsſtädte 7). Es hat fich demnach feit dem 14. 
Jahrhundert wieder ein Unterfchied zwiſchen freien und anderen 
Reichftädten gebildet 3), welche man die gemeinen Reichsſtädte zu 
nennen pflegte. Auch machten die freien Reichsſtädte gewiſſe Vor: 
rechte geltend, welche ben übrigen Neichsftädten nicht zufamen. Sie 
wollten nicht denſelben Hulbigungseid wie die gemeinen Reichsftädte 
leiften. Sie behaupteten reichsbienjtfrei und reich2fteuerfrei zu fein. 
Auch wollten fie fich nicht von dem Neich verpfänben oder fonft 
veräußern laſſen. Auf dem Reichsſtage zu Worms im Sabre 1495 
ſaß Köln auf der Bank der Freiftädte oben an. Nah Köln faßen 
Straßburg, Bajel u. ſ. w. Der Reichſsſtadt Machen, welche als 
Krönungsftadt den Vorrang vor Köln begehrte, und fich nachher 


1) Glofener zum Jahre 1349, p. 83. 

2) Königshoven, p. 128, 139 u. 296. 

8) Urk. von 1856 bei Lehmann, p. 714 u. 715. Mehrere Urkunden von 
1366 in Regest. Boic. IX, 156 u. 157. 

4) Urk. von 1885 u. 1887 bei Datt, de pace publica, !p. 608. Buns 
besbhrief von 1385 u. 1387 bei Lehmann, p. 749 u. 766. Urk. von 
1401 bei Ode, III, 19. 

5) Urk. von 1885, 1495 u. 1541 bei Datt, p. 608 u. 609. 

6) Urt. von 1362 bei Schilier zu Königshoven, p. 888. 

7) Urk von 1885 bei Datt, p. 608. Bunbesbrief von 1387 bei Leh⸗ 
mann, p. 766. 

8) Urf. von 1349 bei Senckenberg, sel jur. II, 169. — „Burger ber 
„frihen Stett, unſer und des heiligen Neichs getruwen“ — 
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jelbft eine freie Stadt nannte, wurbe e8 vom Kaiſer verboten, ſich 
eine freie Stabt zu nennen ®). Der Rangitreit zwiſchen Köln 
und Aachen wurde im Sahre 1541 auf dem Reichstage zu Regens⸗ 
burg mit Zuftimmung ber freien Neichsjtäbte dahin entichieben, 
daß auf. der Rheiniſchen Stadtbank Aachen zwar den Rang nad) 
Köln, aber doc vor ben ben übrigen freien Reichsſtädten haben 
folle 109). Auch wurbe jener Unterfchied zwiichen freien und gemei« 
nen Reichsftädten von dem Reiche felbft und von den Reichsftänden 
anerfannt. Denn nach dem Vorſchlag der Stände follte im Jahre 
1495 zu dem Reidysregiment ein Beifiger aus den freien Reichs» 
ftädten und ein anderer Beifiger aus den gemeinen Reichsſtädten 
genommen und verordnet werben 2). Worin nun aber diejer Un- 
terichied beftanden hat und aus welchen Gründen ein jolcher Unter: 
ſchied gemacht worden ift, war lange Zeit, ſelbſt bis auf unfere 
Tage nicht recht Har. Und ba viele Reichsitädte, um die Vorredhte 
ber freien Städte zu genießen, freie Etädte fein wollten, 3. B. 
Trier noch im 16. Jahrhundert 12), da ferner auf einigen Stäbte- 
tagen mehrere gemeine Neichsftäbte, 3. B. auf dem Stäbtetag zu 
Eßlingen im Jahre 1486 die Städte Frankfurt, Hagenau und Kol⸗ 
mar auf der Bank der freien NReichsftädte jaken 13), jo war es 
öfters auch ftreitig, welche Städte freie Stähte und welche gemeine 
Reichsftädte fein. So meinte der berühmte Doctor Bonifacius 
Amerbad in einem im Jahre 1542 erftatteten Gutachten, daß 
außer Bafel, Straßburg, Köln und Negensburg auch Me eine 
freie Stabt fe, Speier und Worms aber nur gemeine Reichsitäbte 
jeten. Auch jagt er felbit, daß er an erfahrne Perfonen, bie bie: 
her viele Reichstage befuchten, gefchrieben hätte, um zu vernehmen, 
was unter Reichs: und freien Städten für ein Unterjchied obwalte 
und worin deren Freiheit beruhe. Darauf habe man ihm geant—⸗ 
wortet, fie trügen deſſen auch Fein eigentlihes Wiffen, 


9) Müller, Reichstags Theatrum Kaifer Marimilians, I, 492 - 494. 

10) Datt, p. 609. 

11) Müller, I, 382. 

12) Trier behauptete nady ber Prozekichrift von 1577 bei Hontheim, III, 
60. eine „dem beyligen Reid sine medio herrührende freie Stadt“ zu 
fein. Allein die Vogtei gehörte damals ſchon dem Erzbiſchof. 

13) Lehmann, p. 249. 
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fie däch ten aber, dies feien die freien Städte, die ben freien 
Zug und merum et mixtum imperium, das ilt, obere und niedere 
Herrlichkeit, die nicht Taiferlicher Majeftät, noch jemanden anders, 
von des Reichs wegen, fondern allein ihrem gemeinen Nuten ge: 
ſchworen, Teine Neichsfteuer geben und die auch nicht weiter als zu 
dem Römerzug hochgemeldter Taiferlichen Majeſtät zu tienen jchul: 
dig feien 19). 

Die Sache felbjt war demnach bereitS im 16. Sahrhunbert 
unklar und ift es auch feitvem bis auf unfere Tage geblieben. 
Eiebentees erflärt noch den Unterſchied zwiſchen beiden Städten 
für ein Räthſel aus dem Staatsrecht der mittleren Seiten 15). Es 
haben fich daher die aller ſonderbarſten Anfichten gebildet, welche 
man bei Lehmann (p. 245 u. 246) und bei Häberlin !%) nad: 
leſen kann. Gemeiner!?) leitet den Vorrang der Freiſtädte aus 
ber römiſchen Verfaflung ber. Eben ſo Bodmann, ber fogar 
meint, daß Mainz zwar eine Freiftadt, nicht aber eine Reichsſtadt 
gewejen jei 1°), was Mainz freilid, feit feiner gewaltfamen Unter: 
werfung unter das Erzjtift im Jahre 1462 nicht mehr, wohl aber 
in früheren Zeiten gewejen, und baber, wie wir gefehen, mit dem: 
felben Nechte wie Speier und Worms u. a. m. eine freie Reichs: 
ftadbt genannt worden tft. Selbft Eichhorn wußte nicht recht 
was er aus den freien Neichsitäbten machen follte 19). So wie 
denn auch Arnold die Sache Feineswegs Mar gemacht hat 29). 
Meiner Meinung am nächſten kommt Heusler ?!), wiewohl auch 
er mit Arnold die Freiftäbte nicht für Reichsſtädte hält, eine An: 
ficht, die offenbar unrichtig ift 2°). Die Autoren und viele Urfun- 
ven bes 14. Jahrhunderts fprechen zwar in ber Megel von freien 
Städten und unterfcheiden von ihnen die Neichsftädte Und bie 


14) Tr. Amerbachs Gutachten von 1542 bei Ochs, VI, 868364. 

15) Eiebenfees, Materialien zur Nürnberger Geſch., IV, 518. 

16) Reichsgeſchichte, VIII, 282 f. 

17) Ueber den Urſprung der Stadt Regensburg u. aller alten Freiſtädte. 
Regensburg 1817. 

18) Bodmann, L, 138. 

19) Eichhorn, Staats: und Rechtsgeſch. $. 481, II, 806 ff. 

20) Arnold, Verfaſſungsgeſchichte der Deutſchen Freiſiädte, II, 415—480. 

21) Heusler, Vrf. Geſch. p. 810— 321. 

22) Arnold, L, p. VIII, u. II, 425 u. 426. Heusler, p. 812. 


v. Maurer, Stäbteverfaffung. IIL 19 
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Freiftäbte Negensburg und Bafel erflären ſogar felbit, daß fie Teine 
Meichsftädte, jondern Freiftäbte feier. So Regensburg „nach⸗ 
„dem wir nit ein Reichsſtatt, funder ein Vreyſtadt wären” 22). Und 
Baſel: „wie doch wir nüt eines Richs Stabt fint* 29). Sie nen: 
nen Nürnberg eine Reichsſtadt, aber feine Treiftabt 25). Nichts 
defto weniger waren doch auch die Freiſtädte Reichsſtädte. Denn 
Reichsſtädte waren alle Städte, welche unter keinem Landesherrn, 
vielmehr unmittelbar unter dem Reich ftanden. Daher hörten 
Freiburg und Mainz, jeit ihrer Unterwerfung unter eine Landes- 
Hoheit, auf Freiftädte zu fein. Die Freiftäbte waren dem Reichs⸗ 
oberhaupte, und feinem Landesherrn, unterworfen, und ihm in ge 
wiſſen Fällen dienftpflichtig und den Huldigungseid fchuldig, da⸗ 
ber müffen auch fie Reichsſtädte geweſen fein. Sie hatten nur 
gewiſſe Vorrechte vor den übrigen Neichejtädten voraus und dem 
Reich gegenüber eine den Neichsfürften Ähnliche Stellung. Unter 
dem Reiche ftanden aber auch fie, und wurden auch bereits feit 
dem 14. Jahrhundert zuweilen Neichsitädte genannt, 3. B. Baſel 
u. a. m. („unfer und des reichs ftat zu Bafel“, — als bas andere 
„unfer und bes richs frye ftätt getan haben“) 20%), Die übrigen 
Reichsftädte waren von den Freiftäbten nur dadurch unterjchieben, 
daß fie, weil fie der Neichspogtei unterworfen waren, in größerer 
Abhängigkeit ftanden und größeren Dienften und Leiftungen unter- 
worfen waren. Sie wurden daher zum Unterſchiede von den Frei⸗ 
ftädten gemeine Städte und gemeine Reichsſtädte ge- 
nannt ?7),, Wenn baher Regensburg und Bafel erflärten, feine 
Reichsſtädte zu fein, fo hieß dies nur*jo viel‘, daß fie feine ge⸗ 
meine Neichsftäbte fein und die Dienfte und Steuern der gemei- 
nen Reichsſtaͤdte nicht leiften wollten. Neichsftäbte waren aber 
dennoch auch fie. Und feit dem 15. Sahrhundert führten ſie auch 
den Titel freie Reichsſtädte 29), 


28) Urf. von 1459 bei Gemeiner, III, 298. 

24) Ur. von 1401 bei Ochs, III, 19 

25) Urk. von 1459 bei Gemeiner, III, 299. — „Nürmberg, — bie doch 
„kein Freyeſtatt, fondern ein Reichsſtatt iſt.“ — 

26) Urk. von 1869 und 1876 bei Heusler, p. 811. 

27) Urk. von 1886 u. 1887 bei Lehmannn, p. 756 u. 766. 

28) heusler, p. 818. 
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Der Unterſchied der freien Stäbte von ben gemeinen Meichs: 
jtäbten beruht nämlich, wie biefes bereit3 in dem Gutachten des 
Dr. Amerbach angedeutet ift, auf der Unterwürfigkeit unter vie 
Reichsvogtei. Sämmtlihe unter einer Reichsvogtei ſtehenden 
Neihsftädte waren den reichsvogteilichen Dieniten und Leiftungen 
unterworfen. Man nannte fie daher gemeine Reichsſtädte. Die- 
jenigen Reichsftäbte dagegen, welche unter feiner Reichsvogtei ftan- 
den, (weil fte entweder bieje jelbft wenn auch nur pfanbweife er: 
worden hatten oder von der landesherrifihen (biſchöflichen) Vogtei 
wieder frei geworben unb ohne unter eine Reichsvogtei gekommen 
zu fein, in direkte Verbindung mit dem Reiche gelommen waren), 
waren freie Reichsſtaͤdte. Denn fie waren frei von ber Reichs: 
vogtei und daher Feiner Reichsſteuer und Teinem anderen ftänbigen 
Reichsdienſt unterworfen. Um diefes Mar zu machen muß ich jeboch 
etwas weiter in bie Gejchichte zurückgreifen. 


$. 462. 


Seit dem 9. bis ins 13. Jahrhundert waren bie Deutichen 
Städte theils Köntgsftädte theils herrſchaftliche Städte oder Im⸗ 
munitätsftäbte, die Koͤnigsſtädte aber theils reichsgrundherrliche 
Städte (civitates indominicatae) theils reichsfreie Städte oder 
Grafichaftsftädte (civitates de comitatibus) ($. 23, 117 u. 150). 
Erſt im 13. Jahrhundert, al8 unter Friebrich II eine Landeshoheit 
bervorzutreten begann, hörten bie meiften Srafjchaftsitädte auf Kö⸗ 
nigsftäbte zu fein. Und e8 entitand ſodann ber fpäterhin fo wich- 
tige Unterfchieb zwiſchen Reichsflädten und Landftäbten. Big dahin 
ftanden nämlich, wenigftens der Form und dem Rechte nach, alle 
Städte, welche Feine Immunitätsftäbte waren, unmittelbar unter 
dem Deutſchen König und wurden daher Königsſtädte genannt: 
Nun aber hörten bie in einer Erbgraffchaft oder in einem erblichen 
Territorium liegenden Städte auf reihSunmittelbar zu fein. Dan 
nannte fie daher Ianbesherrliche Städte oder Landſtädte zum Unter: 
ſchiede von den reichsunmittelbar gebliebenen Königsftäbten, welche 
von nun an Reich sſtädte genannt zu werben pflegten. Bereits 
im Sahre 1226 erhielt Lübe von ?riebrich IL felbft den Titel 
civitas et locus imperii 29). Und aus demfelben Grunde 


29) Urk. von 1226 im Lüb. Urkb. I, 46. 
19 * 
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wirb im Jahre 1218 in der Handfeite von Bern gejagt, daß bie 
Etadt auf dem Grund und Boden bes Reiches (in imperii do- 
minio) liege, wiewohl fie eine freie und keine reichsgrundherrliche 
Stadt war 2°). Denn es follte mit dem Reichsboden nur der Ge: 
genſatz gegen das landesherrliche Territorium ausgedrüdt und dem 
König und dem Reich dieſelbe Oberherrlichkeit beigelegt werden, 
welche auch die Landesherrn in den landesherrlichen Territorien 
gehabt haben (F. 458). Und daſſelbe gilt auch von der Reichsftadt 
Dortmund, welche gleichfalls auf dem Reichsboden (in fundo sacri 
imperii) lag 2). Zu den Neichsftädten wurben aber außer ven 
reichsgrundherrlichen Königsftäbten und außer den reichsunmittel: 
bar gebliebenen Srafichaftsftänten auch noch die Biſchofsſtädte und 
die Reichsabteiſtädte gerechnet, welche zwar ebenfalls landesherrliche 
Etädte geworden, wegen ber Verleihung des Blutbanns vom Kaijer 
jelbft aber in einem gewiflen Sinn auch noch reihsunmittelbar ge 
blieben waren. Allen diefen Städten, auch den Biſchofsſtädten, 
wurden nun, wie den veichSunmittelbar gebliebenen Herrichaften, 
Reichsvögte und Reichslandvögte vorgejeßt ıımd diefe mit der Aus: 
übung der Öffentlichen Gewalt und mit der Beforgung der reichs⸗ 
grundherrlichen Angelegenheiten beauftragt. 

Die Rechte und Verbindlichkeiten der Reichſtädte waren an- 
fange jehr verſchieden. Denn fie find aus fehr verfchtedenartigen 
Beitandtheilen hervorgegangen. Sehr frühe haben ſich jedoch die 
alten Unterjchiede verloren und ftatt der alten fich neue gebildet. 
Die reichsgrundherrlihen Städte waren nämlich, wie wir gejeben, 
zu grumdherrlichen Dienften und Abgaben verbunden ($. 458). 
Seit der Abihaffung der Hörigkeit waren fie aber, unbeſchadet 


. ihrer Dienft: und Abgabenpflicht, eben fo freie Etädte geworben, 


wie die freien Graffchaftsjtäbte, wie das Beilpiel von Aachen, 
Frankfurt, Nürnberg, Um u. a. m. beweißt. Die alten freien 
Königeftädte (die Grafichaftsftähte) dagegen waren feine grund» 
herrliche Dienfte und Abgaben, vielmehr nur ben alten Königs: 
bienft Ichuldig. Sie mußten da, wo e8 hergebracht war, den alten 
Königszins entrichten, den Kaiſer beherbergen und verpflegen oder 


80) Handfefle von 1218, 8. 1, 2,8 u. 6. 
81) Stabtredt 8. 27. val. oben $. 21. 
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dafür eine Bete entrichten und, jo oft e8 nothwendig war und be⸗ 
gehrt ward, eine Beihilfe oder Steuer entrichten. Und aus diefen 
verjchiedenartigen Königstienften find, wie wir gejehen, die Reichs⸗ 
dienfte und die Reichsiteuern hervorgegangen, welche von den nicht 
ritterbürtigen Bewohnern ber Neichsftäbte geleiftet und entrichtet 
werben mußten ??). 

Diefe Neichsdienfte und Steuern nahmen nun, feitdem bie 
Neichsftädte einer Neichsvogtei unterworfen worden waren, bie 
Natur von vogteilihen Dienften und Abgaben an, welche den 
grundherrlichen fehr ähnlich waren. Diele Neichsftäbte, 3. B. jene 
in Schwaben, mußten auch für ben von den Reichsvögten erhal- 
tenen Schutz ein Schutgeld entrichten 22). Wie fih nun bie 
reichsgrundherrlichen und die reichSfreien Städte mit einander ver- 
mengt und vermifcht haben, fo haben fich auch die grundherrlichen 
Dienfte und Abgaben mit den vogteilihen Dienften und Abgaben 
vermengt und die Einen fich unter den Anderen verloren. Sämmt⸗ 
liche unter der Reichsvogtei ſtehenden NReichsftädte waren demnach 
nun reichsdienſtpflichtig. Sie mußten dem Reiche dienen fo oft es 
nothwendig war und begehrt ward, Lübeck eben jowohl wie Augs⸗ 
burg, Nürnberg, Softnis, Ulm, Eßlingen, Neutlingen, Memmingen, 
Lindau, Kempten, Sanct Gallen, Nördlingen, Schweinfurt, Mühl- 
haufen u. a. m. 3%). Sie mußten insbejondere auch die Nömer- 
züge über die Alpen mitmachen und zu benjelben beijteuern 28). 
Eben jo mußten fie, da die reichsftädtiichen Bürger Neichsunter- 


82) Weine Geſch. der Fronhöfe, III, 856 ff., 384 fi. u. 397 ff. 

88) Meine Geſch. ber Fronhöfe, III, 860 fi. 

84) Urk. von 1226 im Lũb. Urtb. I, 46. servicia, que nobis et imperio 
fideliter semper exhibere curarunt —. Bunbesbrief von 1887 bei 
Lehmann, p. 766. „ob das wäre, daß fi) jemand wer der wäre, für 
„einen Römifhen König abwerffen, und benfelben unſern gnädigſien 
„Herrn den König von bem Königreich tringen wolte, daß wir ihme 
dann gen benjelben geiteulichen follen und wollen gerathen und be: 
„bolffen und beyländig jeyn, in Teutfchen Landen bie bifjeit des Ge- 
„bürges” —. Urt. von 1302 bei Grasshof, p. 213. ut de bonis 
illis — quae censum imperio soluere et contributiones vel sturas 
dare ac seruitia facere consueuerunt census solustur — prout ab 
antiquo fieri est consuetum. 

85) Semeiner, II, 852 u. 868, 


294 Freie Städte 


thbanen waren, bie an jedem Ort bergebrachten jährlichen Reichs⸗ 
fteuern entrichten, Frankfurt 2%), Goslar 27), Mühlbaufen?®), Nũürn⸗ 
berg 2%), Rotenburg *%, Donauwörth!) und Weblar ebenſowohl #2), 
wie Friedberg, Gelnhaufen, Landau, Lübeck, die ſchwäbiſchen Reiche: 
ftäbte Augsburg, Ulm, Nördlingen u. a. m. 12). Sogar jene 
Neichsftähte, welche fpäter freie Neichsjtädte wurben, mußten bie 
Neichsiteuer entrichten, fo lange fie noch unter ber Reichsvogtei 
fanden, z. B. Worms*t). Denn erft durch den Erwerb ber Reichs: 
vogtei wurden fie frei von der Reichsfteuer und von anderen Reichs⸗ 
bienften. Daher Tonnte ſich noch Kaiſer Friebrich II in Worms 
das Necht eine Bete zu erheben vorbehalten. Er geftattete jeboch 
damals, im Jahre 1213, ſchon, daß dieſe Bete durch niemand ande⸗ 
ren als durch den Biſchof ſelbſt erhoben werben folle %). 

Die unter ber Reichsvogtei ftehenden Reichsſtädte wurben 
nämlich, wie die übrigen NReihsherrichaften und Reichsvogteien, als 
Reichsdomänen betrachtet und behandelt. Sie durften daher, wie 
jedes andere Reichsgut, mit der Neichöftener und mit den anderen 
Gefällen und Rechten von dem Reiche verjebt und verpfänbet ober 
auf jonftige Weife veräußert werben, 3. B. Augsburg, Ulm, Mem- 
mingen, Kaufbeuren, Leutkirch, Lindau, Reutlingen, Eßlingen, Noͤrd⸗ 
lingen, Heilbronn und andere ſchwäbiſche Neichsftädte 1%), dann bie 


86) Urf. von 1822 u. 1888 bei Böhmer, I, 461 u. 525. von Fichard, 
p. 841. Kirchner, II, 868. 

87) Urf. von 1890 bei Göfchen, p. 121. 

88) Urk. von 1802 bei Grasshof, p. 218. 

39) Urf. von 1861, 1870 u. 1894 in Hist. Norimb. dipl. p. 408, 4865, 
486 u. 494. . 

40) Urk. von 1860 in Hist. Norimb. p. 897. 

41) Freiheiten von 1465 $. 4 bei Lori, p. 188. 

43) von Wlmenflein, I, 226 ff., 258, 880, II, 27. 

48) Chmel, reg. Ruperti p. 281—282. Wegelin, I, 108 u. 104. eine 
Geſch. der Fronhöfe, III, 406 —408, 

44) Urk. von 1182 bei Pertz, IV, 1686. 

45) Urk. von 1218 bei Schannat, II, 98. Concessimus quoque ipsi 
(episcopo), ut quamcumque petitionem in civitate Wormatiensi 
apud burgenses sive judaeos facere voluerimus, per eum 80- 
lum et non per aliam personam faciamus. 

46) Urf. von 1890, 1848, 1859, 1860, 1861, 1877, 1879 u. 1884 bei 

n Wegelin, II, 6, 11, 88—41, 42 u. 48—51. 
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Reihsftädte Oppenheim, Odernheim u. a. m. 47), die Neichsitäbte 
Gelnhaufen, Nordhauſen, Goslar und andere Städte in Thü— 
ringen 48). Gegen dergleichen VBeräußerungen erhielten nun zwar 
faft alle Reichsſtädte Kaiſerliche Privilegien mit dem Verſprechen, 
daß fie nicht mehr veräußert werben follten, Aachen ſchon feit dem 
12. Sahrhundert 49), andere Städte feit dem 13. Jahrhundert, 3. B. 
Bern 5%), Lübeck 51), Goslar 52), Hagenau 52), Frauffurt, Fried: 
- berg, Wetzlar, Gelnhaufen 5%) u. a. m., feit dem 14. und 15. Jahr: 
hundert aber ſämmtliche Reicheftädte in Schwaben und Franken 55), 
insbefondere auch Nürnberg 5%), Donauwörth 57) u. a. m. Diefer 
öfters wiederholten Verſprechungen ungeachtet fuhren jebody bie 
Kaiſer mit dergleichen Veräußerungen nach wie vor fort, was denn 
begreiflicher Weife zu manchen Kämpfen, 5. B. der Reichsitädte in 
Schwaben mit dem Grafen von Wirtemberg, denen fie gegen jenes 
Berfprechen verpfändet worden waren, geführt hatS®). 

Als Neichsunterthanen mußten bie Bürger in den Reichs⸗ 
ftädten endlich auch dem Kaiſer und Reich hHuldigen. Die Reichs⸗— 
jtädte im Eljaß, am Rhein und in der Wetterau eben fowohl wie 
die Reichaftädte in Schwaben und Kranken 5%). Als daher Maxi⸗ 


47) Ur. von 1856 bei Lehmann, p. 714. Mehrere Urkd. von 1866 in 
Regest. Boic. IX, 156 u. 157. Gemeiner, Il, 886 u. 387. 

48) Dienfhläger, Staatsgeih. bes 14. Jahrh. I, 407, II, 281. Königs: 
boven, p. 134. 

49) Ur. von 1166, 1215 u. 1244 bei Quir, II, 98, 94 u. 116. 

50) Handfefte von 1218, c. 2. 

51) Urt. von 1226 in Lüb. Urfb. I, 46. 

52) Urk. von 1252 bei Göſchen, p. 116. 

58) Urt. von 1257 bei Gaupp, I, 104. 

54) Urk. von 1257 bei Böhmer, p. 117. 

55) Urk. von 1848 u. 1377 bei Wegelin, Il, 40 u. 48. 

56) Urf. von 1318, 1394 u. 1401 in Hist. Norimberg. p. 227, 228, 494 
u. 520. 

57) Url. von 1465 $. 8 bei Xori, p. 183. 

58) Wegelin, I, 75—78. Häberlin, Welthiftorie, VIII, 260—263. Anmer⸗ 
tungen über bie Geſchichte der Reichsſtädte, vornemlich der Schwäbi- 
fhen. Ulm 1775, p. 156—165. 

69) Bundesbrief von 1887 bei Zchmann, p. 766. von Ulmenftein, I, 
26 u. 27. Wegelin, L, 127 u. 130. Bon Hagenau ſpricht die Urk. 
von 1882 bei Oefele, script. I, 767. b. 
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miltan I im Jahre 1498 nad) Reutlingen fam, wurde ihm auf dem 
Markte von dem Rathe und ber Bürgerfchaft gehulbiget 9). Und 
in Landau mußten die Bürger noch im 16. Jahrhundert den Un: 
tertbanen Eid in bie Hände des Kaiferlihen Landvogtes ſchwö⸗ 
ven). Denn die Deutſchen Könige und Kaiſer waren in ben 
Reichsvogteien und in den Reichsſtädten die Landesherrn. Sie 
hatten daher auch die Iandesherrlichen Nechte und Pflichten. 


6. 463. 


Erit ſeit dem Erwerbe der Reichsvogtei hat ſich dieſes Alles 
geändert. Denn diejenigen Reichsſtädte, welche bie Reichsvogtei 
ſelbſt an ſich gebracht hatten, denen auch jene Biſchofsſtädte gleich: 
ſtanden, welche von der Iandesherrlichen Bogtei wieder frei geworden 
und in direfte Verbindung mit dem Reiche gefommen, der Reichs⸗ 
pogtei aber nicht unterworfen waren, erhielten nun, wenigftens 
dem Rechte nach, die Lanbesherrichaft ſelbſt. Sie wurden eben Jo 
frei und ftanden eben fo direkt unter dem Kaiſer und Reich wie 
jeder andere Landesherr auch. Wie jeder andere Landesherr, fo 
burften daher nun auch die freien Reichsſtädte ein eigenes jelb: 
ftändiges Wappen führen, während die gemeinen unter der Reichs: 
vogtei ſtehenden Städte als reichsunterthänige Städte in ihrem 
Wappen den Reichsadler führen mußten, bis fie, wie 3. B. Frank⸗ 
furt von Kaiſer Ludwig dem Baier das Privilegtum ein eigenes 
Wappen zu führen erhalten Hatten, und ſodann neben dem Reichs⸗ 
banner auch noch ihr cigenes Stabtbanner führen durften 1). Mit 
der Unterwürfigkeit unter die NeichSvogtei fielen aber auch noch 
bie vogteilichen Verbindlichfeiten weg. Daher waren dieſe Etäbte 
nun wirkliche reiftädte und wurden auch zum Unterſchiede von 
den übrigen Neichsftädten Freiſtädte oder freie Neichsftäbte genannt. 
ALS Freiftädte brauchten fie nun dem Kaiſer nicht mehr in ber- 
jelben Weife wie die übrigen Neichsftäbte zu huldigen, zu die— 
nen und zu fieuern. Denn ber SKaifer war nicht mehr ihr, 
Landesherr. Sie mußten ihm zwar noch als dem Deutſchen König 


60) Gayler, I, 137. 
61) Urk. von 1511 u. 1512 bei Birnbaum, p. 490 u. "807. 
1) Lehmann, p. 246. Arnold, II, 428. Heusler, p. 318 - 814. 
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und Raiſer huldigen, ihn als ihren König und Kaiſer anerfennen 
und, wenn er in die Stabt kam, ihn ehren und würdig empfangen. 
Den dem Sailer als dem Landesheren fchuldigen Huldigungs- 
eid (den Erbhuldigungseid) brauchten fie aber nicht mehr zu 
leiften 2). Die dem Kaifer von den Freiftädten Mainz, Worms 
und Speier fortwährend geleiltete Huldigung, von weldyer jpäter- 
bin noch die Rede fein wird, kann demnach feine Erbhuldigung 
geweien fein. Und aus demjelben Grunde muß auch bie von ben 
Treiftäbten Bafel und Straßburg verweigerte Huldigung von einer 
Erbhuldigung verjtanden werden. In Bafel leitete nämlich wohl 
ber Stadtrath noch im 14. Jahrhundert dem Kaifer einen Amtseid. 
Die Bürgerſchaft aber leiftete ihm jchon damals keinen Eid mehr?). 
Als daher in den Jahren 1466 und 1473 der Huldigungseid von 
dem Kaiſer begehrt worden war, wurde berfelbe von der Bürger: 
ſchaft verweigert („daß weder wir noch andere Freiſtädte einem 
„römiſchen Kaiſer zu ſchwören nicht pflichtig”)Y. Und biejelbe 
Weigerung erfolgte in Straßburg in eben dieſem Jahre 1473 ſogar 
mit einiger Bitterkeit, als auch dort der Huldigungseid von dem 
Kaiſer begehrt worden war ®). Dieſe verweigerte Huldigung Tann 


3) Gemeiner, II, 352 u. 358. Ochs, IH, 19. Bundesbrief von 1887 bei 
Lehmann, p. 766. „aufgenommen Regensſpurg und Bajel, als zwo 
„Frey⸗Stadt, die vormals unſerm Herrn dem König nicht gefchworen 
„haben, ols bie vorgenannten bei Reihe Städte.” Dies geht ofjen- 
bar auf ben Fibhuldigungseid, welchen zwar die gemeinen Reichsſtädte, 
nicht aber die Sreiftädte Teiften mußten. Aus diefer Stelle darf daher 
nicht gefolgert werden, wie man diejes öfters gethan hat, daß die freien 
Städte den Deutihen König gar nicht mehr zu buldigen gebraucht 
haben. Auch haben die Freiſtädte Mainz, Worms und Epeier dem 
Kaijer fortwährend gehuldiget. 

3) Ode, I, 495 u. 496. vergi. oben $. 486. 

4) Urk. von 1466 u. 1473 bei Heusler, p. 816, 818 u. 819. Ochs, IV, 
224—226. 

5) Königshoven, p. 868. „Er mutet den von Straßburg zu daß fie jm 
„ſchweren jolten als einem zytlichen Heren das doch nie fein Feifer ges 
„ton bat, fith das fie fry wurbent gefeget, bo wiber tent fi) bie von 
„Straßburg, und fprochent, funig und feifer hant brieff das wir dem 

„Rich follent dienen zu billigen zyten dem heiligen Rich gehorſam fin, 
„Das wollen wir tune, on das wollent wir nit tune.* 
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jeboch, wie bemerkt, nur von einer Erbhuldigung verftanden werben, 
worauf auch die Worte „jolten jm fchweren als einem zytlichen 
„Heren” bei Königshofen hindeuten. 

Die freien Reichsſtädte waren ferner frei von der jähr: 
lihen Reihsfteuer. Die Stadt Etraßburg hatte die Freiheit 
von diefer Reihsfteuer ſchon von Friedrich II erhalten %). ALS da⸗ 
ber im Jahre 1458 die jährliche Reichsſteuer von dem Kaifer be: 
gehrt ward, antwortete die Stabt, daß fie diefe Eteuer nicht ſchul⸗ 
dig fei, indem fie von je ber eine freie Reichsftabt („ein fry Stat 
„in dem heiligen Riche”) geweien fei?). Eben fo antwortete die 
Stadt Speier im Jahre 1505, als auch dort vie jährliche Reiche: 
fteuer eingeforbert werden wollte, fie habe niemals eine Reichsſteuer 
entrichtet, „fie ſeye deſſen jederzeit als eine freye Stadt des Heil. 
„Römiichen Reich ledig geftauden, und flünde annoch ledig”) ®). 
Auch reihsdienftpflidhtig waren die freien Neichsftäbte nicht. 
Sie waren weder Hilfe und Beiftand noch Kriegsdienfte ſchuldig 
und brauchten aud) nicht zu dem Ende beizuftenern. Speier wurde 

ihon von Kaifer Ludwig und fpäter auch noch von Karl IV für 
reihsdienft- und fteuerfrei erklärt („ledig und frey alles 
„Dienftes und Hülff über das Gebürg gegen Ramparten")%). Eben 
jo waren Mainz, Worms und Epeier !%), dann Bajel, Regensburg 
und andere reiftädte reichsdienſtfrei 11). Sie verſtanden fich jedoch 
meiftentheils zu freiwilligen Beiträgen und anderen Leiftungen, 
3- B. Regensburg und Bafel 2). Eben fo Worms, Speier und 
Mainz. Sie ließen ſich jedoch einen Revers vom Kaifer ausftellen, 
baß fie diefes freiwillig, „durch fondere Lieb und Freundfchafft und 
„nicht durch Recht“ gethan haben 12). Was daher die Stadt Worms 


6) Urk. von 1205 u. 1219 bei Schoepflin, I, 811 u. 889. 

7) Zwei Urkunden von 1458 bei Schilter zu Königehoven, p. 612 und 
613. 

8) Lehmann, p. 249. 

9) Urt von 1315 u. 1847 bei Lehmann, p. 666 u. 699. 

10) Url. von 1349 bei Lehmonn, p. 703. 

11) Gemeiner, II, 82, 352 u. 353, III, 296-299 u. 737. Rot. Ochs, 
II, 216. 

12) Bundesbrief von 1887 bei Lehmann, p. 766. Gemeiner, II, 3523— 
354. Oche, II, 216, IIL, 19. Heusler, p. All. 

13) Urk. von 1849 bei Lehmann, p. 708. 








unb gemeine Reichsſtädte. 29 


Am Sabre 1401 zu einem Römerzug beigefteuert bat, wurbe als 
ine Schenkung betrachtet 1%). Ganz dienſt- und fteuerfrei waren 
darum aber bie freien Reichsſtädte eben jo wenig wie es bie Reichs⸗ 
fürften felbft gewefen find. Sie fanden vielmehr in biejer Be⸗ 
ziehung den Neichsfürften ganz gleih. Außer den Ehrembieniten, 
welche fie dem Reichsoberhaupte, wenn es in ihre Stabt kam, 
Schulbig waren, mußten fie daher ihm auch noch den Dienſt zur 
Katferfrönung gen Rom („zu Fenferlihen Trönungen gen Rome — 
„wenn ein römifcher künig über berg gen Rome umb bie Tailer: 
„liche crone zu empfahen ziehen will” —), und zu chriftlichen Heer: 
zügen („ven Faiferlihen Dienft über Berg. und wider die Ungläu- 
„bigen einen gemeinen Heerzug — zu gemeinen herzügen wider bie 
„ungloubigen oder burchechter des Trifteugloubens”), aljo gegen bie 
Huffiten, Türken und gegen andere Feinde ber Chriftenheit leiften. 
"Und wenn fie diefe Dienfte nicht verjdnlich Ieifteten, jo mußten fie 
dafür eine Steuer entrichten !%). Ihre Dienft- und Steuerfreiheit 
bezog fich demnach nur auf die Übrigen Kriegsdienſte und Steuern, 
alſo insbeſondere auch auf die jährliche Reichsſteuer. Endlich waren 
bie freien Reichsftädte auch kein Reichsgut. Sie durften daher vom 
Reiche nicht verpfändet und auch auf fonftige Weile nicht über fie 
verfügt werden '%). Die Vorrechte, welche bie freien Neichsftäbte 
vor den Übrigen, ben gemeinen, Reichsſtädten voraus hatten, be: 
ftanden demnach in dem Mechte ein eigenes Wappen führen zu 
dürfen, dann in der Treiheit von ber Erbhuldigung und von den 
gewöhnlichen Kriegsdienften und von ber ftänbigen Neichsfteuer, 
endlich in ber Treiheit von ber Veräußerung vom Reich. Denn 
ben Huldigungseid und ben Dienft zur Saiferfrönung gen Mom 
und den Heerdienft gegen bie Feinde der Chriftenheit mußten auch 
fie leiſten; oder für den Naturaldienft eine Steuer entrichten. 


8. 464. 
Die freien Neichöftäbte waren demnach von ben gemeinen 


14) Die Urk. von 1401 bei Arnold, II, 416. 

15) Viele Beilpiele aus dem 15. sec. bei Heusler, p. 814—818 u. 868. 
Not., 3. B. Straßburg. Url. von 1458 bei Schilter zu Königshoren, 
p. 618. 

16) Gemeiner, IL, 886 u. 837. 
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Reichsſtädten wefentlich verfchieden. Seit dem 15. und .16. Jahr⸗ 
hundert hat fich jedoch auch dieſe Verichiedenheit mehr und mehr 
wieder verloren, fo daß außer der jährlichen Reichsſteuer Tein we⸗ 
fentlicher Unterſchied mehr geblieben ift. Beide Arten von Städten 
kamen fich nämlich feit dem 15. Sahrhundert Dadurch wieder näher, 
daß die Einen wie die Anderen Sitz und Stimme auf ben Reichs: 
tagen und auf den Stäbdtetagen erhielten. Auf dem NReichstage zu 
Augsburg im Sahre 1474 faßen nämlich fämmtliche Meichsftädte 
zufälliger Weile auf zwei Bänken. Auf ber rheinifhen Bank 
faßen außer den rheiniſchen auch noch die elſaßiſchen, wetterauifchen, 
thüringifchen und fächfischen Reichsſtädte, auf der ſchwäbiſchen 
Bank aber außer den fchwäbischen auch noch die fränkiſchen Reichs: 
jtädte. Und zur Vermeidung aller Rangftreitigfeiten warb auf 
bemjelben Reichstage beichloffen, daß dieſe Art zu fiben auch bei 
fünftigen Verfammfungen beibehalten und beim Votiren in ber 
Umfrage abgewechjelt werben follte2). Auf der rheinifhen 
Bank faßen demnach neben den übrigen Neichsftädten vom Nhein 
und vom Elfaß und aus Thüringen und aus Sachen auch bie 
freien Reichsftähte Köln, Worms, Speier, Straßburg und Bafel, 
auf der ſchwäbiſchen Bank aber auch die Freiſtadt Regens⸗ 
burg. Und man nannte fogar die rheinifche Bank, ‚weil die meiften 
Freiſtädte auf ihr faßen, die Bank der Freiftädte, 3. B. auf 
dem Städtetag zu Eßlingen im Sahre 1486 2?) und auf dem 
Reichstag zu Worms im Jahre 14952). Die Freiftäbte waren 
demnach dem Rang nach von ben gemeinen Neichsftädten durchaus 
nicht verjchieden. Dies folgt zumal aus dem vorhin erwähnten 
Rangftreit zwiichen Köln und Aachen, der zwar zu Gunften der 
Stadt Köln, aber zum Nachteil der übrigen Freiſtädte entſchieden 
worden ilt. Die gleiche Neichsftandichaft brachte nun die Frei⸗ 
tädte den übrigen Neichsftäbten immer näher und näher, indem 
bie Einen wie die Anderen den auf den NReichstagen und Stäbte- 
tagen bejchlofienen NReichsdienften und Steuern und den übrigen 
eilenden Hilfen unterworfen waren, wie dieſes aus ben Verhand: 


1) Lehmann, p. 896. 
2) Lehmann, p. 249, 
8) Müller, I, 498. 
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Iungen auf ben Neichstagen zu Nürnberg und Worms von ben 
Jahren 1467 und 1495 Mar und deutlich hervorgeht %. Nur von 
ben jährlichen Neichsiteuern blieben bie freien Reichsſtädte auch 
in fpäteren Zeiten nod) frei. Aber auch diefer jo wie jeber andere 
Unterfchieb iſt nach und nach noch verihwunben, jeitbem auch bie 
freien Stäbte, 3. B. Regensburg bereits im Jahre 1500, der Erb: 
buldigung unterworfen worden find 5), feitbem das Anſehen ber 
Reichsvogtei mehr und mehr gefunfen und feit dem 15. und 16. 
Sahrhundert die Neichsvogtei entweder gar nicht mehr bejeßt ober 
von den Reichsſtädten felbft erworben worden ijt®), und ſeitdem 
auch noch andere Neichsftäbte, 3. B. Aachen, Augsburg, Frankfurt 
u. a. m., Dortmund bereits im Jahre 13777) von ber jährlichen 
Keichsftener befreit worden find. Denn ein wejentlicher Unterfchied 
bat ſeitdem zwiſchen ben Freiftänten und den übrigen Reichsſtädten 
nicht mehr beftanden. Seit dem 16. Jahrhundert hat man jogar 
jenen Unterfchied gar nicht mehr verjtanden. Denn man wußte 
nicht mehr worin er beftanden und wie er entitanben. 


S. 465. 


Seit dem Verſchwinden ber Hörigfeit war die Lage der Städte 
durchaus geändert. Denn die Einen wie die Anderen waren nun 
freie, d. h. perfönlich freie Städte. Und von der früheren Un- 
freiheit und Hörigfeit waren nur noch die grundberrlichen Laſten 
und Abgaben, dieſe aber öfters bis auf unfere Tage geblieben. 
Die Lage der Städte änderte ſich aber noch weit Mehr, ſeitdem fie 
begannen die noch übrig gebliebenen grundherrlichen Rechte felbft 
zu erwerben. So fuchte die Stadt Bochum im Jahre 1269 den 
Markt: oder Hallepfenning und im Jahre 1278 auch noch ben 
Bierpfenning an fih zu bringen‘). Andere Städte fuchten bie 


4) Lehmann, p. 251. Müller, I, 505 u. 506. 

5) Semeiner, IV, 42. 

6) von Fichard, p. 342. 

7) Url. von 1877 bei Mofer, veichefl. Hob. I, 878. 

1) Url. von 1269 bei Wigand, Archiv, VI, 267. — sedecim denarios 
de macellis ibidem, qui hallepenninge dicuntur, quos nostri prede- 
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Marktfplaͤtze und andere öffentliche Plaͤtze und bie Straßen mit ben 
damit verbundenen Nubungen, Marktgeldern, Zöllen u. |. w., 
öfters auch das Eigentbum an der gemeinen Mark ſelbſt zu ers 
werben ($. 225). Sogar die in der Stabt gelegenen Burgen 
fuchten fie an fih zu bringen, wie biefes 3. B. der Stadt Kallen- 
hardt in Weftphalen wirklich gelungen iſt (6. 14), Um bie Ge: 
walt bes Stadtraths zu vermehren wurden die grundberrlichen 
Beamten mehr und mehr aus dem Stadtrath verbrängt, 3. B. in 
Coesfeld, in Münfter u. a. m. ($. 68 u. 459). Auch einen Ans 
theil bei der Ernennung ber herrichaftlichen Beamten juchten fie ſich 
zu verfchaffen, 3. B. in Pabberg 3). Und zulebt erhielten fie das 
Necht fie zu ernennen allein. Denn wie bie grundherrlichen Marl: 
gerichte ($. 455 u. 459), fo fuchten fie auch bie Übrigen grund⸗ 
berrliden Gerichte und Aemter an fih zu bringen. So z. 2. in 
Meppen. Dafelbft gehörte der Fronhof Meppen urfprünglich dem 
Klofter Korve. Er wurde von dieſem zuerft ben Herren von 
Meppen, bann den Deriten und zuleßt den Herren von Langen 
als Lehen übertragen ). Zu dem Fronhofe gehörten fehr ausge: 
behnte Beſitzungen, auf welchen fih um ben Fronhof herum gegen 
Entrichtung eines Grundzinjes (Wort: oder Stebegeldes) neben ber 
freien Bauerfchaft auch noch eine hörige oder wenigftens zinspflichtige 
Bauerſchaft anfiedelte (5.19 u.215). Die Fronhofgerichtsbarkeit oder 
das Buergericht nebſt der Aufficht über Maß und Gewicht ober bie 
Wroge und Prove, wie fte daſelbſt genannt warb, gehörte ben ermähn- 
ten Hofherren und fie ift ihnen auch dann noch geblieben, als bereits 
Meppen zur Stadt erhoben worben und aus dem Vorftande ber 
gemiſchten Markt der Stabtrath hervorgegangen war. Erft feit 
bem 14. Sahrhundert wurde das Hof: oder Buergericht mit der 
Wroge und Prove zuerft der Stadt Meppen verpfändet und zuletzt 
im Jahre 1555 berfelben „erblih und ewig” verkauft). Seit 
biefer Zeit wurde nun das Burgericht namens der Stabt vor dem 


cessores receperunt hactenus —. Urk. von 1278 bei Wigand, VI, 
268. proventus braxationis ceruisie in Bechem —. 

2) Stadtrecht von 1290 $. 5. bei Seiberb, II, 1. p. 528. 

8) Diepenbrod, p. 195, 864 u. 729. 

4) Diepenbrod, p. 194—198, 726 u. 728, 
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alten Fronhofe unter freiem Himmel gehegt und geringe Händel, 
welche den Werth von vier Neihsthalern nicht überftiegen, bier 
abgeurtheilt $). Am meisten ftteg jedoch die Macht und das An- 
ſehen jener Städte, welche ganze Grunbherrichaften, ja fogar ganze 
Grafichaften und Herrihaften an fich zu bringen gewußt haben. 
Denn durch diefen Erwerb wurden fie nun jelbjt Grundherren und 
Landesherren. Sie erhielten demnach außer den grunbherrlichen 
Rechten auch noch die Rechte der öffentlichen Gewalt ober die 
landesherrlihen Hoheitsrechte ($. 215). 


5) Diepenbrod‘, p. 198. 


VI. Sie öffentlidhe Gewalt in den Stadt⸗ 
marfen. 


1. Im Allgemeinen. 


$. 466. 


Die alten Städte waren, wie wir gejehen, bis ins 13. Jahr: 
hundert entweder SKönigsftädte oder Immunitätsſtädte ($. 462). 
Die Einen wie die Anderen ftanden aber unter der öffentlichen Ge: 
walt. Die Königsftädte, gleichviel ob reichSgrundherrlihe Stäbte 
(civitates indominicatae) oder reichsfreie Graffchaftsftäbte (civita- 
tes de comitatibus) jtanden nämlich unter der Öffentlichen Ge: 
walt. Denn in den Einen wie in ben Anderen waren bie Deut: 
ſchen Könige die Inhaber der Öffentlichen Gewalt. Die veichs- 
grundherrlichen Städte unterjchteden fich demnach ton ben reiche: 
freien Königsftäbten (den Graffhaftsftäbten) nur dadurch, daß der 
König in ihnen auch noch der Grundherr, alfo zu gleicher Seit 
Zandesherr und Grundherr war. Aber auch die Immunitäts- 
ſtädte ftanden unter der öffentlichen Gewalt, wie urfprünglich alle 
Smmunitätsländereien ). Dieſes Verhältnig dauerte nun zwar 
ber Form nach fort bis ins 13. Jahrhundert. In der Wirklichkeit 
aber loͤßte fih allmählig feit dem 10. und 11. Jahrhundert Die 
alte Verfaflung ganz und gar auf, und es entwickelte fich ſeitdem 
in aller Stille jener Zuftand, wie wir ihn in Anfang des 13. 
Sahrhunderts jehen und wie er fobann von Friedrich II anerkannt 
worben if. Das Reich zerfiel nämlich in drei große Maflen, in 


1) Meine Seid. ber Fronh. I, 506 fj., 1V, 382 fi. 
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Smmunitätslande, in Erbgrafichaften und in reichgunmittelbar ge- 
bliebene Herrſchaften. Lieber bie reihsunmittelbar gebliebenen oder 
wieder rveichSunmittelbar gewordenen Herrfchaften wurden Reichs: 
vögte und Reichslandvoͤgte geſetzt, und bie Herrichaften felbft daher 
Reichsvogteien und Reichslandvogteien genannt?) Die Immuni- 
tätslande, beftehend hauptfächlich aus den Bisthümern und Reichs⸗ 
abteien, waren jeit dem Erwerbe bes Comitates und der übrigen 
Mechte der öffentlichen Gewalt Iandesherrliche Territorien geworben. 
Ehen jo die Erbgraffchaften. Und feit dem Erwerbe der Rechte 
des Herzogthums find die Einen und die Anderen Fürftenthümer 
geworden. 

Die Folge dieſes Umſchwungs der Dinge war, daß nun nur 
noch die in einer Reichsvogtei liegenden Städte Königsſtädte im 
alten Sinne des Wortes geblieben find, und zwar ohne Unterfchied, 
ob fie reihsgrundherrliche oder reichsfreie Städte, oder ehemalige 
Grafſchaftsſtädte waren. Man rechnete aber zu ihnen nicht bloß 
‚diejenigen Städte, welche fich niemals einer Randesherrichaft (einer 
Zandeshoheit) unterworfen hatten, fondern auch noch jene Städte, 
welche wie Lübed 2), Bern 2), Hamburg, Donauwörth u. a. m. 
zwar eine Zeit lang der Herrjchaft eines Landesheren unterworfen 
waren, dann aber wieder frei geworden und fodann reichsunmittel- 
bar geblieben find. Wegen ihrer Reichsunmittelbarkeit nannte man 
nun biefe Städte Reich sſtädte. Sie ftanden ſammt und ſonders 
unter ReichSvogteien und da, wo es eine Reichslandvogtei gab, 
auch noch unter dieſer. So ftanden die NReichsftäbte Frankfurt, 
Friedberg, Weblar, Gelnhauſen, Oppenheim, Boppart und Weſel 
unter der Reichslandvogtei in der Wetterau (advocatus per We- 
trebiam provincialis) 2). Die Reihsftädte in Schwaben ftanden 
fammt und fonders unter der Reichslandvogtei in Schwaben, 3.2. 


2) Meine Geſch. ber Fronh. II, 9—12. 

3) Urk.-von 1226 im Lüb. Urkb. I, 46. 

4) Hanbfefte von 1218, c. 1 u. 2. 

5) Urk. von 1800, 1319, 1833 u. 1370 bei Bernhard, antiquit. Wet- 
terav. p. 254, 264, 265 u. 286. rf. von 1859 bei von Fichard, 
p. 861. Url. von 1800, 1808 u. 1388 bei Böhmer, p. 336, 848, 
523. vrgl. Böhmer, die Reichelandvögte in Archiv für Heſſ. Geld. I, 
841 —350. 

dv. Maurer, Städteverfafjung III. 20 


306 Die öffentliche Gewalt 


Kempten 9%, fobann Ulm, Memmingen, Eßlingen, Reutlingen, 
Ueberlingen, Nördlingen, Ravensburg, Buchhorn, Kaufbeuren, 
Rothweil, Halle, Heilbronn, Wimpfen u. a. m.). Auch Bern, 
Solothurn und andere Städte in der Schweiz gehörten eine Zeit 
lang unter die Landvogtei Schwaben 9). Die Reichsſtädte im EI- 
aß ftanden unter ber Landvogtei im Elſaß 9%). Auch Landau ges 
hörte, nachdem es im Jahre 1317 an die Stadt Speier und im 
im Sabre 1324 an das Bisthum Speier verpfänbet 10), im Jahre 
1511 aber wieder eingelößt worden war !1), jeit jenem Jahre zur 
Landvogtei im unteren Elſaß 12). Die Neichsftädte Notenburg, 
Weiſſenburg und Windsheim und der Nürnberger Reichswald ftan- 
den unter ber Landvogtei zu Nürnberg und Rotenburg, welche je: 
doch bereits im Jahre 1360 an die Etadt Nürnberg übergegangen 
war 22), Die Reichsſtadt Aachen endlich ftand unter den Herzogen 
von Lothringen und Brabant als den dortigen Landvögten 19). 
Die in einem $mmunitätslande, (in einem Bisthum oder im 
einer Reichsabtei) liegenden Städile waren urjprünglich ſammt und 
fonders Königsjtädte Denn an und für fih hatten die Etäbte, 
in weldyen ein Biſchof oder ein Abt feinen Sitz hatte, feine Im— 
munität von ber öffentlichen Gewalt. Eie waren und hießen ba: 
ber auch civitates regiae oder reginae und civitates publicae 
oder urbes regales !5). Erſt ſeitdem fie Immunität von dem Zu: 


. 


6) Urk. von 1865 u. 1889 bei Wegelin, II, 181 u. 182, vrgl. nod I, 
124 u. 125. , 

7) Urt. von 1848, 1859, 1361, 1365, 1878 u. 1594 bei ®egelin, II, 88, 
89, 42, 48, 181, 161 ff. Urk. von 1861 bei Saggenmüller, I, 144. 
Urt. von 1861 bei Dolp, Bericht von-Nörblingen, Urkd. Nr. 70. 

8) Urk. von 1361 bei Wegelin, II, 180 u. 181. 

9) Verſuch einer Geſchichte der zehen Neichsftädte im Elſaß. Ulm. 1791. 

10) Urf. von 1817 u. 1824 bei von Birnbaum, Geſchichte von Landbau, 
p. 433 u. 477. 

11) Url. von 1511 bei Birnbaum, p. 488. 

12) Urk. von 1511 u. 1521 bei Birnbaum, p. 489 f. u. 498 ff. 

18) Urk. von 1306 und mehrere Urkunden von 1360 in Histor. Norimb. 
p. 217 u. 884 - 387. von Lancizolle, Geſch. des Breuf. Staats, I, 78 
u. 74. Grimm, II, 611, 612 u. 618. 

14) Hüllmann, Il, 841 u. 367. 

15) Urk. von 966 bei Lindenbrog, p. 131. 
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tritt der öffentlichen Beamten erhalten und nachdem die Bijchöfe 
und Aebte die Rechte der öffentlichen Gewalt, und insbejondere 
auch den Comitat erworben hatten, hörten fie auf Königsftäbte zu 
fein. Tenn fie wurden num landes herrliche Städte Da fie 
jedoch wegen ber Failerlihen Verleihung bes Blutbanns theilmweife 
wenigſtens noch reichsunmittelbar geblieben waren, jo beanſpruch⸗ 
ten fie nach wie vor noch, zwar nicht mehr ben Titel einer Königs: 
ftadt, wohl aber jenen einer Neihsftadt. Und viele von ihnen 
wurden auch nach wie vor Meichsftädte genannt. Auch ſtanden fie 
noch unter einem Reichsvogte und da, wo e8 eine Neichslandvogtei 
gab, unter dem kaiſerlichen Landvogte, bis die Reichsvogtei entweder 
untergegangen oder von dem Bilchof oder von der Stadt felbft er: 
worben worden ift. Sp ftanden unter ber Reichslandvogtei Schwa- 
ben die Städte Augsburg 1%), Konftanz 17), Kempten 1%) und Lin: 
bau 19), cine Zeit lang auch nod St. Ballen und Zürich 20). 
Unter der Neichslandvogtei im Epeiergau fanden aber die Stäbte 
Selz 21), Speier 2?) und auch Landau. Bis zum Anfang bes 16. 
Jahrhunderts. Straßburg endlid, 23) und Baſel 29), jpäterhin auch 
Selz, ſodann Weißenburg Itanden unter dem Landvogte im Elſaß. 
Daher findet fih noch in dem ungedrudten Weißenburger Diun- 
batrechte die Verordnung, „Wann ein Schultheyß einen Vogt an: 
„ruft Handthabung zu thun, von Gerichtswegen, jo joll der Vogt 
„daß thun, und fo fern er daß nicht vermocht, ſoll er den Unter: 
„landvogt anruffen, damit daß ſolches geichehe, ob aber jhme 
„daß auch zu viel wäre, jo joll er anruffen den Oberlandvogt, 
„damit daß die Handthabung geichehe.“ 

Nur die in einer Erbgrafichaft oder, was bafjelbe ift, in einer 


16) Urf. von 1848 u. 1879 bei Wegelin, II, 88 u. 50. von Stetten, 
Geſch. von Augsburg, I, Al, 58 u. 78. 
17) Urk. von 1861 bei Wegelin, II, 181. Speth, Beichreibung von Kon⸗ 
flanz, p. 223 u. 229. . 
18) Urk. von 1861 bei Haggenmüller, I, 144. 
19) Wegelin, II, 166. Geographiſches Leriton von Schwaben, II, 60 u. 61. . 
20) Urt. von 1861 bei Wegelin, II, 130 u. 181. 
231) Stimm, I, 764. 
22) Urk. von 1815 u. 1847 bei Lehmann, p. 256, 665 u. 666. 
28) Urk. von 1856 bei Wender, von Außburgern, p. 67 ff. 
24) Urk. von 1474 bei Ode, IV, 241 ff. 
20 * 
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erblichen Vogtei Itegenden Städte ftanden in gar feiner birelten 
Verbindung mehr mit dem Kaifer und Neid. Man nannte fie 
baher zum Unterfchiede von den Neichsftädten nun landesherr: 
lihe Städte, Landſtädte oder Territorialftäbte und, feit: 
dem auch noch die herzoglichen Nechte von den Landesherrn erwor: 
ben worden, fürftlihe Städte. Aber auch fie ftanden nod 
fammt und fonders unter der öffentlichen Gewalt, nämlich ftatt 
direft unter dem Kaifer und Reich und unter der Reichsvogtei, 
nun unter ber auf ben Erbvogt oder Erbgrafen übergegangenen 
öffentlichen Gewalt. Coesfeld, urfprünglih ein grumdherrliches 
Dorf, in welhem die Fronhofgerichtsbarkfeit von einem herrichaft- 
lihen Richter mit Schöffen beforgt zu werben pflegte, ftand unter 
ber Schirmvogtei des Klofters Varlar. Und die Evelen von Horft- 
mar handhabten bajelbft als Schirmvögte jenes Kloſters die öffent: 
lihe Gewalt mit dem Königsbann (bannum regium). Sm Jahre 
1197 wurde aber die neue Stadt von jener Vogtei befreit und bie 
Bogtei mit dem Nechte den Vogt, eigentlich den Vicevogt (vice 
advocatus), zu ernennen auf den Biſchof von Münfter -übertra- 
gen 25). Dadurch wurde aber der Stabtrichter (der vice advoca- 
tus oder judex) ein Ianbesherrlicher von dem Landesherrn ernann⸗ 
ter Beamter. Und die Stadt felbft ftand nun unter der auf den 
Landesherrn übergegangenen öffentlichen Gewalt. Eben ſo lag bie 
öffentliche Gewalt in ber Stadt Münjfter urfprüngli in den 
Händen eines Erbvogtes und fpäter in den Händen des Bilchofs 
von Münfter. Die Bronhöfe, auf deren Grund und Boden Mün- 
jter angelegt worden ift, ftanden nämlich von je her unter einem 
Vogt 2%). Wegen Mißbrauchs feines Amtes wurde derſelbe jchon 
im Sahre 1127 in feinem Amte beſchränkt, wie dieſes auch ander: 
wärts, 3. B. im Jahre 1104 in Augsburg zu gefchehen pflegte 27). 
Der Vogt ſollte Feine wilffürlichen Leiftungen mehr erheben und 
ih nur danıı in die Angelegenheiten des Domhofes und der bi: 
Ihöflihen Fronhöfe einmiihen, wenn er von dem bifchöflichen Vils 
licus dazu aufgefordert worden war 2°). Später waren bie Grafen 


25) Die verjchiedenen Urkunden von 1197 bei Niefert, 1, 2. p. 474—478. 
26) Wilfens, p. 4. und oben $. 16. 

27) Urk. von 1104 in Mon. Boic. 29, I, p. 328 u. 829, 

28) Urk. von 1127 bei Wilfens, p. 74 u. 75. 
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von Thefeneburg Erbvögte der bifchöflichen Kirche und der bem 
Domkapitel gehörigen Höfe, insbefondere auch des Brodhofes und 
des Bispingshofes. Am Jahre 1173 überließen fie aber die Vogtei 
und das Mecht die Vögte zu ernennen dem Biſchof von Müniter 
und bem bortigen Domkapital 2%), Seit diefer Zeit wurde bie 
Vogtei nicht mehr erblich verliehen. Und der von dem Landesherrn 
ernannte Vogt mußte ihm beim Antritt feines Amtes einen Amts- 
eid leiften 9). Der Kampvorbeshof in Münfter und das auf jenen 
Höfen geftiftete Collegium des Heil. Mauritius hatten ihren eige- 
- nen Erbvogt, die Edelen von Steinvorb, welche ihre Dienftleute 
mit der Vogtei belehnten 2). Im Jahre 1294 wurde inbeflen bie 
Vogtei an jenes Stift 3?) und fpäter ebenfalls an das Bistum 
abgetreten. Eo Fam benn die gefammte öffentliche Gewalt in der 
Stadt an den Lanbesherrn und das Stadtgeriht war nun ein 
Iandesherrliches Gericht. Daſſelbe it nun in allen übrigen in einer 
Erbvogtei oder in einer Erbgrafichaft gelegenen Städten ber Fall 
gewejen. Die öffentliche Gewalt ift auch dort in bie Hände des 
Erbvogtes oder des Erbgrafen und, nachdem diefe Landesherrn ge- 
worden, in die Hände des Lanbesherrn gefommen. Auf biefe 
Weiſe kam deun die öffentliche Gewalt in allen Landſtädten an bie 
Landesherrn. Und die öffentlihen Gerichte daſelbſt wurden daher 
Iandesherrliche Gerichte. 


2. Die öffentlige Gewalt in den Königsftädten oder Reichs: 
ftäbten. 


a. im Allgemeinen. 


6. 467. 


Sn den Königsftädten ober Reichsſtädten war der Deutiche 
König der Landesherr. Amar konnten auch bie Reicheftäbte 
reichöfreie oder reichsgrundherrliche oder auch gemifchte Städte 
fein, wie diefes bereits von den Neichsbörfern bemerkt worben ift !). 


29) Urk. von 1178 bei Wilfens, p. 84. 
80) Wilfens, p. 4 u. Bd. 
81) Urk. von 1283 bei Willens, p. 52, 189 u. 140. 
82) Urk. von 1294 bei Wilfens, p. 141 u. 142. 
1) Meine Geſch. der Dorforf. II, 865—874. 
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Neichsfreie Städte waren nämlich alle jene Neichsftäbte, welche 
wie z. B. Dortmund, Bern, Lübeck u. a. m. feiner Reichsgrund⸗ 
herrichaft und feinen reihsgrundherrlihen Abgaben unterworfen 
waren ($. 20). Neihsgrundherrlide Städte aber waren alle 
Neichsflädte im Elſaß, in der Wetterau, in Schwaben und in 
Franken, in denen die Grundherrfchaft dem König und dem Reich 
zugeltanten bat ($. 23). Gemiſchte Neichsftäbte endlich waren 
jene Städte, in welchen reichsfreie und reichshörige Bürger neben 
einander wohnten. Und im jpäteren Mittelalter war ihre Anzahl 
gewiß nicht gering. Miewohl nun die Reichséſtädte ihrer Natur 
nad) ſehr verſchieden geweſen find, fo gehörte die Landesherrichaft 
oder die Ranbeshoheit in ihnen allen dennoch dem Deutichen König 
und dem Reiche. Die Oberherrlichleit (das dominium) in jenen 
Städten gehörte den Teeutfchen Königen ($.458 u. 462). Und fte 
hatten daſelbſt biefelben Rechte wie vie Landesherrn in den landes: 
herrlichen Territorien 2). Daher konnte Katfer Heinrich VII jehr 
wohl einer Deputation von Straßburg, weldhe den Stabtmagiftrat 
für ihren Herrn (dominus) erklärt hatte, erwiebern laffen, (wenn 
anders jene Urkunde echt ift), daß in den Reichsſtädten niemand 
anders als der Kaifer felbft Herr fet (quod civium imperaliam 
dominus est solus Imperator) ?). Die Rechte nun, welche die 
Könige und Kaifer in den Neichsftäbten Hatten, waren theil® 
grundherrliche Rechte theils Rechte der öffentlichen Gewalt. 


b. Grundherrliche Retchte des Kaiſers in den Reithsſtädten. 


§. 468. 


In den reichsgrundherrlichen Städten hatten die Deutſchen 
Könige und Kaiſer dieſelben Rechte, welche jeder andere Grundherr 
ebenfalls hatte. Allein auch in den reichsfreien und gemiſchten 
Reichsſtädten hatten die Deutſchen Könige nicht ſelten Grundbeſitz 
und grundherrliche Rechte. Da naͤmlich alle Marklaͤndereien, 
welche nicht ins Sondereigenthum eines Einzelnen oder einer Ge⸗ 
meinde übergegangen waren, dem König gehörten, ſolche von nie- 


23) Meine Geſch. der Fronh. III, 883 ff. u. 408 ff. 
8) Urf. von 1808 bei Goldast, const. Imp. I, 818. 
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mand in Beſitz genommene Ländereien urfprünglich aber jehr zahl- 
reich waren, fo beſaßen die Könige in faft allen Neichsftäbten folche 
-Ränbdereien, an denen ihnen die Grundherrſchaft gehört hat. Da: 
ber wird auch in den reichsfreien Städten Dortmund, Lübeck, Bern 
u. a. m. das Eigentbum am Reichsboden ihnen beigelegt ($._20, 
458 u. 462). Aachen heißt deshalb ein locus regalis!), Lübed 
ein locus imperii ?) und andere Orte werben loci fiscales ge: 
nannt 2). Zu den yrundhberrlichen Nechten bes Königs in den 
Neichsftädten gehörte nun vor Allen das Eigentbum an den un 
veränkerten Neichsländereien, unter denen bie Reihswaldungen, 
welche fie noch in Hagenau 9), Bern 5), Katjerslautern ®), Frank: 
furt, Gelnhauſen, Nürnberg u.a. m. befaßen, bei weitem am wich: 
tigften waren. Eie ließen biejelben, wie in früheren Zeiten, durch 
Oberſtforftmeiſter, Forftmeifter, Förfter und Zeidelmeilter verwal- 
ten). Zu den grunbherrlichen Rechten des Königs gehörte ferner 
die Jagd, die Fiſcherei und das Tifchwafler, 3. B. in Kaiferslau- 
tern ®), in Gelnhauſen 9), in Frankfurt ) u. a. m. Das Fiich: 
waller wurde daher Fronwaſſer genannt 1). In Kailerslautern 
hatte der Kaifer und König fogar das Necht, wenn er dahin Tam, 
a den zum Theile jchon von Friedrich I angelegten Fiſchweiern 
(in den fogenannten Wogen, wie man bafelbft heute noch bie 
Weier zu nennen pflegt) auch dann noch zu filchen, wenn diefelben 
dem Neiche nicht mehr gehörten 12). Ein weiteres Recht der könig— 


1) Urk. von 1166 bei Quix, I, 87 u. 88. 

2) Urk. von 1226 im Lüb. Urkb. I, 46. 

8) Url. von 1182 bei NRemling, Urkb. von Speier, p. 128. 

4) Stabtredht von 1164 $. 9. 

5) Hanbfefle von 1218, c. 6. 

6) Grimm, 1, 778. 

I) Meine Geſch. der Fronh. II, 489 - 441. 

8) Stimm, I, 773. 

9) Grimm, II, 426. Meine Geſch. der Marfenverfaffung, p. 156 f. 

10) Url. von 994 u. 1841 bei Böhmer, Urkb. I, 12 u. 576. 

11) Urk. von 1841 bei Böhmer, I, 576. 

12) Grimm, I, 778. „wie bid ein keiſer oder ein romeſcher konig zu Lu⸗ 
„tern Tome, daz ex alle waige, die uff bem riche fint geleigen, moge 
„ban ane ziegen und bie bun vifhen zu alle finem willen ane fin ges 
„nade; aber zu jtunt fo er wieder von ban zieget, jo mag ber, des ber 


— — — J 
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lichen Grundherren war das Recht auf die Königeftraße und auf 
die übrigen Wege und Stege, 3. B. in Kaiferslautern '?), in Nürn⸗ 
berg !%), in Tortmund 5) u. a. m. 

Die Oberauffiht über alle diefe Reichsländereien und grund: 
herrlichen Rechte, und die Bejorgung ber grundherrlichen Ange 
legenheiten in den reihsgrundherrlichen Stäbten hatten, wie bereits 
zur Fränfifchen Zeit, Königliche Verwalter, welche auch im fpäteren 
Mittelalter noch Schultheiße, Pillici, Hofrichter, Amtleute, Am⸗ 
männer oder ministri und Pfleger genannt worden find !*). So 
fand in Frankfurt an der Spike bes Königshofes (curia Regis) 
ein Reichsſchultheiß (imperii scultetus) 7). Er ift ohne allen 
Zweifel an die Etelle des früheren actor dominicus getreten. Die 
Anfiht von Fichard, Heusler u. a., daß ber fpätere Reichsvogt an 
die Stelle des fränfifhen actor dominicus oder villicus getreten 
fei, berubt auf einem offenbaren Irrthum i8). Als reichsgrund⸗ 
herrlicher Beamter wird ber Schultheiß zuweilen au Billicus !®) 
und noch in den Urkunden des 14. Jahrhunderts des Reiches 
Amtmann genannt ?%). ben folche reichsgrundherrliche Beamte 
waren bie Ammänner oder ministri in Ulm, Ehlingen, Reutlingen, 
Kaufbeuren, Ueberlingen u. a. m., welche auch Schultheiße genannt 
zu werben pflegten, dann die Schultheiße in Aachen, Nürnberg, 


„wagt gewefen ist, finen wagt wieder zuflofsen, unbe aber nutzen zu 
„finem notze als vor.“ vergl. Radevicus, gest. Frid. Il, 76. Wibber, 
IV, 200—202. 

18) Grimm, I, 774. vergl. Meine Einleitung zur Geld. ber Marks x- 
Vrf. p. 121. 

14) Urk. von 1818 in Histor. Norimb. p. 227. 

15) Stabtredht 8. 87 bei Wigand, Korv. Seid. II, 220 f. 

16) Meine Geſch. der Fronh. I, 229—284 und oben $. 148, 145 u. 160. 

17) Urk. von 1277 bei von Ficharb, p. 851. Eines scultetus de Fran- 
koneford wird bereits erwähnt in Urk. von 1189 bei Wend, II, 120. 
und in Urk. von 1193, 1194, 1211 u. a. m. bei Böhmer, p. 19, 
20, 21. 

18) von Fichard, p. 20 u. 21. Heusler, Vrf. Geſch. p. CB. 

19) Zwei Urk. von 1219 bei Boehmer, I, 27 u. 28. 

20) Urk. von 1833 bei Böhmer, p. 525. — „daz unfer ampiman unb 
„ſchultheizze ze Franchenfurt“ — von Yichard, p. 64. 
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Kaiferslautern u. a. m., welche abwechfelnd auch Richter (judices) 
genannt worben find 21). 

Auch die Präfecte und Burggrafen in jenen Städten, in 
welchen fich Taiferlihe Burgen befanden, waren ihrem Urfprunge 
nach reichsgrundherrliche Beamte. Solche Präfecte, welche mit bem 
Dberbefehl in der Burg die Verwaltung und Gerichtsbarkeit in 
der Stabt vereinigten, findet man in Magdeburg (6. 90), in Mei- 
Ben 22), in Hamburg u. a m. Wan nannte das Amt dieſer Prä- 
fecte eine Präfectur (praefectura), 3. B. in Magdeburg und Ham- 
burg 22), und die Städte, welchen ein folcher Präfect vorgeſetzt 
war, Präfecturjtäbte (praefecturae). Zum Unterſchiede von ihnen 
wurben aber die übrigen Reichsftäbte, an deren Epite fein Präfect 
ftanb, civitates imperiales und civitates regales genannt?*). Ein 
Unterfchied, der übrigens ohne weitere Bedeutung gewejen ift, ur: 
fprünglich vielleicht auch auf einem bloßen Irrthum beruht hat?%), 
und ſich auch frühe fchon wieder verloren hat, indem öfters auch 
die Präfecturftäbte civitates und die Stabtgrafen praefecti urbis, 
und feit dem 12. Jahrhundert die Einen und bie Anderen Burg: 
grafen genannt worden find 25). Auch diefe Präfeete und Burg⸗ 


21) Url. von 1276 u. 1296 bei Würdtwein, monast. Palat. I, 866, II, 
196. und oben $. 148, 145 u. 160. 

22) Bruno, de bello Sax., c. 11 bei Pertz, VII, 882. Burchardus Mis- 
neneis praefectus. 

23) Chronograph. Saxo ad an 968 bei Leibnitz, scriptor. rer. German. 
1, 177. Vita Anskarii, c. 16 bei Pertz, II, 700. comes, qui prae- 
fecturam loci illius tenebat. 

24) Urk. von 970 bei Boehmer, regest. Nr. 873. in Trevirorum urbe 
aliisque imperii nostri civitatibus vel praefecturis. Der: 
ſelbe Unterſchied zwiſchen civitetes und praefecturae findet fi) noch in 
Ur. von 978, 990 u. 1005 bei Zyllesius, defensio Abbat. S. Maxi- 
mini, p. 26, 27 u. 29. und Urk. von 1005 u. 1065 bei Hontheim, I, 
851 u. 407. 

248) Präfecte, d. h. Vorgelebte, nannte man nämlich nicht bloß bie Grafen 
und Burggrafen, jondern frühe Ion bie Schultheiße, insbeſondere auch 
in Magdeburg. Daher nannte man aud das Schultheißenamt eine 
Präfectur. Urk. von 1213 in Chroniken ber niederſächſiſchen Städte, 
I, 422. — officium, prefecture civitatis nostre, quod schultedum 
wigariter sppellatur, — 

25) Altes glossar. in Diutiska, III, 216. praefecti, burcgraven. 
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grafen in ben veichögrundherrlihden Städten waren nun ihrem 
Urfprunge nad reihsgrundherrliche Beamte. Da die Burgen, wie 
wir gejehen, nichts anderes als befeftigte Fronhoͤfe waren, fo müflen 
auch die Burgvögte, die Burgpräfecte und Burggrafen Fronhof⸗ 
beamte geweſen fein. Roc zur Zeit der NRechtsbücher Hatten fie 
daher, wie die übrigen Fronhofbeamten, über unrechtes Maß und 
Gewicht, über den Verkauf von Lebensmitteln u. dergl. m. zu 
richten 2°), Der Burggraf von Straßburg war noch zur Zeit des 
alten Stabtrechtes der herrichaftliche Beamte in der Altftabt (6. 22). 
Eben fo ift der Burggraf zu Augsburg ein herrichaftlicher Beamter 
des Biſchofs geweſen. Seine Gerichtäbarkett war demnach urfprüng- 
lich befchränft auf die bifchäflihe Dienerfchaft und auf die Juden, 
welche dajelbft bifchöfliche Kammerfnechte waren, dann auf Markt- 
und andere unbedeutende Streitigkeiten 27). Aber auch in vielen 
anderen Städten waren die Burggrafen bie herrichaftlichen Beamten 
auf der Burg und in ber Stadt. Sie führten den Oberbefehl über 
bie Burgmannen und hatten die Gerichtsbarkeit über fie und über 
ihre Angehörigen und die Aufficht über die hörigen Handwerker. 
Auch hatten fie die übrigen berrichaftlichen Angelegenheiten in ber 
Stadt zu beforgen mit derſelben Kompetenz wie die herrfchaftlichen 
Beamten überhaupt ($. 124). Anch die Burggrafen von Nürn⸗ 
berg machen bievon feine Ausnahme. Zwar reichen bie eriten 
Nachrichten über ihr Verhältniß zur Stadt nicht über das 15. Jahr: 
hundert hinauf. Damals hatte ſich aber ihr urfprängfiches Ver: 
hältniß offenbar ſchon geäntert. Darum Tann ich der Anftcht des 
Herrn von Rancizolle nicht beipflichten, der es bezweifelt, daß 


26) Schwäb. Landr. W. c. 4. Ruprecht von Freifing, J, 4. Meine Geſch. 
ber Fronhöfe, II, 460 

27) Gassar. ad an 1276 bei Mencken, I, 1458 u. 1459. sicuti et burg- 
grafii jurisdictio solum in judaeos, pfafforum famulicia, et quae 
horum intra civitatis nostrae pomeria compraehenduntur,, ekten- 
ditur. — nec ultra quinque solidos mulctam petere, nec debet 
alia hic, nisi oenopolas et esculenta, quse in foro prostant, prae- 
terea bilancinam pondera, liguidoram et aridorum mensuras, 
aequalitatemgue ulnaram administrare. vergl. von Stetten, Geld. 
I, 78. Stabtredt von 1276 bei Freyberg, p. 115—127. und oben 
$. 22. 


® 
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die Burggrafen von Nürnberg daſſelbe geweſen feien, was die 
Burggrafen von Magdeburg u. a. m. ganz gewiß waren, nämlich 
die erften und oberften Beamten in der Burg und in dem zur 
Burg gehörigen Gebiet 2e). Schon der ihnen beigelegte Name 
fpricht dafür, daß auch fie urfprünglich eine Lokalbehörde geweſen 
find. Denn insgemein werben fie genannt praefectus Nuren- 
bergensis ober praefectus de Niurenberg ?®), dann comes de Nu- 
renberg, advocatus de Nurnberg ober burggravius de Num- 
berch 9). Nach der Analogie anderer Städte bedeuten aber alle 
biefe Benennungen nichts anderes, als einen Stabtgrafen ober 
comes urbis. Zwar wurde den Burggrafen von Nürnberg die 
Reichsburg, von welcher fie ihren Namen erhalten hatten, frühe 
ſchon entzogen und bereit im Jahre 1349 das Burgregiment der 
Stabt jelbft übertragen ?!). Hieraus folgt jeboch nur jo viel, daß 
die mächtig emporftrebende Stadt frühe fchon begonnen bat, bie 
Burggrafen aus der Burg und aus der Stabt zu verdrängen. Die 
ihnen nach wie vor in der Stadt gebliebenen fehr bedeutenden 
Rechte und Gerechtſame beurfunden jedoch hinreichend ihre urfprüng- 
lihe Stellung und Bedeutung. Ste behielten nach wie vor eine 
Burg im der Stabt und die Bewachung eines Thores neben jener 
Burg. (Castrum quod tenet ibidem, custodiam portae sitae 
prope item castrum). Sie hatten Gerichtsbarkeit in der Stadt 
und zwar den Blutbann, welchen fie gemeinichaftlich mit bem 
Reichsſchultheiß von ihrem Stellvertreter (einem officialis, Amt- 
mann ober Vogt) ausüben ließen. (offictalis burggravii una cum 
sculteto nostro in civitate Nuremberg judicio praesidebit). 
Diefer ihr Stellvertreter erhielt dafür zwei Drittheife der Einkünfte 
dieſes Berichtes. Ste jelbft aber erhielten zehn Pfennige von dem 
Schultheißenamt (officium sculteti), dann zehn Pfund von dem 
300, von jeder Schmievewerfftätte in der Stadt (quaeque fabri 

in Nurenberg — quaeque fabrica ferri dietae civitatis) eine 


— — — 


28) von Lancizolle, Geſch. ber Bildung bes Preuſiſchen Staats, I, 760 -88. 

29) Urf. von 1163 u. 1166 bei Lang, regest. I, 247 u. 2857. 

30) Biele Urkunden bei Seibel, von dem Burggrafitbum Nürnberg, 
p. YB fe Yung, grünblide Anweifung, was bie comicia Baurg- 
gravise u. f. w. p. I, 113 ff. von Lancizolle, I, 89 ff. 

31) von Lancizolle, I, 78-88. 
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jährliche Abgabe, von jeder Hofitätte (area) auf einer Seite ber 
Brüde (auf der Lorenzfeite) den Grundzins und zur Zeit ber 
Erndte einen Schnitter (tempore messis unum messorem), in ben 
Reihswaldungen das dritte Stüd Wildpret, den britten Baum, 
den Windbruch und alles gefallene Holz und auf der zum Bis: 
thbum Bamberg gehörigen Seite das Forftamt, alfo das Yorftamt 
im St. Sebaldswalde 22). Woraus folgt, daß bie Burggrafen von 
Nürnberg urfprünglih eine Aufficht über die Zölle, über bie 
Schmiedewerfftätte (wahrſcheinlich über alle hörigen Handwerker), 
über die Hofftätten und über die Reichswaldungen gehabt haben, 
und daher, wie in anderen grundherrlichen Städten, bie herrſchaft⸗ 
lichen Beamten der Burg und des zur Burg gehörigen Gchietes 
gewelen find. 

Diefe Burggrafen waren jeboh nur ihrem Urjprung nad 
grundherrlihe Beamte. Denn fie hatten meiſtentheils auch ffent: 
liche Gewalt, entweder die ganze öffentliche Gewalt ober wenigſtens 
einen Theil, 3. B. die Eivilgerichtsbarfeit, erhalten. 

Bon ihnen verfchieven waren nun diejenigen Yurggrafen, 
welche ſich in Reichsſtaͤdten befanden, in welchen weder bie Könige 
noch die Landesherrn eine Burg hatten, 3. B. die Burggrafen in 
Köln, Mainz u. a. m. Sie waren natürlich auch ihrem Ursprung 
nach Feine grundherrlichen Beamten, vielmehr gleih von Anfang 
an Öffentliche an die Stelle ber Gaugrafen getretene Stabtgrafen. 
Da nämlid im Mittelalter jede Stadt eine Burg war, und auch 
jo genannt worben Hit, fo konnte jeder Stabtgraf auch Burggraf 
genannt werden, ohne daß es nothwendig ift, das Wort Burg 
von Bur, d. 5. Burgenoflenichaft, abzuleiten, wie dieſes 3. B. 
Ennen will?) Da nun auch die Burggrafen ber erjten Art 
meiftentheils öffentliche Gewalt erhalten hatten, jo beitand fpäterhin 
zwilchen beiden Arten von Burggrafen fein weiterer Unterjchteb 
mehr, als daß die Burggrafen ber zweiten Art bloß öffentliche 
Beamte waren, aljo 3. B. in Köln keine grundherrliche Gerichts: 
barkeit über Maß und Gewicht, über den Verkauf von Lebens: 


82) Lehenbriefe von 1278, 1281, 1800 u. 1862 in Hist. dipl. Norimb, 
p. 167, 168, 204 u. 409. 
88) Ennen, Geſch. I, 566. 
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müteln u. ſ. w. 3%), und daher einen zweiten (grundherrlichen) 
Beamten zur Beſorgung der grundberrlichen Angelegenheiten neben 
ich hatten, während die Burggrafen der erjten Art öfters zwar 
ebenfalls einen zweiten Beamten neben fich hatten, zur Beforgung 
berjenigen öffentlichen Angelegenheiten, welche ihnen nicht über: 
tragen worden waren, welche daher meiſtentheils öffentliche Beamte 
waren. 

Bon beiden Arten verfchieben waren nun wieber biejenigen 
Burggrafen, welche wie wir gejeben, gar Feine öffentliche Gewalt 
hatten ($. 125). Es hat demnach breierlei Arten von Burggrafen 
gegeben, folche, welche keine öffentliche Gewalt gehabt haben, dann 
Burggrafen, welche urſprünglich grundherrlide Beamte geweien 
find, welche aber, wie 3. B. in Etraßburg und Augsburg einen 
Theil der Öffentlichen Gewalt, oder, wie in Nürnberg und Magde⸗ 
burg die ganze Öffentliche Gewalt erhalten haben, und endlich 
Burggrafen, welde, wie 3. B. in Köln und Mainz, niemals eine 
grundherrliche Gewalt, vielmehr immer nur eine öffentliche Gewalt 
gehabt haben. 


e. Reite Der äffentligen Gewalt in Den Reichſſtädten. 
§. 469. 


Die Deutfchen Könige waren im allen Neichsftädten, in ben 
reihsgrundherrlichen wie in den freien und gemiſchten Neichsftädten, 
die Inhaber der Bffentlichen Gewalt. Alle öffentliche Gewalt tm 
ganzen Reich ging von ihnen aus. Daher durfte die öffentliche 
Gewalt nur von denen ausgeübt werben, welchen fie von bem 
Deutfchen König übertragen worden war. Sn jenen Xerritorien 
und Städten aber, in denen fie feinem Anderen übertragen worben 
war, blieb fie bem König ſelbſt. Und dies war urfprünglid in 
allen Reichsftänten der Fal. Zu ben Mechten der öffentlichen 
Gewalt gehörten nun vor Allem das Gebot und Verbot oder 
das Bannrecht, dann der Schub und Schirm gegen jegliche 
Gewalt und. daher auch das Geleitweſen und die öffentliche 
Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann. 


34) Schiedſpruch von 1258 Nr. 20 in Quellen, II, 882 u. 892. 
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Das Net in den Angelegenheiten ber öffentlichen Gewalt 
zu gebieten und zu verbieten, das Gebot und Verbot oder 
das Bannrecht hatten die Deutſchen Könige urfprünglich in allen 
Königsftädten und Reichsſtädten. Denn fo nannte man ja gerade 
jene Stäbte, in welchen das Bannrecht noch niemand Anderem 
verliehen, aljo dem König ſelbſt geblieben war. Unb man nannte diejen 
Bann eben darum, weil er dem König gehörte, und weil ihn ohne 
Königlihe Verleihung niemand ausüben durfte, den Königs: 
baun. Und auch in fpäteren Zeiten gehörte noch das Recht zu 
gebieten und zu verbieten zu den Rechten ber öffentlichen Gewalt 
in den Reichsſtädten, z. B. in Weblar !) u. a. m. Mit dem Rechte 
zu Gebieten war das Net Verordnungen zu machen ver: 
bunden. Und auch dieſes Recht übten die Deutichen Könige in 
allen Königs- und Reichsſtädten aus, öfters ſogar noch feit dem 
16. Jahrhundert. 

Ein weiteres Necht der Öffentlichen Gewalt war die Schirm: 
gewalt. Der König war der Oberſte Schirmherr des ganzen 
Deutſchen Reichs, um fo mehr war er alfo auch der Schirmherr 
ber Reichsjtädte. Denn Neichsftädte nannte man ja gerade die: 
jenigen Städte, welche unter dem unmittelbaren Schuße des Königs 
jtanden oder wieder unter biefen bireften Schuß gejeßt worben 
find, wenn fie früher einem Landesherrn unterworfen waren, wie 
diejed 3. DB. in Bern ?) und in Lübed?) der Fall war. Der Stadt 
Nürnberg war es ſogar ausdrücklich zugefichert, daß fie feinen 
anderen Schirmherrn als den Deutfchen König haben ſolle 9). Zu 
biefer Schirmgewalt gehörte nun vor Allem auch die Aufrecht⸗ 
haltung des öffentlichen Friedens oder des Königsfriedens in der 
Stadt, 3. B. in Worms). Und die Deutichen Könige ließen 
biefen Stadtfrieden ſehr häufig durch ihre Reichslandvögte und 


1) Urk. von 1586 bei von Ulmenftein, II, 24. „die Vogtey zu Wetzlar 
„und das Gebietsrecht, mit ben dazu gehörigen Gerechtſamen und 
„Nutzungen“ —. 

2) Hanbfefte von 1218 8. 1. — in nostrum et imperii romani domi- 
nium recepimus et defensionem —. 

3) Urk. von 1226 im Lüb. Urkb. I, 46. 

4) Privilegium von’ 1219 $. 1. 

5) Urk. von 1156 u. 1220 bei Morig, II, 146 u. 156. 
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Landrichter handhaben, z. B. in Frankfurt 9, in Konftanz, in Straß- 
burg, Goslar und Weißenburg. Als im Jahre 1332 in Straßburg 
die Kämpfe zwilchen ven beiden hervorragendſten Geſchlechtern, den 
Zornen und den Mühlheimern begannen, trat ber Landvogt des 
Elſaſſes dazwiſchen, um den Streit zu vermitteln (do. dis gejchelle 
„geichach do warp der landvoget — umb einen frieden zwüjchent 
„ven zweien parten” —)T). Eben fo mußte in Konſtanz der Land⸗ 
vogt von Schwaben einjchreiten, wenn unter den Bürgern ein Nuf: 
ruhr entſtand ). In Goslar hatte der Neichslandrichter dem 
Zandfrieden zu handhaben und die Landfriedensbrüche abzuurthei- 
in). Und in Weißenburg follte, wie wir gejehen haben, zuerft 
ber Unterlandvogt und dann der Oberlanduogt zur Handhabung 
der öffentlihen Ordnung in der Stadt angerufen werden, wenn 
die Gewalt des Stadtvogtes und des Schultheiß zu dem Ende nicht 
mehr hinreichte (F. 466). Für dieſen Schutz mußten manche 
Reichsſtaͤdte ein Schutzgeld an den Schutzherrn entrichten, z. B. 
Wetzlar noch im 16. Jahrhundert 10), 

Mit der Schirmgewalt war auch das Geleitweſen und 
ber Schub der Landſtraßen verbunden. Die Ertheilung des 
fideren Geleites und die Handhabung defielben gehörte von je her 
zu den Rechten ber Königlichen Gewalt, 3. B. in Bern !!), in 
Nürnberg 12), in Weblar u. a. m. 12), insbefondere auch in den 
Ihwäbiichen Meichsftäpten Buchhorn, Ravensburg, Waldjee u. a..m. 
Nur die Stadt Biberach wollte den Geleitboten der Landvogtei im 
16. Sahrhundert nicht mehr durch die Stabt paſſiren laſſen 19). 


6) Urk. von 1364 bei von Fichard, p. 864. „Wann Wir fchirm, fride 
„und gnade in aller czeit gern mahen" —. 

7) Königshoven, p. 804. 

8) Speth, Beſchreibung von Konflanz, p- 228 u. 229. 

9) Mehrere Urkunden bei Göſchen, Goslar. Stat, p. 617 u. 518. 

10) von Ulmenftin, IL, 251. 

11) Handfeſte von 1218 $. 4. 

12) Urf. von 1313, 1347, 1857 u. 1366 in Hist. Norimb. dipl. p. 227, 
829, 871 u. 438. 

18) Vertrag von 1536 bei von Ulmenflein, II, 24 u. 27. und oben $. 84. 

14) Beſchreibung ber Reihslandvogtei in Schwaben von 1594 bei Wegelin, 
11, 168. „Die Stadt Biberach will auch der Landvogtey Glaits-Botten 
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Chen fo war der Schuß der Landitraßen und bie bamit verbun« 
dene Gerichtsbarkeit ein Recht der Königlichen Gewalt, 3. B. in 
Dortmund 1). Auch in Memmingen und in anderen Reichsftädten 
in Schwaben war der Ehuß und der Schirm der Landſtraßen 
noch am Ende des 16. Jahrhunderts ber Lanbvogtei felbft vorbe⸗ 
halten 10). 

Ein Hauptrecht der Öffentlichen Gewalt war endlich auch noch, 
wie wir geſehen, ber Heerbann und das Recht einen Ort zu be- 
feitigen ($. 6, 29 u. 30), und die öffentliche Gerichtsbarkeit, zu 
welcher auch die Ausübung des Blutbanns gehört hat. 


$. 470. 


Die öffentlihe Gerichtsbarkeit lag urfprünglich in ben 
Händen der Saugrafen und der Gentgrafen. Die Gaugrafen hatten 
die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann, die Centgrafen aber 
(die Centenarien eben ſowohl wie die Schultheiße und die Vilarien) 
bie niedere Gerichtsbarkeit, aljo die Eivilgerichtsbarfeit mit Aus: 
ichluß des Blutbanns. Auch die Städte haben urfprünglich unter 
ihnen geftanden. Die emporſtrebenden Stäbte erhielten jedoch frühe 
ſchon entweder einen eigenen öffentlichen Beamten oder Immunität 
von den Öffentlichen Gerichten, von den Gau: und Eentgerichten 
‚ oder doch wenigftens von den Lebteren. So erhielten Köln, Mainz 
und Trier ſchon zur Fräntifchen Zeit einen eigenen Grafen (8. 89), 
vielleicht auch ſchon Regensburg und Bafel. Und aus dem zu 
ihrem &omitat gehörigen Gebiet (Gau oder Grafichaft) ift meiſten⸗ 
theils das fpätere Gebiet der Stadt felbft hervorgegangen. So lag 
Köln im Kölngau und das fpätere ſtädtiſche Gebiet beitand aus 
einem großen Theile des ulten Gaues!). Eben fo lag Mainz im 


„dur ihr Stadt mit offnem Glaidt nicht paffiren laffen, ba es doc 
„eine ehehaffte alte Befugſame ifl, und andere Ständt bes Reichs, als 
„Stadt Buchorn, Etadt Ravenſpurg, Waldfee, Erbtruchleffiihe und 
„Fuggeriſche Herrſchafften durch dero Gebieth ermeldt biß gen Gög— 
„lingen auf die Donaubrugg des dritten Jochs unwaigerlich ge: 
„ſtatten.“ 

15) Stadtrecht 8. 37 bei Wiegand, II, 220. 

16) Beſchreibung von 1594 bei Wegelin, II, 161 u. 166. 

I) Urk. von 898, 941 u. 1005 bei Lacomblet, I, 43, 52, 58 Not. u. 89. 
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Mainzgau 2). Und noch im 15. Jahrhundert nannte man das 
zur Stabt gehörige Gebiet die Grafichaft von Mainz 2). Auch 
Trier lag im Triergau ®) und das zur Stabt gehörige Gebiet bil- 
dete einen eigenen Comitat ®). Eben jo lag Bonn im Bonngan ®) 
und Regensburg in einem eigenen Gomitat im Donaugau. Auch 
hatte Regensburg feinen eigenen Grafen 7) und fchon zur fraͤnkiſchen 
Zeit einen Vicarius und einen Subpicarius®). Auch Bafel lag 
im 9. Jahrhundert im Bafelgau und die fpätere Bannmelle ber 
Stadt Hatte diefelbe Grenze mit dem alten Gau). Vielleicht 
bildete auch das aus 21 Dörfern beftehende Gebiet von Aachen, 
worin der Kaifer der Lanbesherr und die darin wohnenden Leute 
Reichsunterthanen waren, einen alten Gau. Daher nannte man 
jenes ſtädtiſche Gebiet auch in fpäteren Zeiten no das Aachner 
Reich oder das Reih von Aa 1%). Auch in Speier findet 
man, ſeitdem es in den Jahren 969 und 989 Immunität von ben 
öffentlichen Gerichten erhalten und unter den bifchöflichen Vogt ge- 
ftellt worben war, einen eigenen Schultheiß, aber noch feinen eige- 


in pago coloniensi — et in colonis eivitate. — in pago Colin- 
gauwe et comitatu —. 

2) Urf. von 1064 bei Lacomblet, I, 129. in pago mogoneiacensi — 
in ipsa magoncia —. 

3) Friebenebuh um 1430 $. 87 bei Mone, VII, 17. — „tein gut in 
„Menge ober in der grafichaft zu Menge“ vergl. unten $. 489. 

4) Urf. von 895 bei Hontheim, I, 232 

5) Ur. von 966 bei Hontheim, I, 808. in comitatu vel suburbio 
Trevirorum —. 

6) Urk. von 815, 941, 970, 1020, 1047 u. 1067 bei Racomblet, I, 16, 
52, 66, 97, 118 u. 136. 

7) Url. von 1002, 1008,"1026 u. 1028 bci Ried, I, 118, 126, 146 u. 
147. — in civitate Radespona, in comitatu Ruotperti situm —. 
infrae urbem Radesponam in pago Tuonocgowe et in comitatu 
Ruodpeti comitis —. in loco Ratisponensi, in pago Duonchgouvi, 
in comitatu Ruotberti — Ruotperht Ratisponensis comes —. 

8) Anamodi Ratispon. tradit. S. Emmeran. I, c. 27, 39 u. 72 bei 
Pez, thesaur. I, P. Ill, p. 220, 227 u. 245. vergl. oben $. 86. 

9) Ochs, II, 90. Not. 

10) NRoppius, ‚p. 140 — 143. vergl. Meine Einleitung zur Geld. der 
Mark ıc. Vrf. p. 58. 

v. Maurer, Stäbteverfaffung. III 21 
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nen Vogt für die Stadt. Tie Stadt ftand vielmehr Hinfichtlich der 
hoben Gerichtsbarkeit theils unter dem Stiftsuogte des bifchöflichen 
Territoriums 11), theil® auch noch unter bein Reichslandvogte des 
EC peiergaus 12). Da jedoch die Bürger mit der Immunität das Necht 
vor Tein Gericht außerhalb der Stadt gezogen zu werden erworben 
hatten 12), jo mußte ber Etiftsvogt das Vogteigericht für die Bür- 
ger in ber Etadt felbft halten ($. 91), bis fpäterhin ein cigener 
Vogt für die Stadt angeftellt worden ift. Eben fo findet ſich auch 
in Zürich urjprünglih nur ein Schultheiß und fpäterhin erft auch 
noch ein Reichsvogt für die Stadt. In Zürich hatten nämlich 
mehrere in der Stabt angefeflene Grundherrſchaften, namentlich 
aud) tie Abtei Frauenmänfter, ihre eigenen berrichaftlichen Gerichte 
($. 121).. Schr wahrſcheinlich war auch mit dem dafelbft befind- 
lichen Königshofe ein eigenes unter einem Schultheiß ftehendes 
Königliches Hofgericht für die bafelbft wohnenden Fiscalinen ver: 
bunden, welchem zu gleicher Zeit, wie in anderen SKönigsftäbten, 
ein Theil der öffentlichen Gewalt, die Sentgrafengewalt ohne den 
Blutbann, übertragen gewefen if. Mit dem Königshofe kamen 
aud) die damit verbundenen Nechte über die Fiscalinen und über 
bie dafelbjt wohnenden freien Leute 4), mit diefen aber offenbar 
auch die niedere Öffentliche Gewalt, fo weit fie dem Schultheiß oder 
Centgrafen zuftand, an die Abtei Frauenmünfter. Daher war da⸗ 
jelbjt der Schultheiß ein Minifteriale der Aebtiſſin und bis ins 16. 
Jahrhundert ihr Beamter. Seine Amtsgewalt war aber doppelter 
Art. Sie war theils eine herrichaftliche theils eine öffentliche. 
Eeine herrſchaftliche Gewalt war beichränft auf bie zur Abtei 
* Frauenmänfter und zu dem ehemaligen Königshof gehörigen Län 
bereien. Die bavon verſchiedene öffentliche Gewalt dagegen erſtreckte 


11) Urt. von 969 u. 989 bei Remling, p. 15 u. 19. 

12) Urk. von 1815 u. 1847 bei Lehmann, p. 256 u. 665. 

13) Urk. von 1111 u. 1182 bei Nemling, p. 89 u. 128. 

14) Urt. von 858 bei Neugart, I, 284. curtim nostram Turegum — 
cum omnibus adiacentiis vel aspicientiis ejus —. Urlk. 
von 924, eod. I, 651. in Zurich curtem (nad dem Zufammenhaug 
ber Königshof) — et quicquid ad ipsis pertinet — et All 
vectigalibus, censibus de isto monte —. Iſt offenbar von 
freien Zinsleuten zu verfiehen. vergl. oben $. 24 u. 71. 
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fih über die ganze Stadt und umfaßte mit Ausſchluß des Kö⸗ 
nigbanns alle übrige öffentliche Gewalt, wie fie vordem jchon dem 
Schultheiß oder Gentgrafen zugeftanden hatte 15). Da die Aebtijjin 
nur die Kent: oder ivilgerichtsbarkeit erworben hatte, jo dauerten 
die Gaugerichte in Zürich nach wie vor fort bis in die Mitte des 
10. Sahrhunderts 19). Denn erft feit der Beſtellung eines Reichs⸗ 
vogtes für die Stadt haben ſich biefelben verloren Eines eigenen 
Meichsvogtes in Zürich wird erſt feit dem Jahre 972 erwähnt 
($. 89). Die Neichsvögte traten an die Etele der Gaugrafen. 
Cie waren die Stellvertreter des Kaifers, welche namens bes Kai— 
ſers die hohe Gerichtsbarkeit in der Stadt zu beforgen hatten 17). 
Daher findet fich feit jener Zeit Fein Gaugericht mehr in der Etadt. 
Das lebte, deſſen Erwähnung gejchieht, ift von Jahre 964. Mit 
ver berzoglichen Gewalt erhielten im Sabre 1096 die Järinger Für— 
ften auch die Reichsvogtei in der Stabt Zürich ?%). Und fie er: 
hielten ſich auch jpäterhin mit wenigen Unterbrehungen in deren 
Beſitze. Erjt nad) ihrem Ausfterben (im Sahre 1218) fiel aud 
die Reichsvogtei wieder an das Reich zurüd und Zürich wurde jo: 
dann wieder eine Neicheftadt, was fie auch bis zur Ausfcheidung 
der Schweiz aus aller Verbindung mit dem Deutfchen eich ge: 
blieben ift 19). 

Die Bicarien und Edhultheißen in Negensburg, Epeier und 
Züridy Hatten demnach nur die Gentgrafengewalt in ter Etadt. 
Hinfichtlich der hohen Gerichtsbarkeit ftanden fie aber noch bis ins 
10. und 11. Jahrhundert unter den Oaugrafen oder wie in Speier 
unter den an die Stelle der Gaugrafen getretenen Vogteibeamten, 


15) Bluntidli, I, 180 u. 173 fi. 

16) Urk. von 947, 963 u. 964 bei Neugart, 1, 691, 592, 604, 606 u. 
609. 

17) Urk. von 1210 bei Bluntfhli, I, 189. Dei et Imperätorum ac re- 
gum dono constitutus judex et advocatus qui vulgo Kastvogt 
dicitur i. e. in omne Thuregum Imperislem jurisdictionem tenens. 
Ur. von 1210, eod. I, 180. in oppido Turicensi — Imperatoris 
gratis ipsius locum tenens. 

18) Otto Frisingens. de reb. gest. Fried. I, c. 8. Urt. von 1210 bei 
Bluntſchli, I, 189. Not. 48. 

19) Bluniſchli, I, 186—188. 

21 * 
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ebenfalls Hatten aber oder erhielten bereits im 10. Jahrhun⸗ 
dert alle Königsftädte fchon vollftändige Immunität ($. 89, 117 
u. 118). 

$. 471. 


Erft durch die Immunität der Städte entitand das Bedürfniß 
einen eigenen öffentlichen Nichter in der Stabt, d. h. einen Öffent: 
lihen Stabtrichter zu haben. Vorher hat es in den Etäbten nur 
herrichaftliche Michter (einen ober mehrere Fronhofbeamte) und bie 
und da auch noch einen Stadtmarfrichter, was meiſtentheils der 
Gemeindevorſtand felbft war, gegeben. Denn auch die Etäbte 
ftanden binfichtli der Hffentlichen Gewalt unter den Gau: und 
Gentgerichten. Der freie Verkehr und die mit ihm verbundene 
Marktfreiheit und Gerichtsbarkeit hat jeboch frühe ſchon zur Im⸗ 
munität von den dffentlihen Gerichten und zur Errichtung eigener 
Stadtgerichte geführt ($. 88, 117, 118, 170). Zwar fonnte der 
befondere Schu und Frieden des Königs, unter welchem die Markt⸗ 
orte ftanden, auch durch die Gau: und Landgerichte gehandhabt 
werden. Und in vielen Städten ift dieſes längere Zeit auch wirt: 
lich gejchehen, 3. B. in Speier, Ulm, Züri (6. 470 u. 472) une 
auch in Halle, wo noch im 14. Jahrhundert die hohe Gerichtsbar: 
feit mit dem Blutbann von dem -Burggrafen von Magdeburg und 
nur die übrige Gerichtsbarkeit von dem Etabtichultheiß oder Pr&- 
fect beforgt worden tft !). Da jedoch die Märkte ſelbſt nicht unter 
den Gau: und Landgerichten ſtanden, das zu einen Stabtrecht er: 
weiterte Marktrecht alfo eines eigenen Beamten beburfte ($. 89), 
jo mußten wenigftens für bie Civilgerichtsbarfeit eigene Stabtge- 


. richte errichtet werben, wie biejes denn auch frühe fchon in Re— 


gensburg, in Speier, Ulm, Züri) und in Halle gefchehen ift. Die 
Errichtung eigener Stabtgerichte war aber um fo nothwendiger, da 
mit der Immunität das Recht der Stadtbürger verbunden war, 
vor feinem auswärtigen Gerichte vielmehr nur in der Stabt ſelbſt 
belangt werben zu dürfen, ein Grundfaß der frühe ſchon in Köln 
und Speier ($. 89), aber au in Straßburg 1.), in Hagenau 2), 


1) Schöfjenbrief von 1235 $. 2, 7 u. 9 bei T. u. St. p. 296. 
la) Urf. von 1129 bei Schoeptlin, I, 207. Siadirecht, art. 81 bei Gran- 
didier, p. 55. 
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in Gelnhaufen ?), in Lübe 4), in Mainz °), in Bern ®), in Gos⸗ 


- Jar ?), in Nürnberg 9), in dranffurt), im Sahre 1274 fogar für 


alle Königsftädte von Rudolf von Habsburg ausgefprochen worden 
it 1%). Da nämlid die Immunitätsſtädte Freiungen ober Freihei⸗ 
ten waren ($. 96), jo durfte in der Regel Tein Bürger aus feiner 
Freiheit heraus an ein fremdes Gericht citirt werben, wie vieles 
mande Stadtrechte, 3. B. jenes von Habersleben, ausdrücklich 
fagen 11). Das Recht der Stabtbürger nur in ber Stadt felbit 
belangt werden zu dürfen, war demnach eine nothwendige Eonfe- 
quenz ber erhaltenen Immunität. Späterhin erhielten die Stabt- 
gerichte, jogar Freiheit von den Kaiferlihen Landgerichten. Und fie 
famen ſodann unmittelbar unter Kaifer-und Reich, 3.93. das Stabts 
gericht von Nürnberg 12). Die Stabtbürger‘, welche jenem‘ Verbot 
zuwiber einen Bürger vor einem auswärtigen Gerichte belangten, 
wurben geftraft. Nur dann, wenn ein Bürger fein Recht nicht 
bei dem Stabdtgerichte nehmen wollte, durfte man ihn bei ben 
Reichögerichten belangen, 3. B. in Goslar 12), und es trat fodann 
jogar wieder das Fauftrecht gegen ihn ein ($. 110). 


2) Stadtrecht von 1164 $. 8 und Privilegien von 1255 bei Gaupp, I, 
97 u. 102. 

8) Urk. von 1170 bei Lünig, vol. 18, p. 784. 

4) Urk. von 1188 im Lüb. Urfb. I, 10. 

5) Ur. von 1185 bei Guden, I, 119. 

6) Handfefle von 1218, $. 29. 

7) Privilegien von 1219 bei Göſchen, p. 114. und Heineccius, ant. 
Gosl. p. 219. 

8) Urk. von. 1818 u. 1928 in Hist. Norimb. p. 227 u. 271. 

9) Urk. von 1291, 1294 u. 1299 bei Böhmer, Urkb. I, 259, 287 u. 323. 

10) Urt. von 1274 bei Pertz, IV, 899. ut nullus extra hujusmodi 
civitates in judicium evocetur, sed si quis contra cives dic- 
torum locorum aliquid habuerit actionis, coram iudice-civi- 
tstis. — 

11) Hadersleber Stabtreht, c. 16 im Corpus constit. Slesvicens. II, 
455 f. 

12) Urk. von 1455 bei Sendenberg, Kaiferl. Gerichtobarkeit, Beil. Nr. 45, 
p. 188. und in Hist. Norimb. II, 661. — „wie wol baß Gie unb 
„Unfer und bes Reichs Gericht dafelbs zu Nurmberg,.ohne Mittel 
„unter Unß ale Romifhem Kayfer gehören.“ — 

13) Privileg von 1219 bei Heineccius, p. 219. und Göſchen, p. 114. 
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Seit dem 10. Jahrhundert hatten nun bereits alle Königs: 
ftädte vollftänbige Immunität oder wenigflens einen eigenen öffent⸗ 


lichen Beamten, die Stähte Köln, Mainz und Xrier wahricheinlih 


ſchon zur Fräntifchen Zeit. Daher fintet man feit jener Zeit in 
fehr vielen Königs: oder Neichsitädten zwei zur Bejorgung der 
öffentlichen Gerichtsbarkeit beftellte Beamte, Einen für bie hohe 
Gerichtsbarkeit, weldyer dem Gaugrafen entſprach und an deſſen 
Stelfe trat, und einen Anderen für die niebere Gerichtsbarkeit mit 
der Amtsgewalt eines Sentgrafen. In ben reichsfreien Städten 
waren nun beide Beamte Hffentliche Beamte. In den reiche: 
grundherrlihen Städten bagegen und in allen jenen gemilchten 
Etäbten, In welden ſich ein Königshof mit einem herrichaftlichen 
Schultheiß, Amtmann, Ammann oder Burggraf befand, findet man 
zwar öfters ebenfalls zwei mit der öffentlichen Gewalt beauftragte 
Beamte. Meiftentheils war jedoch nur Einer von ihnen ein öffent: 
licher Beamter, der Andere aber ein berrichaftlider. Ein Theil der 
öffentlichen Gerichtsbarkeit, dic Gentgrafengewalt oder bie Civilge⸗ 
richtsbarfeit, pflegte nämlich, wie fchon zur Zeit Karls bes Großen, 
dem herrichaftlihen Neihsbeamten übertragen zu werden. Es 
brauchte daher feit tem Erwerbe der vollftändigen Immunität (feit 
ven 10. Jahrhundert) nur noch ein Öffentlicher Beamter, ein 
Reichsvogt oder ein Burggraf, zur Ausübung der hohen Gerichts: 
barkeit in der Stadt angeftellt zu werben. Es ftand demnach in 
diefen Städten neben dem mit der niederen Öffentlichen Gerichtsbar- 
feit beauftragten berrichaftlichen Beamten noch ein Öffentlicher 
NReihsbeamter. In cinigen Etädten wurde auch noch die habe 
Gerichtsbarkeit einem herrſchaftlichen Beamten bes Königs. über: 
tragen, fo daB e8 demnach Teinen einzigen eigenen äffentlichen Be⸗ 
amten in jenen Städten gegeben hat. In vielen anderen Königs: 
oder Reichsſtädten findet man indeflen nur einen einzigen Be 
amten, welcher mit der geſammten öffentlichen Gewalt, mit der 
hohen und der niederen Öffentlichen Gerichtsbarkeit beauftragt wor- 


Nec uliquis ex eisdem civibus aliam concivem suum extra civi- 
tatem, sive ad curiam nostram ad judicium trahere praesu- 
mat, — nisi forte actor a reliquis burgensibus testimonium ha- 
beat, quod ille quem convenire vult advocato civitatis conlumax 
eztiterit et rebellis. 
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ben war. In den reichöfreien Städten war nun auch biefer Be: 
amte ein öffentlicher Nichter. In den reichsgrundherrlichen Etäbten 
dagegen unb in jenen gemifchten Städten, in welchen ſich ein Kö: 
nigshof befand, pflegte tem daſelbſt befindlichen berrichaftlichen Kö⸗— 
nigsbeamten mit ber niederen auch noch die hohe öffentliche Ge⸗ 
richtsbarkeit übertragen zu werben. Einige Beifpiele werben dieſes 
Alles Mar machen. 


$. 472. 


Zwei Beamte in der Stadt, von denen ber Eine ein 
öffentliher Neamter, der Andere aber ein herrſchaftlicher 
mit einem Theile der öffentlichen Gewalt beauftragter Beamter 
war, findet man in Frankfurt, in Aachen und in Ulm. In 
Frankfurt ftand, wie wir gefehen, ber Reichsſchultheiß an der 
Spitze des Königshofes ($. 468). Es war ihm aber auch ein 
Theil der öffentlichen Gewalt übertragen. Daher führte er auch 
namens bes Kaiſers den Borfib bei dem Kaiſerlichen Etadtgerichte 
(jadicium civitatis) '). Er erhielt daher den Titel Stadtſchultheiß 
(scultetus civitatis) 2). Er batte urſprunglich nur die nicdere Ge: 
richtsbarfeit (die Eentgrafengemwalt), wozu auch der Verfauf und 
ber Uchertrag der verkauften Grundſtücke und Grundrenten gehört 
bat 2). Da er jeboch in diefer Beziehung als öffentlicher Richter, 
alfo unter Königsbann, (auctoritate regia) ?) zu Gericht ſaß, fo 
hatte er auch bei biefen Befikübertragungen den Königsbann zu 
wirken 6). Der Reichsvogt, deſſen exit fett dem Jahre 1194 Er: 
wähnung geſchieht, war ein öffentlicher Beamter %). Zwar nennt 


1) Url. von 1194 u. 1225 bei von Fichard, p. 850 u. 852. und bei 
Böhmer, I, 20 u. 44. — Frankenfurt in judicio Domini Impera- 
toris, Wolframo sculteto. Urf. von 1856 bei Wend, I, 827 Not. — 
coram nostro et imperli secri judicio in Franckfurt coram scul- 
teto. — > 

2) Urt. von 1277 bei Böhmer, I, 181. . 

8) Hr. von 1816 bei von Fichard, p. 358 vergl. noch p. 58. Urk. von 
1232 u. 1288 bei Böhmer, I, 84 f. u. 68 f. 

4) Url. von 1225 bei Böhmer, p. 44. 

5) Urf. von 1288 bei Böhmer, p 66. — supradicta bona sub bannum 
et protectionem domini imperatoris comprehendenda. 

6) Urt von 1194, 19311 u. 1219 bei Yöhmer, p. 20, 21, 37, 28 u. 30. 
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ihn feine einzige Urkunde einen äffentlichen oder Töniglichen Be⸗ 
amten. Allein er wirb immer an ber Seite bes Stadtſchultheiß, 
alfo an der Seite eines Töniglichen Beamten genannt. Die Anficht 
NRömer-Büchners, der ihn für einen Kirchenvogt (advocatus eocle- 
siae) Hält, ift daher um fo unhaltbarer, da der Vogt niemals Kir: 
chenvogt genannt wird und auch in Feiner Königsftabt Kirchenvogt 
war ?). In den Bilchofsffädten wurde zwar auch der Vogt von 
dem Bilchof ernannt, und war baher bifchöflicher Beamter. Allein 
in den Bifchofsftäbten war der Bifchof der Inhaber der öffentlichen 
Gewalt, aljo der Landesherr, der von ihm ernannte Vogt demnach 
Träger ber dffentlihen Gewalt, alfo Tein eigentlicher advocatus ec- 
clesise. Und da bemjelben in den Bilchofsftäbten der Blutbann 
noch von dem König verliehen werben mußte, fo war er auch bort 
in einem gewiflen Sinn ſelbſt noch ein Tönigliher Beamter. In 
den Königsftäbten dagegen war nun aber ber König ſelbſt der Lan⸗ 
besherr. Er jelbft und niemand anders hatte daher den Vogt zu 
ernennen. Es ift demnach fchwer einzufehen, wie in ben Königs: 
. ftäbten der Vogt ein Kirchenvogt hätte werben follen. Klare Ur: 
unden müßten diefes wenigftens ausdrücklich jagen. Da biefes 
nun von Frankfurt Feine Urkunde fagt, fo muß der Vogt auch 
dort, als öffentlicher Beamter betrachtet werben. Unb er hatte 
bort, wie anderwärts, die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann 
zu beforgen. Sein Amt wurbe jedoch bereits im Jahre 1220 von 
Friedrich II abgejchafft und ſodann mit jenem des Schultheiß ver- 
einiget. Seitdem Hatte der Reichsichultheiß bie gejammte dffent- 
Iihe Gewalt®). Zwar Stand Frankfurt nach wie vor noch unter 
dem Reichslandvogte der Wetterau. Diefer hatte jeboch Feine Ges 
richtsbarkeit in der Stadt, vielmehr nur die Stabt zu ſchützen und 
zu fchirmen und die von bem Kaiſer erhaltenen Aufträge und Be: 
fehle in der Stabt zu vollziehen ). Es ift daher ein Srrthum, 
wenn Thomas 10) außer dem Gerichte des Schultbeiß und bes 





7) Römer: Büchner, Stabtorf. p. 4—16. 

8) von Fichard, p. 59-64. Ark. von 1257 bei Böhmer, p. 118. quod 
quemadmodum ibi advocatia per Fridericum olim imperatorem 
de consensu principum deposita fuit, permaneat ut nunc est, 
fructibus advocatie ipsius scultetatus officio deputandis. 

9) Urk. von 1859 u. 1864 bei von Fichard, p. 58, 861 u. 864. 

10) Thomas, der Oberhof zu Frankfurt, p. 69—74. 
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Bogtes nch ein anderes. NReichsgericht in der Stadt annimmt und 
glaubt, daß erſt im Jahre 1225 das Reichsgericht mit dem Stadt: 
gericht vereiniget worden fei. Das Neichsgeriht, an deſſen Spike 
der Schultheiß ftand, war vielmehr das alte Königshofs- oder Pa: 
latialgericht, welches, ſeitdem Frankfurt zu einer Stabt erhoben 
worden war, ben Titel Stadtgericht erhalten hat, aber auch in fp&- 
teren Zeiten noch Reichögericht genannt worden ift 11). Eine Ei- 
genthümlichkeit der Frankfurter Verfaſſung, welche ich jonft nirgends 
gefunden habe, war jedoch der noch neben dem Neichsftabtgerichte 
(dem eigentlichen Schöffengerichte) beftehende jogenanute Schöffen: 
rath (ein Ausihuß aus dem Schöffengerichte), welcher die frei: 
willige Gerichtsbarkeit zu bejorgen hatte, deſſen Urfprung man 
nicht kennt 12). 

In Aachen ftand ein Schultheiß neben dem Vogt 12). Der 
Schultheiß war offenbar der alte Villicus, alfo ein herrſchaft⸗ 
licher Beamter. Daher wird der Schultheiß öfters auch Meier, 
und das Schultheikenamt abwechjelnd eine schulteria civitatis und 
bie Meierei von Aachen genannt 19). Der Bogt war aber ein 
öffentlicher Beamter. Beide Aemter waren im Sabre 1279 in 
einer Hand vereiniget und nachher noch äfter 1°). Im Jahre 1290 
wurde bie Reichsvogtei (eigenflih die Reichsuntervogtei) und im 
Sabre 1348 auch noch das Schultheißenamt an die Grafen von 
Jülich von dem Kaiſer verpfändet 0). Und mit der Grafichaft, 
dem ſpäteren Herzogtum Jülich Fam auch die Reichsvogtei und 
das Neichsfchultheigenamt in Auchen fpäterhin an die Kurfürften 
von der Pfalz 17). 

Auch in Ulm ftand ein Reichsvogt an der Seite des Stabt: 


11) Biele Urkunden aus dem 14. und 15. Jahrhundert bei Thomas p. 222 jj., 
584 u. 585. Frankfurter Reformation, I, tit. 1. $. 1. 

12) Romer⸗Büchner, Stabturf. p. 26 u. 186 ff. 

18) Urf. von 1100 u. 1192 und zwei Urkunden von Friedrich I ohne Da⸗ 
tum bei Quir, I, 88, 89, 46 u. 58. 

14) Roppius, p. 49, 120, 121 u. 166. 

15) Quir, II, 8. Roppius, p. 120 u. 121. 

16) Roppius, p. 49 u. 166. vergl. unten $. 478. 

17) (Mofer) Geſchichte und echte der Reichsober⸗ und Untervogtei, wie 
auch des Reichsſchultheißenamts in der Reichsſtadt Aachen. 1770. 
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ammanns oder Schultheiß. Der Reichsvogt war ein öffentlicher 
Beamter. Er hatte die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann in 
ber Etadt und in Abweſenheit des Königs auch die Gerichtsbarteit 
über den Stabtammann. Das Amt war fhon vor dem 13. Jahr⸗ 
hundert den Grafen von Dillingen zu Lehen gegeben worden 19). 
Diefe Grafen waren zu gleicher Zeit auch Tandrichterr. Tas Ges 
richt, welches fie drei Mal im Sahre in der Stadt halten follten, 
war demnach, wie in Speter, eigentlich ein in ber Stabt zu hal- 
tendes Landgericht (provinciale placitum) !%). Nach dem Aus: . 
fterben der Grafen von Dillingen wurde die Neichsvogtei in Ulm 
den Grafen von Wirtemberg übertragen 2%. Nach dem Untergang 
der Kohenftaufen ruhte eine Zeit lang jenes Amt. Ten Grafen 
von Wirtemberg blieben indeffen gewifle Rechte und einige Be- 
figungen in Ulm und ein Auffichtsrecht über die Stadt 2). Gegen 
Ende des 13. Jahrhunderts wurde das Amt zwar von Zeit zu 
Zeit wieder befeßt, aber mehr und mehr befchränft und feit dem 
14. Jahrhundert auch nicht mehr beicht 22). Teer Stabtammann 
(minister civitatis) oder Schultheiß war offenbar cin urſpruͤuglich 
herrichaftliher Beamter in der Stadt. Er .war aber auch mit ber 
niederen öffentlichen Gerichtsbarkeit beauftragt und, wiewohl er 
unter der Gerichtsbarkeit des Reichsvogtes ftand, dennoch ein ganz 
jelbftändiger Beamter. Denn ber Reichsvogt durfte bas von ihm 
gefprochene Urtheil nicht ändern 22). Seit dem Sinken der Gewalt 
des Vogtes ftieg natürlich die Gewalt des Schultheiß. Schon nad) 
dem Stadtrechte von 1296 hatte er den Blutbann über bie Stadt: 
bürger. Und feit tem Verſchwinden der Vogtei ging die gefamınte 
öffentliche Gewalt auf ihn über 2*). 


18) Urf. von 1255 bei Senckenberg, sel. jur. II, 261. — jus advo- 
catiae et honores, quae Comites de Dillingen ab antiquis in 
nostra hebuerunt eivitate —. Jene Ur. ſpricht aud von der Kom: 
peienz des Vogtes. vrgl. noch Stadtrecht von 1290 $. 6. 

19) Urt. von 1255 beiSenckenberg, ll, 264 unb bei Jäger, Ulm, p. 728. 
comes, tribus temporibus anni celebrare habet provinciale placi- 
tum in nostra civitate. nrgl. oben $. 90. 

20) Urt. von 1259 bei Wegelin, II, 2. 

21) Pfiſter, Geld. von Echwaben, II, 2, p. 7. Jäger, p. 99 u. 158. 

22) Jäger, p 156158. " 

28) Urk. von 1255 bei Senckenberg, II, 269. Jäger, p. 104 ff. 

28) Stadtredt von 1296, 8. 4. Jäger, p. 158-168 u. 730. 
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$. 473. 


An einigen Städten, 3. B. in Nürnberg und in Goslar, wa- 
ren beide Beamten, die Inhaber der hoben und ber nicberen 
öffentlichen Gerichtsbarkeit, urfprünglih herrſchaftliche Beamte. 
Daß in Nürnberg ber Burggraf urfprünglich ein herrſchaftlicher 
Beamter gewejen jein muß, iſt bereits jchon bemerkt worden 
($. 468). Und auch der Schultheiß ift offenbar, wie in anderen 
reihsgrundherrlichen Städten, ein berrichaftlicher Beamter geweien. 
Der Schultheiß, der auch praepositus genannt wird !), erhielt frühe 
ſchon eine öffentliche Gerichtsbarkeit in Eivil- und Etraffachen 2). 
Urfprünglicy hatte jedoch der Burggraf, wenn auch nicht den ganz: 
zen Blutbann, doc wenigftens einen Antheil an jenem Bann, wel: 
hen er gemeinschaftlich mit dem Schultheiß von feinem Amtmann 
oder Vogt ausüben ließ ($. 468). Eeit der Mitte des 14. Jahr: 
hunderts hörte jedoch der Beifit des burggräflichen Amtmanns auf. 
Daher hatte ſeitdem der Schultheiß auch bei den Blutgerichte den 
Vorfig allein 9). Hieraus folgt nun von feldft, daß der Blutbann 
in fpäteren Zeiten nicht mehr, wie von Anderen behauptet worden 
ift 4), im Namen und aus Auftrag der Yurggrafen ausgeübt wer: 
den Tonnte®). Es folgt aber keineswegs daraus, daß der Burg« 
graf niemals Antheil an dem Blutbann gehabt habe, wie biejes 
Stromer in feinem reichsjtädtifchen Eifer behauptet hat. 

Auch in Goslar ftanden ein Vogt und ein Schultheiß 
neben einander und beide waren ohne alle Frage urfprünglich 
herrſchaftliche aber mit öffentlicher Gerichtsbarkeit in ber 
Stadt beauftragte Beamte. Der Vogt (advocatus civitatis), der 
auch mit der Erhebung der Nteichsjteuern und ber übrigen reiche: 


1) Url. von 1264 in Hist. Norimb. dipl. p. 152. — scultetus sive 
‚preepositus. — 

2) Privilegium von 1219 ©. 9’und von 1818 in Hist. Norimb. I, 10 
u. 11, 227. Stromer, Geſchichte bes Reichsſchultheiſenamtes zu Nürns 
berg, v- A fi 

8) Stromer, p. 24 u. 25. 

4) Selecta Norimberg. I, 31 u. 32. 

5) In diefer Weife ift zu bejchränfen was Stromer über den Autheil 
ber Burggrafen an dem Blutbann bemerkt hat, im Hiftor. Magazin 
für das Vaterland, I, 2568 ff. 
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herrfchaftlichen Gefälle beauftragt war ®), hatte die hohe Gerichts- 
barfeit mit dem Blutbann in der EtabtT). Er hielt feine Situn: 
gen im NeichSpalaft oder auf dem Königshofe zu Goslar ®) und 
wurde daher auch Hofrichter genannt („der_Hoverichter mins 
„Seren des Kuniges”)%). Wie der Burggraf zu Nürnberg, fo 
hatte indefjen auch diefer Stadtvogt oder Hofrichter noch Gerichts: 
barkeit außerhalb der Stadt. Denn in bemfelben Sabre 1290 ſaß 
berfelbe Hofrichter, Herrmann von Bonftetten, auch in Erfurt zu 
Gericht, aus welchem Hofrihter Hüllmann irthümli einen 
Stadtbeamten in Mühlhaufen gemacht hat !0). Nach den Goslar: 
hen Statuten aus dem 14. Jahrhundert war der Vogt damals 
ſchon dem Stabtrath untergeordnet. Er war aber in fo fern immer 
noch ein Neichsbeamter, al8 er dem Neihe Hulbigen mußte ''). 
Die niebere Öffentliche Gerichtsbarkeit hatte der Schultheik zu 
beforgen. Er wird in dem Freiheitsbriefe von 1219 causidicus, 
in den Statuten aus dem 14. Jahrhundert aber Schultheik 
(Sculthet oder Scultecht) genannt 12). Neben dieſen beiden mit 
ber Öffentlichen Gerichtsbarkeit beauftragten urfprünglich herrichaft- 
lichen Beamten kommen in Goslar noch mehrere andere mit ber 
nieberen Gerichtsbarkeit beauftragte Beamte vor, welche in Lokal⸗ 
verhältniffen ihren Grund und jedenfalls Feine öffentliche Ge⸗ 
rihtsbarkeit hatten, und daher auch dem Neiche nicht zu huldigen 
brauchten. Sie werden Vögte im Fleinen Gerichte („in dem 
„luttefen richte”) oder auch Kleine Vögte und daher bie. Reichs⸗ 
vögte zum Unterfchtede von ihnen Großvdgte genannt !?). 


S. 474. 
In den reichsfreien Städten waren bie Reichsvögte und 


6) Url. von 1252 u. 1890 bei Göſchen, p. 116 u. 121. 

7) Urk. von 1219 bei Göſchen, p. 112, 114 u. 115. und bei Heineccius, 
ant. Goslar. p. 218 u. 219. 

8) Urf. bei Heineccius, p. 24 u. 219. Statut bei Göſchen, p. 85, 52 
u. 869. Urk. von 1219 bei Göſchen, p. 114. 

9) Zwei Urf. von 1290 bei Heineccius, p. 308 u. 304. 

10) Urk. von 1290 bei Grasshof, p. 194 f. vergl. Hüllmann, II, 854. 

11) Statut bei Göſchen, p. 88, 92 u. 516. 

12) Göſchen, p. 63, 84, 110, 112, 867 u. 869. 

13) Göſchen, p. 367—369. Heineccius, p. 24 u. 220. 
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die Neichsichultheiße ſammt und fonders öffentliche Beamte. 
Bemerkenswerth ift c8 jedoch, daß in ihnen meiftentheild einem 
einzigen Beamten bie gefammte öffentlihe Gerichtsbarkeit, die 
hohe und die niedere Gerichtsbarkeit, anvertraut zu werden pflegte. 
So Hatte in Lübeck, feitvem e8 wieder eine reichsunmittelbare 
Etadt geworben war, ter Vogt den volljtändigen Königsbann mit 
der bazu gehörigen Civil- und Strafgerichtäbarkeit, alfo außer dem 
Blutbann auch noch das Erkenntniß über das freie Eigen und 
über ben Uebertrag dieſes freien Eigen (de hereditatibus — torfacht 
eghen — de cespitatum proprietatibus) und über andere Stabt: 
angelegenheiten (de reipublicae necessitatibus). Und drei Mal 
im Jahre jollte er biefes öffentliche Gericht, welches placitum legi- 
timum, mallum principale, Echteding, Egtdince, Ettinc und fpäter 
auch Vogtding und Vageding genannt worben tft, in ber Stadt 
auf dem Markte halten ?). Wenn ber Bogt zu Gericht ſaß mußten 
ihm zwei Rathsherren zur Eeite figen, um darauf zu achten, daß 
- er Niemand Unrecht thue?). Seit dem Eteigen der Gewalt des 
Rathes ſank jeboch feine Gewalt. Weber die weitere Gejchichte des 
Bogtes Itegt indefien noch Vieles im Dunkeln. Gewiß iſt nur jo 
viel, daß der Rath feit dem Ende des 13. Sahrhunderts die meiften 
Geſchäfte des Vogtes, die Verlaſſenſchaften und Verpfändungen von 
Srundftücden u. a. m., und zwar nicht mehr im Echteding jondern 
auf dem Rathhaus bejorgt hat, und daß fpäterhin auch der Vogt 
felbft noch verſchwunden ift. Wahrjcheinlih wurde das Anıt wie 
anderwärts von der Stabt erworben und ſodann die Stelle nicht 
mehr bejebt. Nichts deſto weniger ließ man die Vogt: oder Edhte- 
binge der Form nach beitehen. Sie wurden nach wie vor drei Mal, 
jpäterhin aber nur noch ein Mal im Sabre, auf offenem Markte 
unter freiem Himmel gehalten. Das Gericht warb jedoch ftatt von 
dem Vogt, ter nicht mehr eriftirte, von dem Gerichtsfchreiber ge- 
begt. Und von eigentlihen Gefchäften war natürlicher Weiſe nicht 
mehr die Rede. Dennoch hat fich diefe leere Ceremonie, der bloße 


1) Dreyer, Einleitung, p. 854, 855 u. 856. Justitia Lubicens. bei 
Westphalen, Ill, 622. Had, bas Lüb. Recht, I, 2 u. 3. Frensdorff, 
p. 80 ff. 

2) Hach, I, W. 
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Schein einer längft untergangenen Zeit, bis zum Sabre 1806 er: 
halten 22). Die öffentliche Gerichtsbarkeit und die übrigen herr⸗ 
Ihaftlihen Angelegenheiten mit der dazu gehörigen Gerichtsbarkeit 
beforgten aber von nun an bie ftäbtilchen Gerichte, das Kammerei- 
gericht und das fogenannte Marſtalls- oder Landgericht?). 
Wie in Kübel, fo hatte aud) in Wismar, wo befanntlich Lübt- 
ſches Recht galt, ver Vogt tie gefammte öffentliche Gerichtsbarkeit 
zu beforgen. Auch ihm mußten, wenn er zu Gericht ſaß, zwei 
Rathsherren zur Eeite figen. Die Vogtei wurde bafelbft im Laufe 
des 14. Jahrhunderts mehrmals zuerft an die Stadt, dann an 
mehrere Bürger und zulegt, im Jahre 1373, wieder an die Stadt 
verpfänbet und fpäterhin nicht mehr eingelößt, fo daß fie demnach 
bei der Stadt geblieben iſt). In Mühlhauſen hatte der Reichs⸗ 
ſchultheiß (scultetus civitatis) 3) die gefamnite öffentliche Gerichts: 
barkeit, die hohe und bie niedere Gerichtsbarkeit, zu beforgen ®). 
Das Schhultheigenamt wurde aber jchon im 14. Sahrhundert von 
dem Kaijer der Stadt felbft verpfändet )). Einen Hofrichter in ber 
Stadt, wie Hüllmann geglaubt, hat e8 niemals gegeben. Die 
berrichaftlichen Angelegenheiten in ber Stadt bejorgte vielmehr ein 
Reichshofmann („des riches bovemann“) ®). 

Auch ir Dortmund gab es nur einen Öffentlichen Beam⸗ 
ten. Nah dem alten Stadtredht führte er den Titel Stabtridyter 
(judex oder judex civitatis) 9). Er wurde aber auch Graf (cömes 
oder Greve) genannt 1%). Und er hatte den vollftändigen Comitat 
in ber Stabt (comitatum sive comitiam civitatis) 1"), alfo bie 


28) Hach, p. 148 u. 144. Dreyer, Einleitung, p. 854, 866 u. 357. vergl. 
noch Pauli, Lüb. Zuftände im 14. Jahrhundert, p. 88 ff. 
8) Dreyer, Einl. p. 836 u. 843. vergl. jedoch Frensdorff, p. 92 fi. 
4) Burmeifter, Alterthümer des Wismar’ichen Stadtrechtes, p. 8, 9 u. 10. 
5) Urk. von 1258 bei Grasshof, p. 184. 
6) Grasshof, p. 76-81. 
7) Url. von 1387 bei Grasshof, p. 22. 
8) Grasshof, p. 77, 78 u. 118. 
9) Altes Stadtrecht 5. 2 u. 87 bei Wigand, Gel. von Korvei, II, 210. 
Urk. von 1832 bei Mofer, reift. Handb. I, 878. 
10) Urk. von 1248 u. 1350 bei Wigand, I, 275. 
11) Urk. von 1882 bei Mofer, I, 876. 
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‚gefammte öffentliche Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann 1). Wie 
andere Stäbte, jo ftand nämlich auch Dortmund urſprünglich unter 
bem Gau: ober Freigrafen, erhielt jedoch frühe ſchon volljtänbige 
Ammunität von dem Freigerichte. und feitbem feinen eigenen Stadt⸗ 
grafen mit dem vollftänbigen Gomitat in der Etabt. Schon das 
alte Stadtrecht fpricht von biefer Immunität wie von cinem alten 
Herlommen 12). Und da nad, einer Urkunde Otto's des Großen 
von 962 Dortmund damals fchon ein eigenes Stadtrecht gehabt 
bat !*), das Stabtredht aber ein Stadtgericht vorausjeht, jo reicht 
jene Immunität jedenfalls bereit in den Anfang des 10. Jahr: 
bunberts, vielleicht auch ſchon ins 9. Sahrhundert hinauf. Tas 
Stabdtgericht gehörte jchon zur Zeit des alten Stabtrechtes, aljo im 
13. Zahrhundert, der Stadt. Und die Bürgerichaft hatte das Necht 
den Stabtrichter jedes Jahr zu wählen 15). Der vom Kaiſer be- 
lehnte Freigraf, in dem alten Stadtrecht der höhere Richter (judex 
major) genannt, hatte feine Gerichtsbarkeit mehr in der Stadt, 
fondern nur noch das Necht den ftäbtifchen Wahlen beizumohnen 
und eine Oberaufficht ũber die Königeftraße %). Späterhin hat 
die Etabt auch noch die Freigrafſchaft, zuerit Halb und im Jahre 
1504 vollftändig erworben. Und Tange Zeit war ſodann der Frei- 
ftubl von Dortmund das berühmtefte Freigeriht in ganz Weit: 
phalen 17). Die niedere nicht öffentliche Gerichtsbarkeit über ganz 
geringe Summen hatte ber Fronbot (preco), wie der Burrichter 
in Köln und in Soelt. Außerdem hatte er aber auch noch bie 
Ladungen zu machen und den Vollzug der von dem Stabtgerichte 
erlaſſenen Urtheile zu bejorgen 19). 

Eben fo Hatte Bern nur einen Öffentlichen Richter, welcher 
wie in Mühlhaufen den Titel Schultheiß geführt hat. Er war 
urſprünglich ein Königlicher Beamter. Aber: ſchon nad) der Hand: 
fefte war das Ernennungsrecht an den Stadtrath übergegangen 


12) Stadtrecht aus 18. sec, $. 2 fi. u. 87. 

18) Stadtredt, $. 26. 

14) Urt. von 962 bei Wigand, II, 221. 

15) Stadireht $. 2. 

16) Stadtreht 9. 2, 8 u. 87. 

17) Wigand, I, 268 u. 264. 

18) Stadtrecht, 6. 4 u. 7. und oben $ 201 u. 202. 


334 Rechte der öffentlichen. Gewalt 


Schein einer längft untergangenen Zeit, bis zum Sabre 1806 er: 
halten 3). Die öffentliche Gerichtsbarkeit und die übrigen berr- 
ihaftlichen Angelegenheiten mit der dazu gehörigen Gerichtsbarkeit 
beforgten aber von nun an bie ftäbtifchen Gerichte, das Kammerei- 
gericht und das fogenannte Marftalls: oder Landgericht?). 
Wie in Lübeck, fo hatte auch in Wismar, wo bekanntlich Lübi—⸗ 
ſches Recht galt, ver Vogt die gefammte öffentliche Gerichtsbarkeit 
zu beforgen. Auch ihm mußten, wenn er zu Gericht ſaß, zwei 
Rathsherren zur Eeite figen. Die Vogtei wurde daſelbſt im Laufe 
bes 14. Jahrhunderts mehrmals zuerft an die Stadt, dann an 
mehrere Bürger und zuleßt, im Jahre 1373, wieder an die Stabt 
verpfänbet und fpäterhin nicht mehr eingelößt, fo daß fie demnach 
bei der Stadt geblieben if). In Mühlhauſen hatte der Neichs: 
ſchultheiß (scultetus civitatis) ) die gefamnite öffentliche Gerichts: 
barkeit, die hohe und bie niedere Gerichtsbarkeit, zu beforgen ®). 
Das Schultheißenamt wurde aber ſchon im 14. Sahrhumdert von 
dem Kaijer ber. Stabt jelbft verpfändet ?). Einen Hofrichter in ber 
Stabt, wie Hüllmann geglaubt, hat e8 niemals gegeben. Die 
berrjchaftlichen Angelegenheiten in der Stadt beforgte vielmehr ein 
Neihshofmann („des riches hHovemann“) 8). 

Auch ur Dortmund gab es nur einen dffentlicdyen Beam: 
ten. Nach dem alten Stadtrecht führte er den Titel Stadtrichter 
(judex oder judex civitatis) 9). Er wurde aber auch Graf (cömes 
oder Greve) genannt 1%). Und er hatte den vollftändigen Comitat 
in der Stadt (comitatum sive comitiam civitatis) !'), alfo bie 


28) Hach, p. 148 u. 144. Dreyer, Einleitung, p. 854, 866 u. 857. vergl. 
no Pauli, Lüb. Zuftände im 14. Jahrhundert, p. 88 ff. 
8) Dreyer, Einl. p. 836 u. 848. vergl. jedoch Frensborff, p. 92 ff. 
4) Burmeifter, Alterihümer des Wismar'ſchen Stadtrechtes, p. 8, 9 u. 10. 
6) Urk. von 1253 bei Grasshof, p. 184 
6) Grasshof, p. 76-81. 
7) Ur. von 1887 bei Grasshof, p. 22. 
8) Grasshof, p. 77, 78 u. 118. 
9) Altes Stadtrecht $. 2 u. 87 bei Wigand, Geſch. von Korvei, II, 210. 
Urk. von 1882 bei Mofer, reicheſt. Hanbb. I, 878. 
10) Urk. von 1248 u. 1350 bei Wigand, I, 275. 
11) Urk. von 1882 bei Mojer, I, 876. 
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‚gefammte öffentliche Gerichtsharkeit mit dem Blutbann 12). Wie 
andere Städte, jo ftand nämlich auch Tortmund urſprünglich unter 
dem Gau: ober fyreigrafen, erhielt jedoch frühe ſchon vollitänbige 
Immumnität von dem Freigerichte. und feitbem feinen eigenen Stadt: 
grafen mit dem volljtändigen Komitat in der Stadt. Schon das 
alte Stadtrecht ſpricht von biefer Immunität wie von einem alten 
Herfommen 12). Und dba nach einer Urkunde Otto's bes Großen 
von 962 Dortmund damals ſchon ein eigenes Stadtrecht gehabt 
bat 10), das Stabtredyt aber ein Stabtgericht vorausfeßt, fo reicht 
jene Immunität jedenfalls bereit in den Anfang des 10. Jahr: 
hunderts, vielleicht auch ſchon ins 9. Jahrhundert hinauf. Tas 
Stadtgericht gehörte ſchon zur Zeit des alten Stabtrechtes, aljo im 
13. Jahrhundert, der Stadt. Und die Bürgerfchaft hatte das Necht 
den Stabtrichter jebes Jahr zu wählen ?°). Der vom Kaiſer be: 
lehnte Freigraf, in dem alten Stadtrecht der höhere Richter (judex 
major) genannt, hatte feine Gerichtsbarkeit mehr in der Stadt, 
jondern nur noch das Recht den ftäbtiichen Wahlen beigumohnen 
und eine Oberaufficht über die Königsftraße !%). Späterhin Hat 
die Stadt auch noch die Freigrafihaft, zuerit halb und im Jahre 
1504 vollftändig erworben. Ind lange Zeit war ſodann der Frei- 
jtubl von Dortmund das berühmtefte Syreigeriht in ganz Weit 
phalen 17). Die niedere nicht öffentliche Gerichtsbarkeit über ganz 
geringe Summen hatte der Fronbot (preco), wie der Burrichter 
in Köln und in Soeft. Außerdem hatte er aber auch noch die 
Ladungen zu machen und ben Vollzug der von dem Stadtgerichte 
erlaſſenen Urtheile zu beforgen 19). 

Eben jo Hatte Bern nur einen Öffentlichen Nichter, welcher 
wie in Mühlhaufen den Titel Schultheiß geführt hat. Er war 
urſprünglich ein Königliher Beamter. Aber ſchon nad) ber Hand: 
fefte war das Ernennungsrecht an ben Stadtrath übergegangen 


12) Stadtrecht aus 18. sec, $. 2 ff. u. 87. 

18) Stadtrecht, $. 26. 

14) Url. von 962 bei Wigand, U, 221. 

15) Stadtredt $. 2. 

16) Stabtrecht $. 2, 8 u. 87. 

17) Wigand, I, 263 u. 264. 

18) Stadtrecht, 5. 4 u. 7. und oben $ 201 u. 202. 
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und dem König nur noch das Recht der Beitätigung geblieben '9). 
Und da der Schultheiß auch noch den Vorſitz im Stabtrath gehabt 
bat, fo iſt auch in Bern das Stabtgericht jehr früh an den Stabt- 
-rath gefommen. Endlich findet man auch in der Stabt Fried⸗ 
berg in der Wetterau nur einen einzigen öffentlichen Beamten und 
dies war ber Burggraf felbit. Er war. des Kaiſers und bes 
Neichs Amtmann bei bem Stabtgerichte und Hatte die geſammte 
Eivil- und Strafgerichtsbarkeit 20%), Aber auch er Hatte das Recht 
ftatt Seiner einen Stellvertreter zu ſetzen und er pflegte zu dem 
Ende einen Schultheiß zu ernennen 21). 

Einen einzigen mit ber gefammten öffentlichen Gerichts⸗ 
barkeit beauftragten Beamten findet man indeſſen auch in vielen 
reihsgrundherrlihen Städten. In Chlingen war es von 
Alters ber ein Königlicher Echultheiß 22), welcher in einer Urkunde 
von 1315 auch Stadtrichter (judex civitatis) und fpäter Stadt: 
ammann genannt worden ift 29). Das Amt wurde dem Grafen 
Eberhard von Wirtemberg verpfändet, bereits im Jahre 1360 aber 
von der Stadt eingelößt, mit der vom Kaifer Karl IV erhaltenen 
Zufage, daß die Stabt im pfandweiſen Beſitz bleiben folle, bis 
bafjelbe vom Reiche wieder eingelößt worden fei 2%). Gegen biejes 
Berjprechen wurde indeſſen das Schultheipenamt bereits im’ Sabre 
1376 wieder bemjelben Grafen von demſelben Kaiſer verpfändet, 
fpäterhin aber durch Kauf von der Stabt wieder erworben. Und 
jeitvem ift es denn auch ein ſtädtiſches Amt geblieben 26). In 
Kaufbeuren führte der Königliche von dem Landvogte in Schwa⸗ 
ben ernannte Beamte den Titel Ammann ober minister. Im 
Jahre 1357 kaufte der Stabtrath das Ammanamt von dem Lanb- 
vogt auf fünf Jahre Späterhin ernannte den Amman wieder ber 





19) Handfefle von 1218 $. 7. 

20) Urk. von 1882 u. 1360 bei ‘Mader, I, 127, 151, 298 u. II, 26. 

21) Url. von 1806 bei Mader, I, 116, II, 98. vergl. oben $. 126. 

22) Urf. von 1267, 1804, 1311 u. 1312 bei Jäger, Magazin, V, 72, 73 
vu. 106. 

28) Jäger, V, 70 u. 98. 

24) Urk. von 1860 u. 1861 bei Glafey, anectod. p. 475 u. 681. 

25) Url. von 1876 bei Eattler, Geſch. der Grafen, I, Nr. 161. Stälin, 
II, 275 u. 817. Pfaff, p. 108. 
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Landvogt. Am Jahre 1418 wurde aber ber Blutbanıı von ber 
Stadt jelbft erworben. Und feitbem ernannte auch der Stabtrath 
den Stabtammann 2%. Auch in Ueberlingen war der Stabt: 
ammann urjprüngli ein Königlicher Beamter. Das Amt wurde 
frühe ſchon vom König und Kaifer an verſchiedene Bürger ver: 
pfänbet, aber bereits fchon im Jahre 1383 von der Stadt eingelößt 
und ſeitdem der Stabtammann von dem Stabtrath ernannt 27), 
An Kaiferslautern war der Reichsſchultheiß eig berrichaftlicher 
mit der öffentlichen Gerichtsbarkeit beauftragter Beamter 22). Er 
wurbe daher auch Kaiſerlicher Hofichultheiß (imperialis aulae 
scultetus) 29), ſodaun Verwalter des Königshofes (procurator cu- 
rise), Amtmann oder auch Stabtichultheiß (regiae civitatis scul- 
tetus) genannt 3%). Er war Untervogt bes Reichslandvogtes im 
Speiergau ®1), und wurde vielleicht von ihm auch ernannt. Auch 
fein Titel Unterſchultheiß mag fich auf dieſe Unterordnung unter 
den Meichslanduogt bezogen haben ??). Wenigftens ift mir ein 
Oberſchultheiß in jener Stadt nicht bekannt. Das um SKaifers- 
lautern herumliegende jehr ausgedehnte Königsland, ber Heutige 
MWeftrich, gehörte zum Königshof in SKatferslautern und wurde 
mit diefem und mit der Stadt im 14. Jahrhundert an Kurpfalz 
verpfändet, welcher es auch fpäterhin als Reichspfandſchaft geblieben 
ift (6. 13). , 

Der Grund, warum man in biefen und in anderen Neichs- 
ftädten nur einen einzigen mit der gefammten Öffentlichen Gerichts: 
barkeit beauftragten Neichsbeamten ‚findet, liegt, wie e8 mir fcheint, 
in der längere Zeit beftandenen Unterorbnung berjelben unter bie 
Neihslandvogtei. Zur Langvogtei gehörte nämlich urjprünglich die 





26) Zäger, VI, 97—100. 
27) Jäger, V, 436. 


28) Grimm, I, 772. — „ane dem gerichte, baz bie bes riches fint" --. 
Weisthum des Königlichen Schöffengerichtes von 1299 bei Widder, 
IV, 216. 


29) Urk. von 1276 bei Würdtwein, monast. Palat. I, 865. 

80) Widder, IV, 180—182. 

81) Urf, von 1296 bei Würdtwein, monast. Palat, III, 196. Cunradi 
sculteti Lutrensis subadvocati Regis — per Spircogiam —. 

.82) Grimm, I, 778. 


». Maurer, Städteverfaffung IIL _ 22 
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gefammte öffentliche Gewalt (die Hohe und die niebere Obrigkeit), 
mit biefer aber auch die hohe und niebere Gerichtsbarkeit 22). Da 
nun auch die Neichsftädte urſprünglich, wie wir gefehen, unter 
der Reichslandvogtei geftanden haben, fo ſtanden fie, bis fie Jmmu- 
nität von berfelben erlangt hatten, auch hinfichtlich der äffentlichen 
Gerichtsbarkeit unter ihnen, jo wie denn auch Dortmund, Speier 
und Zürich längere Zeit noch unter den Gau- und Landgerichten 
geftanden haben ($. 470, 471 u. 474). Nah und nach erhielten 
nun aber ſämmtliche Neihsftädte Immunität und fobanır bie 
hohe und niedere Gerichtsbarfeit, namentlich auch die Reichsſtädte 
in Schwaben, Buchhorn, Eßlingen, Lindau, Memmingen, Pfullen: 
dorf, Navensburg, Reutlingen, Ueberlingen, Weil u. a. m. 2%. Da 
fih nun .in allen diefen Städten bereits Neichsbeamte, entweder 
reichsgrundherrliche oder öffentliche Beante befanden, fo beauftragte 
man diefe num auch mit der durch die vollitändige Immunität er: 
langten hoben öffentlichen Gerichtsbarkeit. Daß dem fo ift beweißen 
zumal jene wenigen Neichsftädte, welche nur die niedere, nicht aber 
die hohe Gerichtsbarkeit erworben haben. Denn fie blieben nach 
wie vor erlangter theilweifer Immunität binfichtlich ber hohen Ge: 
rihtsbarfeit unter dem Reichslandvogte, 3. B. das Neichsftädtchen 
Altorf in Schwaben 35). Auch erwarben jene Netchsftädte öfters 
bie hohe Gerichtsbarkeit nur in der Stadt jelbft, nicht aber in ben 
zur Stadt gehörigen Dorfichaften. In diefen gehörte ihnen ſodann 
nur die niedere Gerichtsbarkeit, während die hohe Gerichtsbarteit 
unter der Landvogtei jtand, wie biefes 3.9. in den zu ben Reichs⸗ 
ftädten Buchhorn, Bieberach und Navensburg gehörigen Dorffchaften 
und Herrichaften der Fall war 3%). 


8. 475. 


Die in den Reichsſtädten angeftellten Stabtrichter waren bent- 
nad) ſammt und jonders Königliche Beamte. Urfprünglid waren 


83) Beichreibung der Reichslandvogtei in Schwaben von 1594 bei Wegelin, 
U, 151 ff. u. 159 ff. 

34) Belchreibung von 1594 bei Wegelin, IT, 152, 160, 161, 164, 166, 167, 
168, 169 u. 170. 

85) Beichreibung von 1594 bei Wegelin, Il, 158 u. 162. 

86) Wegelin, IT, 152, 168, 154 u. 168. 
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zwar die Einen öffentlihe Beamte bes Königs, bie Anderen bagegen 
reihsgrundherrliche jedoch mit der öffentlichen Gewalt beauftragte 
Königlihe Beamte. Seit der Abſchaffung der Hörigfeit bat ſich 
aber auch noch diefer Unterſchied zwiſchen öffentlichen und reichs— 
grumdherrlihen Beamten verloren, und die Einen und bie Anderen 
wurden nun reichSherrichaftliche Beamte. Seit dem Verſchwinden 
ver Hoͤrigkeit ift nämlich der alte Unterſchied zwilchen reichsfreien 
und reichsgrundherrlichen Städten verfchwunden. Seit dem 14. 
Zahrhundert hat fih zwar wieder ein neuer Unterſchied zwilchen 
freien und gemeinen Neichsftädten gebildet. Dieſer Unterjchied hat 
jedoch zuleßt nur noch in der Verbindlichkeit zur Entrichtung einer _ 
ſtändigen jährlichen Neichsitener beftanden. Und ſeitdem auch noch 
diefe Verbindlichkeit in den meiſten gemeinen Reichoſtädten erlafjen 
worden war, beſtand im Grunde genommen gar fein rechtlicher 
Unterfchied mehr unter den freien und gemeinen Reichsſtädten 
($. 464). Mit dem Unterfchiede unter den Neichsftäbten ift aber 
natürlich auch der Unterfchied unter den Reichsſtadtbeamten ver: 
Ihwunden. Die Einen und die Anderen waren vielmehr nun 
reichsfreie Beamte des Königs oder, da nun die Neichsvogteten 
Reichsherrſchaften geworden waren, veichsherrichaftliche Beamte. 
Sie hatten, wie wir geſehen, die Öffentliche Gerichtsbarkeit zu De: 
forgen, frühe fchon die niedere Gerichtsbarkeit, fpäterhin aber auch 
nody die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann. Sie hatten dem— 
nach den vollftändigen Comitat in der Stadt ($. 474). Sie hatten 
aber außerdem auch noch alle Zweige der öffentlichen und ber 
herrichaftlichen Verwaltung unter fich, insbefondere audy die Zölle 
und die Münze, dann bie Erhebung der Neichsftener oder des Ge- 
werfes und der übrigen herrichaftlichen Gefälle und bas Kommando 
ver bewaffneten Bürgerſchaft. So die Neichsvögte in Zuͤrich 1), 
in Lübed 2), in Goslar ?) u. a. m., und die Reichsjchultheiße in 
Sranffurt ), in Nürnberg u. a. m. 

In jenen Neichsftäbten nun, in welchen zwei Beamte neben 
einander ftanden, von denen ber Eine bie Hohe, der Andere aber 


1) Bluntſchli, IT, 139, 140 u. 165 ff. 
2) Deede, Grundlinien, p. 30 ff. 
8) Urt. von 1252 u. 1890 bei Göſchen, p. 116 u. 121. 
4) von Fichard, p 61—64. 
22 * 
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die niebere Gerichtsbarkeit zu beforgen hatte, ſaßen öfters beibe mit 
einander al8 redbende und ſchweigende Richter zu Gericht, 
um fich gegenfeitig zu ſchützen, zu ergänzen und zu unterjtüßen, 
und zur Wahrung der Nechte eines jeden, wie dieſes auch bei den 
Mörkergerichten der Fall warte). So hatte in Nürnberg ber 
Amtmann des Burggrafen gemeinfchaftlich mit dem Reichsſchultheiß 
ben Vorſitz bei dem Stabtgeriht. Und er wohnte offenbar als 
ſchweigender Richter der Verhandlung bei, um als Stellvertreter 
bes Burggrafen das Gericht zu Ichüken und, wenn es notbwendig 
war, jelbjt Recht zu fprechen °). Eben jo follte in Ulm der Reiche: 
ammann (minister noster) dem Reichsvogte zur Seite fiten, To 
oft diefer in ber Stadt oder auch auf dem Lande zu Gericht ſaß. 
Und umgekehrt jollte auch der Neichsvogt oder fein Amtmann 
(minister) dem Stabtammann zur Seite fiten, wenn diefer das 
Stadtgericht präfidirte‘). Auch in Nahen ſaßen der Reichsvogt 
und der Reichsſchultheiß oder Villicus gemeinfchaftlich zu Geridht?). 
Eben jo in Franktfurt®) und in Weblar 9. Und auch in den 
Biſchofsſtädten und in den Abteiftäbten wurde e8, wie wir jehen 
werben, eben jo gehalten und urfprünglih wohl auch in allen 
übrigen Städten. 


ę. 476. 


Die Reichsbeamten in den Städten waren fammt und ſonders 
Stellvertreter des Deutſchen Königs und deſſen Gehilfen. 


4a) Meine Gef. der Marfenverfafjung, p. 401— 408. 

5) Url. von 1278, 1281, 1800 u. 1862 in Hist. Norimberg. dipl. p. 
167, 214 u. 409. Officialis burggravii una cum sculteto nostro 
in civitate Nuremberg. judicio praesidebit. vergl. oben $. 468. 

6) Urf. von 1255 bei Senckenberg, sel. jur. II, 268 u. 264 und bei 
Jäger, Ulm, p. 728. Minister domini nostri comitis (b. h. ber 
Amtmann ober Stellvertreter bes Reichsvogts) ministro nostro-(d. h. 
bem Stabtammann) a latere in quolibet judicio considebit. — et 
illic minister noster sibi a latere habet consedere. . 

7) Urk. von 1265 bei Ritz, Urkunden zur Geſch. des Niederrheins, I, 125. 
Acta sunt hec in presentia domini Willelmi advocati Ricolphi 
villici judicum Aquensium —, 

8) Urf. von 1219 bei Boehmer, Urkb. I, 28. 

9) Urt. von 1228 u, 1244 bei Guden, II, 84. u. III, 1096. 
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Und auch die niederen Neichsbeamten waren wieder Stellver- 
treter der Höheren Reichsbeamten und beren Gehilfen Die 
NReihsbeamten hatten demnach im Namen und aus Auftrag des 
Königs die öffentliche Gewalt zu handhaben und ben Vorfig bei 
den öffentlichen Gerichten zu führen. Die hohen Neichsbeanten 
(die Reichsvögte, Die Stabtgrafen und die Burggrafen) hatten den 
Vorſitz bei den hohen” Gerichten in der Stadt, und bie nieberen 
NReihsbeamten (die Neichsjchultheife und Stabtammanne) den 
Vorſitz bei den niederen Stadtgerichten. Die hohen und bie nie: 
deren Reichsbeamten jagen aber. im Namen und aus Auftrag bes 
Königs zu Geriht. Denn die gefammte öffentliche Gewalt, alfo 
auch bie öffentliche Gerichtsbarkeit war nur ein Ausfluß der Kö— 
niglihen Gewalt. Die Neichsbeamten waren jedoch nicht bloß 
Stellvertreter des Königs und die niederen Beamten nicht bloß 
Stellvertreter der höheren Neichsbeamten. . Cie waren zu gleicher 
Zeit auch noch deren Gehilfen, alle Reichsbeamten waren Gehilfen 
des Königs, und die niederen Neihsbeamten Gehilfen der höheren 
Beamten. Wenn daher ber König in eine Neichsitadt am, jo 
fonnte er, wenn er wollte, ſelbſt zu Gericht figen und bie Reichs⸗ 
beamten waren jodann feine Beiſitzer und feine Gehilfen. Eben fo 
hatten die höheren Reichsbeamten Zutritt zu den Gerichten ber 
niederen Beamten. Sie konnten ihnen als fehweigende Nichter bei- 
wohnen, um das Gericht nöthigenfalls zu ſchützen und zu unter: 
fügen, oder auch nur um ihre Rechte zu wahren. Sie konnten 
aber auch jelbft den Borfit übernehmen. Und dann mußten bie 
nieberen Neichsbeamten als, ſchweigende Richter dem Gerichte bei⸗ 
wohnen. Auch mußten, wenn die höheren Beamten ihre Gerichte 
in der Stadt hielten, bie niederen Neichsbeamien mit ihnen zu 
Gericht fiben und ihnen helfen das Urtheil zu finden und ihnen 
auch ſonſt noch behilflich fein. Um biejes Far zu machen, jo weit, 
es für die Gejchichte der ſtädtiſchen Verfaffung nothwendig ift, muß 
hier und zwar in möglichiter Kürze Folgendes bemerkt werben. 
Der König war oberfter Inhaber der äffentlichen Gewalt 
und daher Oberfter Nichter im Reich. Ein Grundſatz, der nicht 
bloß zur Fraͤnkiſchen Zeit, ſondern auch noch im fpäteren Mittel- 
alter gegolten hat!). Die Gaugrafen und die fpäteren Inhaber 


1) Sächſ. Landr. II, 52 6. 2. Schwäb. Lanbr. W. o. 98. 
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einer Srafichaft waren deshalb nur feine Stellvertreter und feine 
Gehilfen. Wenn daher der König zur Fränkiſchen Seit in einen 
Sau kam, fo Fonnte er felbft zu Gericht figen und die Gaugrafen 
und die übrigen Königlichen Beamten waren ſodann nür feine Bei⸗ 
fiter und feine Gehilfen, wie dieſes viele Urkunden beweifen. Aber 
auch im fpäteren Mittelalter waren noch die Inhaber einer Graf: 
ſchaft feine Stellvertreter ıyıd feine Gehilfen 2), Wenn baber ber 
König in ein Territorium kam, fo ging bas Gericht an ihn über. 
(„Wo der Kalfer bin kommt, da fteht ihm das Recht offen") 2). Er 
fonnte nun felbit zu Gericht fiten. So auch im Herzogihum 
Sadjen, wenn er dahin kam 9). Alle Gefangenen waren ihm 
ledig und follten vor ihn gebracht werben. Und felbft bie Zölle 
und die übrigen Einfünfte des Territoriums gingen an ihn Über®). 
Daffelde war nun um fo mehr der Fall, wenn ber König in eine 
Reichsvogtei oder in eine Neihsftadt kam. Denn auch die Reichs⸗ 
landvoögte und die Reichsſtadtvögte waren feine Stellvertreter und 
jeine Gehilfen, die Reichslandvögte in der Wetterau ®), die Burg: 
grafen von Nürnberg 7), die Stadtvögte in Ulm und Züri) ®), 
die Reichsſchultheiße in Frankfurt %) und die Neihsammanne in 
Ulm !9) u. a. m. Wenn daher ver König nach Ulm oder in eine 
andere Reichsſtadt Tam, fo ging das Gericht an ihn felbft über. 


2) Sädf. Lr. III, 52 6. 2 u. 8. Schwäb. Lr. c. 98. 

8) Hillebrand, Rechtsſprichwörter, p. 240. 

4) Sloffe zum Sächſ. Weichbild, art. 12, 

5) Sächſ. Lr. II, 60 8. 2 u. 8. Schwäb. Lr. W. e. 112. Meichßner 
Land⸗ und Lehnr. fol. 8. „In welche Statt ober Land der König 
„Tommet, fo fol man jm antworten die gefangenen die barinne find * — 

6) Urk. von 1849 bei Bernhard, antiquit. Wetterav. p. 267-268. — 
„gejagt zu einem Lantvogte — aljo bat er alle Sade, bie uns 

0 „und dag Reiche ober in ſelber antreffen, daſelbes zu bringen 
„vnd vollenden moge — er jal auch Ampte, — alle Gevelle, Gerichte, 
„Sulde, Güter und Note — beftellen ond damit berechin, vnd bupfen 
„in alle weiß, als in bunfet, dag it ons vnd bem Meiche unbe 
„ime day not ist vnd beste ſy.“ — 

2) Url. von 1273 in Hist. Norimb. dipl. p. 167. vice Imperatoris 
omne judicium judicans praesidebit. — 

8) Urk von 1255 bei Jäger, Ulm, p. 728. und oben $. 470. 

9) Urk. von 1194 und 1277 bei von Fichard, p. 350 u. 351. 

10) Stabtredt von 1296 $. 4 bei Jäger, p. 780. 
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Die Gefangenen waren ihm ledig. Auch ftanden während feiner 
Anwefenheit in Ulm u. a. m. alle aus der Stadt VBerbannten unter 
jeinem unmittelbaren Schuße und Frieden 11). Eben jo waren ihm 
bie Zölle und bie übrigen Einkünfte ledig, wenn er in eine Reichs⸗ 
jtadt fam 12). Auch konnte der König, wenn er in eine Neichsitadt 
kam, ſelbſt zu Gericht ſitzen. Und die Reichsbeamten waren os 
dann feine Beifiger und feine Schilfen. Zwar fenne ich Feine 
Urkunde, nad) welcher der König bei einem Stabtgerichte den Vor⸗ 
ig geführt Hat. Das Recht dazu hatte er aber nicht bloß nad 
ben Rechtsbüchern 12), jondern auch nach den Stadtrechten und 
Stabtprivilegien 1%) und nach dem Erfenntniffe der Schöffen zu 
Magdeburg 15). 

Sp wie nım der König ber Oberfte Richter im Reich und 
bie Reichsbeamten feine Stellvertreter und Gehilfen waren, jo wa⸗ 
ren auch bie unteren Reichsbeamten wieber bie Stellvertreter ver 
oberen Neichsbeamten und beren Gehilfen. Schon zur Fränkiſchen 
Zeit waren die Gentenare oder Zentgrafen und die Schultheiße 
Stellvertreter des Gaugrafen, welche zwar einen Theil der öffent: 
lihen Gewalt jelbitändig zu verwalten hatten, im Webrigen aber 
bloße Stellvertreter und Gehilfen des Gaugrafen waren. Daher 
führten fie auch den Titel vicarii. Auch die Vicare und Unter: 
vicare in Regensburg waren urjprünglich folche Stellvertreter des 
Gaugrafen. Desgleichen die öffentlichen Beamten in den Franzoͤ⸗ 
ſiſchen Städten, wo fie auch in Tpäteren Zeiten noch den Xitel 
vicecomites unb vicarii, ober vicomte, viguier, veguer, voyer 
u. |. w. geführt haben. Eben jo waren auch im |päteren Mittel 
alter noch die Zentgrafen und Schultheißen in ben landesherr: 
lihen Territorien bloße Stellvertreter der Erbgrafen und der Lan: 
besherrn 19). Noch weit entichiedener tritt aber dieſe ftellvertretende 


11) Urk. von 1255 bei Senckenberg, sel. jur. II, 263 u. 265 ımb Säger, 
p. 728. Schwäb. £r. W. c. 112. Ruprecht von Freiſing I, 98. 

12) Sächſ. Lr. III, 60 $. 2. Schwäb. Lr. W. ce. 112. Ruprecht von 
Freiſ. I, 98. 

13) Sächſ. Lr. III, 64, $. 1. 

14) Straßburger Stadtrecht, c. 18 bei Grandidier, II, 48. Ulmer If. 
von 1255 bei Jäger, p. 727. 

15) Schöffen Urtheil, c. 4. dist. 4 bei Zobel, p. 475. 

16) Sädjf. £r. III, 52 $. 2. Schwäb. Lr. c. 98. Constit. von 1282 bei 
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Eigenſchaft der Vögte und der Schultheiße in den Reichsvogteien 
und in den Neichsftädten hervor. Denn die Reichsvögte und 
Schultheiße in jenen Reichsſtädten, weldye noch unter der Reichs⸗ 
landvogtei ftanden, waren bloße Untervögte des Reichslandvog⸗ 
te8, 3. B. die Reichsſtadtvögte in Augsburg 17), die Reichsſchul⸗ 
theiße in Kaiferslautern 18), in Konftanz u. a. m. 19), urſprünglich 
wahrfcheinlich in allen oder doch in den meiften Reichsſtädten. Sie 
wurden daher auch aus Auftrag bes Königs von dem Reichsland⸗ 
vogte ernannt, 3. B. die Reichsftabtvögte in Augsburg 2%), die 
Reichsſchultheiße in Frankfurt 21), die Stadbtammanne in Kaufbeu: 
ven u. a. m. ber auch in jenen Reichsſtädten, welche unter fei- 
ner Reich8landvogtei mehr ftanden, in welchen jeboch ein Reichsvogt 
neben und über dem Reichsſchultheiß oder Reichsammann ftand, 
waren die Lebteren urjprünglich die Stellvertreter und die Gehilfen 
der Reichsvögte. Zwar hatten auch fie, wie die Gentenare und 
Bicare zur Fränfifchen Zeit, eine jelbftändige (die nicdere) Gerichts: 
barkeit, 3. B. die Reichsſchultheiße in Magdeburg 22) und in Gos⸗ 
lar 22), und die Stabtammanne in Ulm u. a. m. Der Reich8ongt 
in Ulm durfte daher über Feine Sache erkennen, tiber weldye ber 
Stabtamman bereits erfannt hatte 29). So wie denn auch ber 
König felbit, wenn er in eine Reichsſtadt kam, über Teine Sache 
Recht ſprechen durfte, weldhe bei einem anderen Gerichte bereits 


Pertz, IV, 292. Centumgravii recipiant centae a domino terre 
vel ab eo qui per domiuum terre fuerit infeodatus. vrgl. über 
dieſe ftellvertietende Eigenſchaft der Zentgrafen und Schultheißen Eich— 
born, Reiche: und Rechtsgeſch. II, $. 290. 

17) von Stetten, Geld. I, 78. Gassar. ad 1276 bei Mencken, I, 1458 
u. 1459. Die Stadtvögte werben bafelbfl auch praetores und sub- 
praefecti als Stellvertreter des praefectus imperialis genannt. 

18) Urk. von 1296 bei Würdtwein, monast. Palat. III, 196. vrgl. oben 
8. 474. 

19) Wegelin, I, 121. 

20) Urt. von 1289, 1306, 1309, 1339 u. 1895 bei von Stetten, I, 81, 88, 
90, 102 u. 184. 

21) Urk. von 1865 bei Böhmer, Urfb. I, 699 und Kirchner, I, 681. 

223) Schöffenbriefe von 1261 $. 9 und von 1304 8.6 beiT. u. St. p. 853 
u.450. u 

23) Göſchen, p. 868. 

24) Url. von 1255 bei Jäger, p. 728. 
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anhängig war 25), Im Uebrigen waren aber auch die Reichsjchul: 
theiße und Stadtammanne noch Stellvertreter und Gehilfen ber 
Reichsvögte. Wenn daher der Reichsſchultheiß zu Goslar abweſend 
war oder Recht zu fprechen verweigerte, jo durfte der Reichsvogt 
auch beim Echultheißengerichte den Vorſitz übernehmen ?%). Eben 
fo follte der Reichsvogt in Ulm den Borfiß beim Stadtgerichte 
dann übernehmen, wenn der Stadtammann nicht felbft richten 
konnte oder nicht ſelbſt richten wollte 27), wie dieſes der Vogt aud) 
in Dürkheim thun durfte, wenn ber Schultheiß nicht Recht ſprechen 
fonnte oder wollte 29), Auch erinnert noch in Straßburg die Ver: 
leihung des Blutbanns von dem Vogt an den Schultheiß an die 
urfprüngliche Abhängigkeit des Schultheiß von dem Vogt 2°). Unb 
wenn die Neichsvögte in Ulm und die Burggrafen zu Magdeburg 
bei dem hohen Gerichte präfibirten, fo mußte fodanı in Ulm der 
Stadtammann 3% und in Magbeburg ter Schultheiß babei ſitzen 
und ihnen helfen das Urtheil zu finden 21), 

Die Könige und die Reichsvögte Hatten demnach Zutritt zu 
den Stadtgerichten und fie konnten jenen Gerichten als ſchweigende 
Richter beimohnen und, wenn e8 nothmwendig war, in die Verband: 
fung jelbft eingreifen, wie diejes ber Vogt in Dürkheim bei dem 


25) Sächſ. Lr. II, 608. 2. Schwäb. Lr. W. c. 112. 

26) Statute bei Göſchen, p. 65. Weygherde de fcultechte emme rechte, bes 
„Teal de voghet richtere fin“ — und p. 110. Mochte me aver bes 
„Tehulteten nicht hebben, jo mad be voghet alle jtuffe richten unde 
„bandelen vullenkomeliken alfe de ſchultete.“ 

27) Urt. von 1255 bei Jäger, p. 727. — quicquid minister noster no- 
stre eivitatis (dev Stadbtamman) iudicare non valuerit iudicium 
ilius cause devolutum est ad dominum nostrum de Dilingen 
(den Reichsvogt) — comes de illo casn si volt iudicabit. Item ei 
minister nostre civitatis de aliquo super excessu illius iudicare 
voluerit. 

28) Das Dürkheimer grüne Buch jagt an verfihiedenen Stellen „wann ber 
„Schultheiſs nicht richten oder vertbeiden Than oder mag, ſoll der 
„Fauth richten.” vrgl. Meine Gefchichte der Marfenverfaflung, p. 401 
u. 402. Not. 

239) Stadtrecht, 8. 11 bei Grandidier, II, 47. 

80) Urk. von 1255 bei Jäger, p. 728. 

31) Schöffenbriefe von 1261 $. 7 und von 1804 $. 3 bei T. u. St. 
p. 352 u. 450. 
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Schultheißengericht zu thun pflegte. Sie Tonnten aber auch, wenn 
fie wollten, den Borfig ſelbſt übernehmen. Und daın waren bie 
Schultheiße und Stadtammanne nur ihre Beifiger und ihre Ge⸗ 
hilfen. Umgekehrt hatten aber auch die Schultheiße und Stadt⸗ 
ammanne Zutritt zu ben hohen Gerichten der Reichsvögte, ber 
Stadtgrafen und der Burggrafen, und fie waren fobann auch bei 
biefen Gerichten die Beifiger und Gehilfen der höheren Beamten. 
Epäterhin hat fich freilich auch dieſes geändert. Die Könige 
behielten zwar aud in fpäteren Zeiten noch ein Necht auf den 
Zutritt in die Neichsftäbte. Sie mußten, wenn fie bahin famen, 
würdig empfangen, beherbergt und verpflegt und ihnen gehulbiget 
werden ($. 462). Auch blieb die Neichsjuftiz nach wie vor ein 
Ausfluß ihrer Oberftrichterlichen Gewalt. Den Vorſitz bei Gericht 
führten fie aber nun nicht mehr ſelbſt. Eben fo wurden auch bie 
Reichsvögte, die Stabtgrafen und die Burggrafen mehr und mehr 
befchräntt und zuletzt gänzli aus den Stabtgerichten verdrängt. 
Meiftentheils traten, wenigjtens für cine Zeit lang, die Reichs⸗ 
ſchultheiße und die Reichsammanne an ihre Stelle, und erhielten 
zur niederen auch noch die hohe Gerichtsbarkeit. ebenfalls erhiel- 
ten aber die Reichsſchultheiße und die Reichsammanne eine ganz 
unabhängige Stellung von ihnen. Eo war 5. B. in Nürnberg 
bas Neichsichultheißenamt fehr frühe fchon ein durchaus jelbftän- 
diges Amt und, fo weit bie Geſchichte Nürnbergs zurückreicht, in 
feiner Art von Abhängigkeit mehr von dem Burggrafen, wie biefes 
ſchon vor längerer Zeit von Stromer gegen die entgegengeleßte - 
Anficht Anderer nachgewiejen worden ift 22). 


S. 477. 


Wie dem mn aber auch jei, jo waren jedenfalls die Reichs: 
beamten in ben Reichsſtädten urjprünglih jammt und fonders 
Königlihe Beamte, die Burggrafen von Friedberg 1), von 
Weblar 2), von Nürnberg u. a. m. eben fomwohl wie die Reiche: 


82) Stromer, im biftor. Magazin fir das Vaterland, I, 14 ff. gegen bie 
Selecta Norimberg, I, 28 ff. vrgl. oben $. 478. 

1) Urk. von 1239 u. 1240 bei Guden. II, 78 u. 686. 

2) Urk. von 1242 bei Guden, syl. p. 472. 
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vögte in Augsburg ?), in Lübel), in Ulm u. a. m., und bie 
Reichsſchultheiße in Frankfurt und Nürnberg, und bie Reichsam⸗ 
manne in Ehlingen u. a. m. Sie wurden baber bes Reichs 
Amtleute und die Burggrafen und Reichsvögte des Reichs 
Dberfte Amtleute genannt 5) und urfprünglic auch von dem 
König ernannt, 3. B. bie Reichsnögte in Goslar ©), in Ulm”), 
in Augsburg ®) u. a. m., dann die Reichsſchultheiße in Hagenan®), 
in SKaiferslautern, in Frankfurt, Nürnberg u. a. m., und bie 
Etadtammanne in Ulm 19), in Nörblingen 1!) u. a. m. In welch' 
großem Anfehen übrigens jene Reichsämter geftanden haben, be: 
weißt vor Allem der Umftand, daß fte meijtentheils aus den edlen 
und patriciſchen Geſchlechtern der Stabt felbft, 3. B. in Ulm und 
Nürnberg 12), öfters fogar aus auswärtigen reichsritterſchaftlichen 
und Neich8grafen-Seichlechtern genommen zu werben pflegten , wie 
dieſes 3. B. in Nürnberg öfters der Fall war. Auch die berühmten 
Reichserbmarichalle von Bappenheim find noch im 15. Jahrhundert 
Neihsichultheiße in Nürnberg geweſen 12). Eben fo waren fie 
Neihsammanne in Nördlingen. Daher mußte noch im 18. Jahr: 
hundert, nachdem die Stadt längit jchon das Neihsammannamt an 
fih gebracht Hatte, jedes Jahr ein fogenanntes Ammanngeld 
von 200 fl. an die Grafen von PBappenheim entrichtet werben 1%). 

Die zu jenen Reihsämtern vom König ernannten Reiche: 
ritter und Reichsminifterialen verwalteten jeboch ihr Amt nicht im- 


8) Welſer, Augoſp. Chron. II, 74. 

4) Die Vögte daſelbſt werden advocati zuweilen aber auch rectorcs ges 
nannt. Urk. von 1226 u. 1274 in Lüb. Urkb. I, 46 u. 332. 

5) Maber, Nachrichten von Friedberg, I, 298. 

6) Urk. von 1252 bei Göfchen, p. 116. advocatus quem prefecerimus 
ipsi loco. — 

7) Ur. von 1259 bei Wegelin, II, 2. 

8) Urk. von 1162, 1223, 1285 u. 1308 bei Welfer, Augip. Chron. II, 
64, 74, 77 u. 97. 

9) Urk. von 1255 u. 1262 bei Gaupp, I, 102 u. 108. 

10) Zäger, p. 106. 

11) WWegelin, I, 100. 

12) Jäger, p. 106. Gtromer, Sei. des Reichsſchultheiſenamts, p. 56 ff. 

13) Gtromer, p. 89 u. 90. 

14) Wegelin, I, 100. 
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mer ſelbſt. Sie ernannten zu dem Ende vielmehr felbft wieber 
einen Etellvertreter, z. B. die Reihsichultheige zu Frankfurt a. M. 
einen ihre Stelle vertretenden Unterſchultheiß (subscultetus !®), 
“ vicescultetus !°), „gejeszin an eins ſchultheyzen jtat” 17) ober 
scultetus minor, während ber wirkliche Schultheiß immer scultetus 
oder scultetus major genannt worden tft) 18). 

Dieſes Ernennungsrecht des Königs ging jedoch in manchen 
Städten frühe ſchon an die Stadt ſelbſt über, 3. B. die Wahl 
eines Neichsichultheiß in Bern 19), die Wahl eines Stabtammanns 
in Ulm 20), die Wahl eines Schultheiß und anderer Beamten mehr 
in EBlingen 21). Und e8 blieb ſodann dem König nur nody das 
Recht der Beitätigung ober bie feierliche Einſetzung des Gewählten 
in das Amt, d. b. die Amtsinveftitur übrig In Bern Hatte ji 
ber König das Beitätigungsrecht ausprüdlidh vorbehalten. In 
Ulm jollte der Reichsvogt im Namen bes Königs dem erwählten 
Ammann fein Amt leihen 22). Und in Nürnberg wurde der Blut: 
bann feit dem 15. Jahrhundert auf ben jevesmaligen Antrag des 
Raths einem Nürnberger Bürger von dem König verliehen, im 
Jahre 1401 dem Berthold Pfinzing, im Jahre 1405 dem Karl 
Holzſchuher, im Sabre 1415 dem Hanns Tucher, im Jahre 1438 
wieder dem Karl Holzſchuher und im Sabre 1457 dem Georg 
Dörrer u. a. m. 22), bis denn im Sahre 1459 der Blutbann von 
Friedrich III auf ewige Zeiten dem Stabtrath zu Lehen gegeben 
und dieſe Belehnung auch ven ben folgenden Königen wiederholt 
worden ift 2%). Die Neichsftadt Dortmund hatte die Gerichtsbarkeit 


15) Urf. von 1280 u. 1280 bei Böhmer, p. 55 u. 196. 

16) Urf. von 1278 u. 1297 bei Böhmer, p. 184 u. 818. 

17) Url. von 1384 bei Böhmer, p. 530. 

18) Urk. von 1279 bei Böhmer, p.194. Alle diefe Urkunden datiren aber 
aus einer Zeit, in welder das Schultheißenamt von Frauffurt nicht 
verpfändet war. Römer-Büchner, Stadtverf. p. 71—73. 

19) Handfefte von 1218 $. 7. 

20) Stadtredht von 1296, pr. bei Jäger, Ulm, p. 159, 160 u. 730. _ 

21) Regimentsorbnung von 1316 u. 18923 bei Jäger; Magazin, V, p. 9f. 
u. 22. 

22) Jäger, p. 158. Not. 

28) Die Urkunden findet man in Hist. Norimb. dipl. p. 521, 528, 552, 
613 u. 665. vrgl. Stromer, Reichsſchulth. p. 40 u. 41. 

24) litt. von 1459 u 1479 in Hist. Norimb II, 670 u. 727. 
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bereit3 jchon im 14. Jahrhundert zu Lehen erhalten 2), Mm 
einigen Neichsftäbten haben zwar nicht die Städte felbft, wohl aber 
bie Burgmannen das Necht den Burggrafen zu wählen erhalten. 
Und au dann iſt dem Kaifer nur noch das Recht der Beftätigung 
geblieben. So war es jeit dem 13. Jahrhundert in ter Burg 
Triebberg 2%) und vorübergehend auch in Gelnhaufen 2). Das 
Burggrafenamt in Friedberg durfte zwar auf Lebenszeit, nicht aber 
erblich verliehen werben 2°). 


$. 478. 


In vielen Reichsftäbten wurben die Neichsämter zu Leben 
gegeben und daher frühe ſchon erblich. In Augsburg war die 
Neichsvogtei, wenn auch nur vorübergehend, bereits fchon im 12. 
Jahrhundert erblih ). In Ulm waren die Grafen von Dillingen 
im 13. Jahrhundert ſchon feit längerer Zeit (ab antiquis) erbliche 
Reichsvögte 2). Und nach ihrem Ausfterben wurden die Grafen 
von Wirtemberg mit jenem Amte, mit ber advocatia in Ulma, be: 
lehnt 9). In Aachen waren in demfelben Jahrhundert die Herzoge 
von Lothringen und Brabant erbliche Reichsvögte). Das Burg 
grafenamt in Gelnhaufen hatten feit dem 12. Sahrhundert die 
Herren zu Büdingen vom Kaiſer zu Lehen und nach ihrem Aus: 
fterben (um 1246) die Herren zu Iſenburg, bis feit dem 14. Jahr⸗ 
hundert die Stadt mit der Burg nach einander an bie Grafen von 
Hohenftein, an die Grafen von Schwarzburg, an die Pfalzgrafen 
bei Rhein, an die Grafen von Hanau und zuleßt an die Land: 
grafen von‘ Heflen gefommen iftd). Das Schultheißenamt in 
Magdeburg wurde im Sahre 1213 an den Mintftertalen Dietrich 
von Steben zu Lehen gegeben 5,), aber jchon im Jahre 1294 fo- 


25) Urk. von 1879 bei Moſer, reichsſt. Hbb. I, 379. 

26) Urt. von 1285 u. 1849 bei Mader, I, 59 u. 147. 

27) Urk. von 1266 u. 1410 bei Ehmel, regest. Ruperti Regis, p. 73 u. 291. 
28) Urf. von 1292 bei Mader, I, 58. 

1) Welfer, Augfp. Chron. p. 84. 

2) Urk. von 1255 bei Jäger, p. 727. 

8) Urk. von 1259 bei Wegelin, II, 2. 

4) Urt. von 1277 bei J. J. Mofer, reiheflädt. Magazin, I, 91. 

5) Wippermann in Beitichrift, XVI, 25-27. 

ba) Urk. von 1218 in Chroniken ber nieberfächfiichen Stäbte, L, p. 422. 
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wohl das Schultheißenamt als das Burggrafthum von ber Stadt 
Magdeburg Täuflich erworben 6b). In Norbhaufen waren bis zu 
ihrem Ausfterben die Grafen von Hobenftein Reichsvoögte, feit 1660 
aber die Herzoge von Sachen und feit 1697 die Kurfürften von 
Brandenburg, von benen die Bogtei im Jahre 1715 von dent 
Etadtrath gekauft worden tft. Das Reichsjchultheigenamt in Nord⸗ 
haufen gehörte aber den Landgrafen von Thüringen und |päter den 
Kurfüriten von Sachſen 6). In Weblar war die Reichsvogtei in 
ber Stadt mit der Burg Kalsmunt als Neichslehen den Grafen 
von Naſſau verliehen und von biefen im Jahre 1536 an ben 
Zandgrafen von Heflen abgetreten worden 7). Das Reichsichulthei- 
Benamt in Weblar gehörte aber dem Kurfürſten von Trier als 
Probft des Etiftes zu Weblar 9). Auch viele Stabtgrafen machten 
ihr Amt erblih. Daher erhielten jo viele Grafen ihren Ramen 
von einer Stadt, 3. B. die Grafen von Gröningen, von Calw, 
von Sulz, von Urach, von Paſſau u. a. m. 9). 

Die erblich geworbenen Reichsvögte und Stabtgrafen blieben 
zwar nach wie vor Neichsbeamte. Sie übten jedoch nun Kraft 
eigenen Nechtes, was ihnen nur al8 ein Amt übertragen worben 
war. Sie konnten demnach immer noch ſelbſt zu Gericht ſitzen 
und thaten dieſes audy, 3. B. die Grafen von Dillingen in Ulm. 
Meiftentheils ernannten fie jedvoh zu dem Ende Stellvertreter, 
welche ſodann in ihrem Namen bei den Stabtgerichten den Vorſitz 
führten und die übrigen Gefchäfte beforgten. So ernannten in 
Um die Grafen von Dillingen einen Ammann (minister) !%), in 
Aachen die Herzoge von LKothringen und Brabant als Unterbögte 
die Grafen von Jülich und die Herren von Falkenberg 11), und 
auch in Wetzlar die Landgrafen von Heſſen einen Untervogt 12). 


5b) Schöppendronif II in Chron. ber nieberf. Städte I, 176. 

6) Klüber, Gejchichte der Gerichtsiehen, p. 69 u. 70. Wehner, observat. 
sel. p. 492. 

7) von Ulmenftein, I, 428 u. 429, UI, 18, 28 u. 24. 

8) Eftor, bürgerliche Rechtsgel. IIL, 219. 

9) vrgl. Heyd, Gejchichte der Grafen von Gröningen. Stuttgart. 1829, p. 17. 

10) Urk. von 1255 bei Senckenberg, sel. jur. II, 262. und bei Jäger, 
p. 727 f. 

11) Meyer, Aachenſche Geſchichten, p. 801 fi. vrgl. oben $. 472. 

12) von Ulmenftein, II, 14 u. 10. 
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Wie die Reichsvoͤgte und Reichsſchultheiße jo haben auch viele 
Burggrafen ihr Amt erblich gemadt. In Nürnberg wurde das 
Burggrafenamt erblich in dem Gejchlechte der Grafen von Hohen: 
zollern, wahrfcheinlich jchon im 12. Jahrhundert 12), jedenfalls aber 
im 13. Jahrhundert 1%), In Regensburg war das burggräfliche 
Amt bereits jeit dem 11. Jahrhundert erblich in ber Familie der 
Grafen von Nietenburg. Und feit dem Ausfterben dieſes Ge— 
ichlechtes Lam das Burggrafthum zuerſt wahrjcheinlich an die Gra- 
fen von Bogen und dann an bie Herzoge von Baiern 15). In 
Kalsmunt wurden die Herren von Merenberg erbliche Burggra- 
fen ?°) und in Cocheim die Erzbiichöfe von Trier 17). Daffelbe 
gilt von den Burggrafen von Landscrone 18), von den Burggrafen 
von Hammerftein, einer Familie, bie bis ins 15. Jahrhundert ge- 
blüht hat 1%), von den Burggrafen von Rheineck, bie erit im 16. 
Sahrhundert ausgeftorben find 2%) u. a. m. Und die Burggrafen 
von Nürnberg, von Magdeburg, von Meifen und von Friedberg 
find bekanntlich dur den Beſitz bedeutender Territorien zu jehr 
angejehenen Landesherrn emporgeitiegen. Ä 

Auch dieje erblich gewordenen Burggrafen pflegten nun Stell 
vertreter zu ernennen, welche ſtatt Ihrer ihre Amtsverrichtungen 
beforgten. Die Burggrafen von Nürnberg ernannten zum Beiſitz 
bei dem Stabtgerichte einen Amtmann oder Vogt (officialis burg- 
gravii) 2!) und bie Burggrafen von Friedberg einen Echultheiß 
zum Vorſitz beim Stadtgericht 22). Der von ben Herzogen von 
Baiern als Burggrafen von Regensburg ernannte Stellvertreter, 


18) Viele Urkunden bei Seidel, von dem Burggrafthum Nürnberg, p. 99 
u. 100. und bei $ung, comicia burggraviae, p. 106 ff. 

14) von Lancizolle, I, 90 fi. 

15) Gemeiner, I, 275 f- u. IL, 115. Arnold, I, 94-96. 

16) von Ulmenftein, Geſch. von Wetzlar, I, 208 fi. 

17) Urk. von 1298 bei Günther, LI, 531. 

18) Günther, UI, 18. 

19) Günther, II, 15. uub IV, 8. 

20) Günther, II, 16, IV, 11 und V, 18. 

21) Urk. von 1273 bei Wagenseil, de civitate Noriberg. p. 298. lt. 
von 1800 bei Ludewig, rel. Mpt. VI, 40. und in Hist, Norimb. 
dipl. p. 167. 

22) Urt. von 1806 bei Mader, I, 116, II, 98. 
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wohl das Schultheißenamt al8 das Burggrafthum von der Stabt 
Magbeburg käuflich erworben ®)). In Nordhauſen waren bis zu 
ihrem Ausfterben die Grafen von Hohenftein Reichsvögte, ſeit 1660 
aber die Herzoge von Sachen und ſeit 1697 die Kurfürften von 
Brandenburg, von denen die Vogtet im Sabre 1715 von dem 
Etadtratb gefauft worden tft. Das Reichsſchultheißenamt in Nord- 
haufen gehörte aber den Landgrafen von Thüringen und ſpäter den 
Kurfüriten von Sachſen ). In Wetzlar war bie Reichsvogtei in 
ber Stadt mit’ der Burg Kalsmunt als Reichslehen den Grafen 
von Naſſau verliehen und von biefen im Jahre 1536 an den 
Landgrafen von Heflen abgetreten worben ?). Das Reichsichulthei: 
Benamt in Wetzlar gehörte aber dem Kurfürften von Trier als 
Probft des Stiftes zu Weblar ®). Auch viele Stabtgrafen machten 
ihr Amt erblid. Daher erbielten fo viele Grafen ihren Namen 
von einer Stadt, 3. B. die Grafen von Gröningen, von Calw, 
von Sulz, von Urach, von Paſſau u. a. m. 9). 

Die erblich gewordenen Reichsvögte und Stabtgrafen blieben 
zwar nach wie vor Neihsbeamte. Sie übten jeboh nun Kraft 
eigenen Rechtes, was ihnen nur al8 ein Amt übertragen worben 
war. Sie konnten demnach immer noch ſelbſt zu Gericht figen 
und thaten dieſes au, 3. B. die Grafen von Dillingen in Ulm. 
Meiftentheil8 ernannten fie jedoch zu dem Ende Stellvertreter, 
welde fodann in ihrem Namen bei ben Stabtgerichten den Vorſitz 
führten und die übrigen Geſchäfte beforgten. So ernannten in 
Um die Grafen von Dillingen einen Ammann (minister) !%), in 
Aachen die Herzoge von Lothringen zund Brabant als Untervögte 
die Grafen von Tüli und die Herren von Fallenberg 11), und 
auch in Weblar die Landgrafen von Heflen einen Untervogt !?). 


5b) Schöppendronif II in Ehron. ber nieberf. Städte I, 176. 

6) Klüber, Geſchichte der Gerichtslehen, p. 69 u. 70. Wehner, observat. 
sel. p. 492. 

7) von Ulmenftein, I, 428 u. 429, II, 18, 28 u. 24. 

8) Eftor, bürgerliche Rechtsgel. III, 219. 

9) vrgl. Heyd, Gejchichte ber Grafen von Gröningen. Stuttgart. 1829, p. 17. 

10) Urk. von 1255 bei Senckenberg, sel. jur. II, 262. und bei Jäger, 
p. 727 f. 

11) Meyer, Aachenſche Geſchichten, p. 301 ff. vrgl. oben $. 472. 

12) von Ulmenftein, I, 14 u. 15. 
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Wie die Reichsvögte und Neichsichultheige jo haben auch vicle 
Burggrafen ihr Amt erblich gemadt. In Nürnberg wurde das 
Burggrafenamt erblich in dem Geſchlechte der Grafen von Hohen: 
zollern, wahrſcheinlich jchon im 12. Jahrhundert 12), jedenfalls aber 
im 13. Jahrhundert 1%)., In Regensburg war das burggräfliche 
Amt bereits ſeit dem 11. Jahrhundert erbli in der Familie der 
Grafen von Nietenburg. Und feit dem Ausfterben dieſes Ge: 
Schlechtes kam das Burggraftbum zuerit wahrjcheinlich an die Gra- 
fen von Bogen und dann an die Herzoge von Baiern 16). In 
Kalsmunt wurden bie Herren von Merenberg erbliche Burggra- 
fen 10) und in Cocheim die Erzbifhöfe von Trier 17). Daffelbe 
gilt von den Burggrafen von Landscrone 19), von den Burggrafen 
von Hammerftein, einer Yamilie, die bis ins 15. Jahrhundert ge: 
blüht hat 19), von den Burggrafen von Rheineck, die erſt im 16. 
Sahrhundert ausgeftorben find 2%) u. a. m. Und die Burggrafen 
von Nürnberg, von Magdeburg, von Meifen und von Friedberg 
find bekanntlich durch den Beſitz bedeutender Territorien zu jehr 
angefehenen Landesherrn emporgeitiegen. 

Auch diefe erblich gewordenen Burggrafen pflegten nun Stell- 
vertreter zu ernennen, welche jtatt Ihrer ihre Amtsverrichtungen 
beforgten. Die Burggrafen von Nürnberg ernannten zum Beifik 
bei dem Stadtgerichte einen Amtmann oder Vogt (officialis burg- 
gravü) 2!) und die Burggrafen von Friedberg einen Echultheiß 
zum Vorſitz beim Stadtgericht 22). Der von den Herzogen von 
Batern als Burggrafen von Negensburg ernannte Stellvertreter, 


18) Biele Urkunden bei Seidel, von bem Burggrafthum Nürnberg, p. 99 
u. 100. und bei $ung, comicia burggraviae, p. 106 ff. 

14) von Lancizolle, I, 90 ff. 

15) Gemeiner, 1, 275 f. u. II, 115. Arnold, I, 94 - 96. 

16) von Ulmenftein, Gel. von Wetzlar, J, 208 ff. 

17) Url, von 1298 bei Günther, II, 531. 

18) Günther, IL, 18. 

19) Güntber, II, 15. und IV, 8. 

20) Günther, II, 16, IV, 11 und V, 18. 

21) Urf. von 1273 bei Wagenseil, de civitate Noriberg. p. 293. Urk. 
von 1800 bei Ludewig, rel. Mpt. VI, 40. und in Hist. Norimb. 
dipl. p. 167. 

22) Urf. von 1806 bei Mader, I, 116, IL, 98. 
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an den Schultheiß Konrad Groß und an beflen Erben ®), Ipäter 
(im Jahre 1365) wieber an die Burggrafen 7), von weldyen es im 
Jahre 1427 an die Stabt verfauft worden ift ®). In den Neiche: 
ftädten Buchau und Altorf war das Ammannamt eine Zeit lang 
an bie Grafen von Helfenjtein verſetzt )). Eben jo das Reichs: 
[hultheißenamt in Hatlbronn an die Grafen von Wirtemberg, von 
denen e8 im Jahre 1860 von der Stadt cingelößt worden und fo: 
dann pfandweife bei ihr geblieben iſt 1%). Auch in Lindau wurde 
das Ammannamt im Laufe des 14. Jahrhunderts mehrmals an 
das patriciihe Geſchlecht der Guderſcher, dann am die Herzoge von 
Baiern, fodann wieder an das Gefchlecht ber Guderſcher verpfändet, 
im Sahre 1396 aber die Pfandſchaft von der Stadt auf ewige Zei: 
ten eingelößt 11). An Memmingen wurde das Ammannamt im 
Sabre 1401 auf Widerruf an die Stadt hingegeben 12). Auch in 
Nördlingen wurde das Ammannamt im Laufe des 14. Jahrhunderts 
mehrmals verjeßt, im Sabre 1323 an die Grafen von Dettingen, 
im Sahre 1358 an die Erzherzoge von Defterreich, im Jahre 1360 
an die Herren von ECawensheim, im Jahre 1366 an die Erzbiſchöfe 
von Mainz. Aber ſchon am Ende des 14. Jahrhunderts iſt es 
von der Etadt jelbft erworben worden 12). In Kempten war bie 
Neichsvogtei zuerft an die Herzoge von Ted, dann an die Grafen 
von Montfort-Tetnang verpfändet, im Jahre 1361 aber wieder von 
ber Bürgerjchaft eingelößt und an das Reich gebracht worden 19). 
An Landau wurden die Rechte der öffentlichen Gewalt (die obrig: 
feitlihen Rechte) zuerjt an den Stadtrath und an die Bürgerjchaft 
von Speier 15), dann dem Bifchof felbft und dem Domkapittel ver- 


6) Urk. von 1339, 1849 u. 1869 in Hist. Norimb. II, 298, 836 u. 881. 
Urf. von 1859 bei Roth, Geſch. bes Nürnberg. Handels, I, 89. 

7) Urt. von 1365 in Hist. Norimb. II, 428 f. 

8) Urkunden von 1427 in Hist. Norimb II, 875, 579, 688, 586 u. 588. 
vergl. Etromer, Reichsſchultheißenamt, p. 29— 37. 

9) Url. von 1364 u. 1366 bei Heiber, p. 491 u. 492. 

10) Urf. von 1860 bei Glafey, anectod. p. 428 u. 429. 

11) Wegelin, I, 99. 

12) Wegelin, I, 100. 

13) Wegelin, I, 100. 

14) Haggenmüller, I, 144 u. 145. 

15) Urk. von 1817 bei von Birnbaum, Geſch. von Landau, p. 478. 
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pfänbet 1%), im Jahre 1511 aber vom Kaiſer jelbft wieder eingeldßt !7) 
und von diefem ſodann im Jahre 1517 an die Stadt Landau ver- 
pfänbet, bei welcher biefe Reichspfandſchaft auch fpäterhin geblieben 
Ms), In Megensburg, wo die Herzoge von Baiern den Schult- 
heiß zu ernennen hatten ($. 478), wurden bereit im Jahre 1279 
die Gefälle des Schultheikenamtes und des dazu gehörigen Fried⸗ 
gerichtes und des Kammeramtes an einige alte Geſchlechter (an 
bie Auer, Prager, ER und Gumbert) 2%) und am Ende des 13. 
Sahrhunderts jene drei Acmter an das Gefchlecht der Zahne und 
bon Band verpfänbet, von biefen aber die Pfandſchaft in den Jah: 
ven 1359 und 1360 von der Stabt eingelößt, den Herzogen jedoch 
das MWiedereinlößungsrecht vorbehalten 2). So war denn das 
Schultheißenamt mit dem damit vereinigten riedgerichte und 
Kammeramt pfandmweile an die Stadt gefommen, ben Herzogen aber 
nebjt dem Wiedereinlößungsrechte auch noch bie Verleihung des 
Blutbanns, und zwar feit dem Jahre 1384 die unentgeltliche Ver: 
leihung geblieben 21). Als jedoch der Herzog Albrecht von Baiern 
ben Verſuch machte die Burggrafichaft zu einer Landesherrichaft zu 
erweitern und im Jahre 1485 zu dem Ende auch fein Wieberein- 
loöͤßungsrecht geltend machen wollte, da kam e8 zu einem langjährt- 
gen Kampf, in welchem zwar die Stadt der herzoglichen Gewalt 
unterlag, zuletzt aber dennoch jiegreich aus dem Kampfe hervor- 
ging ??). Der Kaifer behandelte nämlich dieje Unterwerfung unter 
ben Herzog von Baiern als einen Abfall vom Reich, und ver: 
fammelte im Sabre 1492 ein Erekutionsheer gegen ben Herzog, was 
denn bdiefen zum Nachgeben bewogen hat. Der Herzog trat nun 
im Sahre 1496 das Schultheißenamt für immer an die Stadt ab 
und er behielt fich nur noch die Verleihung des Blutbanns an ben 
von der Stadt ernannten Schultheiß vor 22). Da jeboch diefe Be⸗ 


16) Urk. von 1824, 1849 u. 1358 bei Birnbaum, p. 477, 480 u. 482. 
17) Urk. von 1511 bei Birubaum, p. 488, 
18) Urk. von 1517 bei Birnbaum, p. 496. 
19) Urk. von 1279 bei Hund, I, 159. Gemeiner, I, 412 und II, 55. 
20) Gemeiner, I, 535, Not. II, 55, 107 — 111, 114 — 116, 140, 211 ı. 
281. 
21) ®emeiner, II, 110 u. 211. 
22) Gemeiner, III, 695 fi. 
28) Gemeiner, I, 412, III, 860 u. 863. 
23 * 
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lehnung bereits feit dem Jahre 1384 unentgeltlich gejchehen mußte, 
jo war ſie von nun an eine leere Formalität. Als eine ſolche ift 
fie aber bis auf unfere Tage gefommen. Die Belehnung mit dem 
Blutbann geihah nämlich auch ſpäterhin noch an den jebesmaligen 
Schultheiß der Reichsſtadt Negensburg, welchem das Bannrichter: 
amt übertragen worden war. Beim Tode des Schultheiß mußte 
daher eine neue Belchnung bier in München nachgefucht und er: 
theilt werden. Der neue von der Stadt ernannte Schultheiß mußte 
zu dem Ende, che er das reichsftäbtiiche Bannrichteramt antrat, 
hierher nach München reifen und fi von dem Furfürftlichen Hof: 
rath mit dem Blutbann belehnen laflen. Und die letzte Belehnung 
wurde im Anfang bes 19. Jahrhunderts Bier in München ertbeilt. 
Mie in Negensburg felbft, fo war aud das Gericht in der Vor: 
ftadt Stadtambof eine Pfandichaft und ein Lehen der Herzoge von 
Batern. Der Stabtrath hatte zwar ben Michter zu ernennen, ber 
Herzog aber den Bann zu verleihen 79). 

Durch die Verpfändung ber Reichsämter wurbe das Nechts- 
verhältnig der Stadt zum Kaiſer und Reich an und für fih zwar 
durchaus nicht verändert. Die Pfandinhaber traten an die Stelle 
der Reichsbeamten. Sie hatten demnach während der Dauer ber 
Pfandichaft alle Rechte, welche in den ihnen verpfändeten Reichs⸗ 
ämtern (in der Reichsvogtei, im Reichsſchultheißenamt oder im 
Ammannamte) lagen. Sie konnten daher jene Rechte entweder 
Selbft ausüben oder zu dem Ende einen Neichsvogt, Reichsſchultheiß 
ober Ammann, oder auch einen Untervogt oder Unterſchultheiß als 
ihren Stellvertreter ernennen, wie biejes in Frankfurt 28), in 
Landau 2%), in Kleinbafel?7) u. a. m. geichehen ift. Die von ihnen 
ernannten Stellvertreter waren nun ihre Beamten in berjelben 
Weile, wie fie ſelbſt burch bie Reichspfandſchaft ftellvertretende 


24) Gemeiner, III, 255. 

25) von Fichard, p. 178, 222, 223 u. 285. Url. von 1341, 1843 und 
1851 bei Thomas, Oberhof, p. 452 u. 459. — „geiebin an daz 
„ſchultheyzin ſtad“ — vices sculteti obtinens —. Dieje Urkunden 
datiren aus der Zeit ber Verpfändung des Amtes an die Herrn von 
Hultyn. 

26) Urf. von 1874 u. 1617 bei Birnbaum, p. 497 u. 508. 

27) Urt. von 1810 bei Odys, V, 47. und oben $. 200. 
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Neichsbeamte geworden waren. Der von dem Biſchof zu Speier 
als Pfandinhaber ernannte Schultheiß zu Landau nannte ſich daher 
„unfers Herren biſchoff ſchultheißen“ 29). Und wie jeder andere 
Beamte mußte auch er dem Pfandinhaber, deffen Stellvertreter er . 
war, einen Amtseid leiften 2%). Auch die Stabträthe und Bürger: 
ſchaften mußten den Pfandinhabern und ihren Stellvertretern den⸗ 
felben Eid der Treue und des Gehorſams leiften, den fie früher ben 
Reichsbeamten felbit leiften mußten, 3.8. in Landau 20), in Oppen⸗ 
heim 31) und in Meblar noch in den Sahren 1536, 1661 und 
1679 22). Die Bürger von Weblar wollten zwar jenen Eid feine 
Huldigung, vielmehr eine bloße Schutzerneuerung nennen 32). In 
ber Wirflichleit war e8 aber nichts Anderes als ein Unterthaneneid 
oder eine Erbhuldigung. Die Herrichaft in der Stadt gehörte dem⸗ 
nach den Pfandinhabern. Und die Bürgerfchaften jelbjt mußten fie 
als ihre Herren anerkennen, 3. B. der Bürgermeifter von Landau 
im Namen ber Bürgerjchaft 29). 


In jeder Verpfändung eines Neichsamtes lag daher die Ge: 
fahr einer Veräußerung der Stadt von dem Reiche. Darum fuchten 
und erhielten auch die meilten. Neichsftäbte Kaiſerliche Privilegien 
mit dem Verſprechen, daß die Reichsvogtei und das Neichsfchulthei- 
Ben: und Ammannamt nicht mehr verpfändet werden follten. Jenes 
Verſprechen erhielt die Reichsſtadt Mühlhaufen bereits im Jahre 
1255 35) und bie Neichsftäbte Lindau im Sabre 1275 3%), Kempten ' ' 


28) Urk. von 1861 u. 1488 bei Birnbaum, p. 510 u. 5ll. 

29) Urt. von 1874 bei Birnbaum, p. 509. 

80) Urk. von 1849, 1858, 1861, 1483 u. 1511 bei Birnbaum, p. 480, 

488, 488, 510 u. Bll. 

81) Widder, III, 278 u. 279- 

82) von Ulmenſtein, II, 26, 27, 196 u. 280. 

88) von Ulmenftein, II, 280. Not. 

84) Urt. von 1426 bei Birnbaum, p. 485. „Darnach ſprach db’ vorgen. 
„Burgermenfter Gnediger Herre wir jagen uch uff vnſere Eyde das wir 
„an feinen Herrn oder nyemans anders vns nit gejuchet oder geworben 
„haben dan an vnſern Herren ben Dechan und Sapittel zu 
„Spire* —, an welde damals Landau verpfänbet war. 

85) Grasshof, p. 175. 

86) Histor. Norimberg. dipl. I, 42. 


358 Rechte der öffentlihen Gewalt 


im Sahre 136127) und jämmtlihe Reichsſtädte in Schwaben im 
. Jahre 1360 3°), die Stadt Ueberlingen noch im Jahr 1348 28). 
Die Verpfändungen dauerten jedoch nach wie vor fort. Bereits 
‚ Im Jahre 1277 wurde Mühlhaufen an die Landgrafen von Thü— 
ringen verpfändet 2%). Und die Reihsämter in den Schwäbilchen 
Reichsftädten wurden an die Grafen von Wirtemberg verpfänbet 0). 
Daher fuchten die Neichsftäbte jene Pfandſchaften ſelbſt an fich zu 
bringen, was ihnen auch, wie wir gejeben, meiftentheils gelun⸗ 
gen ilt. 

Durch die Verpfändung eines Neichsamtes erhielten die Pfand: 
inhaber kein eigenes jelbftändiges Necht an dem verpfänbeten Amte. 
Auch pflegte die Wiebereinlößung allzeit "vorbehalten zu werben. 
Daher handelten die Pfandinhaber immer nur im Namen bes 
Reichs. Und auch die verpfändeten Stäbte gehordhten und Hul- 
bigten ihnen nur an des Reiches Statt, 3. B. Landau!) und 
andere Neichsftäbte mehr. Denn die vom Reiche verpfänbeten 
Etädte blieben nach wie vor Reichsſtädte. Dies änderte jich jedoch, 
feitdem durch den Weſtphäliſchen Frieden und durch die Wahlfapi- 
tulationen den Reichsſtänden der Beſitz ihrer Reichspfandſchaften 
zugefichert und das Necht der Miebereinlößung aufgehoben worben 
war 22). Denn nun haben filh die an die Neichsfüriten verpfän- 
deten Neichsftäbte unter den übrigen Landſtädten verloren, 3. B. 
, Kaiferslautern, Oppenheim, Nedargemünd u. a. m. unter den kur⸗ 
pfälziichen Landftäbten 42). Neichsftädte blieben demnach nun nur noch 
jene verpfändeten Städte, welche bie Reichspfandſchaft ſelbſt an fich 
gebracht hatten, wie biefes bei Mühlhaufen, ERlingen, Weberlingen, 


37) SHaggenmüller, I, 144. 

88) Urk. von 1860 bei Glafey, anectod. p. 427. 

88a) Urk. von 1848 bei Mone, XXII, 28. 

39) Urf. von 1277 bei Guden, syl. p. 6086. 

40) Wegelin, I, 765—78. 

41) Urt. von 1361 u. 1433 bei Birnbaum, p. 51V u. 5ll. „fo follent 
„fie ſweren dem herrn bifhoff — an bes richsé flat, bi wyle bie 
„ſtatt Landaw fin pfand ifl" —. 

42) Instrum. pacis Osnabr. V, $. 27. Wablfapitulation Joſephs II, 
art. X, $. 4. 

43) Widder, I, 857, 868, III, 262 ff., IV, 188 ff. 
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Lindau, Hailbronn, Landau, Frankfurt, Negensburg u. a. m. der 
Tal war. Ind da durch den Weftphälifchen Frieden und durch bie 
Wahllapitulationen auch ihnen der Beſitz ihrer Neichspfandichaft 
garantirt worden war, te aljo gegen jede Wiedereinlößung und 
gegen eine weitere Verpfändung gefichert waren, jo blieben fie num 
auch Reichsſtädte bis zur Auflößung des Deutjchen Reiches. 


$. 480. 


Ein weiteres Recht der dffentlihen Gewalt in den Reichs⸗ 
ftädten, wenigftens in den gemeinen NReichsftädten, war das Recht 
auf den Reich sdienſt. Denn alle Bürger in ben Reichsſtädten 
waren Neichsunterthanen und als foldhe veich#dienftpflichtig, 3. 2. 
die Bürger von Kübel), von Hayenau?), von Goslar ?), von 
Kaiferslautern®), von Wangen 5), von Landbau und von den übri> 
gen Reichsſtädten im Elfaß u. a. m... Zu biefer NReichsbienft- 
pflicht gehörte num die Pflicht den Deutſchen König auf feinen 
Rundreiſen zu beherbergen und zu verpflegen, dann ber 
NReihsheerdienft und die Reichsſteuerpflichtigkeit. 

Die Reihsbürger mußten nämlich den König, wenn er in 
eine Reichsftadt Fam, würdig empfangen ($. 462) und ihn beber: 
bergen und verpflegen. Wenn der König z. B. nad Kaiſers⸗ 
lautern kam, follte ihm jeder im Neichslande angeſeſſene Mann ein 
Diernzel Haber und ein Huhn, und, wenn es begehrt warb, auch 
noch das nöthige, Rindfleiſch liefern, und das Gelieferte wurde ſo⸗ 


1) Freiheitsbrief von 1226 im Lüb. Urfb. I, 46. — seruicia, que nobis 
et imperio fideliter semper exhibere curarunt —. vergl. Urk. von 
1226, eod. p. 4. 

2) Urk. von 1257 bei Gaupp, I, 104. vergl. oben $. 375 u. 458. 

8) Statute bei Göſchen, p. 73. „des rikes benest dat deme manne 
„gbeboben were oder van bes rabes weghene in des rikes beberf.“ 

4) Grimm, I, 772. „die burger zu Lutern — fien ſchuldig dem riche zu 
„dienen zu finen noten.“ 

5) Beichreibung von 1594 bei Wegelin, II, 170. 

6) Urf. von 1511 bei Birnbaum, p. 490. — „uns und dem 5. Reihe — 
„mit und neben andern Stätten in unfer und des Reichs Landvogtey 
„Hagenaw zu bienen und zu thun als fi gebührt“ vergl. oben 
6. 462. 
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bann auf das ganze Reihsland ausgeſchlagen und vertheilt?). Und 
wenn die Deutichen Könige oder ihre Leute nach Nördlingen kamen, 
jo follte der Ammann für ihre Aufnahme und Verpflegung forgen 
(„jo fol der amman fin nznemer fin®). Aber auch die darum an⸗ 
gefprachenen Bürger mußten Gelbbeiträge und die Bogtleute für 
die Küche die Hur (den Rauchfang) und das Holz liefern („bieten 
„buer und holze ze antwurten in die ftat in Fuhen”)). Schon 
früh ftrebten jedoch die Neichsftädte nach Freiheit von biefer Tat. 
Die Stadt Hagenan erhielt fie bereit$ im 12. Sahrhundert. Und 
es hatte fodann der Reiſemarſchall ohne die Bürger beläftigen zu 
dürfen für die Unterkunft des Königs und feines Gefolges zu ſor⸗ 
gen"). In Frankfurt waren wenigftens die Pfalbürger bereits im 
13. Sahrhundert frei von diefer Laft!%). In Konftanz jollte der 
Kaifer nur dann noch ein Necht auf jene Leiftungen haben, wenn 
er entweder vom Bifchof gerufen worben ober, um zu beten oder 
in Sefchäften in die Etadt gefommen war 1). 

Zum Reihsheerdienft oder zur Raiß waren aud bie 
Neicheftädte verbunden, z. B. Lübeck 12), Bern !?), Wetzlar 19), 
Wangen '5), Dortmund u. a. m. (sicut aliae nostrae civitates — 


7) Stimm, I, 778 —774. vergl. Meine Gef. ber Fronh., III, 384— 
886. 

8) Stadtrecht von 1818, 8. 81 bei Senckenberg, vision. p. 860. vergl. 
über das Wort Hur Schmeller, IT, 234. 

9) Stadtrecht von 1164 $. 2 u. 27 bei ®aupp, I, 96 u. 101. Imperator 
villam si intraverit, marscalcus ipsius, absque civium detrimento, 
de hospiciis pacifice disponat. 

10) Stabtredht von 1297 8. 26 in Wetteravia, p. 256. 

11) Urk. von 1155 bei Dümge, reg. Bad. p. 141. statuimus, ut nec 
nos — locum Constantise adeat vel statuta servitia exigat, nisi 
vocatus ab episcopo vel orationis causa vel itineris necessitate 
venjat. 

12) Freiheitsbrief von 1188 im Lüb. Urkb. I, 11. 


— 18) Handfeſte von 1218 $. 9. 


14) Urf. von 1285 bei Lehmann, p. 562. ipsi nobis sicut aliae no- 
 strae civitates in expeditionibus, quae Ußzug vulgariter appel- 
lantur, prompti esse debeant et parati. 
15) Beſchreibung von 1594 bei Megelin, II, 170. — „ohne Nachtheil ber 
„Steur, Dienft und Raiß als andere Untertbanen.“ 


in den Reicheftädten. 361 


„als andere Unterthanen”). Denn ber Kriegspienft der Stabt- 
bürger war immer nöc der alte Königsdienſt. Die Pflicht 
die Stadtmauern zu bewachen und zu veriheidigen führte jeboch 
frühe fchon zur theilweifen oder auch gänzlichen Befreiung von dem 
auswärtigen Kriegsdienſt, zur Schließung der Stabtthore fogar 
gegen Kaifer und Reid) und zur Freiheit von auswärtigen Kriegs⸗ 
fronen und von der Verpflegung bes Reichsheeres ($. 128, 129 u. 
135). Schon nach der Handfefte von 1218 brauchten die Bürger 
von Bern nur noch fo weit mit dem Neichäheere zu ziehen, daß 
fie die darauf folgende Nacht wieder nach Haus kommen konnten 19), 
und die Bürger von Achen nach den Privilegien von 1215 jogar 
nur fo weit, daß fie an bemfelben Tage bei jcheinender Sonne 
wieder zu Haus fein fonnten 7). Die Bürger von Goslar braud)- 
ten nach ihren Privilegien von 1219 nur nod) zur Landesverthei⸗ 
digung (nisi pro defensione patriae) und zwar nur 14 Tage lang 
auf eigene Koften ausziehen 1°). Die Bürger von Lübed 19) und 
von Hamburg aber waren bereits im 12. Jahrhundert 20), und bie 
Bürger von Dortmund im 13. Jahrdundert von dem auswärtigen 
Kriegsbienft ganz frei und nur noch zur Vertheibigung der Stadt 
jelbft verbunden 2). Auch von der Aufnahme unb von der 
Berpflegung bes Reich sheeres und von den auswärtigen 
Kriegsfronen machten fich die Reichsſtädte frühe ſchon frei. Dort- 
mund brauchte bereits im 13. Jahrhundert Fein fremdes Heer mehr 
in der Stadt aufzunehmen 22). Andere Städte aber, 3. B. Frank⸗ 


16) Handfeſte von 1218, $. 9. 

17) Ust. von 1215 bei Ouir, II, 94. ut ipso die clara luce de domi- 
bus suis exierint cum splendore solis redire possint. 

18) Url. von 1219 bei Göfchen, p. 118. und Heineccius, antiquit. Gos- 
lar. p. 218. 

19) Freiheitsbrief von 1188 im Lüb. Urkb. I, 11. Cives — nullam ex- 
peditionem ibunt, sed civitatem suam defensabunt. 

20) reiheitsbrief von -1190 u. 1225 bei Lappenberg, Hamburg. Urfb. I, 
259 u. 421. De omni autem expeditione ipsos cives liberos an- 
nuimus fore, similiter et in defensione tocius terre. 

21) Stadtrecht 5. 24 bei Wigand, II, 217. nec — ire debemus in ali- 

quam expeditionem. sed tantum ad tuendum nos pPossumus Bi 
volamus ascendere muros nostros et propugnacula nostra. 

22) Stadtrecht, 5. 28. 


362 Rechte der öffentlichen Gewalt 


furt 22) und Ravensburg 2%) öffneten dem Kaifer und dem Kaiſer⸗ 
lichen Landvogt fogar im Falle ver Noth und zur Kriegszeit bie 
Stabtthore nur noch in dem Falle, wenn es vorher vertragsmäßig 
zugeltanden worden war. In Bern follte das fremde Heer wenig- 
jtens nicht mehr auf Koften der Bürger beherbergt und verpflegt 
werben 2°). Und in Speier verftand fih der Stabtrath, als im 
Sabre 1198 ein Neichsheer in die Gegend gekommen war, erit 
nad) ftatigehabter Berathung dazu, das Reichsheer uͤber den Rhein 
zu Ichiffen und es mit Lebensmitteln zu verjehen, auch 30 Ritter 
in der Stabt felbft zu beherbergen, jedoch unter der ausdrücklichen 
Bedingung, daß das übrige Heer weder in der Stabt noch in ben 
Borftädten und in der Umgegend beherbergt werben folle. Denn 
Kaiſer und Reich. hatten Fein Necht mehr auf bie Verpflegung des 
Neichsheers 20), 

Auch reihsfteuerpflichtig find die Reichsſtädte, wie wir 
gefehen, urfprüänglich fammt und fonders gewejen. Denn nur von 
ber jährlichen Reichsſteuer find die Freiftädte frei gewelen und es 
auch in fpäteren Zeiten gebließen (8.463). Nur allein die in einer 
Reichsſtadt angefeffenen Edelleute und Ritter waren frei von ber 
Reichsfteuer, weil fie, wie bie Nitterichaft auf dem Lande, dem 
Reiche perfönlich im Kriege dienten. So die Evelleute und Ritter 
in Kolmar 27), in Zürich u. a. m. 28). Selbft die in einer Reichs⸗ 
ſtadt anjäßigen Geiftlihen und geiftlihen Stifter und Klö— 
ter, waren, urjprünglich wentgitens, der Reichsſteuer unterworfen, 
3. B. in Mühlbaufen 2%) u. a. m. Neben den jährlichen Reiche: 


28) Urf. von 1808 bei von Fichard, p. 857. 

24) Beichreibung von 1594 bei Wegelin, II, 168. — „und bat ein Landt⸗ 
„vogt zur nothburfit des Amts die Deffnung ber Thor, jnnbalt Ber: 
„trage —.“ . 

25) Handveite von 1218 $. 9. 

26) Urk. von 1198 bei Lehmann, p. 496. 

27) Stadtredt von 1293 5. 38. 

28) Zürich. Richtebrief, IV, 80 u. 81. Meine Geſch. der Fronh. III, 897 
—898 u. 515—516. und oben $. 229 u. 898. 

29) Urk. von 1802 bei Grasshof, p. 218. — de bonis — quae censum 
imperio soluere et contributiones vel sturas dare ac seruitia fa- 
cere — prout ab antiquo fieri est consuetum. 
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ftenern wurden in manden Reichsſtädten auch noch willfürliche 
Abgaben (injustae et illicitae consuetudines) erhoben, 3. B. in 
Achen gewiſſe auf dem Brod- und Bierverfauf Iaftende Abgaben, 
welche aber im Jahre 1215 daſelbſt abgeſchafft worden jind 30). 
Späterhin wurden jedoch die Kirchen und die Geiftlichen auch in 
den Reichsſtädten für fteuerfrei erklärt, 3.3. in Goslar 31). Neue 
Steuern durften nur mit Zuftimmung der Bürger angelegt wer⸗ 
ben, 3. B. in Speier 2), in Hagenau 32), in Aachen ?*) u. a. m. 
Auch war zur Erhebung von indireften Steuern in einer Reichs⸗ 
ftadt die Zuftimmung bes Kaijers nothwendig (6. 428). Endlich 
wurden auch die Reichsfteuern fehr häufig verpfändet, 3.2. 
bie jährliche Bet und Steuer in Weblar zuerft an die Grafen von 
Naſſau und fpäter an die Landgrafen von Heflen ?). Eben fo 
bie jährliche Neichsfteuer in Weberlingen an dieſe Stadt 28), dann 
die Neichsfteuer in Nördlingen an die Grafen von Dettingen, die 
Steuer in Buhau an bie Grafen von Helfenftein, die Steuer in 
Eplingen an die Herzoge von Baiern u. |. w. ($. 462). Auch 
haben jehr viele Neihsitädte und Privatleute die Neichsftenern an 
ih gebracht entweder mittelft Einlößung der verpfändeten Steuern 
oder mittelft Kauf. Und bie Kaifer felbft haben fich in den ver: 
ſchiedenen Wahlfapitulationen bis ins 18. Zahrhundert vergeblich 
bemüht die vom Reihe veräußerten Steuern wieder an fich zu 
bringen 2®). 


6. 481. 
Auch das Münzrecht und das Zollrecht gehörte urfprüng- 


80) Urt. von 1215 bei Quix, II, 94. 

31) Privileg von 1219 bei Göoſchen, p. 115. 

32) Urf. von 1198 bei Lehmann, p. 496. quod nec Dominus Rex, nec 
nos aliquam in ea specialem vel communem faciamus cxactionem, 
nisi cives ex libero arbitrio spontaneum nobis et competens ser- 
vitium duxerint exhibendum. 

88) Urt. von 1255 bei ®aupp, I, 102. 

84) Urk. von 1215 bei Quir, II, 94. 

85) Url. von 1847 u. 1536 bei von Ulmenflein, I, 882 u. II, 17. 

858) Urk. von 1415 bei Mone, XXII, 29 ff. 
36) Urk. von 1860 bei Wegelin, II, 40 f. und I, 105—10®. 
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lich zu ben Rechten der öffentlichen Gewalt. So war es bereits 
zur fränkischen Zeit!). Und eben fo ift es auch im fpäteren 
Mittelalter ein Recht des Königs geblieben. Daber durfte ohne 
Erlaubniß des Königs feine neue Münze und fein neuer Zoll an⸗ 
gelegt werden („wir fprechen daz alle zolle unde alle miünzen bie 
„in Romiſchen riche fint, die fint eines romiſchen Füniges. unde 
„wer fi wil haben, —, ber muoz fi haben von dem Romiſchen 
„ünige. unde wer daz niht tuot, der vrevelt an baz riche*) ?). 
Man findet deshalb die erften Münzen und Zölle in den alten 
Königsftäbten und fpäter erft in den Biichofsftädten u. a. m. 
($. 76). Auch Kübel erhielt frühe fchon, bereits im 12. Jahr: 
hundert, eine Münze und einen Zoll?) Und auch in fpäteren 
Zeiten noch Iegten die Kaiſer in den Neicheftäbten neue Münzen 
und Zölle an, 3. B. Friebrih I in Aachen eine neue Münze ®) 
und Karl IV an den Thoren von Frankfurt einen neuen Zoll 5). 
Auch diefe Münzen und Zölle wurden häufig verſetzt und ver: 
pfändet oder auf fjonftige Welle von dem Reiche veräußert und 
zulest von den Neichsjtädten felbit erworben. So mwurben in Köln 
bereits im Jahre 1174 die Münggefälle der Stabt verpfändet 5). 
Die Münze zu Lindau wurde mehrmals an dortige Bürger ver: 
feßt, im Jahre 1417 aber von der Stadt jelbft Täuflich erworben. 
Ehen jo wurde die Münggeredhtigfeit nacheinander von Augsburg, 
Donauwörth, Kaufbeuren, Kempten, Rotmweil und Wimpfen erwor: 
ben ®%. In Luͤbeck Hatten die Bürger bereit im Sabre 1188 ein 


1) Capit. von 805, c. 18 und von 817, c. 17. bei Pertz, IV, 184 u. 
213. Capit. lib. IV, c. 8. 

2) Schwäb. Lr. W. c. 800. vergl. noch Sächſ. Lr. II, 26, 8. 4. Rupreiit 
von Freifing, I, 127. Constit. vor 1208 bei Pertz, IV, 216. quae- 
sivit in sententie, si aliquis sine regia licentia et authoritate no- 
vam possit instituere teloneum? Et data est super hoc sententia, 
quod nullo modo hoc fieri possit et debeat, et si factum fuerit, 
irritum sit et inane. Landfriede von 1287 $. 18 u. 20 bei Pertz, 
IV, 450. 

8) Deede, Grundlinien, p. 27 u. 28. 

4) Urt. von 1166 bei Quir, I, 87. 

5) Urf. von 1864 bei von Fichard, p. 864. 

58) rk. von 1174 in Quellen, I, 570. 

6) Wegelin, I, 118. 
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Auffichtsrecht über die Münze und im Jahre 1226 das Münzredht 
jelbft erhalten). Eben fo hatten die Bürger von Hamburg im 
Jahre 1226 das Münzrecht zu gleicher Zeit mit der Neichsfreiheit 
erhalten. Auch die Zölle wurden von den Kaiſern verfebt, 3. B. 
in Köln ſchon im Jahre 11749), in Ehlingen im Jahre 1360 an 
bie Grafen von Wirtemberg und im Jahre 1361 an die Stabt 
jelbft 9). Der Zoll in. Lindau wurde im Laufe des 14. und 15. 
Sahrhunderts an verfchiedene Herren verpfändet, in den Sahren 
1379 und 1437 aber von der Stadt felbft erworben 1%). Zur An- 
legung neuer Zölle in der Stadt durch ben Stadtrath beburften 
auch die Neichsftädte der Erlaubniß und Zuſtimmung des Kaifers 
und Königs ($. 428). 

Was von den Zöllen gilt auch von dem Ungelt. Das Un— 
gelt in den Reichsſtädten gehörte urjprüngli dem Deutjchen Kb: 
nig. Es wurde aber ebenfalls verjegt und verpfändet und zuletzt 
den Städten felbft von dem König verlieben. So wurbe das Un: 
gelt in Eßlingen zuerjt den Grafen von Wirtemberg verſetzt, im 
Jahre 1361 aber der Stadt ſelbſt verliehen 1). Eben fo wurde 
das Ungelt in Weil zuerft den Grafen von Wirtemberg verjeßt, im 
Jahre 1360 aber der Stabt ſelbſt verliehen 1%). Das Ungelt in 
Gelnhaufen wurde im Sahre 1328 an bie Herren von Trimberg 
verpfänbet 13). Im Jahre 1360 verſprach der Kaiſer den Reichs⸗ 
ftädten in Schwaben das Ungelt nicht mehr zu verfegen 1%). Es 
ging jedoch mit der Verpfänbung des Meichsungeltes wie mit der 
Verpfändung der Neihszölle und der Reichsſteuern. Die Ver: 
pfändungen dauerten nach wie vor fort. Denn bie Deutichen Kö: 
nige brauchten Geld und wußten fich in anderer Weiſe feines zu 
verfhaffen. Uebrigens beburften die Meichsftäbte auch zur Anz 
legung eines neuen Ungeltes in der Stabt von Seiten des Stadt: 


7) Freiheitsbriefe von 1188 u. 1226 im 2üb. Urkb. I, 11 u. 46. 
8) Quellen, I, 570. 

9) Urk. von 1860 u. 1861 bei Glafey, anectod. p. 475 u. 581. 
10) Wegelin, I, 119. 

11) Urf. von 1860 u. 1361 bei Glafey, p. 475 u. 581. 

12) Ur. von 1860 bei Glafey, p. 834 u. 8305. 

18) Urk. von 1828 bei Senckenberg, sel. jur. II, 606 

14) Urk. von 1860 bei Wegelin, II, 40. 
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raths der Erlaubniß und Zuſtimmung des Deutſchen Königs 
($. 428). 

Auh das Neht Märkte anzulegen war ein Recht der 
Öffentlichen Gewalt. Die erften Märkte bildeten fich zwar meiftens 
theil8 von ſelbſt. Auch Tonnte urfprünglich jeder Grundherr auf 
feinem Grund und Boden einen Markt, wenigitens einen Wochen: 
marft anlegen. Epäterhin wurbe jedoch das Necht Märkte anzu: 
legen ein Vorrecht des Inhabers der üffentlichen Gewalt. Und 
bereit8 zur Zeit ber Nechtsbücher durfte ohne Auftimmung des 
Königs Fein Markt mehr angelegt werben. Daher findet man 
auch die eriten Märkte in den KHönigsftäpten am Nhein und an 
ber Donau, an der Elbe und wahrfcheinlich auch fchon an ber 
Weſer ($. 74 u. 75). Und auch in fpäteren Zeiten fiihren bie 
Könige noch fort neue Märkte in den Königsſtädten zu gründen. 
So erbielt Aachen, welches bereits zur Zeit Karls des Großen 
Ihon einen Markt hatte, auch von Friebrich I wieder zwei freie 
Kahrmärkte verlichen 19). Da mit jedem Markte auch Marktzoͤlle 
und andere Abgaben verbunden waren, jo wurden bie Märkte mit 
zu ten fisfaliichen Gefällen gerechnet, 3. B. in Bremen !9). 

Die Gerihtsgefälle, beftehend in den Friedgeldern 
(freda) und in anderen Strafgeldern und gerichtlichen Ab: 
gaben (bannum regium, Bannpfennige und justitiae legales) und 
bie übrigen Fiskaliſchen Einkünfte gehörten gleichfalls zu 
den Rechten der öffentlichen Gewalt, wie biejes aus den Immuni—⸗ 
tätsprivilegien der früheren und fpäteren Zeit entnommen werben 
fann 17). Dieſe Gerichtsgefälle floffen theilweife in die öffentlichen 


15) Urt. von 1166 bei Quix, I, 37. 

16) Urf. von 1085 bei Lindenbrog, p. 137. mercatum cum theloneo, 
numismatibus, nec non omnibus utilitatibus ad mercatum per- 
tinentibus. 

17) Ur. von 775 bei Hontheim, I, 185. — fiscos aut freda —. Urk. 
von 844 bei Quir, I, 2. — freda — et quiequid jus fisci exigere 
poterat. rk. von 858 bei Schannat, Il, 6. quidquid ad nostrum 
usum et jus pertinet — omne telonium et vectigal vel quidquid 
in dominicum fiscum de civitate, infra vel extre, in vadiis aut 
fredis sive justitiis legalibus redigi potest. Urk. von 978 bei 
Schannat, II, 28. alias utilitates omnes, quae infra aut extra ur- 
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Kaſſen (in den Königlichen Fiskus oder in das Königliche Aerar 
— nostro regali erario siue fisco) 18), zum Theile wurden fie 
aber auch ven Reihsbeamten als Gehalt angewießen. Meiftentheils 
erhielten die Gaugrafen den kritten Theil jener Gefälle und die 
zwei anderen Drittel blieben dem Königlihen Fiskus, 3. B. in 
Worms, bis dafelbjt der eine und der andere Theil an den Biſchof 
abgetreten worden ijt 1%), In Nürnberg bezog der. Burggraf einen 
Theil der Gefälle des Echultheißenamtes und der Amtmann des 
Burggrafen zwei Theile der Gefälle des peinlichen Gerichtes. Es 
fiel demnach dort nur der dritte Theil des Blutbanns in die öffent: 
liche Kaſſe 2%). Zu den fisfaliichen Rechten ver öffentlichen Gewalt 
gehörte endlich auch noch der erbloſe Nachlaß der freien Leute. 
Er gehörte alfo in ben Königsftäbten dem Deutjchen König und 
in den Landſtädten dem Landesheren 22). Der Biſchof ven Paber- 
born behielt ficy den erblojfen Nachlaß in Schwaney in Weftphalen 
noch ausdrüdlich vor 22), Späterhin wurde aber auch biejes Recht 
von vielen Städten erworben, anfangs theilmeife, 3. B. in Lübeck 
das Recht auf die Hälfte des Nachlafjes, während nur noch bie 
andere Hälfte an den König fiel 22), in Freiburg das Recht auf 
den dritten Theil des Nachlafies, während ein Drittheil an bie 
Kirche und nur noch das legte Drittheil an den Herrn der Stabt 
fiel 2°). Späterhin wurde aber von manchen Städten, 3. B. von 


bem in dominicum fiscum redigi aliquomodo potuer&nt, in banno, 
quod penningban vulgariter dicunt, aut ceteris solucionibus, hoc 
est: fredo, vectigalibus sine ullis justicys legalibus, vadiis vel 
custilibus aut caeteris utensilibus, Vrgl. noch Urk. von 814 u. 0965 
bei Schannat, II, 2 u. 21. 

18) Urk. von 1849 bei Lacomblet, Archiv, II, 818. 

19) Urk. von 979 bei Morig, I, 208. vrgl. Arnold, I, 80 u. 81. 

20) Urf. von 1273 u. 1281 in Hist. Norimb. dipl. p. 167 u. 168. quic- 
quid emolumenti de ipso judicio vel per homicidium vel quem- 
cunque casum alium pervenerit, idem officialis (burggravii) duas 
partes ejusdem per se tollet. Dicto quoque burggravio — decem 
libras denariorum de offcio sculteti in Nuremberg. — 

21) Meine Geſch. ber Fronh. IV, 52 u. 860. 

22) Wigand, Aichiv, I, 4, p. 101. 

28) Sad, I, 19, II, 26. Instit. Lub. bei Westphalen, III, 624. 

24) Freib. Stadtr. von 1120 $. 4 und Stadtrobel, $. 24. 
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Lübeck, das Recht auf den ganzen erblojen Nachlaß erwor⸗ 
ben 25). 


S. 482. 


Endlich hatte der Deutiche König auch noch ein Necht auf 
die Huldigung ber in den Neichsftäbten angefeflenen Reichs⸗ 
bürger. In Frankfurt a. M. mußten die Bürger im Jahre 1566 
nah dem Aufitande der Zünfte dem Kaiſer und dem Stabtrath 
ben Huldigungsetb leiten 1)y. In Nordhauſen huldigten der Rath 
und die Bürgerſchaft ſeit dem 14. bis ins 18. Jahrhundert ent⸗ 
weder dem Kaiſer ſelbſt oder den von ihm geſendeten Commiſſarien ?)- 
Und Katfer Ruprecht befahl den Bürgern von Gelnhaufen, an jet: 
ner Statt dem Herrn von Iſenburg zu huldigen und zu ſchwoͤren ?). 
Diefe Huldigung war aber, wie wir gejeben, von zweifacher Art. 
Sie war einerfeits eine dem König als dem Reichs Oberbaupte 
dargebrachte Huldigung, andererſeits ift fie aber auch eine dem 
König als dem Landesherrn ſchuldige Erbhuldigung gewejen. Zu 
ber Eriteren waren alle Reichsftäbte, auch bie Freiftäbte verbunden, 
zur Erbhulbigung aber nur bie gemeinen Neichsftäbte. Die Bür- 
ger der gemeinen Reichsſtädte waren nämlich Unterthanen bes 
Reiches. Sie mußten daher dem König und dem Reiche, wie jeder 
andere Untertban feinem Landesherrn, den Erbhulbigungseib ſchwoö⸗ 
ven. Die Bürger ber freien Meichsftäbte dagegen waren, ba bie 
Freiſtädte die Affentliche Gewalt, aljo bie Landeshoheit ſelbſt erwor: 
ben hatten, nicht mehr Unterthanen des Reiches. Sie mußten daher 
wohl dem König als dem DOberhaupte bes Reiches huldigen und ihm 
gehorfam fein. Einen Unterthaneneid brauchten fie ihm aber nicht mehr 





25) Hach, III, 182. 

1) Eidesformel bei Römer-Büchner, Stabtverfaffung von Frankfurt, p.69 f. 
„Daz ich myme Heren keiſer Karl als einen Romiſchen Feifer myme 
„rechte nattürlichen heren getrewe und gewert und ben Schef: 
„fene und dem alden Rade zu franfinford in deffelben myns bere keyſ⸗ 
„fer karles vnd bes Richs wegin geburfem vnd beflendig jy*“. — cher 
ba8 Datum des Eides. Kriegk, Bürgerzwifte, p. 78. 

2) Förftemann, Chronik von Nordhauſen, p. 238—241. 

8) Urf. von 1400. Chmel, regest. Ruperti p. 2 Nr. 24. 
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zu leiften ($. 462 u. 463). Sehr wahrſcheinlich benußten nun 
auch die Neichsftädte diefen Hulbigungseid, um ihre hergebrachten 
Freiheiten zu fihern. Denn bereits im 12. Jahrhundert begehrten 
die Bürger von Kübel von Friedrich I, ehe fie ihm die Stabtthore 
öffneten, die Beltätigung "der ihnen von Heinrich dem Löwen ver- 
liehenen Freiheiten ). Aus demſelben Grunde nahmen die Bürger 
von Hagenau den ihnen vom Deutfchen König gelegten Schultheiß 
erft dann in der Stadt auf, nachdem biefer zuvor eivlich verfprochen 
und zugejagt hatte, daß er die hergebrachten Freiheiten und Rechte 
der Stadt unverbrühlid halten und beobachten wolle. Und be 
reits im 13. Jahrhundert war dieſes ihr urkundlich zugefichertes 
Nedht ©). Ä 

Sn den verpfändeten Neihsftäbten mußte der Unter: 
thanen= oder Erbhuldigungseid dem Pfandinhaber geleiftet ($. 479), 
außerdem aber auch dem König felbit als dem Reichsoberhaupte 
noch gchuldiget werden, jo oft er in die Reichsſtadt kam oder zu 
dem Ende einen Königlichen Kommiflär in die Stadt fchichte, wie 
diefes in Wetzlar nody in den Sahren 1661, 1766 und 1790 ber 
Fall war). In den verpfändeten Reichsſtädten kommen demnach 
drei verſchiedene Huldigungen vor. Außer der dem Deutfchen 
König und dem Pfandinhaber fchuldigen Huldigung mußte nämlich 
auch noch der Reichsſtadt felbjt an den jährlihen Schwörtagen 
gehuldiget werden. So wurde 5. B. in Weblar zu verjchiebenen 
Zeiten dem Landgrafen von Heffen von den beiden Bürgermeiftern 
im Namen des Stadtraths und der Bürgerichaft 7), dann, wie wir 


4) Arnoldus Lubee. I, c. 85. Verum priusquam (cives Lubeccenses) 
ei (imperatori) civitatem aperuissent, exierunt ad eum, rogantes 
ut libertatem civitatis, quam a duce prius traditam habuerant, 
obtinerent, et justitias, quas in privilegiis scriptis habebant — 
ipsius auctoritate et munificentia possiderent. 

5) Urt. von 1255 u. 1262 bei Gaupp, I, 102 u. 105. — quod nullum 
scultetum recipere teneantur, nisi prius idem scultetus, prestito 
iuramento, promittat eisdem quod — et antiquum jus et consue- 
tudinem civitatis ipsius, nec non libertates jura et privilegis, 
eisdem concessa, — inviolabiliter teneat et observet. — 

6) von Ulmenflein, IL, 196, 726, 727 u. 884. 

7) von Ulmenflein, Il, 26, 196 u. 280. 


v. Maurer, Stäbteverfaffung. KIL 24 
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gejehen, dem Deutjchen Köntg felbit oder einem Königlichen Kom: 
miffär und außerdem auch noch der Stabt felbft an ben jährlichen 
Schwoͤrtagen gehuldiget ®). 


8. Die Sffentlihe Bewalt in ben Bifgofsfäbten und Reichs⸗ 
abteifädten. 


a. im Wigemeinen. 


$. 488, 


Don den Königsjtädten oder Neichsftädten verſchieden waren 
bie Immunitätsſtädte (F. 466). Zu ihnen gehörten aber nicht 
bloß die Bifchofsftädte, wie man insgemein annimmt, fondern auch 
die Reichsabteiſtäͤdte. Was daher von den Bifchofsftädten gilt, 
gilt mit wenigen Ausnahmen auch von ben Reihsabteijtädten. 
Die Einen und die Anderen waren urſprünglich Königsſtädte. 
Denn erſt fpäter haben fie mit der Immunität auch die öffentliche 
Gewalt und die Ianbesherrlichen Nechte erworben. Einen mehr 
oder weniger ausgebehnten Grundbefig haben fie jedoch frühe ſchon 
erworben, die Biihöfe und die Aebte wahrfcheinlich gleichzeitig mit 
ber Errichtung des Bisthums und der Abtei. Bei der Gründung 
eines jeden Bisthums und einer Abtei pflegte nämlich der für den 
Biſchofsſitz und für bie Abtei nöthige Raum angewießen zu werben. 
Daher befaßen die Bilchöfe und die Aebte in allen Städten den 
für fie nöthigen Grund und Boden, auf welchem außer ben Woh⸗ 
nungen ber Bilhöfe und Nebte, dann der Domberren und ber übri⸗ 
gen Geiftlichen und der herrichaftlichen Beamten und Diener, auch 
noch die Domkirchen und die Klofterlicchen ftanden. So verlieh 
Heinrih der Löwe in Lübeck bei Gründung bes Domkapitel ben 
Sapitularen eine Anzahl von Baupläben (areae claustrales), auf 
welchen nicht bloß die @urien ber Domherren gebaut, fondern auch 
noch 164 Baupläße ausgejchieden und gegen einen jährlichen 
Grundzins ausgethan werben konnte !). 

Der Grund und Boden, auf welchem dieſe Gebäube fanden, 


8) von Ulmenftein, I, 511. vrgl. oben $. 485 u. 479. 
1) Helmold, I, c. 89. Pauli, Lub. Zuftände im 14. Jahrh. p.45 u. 46. 


r 
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bildete ein freies Gebiet, eine Freiheit oder Freiung. Daher 
bie Domfreiheit oder Etiftsfreibeit in Münfter, in Paderborn, in 
Bafel, Straßburg, Speier, Worms, Magdeburg, Naumburg u. a. m. 
Auch waren diefe Bezirfe meifteniheils mit Mauern umgeben und 
bildeten daher eine eigene Stabt in der Stabt, 3. B. in Regens⸗ 
burg die fogenannte Pfaffenftadt (pagus cleri)‘ oder eine Burg, 
3. B. in Bafel, Worms, Münfter, Hamburg u. a. m. Und bie 
Städte bildeten ſich ſodann oder erweiterten fich wenigftens um 
diefe Domftifter und Abteien herum ($. 16, 120 u. 124). Wie 
andere freie Srumbbeflger jo waren nun auch die Biſchöfe und 
Aebte die Eigenthümer und Herrn dieſes Grunb und Bodens, alfo 
bie Grundherren in der Dom- ober Etiftsfreiheit. Diejes freie 
Gebiet Tag meiltentheils in der Altftabt. Daher waren die Bifchöfe 
und die Aebte meiltentheild die Grundherren der Altitabt ober we: 
nigftens eines Theiles der Stadt, 3. B. in Bafel, in Straßburg, 
Speier, Worms, Köln, Augsburg, Regensburg, Magdeburg, Mün- 
fter, Bremen, Hamburg, Naumburg, Selz, Weiffenburg, Korvei u. 
a. m. ($. 16, 22,52, 70, 71 u. 120). | 


8.484. 


Zur Beforgung der grundherrlihen Angelegenheiten in ber 
Stadt und zum Vorſitz bet den grundherrlichen Gerichten ftellten 
nun die Biihöfe und Aebte auch in den Städten herrichaft- 
lihe Beamte an. Der berrfchaftlihe Beamte des Biſchofs von 
Bafel war deſſen Villicus. Seit dem 12. Jahrhundert, wahr« 
ſcheinlich feitdem der Biſchof die öffentliche Gewalt erworben unb 
fodann dem Villicus auch noch die niebere öffentliche Gewalt, die 
Eentgrafen= oder Eivilgerichtöbarkfeit übertragen hatte, führte. er den 
Titel Schultheiß oder auch, wie in Straßburg, causidicus !). Er 
bfieb aber nach wie vor zu gleicher Zeit berrichaftlicher Diener des 
Biſchofs. Denn ber Schultheiß hatte außer ber öffentlichen Ge⸗ 
rihtsbarfeit auch noch die Erhebung des dem Bilhof von den 
Häufern in der Altftabt gejchuldeten Bodenzinſes zu bejorgen und 
die Entſcheidung der darüber entftandenen Streitigfeiten 2), dann 





1) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 368. Heueler, Brf. Gef. p. 57 und 
oben $. 22. 
2) Urk. von 1855 in Bafel im 14. Jahrhundert, p. 870 u. 371. 
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die Aufficht über die Münzer ?) und vieleicht auch über die übrigen 
Sewerbsleute.. In den Borjtädten St. Alban und Kleinbaſel ge: 
hörte die Grundherrichaft nicht dem Biſchof, fondern dem Probft 
von St. Alban, welcher zur Erhebung der gruntherrlihen Gefälle 
in. Kleinbajel einen Villicus und in St. Alban: einen Schultheiß 
ernannte. Der Schultheiß in Et. Alban hatte zu gleicher Zeit bie 
niedere öffentliche Gerichtsbarkeit (die Eivilgerichtsbarkeit) zu befor: 
gen, welche bafelbjt dem Stifte gehörte. Zur Beſorgung ber nie- 
deren öffentlihen Gerichtsbarkeit in Kleinbafel dagegen ernannte 
der. Bifchof, welcher dafelbjt zwar nicht der Grundherr, wohl aber 
ber Randesherr war, einen eigenen Edhultheiß ($.22, 121 u. 200). 
Auch in Zürich beitanden mehrere Grundberrichaften neben cin: 
ander, eine jede mit ihrem. eigenen herrichaftlichen Beamten. Der 
herrichaftliche Beamte der Aebtiffin von Frauenmünjter war der 
Schultheiß und auch ihm war die niebere öffentliche Gerichtsbarkeit 
übertragen ($. 121 u. 470). In Straßburg und in Augs— 
burg war. der berrichaftliche Beamte des Biſchofs, wie wir ges 
fehen, der Burggraf und auch ihm iſt ein. Theil der öffentlichen 
Gewalt übertragen geweſen ($. 22 u. 468). In Trier’ war ber 
berrichaftlihe Beamte des Erzbiſchofs der Schultheiß. Denn er 
hatte außer- der ihm übertragenen niederen öffentlichen Gerichtsbar: 
feit die Marktpolizet in der Stadt und die Gerichtsbarkeit in Markt: 
ee en und die Aufficht über die hofhörigen Handwerfer 9), 

Der herrichaftliche Beamte des Bilchofs zu Regensburg. war ber 
Probft. Er Hatte außer der grundherrlichen Gerichtsbarkeit (dem 
bifchöflichen Friedgerichte und Kammeramte), welche jedoch ſchon im 
Sahre 1257 an die Stadt, und im Jahre 1352 an die Familie ber 
von Tunau verpfänbet, im Sahre 1441 aber von der Stadt felbft 
erworben worden ift5),, jehr wahrjcheinlich auch die niedere dffent- 
liche Gerichtsbarkeit in dem biſchoͤflichen Immunitätsbezirke zu be— 
. forgen, ſeitdem der Biſchof im 11. Jahrhundert die öffentliche Ge⸗ 
walt in jenem Bezirk erworben hatte Den Blutbann aber hatte 


8) Biſchofsrecht 8. 8. 

4) Tas Trierer Recht aus bem Anfang bes 14. sec. $. 6 u. 8—10. und 
Urt, von 1285 bei Lacomblet, Archiv, I, 260, 261 u. 270. Not. vıgl. 
no oben $. 54. 

5) Gemeiner, I, 380, II, 244 u, Uli, 116, 
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namens bes Biſchofs der Schirmvogt oder der Domvogt in jenem 
Bezirk zu beforgen ). Wie anderwärts fo hatte nämlich auch in 
Regensburg der Biſchof in feiner Grundherrſchaft die Immunität 
von der dffentlihen Gewalt und die Öffentliche Gewalt jelbft er: 
worben. Die dffentlihe Gewalt über die ganze Stadt hatte er je: 
bob nit. Denn die alte Gaugrafichaft in ber Stabt oder bie 
Burggraffchaft war in die Hände der Herzoge von Baiern gekom⸗ 
men ($. 478 n. 479). Der Biihof von Regensburg war ‚daher 
einer ber wenigen Bifchöfe,, welche die öffentliche Gewalt nur über 
einen Theil der Stabt erworben haben. Aebte und Uebtiffinen Bat 
e8 mehrere gegeben, welche bie ‘öffentliche Gewalt nicht über bie 
ganze Stadt oder nicht die ganze öffentliche Gewalt, z. B. in Zü- 
rich, Lindau und Stempten, erworben haben. Auch hatte der Bi: 
Ihof von Augsburg zwar nicht die volle öffentliche Gewalt in ber 
Stadt. Die Gewalt,- welche ihm zuſtand, Hatte er jeboch über bie 
ganze Stadt. Und der Erzbifchof von Hamburg hat, wie wir fehen 
werben, bie öffentliche Gewalt in ber Stadt ſogar niemals erwor⸗ 
ben. Nur allein der Biſchof von Chur, welcher nur in ber halben 
Stadt das Gebot und Verbot hatte, mag fi etwa in demfelben 
Falle, wie der Biſchof von Regensburg befunden haben. 
| Es Hatte ſich nämlich in Regensburg ber alte Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen Bau: und Immunitätsbezirk auch noch in fpäteren Zeiten 
erhalten. In dem Immunitätsbezirke ftand das Probſteigericht 
für die niedere Gerichtsbarkeit neben dem Bogteigerichte, welches hie 
hohe Gerichtsbarkeit oder den Blutbann zu bejorgen hatte, und 
daher auch das bilchöfliche Friedgericht genannt worben tft. In 
ben übrigen Theilen der Stadt, in dem burggräflichen Bezirk da- 
gegen, hatte das Echultheißengericht die niedere Gerichtsbarkeit und 
bas damit verbundene herzogliche Friedgericht die hohe Gerichtsbar⸗ 
keit zu beforgen ). Bereits im 14. Zahrhundert hat fich jedoch 
diefer Gegenſatz zwifchen. ber bifchöflichen und burggräflichen Ge: 
rihtsbarkeit in der Hauptfache wieder verloren. Auch das Vogtei⸗ 
gericht oder das bijchöfliche Triebgeriht wurde nämlih an einen 


6) Privilegium von 1280 6. 10 bei Gaupp, I, 169. major advocatus, 
qui Tumbvogt vulgariter appellatur et potestatem habet judicandi 
-ex parte episcopi. — 

7) Stadtrecht bei Gregberg, V, 56 f. u. 68. 
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Bürger von Regensburg, an Hans Reich, verpfänbet, im Sabre 
1391 aber auch dieſe Pfandichaft und zwar mit Zuftimmung des 
Biſchofs von der Stadt eingelöst. Und beide Stadtgerichte (das 
Schultheißengeriht und das Vogteigericht) wurden ſodann mit 
ftändigen Beifigern aus dem Stadtrath beſetzt?). Neben dieſem 
ftädtifchen Schultheißengericht beitand demnach” nun nur noch das 
Probfteigericht, jedoch ohne den Blutbann, als ein bifchöfliches Ges 
richt nach wie vor fort. 


$. 485. 


In Speier, Worms, Mainz, Trier, Köln u. a. m. kommen 
auch noch Kämmerer als berrfchaftliche Beamte des Biſchofs vor. 
Wie andere Reichsfürſten, jo hatten nämlich auch die Bilchöfe ihren 
Oberften Kämmerer, unter welchem die Kameralverwaltung geftan- 
ben hat !). Unter diefem Oberften Kämmerer ftand nun auch in 
vielen Stäbten wieder ein untergeorbneter Kämmerer, welcher bie 
Kameralgefälle in der Stadt zu erheben und zu verwalten und die 
dabei entfiandenen Etreitigfeiten zu entſcheiden hatte Einen fol: 
hen Stabtlämmerer hatte 3. B. der Bifhof von Speier. Er 
wurde urjprünglich, wie anberwärts auch, von dem Oberjten Käms 
merer ernannt ?), ſeit bem Vergleiche von 1294 aber, wie der 
Schultheiß und Vogt, von dem Stabtrath ernannt und von dem 
Biſchof in fein Amt eingejfegt?). Nach wie vor ftand berjelbe je 
doch unter dem Oberften Kämmerer und mußte daher nicht bloß 
dem Bifchof, jondern auch noch dem Oberjten Kämmerer den Eib 
ber Treue jchwören („Iweren, daß ich mine Herrn von Spire und 
„dem Obriſten Eammerer getrum und holdt ji”) 4%) Er hatte 
einen auf den Vorſchlag des Oberften Kämmerers ernannten Käm⸗ 
mereilchreiber und einen Pedell zur Seite 5). Das von dem Kaͤm⸗ 
merer präfidirte Kammergericht hatte die Kameralgefälle, ins: 
beſondere die herrichaftlichen Grundzinſen, Beten und Steuern zu 


8) Gemeiner, II, 281 u. 282. 

1) Meine Geſch. ber Fronh. II, 276 fj., 280, 281 u. 291. 

2) Lehmann, p. 575. 

8) Lehmann, p. 883, 884, 836 u. 579. 

4) Kämmerers Eid bei Lehmann, p. 886. unb im Anhang Nr. IL 
b) Lehmann, p. 292 u. 952. 
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erheben, bie Erbichaftstafeln oder Kämmerertafeln, in welche alles 
Erb und Eigen eingetragen werden mußte, zu bewahren und bie 
dabei entftanbenen Streitigfeiten zu entſcheiden ). Auch Hatte es 
in letter Inſtanz die Gerichtsbarkeit über die Juden, da dieſe bi« 
Ichöflicde Kammerknechte waren’). Die Urtheilsfinder bei biejem 
Kammergerichte waren, wie bei dem Schultheißengerichte, die um: 
berfiehenden Stabträthe und Bürger. Daher heißt es im Amts- 
eide des Kämmerers, daß er „nach der Burger Urtheil und alfe 
„mid der Rhat wiſet“ Recht fprechen jolle®). Späterhin erhielt 
ber Kämmerer vier ftänbige Beifiger aus bem Rath und vier Für- 
fpreher )._ Das Geriht wurde anfangs in dem Gerichtshaufe 
auf dem Ledermarkte, fpäter aber in dem Rathshofe gehalten 19). 
Im Sabre 1557 wurden die Kämmererstafeln, welche ber Käm- 
merer zu bewahren hatte, bei Seite geſchafft. Daher wollten bie 
Bürger feitvem Leinen Kämmerer mehr annehmen !1). 

Wie in Speier, jo ftand audy in Worms die Scameralvers 
waltung unter einem bifchöflihen Kämmerer. Der Kämmerer hatte 
den fogenannten Kammerzins (census quem camere appellabant) 
zu erheben und bas Kämmergericht zu präfibiren, in welchem auch 
bie auf den äffentlihen Pläben in der Stadt und in den Straßen 
vorgefallenen Frevel (quicquid esse contra justiciam et nocivum 
civitati in vicis et plateis) abgeurtheilt wurben. Auch hatte ber 
Kämmerer die Juden zu fchügen und zu fchirmen und bas Juden⸗ 
gericht zu präfibiren. Seine Stkungen hielt ber Kämmerer drei 
Mal im Jahre im Biichofshofe (in episcopali curis). Und bie 
16 SHeimburger hatten dajelbft zu rügen was rügbar war und bie 
Botendienjte zu thun 12). Im 14. Sahrhundert wurde bas Amt 
eines Oberiten Kaͤmmerers erblich in dem Nittergejchlechte der Dal- 


6) Lehmann, p. 292 u..886. Rau, I, 12 u. 18, II, 28. vergl. oben 
$. 429. 

7) Urt. von 1084 bei Remling, p. 58. 

8) Lehmann, p. 886. 

9) Lehmann, p. 292. 

10) Lehmann, p. 292. 

11) Lehmann, p. 292 u. 886. 

12) Annales Wormat. bei Böhmer, fontes, U, 210 u. 211. Zornius 
bei Moritz, U, 76. Lebenbrief von 1406 bei Schannat, I, 256. 
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berge. Und ſeitdem ernannten auch in Worms die Oberſten Käm⸗ 
merer einen Stellvertreter, welcher, nachdem er von ihnen beeibiget 
worden, das Kammergericht in ihrem Namen präfibirte und bie 
übrigen Gejchäfte beforgte 12). 

Auch in Trier ftand die gefammte Kameralverwaltung unter 
dem erzbiſchöflichen Kämmerer. Daher hatte ber Kämmerer bie 
Aufſicht über Die Münzer Hausgenoffen und über die Münze, dann 
über die hörigen Handwerker und über bie Juden mit der Gerichts⸗ 
barkeit uͤber biefelben 14), 

An Mainz hatte ber Stabtfänmerer (camerarius urbis) 1) 
außer ber Kameralverwaltung auch die Aufficht über die Münzer 
Hausgenofien und die Gerichtsbarkeit über fie. Daher mußten 
ihn, wenn er ftarb, die Münzer Hausgenofien zu Grab tragen 16). 
Am Ende des 10. Jahrhunderts wurde der Kämmerer zum Primas 
ber Stadt erhoben 17). Und jpäterbin wurde ihm auch noch ein 
Theil der öffentlichen Gerichtsbarkeit übertragen. Er ftand daher 
feit dem 13. Jahrhundert an der Spike bes Stabdtgerichtes. Eeine 
Beifiger waren der Schultheiß und vier Richter 1%. Er follte 
jährlich drei ungebotene Dinge halten und, ehe er zum Gericht 
ging, dem Schultheiß und den Richtern ein Mahl geben. („Des 
„morgens ehe man das gericht anhebt, foll der camerer bem 
„ſchultheiſſen und den richtern ein ſupp beitellt han und verfottene 
„büner daruf“) 9%. Gr Hatte den Gerichtsfchreiber und bie Bor: 
fprecher zu ernennen und ihnen ihr Amt zu leihen oder zu Lehen 
zu geben oder auch zu verlaufen. Als Inhaber der öffentlichen 


13) Annales Worm. bei Boehmer, Il, 210 u. 211. Judicum quilibet 
baculum manu tenens a camerario, cui se fidei sacramento ante 
obstrinxerat — 

14) Weistyum aus dem 13. sec. X, $. 1,8, 4, 5, 8, 11, 12 u. 18 bei 
Lacomblet, Archiv, I, 819 ff. 

15) Urf. von 1108, 1185, 1145 u. 1191 bei Guden, I, 115, 178, : 299 
u. 889. 

16) Grimm, I, 588. 

17) Vita Burchardi, c. 2. bei Pertz, VI, 8388. — et suge camerae ma- 
gistrum et civitatis primatem conslituit. 

18) Guden, II, 486 ff. u. 461. 

19) ®rimm, I, 588 u. 584. Guden, II, 454, 461 u. 468, 
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Gewalt hatte er auch das Geleitweſen und die Gefängniſſe unter 
Äh, 

Be Juch in Köln hatte der Erzbiſchof einen Kämmerer zur Be⸗ 
forgung der Sameralangelegenheiten 22). Der Bilchof von Negens- 
burg hatte zu dem Ende einen Kammerer bei feinem Probitge- 
richte 22). Eben jo findet fih in Baſel ein biſchöflicher Kämme— 
rer. Er war ber Finanzbeamte des bifchäflichen Kapitels. Die 
Dinghöfe der Domprobitei ftanden unter ihm. Und er hatte in 
legter Inſtanz mit den Melern über die Angelegenheiten jener Fron⸗ 
höfe zu enticheiden 22). Er hatte jeboch Feine Amtsgewalt in ber 
Stadt felbft. Denn dort hatte der Bifchof, wie wir geſehen, einen 
eigenen herrſchaftlichen Beamten. 


$. 486. 


Ehe ich weiter ſchreite muß ich mir jedoch noch einige Be 
merfungen erlauben über die Judengerichte und über ihren 
Zujammenhang mit den fo eben erwähnten Kammergerichten. Die 
Judengerichte hängen nämlih mit dem Judenſchutz zufammen. 
Mer den Judenſchutz hatte, der hatte auch . die damit zufammen- 
hängende Gerichtsbarkeit. Denn es hat urjprünglich Feine Schirm: 
gewalt gegeben, mit ber nicht auch eine Gerichtsbarkeit verbunden 
gewefen wäre. Der Inhaber der Echirmgewalt war daher zu 
gleicher Zeit auch der Gerichtäherr des mit ber Echirmgewalt ver- 
bundenen -Gerichtes. Und wie jeder andere Gerichtsherr, jo hatte 
auch der Inhaber des Judenſchutzes das Recht das Judengericht 
ſelbſt zu präfleiven, 3. B. in Speier der Biſchof 1), in Brünn ber 
König oder der Herzog ?), eben jo in Prag ber König oder ber 
Herzog und im Rheingau der Erzbiſchof von Mainz %, Mar 


20) Weisthum bei Gnden, II, 460-462. 
21) Schiedsſpruch von 1268 bei Zacomblet, Urkb. IL, 247. Nr. 53. Sahne, 
I, 14. i 
22) Semeiner, I, 849. 
28) Baſel im 14. Jahrhundert. Baſel 1856, p. 864. 
- 1) Urk. von 1084 bei Remling, p. 58. 
2) Judenrecht von 1268 $. 4 kei Senckenberg, vision. p. 318. bei 
Nöfler, p.' 869. . 
- 8) Judenrecht von 1254 6. 8 bei Nößler, p. 182. 
4) Urk von 1862 bei Bodmann, II, 718. 
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nun der Schirmherr ber Juden zu gleicher Zeit Inhaber der öffent» 
lichen Gewalt, fo konnte er den Judenſchutz feinen äffentlichen Ges 
richten übertragen, wie biefes in Wien, Augsburg, Yrankfurt, 
Mainz, Erfurt u. a. m. geſchehen ift ($. 300). Er konnte aber 
auch zu dem Ende ein eigenes Judengericht bilden und dieſes ſodann 
irgend einem Bürger zu Lehen geben, wie biejes 3. B. in Regens⸗ 
burg bie Herzoge von Baiern gethan haben®), bis daſelbſt ber Ju⸗ 
denſchutz an den Stabtrath und an das Stabtgericht gekommen ift®). 
Wenn jedoch der Schirmherr der Juden nicht ber Inhaber ber 
öffentlichen Gewalt wohl aber der Grundherr in ber Stabt oder 
beibe8 zugleich war, fo Tonnte er fodann ben Judenſchutz und das 
damit verbundene Judengericht feinem berrichaftlihen Beamten, 
dem Kämmerer, entweder zu Lehen geben, wie biefes ber Biſchof 
von Worms gethban hat?), oder das Judengericht in fonftiger 
Weife mit feinem berrichaftlichen Kammergerichte vereinigen, wie 
biefes 3. B. in Speier, Worms, Trier, Wiener Neuftadt, Prag. 
und Brünn geſchehen ift. 

Diefe für den Judenſchutz errichteten Judengerichte waren 
nun von ben aus Juden beftehenden Jubengerichten, an 
beren Spike indgemein ein Judenbiſchof oder auch ein eigener 
Yudenrichter ftand, wefentlich verichieden ($. 299). Denn fle waren 
aus Chriften beftehende vogteilihe zur Handhabung des Juden⸗ 
ſchutzes beftimmte Gerichte. Dieſe Judengerichte haben fich jedoch 
ipäterhin melftentheils verloren, ſeitdem die Juden auch binfichtlich 
der Schirmgewalt entweder unter die öffentlichen Gerichte des Orts, 
ober unter das Stabtgeriht und unter den Stadtrath geftellt worden 
find, wie biejes 3.8, in Frankfurt), in Worms u. a. m. gejchehen 
ift 9). Nichts defto weniger haben fich auch fpäterhin noch 3. B 
in Worms Spuren jener Schirmgewalt in den Hänben ber alten 


5) Gemeiner, II, 14. 

6) Semeiner, I, 817 u. 828. 

7) Zehenbrief von 1406 bei Schannat, 1 256. „Bits fint bie Lehen —. 
„Zum erften han wir bas Yuben Seit zu Worme, und bie juben 
„zu ſchirmen“ —. 

8) Urf. von 1888 bei Olenſchlager, Erl. golbn. Bulle, II, 91. 

9) Wormfer Rachtung von 1519, art. 55 bei Schannat, II, 886. unb 
oben 6. 800. 
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Inhaber des Judenſchutzes und des damit zufammenhängenden Ju⸗ 
bengerichtes erhalten. Bet jeder Hochzeit und bei jeder Leiche eines 
Juden eröffnete nämlich ein von den Kämmerern von Dalberg ge 
ſchickter Stabträger den Zug, um nöthigenfalls die Juden zu ſchir⸗ 
men, für welchen Schuß und Schirm natürlich eine gewille Gebühr 
von den Juden entrichtet werben mußte 10), Und als fpäterhin 
auch dieſe Iuftige Begleitung unterblieb, blieb wenigftens noch bie 
Entrichtung jener Gebühren an die Freiherren von Dalberg bei den 
Hochzeiten und Begräbnifien der Juden 1). 

Diefe vogteiliche Gerichtsbarkeit über die Juden hat in man- 
hen Städten zu einem eigenen Judenrecht geführt. Daß auch 
die Juden nach nationalem Rechte Ieben und die Streitigkeiten 
unter ihnen ſelbſt nach jüdiichem echte entſchieden werden durften, 
ift befannt und auch bereits ſchon bemerkt worben ($. 299). Allein 
auch bei den vorhin erwähnten vogtellichen Judengerichten hat ſich 
hie und da, wie bet anderen altgermaniichen Gerichten, nady und 
nah ein eigenes Necht für die Juden gebildet. Da die Juden 
unter dem öffentlichen Frieden geftanden, aber doch nicht alle 
Nechte ber Stabtbürger gehabt haben, jo Hatten fie wohl mandhe, 
aber doch nicht alle Rechte der Bürger. Es bildete fich daher für 
fie auch bei den vogteilichen Judengerichten ein eigenes Judenrecht 
aus. Schon in ben Rechtsbüchern findet man davon die Ans 
fange 12), Auch in den Stabtrechten finden fich öfters eigene Be⸗ 
ftinmungen über die Juden, 3. B. in dem Friebgebot ber Stabt 


10) Schannat, I, 206. Altes Mpt. bei Schaab, Geſchichte ber Juden in 
Mainz, p. 74-77. — „wen man is zur Trauung gegangen, fein 
„alzeit gangen vor dem Hochzeiter und ber Braut, wen man fie unter 
„die Bebedung gefirt hat, und wider beim, alfo fein alzeit zu lib und 
„zu leid zwey Diener mitgangen, einer vor bie Mannen und einer 
„vor bie Weiber.“ — alfo hot der Dalburger von fein Leit angeftellt, 
„bie allzeit vornd fein gangen mit ein flab, zu befchermen die Juden, 
„daß ihnen fein Leib fol gefchehen. — is allzeit einer vorausgangen 
„von jeinen Leiten; es jei bei Hochzeiten ober bei einem toben, ob» 
„Thun Fein Gottlofigkeit mer is geweien, das hot er doch allzeit 
„getan.“ 

11) Apologie von Wormbs, p. 88. 

12) Sächſ. Lr. II, 7. Schwäb. Lr. W. c. 214 u. 215. Ruprecht von 
Freifing, I, 168 u. 172—174. 
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Moinz von 130012), Die Stabt Brünn beſaß ein eigenes Juden⸗ 
recht vom Jahre 1268, welches im Jahre 1300 nochmals beftätiget 
worden ift 1%). ben fo die Stadt Prag ein Judenrecht von 
1254 16), Ganz bejonders merkwürdig ift jevoch ein von dem 
Kämmerer zu Mainz ausgeftelltes Weisſthum vom Jahre 1838; 
welches bei Schaab abgebrudt ift !®). 


b. Bie Biiääte und Aebte erwerben die äffentliche Gewalt. 
1) Immunität der Biſchofs- und Abteifädte, 
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Die Biſchöfe und Mebte hatten demnach gleih von Anfang 
an einen’ mehr oder weniger ausgebehnten Grunbbefiß in ben 
Städten, in welchen ſie ihren Si hatten. Und wie andere Stifter 
und Klöſter, jo erhielten auch fie frühe Schon mit der Freiheit von 
öffentlichen Laften und mit anderen Nechten der öffentlichen Gewalt 
auch die Befreiung von dem Zutritt der Hffentlichen Beamten. 
Wann diefe Immunitätsertheilungen begonnen haben wiffen wir 
nicht. Denn bie erſten Königlichen Freibriefe, welche wir kennen, 
enthalten meiftentheils nur "eine Betätigung der ſchon von frühe: 
, ren Königen ertheilten Freiheiten. So beftätiget Karl der Große 
der Kirche von Worms die von feinen Vorfahren ertheilte Immu: 
nität. Und auch von den Ipäteren Königen wurbe biefe Immunität 
nochmals beftätiget 1), Eben’ fo war e8 in Trier nach einigen frei- 
lich verbächtigen Urkunden 2), fodann in Mainz?) u. a. m. Diele 
Befreiungen müſſen ‚aber. frühe ſchon, und zwar ſchon unter ben 
Merovingern begonnen haben. Denn bereit$ im Anfang bes 9. 
Jahrhunderts Hatten fie alle .geiftlihen Stifter in Frankreich und 


18) Würdtwein, diplomatar. Mogunt. I, 546 ff. 

14) Senckenberg, vision. p. 811-817. bei Rößler, p. 867— 871. 

15) Nößler, Brag, p. 177—187. 

16) Scyaab, Geſch. der Juden in Mainz, p. 78. 

1) Urt. von 814 u. 965 bei Schannat, II, 2 u. 21. 

2) Urt. von 688, 761, 773 u. 775 bei Hontheim, I, 76, 120, 132 u. 
184. J Ka 

8) Urt. von 974 bei Guden, I, 1. — 
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dann auch in Deutſchland, wie der Freibrief der Abtei Korvei be⸗ 
weißt %).. Die erſten Immunitaͤtsprivilegien befreiten indeſſen nur 
bie herrſchaftlichen Hinterſaſſen von den oͤffentlichen Gerichten. 
Denn die Immunität bezog ſich urfprünglich bloß auf die Grund- 
holden (homines) ver geiftlihen Herrſchaften, auf bie unfreien 
und börigen eben fowohl wie auf bie freien, alſo auch auf 
die ſchutzpflichtigen Colonen (homines ipsius ecclesiae tam 
ingenuos quam et servos®), homines qui super terram 
ipsius monasterii tam franci quam et ecclesiastici commanere 
videantur), homines monasterii tam ingenuos qyam et 
leutos?), super liberoset jamundlingos monasteriorum®). ° 
Der Comitat, alfo die öffentliche Gewalt ſelbſt pflegte urfprünglich 
nicht mit übertragen, öfters ſogar ausdrücklich vorbehalten zu wer: 
den. Als die Stadt Ladenburg mit.den dazu gehörigen. Län- 
dereien und mit der Waldnugung im Odenwald dem Bisthum 
Worms geſchenkt ward, wurde - der Comitat ausbrüdlicy vorbe- 
halten (excepta stipe Regia et comitatu) 9). In den meiften 
Smmunitätsprivilegien ‚wurden jedoch nur die fisfaliichen Emfünfte 
und andere Nechte der Öffentlichen Gewalt. auf den Bilchof oder 
Abt übertragen. Auch pflegte den öffentlichen Beamten ber Zutritt 
in das Immunitätsland . verboten, die öffentliche Gerichtsbarkeit 
jelbft aber den Smmunitätsheren nicht mit: übertragen zu werden, 
3. 2. im Bisthum Worms 19). Die Folge hievon war, daß nun 
zwar die bifchöflichen Grunpholten frei von der öffentlichen Ge: 


4) Urt. von 823 bei Schaten, I, 50. talem immunitetem — qualem 
omnes ecclesiae in Francia habent. 

5) Urk. von 814 bei Schannat, II, 2. Urf. von 815 bei Hontheim, I, 
166. Urt. von 969 bei Remling, Urkb. von Speier, p. 15. Urk. von 
844 bei Quir, I, 2. ® 

6) Url, von 775 u. 841 bei Hontheim, I, 135 u. 179. 

7) Url. von 828 bei Schaten, I, 50. 

8) Urk. von 937 bei Lappenberg, Hamburg. Urkb. I, 41. und Lindenbrog, 
p. 180. vergl. oben $. 117 u. 118. 

9) Urk. von 798 u. 858 bei Schannat, UI, 1 u. 7. Die erfte Urkunde 
ift zwar fehr verbächtig, bie zweite aber nit. Der Juhalt der Ur⸗ 
funden ift demnach jedenfalls wahr. 

10) Urk. von 814 u. 965 bei Schannat, II, 2 u, 21. 
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richtsbarkfeit der Gaugrafen geworben find, und daher die Herr- 
ſchaftsrichter des Biſchofs über alle Streitigfeiten der Grundholden 
unter fth und auch über ihre Vergehen und Berbrechen zu erfennen 
hatten. Die vollfreien in dem Bisthum angefeflenen Leute Dagegen, 
welche keine biſchoͤfliche Grundholden waren, ftanden nach wie vor 
unter dem Gaugrafen. Ein Zuftand, ber bis ins 11. Jahrhundert 
gedauert hat!!). Eben jo war e8 im Bistum Bremen ($. 118), 
im Erzitifte Mainz u. a. m. Der Erzbifchof von Mainz hatte für 
alle feine Herrihhaften Immunität und die Befreiung von dem Zu⸗ 
tritt der öffentliden Beamten erhalten. Die öffentliche Gerichts: 
barfeit jelbft wurbe aber nicht mit übertragen. Daher follten zwar 
feine Hinterjaflen (familise) vor feinen anderen Richter als vor 
ven erzbiichöflichen Vogt gezogen werden (familiae autem coram 
nullo, placitis vel negotiis respondere cogantur, nisi coram 
episcopo seu potente advocato eius). ine Gerichtsbarkeit über 
die vollfreien Grundbeſitzer hatte aber der Erzbiſchof keineswegs 
erhalten 12). 

Geitdem nun bie Bifhdfe und Aebte auch in den Stäbten 
Grundbeſitz erworben hatten, feitbem erhielten auch die auf diefen 
geiftlihen Befitungen in der Stadt wohnenden Grunbholben Im⸗ 
munität, 3. B. in Straßburg, Bafel, Worms, Köln, Aachen, Korvel, 
Augsburg, Bamberg, Regensburg u. a. m. ($. 120—122 u. 484). 
Die freien Stabtbürger, welche feine Grunbholden waren, waren 
jebody nicht mit in diefer Immunität begriffen. Sie ftanden viel- 
mehr nad wie vor unter ber öffentlichen Gewalt und unter den 
öffentlichen Beamten, wie fich dieſes Verhältniß theilweile wenigftens 
längere Zeit in Speier und Zürich und in Regensburg auch noch 
in fpäteren Zeiten erhalten bat ($. 470, 471, 484). Auch blieb 
ben Öffentlihen Beamten das Recht die Streitigkeiten der freien 
Stabtbürger mit den unfreien und börigen Leuten zu entfcheiben. 
Diefe zwiſchen ben herrichaftlichen und öffentlichen Beamten getheilte 
Gerichtsbarkeit führte nun zu fortwährenden Kämpfen und Strei- 
tigleiten zwiſchen den berrichaftlichen und öffentlichen Beamten und 


11) Urk. von 1014 u. 1086 bei Schannat, II, 40 u. 57. vergl. Meine 
Gef. der Fronhöfe, I, 520. 
12) Urk. von 974 bei Guden, I, 7 u. 8. 
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Gerichten, zumal in jenen Städten, in welchen ber freie Verkehr 
eine Immer größere Ausdehnung erhalten hatte Die öffentlichen 
Beamten miſchten ſich in bie herrichaftlichen Angelegenheiten und 
die herrſchaftlichen Beamten in die Angelegenheiten der öffentlichen 
Gewalt. So war e8 ſchon im Anfang des 9. Jahrhunderts 12), 
Eben jo fpäter in Bremen 1%), in Augsburg 15), in Münfter 10) 
u. a. m. Auch bie Erhebung der fiskaliſchen Einkünfte, welche in 
den Immunitätsprivilegien auf die Biichdfe und Aebte übertragen 
zu werben pflegten, führte zu Streitigkeiten unter ben verjchiebenen 
Beamten, 3. B. in Worms u. a. m. 17. Die Biihöfe firebten 
daher alfenthalben nach dem Erwerbe ber vollen Öffentlichen Ge⸗ 
walt. Eben fo viele Aebte. Denn mit dem &omitate warb auch 
bie Herrichaft über die freien Stabtbürger erworben. Und ba bie 
dem Fiskus gehörigen Gerichtsgefälle meiftentheils frühe fchon über: 
tragen worben waren, jo war ber Erwerb ber Öffentlichen Gewalt 
jelbft um fo leichter. In Worms wurde der &omitat oder bie 
volle öffentliche Gewalt in der Stadt im Jahre 979 auf den Bi- 
ſchof übertragen und dieſer Uebertrag fpäterhin (985) nochmals 
beftätiget 1%). Aus beiden Urkunden gebt auch hervor, daß bie 
Erzbiihöfe von Mainz und von Köln damals ſchon im Befige bes 


Comitates in der Stabt und im Beſitze bed damit verbundenen 


Köntgsbanns geweien find. Denn es heißt dafelbft, ut reliquarum 
ecelesiarum Moguntiensis atque Coloniensis presules pleno jure 
possideant. In Gpeier erhielt der Biſchof tin Jahre 946 vom 
Herzog Konrad die ihm in ber Stadt zuftehende öffentliche Gewalt 


18) Capit, von 817, c. 1. unb von 821, c.2. bei Pertz, IIl, 217 u. 280. 

14) Adam Bremens. II, 1. 

15) Urk. von 1266 in Mon. Bolic. 22. p. 224. unb Urk. von 1104 u. 
1156, eod. 29, I, p. 828 u. 829. und oben $. 117. 

16) Urk. von 1127 bei Willens, p. 74 u. 75. 

17) Url, von 798 u. 828 bei Schannat, II, 1u.7. — episcopis querula 
voce retulit, quod regiae potestatis procuratores et exactores fre- 
quens litigium facerent inter rempublicam et suam ecclesiam de 
utilitatibuıs — ob hanc ergo dissensionem nostris visibus ob- 
talit —. 

18) Urk. von 979 u. 985 bei Morib, I, 208 u. 259. Quellen zur Gef. 
von Köln, I, 470. Wpologie bes Erzſtifts Göllen, II, 2. Nr. 2. und 
Securis ad radicem, p. 8. 
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(omnem potestatem intra civitatem et extra — ex regali tra- 
dicione et donacione), in&befondere auch das Recht Diebe ergrei- 
fen und feithalten zu bürfen (fures comprendere et tenere) !?). 
Die volle öffentlihe Gewalt in der Stadt wurde aber erſt im 
Jahre 969 auf den Biſchof und auf ben bifchöflichen Vogt über: 
tragen und dieſer Uchertrag fpäter noch öfters beftätiget 2°). Die 
Stadt blieb jedoch, wie wir gefehen, noch lange Zeit unter der Ge 
richtsbarkeit des bilchöflichen Lanbvogtes oder des Kirchenvogtes 
($. 90). In der Stadt Straßburg wurde bie volle öffentliche 
Gerichtsbarkeit im Jahre 982 dem Biſchof und dem bifchdflichen 
Vogte verliehen 2), in Magdeburg im Jahre 965 und im Sabre 
973 nochmals beftätiget 22), in der Stadt Bamberg im Jahre 1108 
($. 118). Und nach und nach haben alle Bischöfe, mit Ausnahıne 
des Biſchofs von Regensburg und des Erzbiichofs von Hamburg, 
und viele Achte den Comitat in ihren Städten erworben, 3. B. bie 
Aebte von Korvei 22), von Weilenburg 2%) u. a. m. Und bie 
Deutihen Könige wiederholten noch im 13. Jahrhundert mehrmals 
das Verſprechen weder jelbft noch durch ihre Beamten irgend eine 
Handlung der Öffentlichen Gewalt in jenen Städten ausüben zu 
wollen 28). 
Auf diefe Weile wurden denn die Bilchöfe und viele Aebte 
Inhaber der öffentlichen Gewalt in ihren Städten. Die öffentliche 
Gewalt, alſo die Herrſchaft in der Stadt, ging auf fie über, wie 
biefes im Jahre 1376 dic Schöffen von Köln ausgeiprochen haben 
(„dat die herrligkeit, das hoe gerichte, ind alle gewalt zu Kölne in 
„der ftatt font unſers herren von Cölne ind ſynes geftichts, ind 
„niemand anders”) 2). Die Biichofsitäbte und viele Abtei: 
19) Urf. von 946 bei Remling, p. 12. 
20) Urf. von 969, 974, 989, 1008, 1027 u. 1061 bei Remling, p. 15, 16, 
20, 21, 29 u. 51. 
21) Urt. von 982 bei Schoepflin, I, 181. und Grandidier, II, 41. 
22) Urf. von 965 u. 978 bei Rathmann, I, 881—888. 
28) Urf. von 940 bei Falke, p. 209. vergl. nody Urk. von 1856 bei Wis 
gand, Geſch. von Korvei, II, 208. 
24) Urt. von 967 bei Zeuss, trad. Wiz. p. 817. 
25) Confoederatio cum principibus eccles. von 1220 $. 2, 9 u. 10. 
und Constit. von 1232 bei Pertz, IV, 286, 287, 291 u. 292. 
26) Srimm, II, 746. vergl. Ennen, Geld. I, 615—616. 
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jtäbte (die Reichsabteiſtädte) waren daher nun Tanbesherrliche 
Städte. 

Bon diefer Immunität der Biſchofs- und Abteiftädte verfchie- 
ben war nun die Immunität (die Eremtion) ber Stadtgerichte von 
den bijchöflichen Landgerichten. Die erwähnte Immunität der Bi- 
ſchofs- und Nbteiftädte befreite nämlich bie bifchöfliden Gerichte 
nur von den Öffentlichen Gerichten des Reiches. Die Bilchofs: und 
Abteijtädte erhielten demnach dadurch noch Feine eigene Stabtgerichte. 
Sie ftanden vielmehr nach wie vor unter ben Öffentlichen Landge⸗ 
richten, welche nun aber bijchöfliche Gerichte geworben waren, 3. 2. 
in Worms ($. 90). Eigene Stabtgerichte erhielten dieſe Städte 
erjt feit der Immunität (Exemtion) der Biſchofs- und Abteiftäbte 
von den Land⸗ oder Vogteigerichten ber Bilchöfe und Aebte. Diele 
Smmunität erhielten aber nach und nad alle Biſchofsſtädte und 
fehr viele Abteiftädte.e Durch diefe Immunität wurde jeboch bie 
Natur diefer Städte nicht ‚geändert. Ste blieben vielmehr lanbes- 
herrliche Städte, die Bifchöfe und Aebte alfo die Landes: und Ges 
richtsherrn, welche demnach die Stabtrichter zu feßen und zu ent- 
jeten hatten. Nur in jenen Stäbten, in welchen die Städte ſelbſt 
die öffentlihe Gerichtsbarkeit erworben hatten, war es anders. 
Denn in diefen Städten waren die Städte felbit die Gerichtsheren 
geworden und hatten demuach auch die Stabtrichter zu ernennen. 


2) Rechte ber öffentlichen Gewalt. 


$. 488. 


Zu den Rechten der öffentlichen Gewalt, deren Inhaber nun 
die Bilchöfe und viele Aebte geworden waren, gehörten vor Allem 
bas Gebot und Verbot oder das Bannrecht, dann die Schirm- 
gewalt und das damit verbundene Geleitsrecht und die öffent: 
liche Gerichtsbarkeit. 

Das Recht in der Stadt zu gebieten und zu verbieten 
oder das Bannrecht (bannum regise vel imperatoriae digni- 
tatis in urbe) oder das Zwangsrecht (districtio ober distric- 
tus) erhielten die Erzbiihöfe-von Köln!) und von Magdeburg ?), 


— 


1) Weisthum von 1876 bei Grimm, U, 746. — „alle gebott ind ver- 
„bott 30 Eölne in der ftatt ſynd ouch fun ind ſynes geſtichts“ —. 
v. Maurer, Städteverfafjung. II. 25 
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dann der Biſchof von Chur, biefer jedoch nur in ber halben Stabt?), 
ferner der Biſchof von Straßburg 9, der Biſchof von Speier ®), 
der Erzbifchof von Trier ®), der Biſchof von Bremen ?), der Biſchof 
von Paffau ®), der Bilchof von Bamberg ?), der Abt von Weifen- 
burg, von Korvei u. a. m. Und man nannte biefen Bann, weil 
er in ber Stadt oder Burg ausgeübt wurde, zuweilen auch einen 
Burgbann, 3 3. in Korvei 19). Mit dem Bannrechte ging aud) 
das Net Verordnungen zu machen (ordinatio civitatis) und 
das eigentliche Regiment und die Herrichaft in der Stabt auf bie 
Bifchdfe und auf manche Aebte über 12), 3. B. in Trier 12). Die 


2) Urk. von 965 bei Ratbmann, I, 88Bl- bannum nostrum regise 
vel imperatoriae dignitatis in urbe Magdeburg. — vergl. 
noch Urk. von 978, eod. II, 883. 

3) Urk. von 959 bei Boebmer, regest. Nr. 218. Contradimus — dimi- 
diem partem ipsius civitatis, cum tali distrietione et jure 
sicut hactenus ad nostram pertinebat potestatem —. 

4) Url. von 982 bei Grandidier, II, 41. infra praefatam Argentinam 
civitatem — districtum habere —. 

5) Urt. von 969 bei Remling, p. 15. 

6) Sprud von 1364 bei Hontheim, II, 234. „zu beveblen in alle 
„miffetetige und übeltetige Iuthe in derfelben flatt buffe zu ſetzen, — 

„darzu Iuter und vermengte Gewalt — zulatine merum ct 
„mixtum imperium —. 
7) Urt. von 966, 1008 u. 1014 bei Lindenbrog, p. 131, 185 u. 186. 
„und oben $. 118. 
8) Urk. von 999 bei Boehmer, regest. Nr. 829. — totius reipublicae 


districtum — firmiter infra civitatem et extra perpetualiter 
teneat. 

9) Urk. von 1008 in Debuction Bamberg contra Fürth, cod. probat. 
Nr. 27. 


10) Urf. von 940 bei Falke, p. 209. — potestatem ullius banni quam 
burgban vocant. Urf. von 1147 bei Schaten, I, 589. ut justitiam 
“quae appellatur burchban —. 

11) Edictum von 1282 bei Pertz, IV, 286. Sicut temporibus retroactis 
ordinatio civitatum et bonorum omnium, que ab imperiali celsi- 
tudine conferuntur, ad archiepiscopos et episcopos pertinebat, sic 
eandem ordinationem ad ipsos et eorum officiales ab eis specia- 
liter institutos, perpetuo volumus permanere, —. . 

12) Sprud von 1864 bei Hontheim, Il, 284. 
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Stabtgemeinden und bie Stabträthe hatten zwar von je ber das 
Recht Fer Autonomie in allen genoffenchaftlichen Angelegenheiten. 
Sie jollten. jedoch dieſes Necht urfprünglich nicht ohne Zuftimmung 
des Landesherrn ausüben ($. 158). Daher wurden fo viele Ver: 
ordnungen und felbft Stadtrechte erſt nach gemeinfchaftlicher Be—⸗ 
rathbung des Stabtrath8 und der weifelten Bürger mit dem Bifchof 
erlaffen, jo daß das Stadtrecht auf einem Webereinfommen beider 
Theile berußte, 3. B. das Stadtrecht von Straßburg vom Jahre 
1241 122), Cine Verordnung des Biſchofs von Speier über das 
Schultheißengeriht vom Jahre 1230 wurde im Sahre 1231 auf 
dem Neichätage zu Worms beftätiget 3). Eben jo ging der Heer: 
bann mit dem Rechte einen Ort zu befeftigen ($. 6 u. 30) und die 
Schirmgewalt auf die Biſchöfe und auf manche Aebte über, 
3. 2. in Köln 14) und in Trier 16), und das Geleitsrecht 3. 3. 
in Augsburg 3%), in Bafel17), in Trier 19) und in Köln 19). 

Auch die mit dem Bannrechte und mit der Schirmgewalt zu: 
lammenhängende öffentlihe Gerichtsbarkeit ging auf die 
Biſchöfe und auf manche Aebte über. Sie wurden daher num bie 
eigentliben Gerihtsherren in der Stabt, von denen von nun 
an alle öffentliche Gerichtsbarkeit ausging. So waren in Köln 
die Erzbifchöfe von Köln die Oberiten Richter in ber Stadt, von 
benen alle Gerichtsbarkeit (die geiftliche und weltliche öffentliche Ge- 
richtsbarkeit) ausging. Daher durften auch nur fie jelbit oder bie 


128) Statuta civitatis Argentinensis von 1241 bei Mone, Anzeiger, VI, 
28. consules et ceteri cives meliores et sapienciores cum predicto, 
domino suo episcopo, — in hoc convenerunt quod ipsi com- 
muni consensu et consilio hec nova instituta statuerunt — —. Der 
alt deutſche Tert, eod. p. 25 f. und Strobel, I, 548. 

13) Rau, I, 14. Pertz, IV, 280. 

14) Säiesfprug von 1258 bei Yacomblet, II, 251. Nr. 1. 

15) Urf. von 1364 u. 1896 bei Hontheim, II, 234 u. 801. 

16) Stabtredt von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 880. Episcopus duca- 
tum ingredientibus egregientibusque dabit. 

17) Biſchofsrecht $. 10. . 

18) Sprud von 1364 bei Hontheim, II, 234. — auch das geleibte und 
„gerichte uff dem waffer der Muſeln“ —. 

19) Schiedsſpruch von 1258 bei Lacomblet, II, 247 Nr. 2. und Urk. von 
1169, eod. I, 808. 
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von ihnen ernannten Stellvertreter zu Gericht ſitzen und bie Ge: 
richtsbarfeit ausüben 2%). Eben fo beruhte in Straßburg die rich: 
terlihe Gewalt auf einer Verleihung des Biſchofs 21). Auch in 
Bajel 22), in Trier 22), in Speier u. a. m. gehörte die Gerichtsbar⸗ 
feit dem Biſchof und dem Stifte, und ohne bijchöfliche Verleihung 
durfte fie niemand ausüben 2%). ALS Gerichtsherrn durften aber 
auch die Biſchoͤfe ſelbſt zu Gericht fiben, 3. B. bie Bilchöfe von 
Bafel 2°), die Erzbiichöfe von Köln u. a. m. ($. 499). 

Der Erwerb ber Öffentlichen Gewalt von den Bilchöfen und 
von manchen Aebten machte nun auch in den Immunitätsſtädten 
Ianbesherrliche Beamte nothwendig zur Ausübung ber bisher von 
Königlichen Beamten ausgeübten öffentlihen Gewalt. Der Erwerb 
der öffentlichen Gewalt in dem Bisthum und in der Abtei gab zwar 
den barin gelegenen Stäbten, wie wir gejehen ($. 487), noch feine 
Immunität von den landesherrlichen Land- und Vogteigerichten. 
Da jedoch nach und nad) alle Bifchofsftädte und viele Abteiftäbte 
Immunität von den landesherrlichen Vogtei- und Landgerichten er: 
halten hatten, fo entitand auch in ihnen, wie in den Königsjtädten 
($. 471) das Bebürfniß eigene Iandesherrliche Beamte in der Stadt 
zu haben. Denn diefe Immunität beſtand eben in dem Rechte der 
Bürger nur in der Stabt felbjt belangt werden zu dürfen, und zu 


20) Schiedeſpruch von 1258 Nr. 1 u. 2 bei Lacomblet, II, 244 u. 246. 
und Quellen, II, 381. quod in civitate Colon., in qua summus 
iudex tam spiritualium quam temporalium, tote iurisdictio tam 
spiritualium quam temporalium dependet ab ipso. Quod in ipsa 
civitate Colon. nemo potest iuste sibi iurisdictionem aliquam 
vendicare, nisi eam habeat ab ipso archiepiscopo. vrgl. nod 

p. 249 Nr. 12. Urk. von 1237 bei Ennen, Quellen, II, 166. 

Stabtredt, c. 18 bei Grandidier, II, 48. „Ueber bife flat hat nieman 

„gewalt zeribtende wan ber Keifer, oder der Bifchof, ober bie ez von 

„deme Biſchove hant.“ 

22) Tas Biſchofsrecht 8. 1 bei Wackernagel, p. 17. „Twinch unde alle 
„gerichte ſint ſin unde der, die ſi von im hant.“ 

23) Spruch von 1364 bei Honiheim, Il, 284. 

24) Urf. von 1419 bei Lehmann, p. 803. — „wiewol alle weltliche gericht 
„in der Stadt mir und dem Stifft zugehören und niemand fein offen 
„gericht da haben oder halten fol, dann ein Biſchoff oder dem er das 
„befohlen* — 

25) Biſchofsrecht 8. 14. Diele Berjpiele bei Heusler, p. 151. 
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bem Ende waren eigene Etadtgerichte nothwendig. Co war es in 
Bremen 2°), in Köln ??), in Speier 2%), in Etraßburg 2%), in Re 
gensburg 2°), in Magdeburg 2), in Augsburg 2), in Nafel?9), in 
Mainz 7) u. a. m. Die Freiheit von auswärtigen Gerichten 
ward Ipäter ſogar als ein weſentliches Erforderniß des Weichbildrechtes 
betrachtet 3%). Späterhin wurde dieſe Freiheit von den auswärtigen 
Gerichten auch auf die Kaiferlichen Hofgerichte und Landgerichte 
ausgedehnt. Eine ſolche Befreiung von den Kaiferlihen Hofgerich- 
ten erhielt die Stadt Worms bereits von Rudolf von Habsburg 
und nachher nod) öfter 2%). Auch Kempten erhielt im Jahre 1355 37) 
und Magdeburg im Jahre 1431 Befreiung von den Kaiſerlichen 
Land⸗, Hof: und Kammergerichten. Nur der Fall ver Nechtsver- 
weigerung war und blieb. allezeit ausgenommen 2%). Auf einer 
eben folchen Befreiung beruhte in Straßburg die Freiheit der Bür— 
ger von den Katferlihen Landgerichten 39) und von den Landgra— 
fen im Elſaß 49). 

Befanden ſich nun in der Stadt bereits zwei öffentliche Be: 
amte (neben und unter dem Gaugrafen für die hohe Gerichtsbar- 
feit noch ein Sentenarius oder Vicarius für bie niebere öffentliche 


26) Urk. von 1111 bei Emminghaus, corp. jur. Germ. p. 19. 

27) WeisthHum von 1169 bei Lacomblet, I, 302. und oben $. 90. 

28) Url. von 1111 u. 1182 bei Remling, p. 89 u. 128. Rathsordnung 
von 1289 bei Rau, I, 18. 

29) Url. von 1129 bei Schilter zu Königshoven p. 781. Grandidier, II, 
95. Not. Schoepflin, I, 207. Altes Stadtredt, c. 31. 

80) Privilegium von 1280 $. 18. 

81) Schöffenbrief von 1295 8. 23 und von 1304 $. 62 bei T. u. St. 
p. 481 u. 462. 

82) Stabtr. von 1276 $. 683. 

88) Urk. von 1857 bei Ochs, 11, 198. 

84) Urf. von 1325 u. 1349 bei Senckenberg, sel. jur. II, 137. 

85) Urf. von 1209 bei Donandt, I, 94. sub jure quod vocant wicbe- 
lethe ita ut ab omni jure — et judicio sint exempte et nulli de 
eis aliquid respondeant nisi — vrgl. oben $. 89—91. 

86) Urk. von 1285, 1297 u. 1299 bei Morig, I, 177, 180 u. 181. 

87) Urt. von 1855 .u. 1566 bei Moſer, reichäfl. Handb. II, 46 u. 88. - 

88) Urk. von 1481 u. 1447 bei Rathmann, II, 87 u. 121. 

89) Gerichtebrief von 1405 bei Schoepflin, II, 814. 

40) Urk. von 1284 bei Schoepflin, II, 28. 
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Gerichtsbarkeit), jo blieben ſodann meiltentheils beide Beamten, 
von nun an aber als Immunitäts- oder landesherrliche Beamten 
neben und über einander in ber Stabt. Hatte dagegen früher fein 
Gaugraf feinen Sit in der Stadt, wohl aber ein Gentenarius oder 
Vicarius, fo wurde nun diejer ein landesherrlicher Beamter, und 
die hohe Gerichtsbarkeit wurde entweder ihm oder einem anderen 
landesherrlichen Beamten übertragen. In vielen Stäbten befand 
ih aber vor dem Erwerbe bes Comitates von den Bilchöfen und 
Aebten gar Fein Öffentlicher Beamter in der Stadt, wohl aber ein 
berrichaftlicher Beamter. In diefem Falle erhielt nun meijtentheils 
der herrichaftliche Beamte bie nievere öffentliche Gerichtsbarkeit und 
für die hohe wurde ein eigener Beamter von dem Immunitätsherrn 
ernannt. In einigen wenigen Immunitätsftädten, in welchen nicht 
die volle öffentliche Gewalt in die Hände der Immunitätsherren 
gefommen war, mußten indeſſen andere befondere Einrichtungen ge- 
troffen werden. Meiſtentheils findet man jedoch, wie in den Kö- 
nigsftädten, jo auch in den Immunitätsftädten zwei öffentliche, num 
alſo Iandesherrlihe Beamten, in der Stabt, in einigen Smmunttäts- 
ftädten jeboch auch nur einen Iandesherrlichen Beamten. 


$. 489. 


Zwei landesherrliche Beamte findet man in vielen 
Städten, insbejondere auch in Köln, Mainz und in Trier, in wel: 
hen Städten ſchon zur Fränkiſchen Zeit ein Graf feinen Amtsſitz 
hatte. 

Köln lag im Kölngau. Nachdem der Ort eine Stabt (urbs) 
oder eine Burg geworden war, nannte man ben alten Gaugraf 
einen Stabtgraf oder Burggraf (comes urbanus !), burgicomes 2), 
burgravius ?) oder auch urbis prefectus) *). Und die Gaugraf- 
ihaft wurde nun eine Burggrafichaft ®). Seit dem Erwerbe bes 


1) Urk. von 1088 u. 1148 bei Lacomblet, I, 152 u. 288. 
2) Urk. von 1117 bei Lacomblet, I, 184. 

3) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802. Urk. von 1187 bei Elafen, 
Schreinspraris, p. 72. 
4) Urk. von 1082, 1061, 1085, 1090 u. 1159 bei Lacomblet, I, 104, 

126, 158, 155, 157 u. 276. 
5) Urk. von 1187 bei Claſen, Schreinspr. p. 72. und Quellen, I, 594. 
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Comitates wurde der Erzbiichof jelbft der Gerichtsherr, der Burg- 
graf alfo ein erzbiihäflicher von dem Erzbiſchof ernannter Beamter ®). 
In ber Mitte bes 12. Jahrhunderts wurde die Burggrafichaft den 
Herren von Arberg als Erblehen verliehen 7), im Jahre 1187 aber 
von dieſen die burggräfliche Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des 
Witzigdings an einen Kölner Bürger verpfändet ®). Im Sabre 
1279 haben jedoch die Erzbiichöfe die Burggrafichaft wieder zurüd: 
gekauft 9) und ſeitdem ift fie denn auch bei dem Erzitifte geblie- 
ben 2%. Die Burggrafen von Köln find demnach als erzbiichöfliche 
Beamte an die Stelle der Gaugrafen‘ getreten. Ihre Amtsgewalt 
ift aber dieſelbe geblieben. Sie hatten nach wie vor ben Vorfig bei 
dem ächten Ding in ber Stabt, bei dem fogenannten Wibigding 
(wizzeht binc, wizzich dine, wizzliche binc, ober witgebinge). Sie 
hatten ferner über das in der Stadt liegende Erb und Eigen zu 
ertennen (de hereditatibus infra Coloniam sitis) 11). Auch hatten 
die Burggrafen den Blutbann und ben Borfig bei den Kampfge- 
richten (burgravius pugnam ratione banni sui judicabit), Und 
wenn ber Erzbifchof jelbit zu Gericht ſaß, follten fie ihm als fein 


burchravius — jurisdiciionem comicie que burgraschaf dicitur —. 
Urt. von 1279 bei Lacomblet, II, 426. und Securis, p. 17. comitatum 
Coloniensem, qui dicitur burggraschaf — in eodem comitatu et 
offcio quod dicitur burggraschaf —. 

6) Arg. Urf, von 979 in Quellen zur Geld. von Köln, I, 470. 

7) Urt. von 1279 bei Lacomblet, II, 426. — burggraschaf, a nobis 
et eeclesia Colon. per sucessionem paternam teneret in feudo 
— Urk. von 1274 bei Ennen, Geld. I, 568. Nach der Urk. von 1169 
bei Lacomblet, 1, 802 u. 808. war ber Burggraf [don damals ein Ge⸗ 
treuer bes Erzbifhofs und es wirb mehrmals von dem jus burgravii 
et successorum suorum ab ecclesia Coloniensi ab antiquo ge 
ſprochen. 

8) Urk. von 1187 bei Claſen, Schreinspr. p. 72. und Quellen, I, 594. 
domus cum curte sua et praefata jurisdictio tote (burgraschaft) 
cum omni fructu et utilitate praeter id quod Ruminge diecitur et 
preter tria wizliche dinc pignus sint predicti Symonis —. Die 
Urt. if wahrſcheinlich vom Jahr 1197. Ennen, Geſch. I, 558 Not. 1. 

9) Urk. von 1279 bei Lacomblet, Il, 426. 

10) Weisthum von 1875 bei Grimm, IL, 746 u. 748. 
11) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802 u. 804. Claſen, Schreinspr. 
p. 54 u. 72. 
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Stellvertreter oder Vogt zur Seite fiten (quando nos vel sucoes- 
sores nostros judicio sanguinis presidere contigerit dietus bur- 
gravius noster esse debet advocatus) 12). Die Burggrafen hatten 
ferner zu hüten und zu fehirmen. Ahnen gebührte daher auch 
der Schub und das Geleit der Juden 12). Auch hatten bie Burg⸗ 
grafen die Auffiht über die Stabtmauern und Stabtgraben 1%) 
und über den ftädtifhen Burgbau überhaupt. Daher hatten fie 
denn auch das Necht die fogenannten Weberzimmer), d. h. bie Vor- 
und Ueberbaue zu brechen 15). Man nannte biefe® Mecht bie 
Räumung (Ruminge) und es war damit bie Baupolizet in der 
Stadt verbunden 9%. Wie die Gaugrafen, jo hatten auch bie 
Burggrafen einen Stellvertreter nicht bloß In der Altitabt, ſondern 
auch in den Vorſtädten Niederich und Overburg 17), welcher balb 
vicarius, bald judex, subcomes ober secundus comes genannt 
worden ift 18), Seitdem die Burggraffchaft von dem Erzitifte wie: 
der eingelößt worden war, ſeitdem waren die Erzbiſchöfe ſelbſt bie 
Burggrafen. Und fie wurden auch Burggrafen genannt 1%), und 
auch beim Taiferlihen Hofgericht als ſolche anerfannt 20). Ihre 
Stellvertreter aber erhielten nun den Titel Grafen (Greve) 21), wie- 
wohl fie als bloße Stellvertreter im Grunde genommen, wie aud) 
der von ihnen zu leiftende Amtseid beweißt, bloße Vicegrafen, 
eigentli) Viceburggrafen waren 22). Der berrichaftliche Beamte 


12) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802. . 

13) Url. von 1169 bei Lacomblet, I, 808. conducere judeos infra dioe- 
cesin volentes Coloniam exire vel intrare de quo conductu —. 

14) Url. von 1180 bei Lacomblet, I, 884. assensu burgravii opus fos- 
sati ad decorem et munitionem civitatis. . 

15) Urk. von 1169, 1180 u. 1287 bei Lacomblet, I, 302, 334, II, 114. 
Claſen, p. 40. und oben 6. 198. 

16) Urt. von 1187 bei Claſen, Gchreinspr. p. 72. und Quellen, I, 59. 
Ennen, Geld. I, 570-572. 

17) Claſen, Schreinspr. p. 54. 

18) Schiedsſpruch von 1258 bei Lacomblet, IL, 245 Nr. 12 und 249 Nr. 12. 
Urt. von 1106 u. 1159, eod. I, 174 u. 276. Claſen, p. 54. 

19) Urf. von 1368 u. 1467 in Apologie bes Erzſtifts, IL, 100 u. 188. 

20) Ennen, Gel. I, 553--554. 

21) Grimm, II, 747 u. 748. Urt. von 1467 in Apologie, II, 188. 

22) Eid von 1449 in Mpologie, UI, 179 u. 180. 
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des Bifchofs war der Stadtvogt (advocatus urbis) 22), ber öfters 
auch bloß Vogt (advocatus) 2%), urfpriinglih auch Schultheiß ge: 
nannt worden ift 25), Als herrfchaftlicher Beamter mußte er feine 
Gerichtsfigungen im Biſchofshofe (in curia nostra episcopali) hal⸗ 
ten 20). Außer der berrichaftlichen Gerichtsbarkeit über die erz- 
bifchöflihen Srundholden hatte er frühe fchon auch die niedere 
öffentliche Gerichtsbarkeit (die Sentgrafengewalt) über die ganze 
Stabt erhalten, deren wiberrechtliche Ausdehnung zu dem merl- 
würdigen Weisthbum von 1169 geführt hat. Nach dieſem Xbeis- 
thum follte er gemeinjchaftlich mit dem Burggrafen über alle Eivil- 
fachen erfennen, die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann und 
das Erfenntnig über Erb und Eigen aber dem Burggrafen vorbe⸗ 
halten fein 27). Der Vogt blieb jedoch nach wie vor ein herrichaft: 
licher Nichter, der feine Amtsgewalt von dem Erzbifchof erhielt. 
Er Hatte daher die Parteien in feines Herrn Namen vorzus 
laden und unter feines Herrn Barne zu Gericht zu fiten 
(bannete bit mins herrin banne), während ber Burggraf, ber 
feinen Bann von dem König ſelbſt zu erhalten pflegte, mit eige- 
niem Banne feine Borladungen machen und unter feinem eige- 
nen Banne zu Gericht figen durfte (bannete bit minin banne) 28), 
Das Amt des Vogtes wurde jedes Jahr von dem Erzbiichof neu 
bejegt, im Sahre 1169 aber dem Ritter von Eppendorf und feinen 
Erben zu Lehen gegeben 29). in fpäter beabfichtigter Rückkauf 
bes Amtes 20) fam, wie e8 fcheint, nicht zu Stand. Denn noch in 
ven Sahren 1280 und 1288 war. jenes Geſchlecht im Beſitze der 


28) Urf. von 1061, 1083 u. 1085 bei Lacomblet, I, 126, 152, 153 u. 155. 

24) Urt. von 1082 bei Lacomblet, I, 104. 

25) Urf. von 1169 bei Lacomblet, I, 802. quod advocatus noster qui 
in eodem privilegio scoltetus archiepiscopi coloniensis nomina- 
batur. 

26) Ur. von 1169 bei Lacomblet, I, 802, 

27) Zwei Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802 u. 804. und Quellen, I, 
557 u. 560. 

28) Beisthum von 1169 in Quellen, I, 556. Lacomblet, I, 502. 

29) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 304. vgl. Urk. von 1263 in Quellen, 
II, 486. 

30) Urk. von 1264 bei Sacomblet, II, 817. 
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Bogtei 1), Auch wird noch in dem Weisthum von 1375 eines 
Vogtes von Köln erwähnt. Gerichtsbarkeit cheint er aber damals 
nicht mehr gehabt zu haben. Die fortwährenden Streitigleiten bes 
Bogtes mit bem Burggrafen wegen Ausdehnung feiner Gerichts: 
barkeit 22) haben nämlich zur Beſchränkung' und zulegt zum Unter- 
gang der Vogtei geführt. Seitdem der Erzbifhof die Burggraf- 
haft erworben hatte, aljo im Beſitze ber hohen und nieberen 
öffentlichen Gerichtsbarkeit war, jeitbem waren zwei Gerichte für 
die Öffentliche Gerichtsbarkeit nicht mehr nothwendig, und wegen 
der fortwährenden Streitigkeiten des Vogtes nur ftörend und läftig, 
nicht bloß für den Erzbiihof, jondern auch für die Stabt felbft. 
Dies bewog ſchon im Jahre 1263 den Erbvogt Rutger feine Amts: 
gewalt in einem Vertrage mit der Stabt auf den Schuß und 
Schirm ber Stadt zu beichränten #2). Im Sabre 1288 ließ zwar 
der Bogt feine Gerichtsbarkeit wieder von ber Stadt anerkennen ®®), 
Es jcheint jeboch, daß er fie nicht wieder erhalten bat. Denn auch 
nach dem Weisthum von 1375 beitand feine Amtsgewalt bloß 
darin, daß er nichts gegen die hohen und niederen Gerichte thun, 
fte nicht hindern und beim Vollzuge der gefundenen Urtheile feinen 
Beiftand leihen follte („dat der vaide von Colne wider jcheffen 
„urtheil nit doin en foll, noch dat geriht — Hinderen, mer fie 
„Nullen der jcheffen urtel in den gerichten byſtendig fein, bat fie 
„gehalden weren“) 2), Bon einer Gerichtsbarkeit war demnach 
nicht mehr die Rebe, und feit dem 15. Jahrhundert hat fich auch 
bie Vogtei noch dem Namen nach verloren 2%). Nur in dem Xitel 
eines Erbuogtes zu Koͤln, welchen die Grafen von Bentheim auch) 
in fpäteren Zeiten noch geführt haben, hat fich wenigitens noch 
eine Spur ihres früheren Dafeins erhalten. So lange fie übri— 
gens beftanden hat, hatte auch der Vogt feinen Stellvertreter, ber 
bald vicarius, bald judex, subadvocatus oder secundus advocatus 


81) Urk. von 1280 bei Lacomblet, II, 440. Ennen, Geſch, I, 577. 

82) Urk. ron 1274 u. a. m. bei Ennen, Geſch. I, 568 Not. u. 578-579. 
88) Urf. von 1268 in Quellen, II, 486. 

84) Urf. von 1288 bei Ennen, Geſch. I, 577. Not. 

35) Stimm, II, 746 u. 748. 
36) Ennen, Gel. I, 877. Not. 
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genannt worden iſt ?7). Der Burggraf und der Stabtungt hatten 
demnach jeder feinen Etellvertreter, jo daß es im Ganzen vier 
Nichter gewejen find. ALS Inhaber der öffentlichen Gewalt wur: 
den fie auch Gewaltbot (potens nuncius) 22), Gewelde, 
Sronngewelde oder Bronegemwelte?®%) und, wie in Italien, 
potestas civitatis genannt 2%). Neben ihnen fommen aud) 
nod) mehrere Stiftsvögte vor 20). Nach Walter fol feit dem Jahre 
1146 das Amt eines Stabtvogtes mit dem Amte des Stiftsvogtes 
(mit welchem Stiftspogte?) vereiniget und bie vereinigten Aemter 
fodann im Sabre 1169 dem Nittergejchlechte der von Eppendorf 
zu Lehen gegeben worden fein), In den Urkunden fteht jedod) 
davon nichts. 

Mainz lag in dem Mainzgau. Seit dem Erwerbe des 
Somttates wurden die Erzbiihöfe von Mainz die Gerichtsherrn 
und die Gaugrafen erzbifchöfliche von dem Erzbiſchof ernannte Be: 
amte 22), Ahr Amt blieb nach wie vor, wie in Köln, ein comita- 
tus #2), Ahr Amtstitel war daher Graf, Stabtgraf oder Burggraf 
(comes oder urbis comes **), urbis prefectus 5), prefectus civi- 


87) Elajen, Schreinspr. p. 54. Urk. von 1106 u. 1159 und Schiedsiprud 
von 1258 Nr. 12 bei Laecomblet, I, 174, 276, II, 245 u. 249. 

38) Claſen, p. 5b. 

38a) Claſen, p. 48, 50 u. 71. Ennen, Geſch. I, 586. Rot. 

89) Glajen, Schreinspr. p. 48. Claſen, bas edele Eöllen, p. 80. 

40) Urf. von 1061 bei Zacomblet, I, 126. Franco urbis prefectus. 
Ruker advocatus noster. Heimo urbis advocatus. vgl. Ennen, 
Geld. I, 578 ff., 468. 

41) Walter, Rechtsgeſch. I, 281 f. 

42) Arg. Urf. von 979 in Quellen zur Geſch. von Köln, I, 470. 

45) Urk. von 1112 bei Guden, I, 890. areisque inira muros civitatis in 
comitatu Arnoldi. In Urf. von 1124 bei Joannis, rer. Mogunt. II, 
463 f. wird von einem comitatus ceivitatis und von einem advocatus 
urbis geſprochen. Und die Stadtmark oder vielmehr ber Sıabtgerichts: 
bezirt wird noch eine Grafſchaft genannt in Url, von 1277 bei 
Guden, II, 448. — in terminis comecie Moguntine civitatis — 
vrgl. oben $. 470. 

44) Url. von 1057 bei Wend, II, 46. Urk. von 1128 bei Guden, I, 5b. 

45) Urk. von 1069 u. 1135 bei Guden, I, 115, U, 7. Böhmer, fontes, 
III, 251. - 
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tatis *%), praetor urbis) 4?) oder auch advocatus urbis. Seit der 
Mitte des 11. Jahrhunderts ftrebten die Burggrafen nach Unab- 
hängigfeit und nach Erblichkeit ihres Amtes. Denn wir jehen den 
damaligen Grafen Erfenbald im Kampfe mit dem Erzbifchof. Der 
Graf war zwar noch ein erzbifchöflicher Beamter und wurde auch 
noch jo genannt. Er wollte fich jedoch unabhängig von bem Erz: 
biſchof machen und die erzbifchöflichen Nechte nicht mehr anerken⸗ 
nen, und herrſchte ganz willfürfih in der Stabt 4%). Mit der 
Stabtgraffchaft oder Burggraffchaft war auch die Schirmvogtet über 
die Kirche verbunden 4%), Und feit dem 12. Jahrhundert waren 
beide Aemter erblich zuerjt in den Händen der Grafen von Looz 
und fpäter in den Händen der Grafen von Riened 5%). Am An: 
fang des 13. Jahrhunderts kam die Grafichaft wieder an das Erz: 
. fttft. Und feitdem wurde ein Theil ber dffentlichen Gewalt, wie 
wir gejehen, dem Kämmerer übertragen ($. 485). Die gelammte 
öffentlihe Gewalt kam jedoch nicht an den Kämmerer. Die hohe 
Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann und mit der Gerichtsbarkeit über 
die Handwerker und über die öffentlichen Frauen wurbe vielmehr 
einem Gewaltboten (Waltpoden) übertragen 5'). Gewaltboten, 
Waltboten, Gewaltherren oder gewaltige Herren, Gewalten, ron: 
gewalten, nuncii potentes oder potestates wurden nämlich dfters 
die Inhaber ver Öffentlihen Gewalt genannt 82). Und fo kommen 
denn auch in Mainz fett dem 12. Sahrhundert ſolche Waltpoden 
oder Walpoden vor, welche zumellen auch Gewaltsboten und vice- 


46) Urk. von 1185 bei Guden, 1, 120. 

47) Böhmer, font. UI, 288. 

48) Böhmer, font. III, 285, 251 u. 252. 

49) Urf. von 1128 bei Guden, I, 55. Comes urbis et ecclesie advoca- 
tus Arnoldus. 

50) Arnold, I, 78 - 81. 

51) Stimm, I, 582 u. 588. Urk. von 1470 bei Schunk, Beitr. zur 
Mainzer Gel. III, 272—78. | 

52) Meine Geſchichte der Marfenverfaffung, p. 880 u. 881. Ein altes 
glossar. bei Suhm, p. 299. erflärt das Wort alſo: exactor, wald- 
bodo, qui penas exigit. Stabtreht von Wiehe aus 15. sec. bei 
Wald, II, 57. „Auch fol Fein Vogt noh Gewaltiger unjers 
„Herrn“ — und oben Not. 38—89. 
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domini genannt worben find 52). Die Erzbifchöfe pflegten das 
Waltbotenamt auf Fürzere oder längere Zeit zu verleihen. Spaͤ⸗ 
terhin wurde e8 erblich in dem Patricter Gejchlechte der Waltbote 
ten. Seitdem hörte das Amt auf ein wirkliches Amt zu fein. Es 
wurde vielmehr nun zu einer bloßen Würde 5%). Neben dem Stadt: 
grafen und Waltboten fommt auch noch ein Schultheiß vor ®$), 
Er ift offenbar an die Etelle des alten berrichaftlihen Beamten, 
bes centurio oder tribunus, getreten ($. 143), hat einen Theil 
der Öffentlihen Gerichtsbarkeit (die Civilgerichtsbarkeit) erhalten 
und war feit dem 13. Jahrhundert, wie wir gejehen, der erſte Bei- 
iger des Kämmerers bei dem Stadtgerichte. In Abwejenheit des 
Kämmerers war jedoch ber Schultheiß deſſen Stellvertreter, der 
jeine Gefchäfte zu beforgen und insbejondere auch die Gerichte (das 
Ungebodending) zu präfldiren hatte 5%). Und im Verhinderungs⸗ 
falle des Kämmerers und des Schultheiß führte einer der Nichter 
den Vorſitz bei Gericht 7). Seitdem die Martinsburg in Mainz 
erbaut worden war, erhielten öfters auch die Kommandanten biejer 
Burg den Titel Burggrafen ®%). Sie dürfen aber natürlich nicht 
mit den alten Burggrafen verwechjelt werben. 

Trier lag im Triergau und das ftädtifche Gebiet bildete 
einen eigenen Comitat ($. 470). Gleichzeitig mit der Immunität 
von den Öffentlichen Gerichten und mit der Grafengewalt, welche 
das Erzftift erhalten -batte, wurde das erzbiichöfliche Territorium 
als eine Graffhaft anerfannt (quia comitatum de eo factum 


68) Urk. von 1128 u. 1185 bei Guden, I, 75 u. 120, II, 499—508. 

54) Guden, II, 499 ff. 

55) Urf. von 1124, 1128, 1185 bei Guden, I, 68, 75, 120, I, 481 ff. 
®rimm, I, 632. 

56) Rechte eines Camerers zu Mentze bei Guden, II, 461. „Wan ber 
„Camerer nit einheimiſch were, jo mag der Schultheis Geleid geben —. 
„Der Edyultheis und die Richter follen eine Sach bejagen ban vor 
„einem Samerer. Were er aber nit mehr in der Stat ober Burgbann, 
„Jo mogen die Richter vor einem Schultheis beſagen.“ Urtheilsbriefe 
von 1809, 1816, 1892 u. a. m. bei Guden, II, 451, 458, 457, 459 
u. 460. 

57) Urtbeilsbriefe von 1408 bei Guden, II, 459 u. 460. 

68) Guden, II, 505. 





UV Rechie der ünentlihen Gewalt 


‚Seiten die geſammte deutliche Verichtöbarfeit übertcaper.. ne >= 
Erdultderkenamd an die Stadt jelbjt Fam (8. 143, 40: ir gu. 

"traRrdurg Inn in einem eigenen Comitat ie Eikapmmn . 
Tuy ſtadiiſche Wediet ſcheuit aber feinen eigenen Gem pemu« 
zu baden, Vaher wur der Inhaber bes Blutbanns frz Sazsrır 
und Fe Wupiaf, ſondern ein Vogt. Zwar Tomme zu ı 
Thakburg ein Yarmppial von Er war aber fein öffenacher te 
dern ein berihhuftiidea Veauiter, der zwar einige Öffentiiche Ikraz 
in der Ritadt, uber rue dffentliche Gerichtsbarkeit Baze zu 
dfentliche Gerichtobarkteln in der Stadt wurbe vielmehr, ſeitten re 
Stadt Immuntlal und ut dieſer Freiheit von dem Zutritt zer 
Gaupraſen erdallen hallte, ven dem bichöflichen Vogt 12) une wew 
dem Schultheip deſornt. wo wie aber in Wainz und in Regemi- 
durg neben den difentliihen Weamien auch nod ein herrichaftlidker 
centurio oder tribuuus geſtanden bat, fo jtand auch in Straßburs 
neben dem Vogt und Dem Squltheiß noch der herrichaftliche Burg- 
graf, welcher in der Alttade die herrſchaftlichen Angelegenheiten 
und die deirſchaftliche Gerichtodarkeit zu beforgen hatte (F. 22). 
Daber findet man finbe ſchen, längft vor dem alten Stadtrechte 
drei Stadtrichter udicoe eavitatis) neben einander, einen adrvo- 
oatus vitatis (den biſchoflichen Vogt), einen urbis prefectus (dem 
Burggraf und einen eausidicus, den jpäteren Schultheiß 12). Schon 
fett dem Jahre 1123 kommt auch der Titel Burggraf (burcravius) 
dort), Späterdin werben adwechſelnd sooltetus und prefectus '8), 
oder scultetus und burggraviust®) oder auch noch causidicus und 
burggrarius neben einander unter den biſchoͤflichen Minifterialen 
genannt IT), Der Schultheiß und der Burggraf waren nämlich 


11) Url, von 1040 bei Schueptliu, I, 160 in pago Alsatiae ante 
portam Argentinau civitatis iu wmonasteriv 5. Petri in comitatu 
Hugonis —. 

13) Url. von 982 bei Grandidier, Il, 41. nisi ille quem episcopus 
ejusdem civitatis sibi advocatum elegerit. 

18) Url. von 1129 u. 116% bei Schveptlin, I, 207 u. 948. 

14) Url. von 1123 bei Neugart, ll, 54. 

15) Url. von 1201 bei Schüöptlin, 1, 811. 

16) Urt. von 1196 bei Schoepflin, 1, 304. 

17) Urt. von 1200 bei Schoeptlin, I, 809. 


so. 
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von je ber bifchöfliche Miniſterialen und auch nach bem alten 
Stadtrechte mußten fie noch aus den Winifterialen genommen 
werden 18). Erft feit dem Revers von 1263 durften auch Bürger 
zu Scyultheißen ernannt werben. Die Purggrafen dagegen mußten 
nach wie vor Minifterialen fein 29%). Das Schultheißenamt und 
das Burggrafenamt (burgraviatus et scultetatus officium) pflegte 
nach einem alten Herkommen von dem Bilhof auf Nebenszeit ver: 
lieben zu werben. Und bie Bürgerfchaft fand babei jo ſehr ihr 
Intereſſe, daß als der Biſchof Heinrich von Stahled von jenem 
Herkommen abgehen wollte, der Stabtrath und die Bürgerichaft 
fih mit aller Entſchiedenheit dagegen erflärten 2°). Der Vogt 
wurde zwar ebenfalls vom Bilchof ernannt. Er war jedoch fein 
bifchöflicher Miniſteriale. In der Urkunde von 1129 wird der ad- 
vocatus civitatis unter den fürjtlichen Perfonen genannt. Und 
auch nach dem Stadtrechte noch brauchte er fein Diinifteriale zu 
fein 21). Bei der Bejeßung der Vogtei ober wenn fie zu Lehen 
gegeben werden follte, wurden jedoch die biichöflichen Miniſterialen 
und die Bürger beigezogen 22). Der Bogt hatte den Blutbann 
und den Bollzug der peinlichen Erkenntniſſe. Er follte feine 
Situngen in der biihäflichen Pfalz halten. Den Blutbann übte 
er jedoch nicht jelbit aus. Er ließ ihn vielmehr durch den Schult- 
heiß ausüben und verlieh ihm zu dem Ende den Bann 22), Die 
Gewalt des Vogtes war demnach nicht groß. Schon im 13. Jahr: 
hundert war das Amt, abgejehen von den damit verbundenen Lehen 


uund Rechten, ein leerer Titel. Um fo leichter konnte ſich daher die 
‚adt felbft in den Beſitz der Kriminalgerichtsbarkeit ſetzen und 


ipäter auch noch die Vogtei felbit an fich bringen. Nach dem 
Stadtrehte aus den Zeiten des Biſchofs Heinrih von Stahled 
ſoll der Stadtrath ſchon im Jahre 1283 bie Strafgerichtsbarfeit 


18) Stadtrecht, c. 6 u. 7 bei Grandidier, II, 44. 

19) Revers von 1269 $. 2 u. 8 bei Schilter zu Königshoven, p. 729. 

20) Urt. von 1276 bei Schoepflin, Il, 18. Revers von 1263 ©. 2. 

21) Urf. von 1129 bei Schoepflin, I, 207. Stadtrecht, c. 11 u. 12 bei 
Grandidier, U, 47 u. 95. Rot. 

22) Stadtredt, c. 48. Urk. von 1219 Bei Schoepflin, I, 837. 

23) Stadtredt, c. 11, 19—28 u. 42. 

v. Maurer, Städteverfafjung. II. 26 
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befefien haben 29). Die Vogtei wurbe zu Leben gegeben, unter 
gewiflen Vorausfegungen jedoch der Rüdfall vorbehalten. Zuerſt 
wurde fie den Herren von Rapoltitein 2%), jpäter den Herren von 
Lichtenberg, den Ipäteren Grafen von Hanau Lichtenberg verliehen 2°). 
Wegen der damit verbundenen Güter und Rechte war die Vogtet 
jelbft von den vornehmiten Herren geſucht. Man findet daher 
unter den Vögten von Straßburg einen Grafen von Ruremburg 2%), 
mehrere Grafen von Hunesfeld und von Huneburg 2%), und feit 
dem 13. Jahrhundert die Herren von Lichtenberg 2%). Die nad 
Freiheit ftrebenden Bürger ließen fih daher von dem Biſchof und 
von dem Domfapitel mehrmals eidlich geloben, die Vogtei weder 
an den Kaiſer oder König, noch an einen Herzog oder an einen 
ihres Gejchlechtes zu Lehen geben oder veräußern zu wollen 27). 
Auch die Herren von Lichtenberg mußten verfprechen, bie ihnen 
erblich verliehene Vogtei an feine persona illustris zu veräußern ?2®). 
Nichts deito weniger wurde fie im Sabre 1283 an Rudolf von 
Habsburg verkauft 29), der Verkauf jedoch, wie es jcheint, nicht 
vollzogen. Denn Die Vogtei blicb nach wie vor im Befite der 
Herren von Lichtenberg bis ins 15. Sahrbundert. Im Jahre 1480 
wurden die Grafen von Hanau Lichtenberg zum lebten Dale mit 
jenem Amte belehnt. Schon vorher hatte indeſſen die Stabt die 
Kriminalgerihtsbarkeit erworben und im Anfang bes 16. Jahr⸗ 
hunderts bat fie auch noch die Vogtei an fich gekauft. Nichts 
beito weniger führten die Grafen von Hanau noch bis ins 17. 


24) Mpt. bei Wencker, apparat. archiv. p. 62. vergl. Grandidier, 
II, 98. Ä 

25) Urk. von 1219 bei Schoepflin, I, 387 u. 338. 

26) Urk. von 1238, 1249, 1252, 1256, 1259, 1262 u. 1272 bei Schoepf- 
lin, I, 381, 401, 407, 416, 428, 436 u. 470. 

263) Grandidier, oeuvers indd. II, 399. Not. 1. 

26b) Urk. von 1196 bei Schoepflin, als. dipl. I, 804. — Ruodolfus ad- 
vocatus de Hunesvelt, — Heinricus advocatus de Huneburc —. 

26c) Schoepflin, Als. illustr. II, 380. 

27) Urt. von 1220, 1244 u. 1247 bei Schoepflin, I, 342, 888 u. 396. 

28) Urf. von 1249 bei Schoepflin, I, 401. 

29) Annales Colmar. ad 1283 bei ®oehmer, font. II, 18. und Pertz, 
XVII, 210. Rex Rudolfus emit jus seu advocatiam dominorum 
de Lichtenberg quam habebant super civitatem Argentinensem. 
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Jahrhundert den Titel eines Ober: oder Erbvogtes zu Straß: 
burg?%). Der Schultheiß hatte die Civilgerichtsbarfeit und in 
Frevelſachen auch bie Strafgerichtsbarkeit. („der Schultheilse ber 
„rihte umb Diupftal, umb frevele, umb geltihuld”). Aber auch der 
Blutbann pflegte ihm von dem Vogte Übertragen zu werden 3). 
Zur Ausübung der Civilgerichtsbarkeit („nur in geltſchulde“) durfte 
er ftatt Seiner zwei Nichter ernennen 22). Die Gerichtsſitzungen 
des Schultheiß und der beiden Richter waren üäffentlid auf dem 
Martte bei St. Martin 32), Im Jahre 1288 ward das Schult—⸗ 
heißenamt ten berühmten Gejchlechte der von Zorn zu Leben ge- 
geben, welches fich ſeitdem von Zorn Schultheiß gejchrieben , 
bat. Allein jchon im Sahre 1343 ift das Amt der Stadt verſetzt 
worden. Und wiewohl die Bilchöfe von Straßburg nit Lange 
nachher, im Jahre 1354, das Amt wieder an fich gezogen und es 
von Neuem den Zornen verliehen haben, behielt dennoch der Stadt: 
rath feit jener Zeit cine mit dem Schultheiß Tonfurrirende Gerichts: 
barkeit. Man nannte die mit der Gerichtsbarkeit beauftragte Ab- 
theilung des Stadtrath8 das Stadtgericht und zum Unterjchiebe 
davon das Schultbeißengericht, weil es mit dem Blutbann aud 
den Stod, d. h. den Stod und Salgen hatte, das Stodgeridht. 
Und beide Gerichte erhielten fich neben einander bis ins 16. Jahr⸗ 
hundert. Seit der Reformation gerieth jedoch das biſchöfliche 
Schultheißengeriht mehr und mehr in Verfall. Um ihre 
Schulden zu bezahlen verjegten e8 die Bilchöfe im Jahre 1597 an 
die Stabt. Durch den Hagenauer Vertrag vom Jahre 1604 wurbe 
jene Veräußerung beftätiget und im Jahre 1606 das Schultheiken- 
gericht mit dem Stadtgerichte vereiniget, welches jodann unter dem 
Titel des Tleinen Senates bi auf unjere Tage gekommen 
ift 2%). Der Burggraf endlih war ein herrſchaftlicher Beamter 
des Biſchofs, auch urjprünglih wohl kein Königlicher Beamter. 
Denn die Altitadt, welcher er voritand, gehörte dem Biſchof. Nur 
der Biſchof hatte dajelbft eine Burg. Die Königliche Burg Tag, 


80) Grandidier, II, 98 u. 99. 

81) Stadtrecht, c. 10—12. 

82) Stadtrecht, c. 8 u. 14. 

38) Stadtredht, c. 15. 

34) Grandidier, Il, 100 u. 101. Schilter zu Königshoven, p. 729. 
26 * 
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wie wir gejehen, nicht in der Altitabt. Der Burggraf Tonnte daher 
auch nicht von ber Königsburg feinen Namen baben. Als herr: 
Ihaftlicher Beamter mußte er feine Gerichtsfigungen in der bifchöf: 
lichen Burg (in der Pfalz des Biſchofs) halten 36), während die 
Öffentlichen Nichter ihre Sitzungen auf dem Marfte bei St. Mar: 
tin hielten. Auch gingen die Berufungen von feinem berrichaft: 
lichen Gerichte und bie Beſchwerden über den Ungehorfam ber 
unter ihm ſtehenden Handwerker an den Bilchof, als an den Grund: 
bern 3°). Seit dem Ende des 13. Sahrhunderts wurde das Amt 
zu Lehen gegeben, zuerjt einem Etraßburger Geſchlechte, welches 
von dem Amte ben Gejchlechtsnamen Burggraf geführt hat, 
danı noch mehreren anderen Gefchlechtern. Die Revolution vom 
Jahre 1332 vernichtete die Gerichtsbarkeit des Burggrafen in 
Handwerksangelegenheiten und jpäterhin verlor das Anıt felbjt alle 
Bedeutung. Die fortwährenden Streitigkeiten mit ber Stabt be: 
wogen daher die Bilchöfe im Jahre 1576 das Burggrafenamt mit 
dem Schultheißenamte zu vereinigen. Und mit diefem ift es ſodann 
imJahre 1604 von ber Stadt erworben worden ?7). 


$. 491. 


Auch in Speier ftanden, ſeitdem der Bilchof die öffentliche - 
Gewalt erworben hatte, zwei landesherrliche Beamte, der Vogt und 
der Schultheiß, neben einander. Der Vogt wurde von dem Bi: 
ſchof ernannt !) und öfters auch Burggraf (comes ?), burggra- 
vius ®), urbis praefectus*) oder praefectus®), zuweilen auch, weil 
er zu gleicher Zeit Schirmvogt der Kirche war, Spirensis ecclesiae 
praefectus genannt). Der Schultheiß ift urjprünglih, wie in 


36) Stadtredht, c. 46. 

86) Stadtredt, c. 44 u. 46. vergl. oben $. 22 u. 468. 

37) Grandidier, II, 102 u. 103. 

1) Urk. von 969, 989 u. 1003 bei Remling, p. 15, 19 u. 21. 

2) Urf. von 1146 bei Hontheim, I, 554. comes de Spira. 

3) Urf. von 1280 bei Besold, docum. rediv. p. 808 

4) Urt. von 1104 bei Schoepflin, I, 184. 

5) Urf. von 1101 u. 1111 bei Remling, p. 77 u. 89. Annal. Hildens. 
ad 1105 bei Pertz, V, 109. 

6) Urk. von 1127 bei Mone, Anzeiger, VII, 447, 
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Mainz und Regensburg, ein berrfchaftlicher Beamter des Biſchofs 
geweſen, welcher wahrſcheinlich an die Stelle des biſchöflichen tri- 
bunus getreten ijt ($. 143). Exit feit dem Anfang des 13. Jahr⸗ 
hunderts tritt der Name scultetus T) ober officialis scultetus her: 
vor). Die im Jahre 1291 entftandenen Streitigkeiten mit dem 
Bifchof führten zu dem Vergleiche von 1294, nach weldhem das 
Vogt- und Schultheikenamt jedes Jahr aufgegeben und nad) bem 
Ausſpruch des Stadtraths (secundum dietum et sententiam con- 
sulum) wieber bejeßt werben ſollte )). Das Recht der Ernennung 
ging demnach nun auf den Rath über und dem Bifchof blieb nur 
noch die Belehnung mit dem Amte, d. h. die Einfeßung in das 
Amt oder die Amtsinveftitur, welche indeſſen bald zu einer leeren 
Tormalität ward. Weber dieſe Amtsinveftitur findet fih im Ar- 
chive zu Speier ein Außerft interefjantes Weisthum. Ich theile es 
daber in der Anlage mit 0). Danach mußten die Aemter jedes 
Fahr um Dreikönig in fimboliiher Weile durch Niederlegen der 
weißen Stäbe vor den Füßen des Bilchofs oder feines bepollmächs 
tigten Stellvertreter8 niedergelegt und eben jo mitteljt Webergabe 
jener Stäbe wieder bejebt werden. Sehr zwedmäßig war babei 
die Vorſchrift des Erfundigens nad, den vorhandenen Beichwerden 
über die Beamten bes vorigen Jahres, nachdem dieſe ihre Stäbe, . 
db. h. ihr Amt niedergelegt hatten, indem dadurch jeber Gefränfte 
oder Verletzte vor der verfammelten Gemeinde die Gelegenheit er- 
hielt, feine Beſchwerden vorbringen zu koͤnnen. Eine Vorſchrift, 
welche jeboch jehr bald ebenfalls zu einer bloßen Formalität wurbe. 
Der Bogt hatte urfprünglich, wie der Vogt in Straßburg u. a. m. 
den Blutbann und präftdirte das Gericht gemeinichaftlich mit dem 
Schultheiß 1. Seitdem jedoch der Stadtrath bie Kriminalgerichts- 


7) Rau, I, 18 u. 14. 
8) Sententia von 1281 bei Pertz, IV, 280. 
9) Urt. von 1294 bei Lehmann, p. 579. 

10) Anhang Nr. II. vergl. Lehmann, p. 281 u. 888. Das alte Weis: 
tbum, welches Mone (Zeitihr. 1, 19—21) in bie Jahre 1340 bis 
1847 fett, gehört jedenfalls feinem Inhalte nach in eine weit frühere 
Zeit. Der Schultheiß erſcheint bafelbfi noch als ein herrſchaftlicher 
Beamter bes Biſchofs. 

11) Urt. von 1265 bei Rau, I, 18. 
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barkeit an fich gebracht Hatte, ſank der Vogt zu einem bloßen Ge: 
hilfen des Schultheiß und des Kämmeres herab ), Auch hatte 
er nur noch anf befonderes Erfordern Zutritt zu dem. Stadt⸗ 
rath 12). Wann der Stadtrath die Kriminalgerichtsbarkeit erwor⸗ 
ben bat, liegt völlig im Dunkeln. Es muß biefes jedoch im Laufe 
bes 13. Jahrhunderts geichehen fein. Der Nath ließ nämlich durch 
vier aus feiner Mitte genommene Richter den Blutbann ausüben. 
Und man nannte dieſe Richter aus dem Mathe, weil fie jeden Wio- 
nat wechlelten, Mon atrichter („Mantrichtere” oder „Richtere 
„des Mandes”). Und dieſer Monatrichter wirb bereits in einer 
Urkunde von 1304 als einer damals ſchon beitehenden Einrihtung 
erwähnt 19). Es dauerte indeffen lange Zeit bis dieſes Recht von 
den Biichäfen anerfannt worden iſt. Denn noch im Jahre 1419 
nahmen die Biſchoͤfe die Kriminalgerichtsbarkeit in Anſpruch und 
erflärten bie Gerichtsbarkeit der vier Nichter aus dem Rath (der 
Monatrichter) für eine Anmaßung des Rathes5). Der Schult- 
heiß Hatte wie in Straßburg über Schulbfachen und über Frevel 
zu erfennen (violentia que wrevele dicitur)1%). Auch mußten 
ale Käufe und Verkäufe, Schenfungen u. |. w. bei ihm vorge- 
nommen und bie Wehrbriefe von ihm ausgefertiget werden. Nur 
was Erb und Eigen betraf gehörte vor den Kämmerer 7). Die 
Gerichtsbarkeit des Schultheiß wurde jedoch frühe ſchon durch bie 
konkurrirende Gerichtsbarkeit des Bürgermeiſters und des Stabt- 
raths bejchränkt und untergraben ($. 436 u. 438). Dies hatte 
nun aber unter Anderem auch bie Folge, daß ber Rath mit ben 
aller unbebeutendften Streitigkeiten behelliget worden ift. („daB 


12) Gerihtsorbnung von 1827 6. 3 bei Lehmann, p. 292 u. 298. 

18) Rau, I, 19. 

14) Brief von 1804 bei Lehmann, p. 589. — „fo follen die Richtere 
„des Mandes bas veftiglich richten.“ vergl. noch bie Bierrichter 
Ordnung von 1814 bei Rau, II, 26. und die Straforbnung von 1828 
8. 5 fi. bei Lehmann, p. 284 ff. 

15) Lehmann, p. 808 u. 807 ff. 

16) Sententia von 1281 bei Pertz, IV, 280. Rau, I, 14. 

17) Rau, I, 14, II, 25. Gerihtsordnung von 1827 und Wehrbriefe von 
1291, 1294, 1804, 1808, 1812 u. 1316 bei Lehmann, p. 292 bis 806. 
vergl. oben $. 485. 
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„Einer mit dem andern mutwillet und einen Rat muwet und vn- 
„müzzig machet dicke vmbe ſoliche jache die fie billichen vor den 
„gerichten vnſerer ſtetde vzdrügent“). Daher wurde im Jahre 1351 
verordnet, daß zwar eine Berufung von dem Schultheißen- und 
Kämmerergerichte an den Rath erlaubt fein, bei jeder direlt an 
den Rath gebrachten Civilflage aber die unterliegende Partei außer 
ven Koſten auch noch eine Strafe (ein Pfund Heller) zu entrichten 
haben folle 1%). In Speier gab es feine Schöffen. Das Urtheil 
wurde daher von dem Gerichtsumſtand gefunden 19). Seit bem 
14. Jahrhundert erhielt aber der Schultheiß vier Rathsherren (die 
fogenannten Gerichtsherren) als ftändige Beiſitzer. Und dieje wur- 
den von dem fitenden Rathe aus den ausgehenden Rathsherren 
(„vom aufzgeenden Rate”) ernannt 2%), Außer den Gerichtöherren 
wurden auh noch vier Fürſprechen ernannt, welche die Par: 
teten zu berathen und außerdem auch noch das Intereſſe des Ra⸗ 
thes und der Stadt jelbft zu wahren hatten 2), Das Gerichts: 
haus, ein „enges Häußlin ohne Stuben”, ftand auf dem 
Ledermarkt. Später wurbe e8 abgebrochen und die Gerichtsfigun- 
gen in den Rathshof verlegt 22). Nach der Gerichtsordnung von 
1327 war das Verfahren fehr einfach. Die Klage follte von dem 
Gerichtsſchreiber niedergefchrieben, der Gerichtsbrief ſodann dem 
Kläger zugeftellt und dem Bellagten ein Termin von 6 Wochen 
gejebt werden. Bezahlte der Beklagte innerhalb dieſes Termines 
nicht, fo jollte er nun von dem Knecht des Schultheiß „zu Huf 
„oder zu Hof, oder Mund wider Mund” vorgeladen wer: 
ben. In der Sikung mußten die Parteien, wie bei anderen alt- 
germaniihen Gerichten 22), eine beftimmte Zeit auf einander war: 
ten. Erſchien bloß der Beflagte, jo war er fobann Flaglos („Ledig 
„und loß berjelben Klage”), d. h. er wurde von ber Klage Iosge- 


18) Rathsordnung von 1851 bei Rau, II, 26 u. 38. 

19) Urkunden bei Lehmann, p. 808—806 u. 334. — „nad ber Burger 
„Urtheil” —. vergl. oben $. 161. 

20) Rau, I, 25. Lehmann, p. 292. 

21) Rau, II, 25 u. 87 ff. 

22) Lehmann, p. 291 u. 292. 

28) Meine Gedichte bes altgermanifchen Gerichtsverfahrens, p. 51, 52, 54, 
56 u. 2098 ff. 
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fproden. War dagegen der Kläger erichienen, ber Beklagte aber 
außgeblieben, jo mußte, ehe berjelbe verurtbeilt werden konnte, bie 
Borladung drei Mal wiederholt, in jeder Situng die vorgejchriebene 
Zeit von dem Kläger auf ihn gewartet und ſodann ein Gerichts⸗ 
brief gegen den nicht erfchtenenen Beklagten genommen werden. 
Den Gerichtsbrief erhielt ſodann der Vogt, um das Urtheil zu 
vollziehen 29). 

Sn Worms hatte der Biſchof zwar fchon in den Jahren 
979 und 985 den Komitat erworben ($. 487), In den Belt 
jenes Rechtes ift er jedoch erit im Anfang des 11. Jahrhunderts 
gefommen, nachdem die fefte Burg des Herzogs Otto erworben 
und der Herzog felbit aus der Etabt entfernt worden war. Auch 
leitet der Biſchof Burchard felbft erſt von jener Zeit feine Herr: 
haft in der Stabt ber. Und erft fett jener Seit ift der Klerus 
Herr der verſchiedenen Nichter, alſo Gerichtsherr geworben 2%). Das 
ber wurde ſeitdem der bijchöflihe Vogt öfters auch Stadtgraf 
oder Burggraf, und abwechſeld bald comes civitatis 2°), urbis 
praefectus 2”) oder burggravius?®), bald aber auch advocatus?®) 
oder advocatus majoris domus Wormatienses ecelesiae ge⸗ 
nannt 2%). Der Burggraf war anfangs ein bifchöflicher, entweder 
von dem Biſchof ernannter oder von ihm belehnter Beamter. Denn 
er gehörte zu ben Getreuen des Biſchofs 21). Das Amt muß aber 
frübe ſchon erblih geworben fein. Denn dur die Hetrath ber 


24) Gerichtsordnung vol 1827 bei Lehmann, p. 292 u. 298. 

25) Thietmar bei Pertz, V, 804. Urbs Wormacensis gaudet tempori- 
bus istis libertate sua — et judices varios clerus nunc deprimit 
illos. Urk. von 1016 bei Schannat, II, 42. redacta Wormatia in 
potestatem beati Petri. Vita Burchardi bei Pertz. IV, 886 in f. 
Arnold, I, 42—45. 

26) Urf. von 1016 u. 1106 bei Schannat, I, 41, 61 u. 62. Urk. von 
1106 in Wirtemberg. Urkb. I, 412. 

27) Urt. von 1141 u. 1166 bei Schannat, II, 72 u. 82. 

28) Annal. Worm. bei Boehmer, font. II, 200. 

29) Urf. von 1156 u. 1220 bei Worig, II, 147 u. 157. Leges St. Petri 
von 1024, pr. u. $. 20, 21 u. 30 bei Grimm, I, 804. 

80) Urk. von 1158 bei Schannat, II, 80. 

81) Urk. von 1106 bei Schannat, II, 62. Comitis Wernheri petitione 
sliorumgue optimatum suorum comilio —. 
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Erbtochter des lebten Grafen von Nedarau kam es an den Grafen 
Simon von Saarbrüden 22). Nach dem Ausiterben der Grafen 
von Saarbrüden fuccedirten bie Grafen von Zweibrüden in bie 
mit der Vogtei verbundenen Lehen, nicht aber in das Amt. Es 
ſcheint demnach, daß das Amt durch einen Verzicht des Grafen 
Simon oder aus einem anderen Grunde bei feinem Tode erloichen 
ft. Sedenfalls war ber Graf Simon der letzte Schirmvogt und 
Burgaraf von Worms 22), Nichts deito weniger behauptete noch 
im Sabre 1261 ein Graf von Aweibrüden, daß er der Burggraf 
von Worms ſei. (asserens se esse burggravium Wormatiensem). 
Er wurde jedoch mit einem jährlihen Zins von 12 Pfund Pfen- 
nigen abgefunden 2%). Der Burggraf hatte einen Stellvertreter in 
ber Stadt, welcher ebenfalls praefectus genannt worden iſt 25). 
Er wurde, ſeitdem der Biſchof Herr in der Stabt geworben war, 
ein bifchöflicher Beamter, aber nach wie vor praefectus 2°), comes 
oder comes civitatis 37) und fpäterhin, wie in Köln, Greff oder 
Greve genannt. Neben dem Burggrafen und beflen Stellver- 
treter jtand jeit dem 12. Sahrhundert ein Schultheiß?%). Er 
ſcheint urfprünglih ein Töniglicher Beamter gewejen und villicus 
genannt worden zu fein 2%). Er wurde frühe jchon ein biichöflicher 
Beamter. Ohne Zuftimmung des Königs follte jevoch der Biſchof 
das Amt (officium sculteti) nicht zu Lehen geben *%). Späterhin 
kam aber das Recht den Greven und ben Schultheiß zu ernennen 
an den Stadtrath und dann wieder an den Biſchof zurüd. Wäh- 


82) Urk. von 1141, 1158 u. 1166 bei Schannat, II, 72, 80 u. 82. Ar⸗ 
nold, I, 115 u. 116. 

88) vergl. über biefes Alles Crollius, orig. Bipont. I, 239, 259-266 u. 
272— 274. 

84) Annal. Worm. ad 1261 bei Boehmer, font. II, 200 u. 201. 

85) Urf. von 1156 bei Morig, II, 148. 

86) Urk. von 1220 u. 1236 bei Morik, U, 158 u. 172. 

87) Urt. von 1281 bei Morig, II, 160. Annal. Worm. bei Boehmer, 
font. U, 218 u. 214. 

88) Urf. von 1156, 1220 u. 1236 bei Morik, II, 147, 148, 158 u. 172. 

39) Privilegium von 1190 bei Boehmer, fontes, I, 215—216. Zorn, 
Chr. ed. Arnold, p. 59 f. 

40) Urk. von 1238 bei Schannat, II, 120. 
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rend der fortwährenden Kämpfe der Bürgerjchaft mit dem Biſchof 
waren nämlich alle Rechte und jo denn auch das Recht jene Be⸗ 
amten zu ernennen ftreitig geworben. . Bereit im Jahre 1190 
jollte der Schultheiß von dem Stabtrath gewählt, damals aber 
noch von dem Kaifer inveftirt werben 4). Schon in ber zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts wurde jedoch der Schultheiß gemein: 
Ihaftlih von dem Bilhof und dem Stabtrath ernannt #2). Und 
nicht lange nachher nahm ber Stadtrath allein das Recht den 
Schultheiß und den Greven aus der Bürgerfchaft jelbft zu ernen⸗ 
nen als ein althergebrachtes Recht in Anſpruch („als iz von alther 
„berhomen iſt“) 49). Die Bürger waren fogar bevechtiget das 
Schultheißenamt zu verkaufen #4). Späterhin ging jeboch das Recht 
den Schultheiß und den Greven zu ernennen wieder auf ben Bi- 
ſchof über. Wie in Speier, fo mußten nämlih auch in Worms 
die Schultheiken, Greven und Nichter jedes Jahr, und zwar am 
St. Martinstage, ihr Amt in die Hände des Bilchofs aufgeben 
und der Biſchof bejebte fobann jene Aemter wieber für ein Jahr, 
und er durfte bazu einen Geiftlichen oder auch einen in der Stadt 
wohnenden Bürger ernennen #5). Seit dem Anfang des 16. Jahr: 
hunderts follte jedoch der Biſchof jedes Jahr aus den aus dem 
Rathe austretenden Rathöherren, und zwar ben Schultheiß aus 
den austretenden Nittern oder Gefchlechtern und den Greven aus 
den austretenden Rathsherren von ben Zünften ernennen 4%). Der 
Stabtgraf (Greve) hatte urfprünglih den Blutbann zu bejorgen 
und baber auch die Kleber zu verbrennen 7). Da jedoch die Fri: 


41) Böhmer, font. II, 215—216, 

42) Urk. von 1288 bei Mori, II, 40. quod scultetum civitatis ab ipso 
et consulibus praefectum —. Annal. Worm. bei Boehmer, 11, 211. 
Scultetus Worm. qui in die St. Martini a domino episcopo et 
consulibus eligitar et tonstituitur —. 

48) Urk. von 1805 bei Morig, II, 182. Bergleih von 1366 $. 2 bei 
Schannat, II, 182. 

44) Urk. von 1298 bei Boehmer, font, II, 240. 

45) Bergleih von 1866 $. 2. und Alte Rathsorbnung bei Schannst, II, 
182, 440 u. 448. 

46) Rachtung von 1519 $. 20, 21 u. 28 bei Schannat, Il, 825. 

47) Url. von 1281 bei Mori, UI, 160. vergl. Urk. von 1014 u. 1056 
bei Sehannat, II, 40 u. 57. 
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minalgerichtäbarfeit ſchon im Jahre 1156 an den Stadtrath ge 
fommen war, fo iſt jpäterhin dem Greven nur noch der Vollzug 
der Strafurtheile geblieben, wie in Köln dem Greve und in Speier 
und in Bafel dem Vogt 18). Auch follte ber Greve im Stabtge- 
rihte unter den Schöffen fiten und mit ihnen als eriter Votant 
das Urtheil finden, wie in Magdeburg der Schultheiß und in Ulm 
ber Stabtammann, wenn bafelbft die Burggrafen und bie Reichs⸗ 
vögte zu Gericht ſaßen 20). Der Schultheiß hatte von je ber 
bie Civilgerichtsbarkeit zu beforgen. Und feit dem 16. Jahrhundert 
war er der Vorſtand des Stadtgerihts und feine Beiſitzer waren 
10 Schöffen und der Greve 59). 


$. 492. 


In Augsburg ftanden ebenfalls zwei Beamte neben einan- 
der, ein Bogt und ein Burggraf. Da jedoch Augsburg, wie wir 
gefehen, unter ber Reichslandvogtei ftand, jo Tonnte der Biſchof 
weder den Blutbann noch das Recht den Vogt zu ernennen erwer⸗ 
ben. Es wurbe ihm vielmehr, wie der Aebtiſſin m Zürich, nur 
die Civilgerichtsbarkeit übertragen !). Urfprünglich ernannte daher 
ber Kaiſer den Landvogt (advocatus provinciae , praefectus ober 
praefectus imperialis), welcher zu gleicher Zeit auch Stadtvogt 
(advocatus civitatis ober praefectus civitatis) war 2). Das Amt 
(advocatia sive praefectura) wurde fpäterhin erblich in dem Ge— 
jhlechte der Grafen von Schwabe ?). Und diefe ernannten ſo⸗ 


48) Alte Rathsordnung bei Schannat, U, 448. Annal. Worm. bei Boeh⸗ 
mer, II, 218. 

49) Radtung von 1519, $. 20 u. 21. vergl. oben $. 476. 

50) Rachtung von 1519, $. 20, 21, 25 u. 26. 

1) Stabtret von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 880. omnis satisfactio 
in civitate bonis redimenda ad episcopi justiciam pertinet. ex- 
cepta temeritate et injusticia et his etiam exceptie. qui morte 
plectendi et truncandi. 

2) Gassar. ad 1058, 1090 u. 1276 bei Mencken, I, 1897, 1409, 1458 
u. 1459. Manche halten ohne allen Grund den Stadtvogt für einen 
bifhöfligen Beamten. vergl. Chroniken von Augsburg I, p. XXI u. 
XXIII . ’ 

3) Gassar. ad 1090, 1121 u. 1181 bei Mencken, I, 1409, 1410 u. 
1415. 
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dann, wie die Burggrafen von Köln und von Regensburg, einen 
Stellvertreter für die Stadt, welcher daher Stabtvogt, subpraefec- 
tus, praetor ober praetor urbanus oder auch vice advocatus ge: 
nannt worden ift. Und ſolche Stadtvögte waren unter Anderen 
Werner von Schwangau und Werner von Antlau*). Oefters 
icheint auch der Biſchof den Reichsvogt zu feinem Schirmvogt er⸗ 
nannt zu haben, wie dieſes 3. B. der Bilchof Herrmann gethan 
bat). Darum darf aber doch die Reichsvogtei nicht mit der 
Schirmvogtet verwechielt werben, wie dieſes Arnold (I, 107 u. 
108) gethan hat. Nach dem Ausfterben der Grafen von Schwabed 
(1162) 309 Friedrich II die Reichsvogtei als ein erlebigtes Reichs⸗ 
leben ein und ernannte nun felbjt wieder einen Stadtvogt (prae- 
tor) ®). Und auch fpäterhin blieb die Vogtei mit dem Herzogthum 
pereiniget. Die Hohenftaufen ernannten daher als Herzoge von 
Schwaben den Stadtvogt von Augsburg). Als im Sabre 1174 
Friedrich II nach Stalien zog übergab er das Herzogthum Schwa— 
ben und die Stabtoogtei (civitatis advocatia) feinem Sohne Frieb- 
rih®). Im Sabre 1268 verpfändete der unglücliche Konrabin, 
um die Koften zu feinem Heerzuge nad) Stalten zu beftreiten, bie 
Stabtvogtei an den Pfalzgrafen bei NRhein®). Rudolf von Habs: 
burg erfannte aber die VBerpfändung nicht an und ſeitdem ernannte 
denn wieder der Kaiſer den Landvogt und der Landvogt als feinen 
Stellvertreter den Stadtvogt 1%). Die Bilchöfe machten zwar 
mehrmals den vergeblichen Verjuch die Vogtei an ſich zu bringen !!). 
Auch wurde die Vogtet mehrmals verpfänbet 12). Sie blieb jedoch 


4) Gassar. ad 1084 u. 1185 bei Mencken, I, 1407, 1419, 1458 u. 
1459. Urk. von 1162 in Mon. Boic. 88, I, p. 42. Arnolfus came- 
rarius qui tunc temporis fuit in vice advocati —. von Stetten, 
Geſch. I, 57 u. 58. 

5) Gassar. ad 1181 bei Mencken, I, 1410. 

6) Gassar. ad 1162 bei Mencken, I, 1427. 

7) von Stetten, I, 61—64. 

8) Gassar. bei Mencken, I, 1480 

9) Urk. von 1268 in Mon. Boic. 80, I, p. 866 u. 369. 

10) von Etetten, 1, 77, 81, 87, 88, 90, 94, 95 u. 102. 

11) von Stetten, I, 75, 77 u. 174. vergl. bierüber rensborff in Chro⸗ 
niten von Augsburg, I, p. XXVI—-XXVIIL 

12) Urf. von 1262 u. 1268 bei @engler, cod. jur. mun. I, 74 u. 75. 
von Stetten, L 95 u. 124. 
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nad) wie vor bei dem Reich, bis fie an die Stabt felbft fam. Der 
Bogt wurde daher auch Reichsvogt oder Königsvogt („Chunges 
„Vogt“) genannt 12) und hielt feine Sitzungen in der Pfalz. („uf 
„der phallenz“) 1%). Am Sabre 1420 erhielt die Stabt das Mecht 
den Landuogt und den Stabtvogt zu ernennen. Sie mußte ihn 
jedoch dem Kaiſer zur Beftätigung präfentiren. Auch behielt ſich 
der Kaiſer bie Verleihung des Blutbanns vor. Dieſer jollte dem 
Landvogt vom Kaifer und ſodann dem Stabtvogt von dem Land: 
vogt verliehen werden!s). Auch hatte die Stadt im Laufe des 15. 
Sahrhunderts den Blutbanıı erworben, und ber Kaifer Karl V 
biefe Verleihung nochmals beftätiget 1%. Der Vogt hatte den Blut: 
bann und, wie ber Burggraf zu Köln und zu Negensburg, über 
Erb und Eigen zu erkennen. („unbe gülte, vmbe aigen, vmbe lip: 
„gedinge”). Jedes Jahr follten drei achte Dinge (placita legitima) 
von ihm entweder in der Pfalz oder im Dinghaufe gehalten und 
bie Urtheile von den Bürgern gefunden werben IT). Mit dem 
Blutbann war auch der Schutz und Schirm ber Bürger verbunden. 
Als daher ber alte Stolzhirich im Jahre 1303 Unruhen erregte, 
wurde er vor den Vogt geladen und von diefem mit feinem Anhang 
aus der Stadt verwielen und fein Vermögen eingezogen 18). Geit: 
bem die Stadt den Blutbann erworben hatte, ſeitdem fällte der 
Stadtrat das peinliche Urtheil unter dem Vorſitze des Vogtes. 
Seit dem Jahre 1512 follte jedoch der Vogt nur noch bei Lebens: 
ftrafen den Vorfiß” führen, in anderen Fällen aber keinen Zutritt 
mehr in den Rath haben 19). 

Der Burggraf (urbis praefectus, aber auch urbicomes 2°) 
und burggravius genannt) 21), war urfprünglich ein herrichaftlicher 


18) Urk. von 1908 bei von Stetten, Geſch. ber Geſchl. p. 880. 

14) Stabtr. von 1276 bei Freyberg, p. 85. 

15) Privilegium von 1426 bei Mofer, reise Handb. I, 96 u. 97. 

16) Privilegium von 1521 bei Mojer, I, 107. 

17) Stadtrecht von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 381. Stadtrecht von 
1276 bei reyberg, p. 9, 48-Ö5l, 84 u. 85. 

18) Urk. von 1308 bei Stetten, Geſch. der Seidl. p. 380. 

19) von Stetten, I, 170 u. 272. 

20) Urk. von 1163 in Wirtemberg Urb. 11, 148. 

21) Urk. von 1262 in Mon. Boic. 88, I, p. 97. offieium prefecti seu 
burgraviü —. 
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Beamter des Biſchofs (F. 468). Seitdem jeboch der Biſchof die 
niedere Öffentliche Gewalt (die Gentgrafengewalt) erworben hatte, 
wurde ihm auch noch die öffentliche Gerichtsbarkeit mit Ausnahme 
des Blutbanns übertragen. Er follte jeden Tag zu Gericht fien 
und die Bürger das Urtbeil finden (secundum urbanorum justi- 
cam). Auch hatte er die Aufficht über die Gewerbsleute und bie 
Gerichtsbarkeit in allen Gewerbsfachen 22). Aus feinem Gericht 
ift das Stabtgericht hervorgegangen. Es ſcheint, daB er anfangs 
das Recht die Gerichtöbeifiger zu ernennen gehabt hat, daß ihm 
aber diejes Recht frühe jchon von der Stadt entzogen worden ift 22). 
Nach einer Rathsordnung von 1491 follte das Stabtgericht aus 
12 Beifigern, aus zwei Rathsherren von den Gefchlechtern, aus 
zwei von der Kaufmannjchaft, aus einem von der Weberzunft und 
aus fteben von den anderen Zünften, beiteben. Und im Sabre 
1501 wurde ihre Anzahl auf 18 vermehrt 2%). Der Burggraf 
hatte zwar noch Zutritt zu dem Gerichte. Bei den fortwährenden 
Kämpfen mit ben Zünften trat jedoch der biſchöfliche Burggraf 
mehr und mehr in den Hintergrund und ſank zuleßt herab zu 
einem bloßen Figuranten, bis ihm im Jahre 1546 auch noch der 
Zutritt zu dem Stabtgerichte gänzlich verboten, der Bezug feiner 
bergebrachten Gefälle aber gelaflen worden ift 28). 

Sn Bafel waren die Bijchöfe feit dem 11. Jahrhundert 
Herren der Stabt und im Befibe ber öffentlichen Gewalt, welde 
fie durch einen Vogt und durch einen Schultbeiß ausüben lichen. 
Die Biſchöfe hatten daher das Necht ven Vogt (advocatus civitatis 
oder advocatus Basiliensis) zu ernennen 2%. Sie ernannten an: 
fangs die Grafen von Homburg, feit dem Anfang des 13. Jahr⸗ 
hunderts aber über Hundert Jahre lang allzeit einen Ritter von 
Bafel, aljo einen Vogt aus ihren Dienftmannen. Und dieſe Ritter 
waren natürlich viel abhängiger von dem Bifchof als früher bie 


22) Stabtredt von 1156 in Mon. Boic. p- 3830, 331 u. 382. Stadtredit 
von 1276 bei Freyberg, p. 115 ff. u. 187—140. Gassar. ad 1276 
bei Mencken, I, 1459. 

28) von Stetten, Geſch. IL, 174. 

24) von Stetten, I, 232 u. 254. 

25) von Stetten, I, 402. Jäger, Geſch. von Augsburg, p. 57, 58 u. 110. 

26) Bijchofsrecht $. 1 bei Wadernagel, p. 17. Urt. von 1179 u. 1210 
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Grafen von Homburg 27). Im 13. und 14. Sahrhundert wurde 
den Bilchöfen das Recht die Vogtei zu verleihen wieder entzogen 
und von dem Sailer jelbit ausgeübt 22). Im Jahre 1386 wurde 
aber die Vogtei und das Recht das „Amt zu bejegen und zu ent: 
jeßen” an die Stabt verpfändet 29), und in den Jahren 1401 und 
1422 diejg Verpfändung nochmals von den Kaiſern beftätiget 20). 
Auch ift die Stadt fpäterhin im Beſitze der Vogtei geblieben, indem 
das Reich außer Stand war fie wieber einzulöjen. Da fie jedoch 
nur pfandweiſe in den Befib der Stadt gefommen war, fo wurde 
ber Vogt nach wie vor bis ins 17. Jahrhundert Reichsvogt ge: 
nanıt 22) Erſt im Jahre 1653 ift verordnet worden, daß ber 
Blutvogt nicht mehr Reichsvogt, fondern Stadtgerichtsvogt 
genannt werden jolle #2). Und im Sabre 1672 wurde, um aud 
noch die letzte Spur der ehemaligen Oberherrlichkeit des Deutfchen 
Reiches zu vertilgen („alle vestigia und Schatten einer Subjection 
„und Dependenz vom Reich“), die Stelle felbft abgejchafft und das 
Amt des ehemaligen Reichsvogtes dem Schultheiß übertragen 22). 
Der Vogt hatte urjprünglich den Blutbann und die Gerichtsbarkeit 
über Erb und Eigen 3%). Er hielt jeine Siuungen anfangs unter: 
freiem Himmel vor einer Kapelle 25), dann in cinem Haufe (in 
dem Haufe zum Schlauch) 2°) und fpäterhin in dem Nichthaufe (in 


bei Ochs, I, 264, 265 u. 290 fi. Spruch von 1180 bei Pertz, 

IV, 164. 

27) Heusler, p. 108. O8, I, 298 u. 294. 

28) Heusler, p. 157, 199 u. 200. Kundſchaft von 1401 in Rechtsquellen, 
I, 75. Ochs, II, 18, 805 u. 306. 

29) Ochs, II, 808. 

80) Ochs, I, 304, III, 19. Heusler, p. 826 u. 988. 

81) 3. 3. in den Jahren 1605, 1615, 1638 u. 1640 bei Ochs, VI, 764, 
776 u. 804. 

82) Ds, VII, 18. 

88) Rechtsquellen, I, 2, p. 596. Ochs, VII, 110 u. 111. 

84) Das Biſchofsrecht 5. 1, 18 u. 14 bei Wadernagel, p. 17. Urk. von 
1263, 1258 u. 1268 bei Ochs, I, 884, 836 u. 884. 

35) Urk. von 1258 bei Ochs, I, 884. Actum ante capellam Sancti _ 
Brandini, infra muros civitatis Basil. 

86) Urt. von 1258 bei Ochs, I, 336 u. 387. in domo quae zum Sluche 
(d. 5. Schlau) dicitur Basilene. 
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domo judicii) ?). Seit dem im Jahre 1286 errichteten 
Stadtfrieden wurde jedoch die Zuftänbdigfeit des Vogtes bedeu⸗ 
tend beſchränkt. Die Hanthabung des Stabtfriedens wurde näm: 
lih dem Stadtrath übertragen und der Blutbann ſchon dadurch 
dem Vogte theilweife entzogen (F. 432). Eine noch größere Be 
ſchränkung trat aber ein, ſeitdem im Jahre 1386 der Stabtrath 
die Vogtet felbft erworben hatte und ber Vogt ein ftädtiicher Be: 
amter geworden war. Denn nun übte ber Stabtrath den Blut: 
bann feldft aus und dem Vogte blieb bei der fogenannten Stüh- 
lung im Hofe des Rathhaufes nur noch der Vorfit bei dem Blut⸗ 
oder Malefizgerichte („das Präfipium im Fried⸗, Frevel⸗ und Eri- 
minalfachen“) 3%). Im Uebrigen ſank nun der Vogt, wie in Worms, 
zu einem bloßen Volzugsbeamten und Beifiger des Schultheißen- 
gerichtes herab 3%), bei welchem cr im fogenaunten Nachgerichte bei 
ber Aburtheilung der geringeren Frieden und Frevel den Vorſitz 49), 
und auch bei diejer geringen Kompetenz noch die Unzüchter zu 
Konkurrenten erhalten hatte #1). Im Abmejenheit des Schultheik _ 
hatte der Vogt auch bei dem Schultheißengerichte den Vorſitz 42). 
Und im Jahre 1072 wurde die Stadtvogtei ganz abgefchafft und 
dem Schultheiß auch das Amt des Vogtes übertragen. 

* Der Biihof hatte übrigens den Blutbann nicht bloß in der 
Altitadt, ſondern auch in den Vorſtädten. In der Vorſtadt St. 
Alban Hatte er ſich bei der Stiftung des Klojters St. Alban den 
Blutbann ausdrüdlic vorbehalten und er ließ ihn durch einen 
eigenen Beamten ausüben #). Späterhin Fam jedoch auch bie 


— — nn en 


37) Urk. von 1263 bei Ochs, I, 384 u. 885. Gerichtsordnung aus 14. 
sec., eod. II, 871. „in bem Hofe bes Richthuſes“ —. 

88) Dienftorduung in Rechtsquellen, I, 1. p. 69-70. Ochs, II, 871. Ur: 
theile von 1466 bei Ochs, 1V, 164. und von 1468 u. 1478 bei Heus⸗ 
ler, p. 204, 205—206. arg. Berordn. von 1672 in Rechtsquellen I, 2. 
p. 59%. 

89) Dienftorbn. 8. 18 u. 28 in Nechtsquellen, I, 65 u. 69. Heusler, 
p. 210. Ochs, Il, 869. 

40) Dienſtordn. $. 80 u. 32. Ordnung bes Nachgerihts von 1488 in 
Rechtsquellen, I, 69, 70 u. 116. 

41) Heusler, p. 210—211. vrgl. oben $. 440. 

42) Heusler, p. 208 u. 210. 

48) Urt. von 1083 bei Ochs, I, 287. 
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Bogtei in der Vorftadt St. Alban an das Haus Oefterreih. Der 
Vogt wurde daher Defterreihifcher Vogt oder auch Schul: 
theiß des Herzogs zu Alban genannt. Und er faß bajelbft im 
Namen des Kalfers zu Gericht 1%). Im Anfang bes 15. Jahr⸗ 
hunderts hat jeboch die Stadt auch diefe Vogtei erworben 18). 

Die Eivilgerichtsbarkeit in der Altitabt hatte ein von dem 
Bischof ernannter Schultheiß (,der ſeultheizze riehtet umbe fcult 
„unde umbe gelt unbe unreht“) 4%). Der Schultheiß war baher 
ein biſchoͤflicher Dienftmann 17). Und auch er hielt feine Styungen 
im Richthauſe (in domo judicii) #9). Auch in Kleinbafel hatte 
der Biſchof den Schultheiß zu ernennen. Im 14. Jahrhundert 
wurde aber das Schultheißenamt in Kleinbaſel an den Ritter von 
Bärenfels verpfändet ($. 200) und im Sahre 1385 das Schul: 
theißenamt in der Altftadt und in Kleinbaſel von der Stadt felbft 
erworben. In jenem Jahre wurde nämlich das Schultheißenamt 
in der Altftabt der Stadt verpfänbet, das Schultheißenamt in 
Kleinbafel aber mit Zuftimmung bes Biſchofs von den Pfanbin- 
habern eingelöst und jodann von der Stadt mit einem Unterfchul: 
theiß beſetzt #9). In der Vorftabt St. Alban hatte der Probft von 
St. Alban den Schultheiß zu ernennen. Im Sahre 1383 wurbe 
aber auch dieſes Gericht an die Stadt abgetreten und mit dem 
Schultheißengerichte der Altjtadt vereiniget 5%). Es gab demnach 
feit dem Jahre 1385 zwei ftäbtifche Schultheißengerichte in ber 
Stadt, eines dieſſeits und eines jenjeits bes Rheins („die Schul: 
„tbeifiengerichte hiediffent und enent Rins“) 61). Und fie blieben 
auch Ipäterhin bei der Stadt, wiewohl der Biſchof im fahre 1481 
noch ein Mal den Verſuch gemacht hatte, die verpfändeten Aemter 


44) Arg. Kunbfchaft von 1401 in Redtsquellen, I, 75. Heusler, p. 228 ff. 
Ochs, II, 274. Bajel im 14. Jahrhundert, p. 104. 

45) Kundſchaft von 1401 in Rechtsquellen, I, 76 - 77. Ode, II, 275. 

46) Das Recht des Biſchofe $. 1 u. 18 bei Wadernagel, p. 17. 

47) Ochs, I, 255, II, 874. Not. vrgl. oben $. 484. 

48) Urk. von 1258 bei Heusler, p. 150. 

49) Och, UI, 279 u. 280. 

50) Ochs, II, 272 und 278. Heusler, p. 228, 225 u. 226. und oben 
$. 121. j 

51) Ochs, II, 281. Rot. 

v. Maurer, Stäbteverfaffung ILL 27 
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wieder einzuldfen 52). Bei dem Stadtgerichte in ber Altſtadt wur: 
ben in früheren Zeiten Nitter und Bürger als Urtheilsfinder beie 
gezogen ($. 817). Seit dem 14. Jahrhundert ernannte aber der 
Stabtrath jebes Jahr zehen Richter oder Urtheilsfinder, einen Ritter, 
zwei Achtbürger und ſieben Zunftangehörige, weldhe daher bie 
Zehen genannt worden find 53). Seit dem 16. Jahrhundert, feit- 
dem im Nathe Feine Ritter und Feine Achtbürger mehr faken, nahm 
man die Beifiger zur Hälfte aus dem alten Rath) und zur Hälfte 
aus dem großen Nath. Und wiewohl e8 nun zwölf Beiſitzer wa: 
ren, fo nannte man fie doch noch die Zehner 9%). Das Stabtges 
richt in SKleinbafel beftand außer dem Schultheiß aus 9 Beiſitzern, 
nämlih aus drei Etadträtben, aus drei Gefellihaftsmeiltern und 
aus drei Großräthen oder anderen Bürgern 58). 


$. 493. 


In Magdeburg erhielten die Erzbiſchöfe im 10. Zehrhun⸗ 
dert die volle öffentliche Gewalt. Und ſie ließen dieſelbe durch 
einen Burggrafen und einen Schultheiß ausüben ($. 90). Die 
Burggrafen hatten ven Blutbann und das Erfenntniß über Erb 
und Eigen. Cie waren daher die höchften Richter in der Stadt), 
welche drei Mal im Sahre das ächte Ding (Botding) balten foll: 
ten 2). Mit der Burggrafihaft war auch die Schirmvogtei über 
das Erzftift verbunden. Daher hatten die Burggrafen von Magde⸗ 
burg eine ähnliche Stellung wie die Burggrafen von Wlainz, 
Worms und Epeier. Und, wie in dem Burggraftfum Nürnberg 
und Friedberg erjtreckte fich ihre Gerichtsbarkeit weit über das 
jtäbtifche Gebiet. Auch der Etadtrichter (praefectus) von Halle 


62) Ochs, IV, 876 u. 877. 
65) Ochs, II, 864 u. 368. Rechtsquellen, I, 65 fi. Eid von 1881, eod. 
p- 89. 
54) Odys, VI, 869. 
55) Ochs, VI, 870. 
1) Schöffenbriefe aus 18. sec. $. 7, von 3235 $. 2 u. 9 und von 1261 
6.7 bei T. u. St p. 272, 295, 852 u. 864. Urkunden aus 12. sec. 
bei Leuckfeld, antiquit. Praemonstrat. monast. Magdeb. p. 99, 102, 
104, 107 u. 109. 
2) Scyöffenbriefe aus 13. sec. $. 7, von 1261, $. 7 und von 1804 $. 3 
bei T. u. St. p. 272, 852 u. 460. 
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ftand unter ihnen und fie Hatten auch in jener Stabt ben Blut: 
bann?). Das Burggrafenamt war ein erzbiichöfliches Lehen. Es 
ward zuerft den Grafen von der Laufis, dann aber den Grafen 
von Querfurt und im Sabre 1269 den Herzogen von Sachjen zu 
Lehen gegeben 9). Im Jahre 1294 Fauften die Bürger von Magde⸗ 
burg da8 Burggrafenamt in der Stadt mit ber dazu gehö: 
rigen Gerichtöbarfeit (burggravionatum et bannum ejusdem burg- 
gravionatus intra muros Magdeburgenses — dat Burggraven 
Ammecht binnen der ftadt —). Sie überließen e8 aber dem Erz- 
bichof unter der Bedingung, daß daſſelbe nicht wieber verliehen 
oder veräußert werben, vielmehr bei dem Erzitifte ſelbſt bleiben folle. 
Diefe Zuſage "wiederholte ber Erzbilchof noch in demielben Sabre 
mit dem Verſprechen Tünftig dem von der Bürgerjchaft gewählten 
Schultheiß den Blutbann zu verleihen, die hergebrachten drei Achten 
Dinge aber jelbit zu präfidiren 5). Bon nun an wurde bemnad) 
das Burggrafenamt in ber Stabt nicht mehr verliehen. Die Erz: 
bifchöfe waren vielmehr ſelbſt Burggrafen und führten in biefer 
Eigenfchaft den Vorſitz bei Gericht. In ihrer- Abweienheit waren 
aber die Schultheiße ihre Stellvertreter ). Und dabei ift e8 auch 
in fpäteren Zeiten geblieben, wiewohl die Herzoge von Sachien 
noch in der Mitte des 14. Jahrhunderts einen wiewohl vergeblichen 
Verſuch gemacht haben das Burggrafthfum in der Stabt wieder 
vollftändig an ſich zu bringen ). Der Schultheiß Hatte ur- 
fprünglich die Civilgerichtsbarfeit und geringere Vergehen („Unge- 
„vuge“) abzuurtheilen. In Schulvfachen follte er alle Tage zu 
Gericht fiben, für die übrigen Fälle aber jährlich drei ächte Dinge 
halten ®). Auch das Erb und Eigen durfte in feinem Gerichte 


8) Schöffenbrief von 1285 $. 2 u. 9 bei X. u. St. p. 295. Url. von 
1221 bei Dreyhaupt, Belchr. des Saalkreiſes, IL, 461. 

4) Sagittarius, hist. ducatus Magdeburg. bei Boyfen, biftor. Magazin, 
I, 828, 327, 328, II, 40, 41, IL 80—88. 

5) Sagittarius bei Boyſen, III, 62 u. 68. Chron. Magdeb. bei Meibom, 
II, 888. Urf. von 1294 bei Rathmann, II, 482. vrgl. noch eod. II, 
168, 165 u. 198. 

6) Rathmann, IL, 820, 829, 487 u. 488. 

7) Rathmann, II, 805—812. 

8) Schöffenbriefe aus 18. sec. $. 7, von 1261 $. 9, 10 u. 12 und von 
1304 $. 5, 6 u. 7 bei T. u. St. p. 272, 853 u. 450. 

27 °® 
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übertragen werben. Der Uebertrag mußte jedoch in dem Burg- 
grafengerichte, wohin derfelbe offenbar, wie in Köln, Regensburg 
u. a. m. urfprünglih auch in Magdeburg gehört Hat, beitätiget 
werden 9). Wenn bei einer handhaften That der Echultheiß oder 
der Burggraf nicht anmwejend war, jo durften die Bürger einen an- 
deren Richter wählen, wie biefes auch fchen nach dem Sachſen⸗ 
ipiegel erlaubt war 10). Auch der Echultheiß war ein landesherr⸗ 
licher Beamter. Denn er wurde von dem Erzbifchof ernannt und 
jollte feine Gewalt von ihm haben und von ihm mit dem Banne 
belehnt werben („die ſchultheize ſal haben tie Gewalt van des 
„Landes Herren, ber fal ouch damite belent wejen —. Der ſchul⸗ 
„theize fol belebt wefen — ber fol au den ban habben von 
„deme Heren des Landes”) 11). Schon im 12. Jahrhundert wurde 
das Amt ein erbliches Lehen. Der Erzbiſchof Wichmann machte 
e8 aber im Sabre 1173 wieder zu einem perjönlicden Amte (jus 
officiale) 12). Es wurde jedoch fehr bald wieder zu einem Erb: 
leben, und blieb diefes fobann auch bis zum Sahre 1294 12), In 
biefem Sahre kaufte nämlich die Bürgerſchaft das Schultheißenanit 
an fih. Sie überließ es jedoch ebenfalls dem Erzbiſchof unter der 
Bedingung, daß er es nur einem Bürger von Magdeburg und 
zwar dem von dem Stadtrath aus der Bürgerfchaft Ernannten 
ohne Widerrede verleihen, und die Bürgerfhaft das Necht haben 
folle, den alfo ernannten Schultheiß feines Amtes wieder zu ent: 


8) Schöffenbriefe aus 18. sec. $. 7, von 1261 6. 9, 10 u. 12 und von 
1304 $. 5, 6 u. 7 bei X. u. St. p. 272, 853 u. 4560. 

9) Urk. aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 106 u. 107. Istaque coemptio 
in placito schultheti Magdeburgensis et deinde in placito burg- 
gravii Magdeburg. confirmata est. vrgl. Schöffenweiethum aus 13. 
sec. $. 7 bei X. u. Et. p. 272. 

10) Schöffenbriefe von 1261 $. 8 u. 10 und von 1804 $. 4 u. 6 bei T- 
u. St. p. 852 u. 450. Sächſ. ir. I, 55 $. 2. 

11) Schöffenbrief von 1261 $. 10 und von 1804 $.6 beit. u. St. p. 358 
u. 450. 

12) Urk. von 1178 bei Gerden, cod. dipl. Brand. VII, 17. quod offi- 
cium schultheti Magdeburgensis quod sub predecessoribus 
nostris in jus feodale laica manu usurpaverat. in jus offi- 
ciale requisivimus. Diejelbe Urkunde bei Ludewig, rel. Mpt. XII, 
470, ber fie jedoch ins Jahr 1171 fet. 

18) Urk. aus 12. sec. bei Leudfelb, p. 107 u. 108. Ratbmann, II, 197. 
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feßen und einen Anderen an feine Stelle zu ſetzen. Und der erfte 
in biefer Weife von dem Stabtrath ernannte und von dem Erz⸗ 
biſchof belehnte Schultheiß war ein Kürfchnermeifter 1%). Da nun 
der von dem Stabtraih ernannte Schultheiß den Vorſitz bei dem 
Schöffenituhl und dei dem SKriminalgerichte zu führen und im 
Verhinderungsfalle des Erzbiſchofs auch noch deſſen Stelle bei dem 
Burggrafengerichte zu vertreten hatte, fo lag von nun an, zumal 
feitvem die Erzbiſchoͤfe nicht mehr felbft zu Gericht ſaßen, alle Ge⸗ 
richtebarkeit in den Händen bes Stadtraths. Und er konnte ganz 
ungehindert feine Gewalt auch noch erweitern. Noch in demſelben 
Jahre wurde das Erfenntniß über Erb und Eigen und ber Eigen- 
thumsübertrag den Schöffen entzogen und dem Stabtrath im Bur- 
ding übertragen. Auch wurden die Echöffen ganz aus dem Stabt- 
rath entfernt 15). Und im Sabre 1295 tft auch noch die Gerichts: 
barleit der Schöffen auf Wunden, Entführung, Nothzucht, gewalt- 
ſame Einbrüche und auf Schuldforberungen beſchränkt worden !0). 

Ueber diefen Schöffenfituhl muß bier noch Folgendes be- 
merkt werben. Weber der Burggraf noch der Schultheiß durfte 
ohne Schöffen zu Geriht fiten. Um jebody die Verhandlungen 
nicht aufzuhalten, follten, wenn feine Schöffen anmwejend waren, 
die umberftehenden Bürger um das Urtheil gefragt werden 17). Die 
Anzahl der Schöffen bat im Laufe des 12. und 13. Jahrhunderts 
öfters gewechlelt 1%). Nach dem Echöffenweistbum aus dem 18. 
Jahrhundert follten e8 12 Schöffen fein. Nach einer jpäteren 
Weiſung genügte e8 aber, wenn e8 7 bis 11 Schöffen waren 19). 
Die Schöffen follten auf Lebenszeit 2°), urjprüngli) von dem 


14) Chron. Magd. bei Meibom, Il, 333. Magdeb. Schöppen Ehron. bei 
Boyſen, IL 196 u. 197. Urt. von 1294 bei Rathmann, II, 492, vrgl. 
noch eod, II, 165, 166 u. 197, III, 220. 

15) Chron. Magdeb. bei Meibom, Il, 833 u. 884. Urk. von 1294 bei 
Rathmann, II, 492. 

16) Rathmann, II, 166 u. 167. 

17) Stadtrecht von 1188 $. 8 bei T. u. St. p. 268. vrgl mod Urkunden 
aus dem 12 sec. bei Leudfelb, p. 64, 108, 105 u. 107. 

18) Rathmann, II, 195 u. 196. 

19) E&öffenweisthum auß 18. sec. 8.9 und von 1968 bei T. u. Et. 
p- 272 u. 588. 

20) Schöffenweistyum von 1804 5. 1 und von 1863 bei T. u St. p. 449 
u. 588, 
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Stadtrath gewählt werben und ber Erwählte follte ein freier Mann 
fein („und fal vry fin. — Scheppen fielen von ſcheppenbahren 
„Fryen Lüden“) 2). Und in den Sahren 1295 und 1336 wurben 
die Schoͤffen auch wirklich von dem Stabtrath gemählt??).. Spä- 
terhin erhielten aber die Schöffen das Recht ſich felbit zu ergänzen, 
wenn Einer von ihnen ftarb 2°). Und die Schöffen wußten auch 
in früheren und fpäteren Zeiten diefes Wahlrecht jowohl gegen ben 
Stabtrath als gegen den Erzbiichof felbjt zu behaupten 2). Der 
Burggraf hatte das Recht die erwählten Schöffen zu beftätigen, 
ihnen den Echdffeneid abzunehmen und fie in ihr Amt einzufeßen 
oder zu inveftiren („den fal de Borchgrave ftetigen und fueren 
„labin 80 dem Gerichte. — Nah dem Ende fal de Borchgrave 
„den Sceffin by der Hant nemen und uf be Bang jehen“ ) 29). 
Und bis ins 15. Jahrhundert pflegten die Erzbifchöfe jelbft in ihrer 
Eigenichaft als Burggrafen den Schöffenftuhl zu präfibiren, jo oft 
neugewählte Schöffen zu beftätigen waren 2%). Auch in Halle Hat 
‚ten die Kurfürften von Sachſen als Burggrafen das Recht bie 
Schöffen in ihr Amt einzufegen. Und noch im Jahre 1426 wur 
den Schultheiß und Echöffen von ihnen in die Gerichtsbant vor 
dem Roland zu Halle eingewielen 7). Der Schöffenſtuhl von 
Magdeburg hatte großen Ruf. Eeine Entiheidungen galten 
allenthalben, wo das Magdeburgifche Necht recipirt worden war, 
alſo nicht bloß in der Laufib und in Schlejten, jondern auch in 
der Mark Brandenburg bis nah Polen. Auch find biejelben 
wahrjcheinlih eine Hauptgrundlage für den Sachjenipiegel gewor- 
den. Erſt jett dem 15. Sahrhundert fing das Anfehen des Schäf- 
fenftuhles an zu wanfen, ſeitdem die Berufung an ihn von den 


21) Urk. von 1294 bei Ratymann, II, 492. Urf. von 1868 bei T. u. Et. 
p. 588. 

22) Ratbmann, II, 167, 168 u. 278. 

28) Urt. von 1868 bei T. u. ©t. p. 588. „itirft ir jenich, jo fullen be 
„anderen Sceffin, de den nod leven, eynen anderen Sceffin in bes 
„Boten Stede keyſen.“ 

24) Rathmann, II, 168, 820, 329—338 u. 488. 

25) Urt. von 1868 bei T. u. ©t. p. 588. vrgl. noch Urt. von 1294 bei 
Ratbmann, Il, 492. 

26) Rathmann, III, 28, 138 u. 298. 

27) Rathmann, II, 68. 
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fremden Lanbesheren verboten und im Jahre 1491 eine Berufung 
an den Erzbiichof felbjt eingeführt worden war, während bis bahin 
nür an das Saiferliche Hofgericht von dem Schöffenftuhl appellirt 
werben burfte 29). . 


$. 494. 


In Würzburg erhielten die Biſchöfe im Sahre 1017 die 
öffentliche Gewalt). Und fie ließen biefelbe durch einen Burg: 
grafen und durch einen Schulthei ausüben. Der Burggraf wurde 
abwechfelnd praefectus urbis 2), comes?), urbis comes ober co- 
"mes urbanus ®) und burcgravius oder burgravius genannt ®). Der 
Burggraf war zu gleicher Zeit Stiftsvogt ). Das Amt kam 
wahrfcheintich ſchon im 11. Jahrhundert, jedenfalls aber im 12. in 
den erblichen Beftg der Grafen von Henneberg ). Ob die Gra- 
fen von Henneberg ſchon Gaugrafen, aljo Königliche Beamte ge: 
weien find, wie behauptet wird, Tiegt völlig im Dunkeln. Möglich 
wäre e8 jedoch, indem fie feit den älteſten Seiten (jeit dem 12. 
und 13. Jahrhundert) den zweikoͤpfigen ſchwarzen Adler in ihrem 
Schilde führen durften ®). Iedenfalls war aber das Amt jeit dem 
12. Jahrhundert ein bifchöflihes Lehen %). Die Burggrafen hatten 


28) vrgl. Rathmann, III, 148, 241 u. 298. 

1) Urt. von 1017 bei Lünig, Reiche Archiv, P. spec. cont. I, p. 824. 

2) Url. von 1091, 1094, 1095, 1098, 1100, 1103, 1119 u. 1121 bei 
Schannat, vindem. litt. I, 54, 55, 56, 60, 61, 66, 72 u. 73. 

8) Urk. von 1099, 1108 u. 1104 bei Schannat, I, 57, 62 u. 68. 

4) Urk. von 1155 bei Schannat, 1, 79. Urk. von 1186, 1160, 1161, 
1165, .1166 u. 1167 bei Lang, regest. I, 148, 248, 245, 255, 257, 
268 u. 268. 

5) Urf. von 1140, 1151, 1157 u. 1172 bei Lang, I, 157, 201, 225 u. 279. 

6) Urk. von 1128 u. 1150 bei Lang, I, 129 u. 197. comes et advoca- 


tus — advocato suo buregravio —. Urk. von 1149 bei Lünig, N. 
Ar. spicil, eccles. P. II p. 992. Schultes, Henneberg. Geſch. 
II, 275. 

7) Schultes, 11, 277. rk. von 1152 u. 1154 bei Lang, I, 205, 218 
u. 216. 


8) Schultes, II, 275 u, 276. 
9) Schulte, II, 279. Lehnbrief von 1848 bei Schoeitgen et Kreysig, 


DI, 608 . 
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den Blutbann und fie faßen öfters felbft zu Gericht auf der Brüde 
zu Würzburg, zuweilen gemeinjchaftlih mit dem Schultheiß 19). 
Ste hatten aber auch einen Stellvertreter, welcher in früheren Zei: 


ten vicarius praefecti!!), fpäterhin aber Unterburggraf 


oder auch Burggraf genannt worden ift. Das Rittergeſchlecht 
ber von Stein hatte das Amt mit ben dazu gehörigen Gütern von 
ben Grafen von Henneberg zu Lehen '). Seitdem bie Biſchöfe 
ihre Landeshoheit mehr und mehr geltend gemacht hatten, feitbem 
ſank das Burggrafenamt zu einem bloßen Gentgrafenamte 
herab' und die Burggrafen jelbft wurden zuweilen Gentgrafen 
genannt !?). Und feit dem Anfang bes 16. Jahrhunderts ging bas - 
Burggrafenamt felbjt unter. Mag das Sinfen bes Amtes ober 
das Beftreben der Biſchöfe die ganze Grafichaft Henneberg in den 
Lehensverband zu ziehen, wie dieſes im Lehensbriefe von 1348 ge- 
ſchehen war, die Veranlaſſung geweien fein, — jedenfalls wollten 
die Grafen von Henneberg feit dem Ende des 15. Jahrhunderts 
fich nicht mehr mit jenem Amte belehnen laſſen. Die Bilchöfe ver: 
fuchten es zwar noch im Jahre 1540. Die Grafen verweigerten 
aber die Belehnung. Und das Ganze endete mit einer Broteftation 
des Biſchofs und mit ciner Gegenproteftation der Grafen !%). Ein 
landesherrliher Schultheik kommt feit dem 12. Jahrhundert 
por 15) und er wird zumeilen auch tribunus genannt 1%). Er Hatte 


10) Urk. von 1456 bei Schultes, II, 275. — „an dem Brudenn Geriäht 
„figen nechſt obin an eynem Schultheygen figen" —. 

11) Urk. von 1108 bei Schannat, IL, 66 u. 67. 

12) Lehnbriefe von 1817 u. 1456 bei Schultes, II, 29 u. 274. Lehens⸗ 
revers von 1317 und 2ehenbrief von 1497 bei Schoettgen et Kreysig, 
1I, 607. 

18) Urk. von 1497 bei Schoettgen et Kreysig, II, 607. „unjer Burggrafen 
„Amt zu Würzburg, das man jezund nennet das Bentgrafen: 
Amt" —. In ber Url. von 1456 bei Schultes, II, 274., wo von 
ben „Greven Ampt zu Würzburg" die Rede if, wird der Burggraf 
bald „Greve“ bald „Zentgrave“ genannt. 

14) Die Urk. von 1541 u. 1546 bei Schoettgen et Kreysig, II, 615 ff. 
u. 618 fi. vrgl. Schultes, II, 280 u. 281. 

15) Urf. von 1187, 1139, 1151, 1154, 1156, 1158, 1160, 1161, 1165, 
1166, 1167 u. 1172 bei Lang, regest. I, 151, 159, 208, 219, 225, 
28:3, 289, 248, 2568, 255, 261, 263 u. 279. Urk. von 1155 u. 11856 
bei Schannat vind. lit. I, 79 u. 80. 
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die niebere öffentliche Gewalt und wurde fpäterhin der Vorſtand 
bes Stabtgerihtes 17). Seit dem Untergang der Burggrafichaft 
jtieg feine Gewalt und Bedeutung. Denn bie peinliche Gerichts: 
barkeit wurde nun mit dem Stabtgerichte vereiniget. Und ber 
Schultheiß erhielt als Stellvertreter einen Unterſchultheiß, er 
jelbft aber den Titel Oberſchultheiß. Das Zentgeriht oder 
Landgericht von Würzburg, welches man insgemein von dem Orte, 
wo es gehalten wurde, das Brüdfengericht zu nennen pflegte ?®), 
wurde nämlich mit dem Stadtgerichte vereiniget und verordnet, daß 
daſſelbe zu gleicher Zeit das Oberzentgericht, aljo das Appellas 
tionsgericht für die übrigen Zentgerichte des Hochftiftes jein jolle ’9). 
Und das Stadtgericht, weldhes nun Stadt-, Saal: und Brü- 
ckengericht genannt worden ift, erhielt jeßt zwet Vorjtände, das 
Stadtgeriht als Eivilgericht den Oberfchultheiß oder Vicedom, 
das Stabigeriht als Kriminalgeriht aber den Hofjchultheiß, 
der jeboch ebenfalls eine mit dem Bicedom konkurrirende Eivilge- 
richtsbarkeit hatte 20). 

Auch in Zürich ftanden zwei Öffentlihe Beamte neben ein⸗ 
ander, ein Bogt und ein Schultheiß ($. 470 u. 484). Da je⸗ 
doch die Aebtiffin weder bie herzoglichen noch die gaugräflichen 
Rechte erworben hatte, fo waren bie Bögte während ber Zäringer 
Herrſchaft herzogliche aljo landesherrliche Beamte und, feit 
dem Rückfall der Bogtei an das Meich, wieder von dem Kaifer er- 
nannte Reichsbeamte. Wie andere Reichsvoͤgte, fo hatten audy fie 
den Blutbann und das Erkenntniß über Erb und Eigen. Schon 
jeit dem 13. und 14. Jahrhundert wurde indeſſen die Reichsvogtei 


16) Urk. von 1158 bei Zang, I, 285. 

17) Reformation des Stadtgerichtes zu Würzburg von 1582 bei Schneidt, 
thesaurus, II, 1003. 

18) Ordnung des Vrüdengerihts von 1577 bei Schneidt, II, 990. „jo 
„ſollen fi die ſchöpffen ſamblen, vnd daß Lanndgericht jenjeit Meins 
„an der Brückhen beſitzen, fo ſolle alßdann der Schultheiß mit jhnen 
„ſitzen, oder einer der da Bann bat, an feiner ſtatt“ —. 

19) Berorbnung von 1470 bei Schneidt, UI, 785 u. 788. Ordnung bes 
Brüdengerits von 1577, eod. II, 987, 989 u. 999. Verorbnung von 
1728 in Eammlung der Wirzburg. Landesordnungen. 1, 780 u. 781. 

20) Schneidt, elementa juris Wirzeburgeneis, $. 23 bei Schneidt, the- 
saurus, I, 3528, 
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von dem Stabtrath untergraben und bereits im 15. Jahrhundert 
von ihm felbft erworben 21). Der Schultheiß war urſpruͤnglich 
ein herrſchaftlicher Beamter der Aebtiffin. Er erhielt jedoch frühe 
ſchon auch noch die niedere öffentliche Gewalt. Als Ausfluß ber 
bem Kaifer zuftehenden oberft richterlichen Neichsgewalt mußte aber 
die Aebtiſſin jelbft dieſe öffentliche Gewalt von dem Kaiſer als 
Reichslehen empfangen 22). Die öffentliche Gewalt des Schultheiß 
war anfangs beichräntt auf den Gejchäftsfreis eines Zentgrafen. 
Der Schultheiß hatte demnach über Frevel und über Geldfchulden 
zu erfennen. Seine Amtsgewalt gerieth jedoch fchon feit dem 13. 
und 14. Jahrhundert in Abhängigkeit von dem Stadtrath und 
wurbe daher in demſelben Berhältniffe vermehrt, in welchem bie 
Reichsvogtei in ber Stadt geſunken ift. Sie wurde auf das Er: 
fenntniß über Erb und Eigen u. ſ. w. ausgebehnt und jeit ber 
Reformation im Anfang des 16. Jahrhunderts das Schultheikens 
amt von der Stadt felbft erworben 22). 
Ehen jo ftanden in Weißenburg zwei dffentlihe Beamte, 
ein Stadtvogt und ein Schultheif, neben einander. Allein 
wie in Züri, fo war auch in Weißenburg nur der Schultheiß 
ein Ianbesherrlicher Beamter. Der Schultheiß war Borftand 
bes Stadtgerichtes, welches von dem Ort wo es gehalten wurde 
das Staffelgericht genannt worben iſt. Und ber Abt, fpäterhin ber 
Probſt, Hatte ihn zu ernennen, indem er von dem Kaifer mit dieſem 
echte bele'nt war?)y. Das Staffelgericht beftand außer dem 
Schultheiß, der ein Edelmann oder ein Hausgenofie fein mußte 2°), 


21) Bluntichli, I, 189 u. 165—173. 

22) Urk. von 1808 bei Neugart, II, 867. 

28) Bluntfchli, I, 178—176. 

24) Ungedrudtes Mundatrecht: „Nachdem die hochwürdigen Yüriten und 
„Herren vor Zeiten ein Abbt und jebo ein Probſt St. Peter und Paul 
‚auch Sanct Stephans Stift allhier zu Erons Weißenburg von ber Römiſch. 
„Kayßerl. Mayſt. und bem heiligen Röm. Rei zu leben tragen, 
„daß fie in der Statt Weyßenburg und in ber gantzen Mundat bie 
„Schultheyßen zu fegen haben, jo dann in deß b. Reichsſtadt Wenffen: 
„burg, daß Staffelgericht eines Schultheyßen in Mangel ſtehet, fol ber 
„Herr Probſt jhnen einen andern geben.“ 

26) Mundatrecht: „Er (dev Schultheiß) jolle ein gebohruer Edelmann, ein 
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aus fieben Schöffen, wozu bie jedes Jahr austretenden Rathsher⸗ 
ven, bie fogenannten Ausgänger genommen zu werben pflegten. 
Es hatte über Erb und Eigen und über geringe Frevel zu erken— 
nen. Und die Berufung ging von ihm an das Wittergericht 26). 
Der Stadtpogt war aber ein Reichsvogt, welcher wieder einen 
Unteroogt in der Stadt hatte Er wurde wahrjcheinlich wie in 
Augsburg von dem Kaiferlihen Landvogt ernannt. Sedenfalle 
hatte der Abt die Vogtei in Weißenburg weder in früheren noch in 
fpäteren Zeiten erworben. Der Stabtongt hatte den Blutbann 
und das Geleitsrecht u. |. w., insbeſondere auch die Verbindlichkeit 
der Amtsinveftitur des neu ernannten Echultheiß beizumohnen 27). 
Ob die Vogtei von dem Stadtrath erworben worden ift, weiß ich 
nicht. Jedenfalls hat aber der Rath die Kriminalgerichtsbarkeit an 
fi gebracht. Und von feinen Straferfenntniffen durfte an niemand 
anders als an das Neichsfammergericht appellirt werden 2°). Daher 
war aud ber Stadtrath gemeinjhaftlich mit dem Abt Oberherr 
bes Mundats 29), 


$. 495, 


In allen den bisher genannten Städten findet man demnach 
zwei öffentliche Beamte. In vielen anderen Städten findet man indeſſen 
nur einen einzigen öffentlihden ober landesherrlichen 
Beamten. In vielen Biſchofsſtädten, in welchen die Biſchöfe die 
gelammte dffentliche Gewalt erworben hatten, ließen nämlich dieſe 
die gefammte Öffentliche Gewalt durch einen einzigen Beamten aus- 


„Haußgenoß oder von ber Röm. Kayßtl. Mayft. oder einem Römijchen 
„König gendelt ſeyn“ —. 

26) Hertzog, Elijah. Chron. Weißenburg, p. 178 und oben $. 141 u. 851. 

27) Mundatrecht: — „da erſcheinen die Schöffen bei Staffelgerihts jambt 
ihrem fchreiber und dreyen bütteln, jambt des H. Römiſchen Reichs 
„Stattvogte und jeyn Untervogt, Morgens zu früher Tags zeith an 
„der Stafjel — gehet der Schultheiß in den Niug, da pfleget ihme ber 
„Bericht jchreiber feynen Eyd und Ordnung fürzulefen, taraufj er dann 
„jolgendt gelobet und ſchwöhret“ — vrgl. oben $. 466. 

28) Hertzog, p. 178. 

29) Mundatrecht: — „der Abt und der Kath al die oberherren ber Muns 
„bat, als es herfommen if" —. 
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üben, oder fie übertrugen ihrem Beamten in der Stadt nur einen 
Theil der öffentlichen Gewalt, und ließen ben übrigen Theil von 
Sem Landbeamten, in deſſen Bezirk die Stadt lag, ausüben. In 
vielen anderen Städten hatten aber die Grundherren nur einen 
Theil der öffentlichen Gewalt, die entgerichtsbarkeit, erworben, 
und dann konnten fie natürlich auch ihren Beamten in der Stadt 
nur die Gewalt, welche fie ſelbſt hatten und Feine größere über- 
tragen. Das Letzte war zumal in den Abteiftäbten der Fall. 
Einen einzigen landbesherrliden Beamten zur Aus: 
übung ber gefammten öffentlichen Gewalt findet man in 
Hamburg, in Bremen, in Münfter und in Konftanz. Die Gerichts⸗ 
verfaffung in Hamburg liegt bis ins 13. Sahundert völlig im 
Dunfeln. Tenn es ift aus jener Zeit nichts weiter befannt, als 
daß die Stadt bereits im Jahr 837 einen Stabtgrafen gehabt hat 
($. 9). Eeit dem 13. Jahrhundert kennt man aber nur einen 
Bogt, Teinen Schultheiß. Seitdem nämli die Altſtadt und die 
Neuftadt mit einander vereiniget worden waren, ſeitdem gchörte 
die Stadt dem Grafen von Holſtein ($. 16). Wie nämlidh die 
Bilhöfe von Augsburg und Regensburg bie öffentliche Gewalt in 
der Stadt nur theilweife an fich gebracht haben, jo bat in Ham- 
burg der Erzbifchof gar Teine öffentliche Gewalt erworben. Ham: 
burg war demnach eigentlich gar Teine Biſchofsſtadt, vielmehr eine 
. geäflih Holfteinifche Landſtadt. Die Grafen von Holftein ernann- 
ten aber zur Ausübung der Gerichtsbarkeit nur einen Vogt, feinen 
Schultheiß. Diefem Vogt wurden ſchon im 13. Jahrhundert zwei 
Rathsherren, die fogenannten Michteherren, beigeoronet und auch 
im Webrigen feine Amtsbefugniffe von dem Stabtrath bejchräntt. 
Auch wurde bereits feit dem 14. Jahrhundert eine Berufung von 
feinen Enticheidungen an den Rath eingeführt. Die Vogtei hatte 
daher Feinen großen Werth mehr. Sie wurde im Jahre 1392 an 
die Stadt von ben Grafen verpfändet und ift auch Tpäterhin bei 
ber Stadt geblieben, wiewohl die Grafen es im 16. Jahrhundert 
nochmals verfucht hatten, die Vogtei wieder einzulöfen !). Seit 
dem Erwerbe ver Bogtei war aber Hamburg eine Neichsftabt. 
Auh in Bremen kommt nur ein Vogt, fein Schultheik 
vor. Er wird insgemein Vogt und Stabtvogt, advocatus civitatis 


1) Lappenberg, Hamburg. Rechtsalterthümer, I, Einleitung, p. 20-81. 
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oder Wichogt genannt 2). Seitdem bie Bilchöfe im 10. Jahrhun⸗ 
dert Immunität von der öffentlichen Gewalt erlangt und mit biefer 
die Öffentliche Gewalt felbjt erworben hatten, feitbem hatten fie den 
Vogt zu ernennen?). Sie ernannten ihn anfangs aus ben bi- 
ſchoͤflichen Meiniftertalen, fett dem 14. Jahrhundert aber aus den 
Bürgern 9). Die Vogtei wurde mehrmals verpfänbet, niemals aber 
an die Stadt jelbft verjeßt oder in anderer Weife veräußert 5). 
Der Bogt hatte urfprüngli die gefammte öffentliche Gerichtsbar- 
keit in Civil- und in Straffachen, und er follte jedes Jahr drei 
ächte Dinge halten %. Wie in Hamburg, jo wurden dem Vogt 
auch in Bremen, feit dem 13. Sahrhundert, zwei Rathsherren und 
in Kriminalfachen zwei fogenannte Blutherren beigegeben ?). Auch 
ward im Uebrigen deſſen Amtsgewalt nach und nach gänzlich unter 
graben. In Civilſachen wurde nämlich die Gerichtsbarkeit des 
Stadtraths mehr und mehr erweitert und durch Errichtung des 
Niedergerichtes im Jahre 1541 dem Vogte alle Gerichtsbarkeit in 
der Art entzogen, daß das Vogtsgericht im 17. Jahrhundert, ohne 
je abgeichafft worden zu fein, von jelbft einging ®). Der lebten 
Sitzungen bes Vogtes wird am Anfang bes 17. Jahrhunderts Er- 
wähnung gethan. Damals ſaß derjelbe und neben ihm jein Fron- 
bot noch an allen Echtedingstagen an der gewohnten Gerichtsftelle 
auf der Straße zwiſchen den Rathhaus Pfeilern gegen den Marft, 
zwar nicht zu Gericht, denn Gefchäfte Hatte er Feine mehr zu be- 
forgen, fondern zum Vergnügen ber ſchauluſtigen Jugend. Und 


2) Urk. von 1209 bei Donandt, I, 9. advocato civitatis, qui dicitur 
Wicvogt —. Assertio libertatis reip. Bremensis, p. 285 u. 697. 
8) Urk. von 966, 1008, 1014, 1085 u. 1158 bei Lindenbrog, p. 131, 

185, 186, 187 u. 162. 

4) Donandt, I, 84 u. 181. Vertrag von 1259 in Assertio Brem. 
p. 744. „De Biſchop ſchall macht bebben in ber Stabt Bremen uth 
„ben gemeenen Börgern, vnd anders nargen, einen Nichte Vaget tho 
„teien und tho fetten.” 

5) Assertio. p. 690 u. 784—788. Donanbt, I, 182 ff. 

6) Donandt, I, 78—84. Bertrag von 1259 in Assertio, p. 744. — „alle 

„jahr dre Echteding hegen“ —. 
7) Drd. 21 bei Delrihe p. 76 f. Assertio, p. 703, 783, 744 u. 772, 
8) Donandt, I, 148—166. 
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wenige Jahre nachher war es auch noch mit biefen Scheinfigungen 
zu Ende *). Aber au in peinlihen Sachen ift die Gerichts: 
barkeit nach und nach auf ben Stabtrath übergegangen, jo daß 
Ion jeit dem 15. Jahrhundert dem Vogte weiter nichts als ber 
Borfit bei dem endlichen Nechtstag und der Bollgug des von dem 
Rath gefällten Erkenntniſſes, alfo der bloße Schein einer Gewalt 
geblichen ift, wie biefes ſchon das Privilegium Kaifer Karls V von 
1541 bemerkt hat 10). Sintemal ber Bogt an dem bereitd gefun- 
denen Erkenntniſſe nichts ändern und der Rath fogar ohne Bei- 
ziehbung des Vogtes voranfchreiten durfte, wenn biefer fich jener 
Formalität nicht unterziehen konnte oder wollte 11). Wiewohl num 
die Stadt niemals felbft die Vogtei erworben hat, jo warb Bremen 
dennoch eine Reichsftabt, indem die gefammte Gerichtsbarkeit an 
den Stadtrath gefommen tft. Sie erhielt im Jahre 1420 bie Ber: 
waltung des unruhigen Butjadinger Landes direkt vom Kaiſer und 
Reich 12). Im Jahre 1431 wurde fie anf die Reichsmatrikel ge- 
fegt und im Jahre 1473 zum Meichstag geladen 12). Seit dem 
Ende des 15. Jahrhunderts leiſtete fie wirklich den Neichedienft!*). 
Auch wurde fie feit bem 15. Sahrhundert officiell eine Neichsftadt 
genannt und im Jahre 1646 von dem Kaiſer und Reich als eine 
ſolche anerkannt 15). Daher follte der endliche Rechtstag nun nicht 


9) Assertio Brem p. 751 u. 752. 

10) Privileg von 1541 in Assertio lib. p. 827. und bei Moſer, veichsft. 
Höb. I, 226. — „ainen Vogt zu feben, ber doch weder Ungriefi, ge 
„fänglichen Enbthalt, peinlich ober fonft Frag, noch Vrtbeil zu fällen, 
„viel weniger zu erequien, oder auch ichts zu disponirn ober einzureben, 
„dann allein zu einem blofen Schein bafelbfi nad ergangener 
„Dribel ohn ainig Veränderung ober Zufat, dem Rachrichter in glei: 
„her geftalt, wie der Raht vemjelben zuvor befohlen, zu erequien nach: 
„mahls zu befehlen.“ 

11) Privilegien von 1541 u. 1687 in Assertio, p. 825—381 u. 719. 
Donanbt, I, 171 fi. u. 199-201. 

12) Urk. von 1420 in Assertio, p. 460. 

18) Matrilel von 1481 u. Urkd. von 1478 in Assertio, p. 407 u. 438 fi. 

14) Urf. von 1478, 1488 u. 1602 in Assertio, p. 447-450. 

15) Kaiferlihe Teclaration von 1646 in Assertio, p. 1008 u. 1004. vergl. 
noch p- 506, 507 u. 902. vergl. noch die Urf. von 1654 bei Moier, 
reichsſt. Hob. I, 247—251. 
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mehr, wie im 13. und 14. Jahrhundert, im Namen bes Kaiſers 
und des Erzbifchofs !%), fondern im Namen der Kaiferlihen Majeftät 
und bes hochweilen Rathes gehalten werben 17). 

Auch in Münſter lag bie gefammte öffentliche Gewalt in 
den Händen bes Vogtes. Die Güter des alten Domes ftanden 
nämlich von je ber unter einem Vogt. Wegen Mißbrauchs feines 
Amtes wurde derjelbe fchon im Sahre 1127 in feinem Amte be 
ſchränkt. Er jollte feine willfürliche Leiſtungen mehr erheben und 
Ah nur dann in die Angelegenheiten des Dombofes und ber bi: 
ſchoͤſlichen Fronhoͤfe in der Stabt einmifchen, wenn er von bem 
biſchoͤflichen Villicus dazu aufgefordert worden wars), Gpäter 
waren die Srafen von Thekeneburg Erbvögte der biihöflichen Kirche 
und insbefondere auch des DBrocdhofes, des Bispingshofes und 
anderer Höfe des Domlapiteld. Im Jahre 1173 überließen fte 
aber die Vogtei und das Recht die Vögte zu ernennen dem Biſchof 
und dem Domkapitel 10). Und feit diefer Zeit wurde bie Vogtei 
nicht mehr erblich verliehen. Sie blieb vielmehr bei dem Bisthum. 
Daher mußte der neu ernannte Vogt beim Antritt feines Amtes 
dem Bifchof und dem Domkapitel einen Amtseid Tetften 2%. Nur 
ber Kampvorbeshof und das daſelbſt geftiftete Collegium des Heil. 
. Mauritius ftanden nicht unter jenem Bogt. Site hatten vielmehr 
einen eigenen Erbvogt, die Edeln von Steinvord, welche ihre 
Dienftleute mit der Vogtei belehnten, ſodann aber die Vogtei an 
jenes Stift felbft abtraten 2), Epäterhin kam jedoch auch diefe 
Bogtei, alfo die gefammte öffentlihe Gerichtsbarkeit in der Stadt, 
an das Bistbum. Und das Ianvesherrliche Stadtgericht beſtand 
feitvem aus einem Stadtrichter (judex) und aus mehreren Schöffen 
(scabini civitatis) 22). 

Eben fo findet man au in Konjtanz nur einen einzigen 


16) Bertrag von 1259 in Assertio, p. 749. 

17) Hegungsformeln bes Hals: und Blutgerichtes in Assertio, p. 697, 698, 
700, 778 u. 774. 

18) Ur. von 1127 bei Willens, p. 4, 74 u. 76. 

19) Urk. von 1178 bei Wilfens, p. 84. 

20) Wiltens, p. Au. 6. _ 

21) Urk. von 1283 u. 1294 bei Wilfens, p. 52, 189, 141 u. 142. 

22) Urf. von 12239, 1262 u. 1827 bei Willens, p. 114, 128 u. 147. 
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landesherrlihen Beamten, welcher bie gefammte öffentliche Gerichts: 
barfeit zu verwalten batte. Bereits im 12. Jahrhundert hatte 
nämlih der Bilchof Immunität von ben öffentlichen Beamten und 
fogar von dem Zutritt des Kaiſers ſelbſt erhalten 22). Und er 
hatte feitbem einen eigenen von ibm ernannten Beamten in ber 
Stabt, zuerft einen Stadtvogt (advocatus civitatis) ?*) und fpäter 
einen Amtmann (in praefata civitate habeat ministrum), durch 
welchen er bie hohe und niebere Gerichtsbarkeit in der Stadt (vie 
judicia alta et bassa) hanbhaben ließ 25). Erſt im Jahre 1384 
erhielt die Stadt felbft den Blutbann 20). Schon ſeit dem Jahre 
1192 war jedoch die Stadt‘ reichSunmtttelbar. Denn ber Kaifer. 
erflärte fie in diefem Jahre für frei von allen bifchöflichen Steuern 
und Leiftungen 27), und im Sabre 1357 nahm er fte auch noch 
unter feinen bejonderen Schutz 2%). Die Stadt war daher reichs- 
fteuerpflichtig 29%), fand unter der Landvogtei Schwaben (6. 466) 
und erhielt bereits im Jahre 1249 das Privilegium nicht. vom Reich 
veräußert zu werden 2%). Im Jahre 1548 unterwarf fich aber die 
Stadt dem Haufe Oefterreich 21). 

Auch in Erfurt findet man urjprünglich, wie ich glaube, 
nur cinen einzigen "Öffentlichen Beamten (ben Vogt) für bie ge 
fanımte öffentliche Gerichtsbarkeit. Neben dem Vogt findet man 
zwar auch noch einen Vicedominus und mehrere Schultheiße, nad) 
der gewöhnlichen Anficht fogar drei Schultheiße, worüber Lambert 
geichrieben, die Sache aber nicht Mar gemacht Hat 22). Allein ber 
Bicedominus und bie Schultheiße waren herrichaftliche Beamte. 
Der einzige Öffentliche Beamte, den es urfprünglich in Erfurt ges. 
geben bat, war der Vogt. Bon einem zweiten dffentlichen Beamten 


28) Urk. von 1155 bei Dümge, reg. p. 141. und bei Pistorius, III, 697. 
unb Neugart, II, 89. 
24) Urk. von 1192 bei Dümge, p. 150. 
- 25) Url. von 13857 bei Pistorius, III, 698. 
. 26) Urt. von 1384 bei Hugo, Mebdiat. Reicheſt. p. 225. 
27) Urt. von 1192 bei Dümge, p. 150, 
28) Urk. von 1867 bei Pistorius, III, 698. 
29) Urk. von 1810 bei Hugo, p. 224 f. 
80) Urf. von 1249 bei Hugo, p. 224. . 
81) Hugo, p. 48. 
82) Lambert, Geld. von Erfurt, p. 13—20. 
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findet fih auch nicht eine Spur. Die Vogtei wurde frühe ſchon 
(ex antiquo) den Grafen von Gleichen zu Lehen gegeben #2). Die 
Srafen von Gleichen führten daher den Titel Vogt (advocatus), 
und auch Graf (comes) 3%) und Burgyraf26). Sie bejorgten aber 
die Geſchäfte nicht ſelbſt. Sie ernannten vielmehr zu dem Ende 
einen Stellvertreter, welcher ebenfalls Vogt (advocatus) genannt 
worden 2°), im Grunde genommen aber bloßer Untervogt oder 
Bicevogt geweien iſt. Im Jahre 1283 verkauften die Grafen die 
Bogtei an die Stadt 77), und die Stadt übertrug ſodann die vogteis 
liche Gerichtsbarkeit (den Blutbann), wie wir fogleich jehen werben, 
einem herrichaftlihen Schultheiß. Der Bicedominus (Vitzthum) 
und bie beiden Schultheiße, von denen öfters die Rede ift, waren 
feine öffentlichen, vielmehr herrichaftlihe Beamten. Der Vicedomi⸗ 
nus war offenbar der Stellvertreter bes Erzbiihofs von Mainz, 
alfo ein herrichaftlicher Beamter. Ihm untergeordnet und feine 
Stellvertreter waren bie beiden Schultheiße 2°), der Stadtichultheik 
(scultetus civitatis) und der Schultheiß in Viele (scultetus in 
plurali) 2%), welcher jpäter immer der Schultheik im Bruel 4%), und 
fein Amt ein officium villicationis in Brulo genannt worben ift*). 
Es ift daher jehr wahricheinli, daß die Benennung scultetus in 
plurali nur eine faljche Xesart für scultetus in Bruelo ober, 
wie er auch genannt wird, für scultetus in pluralio geweſen ift*#2). 
Jedenfalls waren beide Schultheiße herrichaftliche Beamte. Denn 
fie hatten audy nach dem Bibrabüchlein von 1332 noch die grund- 
herrlichen Abgaben zu erheben und -die grumdherrliche Gerichtsbar: 


88) Arg. Urf. von 1283 bei Lambert, p. 189. vergl. jpäter $. 506. 

84) Urf. von 1212 u. 1217 bei Lambert, p. 110 u. 111. 

35) Lambert, p. 14. 

86) Urk. von 1256 bei Xambert, p. 121. 

87) Urt. von 1288 bei Lambert, p. 189. 

88) Extractus ex libro de juribus vicedomini bei Faldenflein, Hiftor. 
von Erfurt, p. 46 u. 47. 

89) Urk. von 1256 u. 1291 bei Lambert, p. 121, 122 u. 145. 

40) Bibrabüdhlein von 1832 bei Faldenitein, p. 191, 201, 206 u. 207. 
vergl. p. 47. 

41) Lib. de jurib. vicedomini bei Yaldenitein, p. 46. 

42) vergl. Lambert, p. 20, 

v. Maurer, Stäbdteverfaifung. II. 28 
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feit in der Stabt und im Bruel zu beforgen 42). Einen britten 
Schultheiß, wie dieſes Falcenftein (p. 42) und Lambert (p. 19) 
annehmen, hat es aber gar nicht gegeben. Denn es ift in den 
Urkunden und im Bibrabüchlein immer nur von zwei Schultheiken 
die Rede ). Mean jpriht zwar aud noch von einem britten 
Schultheiß, welcher der Stellvertreter des Vogtes gewefen jein 
ſoll 45). Dem ift jedoch nicht jo. Der Vogt behielt nämlich auch, 
nachdem bie Vogtei an die Stadt gefommen war, feinen alten 
Namen Vogt 4%), die Vogtei, d. h. der Blutbann, wurde aber von 
der Stabt dem Schultheiß im Bruel übertragen #7), und daher die- 
fer Schultheiß felbjt zuweilen Burggraf genannt 9%). Im Sabre 
1291 wurden nämlich bie beiden vorhin erwähnten herridhaftlichen 
Schultheißenämter von der Stadt erworben 4%). Die Stadt hatte 
bemnah nun nicht bloß den Vogt, fondern auch die beiben 
Schultheiße zu ernennen. Statt nun für die Vogtei einen eigenen 
Beamten zu ernennen, Statt deſſen übertrug fie die Vogtei dem 
Schultheiß im Bruel. Diefer hatte demnady außer feiner herge: 
brachten Gerichtsbarkeit auch noch den Blutbann in der ganzen 
Stadt zu handhaben 5%), während der andere Schultheih (der Stadt: 
ſchultheiß) nur eine niedere Gerichtsbarkeit mit Ausnahme bes 
Blutbanns 5"), nun aber offenbar die gefammte (auch die öffent; 
liye) niedere Gerichtsbarkeit in feinem Gerichtsbezirfe erhalten batte. 
Einen britten Schultheiß als Stellvertreter des Vogtes hat e8 dem: 
nach gar nicht gegeben. Die beiden Schultheienämter wurden 
öfters, anfangs jedoch nur vorübergehend 82), ſpäter aber für immer 
mit einander vereiniget 53). Und ſeitdem hatte ein einziger Schultheiß 
bie gejammte Gerichtsbarkeit zu beforgen. 

43) Falcenſtein, p. 47, 191 fi., 206. 

44) Urk. von 1256 u. 1291 bei Lambert, p. 121, 122 u. 145. Faldenftein, 

p. 46, 47, 191 fi. 

45) Zambert, p. 19. 

46) Bibrabüchlein von 1332 bei Faldenjiein, p. 194, 207 u. 211. 

47) Bibrabüdjlein, p. 192, 201, 206 u. 207. 

48) Bibrabüdlein, p. 206 u. 210. 

49) Urk. von 1291 bei Lambert, p. 145. 

60) Bibrabüchlein p. 207. 

51) arg. Bibrabüdhlein, p. 2086. 

52) Bibrabüchlein, p. 191 u. 201. 

68) Taldenflein, p. 42. 
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Außer jenen Städten, welche nur einen einzigen Beamten 
für die hohe und niedere öffentliche Gerichtsbarkeit erhalten hatten, 
findet man aber auch noch andere Biichofsftäbte, 3. B. Bamberg, 
und zumal Abteiftädte, welche nur für die niedere Öffentliche 
Gerihtsbarkfeit in der Stadt einen eigenen Beamten erhalten 
haben. 

Bamberg war noch zur Zeit der Errichtung des Bisthums 
im Sabre 1007 eine Königsftabt. Noch nach ber Stiftungsurfunde 
von 1007 hatte der Kaifer, wenn aud auf Präfentation des Bi: 
ichofs, den Reichsvogt oder Reichsburgvogt (advocatus burgi) zu 
ernennen !). Seit der in ben Sahren 1034 und 1058 dem ganzen 
Bisthum und im Jahre 1108 audy der Stabt ſelbſt ertheilten Im: 
munität 2) war nun zwar ber Bilchof berechtiget die Gerichte ent: 
weder jelbft zu präftdiren oder zu dem Ende einen Stellvertreter 
zu ernennen. Da fich jedoch ber Kaiſer das Mecht den von dem 
Bifchof ernannten Beamten zu beftätigen vorbehalten hatte *), fo 
fcheint e8 der Biſchof vorgezogen zu haben, gar feinen Vogt mehr 
zu ernennen. Wenigftens findet fich ſeitdem Tein Vogt mehr in 
der Stabt. Der Bilchof ernannte vielmehr einen Schultheiß für 
bie Givilgerichtsbarkeit in der Stadt. Der Schultheiß befam ſpäter⸗ 
hin einen Stellvertreter, welcher wie in Würzburg ben Titel Unter: 
ſchultheiß, er felbft aber den Titel Oberſchultheiß und fpäter 
wie in Würzburg Vicedom erhielt. Hinfichtli des Blutbanns 
ließ aber der Biſchof die Stadt unter dem Zentgerichte jenes Terri- 
toriums. Die Stadt erhielt demnach Tein eigenes Kriminalgericht. 
Erſt im 17. Jahrhundert, feit dem Sinken der Zentgerichte, wurde 
ein eigenes Malefizamt für die Stabt errichtet 9). 


1) Zoepfl, das alte Bamberger Recht, p. 49. 

2) Url. von 1084, 1058 u. 1103 in der Brandenburgiſchen Deduction 
Bamberg gegen Fürth. Bamberg. 1774, Codex probat. Nr. 23, 25 
u. 27. In ber Urkunde von 1108 beißt es: nullus ibi comes aut 
judex legem facere praesumat infra urbem, praeter episcopo- 
rum ejusdem loci. Omnis possessio pro emunitate habeatır. 

8) Urk. von 1058 cit. nullus ibi comes aut judex legem facere prae- 
sumat, nisi quem per concessionem Regis — episcopus ejusdem 
loci deliberet. 

4) Zoepfl, p. BI ff. 82—85. Schuberth, p. 97—99 u. 117. 

25 * 
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An vielen Abteiſtädten, in welchen bie Aebte ober bie 
Aebtiffinnen meiſtentheils Grundherren entweter der ganzen Stabt 
oder doch wenigftens eines Theiles der Stadt waren, erhielten dieſe 
öfters nur die niedere öffentliche Gerichtsbarkeit, deren Beſorgung 
fie fodann ihrem herrfchaftlihen Beamten, welchen fie von früher 
ber in ber Stabt hatten, zu übertragen pflegten. Hinſichtlich des 
Blutbanns blieb demnach die Stadt unter dem Landvogt oder unter 
dem Echirmvogt, wenn bdiefer nicht, wie in Züri und in Weißen: 
burg, einen eigenen Stabtoogt geſetzt Hatte. Diefes war z. B. in 
Seligenftabt und in Rheinau der Fall. | 

In Seligenstadt hatte der Abt den Schultheiß zu ernennen 
und diefer alle Gerichtsbarkeit außer dem Blutbann ®). Der Blut: 
bann gehörte dem Vogt, weldyen der Erzbiihof von Mainz als In: 
haber der Vogtei zu ernennen hatte. Der Bogt war aber an bie 
Stelle des Gaugrafen getreten und hatte biefelbe Kompetenz. Das 
Gebiet der Abtei wurde daher felbft eine Grafſchaft (comitia 
oder comitatus) und die Stadtbürger, weil fie das Gaugericht 
(jpäter das Vogteigericht) befuchen mußten, Srafihaftsmänner 
genannt. Und zwei Mal im Jahre follte der von dem Erzbilchof 
ernannte Vogt das Gericht halten, einmal im Frühjahr und einmal 
im Herbſt. Man nannte daher diefe Gerichte Maidinge und: 
Herbftdinge®. Dieſe Gerichtöverfaflung erhielt fich jedoch nur 
bis ins 16. Jahrhundert. Die Bürger von Seligenftabt hatten 
ih nämlih an dem Bauernaufitande im Jahre 1525 betheiliget. 
Zur Strafe dafür wurbe ihnen im Jahre 1527 ihre alte Berfaflung 
von dem Erzbiichof von Mainz, bem ehemaligen Schirmherrn und 
damaligen Landeshern, genommen. Das Schultheißenamt follte 
zwar unter dem Namen Währungs: und Fladengericht fort- 
dauern, aber nur noch eine ſehr beſchränkte Gerichtsbarkeit bet 
Ammobiliarverfäufen behalten 7). Die übrige Gerichtsbarkeit jollte 
von zwei landesherrlichen Gerichten verwaltet werben, die Straf: 
gerihtsbarkeit von dem SZentgerichte mit einem Zentgrafen an 


5) Weisthum von 1839 bei Steiner, p. 136, 854 u. 888. 

6) Die Weisthümer bei Steiner, p. 346 ff und Grimm, I, 505 u 506. 
Kindlinger, Hörigk. p. 420. 

7) Steiner, p. 147. 
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ber Spite, und die Civilgerichtsbarkeit von dem Stadtgerichte, 
welches unter dem Vorſitze des Vogtes (des Fauths) aus fünf 
Raths- oder Gerichtsheren bejtehen und im Berhinderungsfalle des 
Bogtes von dem Zentgrafen präftbirt werden jollte®). Dieje Ver: 
faffung bat fich bis zum Sahre 1772 erhalten. In diefem Sahre 
wurde aber das Vogteiamt (die Fauthei) von dem Stabtrathe ge: 
trennt und dem landesherrlichen Fauth die ganze ftäbtifche Ge: 
richtsbarkeit übertragen 9). 

Eben fo hatte in bem Stäbtchen Rheinau ber Abt den 
Schultheiß zu ernennen, biefer aber nur die Eivilgerichtsbarkeit zu 
beforgen. Denn der Blutbann ftand unter dem Stiftsvogt 19). 
Späterhin erhielt die Stadt jelbft das Recht den Schultheiß zu 
wählen. Seitdem mußte der Schultheiß, wie in Speier, jedes Jahr 
fein Amt aufgeben und fih einer neuen Wahl unterziehen. Che 
aber zur Neuwahl gejchritten ward, jollte der Abt wegen deſſen 
Verwaltung im vergangenen Jahre Umfrage halten und ben 
Schultheiß beitrafen, wenn er etwas Strafbares begangen haben 
‚ follte 11), 

Auch in Lindau hatte die Aebtilfin und in Kempten ber 
Abt nur das Net einen Ammann für die Civilgerichtsbarkeit zu 
ernennen. Hinfichtlih des Blutbanns blieben beide Städte unter 
ber Reichsvogtei. Zwar wurde die Vogtei auch in diefen Städten 
öfters verpfänbet, 3. B. die Vogtei in Lindau an die Grafen von 
Bregenz 12) und die Vogtei in Kempten an die Herzoge von Teck 
und an bie Grafen von Weontfort und an den Abt jelbjt '). Die 
Bogtei wurbe jeboch immer wieder an das Reich eingelöst. Daher 
blicben jene Städte nach wic vor Reichsſtädte und fie blieben dieſes 
um jo ficherer, feitdem fie felbft mit der hohen und niederen Ge: 
richtsbarfeit auch den Blutbann an fich gebracht hatten 1%). 


8) Steiner, p. 142—144, 369, 370 u. 871. 

9) Steiner, p. 144 u. 324. 

10) Oeffnung 5. 2, 4, 6 u. 7 bei Schauberg, I, 161. und Grimm, I, 286 
u. 288. “ 

11) Spätere Definung bei Schauberg, I, 159. 

12) Urf. von 1334 bei Heider, p. 485. 

18) Haggenmüller, I, 148 u. 144. 

14) Privilegien von 1400 u. 1488 bei Mofer, reichsſt. Hanbb. II, 54 u. 
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In den meilten Jmmunitätsjtädten, in fajt allen Biſchofs⸗ 
ftädten und auch in einigen Abteiftädten, findet man demnach, wie 
in den alten Gaugrafichaften, zwei öffentliche Beamte. Die 
höheren Beamten, weldye jeit der volljtändigen Immunität der 
Stadt von der dffentlihen Gewalt an die Stelle der Gaugrafen 
getreten find, nannte man insgemein Stadtgrafen, Burg: 
grafen oder Vögte. Die verfchtedene Benennung hatte feinen 
tieferen Grund und war meiſt zufällig.‘ Daher wurde ber Titel 
Stabtgraf, Burggraf und Bogt öfters abwechjelnd, wie wir gefehen, 
in einer und berjelben Stadt gebraucht, 3. B. in Mainz, Xrier, 
Worms, Speier u. a. m. Indeſſen fcheint c8 doch, daB man dem 
Titel Stadt- oder Burggraf in jenen Städten den Vorzug ge: 
geben habe, in welchen zur Zeit der Immunität von ber öffentlichen 
Gewalt bereit8 ſchon ein Gaugraf in der Etabt angeftellt war. 
Man pflegte in diefem alle dem vorgefundenen Beamten den 
Grafentitel zu lafien. Und der frühere Gaugraf wurde nun nur 
ein landesherrlicher Beamter, ein Tanbesherrlicher Stadt: oder Burg: 
graf. Diejes jcheint insbefonbere in Köln, Mainz, Worms, Würz- 
burg und Regensburg, vielleicht aud in Magdeburg ber all ge- 
weſen zu jein. Ten Titel Bogt dagegen erhielten bie höheren 
Stabtbeamten meiſtentheils in jenen Städten, in welchen, wie 3.2. 
in Trier, Straßburg, Bafel, Speier, Bremen und Münſter, die 
Vogtei über die Kirche mit der Stadtvogtei verbunden war, dann 
in jenen Städten, welche unter einer Reichsvogtei gejtamden und 
nun die Städte ihre eigenen Stabvögte als Stellvertreter” und 
Untervögte des Reichslandvogtes erhalten haben, wie biejes 3. B. 
in Augsburg, Weißenburg und Zürich der Fall war. ebenfalls 
waren aber biefe Beamten in ber Etabt an die Stelle des 
Gaugrafen getreten. Sie hatten daher auch biejelbe Amts 
gewalt und Kompetenz, aljo das Erfenntniß über Erb und 
Eigen, dann den Blutbann und ben in ber Öffentlichen Gewalt 
liegenden Schuß und Schirm. Weshalb denn auch das Geleitweien 
unter ihnen ftand. Indeſſen hatte doch auch diefe Regel wieder 


118. Beſchreibung ber Reichslandvogtei von 1594 bei Wegelin, I, 
166. 
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ihre Ausnahmen. Denn der Burggraf von Korvei !), der aud) 
praefectus und praetor urbis genannt wurde 2), war offenbar 
fein alter Gaugraf. Auch iſt das Burggrafenamt in jener Stadt 
bald wieder verjhwunden, feitdem ein Miniſteriale des Abtes, ber 
Truchjes Rabano, das Ant erblih an fich reifen wollte?). Unb 
in Augsburg und in Straßburg find die Burggrafen urfprünglich 
jogar herri'haftlihe Beamte gewejen, welche fpäterhin erft öffent: 
liche Gewalt, und zwar nicht einmal die hohe, ſondern nur bie 
niedere üffentliche Gerichtsbarkeit oder auch nur einen Theil der: 
ſelben erhälten haben. Meiftentheild nannte man jeboch diejenigen 
Beamten, welche mit der Handhabung ber niederen öffentlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit beauftragt waren, Schultheiße, öfters auh Am: 
männer und in Mainz feit dem 13. Jahrhundert Kämmerer. 
An fehr vielen Städten, in welden die Biſchöfe und Aebte einen 
herrſchaftlichen Beamten in der Stadt hatten, wurde nämlidy diefer 
mit der Handhabung der niederen öffentlihen Gewalt beauftragt, 
und auf biefe Weile ein Theil ber üffentlihen Gewalt mit ber 
grundherrlichen vereiniget und demſelben Beamten anvertraut, und 
diefer fodann Schultheiß, 3. 3. in Bafel, Speier, Mainz, Re 
gensburg und Züri, oder Ammann 3.2. in Lindau und Kemp⸗ 
ten, oder auh Vogt 3. B. in Köln, oder Kämmerer z. B. in 
Mainz, oder Burggraf 3.2. in Augsburg genannt. In anderen 
Städten, in welchen fich fein berrichaftlicher Beamter vorfand, 
wurde zu dem Ende ein eigener Beamter ernannt und biefer jo: 
dann ebenfalls Schultheiß oder Ammann genannt. ebenfalls 
erhielten aber anfangs dieſe Schultheiße, Vogte und Ammanne bie: 
jelbe Gewalt, welche nach der alten Berfaflung die Gentenare und 
Bicare gehabt hatten, nämlich die gefammte Civilgerichtsbarkeit mit 
Ausnahme des Erkenntnifies über Erb und Eigen und bie Straf: 
gerichtsbarkeit mit Ausichluß des Blutbanns, eine Gewalt, welche 
jedoch in vielen Städten jpäterhin noch erweitert, in einigen Stäbten 
aber auch beichräntt worden tft, wie biefes 3. DB. in Seligenftabt 


1) Urk. ohne Datum bei Treuer, Geh. dev Münchhauſen, II, 7. Lu- 
dolphus dictus burchgravius. . 

2) Urk. von 1116 bei Falke, p. 582. 

3) Urk. von 1150 bei Schaten, I, 546. 
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gefchehen if. In den meilten Städten waren bie Stadt: und 
Burggrafen und die Stadtvögte zu gleicher Zeit auch Schirmbögte 
der Kirche, 3. B. in Mainz, Worms und Speier, zuweilen fogar 
Schirmvögte des ganzen Stiftes, 3.3. in Magdeburg. Denn auch 
die Stabt: oder Burggrafen hatten, wenn feine eigene Schirmvögte 
vorhanden waren, bie Kirche zu ſchützen und zu fchirmen. Die 
Schirmvogtei Tonnte demnach fehr wohl mit der Stadt: oder Burg- 
grafichaft verbunden werben und ift auch öfters verbunden gewejen. 
Nur in jenen Städten, in welchen die Bilchöfe und die Aebte bie 
Burggrafen ober Stadtoögte nicht zu ernennen hatten, ſtanden 
eigene Schirmvoͤgte neben den Burggrafen oder Etabtvögten, 3. 2. 
in Regensburg und meiftentheils auch in Augsburg. Auch waren 
bie Burggrafen und Stabtuögte üfters zu gleicher Zeit Landvögte 
oder doch Etellvertreter der Lanbvögte, 3. B. in Augsburg, Ulm 
und Weißenburg. Und die Burggrafen von Nürnberg wuren zu 
gleicher Zeit Kaiſerliche Landrichter. . In fpäteren Zeiten wurden 
öfters bie verjchtebenen Aemter mit einander vereiniget, die Stabts 
vogtei mit dem Schultheißenamte in Magdeburg und Frankfurt, 
das Burggrafenamt mit dem Schultheißenamt in Regensburg und 
Würzburg. Das Schultheißenamt haben viele Städte an fich ge: 
bracht, und viele Stäbte auch noch die Vogtei oder das Burg⸗ 
grafenamt. Unb die lebteren wurden fodann meiſtentheils Reiche: 
ſtaͤdte. 


$. 498. 


Wie in den Reichsſtädten, fo ſaßen auch in den Biſchofs⸗ 
ftäbten und in den Abteiftäbten und urſprünglich wohl aud in 
allen übrigen Städten, in welchen zwei Öffentliche Beamte neben 
einander ſtanden, beide Richter als redende und [hweigende 
Nichter neben einander zu Gericht, um einander gegenfeitig zu 
unterftügen und zu ergänzen ($. 475 u. 476). Der Borfigende 
hatte den Gerichtftab in der Hand und war der redenbe Nichter, 
ber Andere aber ſaß jchweigend ihm zur Seite bis ein Gegenſtand 
feiner Kompetenz zur Verhandlung fam Denn in biefem Falle 
hatte ihm der Borfigende den Nichterftab zu übergeben. Und ber 
bisher fchweigende Richter warb nun ber rebende, ber bis dahin 
redende Richter aber der jchweigende, wie dieſes auch in Dürkheim, 


Nechte ber öffentlichen Gewalt. | 441 


wie wir gejehen, gehalten zu werden pflegte !). So ſaßen im 
Städtchen Rheinau der Vogt und der Schultheiß neben einander. 
In den Freveljachen hatte der Schultheiß den Stab in der Hand 
und der Vogt faß als fchweigender Richter an feiner Seite. Kam 
aber eine todteswürdige Sache zur Verhandlung, jo übergab ber 
Schultheiß den Gerichtsjtab dem Vogt und dieſer richtete ſodann 
über das Blut 2). Eben fo faß in Speier der Schultheiß neben 
bem Vogt, in Würzburg ber Burggraf neben dem Schultheiß 
($. 491 u. 494), und in Erfurt der Vogt neben dem Schultheiß ?). 
Auch follte in der Stadt Selz in ben drei Volldingen der Schul: 
theiß als fragender Richter den Vorfig bei Gericht führen, der Vogt 
aber als jchmweigender Nichter der Sikung beimohnen 9%). In Köln 
faß neben bem rebenden Vogt oder Schultheiß der Burggraf oder 
Sräv als jchweigender Richter, fowohl in der Stadt felbft ®), als 
in der Vorſtadt Niederich und wahrjcheinlich auch in ben übrigen 
Vorſtädten %. Auch in Bafel hatte der Vogt gemeinfchaftlicy mit 
dem Echultheiß den Vorſitz bei dem Stadtgerichte ").. Eben diejes 


.1) Meine Geſch. ber Markenverfaſſung, p. 401. 

2) Oeffnung $. 6 bei Schauberg, I, 161. „Item ber fchultes hatt vber 
„au boufjen und freffly zerichten vfsgenommen vber bie tatt deſs tods. 
„vnnd jo e8 darkuo kumpt. das ain vbeltatt den tob betrifft. ſoll ain 
„ſchulttes die clag befigen. unnd demnaqh mit rechtlicher vriail ainem 
„vogt die clag' zuofentt vnd ber ſtab übergeben werden. Derjelbige 
„vogt bat dann mwitter zefiten. vnd vber das bluot zerichten.” 

8) Bibra, Belhreibung aller Gerechtigkeit von 1832 bei Zaldenftein, Er- 
furt p. 207. „Der Erffurttiihe Voigt Hat zu richten Blutſachen, ſitzt 
„mit dem Schultheißen im Gerichte, und nimmt von allem be3 Ge⸗ 
„ielt vom Stabe 3 Pf., wo der Schultheiß nimmt 4 Pen." — 

4) Grimm, 1, 760, $. 6, 86 u. 88. Der $. 6 jagt: „Der jchultelje fol 
„ouch da ficzhen unt ber vougt, unt fol der fchulteffe fragen nah dez 
„ftiftes rehten, unt ouch nah der ftete rehte, unt nah bez fliftes eigen, 
„unt fol ein vougt day furhoren.“ 

5) Urf. von 1169 bei Lacomblet, I; 802. quod advocatus noster qui in 
privilegio scoltetus archiepiscopi nominabatur una cum burg- 
gravio in omnibus causis judicio presidere debet. Urk. von 1287 
u. 1361 bei Elaſen, Schreinspraris, p. 46 u. 5l. — venientes in 
legitimum placitum coram urbis comite et advocato —. 

6) Claſen, p. 54. 
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war auch in den Borftäbten von Bafel der Fall, jo lange dieſe noch 
ihre eigene Gerichtsbarfeit hatten. Daher ſaß bei dem Vogtgerichte 
in der Vorſtadt St. Alban neben dem Schultheiß des Bogtes, wel⸗ 
her den Stab in der Hand hatte, ver Schultheiß des Probftes von 
St. Alban, der für den Probft zwei Drittheile der Bußen zu be- 
ziehen hatte, die er aber aud) während der Gerichtsſitzung erlafien 
fonnte 9). In Magdeburg follte ver Echultheiß dem Gerichte 
des Burggrafen beimohnen und dafelbjt das erfte Urtheil finden). 
Sn Bamberg bei dem Sentgerichte der Schultheiß neben dem 
Zentgrafen („der ſchultheiz oder fein gewalt neben in mit feinem 
tab”) 10), 

Auch die Serihtsherren jelbit jaßen zuweilen als redende 
oder ſchweigende Nichter an ber Eeite des redenden Richters zu 
Gericht. Co pflegten in Bafel die Bilchöfe felbjt dem Vogteige⸗ 
richte als ſchweigende Richter beizumwohnen (si episcopus et advo- 
catus simul sederint in sede judiciaria advocatus judex erit). 
Die Biſchöfe durften aber auch als redende Richter ven Vorſitz bei 
Gericht führen. Und fie thaten diejes zumal in Abweſenheit des 
Vogtes. (Si vero advocatus absens fuerit Episcopus omnia cum 
integritate judicabit et manu propria recipiet compositiones) !'). 
Eben jo faßen die Grafen von Henneberg als Burggrafen zu 
Würzburg jchweigend neben dem Schultheiß auf der Brücke zu 
Würzburg zu Gericht 12). Wenn ber Erzbiihef von Köln ale 
redender Nichter zu Gericht ſaß, follte der Burggraf als jein Vogt 
jchweigend ihm zur Seite fiten 13). Eben jo wohnte der Abt von 
Seligenſtadt als Inhaber der niederen Gerichtsbarkeit (des Schul: 
theijengerichte8) ſchweigend dem Vogteigerichte bei, und ber von dem 


De 





7) Urk. von 1286 u. 1258 bei Ochs, I, 310 u. 834. Urt. von 1202, 
1258 u. 1257 bei Heusler, p. 148. 

8) Bajel im 14. Jahrhundert, p. 104. 

9), Schöffenbrief von 1261, 8.7 und von 1804, $.3 beiT. u. St. p. 352 
u. 450. 

10) Stadtrecht, $. 137 bei Zöpfel, p. 40. 

11) Urk. um das Jahr 1216 bis 1220 bei Ochs, I, 291. Rechtsquellen 
von Bafel, I, 2 u. 8. 

12) Urf. von 1456 bei Schultes, Henneberg. Geh. II, 275. vrgl. oben 
$. 494. 

13) Urk. von.1169 bei Lacomblet, 1, 302. vrgl. oben $. 489. 
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Erzbiihof von Mainz ernannte Vogt hegte als redender Richter 
das Geriht. Da jedoch auch Eivilftreitigfeiten, die zur Zuftändig- 
feit des Schultheiß gehörten, daſelbſt abgeurtheilt werden konnten, 
in welchem Falle ohne allen Zweifel ver Vogt den Gerichtsjtab dem 
Schultheiß oder dem Abt felbft übergeben mußte, fo wurbe bas Ges 
richt nicht bloß im Namen des Erzbifchofs als Inhabers ber Vogtei, 
jondern auch im Namen des Abtes und des Sotteshaufes gehegt 1). 
In Magdeburg fcheint der Erzbifchof, wenigitens eine Zeit lang, 
immer dem Burggrafengericht beigewohnt zu haben. Denn nad 
der Stoffe zum Sächſiſchen Weichbild follte der Burggraf nur in 
Gegenwart des Erzbifchofs fein Gericht halten 15). 


$. 499. 


Durch den Erwerb des Comitates in der Stadt find die Bi- 
Ihöfe und Aebte ſelbſt die Gerihtsherren geworden 
($. 488). Taher waren und fchrieben fi nun die Erzbiſchöfe von 
Köln ſelbſt Burggrafen ($. 489), und die Biichöfe von Augsburg 
wurden zum Unterjchiede von ihren Stellvertretern, den Burggrafen, 
oberſte Burggrafen genannt !), wie denn auch die Erzbijchöfe 
von Magdeburg ($. 493) und fpäter die Kurfürften von Sachſen 
Burggrafen von Magdeburg, die Herzoge von Baiern Burggrafen 
von Regensburg und die Kurfürjten von Brandenburg Burggrafen 
von Nürnberg gemejen und auch jo genannt worden find. ALS 
Gerichtsherren konnten fie natürlicher Weife ſelbſt zu Gericht figen. 
Und fo ſaßen denn wirklih auch die Erzbifchöfe von Köln öfters 


14) Stimm, I, 505 u. 506. „Daz gericht fal bejigen unfer ber der apt, 
„eyn faubt zu Selgenſtat von unſerm gnebigen bern wegen zu Menk 
„ober wene ſyne gnade von ſyne wegen daku beiheyt — unb wenn 
„daz gericht alſo beftalt ift, jo ſal dan ein faudt zu Eelgenftatt ober 
„wer ba figet von unſers gnedigen bern wegen zu Meute daz gericht 
„begen, —, er jal isz hegen von unszers gnebigen hern wegen zu 
„Menge, von unfers herrn bes apts wegen, von des gotshusz 
„wegen” —. | 

15) Gloſſe zum Weichbild, art. 47. „Und fo der Burggraif das vogtbing 
„list, fo jol der Vifchoff von Magdeburg gegenwertig fein.“ 

1) Stadir. bei Freyberg, p. 125. — „wan er oberfter burggrafe iſt“ —. 
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jelbft zu Gericht 2). Eben jo die Bilhöfe von Baſel ). Nur 
wenn es an bie blutige Hand ging follten fie abtreten und dem 
Vogt den Vorfig und das Erkenntniß überlaſſen y. Auch die Erz 
biichöfe von Magdeburg ſaßen bis ins 15. Jahrhundert felbft zu 
Seriht®). Eben fo die Biſchöͤfe von Straßburg ®), Bamberg 7) 
und von Speier 7°) u. a. m. | 

Die in der Stadt angeftellten öffentlichen, nun landes— 
herrlichen Beanıten waren nichts anderes als die Stellvertreter 
und Bevollmächtigten jener Gerichtsherren, von welden fic ihre 
Amtsgewalt erhalten und in beren Namen fie diefelbe auszuüben 
hatten. Eo waren in Seligenjtadt die Bögte die von dem 
Erzbiſchof von Mainz ernannten Stellvertreter, welhe im Namen 
des Erzbifchofs das Vogteigericht hegten („ein faudt oder wer ba 
„Niget von unfers gnedigen hern wegen zu Mentze daz gericht he⸗ 
„gen“). Und die Schultheiße waren die Stellvertreter und die 
Berollmädhtigten des Abtes von Ecligenftadt 9). In Bafel waren 
die Vögte und die Schultheiße ſolche Stellvertreter uud Bevoll- 
mädhtigte des Biſchofs %). Eben jo in Straßburg der Vogt, der 
Schultheiß und der Burggraf 1%), und in Köln der Burggraf 


2) Ark, von 1280 bei Elajen, Schreinspr. p. 72. Hagen, Reimdronif. 
V. 1450. „Der Biſchoff geind zo gerichte figen up ben fal" —. 
Schiedsſpruch von 1258 $. 18 und Urk. von 1259 bei Lacomblet, 11, 
245 u. 258. 

3) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 368. Urt. um 1218 bei Ochs, I. 291. 
vrgl. oben $. 488. 

4) Biſchofs- und Dienſtmannenrecht, $. 14 bei Wadernagel, p. 20. und 
in Redhtsquellen von Bajel, 1, 11. „Swel Same ber Biſchof felbe 
„riehten wil ober mit rehte vor in gezogen wirt, die richtet er. get 
„amblutid hant, jo gat er bannen vnd heizet ven vogt rehte riethen“. 

5) Urk. aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 100. vrgl. oben 6. 498. 

6) Stadtrecht, c. 18 bei Grandidier, II, 48. 

7) Ur. von 1108 in der Debuction Bamberg gegen Fürth, cod. prob. 
Nr. 27. 

78) Sententia von 1193 bei Pertz, IV, 568. in Mon. Boic. 81, I, 
p. 443. 

8) Grimm, I, 505 u. 8506. 

9) Biſchofs⸗ und Dienjtmannenreht, 8. 1 u. 14 bei Wadernagel, p. 17 
und Rechtsquellen von Baſel, I, 6. 

10) Stadtredt, c. 7, 11 u. 13 bei Grandidier, II, 44. 
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eben fowohl wie ver Vogt oder Schultheiß 1°). Daher ſaßen dieſe 
Beamten auch in Köln im Namen des Erzbiichofs zu Gericht 12). 
Und, wenn das Urtheil gefcholten wurde, ging bie Berufung an 
ben Erzbifchof, von welchem als dem oberften Gerichtsherrn (sum- 
mus judex) alle Gerichtsbarkeit ausging !?). 

Als bloße Bevollmächtigte und als Stellvertreter erhielten fie 
natürlicher Weile ihre Ernennung von ihren VBollmachtgebern, 
deren Stelle jie vertraten. Anfangs behielten ſich zwar die Kaiſer 
noch das Recht die von den geijtlichen Immunitätsherren ernann- 
ten Beamten zu beftätigen und fie in ihr Amt eiuzufegen 
vor, 3. B- m Magdeburg die Beitätigung des von dem Erzbiichof 
ernannten Vogtes %). Eben jo in Bremen ') und in Bamberg bie 
Beitätigung des von dem Bilchof ernannten Vogtes ı%). Allein 
jehr früh tft dieſes Beſtätigungsrecht von den Kaifern felbft wieder 
aufgegeben worben, 3. B. in Magdeburg 7). In anderen Städten, 
3. 8. in Bamberg, veranlaßte das vorbehaltene Beitätigungsrecht 
den Biſchof die Stelle lieber gar nicht wieder zu bejeßen ($. 496). 
An den meiften Städten hat ſich jeboch jenes Beltätigungsrecht ftill- 
jchmweigend verloren, und dann iſt nur noch bie Verleihung des 


11) Urt. von 11609 u. Schiebejprud von 1258 Nr. 1 u. 2. bei Racomblet, 
I, 802 u. II, 244 f. 

12) Urk. von 1155 bei Ennen, Geld. I, 555. 

13) Schiedfprud von 1258, Nr. 1, 2 u. 40 in Quellen, II, 881 u. 384. 
Sacomblet, II, 244 u. 246. 

14) Urt. von 965 bei Rathmann, I, 382. nullus comes vel vicarius — 
in eadem civitate — potestatem habeat, nisi ipse — advocatus, 
quem nostro consensau sibi et eidem ecclesise praeficiendum 
elegerit. 

15) Urk. von 966 bei Lindenbrog, p- 131. Nemo inibi aliquam sibi 
vindicet potestatem, nisi Archiepiscopus et quem ipse ad hoc de- 
legaverit manu nostra signato, et annuli nostriimpres- 
sione roborato. 

16) Urk. von 1058 in Deduction Bamberg gegen Fürth, cod. prob. Nr. 26, 
vrgl. oben $. 496. 

17) urk. von 973 bei Rathmann, I, 888 ne quivis comes aut judex, 
vel vicarius publicus in Magdeburg civitate — aliquam potesta- 
tem habeat aut bannum, nisi advocatus, quem Archiepiscopus 

:secundum suum libitum sibi elegerit —. 
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Blutbanns, alfo eine Art von Amtsinveftitur, wie wir fehen wer- 
ben, ben Staifern geblieben. Tas Recht ihre Stellvertreter zu er- 
nennen lag demnadh von nun an ganz uneingelchränft in den 
Händen der Erzbiichöfe, Biihöfe und Aebte. In Köln ernannten 
die Erzbifchöfe, wie wir gefehen, den Burggrafen eben ſowohl wie 
ben Vogt oder Schultheiß. Eben fo bie Bilchöfe von Speier, 
Worms und Mainz den Burggrafen und den Ecdhultheiß, und die 
Erzdiihöfe von Mainz auch noch den Kämmerer, die Stabtrichter, 
den Waltboten u. a. m. 1%). Die Biichöfe von Bafel, Straßburg 
und Bamberg ben Vogt und den Schultheiß. Die Bilchöfe von 
Bremen und Münfter den Vogt. Die Biſchöfe von Konftanz ben 
Ammann. Die Ernennung geſchah meiftentheil® auf ein Jahr 
oder auch auf mehrere Jahre. Daher mußten die Beamten nach 
Ablauf diefer Zeit ihr Amt in feierlicher Weiſe nieberlegen und fich 
einer neuen Wahl oder Ernennung unterwerfen, 3. B. in Speier, 
wie wir gejehen, jedes Jahr. Auch Fonnten die Bifchöfe und Aebte 
ihre Beamten nur für ihre eigene Lebenszeit ernennen. Daher 
waren bei dem Tode cines Biſchofs oder Abtes alle Aeınter ledig 
und mußten von dem neuen Landesherrn neu wieder befeßt werben, 
3. 2. in Bajel 19). 

Auh die Stellverteter der Immunitätsherren führten 
meistentheild den Titel Burggrafen, Stabtgrafen oder 
Greven, 3. B. in Köln, Mainz, Worms, Speier, Augsburg, 
Magdeburg und eine Zeit lang auch in Negensburg, ober den 
Titel Vogt, 3. B. in Balel, Speier, Bremen u. a. m., wiewohl 
fie im Grunde genommen nur Viceburggrafen, Vicejtadtgrafen und 
Vicevdgte und die Immunitätsherren feldft, als Inhaber der Burg: 
oder Stadtgrafihaft und der Vogtet, die eigentlichen Burggrafen, 
Stadtgrafen und Schirmvögte waren. Sie ernannten bie ihre 
Stelle vertretenden Burggrafen und Voͤgte meiltentheild aus dem 
Herrenftante, die Echultheiße dagegen und bie Ammanne, und in 
Augsburg und Straßburg aud die Burggrafen aus ben bilchöf- 
lihen Miniftertalen. In manden Städten, 3. B. in Straßburg 2%), 
mußten fogar jene Beamten aus den Miniflerialen, aus dem 





18) Urk. von 1470 Bei Schunf, Beitr. zur Mainzer Geſch. III, 272, 


19) Biſchofsrecht, 8. 4. 
20) Stadtrecht, c. 6 bei Grandidier, II, 44. 


Rechte der öffentlichen Gewalt. 447 


„gelinde ſines Goteshuſes“ genommen werden, bis fpäterhin 
auch Stabtbürger dazu ernannt werben durften und dazu ernannt 
werben mußten. 


$. 500. 


Sehr Häufig wurden jene Aemter zu Lehen gegeben und 
zwar als erbliche Lehen verliehen. So wurde, wie wir gejehen, 
bie Burggrafichaft in Köln, Mainz, Worms, Trier, Negensburg, 
Würzburg und Magdeburg, und die Stabtvogtei in Straßburg und 
Augsburg zu Lehen gegeben. Eben jo das Schultheißenamt in 
Bafel !), in Straßburg und Magdeburg, und die Vogtei oder das 
Schultheißenamt in Köln. Die mit ihrem Amte belehnten Burg: 
grafen, Vögte und Echultheiße durften nun natürlicher Weiſe ſelbſt 
zu Gericht ſitzen. Und Ste pflegten dieſes auch öfters zu thun, 
3. 2. in Würzburg die Grafen von Henneberg in ihrer Eigenfchaft 
als Burggrafen zu Würzburg ($. 494). Sie durften aber ebenfalls 
wieder einen Stellvertreter ernennen, welcher ſodann ftatt ihrer zu Ge: 
riht ſaß. So hatten in Köln die Burggrafen einen eigenen Bi: 
carius oder Untergrafen in der Altſtadt und in der Vorſtadt, und 
auch die Vögte hatten dafelbjt einen Vicarius oder Untervogt. Eben 
jo hatte in Straßburg der Schultheiß zwei Richter als feine Stell- 
vertreter und in Würzburg der Oberſchultheiß einen Unterſchultheiß. 
Und in Worms hatte der Burggraf einen Stellvertreter, welcher 
ebenfalls Burggraf (praefectus) oder Stadtgraf (Greve) genannt 
worden ijt, und in Augsburg der Erbvogt einen Stellvertreter, 
welcher den Titel Skabtvogt geführt hat. In biefem Falle wurden 
ſodann die Gerichte nicht im Namen des Erzbiichofs oder des Bi- 
ſchofs, vielmehr im Namen ihres mit dem Amte belehnten Stell: 
vertreters, alfo 3. B. in Köln im Namen bed Burggrafen gehegt- 
Erit ſeitdem die Erzbiichöfe von Köln die Burggrafichaft wieder an 
ich gebracht Hatten, alſo felbft wieder Burggrafen waren, follten 
auch die Gerichte wicder im Namen der Erzbiichöfe gehegt und bie 
Urtbeile in ihrem Namen geiprochen, und nicht mehr im Namen 
des Burggrafen gehandelt werben 2). 


1) Heusler, p. 207. 
2) Schöffenweisthum von 1375 bei Grimm, II, 748. vrgl. oben 6. 48), 
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In fehr vielen Städten wurden jene Aemter verpfändet, 
3. B. das Burggrafenamt in Köln, die Vogtei in Bafel, Augsburg, 
Lindau, Kempten, Bremen und Hamburg, das Schultheißenamt in 
Bafel und Regensburg und das Ammananıt in Lindau. Defters 
wurden jene Aemter auch verkauft mit dem Rechte der Wieder: 
einlöfung, was dem Erfolge nad) einer Verpfändung gleichlommt. 
. Das Schultheißenamt in Worms 3. B. wurde verfauft?). Uud 
bie Pfandinhaber oder Käufer hegten und pflegten fodann jene 
Aemter entweder ſelbſt, oder fie ließen biefelben durch von ihnen 
ernannte Stellvertreter in ihrem Namen hegen und pflegen, 3. B. 
in Bafel u. a. m.*). Und die Stellvertriter dieſer Stellvertreter 
nannte man jodann Untervögte 3. B. in Bafel®), Unter: 
ſchultheiße oder Viceſchultheiße 3. B. in Bafel®), oder 
vicepraefecti, 3. B. in Augsburg 7). In mehreren Städten 
wurden jene Aemter an die Stadt felbjt verpfändet, 3. B. die 
Bogtei in Hamburg und das Schultheißenamt in Bafel. In den 
meilten Biſchofsſtädfen und Abteiftädten haben aber bie 
Städte die an andere verpfändeten Aemter oder die erblich verliehe- 
nen Aemter mittelft Einlöfung oder Kauf an ſich gebracht, 3. 8. 
in Erfurt im Jahre 1283 die Vogtei mit dem Vogtesding und im 
Sabre 1291 die beiden Schultheifenämter®). Und im einen wie in 
dem anderen alle wurden file fodann, wenn ſie ſich im Beſitze der 
Burggrafſchaft oder der Vogtei erhalten konnten, Neichsftäbte. Nur 
in Bremen it die Vogtei und in Würzburg das Burggrafenamt 
von ſelbſt untergegangen, in Bremen, weil die Vogtei zulegt ohne 
alle Kompetenz war, in Würzburg dagegen, weil die Grafen von 
Henneberg fih nicht mehr mit dem Burggrafenamt belehnen laſſen 


8) Urk. von 1298 bei Böhmer, fontes, II, 240. 

4) Urk. von 1302 bei Heusler, p. 199 n. 1. — „Ih Peter der Gabeler 
„vogt ze Bajele an mins berren ftat von Nötenlein — das id 
„ze gerichte ſas an mins herren ftat Peters des Schalers ſchul⸗ 
„theiſſen ze Bafele* —. 

5) Beiſpiele bei Heusler, p. 200 n. 1. 

6) Heusler, p. 207. 

7) Url. von 1262 in Mon. Boic. 38, I p. 98 

8) Urf. von 1283 und 1291 bei Lambert, p. 139 u. 145. Die Stadi« 
vogtei blieb jedoch eine Zeit lang noch ſireitig. Michelſen, Rathover⸗ 
jajjung von Erfurt, p. 3—5 u. 10. 
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wollten. An Konftanz erhielt die Bürgerfchaft den Blutbann von 
dem Kaiſer Wenzel nicht nur Aber ihre Vogtleute, Eigenleute und 
Hinterjafien, fondern auch über fremde Verbrecher, welche fie auf- 
fangen und vor Gericht bringen konnte ). 


$. 501. 


Mit der öffentlichen Gewalt haben die Immunitätsherren auch 
ein Recht auf die öffentlichen Dienfte und Steuern erhal: 
ten. Mit der geſammten öffentlichen Gewalt war nämlich aud 
das Recht auf den alten Königsdienft auf die Bilchöfe und Aebte 
übergegangen. Und fie nahmen nun dieſen Dienſt und in ihrer 
Eigenfchaft als Gerichtsherren auch den alten Beamtenbienft in 
eigenem Namen und Kraft eigenen Nechtes in Anſpruch 1). Wie 
in den Neichsftädten die Bürger Reichsunterthanen und als folche 
dem Kaifer und Meich veichsbienftpflichtig waren, jo waren nun 
auch in den Bilchofsftädten und in ven Abteiftäbten die Stabtbür: 
ger landesherrliche Unterthanen und als folche ihrem Landesherrn 
die Iandesherrlihen Dienfte und Steuern ſchuldig. Daher follten, 
nach dem Vertrage der Stabt mit dem König Philipp, die Bürger 
von Köln dem Erzbiichof als ihrem Lanbesherrn dienen (civitas 
serviet ei, in quibus debet) 2). Eben fo waren bie Bürger von 
Magdeburg ihrem Landesheren Herrendienfte ſchuldig ?). Diele 
beftanden hauptfächlich in der Pflicht den Landesherrn, wenn er in 
ihre Stadt kam, zu beherbergen und zu verpflegen, jodann in ber 
Pflicht zum Iandesherrlichen Kriegsdienft und in ber Pflicht den 
Landesherrn zu unterftüßen, wenn er nach Hof ging oder einem 
Nömerzug beimohnte. | 

Das Recht der Biichöfe und Aebte auf Beherbergung und 
Verpflegung, wenn fie in die Stadt Tamen, hat urfprünglic 
gewiß allenthalben beitanden. Da jeboch bie Biſchöfe und Nebte 
in ihren Biſchofs- und Abteiftäbten ſelbſt zu wohnen pflegten, fo 
wurde jenes Recht feltener von ihnen in Aufpruch genommen, und 
e8 hat fih fodann, bei dem Streben jener Städte nach Freiheit, 





9) Lender, Beitr. zur Geld. von Konflanz, p. 28. Urk. von 1884 bei ' 


Hugo, Mebiat. Reichsſt. p. 225. 
1) Meine Gel. der Fronh. IL, 408 fi. 
2) Vertrag von 1206 in Quellen, II, 27. 
3) Schöffenbrief von 1304 6. 188 bei T. u. Stenzel, p. 477. 
v. Maurer, Städteverfaffung. III. 29 
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nach und nach gänzli verloren. In Straßburg war fchon zur 
Zeit des alten Stadtrechtes das Necht des Biſchofs in diefer Be 
ztehung auf faft nichts befchränft %). Und in Speier mußten bie 
Bilchöfe bereit3 im Jahre 1294 auf dieſe und andere Dienſte gänz- 
lich verzichten ®). 

Eben fo hatten die Immunitätsherren mit dem Koͤnigsdienſte 
auch ein Necht auf den Kriegspienft erworben. Daher mußten 
im Nothfalle auch die Stabtbürger und zwar auf eigene Rechnung 
gerüftet ins Felb ziehen. Noch Rudolf von Habsburg befahl ben 
Bürgern von Bafel, daß fie ihrem Biſchof Kriegs- und andere 
Dienfte leiſten ſollten ). Der landesherrliche Heerbienft wurbe 
aber auch in den Immunitätsſtädten frühe fchon, wie wir gejehen, 
auf die Vertheidigung der Stadt und auf bie Vertheidigung des 
Landes, das heißt auf die Landwehr beſchränkt. So mußten bie 
Bürger von Magdeburg 40 auf eigene Rechnung bewaffnete Leute 
zur Landwehr (pro defensione patrie — expeditionem) ſtellen. 
Und die zurüchleibenden Bürger jollten bie Stabt felbft vertheibi- 
gen (alii domi remanentes ad defensionem civitatis) ?)., Zum 
auswärtigen Heerbienft waren bie Stabtbürger in der Negel gar 
nicht verpflichtet. Diefen konnten daher auch die Biſchoͤfe nur bitt- 
weile oder auf vertragsmäßigem Wege erlangen. Daher findet 
man auch in vielen Städten folche Verträge des Bilchofs und ber 
Stadt zur gegenfeitigen Unterftübung, 3. B. in Worms im 14. 
Sahrhundert 9), in Bremen das ganze 13., 14. und 15. Jahrhundert 
hindurdy bis ins 16.9). Da inbefien die Bifchöfe die Inhaber des 


4) Stadtrecht, c. 90 u. 91 bei Grandidier, Il, 79. Meine Geſch. ber 
Fronh. III, 420. 
5) Urt. von 1294 bei Lehmann, p.579. quod de civibus — nullas her- 


bergas — aut alia genera servitiorum qualiscunque. Urf. von 
1865 bei Lehmann, p.730. — „tein Herberge — noch Teinerley andere 
„Dienſt“ — 


6) Url. von 1286 bei Ochs, I, 432. statuimus et volumus, quod cives 
— in expeditionibus et modis aliis servient. 


7) Schöffenweisthum aus 13. sec. $. 4 bei X. u. St. p. 271. Deine 


Geld. ber Fronh. III, 462 ff. und oben $. 128, 129, 427. 

8) Urt. von 1860 bei Glafey, annect. p. 388. 

9) Verträge von 1288, 1295, 1801, 1825, 1337, 1868, 1425, 1474, 1499 
u. 1599 in Assertio lib. p. 480484. 
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alten Koͤnigsdienſtes, alſo die eigentlichen Kriegäherren waren, jo 
durfte ohne ihre Auftimmung feine neue Burg, feine Wichurg, in 
der Stabt angelegt werben, 3. B. in Bafel 1%). Sogar bie Könige 
felbft Haben auf das Recht auf geiftlichem Geblete neue Burgen 
und Städte, welche damals ebenfalls Burgen waren, zu errichten 
ausdrücklich verzichtet 1). Und wenn bie ISmmunitätsherren an 
ben Königshof reisten oder zu einem Römerzug aufgeboten 
wurden, mußten auch die Stabtbürger beiſteuern. So bie Bürger 
von Augsburg, wein der Biſchof nach Hof ging ober ſonſt des 
Meiches oder der Kirche wegen reiste ober an einem Roͤmerzug 
Theil nahm (pro ecclesiae suae necessitate curiam adierit — 
quando romam ibit in expeditionem vel ad suam consecratio- 
nem) 12). Eben jo die Bürger von Baſel, wenn ber Biſchof einen 
Nömerzug mitmachte oder an den. Satferlihen Hof reiste. (pro 
expeditione imperiali vel pro itinere ad curiam) !2). Und in 
Worms follten dem Biſchof nicht bloß die Fiscalinen zum Königs- 
dienft und zum Kriegsdienſt beifteuern (ad regale servitium et 
ad expeditionem) '*), jondern auch bie übrigen Bürger 15). Daher 
machte es großes Auffehen als im Jahre 1231 die Bürger die von 
dem Biſchof begehrte Beiltener (subsidium), um den Reichstag zu 
Ravenna zu beſuchen, verweigerten !%). Außerdem erhielten aber 
die Bifchöfe bei ihrem feierlichen Eintritt in die Stabt auch noch 


10) Spruch von 1180 bei Pertz, IV, 164. nulli personae licere muni- 
cionem aliquam novam que vulgo dici possit Wicborc in civitate 
praeter ipsius episcopi voluntatem vel erigere vel erectam tenere. 
vergl. oben $. 176. 

11) Confoederatio von 1220 $. 9 und Constitutio von 1282 bei Pertz, 

IV, 287 u. 291. 

12) Stadtrecht von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 880. 

13) Urk. um 1218 bis 1321 bei Ochs, I, 29. und in Redtsquellen von " 
Bajel, I, 2. Deine Geh. der Fronhöfe, III, 414. 
14) Leges S. Petri, von 1024 $. 29 bei Grimm, I, 807. 

15) Annal. Worm. ad 1262 bei Boehmer, font. IL, 202. Ad subsidium 
hujus guerre dederunt cives. Ürf. von 1860 bei Glafey, p. 8883. 

16) Annal. Wormat bei Boehmer, font. II, 161. cum episcopus, volens 
arripere iter ad curiam domini imperatoris —, peteret subsidium 
a civibus —. Sed ipsi cives sibi in suis precibus nil consense- 
runt, nec in aliquo sibi succurrere voluerunt —. 


29 * 
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Geſchenke von dem Rath, beftchend in Wein, Hafer, Fiſchen und 
in einem vergoldeten Becher, 3. B. in Worms 17) und in Bafel!®). 
Die Biichöfe und Aebte Hatten demnach in ihren Immunitäts⸗ 
jtädten baffelbe Befteuerungsrecht, welches die Deutichen Kö: 
nige in den Reihsftäbten gehabt haben. Und biefen Steuern waren 
auch in den Biſchofs- und Abteijtäbten alle Einwohner unter: 
worfen, mit Ausnahme der in ber Stadt anfäßigen Ritter und 
ber Geiftliden. Die in der Stabt angejeffene Nitterfchaft und 
Geiftlichleit war zwar, urſprünglich wenigftens, den ftädtifchen 
Steuern und Abgaben unterworfen, nicht aber den dffentliden 
oder landesherrlidhen Steuern. Da nämlich die Ritter ihrem 
Landesherrn den Ritterdienft in Perſon leiften mußten, fo brauch: 
ten fie nicht dafür zu fteuern (6. 376, 395 u. 480). Und auch 
bie Betftlihen wurden frühe ſchon von der Entrichtung der öffent- 
lihen Steuern befreit. Schon ber Landfrieden von 1158 befreite 
die Kirchen in den Städten von den willlürliden Steuern 19). 
Und auf tem Reichstage zu Mainz im Jahre 1182 wurben bie 
Geiſtlichen, wenn fie feinen Handel trieben, auch noch von allen 
übrigen öffentlihen Steuern und Fronen befreit 2%). Um bie Kauf: 
leute herum drehte fich demnach auch in biefer Beziehung bie 
ſtädtiſche Verfaſſung. Und wie in anderer fo hat auch in biefer 
Beziehung Recht und Pflicht der Kaufleute zur weiteren Aus- 
bildung der ſtädtiſchen Verfaſſung wefentlich beigetragen. 

Allein nicht bloß das Beiteuerungsredht, auch die bereits ſchon 
beftebenden ö ffentlihen Steuern felbft wurden ven Biſchoͤfen 
und Aebten übertragen. So in Worms, Mainz und Köln alle 
Arten von Öffentlihen Steuern unb Abgaben (das toletum, ban- 
num und das fogenannte Stuflorn) 22), Eben jo in Speier 


17) Zorn, Chrom. p. 191 u. 192. 

18) Ochs, II, 336 u. 887. Rot. 

19) Pertz, IV, 112. Illicitas cxactiones ab ecclesiis — per civitates 

et castella prohibemus. 

20) Pertz, IV, 165. — ecclesie Wormaciensis ministros, qui certi et 
publici mercatores non sunt, ab omnibus angariis et perangariis, 
ab exactionibus et collectis, auctoritate imperiali absolvimus —. 
vergl. $. 876. 

21) Url. von 979 u. 995 bei Morit, I, 208 u. 259. negotiationis uti- 
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(stopha und herbannus) 22), in Mainz; (census ab antiquo sta- 
tutus) 22), in Trier (omne tributum) 2*), in Chur (omnis census a 
liberis hominibus solvendus et hostisana) 28), in Bajel (episcopo 
in talliis, stüris, exactionibus servient) 2e), in Regensburg 27) 
u. a. m. In einigen wenigen Bifchofs- und Abteiftäbten haben 
ſich übrigens auch in fpäteren Zeiten noch die Reichsfteuern und 
die alten Koͤnigszinſe erhalten. Noch im 13. und 14. Jahrhundert 
wurden bie Reichsſteuerr in Konftanz und Lindau 28), in Kempten 
und in St. Gallen, und die Koͤnigszinſe in Hamburg, in Bremen, 
in Speier u. a. m. erhoben. Seit dem 13. und 14. Jahrhundert 
wurden fie indeflen mehr und mehr verpfändet. Und zulebt kamen 
fie fait allentbalben in bie Hände der Städte ſelbſt. So wurbe* 
bie Neichsftener in Kempten im Laufe bes 14. Jahrhunderts an 
bie Herzoge von Tek, dann an bie Grafen von Montfort und zu: 
legt an die Stadt felbft verpfändet 2%). Eben jo wurde die Reichs: 
fteuer von St. Gallen vom Reich veräußert und im Sabre 1417 
von der Stadt eingelößt 2%). Auch wurden die Koͤnigszinſe in 
Hamburg und in Bremen an verfchtevene geiftliche und weltliche 
Korporationen jo wie an einzelne bürgerliche Geſchlechter verpfändet, 
bis fie auch dort meiftentheild in die Hände ber Stadt jelbjt ge- 
fommen find 22), Neue öffentliche Steuern follten jebod) 
ohne Zuftimmung der Bürger nicht erhoben werben, weber in 
Mainz 22), no in Worms 32), noch in Speter ?%) noch a. m. Im 


litates toletis videlicet et bannis. — Urk. von 985 bei Securis, 
p. 8. Urk. von 858 u. 898 bei Schannat, II, 6 u. 15. modium 
Regis, quod alias Stuffkorn nuncupatur. 

22) Urk. von 670 u. 782 bei Remling, p. 2 u. b. 

28) Privilegium von 1244 $. 2 bei Guden, I, 580. 

24) Urt. von 902 bei Hontheim, I, 258. 

25) Urt. von 1086 bei Boehmer, regest. Nr. 1412. 

26) Urk. von 1285 bei Ochs, I, 482. 

27) Privileg von 1280 $. 21. collectas det nobis et episcopo —. 

28) Urt. von 1860 bei Wegelin, II, 71. 

29) Haggenmäller, I, 148—145. 

80) Heider, p. 680 f. 

81) Meine Geſch. der Fronh., III, 868-861. 

82) Privilegium von 1244, $. 1 u. 2 bei Guden, I, 580. Urk. von 1349 
bei Senckenberg, sel. jur. II, 141. 
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14. Jahrhundert erflärten noch die Bürger von Würzburg ihrem 
Landesherrn, „Wollte ein Herr auch neue Gebot und Sab feben, 
„daß tft alfo Herkommen, daß er das ohne die Bürger nicht thun 
„ol; wann er aber bas thun wollt, und fein Gericht wollt anberft 
„legen, denn fie von Alters herfommen war, darwider bie Bürger 
„alleweg geweien“ 25). Als baher der Btichof von Konftanz im 
Sabre 1192 die Bürger von Konftanz gegen ihren Willen befteuern 
wollte, erhoben biefe Beſchwerde bei dem Kaiſer und erlangten von 
ihm die Beftätigung ihrer bergebrachten Steuerfreiheit 9. Und 
fpäterbin mußten die Bilchöfe auch noch auf alle hergebrachten 
Steuern verzichten, bie Erzbiichöfe von Mainz auf alle Beten und 
Steuern 27), die Bischöfe von Konſtanz auf alle Kalle, Gelaſſe und 
Hauptrechte („vegeben und abgelaufen hand alle Fälle, geläje uns 
„gnoſain und hoptredt”) 2%), und die Biſchöfe von Speier auf alle 
hergebrachten Steuern, gleichviel welchen Namen fie hatten. (nullas 
exactiones, sturas, herbergas, banwin, hersture, collectas seu 
aliquas precarias alias recipiemus aut extorquebimus) ?%). Wobei 
es denn auch fpäterhin geblieben ift 2%). Auch in Magbeburg jagten 
ſich die Bürger im Anfang des 16. Jahrhunderts von allen Steuern 
108, indem fie behaupteten nach ihren Privilegien zu Feiner Steuer 
verpflichtet zu fein 21). 


88) Annal. Worm. ad 1262 bei Boehmer, font. II, 202. 
84) arg. Urk. von 1198 bei Lehmann, p. 496. 


35) Schuberth, Staats: u. Gerichtsverfaſſung von Bamberg, p. 87. 

86) Urk. von 1192 bei Dümge, reg. p. 150. — quod civitas et bur- 
genses — nullam petitionem seu collectam ipsi episcopo vel 
advocato civitatis vel successoribus suis facere debeant. 

87) Url. von 1185 bei Guden, I, 119. Urf. von 1825 u. 1849 bei 
Senckenberg, sel. jur. II, 181, 157 u. 161. - 

88) Urk. um 1875 bei Lender, Konftanz, p. 20. Beftätiget in den Jahren 
1884 unb 1887 eod. p. 21. 

39) Urk. von 1294 bei Lehmann, p. 579. und Rau, I, 18. 

40) Urk. von 1859 u. 1865 bei Lehmann, p. 716 u. 780. — „ein Meih, 
„Steur, Herberge, Bannwein, Heerſteur, Scapung, Lehnung — 
„ordern.“ 

41) Rathmann, III, 806 u. 488. IV, 2. p. 28. 


Rechte ber öffentlichen Gewalt. 455 
$. 502. 


Auch das Münzrecht und das Zollrecht gehörte urfprüng: 
lich zu den Rechten ber äffentlihen Gewalt. Es wurde aber frühe 
ſchon auf die Bilchöfe und Webte übertragen. Und die Koͤnige 
jelbft verzichteten auf die Ausübung des Münz: und Zollrechtes 
in dem Gebiete eines Bifchofs oder Abtes und auf das Recht neue 
- Münzen und neue Zölle daſelbſt zu errichten I). In jenen Städten, 

in welchen bereits Münzen beftanden, wurde dieſe den Bifchöfen 
und vielen Aebten, bie und da fchon von den Fränkiſchen Königen 
übertragen, 3. B. in Straßburg ?), in Worms 2), in Speier 9, in 
Mainz ®), in Trier ®), in Magdeburg ?), in Bremen ®), in Bafel®), 
in Konjtanz!9), in Zürich 11), in Augsburg 12), in Köln 12) u.a. m. 
Auch erhielten fie das Necht neue Münzen in jenen Städten zu 
errichten, in welchen bis bahin noch Feine beitanden, 3. B. in Straß: 
burg 19), in Bremen 15) u. a. m. Zur Beforgung des Münz- 
wejens wurden dfterd eigene Münzbeamte in größerer oder ge: 


1) Confoederatio von 1220 $. 2 u. 10. unb Constit. von 1282° bei 
Pertz, IV, 236 u. 292. 

2) Urk. von 774 bei Grandidier, I, preuv. p. 112, Urk. von 974 bei 
Schoepflin, I, 125. 

8) Urf. von 858, 898 u. 1044 bei Schannat, II, 6, 16 u. 55. 

4) Urk. von 946 bei Remling, p. 12. 

5) Urk. von 974 bei Guden, I, 7. 

6) Urf. von 902 bei Hontheim, I, 258. 

7) Url. von 965 u. 978 bei Rathmann, I, 880 u. 888. 

8) Urk. von 888 bei Zappenberg, Hamb. Urfb. I, 88. percussuram num- 
morum —. Urk. von 966, 1008, 1014 u. 1158 bei Lindenbrog, 
p. 181, 185, 186 u. 162. 

9) Urf. von 1149 bei Ochs, I, 258. Heusler, Verf. Gel. p. 11. Urk. 
von 1149 u. 1152 bei Wadernagel, Biſchofsrecht, p. 22 u. 38. 

10) Urk. von 1155 bei Neugart, II, 86. und Pistorius, III, 695. 

11) Bluntſchli, I, 126—128. 

12) Stabtredht von 1156 in Mon. Boic. 29, II, p. 380. Stabtredht von 
1276 bei Freyberg, p. 10 ff. bei Waldy, IV, 85 ff. 6. 16 ff. 

18) Urk. von 1204 bei Lacomblet, II, 7. 

14) Urt. von 974 bei Schoepflin, I, 125. 

15) Urk. von 888 bei Lappenberg, I, 88. Urk. von 966 bei Lindenbrog, 
p. 181. 
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ringerer Anzahl von den Bilchöfen und Aebten ernannt. Anber- 
wärts wurde das Münzamt verpachtet oder zu Lehen gegeben. Unb 
bie mit biefem wichtigen Amte belehnten Münzer Hausgenofjen 
haben fih allenthalben zu großem Anfehen und Reichtum erhoben, 
und in Speier und in Weißenburg fogar das Stabtregiment jelbit 
an ſich gebracht. Nah und nach kam jedoch auch dieſes wichtige 
Recht in Abhängigkeit von dem Stabtrath und zulegt durch Ver⸗ 
fauf oder Berpfändung in den Befi der Stabt jelbit ($. 77 
u. 141). 

Mit der Münze wurden meiftentheils gleichzeitig auch bie 
Zölle auf die Biichöfe- und auf vicle Aebte übertragen, 3. B. in 
Straßburg !%), in Worms 17), in Speier'), in Mainz !9), in 
Trier ?0), in Regensburg ?!), in Magdeburg 22), in Zürich 22), in 
Konftanz 2%), in Köln2s), in Münfter, Bafel u. a. m. Auch 
wurde ihnen das Recht neue Zölle zu errichten zugeftanben, 3. 2. 
in Bremen 2°) u. a. m. Und in vielen Städten haben ſich auch in 
fpäteren Zeiten dieſe bilchöflihen Zölle noch neben den ftäbtijchen 
Zoͤllen erhalten, 3. 3. in Worms ?7), in Speter, in Bafelu.a.m. In 
Speier war ber bifhöfliche Zoll doppelter Art, entweder ein Jag- 
zoll, wenn er von dem Fuhrwerk erhoben warb, oder en Pfund⸗ 
zoll, wenn er von den Waaren erhoben zu werden pflegte. Auch 
bie Fähre über den Rhein mit dem Jergenmeifteramte ges 


16) Urk. von 774 bei Grandidier, I, preuv. p. 112. 

17) Urk. von 798, 858, 898 u. 978 bei Schannat, II, 1, 6, 15 u. 28. 

18) Urk. von 946 bei Remling, p. 12. 

19) Url. von 974 bei Guden, I, 7. 

20) Urk. von 902 bei Hontheim, I, 258. 

21) Urt. von 916 bei Ried, I, 94. 

22) Urf. von 965 u. 978 bei Rathmann, I, 380 u. 388. 

23) Bluntſchli, I, 126. 

24) Urt. von 1155 bei Neugart, II, 86. 

25) Url. von 1204 bei Lacomblet, IT, 7. 

26) Urk. von 888 bei Lappenberg, I, 88. Urk. von 966, 1008 u. 1158 
bei Lindenbrog, p. 181, 185 u. 162. 

27) Vergleih von 1407 8. 18, Urf. von 1424 u. 1430. Rachtung von 
1519 $. 88 u. 84 und Urk. von 1567 bei Schannat, II, 280, 288, 
285, 329 u. 427. 
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hörte dem Bifchof, und der bifchöfliche Zöllner war daſelbſt zu glei- 
her Zeit der Tergenmeifter 23). In Bafel war der Bilchofszoll 
theild eine Handblungsabgabe theils ein Tranfitzoll. Man 
nannte ihn daher einen fürgehenden Zoll und, wie in Speier, 
einen Pfundzoll?). Auch die Bilchöfe waren öfters in Gelb: 
verlegenheit und verfeßten daher ihre Zölle oder gaben fie zu 
Lehen. Und fo kamen denn auch die bifchäflichen Zölle öfters in 
bie Hände der Städte. In Straßburg wurben fie mehrmals an 
einheimifche und auswärtige Gefchlechter verfeßt und verliehen, auch 
an die Etabt felbft verpfändet, und im Sabre 1604 durch den 
Hagenauer Vertrag der Stabt für immer übertragen 2%). ben fo 
in Köln ſchon im 12. und 13. Sahrhundert #1). In Bafel wur: 
den die Bifchofszölle im Sabre 1373 der Stadt verpfändet und, 
nachdem dieſe Verpfändung im Jahre 1401 nochmals beftätiget 
worden war, jeitbem auf Rechnung der Stadt erhoben 32). In 
Megensburg wurden im Jahre 1888 die Zölle und andere Abgaben 
an die Stadt verpfänbet 22). Auch in Münfter hatte der Biſchof— 
eine Zeit Tang feine Zölle den biſchöflichen Minifterialen zu Lehen 
gegeben 29). Zur Erhebung der Iandesherrlichen Zölle ftellten die 
Bilchöfe und Aebte insgemein eigene Beamte, fogenannte Zöllner 
(thelonearii) an, 3.8. in Straßburg 24), in Köln 3%), in Zürich 37), 
in Mainz 2%), in Speier, Worms u. a. m. Dieſe Beamten hatten 
außer der Erhebung des Zolls auch noch die Aufficht über ben 
Bau und die Unterhaltung der Brüden. Denn aus ven Zoll 
einnahmen wurben dergleichen Bauten befiritten, 3. B. in Straß: 








— “—e— 


28) Lehmann, p. 834 u. 886. 

29) Ochs, II, 412 ff. Not. u. V, 99. Bifchofsrecht 5. 9. 

80) Grandidier, II, 108 u. 104. 

81) Ennen, Geſch. I, 618—614. ' 

82) Ochs, II, 221, 222, 412 ff., II, 19, V, 99. 

88) Gemeiner, II, 244. 

34) Urt. von 1217 bei Wilfens, p. 111. | 

85) Stadtrecht, c. 7, 47, 49 u. 56 bei Grandidier, II, 45. Revers von 
1263 $. 4 bei Schilter zu Königsh. p. 780. 

36) Urk. von 1159 bei Lacomblet, 1, 276. 

87) Urt. von 947 bei Neugart, I, 592, 

38) Privilegium von 1244 8. 8 bei Guden, I, 580. 





BB Rechte der öffentlichen Gewalt. 


burg 2%). Auch hatten bie Zöllner äfters die Nufficht über bie 
Maße und daher diefe mit einem glühenden Eifen zu zeichnen und 
bie darüber entitandenen Streitigkeiten zu enticheiden, z. B. in 
Straßburg %). In Speier hatten die Zöllner, wie wir gefehen, 
auch die Fähre Über den Rhein zu beforgen. Die Steuern unb 
anderen lanbesherrlichen Gefälle in den Städten wurben insgemein 
von ben bijchöflihen Kämmerern ($. 485), zum Theile auch von 
den Städten jelbft erhoben und dann erjt an bie bifchöflichen Kaflen 
abgeliefert ($. 429). | 
Auch das Recht Märkte anzulegen gehörte frühe ſchon 
zu den Rechten ber öffentlichen Gewalt. Man findet daher die 
eriten Märkte in den Sönigsftäbten Mit den übrigen Rechten 
ber öffentlichen Gewalt wurde aber Auch diefes Recht auf die Bi- 
ihöfe und Nebte übertragen. Und fo erbielten denn nach bem 
Borbilde der Königsftäbte auch die Biichofsftäbte und viele Abtei- 
ftädte frühe ſchon das Marftrecht mit den dazu gehörigen Freiheiten 
und fisfaliichen Einfünften ($. 75, 76 u. 481). 
Auch die Gerihtsgefälle, welche ver Königliche Fiskus 
in der Stadt von den freien und unfreien Reuten und von ben 
hoͤrigen Eolonen zu erheben hatte, wurden auf bie Biſchöfe und 
Aebte übertragen, 3. B. in Worms #1), in Speier *2), in Köln und 
Mainz 42), in Konftanz ) u. a. m. Eben fo auch alle übrigen 
fiskaliſchen Einkünfte, welche der Königliche Fiskus in der Stabt 
zu beziehen hatte, 3. B. in Wormsts), in Köln und Mainz‘), in 
Trier I), in Magdeburg 4%) u. a. m. 


89) Stadtrecht, c. 58. 

40) Stabtredt, c. 56 u. 57 ber Grandidier, II, 66 u. 108. 

41) Urk. von 858 bei Schannat, II, 6. quicquid in dominicum fiscum 
de civitate infra et extra in vadiis aut fredis sive justitiis lega- 
libus redigi potest. Urk. von 978, eod. p. 23. quae infra aut 
extra urbem in dominicum fiscum redigi aliquomodo potuerant, 
in banno, quod penning — ban vulgariter dicunt, aut — fredo — 
sive ullis justicys legalibus, vadiis —. 

42) Urt. von 670 u. 782 bei Remling, p. 2 u. 5. 

48) Urk. von 979 in Quellen zur Geld. von Köln, I, 470. 

44) Urt. von 1155 bei Neugart, II, 86. — seu in cseteris justitiis —. 

45) Urf. von 858, 898 u. 987 bei Schannat, II, 6, 14, 15 u. 28. — 
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Die Gerichtsgefälle und die übrigen fiskaliſchen Einkünfte 
ſollten demnach, wie e8 bie angeführten Urkunden klar und beutlich 
aussprechen, auf den Bilchof übergehen. Ganz buchftäblich darf 
biefes jebocdh nicht genommen werben, wie biejes ſchon Nigich und 
Heusler bemerkt haben. Denn in Bafel erhoben die Könige noch 
bis zum Jahre 1279 das fogenannte Zollholz ). Alle Bifchofs- 
ftäbte blieben noch, wie wir jehen werben, reichSdienft- und reichs⸗ 
ſteuerpflichtig (F. 504). Auch verfügten die Könige nad) wie vor 
über die in den Biichöfsftäbten zu erhebenden Zölle. Oder es 
wurde die Steuer wenigjtens nur zum Theile auf den Biſchof über: 
tragen. So follte 3. B. in Bajel der Biſchof nur zwei Drittheile 
. ber Steuer (exactio oder Gewerf), der Vogt aber das andere 
Drittheil erhalten 50), Auch die Gerichtögefälle gingen nicht voll- 
ftändig auf den Biſchof über. Der Bilchof pflegte vielmehr nur 
zwei Drittheile und der Vogt das lebte Drittbeil zu erhalten, 3.2. 
in Bafel u. a. m. 1), in&bejondere auch in Worms. Daß aber 
diefes dem Vogt zufallende Drittheil nach wie vor als bem könig⸗ 
lichen Fiskus gehörig betrachtet worden tft, gebt zumal aus einer 
Wormſer Urkunde hervor, nach welcher auch diefes Drittheil noch 
auf den Bilchof Übertragen wurbe, während e8 bis dahin als zum 
Königlichen Fiskus gehörig betrachtet worben iſt 62). Auch in den 


quasdam res juris Regalis infra civitatem — quidquid in domi- 
nicam fiscum de civitate — quidquid ad nostrum usum et jus 
pertinet — quasdam res juris nostri infra civitatem — quidquid 
ad opus Reginm in ipsa civitate fiscuas dominicus — et alias uti- 
litates omnes, quae infra aut extra urbem in dominicum fiscum 
redigi aliquomodo potuerant. 

46) Urf. von 979 in Quellen, I, 470. 

47) Url. von 902 bei Hontheim, I, 258. cum fiscalibus omnibus —. 

48) Urf. von 965 bei Rathmann, I, 880. 

49) Urt. von 1279 bei Herrgott, II, 2. p. 490. Biſchofsrecht, $. 9. 

50) Urt. bei Ochs, I, 290. Bifofsreht 5. 2. Eben fo nod an vielen 
anderen Orten. Wadernagel, Bifhofsr. p. 29. 

51) Urt. bei Ochs, I, 292. Biſchofsrecht $. 1 u. 14. 

52) Urk. von 985 bei Schannat, II, 26 f. — ecclesia tam in toletis, 
quam bannis, duas tantum totius utilitatis partes tenuit, tertia, 
ut omnibus provinciae optimatibus notum est, regio et impe- 
riali fisco suo reservata. 
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Abteiſtäͤdten und in anderen Städten pflegte übrigens jene Thei⸗ 
lung der Gerichtögefälle zu zwei und ein Drittheil vorzufommen >). 
Am fpäteren Mittelalter wurden jedoch bie zwei Drittheile ober 
auch drei Biertheile zuweilen ben Bürgern (civibus) und das letzte 
Drittheil oder Viertheil dem Stabtrichter fibertragen, 3.8. in Qued⸗ 
linburg 5%), in Lũbeck 56). 


S. 508. 


Seit dem Erwerbe der öffentlichen Gewalt waren bie Bilchöfe 
und viele Aebte die Schub: und Schirmderren der Stadt. Die 
Bürger mußten ihnen baher Huldigen?!). Diefen Huldigungs— 
eid benubten num die emporjtrebenden Städte, um ihre Freiheiten 
und Rechte möglichft zu fichern und noch zu erweitern. Sie leifteten 
nämli den Hulbigungseid nur für jo lange Zeit, als aud der 
Biſchof feine Verbindlichleiten gegen bie Stadt erfüllen werde, 3.2. 
in Köln („vort huldin wir vrie burgere van kolne unsme heirren 
„— boilt inde getrumwe ze fine, als verre als hey uns belt unfe 
„recht inde unfe albe gnyde gewoynde”) 2). Oder fie hulbigten erſt 
dann, wenn entweder der Bifchof felbit der Stadt einen Eid ge- 
leiftet hatte, 3. 3. in Köln ?), ober wenn ber Bilchof vorher we⸗ 
nigftens einen Revers ober eine neue Handfeite ausgeftellt 
und darin die ftäbtifchen Freiheiten und Nechte neuerdings beftätiget 
und bejehworen hatte. In Straßburg und Baſel kamen bieje 


58) Urt. von 828 bei. Schoepflin, I, 70. 

54) Urt. von 1184 bei Erath, p. 81. — tres partes civibus, quarta 
pars cedat in usum judicis. In ber Urf. von 1088, eod. p. 60. 
heißt es: tres partes mercatoribus, quarta cedat iudici civita- 
tis. Denn die Bürger wurben damals noch Kaufleute genannt. vergl. 
oben $. 81. 

55) Lüb. R. cod. I. $. 28, II, 48, 51, III, 142. 

1) Deine Geſch. ber Fronhoͤfe, III, 55 f. 

2) Ennen, Geld. I, 616. Not. 

8) Ur. von 1258 bei Ennen, Geſch. I, 616. — „ihre Hulde erneue, wie 
„es gewöhnlich if, und der Erzbifchof fol ihr wieder geloben mit guter 
„Treue, daß er 2c.“ rk. von 1287 kei Lacomblet, II, 492. — pre- 
stitimus corporaliter inramentum, quod quoad vixerimus ipsorum 
jura, libertates et bonas consuetudines servabimus —. 
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Neverje und Hanbfelten fett dem 13. Jahrhundert vor. Der Hul- 
digungseid wurbe aber damals fchon nicht mehr dem Biſchof, ſon⸗ 
bern nur noch in feiner Gegenwart dem Stabtrath und ber ver: 
fammelten Bürgerfchaft geleiftet %. In Mainz mußte der neuge- 
wählte Erzbiichof jeit dem Jahre 1244 vor ber Huldigung einen 
Revers über bie Aufrechthaltung und Beobachtung der ftäbtiichen 
Rechte und Freiheiten ausftellen 5) und in Bremen jeit dem 
Sahre 1226 8). Der Huldigungseido wurde auch in Bremen ur- 
jprünglih von ber gefammten Bürgerjchaft geleiftet ). Späterhin 
huldigten aber zwei Rathsherren (die beiden Kämmerer) im Namen 
ber Stabt. In der alten Eibesformel war es jedoch nicht aus- 
drücklich gefagt, daß biefes namens der Stadt gefchehen folle. Da⸗ 
her verweigerte der Stabtrath im Jahre 1580, aus allzugroßer 
Borficht, die Aufnahme der Worte „von wegen eins E. Raths 
„und ganter Gemeinheit dieſer Statt” in bie Eibesformel, 
als wenn die beiden Kämmerer perfönlich und nicht im Namen der 
Stadt ihrem Lanbesherrn zu huldigen hätten®,. An Speier 
fommen bieje Reverſe erſt fett dem Jahre 1280 vor) und in 
Worms feit dem jahre 1283 10), Aus diefen Reverſen und Hand⸗ 
feften find fpäterhin bie biſchöflichen Wahlkapitulationen hervor: 
gegangen !1). 
Die Huldigung geſchah meiitentheild bei Gelegenheit des 
feierlichen Eintritts des neu gewählten Biſchofs in die Stabt. Da- 


4) Revers von 1268 bei Schilter, Königsh. p. 729. Handveſte von 1399 
bei Ochs, 1, 865 ff. u. 496, und von 1337 bei Wadernagel, Biſchofo⸗ 
recht, p. 24. Daß aber bie erſte Hanbfefle ſchon vom Jahre 1260 ift, 
geht aus den beiden Hanbfeften von 1887 u. 1899 hervor. vergl. oben 
6. 58, 155 u. 485. 

5) Privilegium von 1244 bei Guden, I, 582. 

6) Urt. von 1226 bei Eafjel, Sammlung ungebr. Urk. p. 119. Huldi⸗ 
gungsformel von 1580 in Assertatio lib. Brem. p. 579. vergl. Do: 
nanbt, I, 106 ff., der jeboch keinen richtigen Begriff von bem Urjprung 
ber Hulbigung bat. 

7) Assertio, p. 577. 

8) Assertio, p. 276, 277 u. 579. vergl. Donandt, 1, 107 u. 108. 

9) Revers von 1280 bei Lehmann, p. 567. 

10) ®ergleih von 1283 bei Schannat, U, 145. Zornius, p. 248. 

11) Meine Geh. der Fronhöfe, II, 58. 
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her famen im Sahre 1293 die Städte Mainz, Speier und Worms 
mit einanber überein, bem neuen Biſchof erfi dann den Zutritt in 
die Stadt zu geftatten und ihm erft dann zu buldigen, wenn er 
vorber bie hergebrachten Nechte und Freiheiten der Stabt beftätiget 
und befhworen habe 2). Und lange Zeit wurbe dieſer Grundſatz 
von den Städten Mainz !?) und Speier aufs Strengfte gehand⸗ 
habt '%). In Speier war man fo vorfidhtig dem Bilchof erft 
bann bie Thore zu Öffnen und ihm den feierlichen Einzug erft 
dann zu geitatten, wenn er zuvor ben Revers in gehöriger Form 
ausgeftellt Hatte. Der Bilchof wurde nämlihd am Xage feines 
feterfihen Einritts zuerft allein mit einem Tleinen Gefolge zu dem 
aͤußerſten Thore (dem Kreutzthore) eingelaflen. Hier mußte er bie 
Beobadhtung der Rechte und Freiheiten der Stadt eidlich geloben 
und den üblichen Revers ausftellen. Dann erft wurbe fein größeres 
Gefolge, jedoch nicht mehr als 350 Reiſige eingelaffen und ihm 
auch das zweite Thor (das St. Ilgenthor) und bie übrigen Etadt: 
thore geöffnet, durch welche er nun feinen feierlichen Einzug bielt. 
Worauf ihm fodann bie gefammte Bürgerjchaft vor ber bijchöflichen 
Pfalz Hulbigte 1). In Straßburg, wo bie Bürgerjchaft bem 
Biſchof ſelbſt nicht mehr gehulbiget, den Huldigungseid vielmehr 
nur noch in feiner Gegenwart geleitet hat, mußte nichts befto we⸗ 
niger der Biſchof vor feinem feierlichen Einritt in bie Stabt den 
üblichen Revers ausftellen und die ftädtiichen Privilegien beſchwö⸗ 
ren. Im Sahre 1507 reisten zur Abnahme dieſes Eides ſtädtiſche 
Abgeordnete nad) Zabern, wo ſich der Biichof damals aufhielt. Und 
jte gebrauchten die Vorficht vor der Thüre des Saales, in welchen 
der Eid geleiftet werden follte, erſt noch bie mitgebracdhten Copien 
mit dem Reverſe des Biſchofs zu vergleichen, um nicht bei ber 
Eidesleiftung betrogen zu werben. Was jedenfalls fein allzugroßes 
Bertrauen vorausjegt 18). Auh in Worms erfolgte im Sabre 


12) Urt. von 1298 bei Senckenberg, sel. jur. II, 124. und Schaab, Geſch. 
bes rheiniſchen Stäbtebundes, II, 68. 

18) Ratbsbeihluß von 1848 und Privilegium von 1349 bei Senckenberg, 
sel. jur. IL, 188 u. 148. 

14) Reverſe von 1808 u. 1865 bei Yehmann, p. 636 u. 730. 

15) Lehmann, p. 828—880 u. 944—946. 

18a) Hegel, die Ehronifen der oberrheinifchen Städte. I, Einleitung, p. 67. 
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1293 die Huldigung erft nachdem ber Bilchof jenen Revers aus- 
geftellt und beſchworen Hatte 1%). Späterhin wurde jeboch bei den 
fortwährenden Streitigfeiten des Biſchofs mit der Stadt die Aus- 
ftellung eines folchen Reverſes öfters wieder vermeigert. Daher tft 
der feierliche Einrilt zuweilen gänzlich unterblieben 17) oder er hatte 
ftatt, aber ohne die Ausftellung eines fürmlichen Reverſes 2%). Auch 
im Jahre 1411 wurde die Huldigung wieber begehrt bei Gelegen⸗ 
heit des feierlichen Einritts. Ste wurde als ein althergebrachtes 
Recht in Anfpruch genommen, bes gleichfalls althergebrachten Re— 
verjes aber Teine Erwähnung gethan 19%), im Jahre 1483 jedoch 
nur unter der Bedingung von ber Bürgerfchaft zugeltanden, daß 
der Biſchof vorher den üblichen Revers ausftelle 20). Und Diele 
Bedingung ift denn auch in die Rachtung von 1519 aufgenommen 
und ‚[päterbin allzeit beobachtet worden 21). Auch follte der Bi- 
ichof bet feinem Einritt nicht über 400 Perfonen bet fi haben 22), 
In Magdeburg Huldigte die Bürgerjchaft dem Erzbiſchof erft 
jeit dem Jahre 1330. Aber auch in Magdeburg wie in Halle 
mußte der Erzbiſchof vor der Hulbigung fogenannte Reverfalten 
oder Hulbebriefe ausftellen, in welchen er veriprach, jene Städte 
in ihren Rechten laffen und ſchützen zu wollen 22). Auch in Paſ⸗ 
fau 24) und in Konftanz u. a. m. mußten mit dem Bürgermeifter 
und Rath die vollfährigen Bürger fammt und ſonders dem Bifchof 
huldigen 29). 


Not. Ich benuge diefe Gelegenheit, um mein Bedauern auszubrüden, 
daß biefes wichtige Buch erſt nach Vollendung meines Werkes erfchienen 
it. Alſo nicht mehr von mir benußt werden Tonnte. 

16) Böhmer, fontes, II, 240. Schannat, IL, 150. 

17) Chron. Worm. bei Ludewig, rel. Mpt. II, 158. 

18) Arnold, II, 806 u. 307. 

19) Sprud von 1411 bei Schannat, II, 226. 

20) Spruch von 1488 bei Schannat, II, 249. Zorn, Ehron. p. 191, 198 
bis 198. 

21) Radtung von 15619, 8. 57 u. 58 bei Schannat, II, 887. 

22) Zorn, p. 195 u. 216. 

28) Rathmann, II, 270, 885, 398, 486, III, 6-8, 112, 121, 208—206, 
220 u. 304. 

24) Urk. von 1429 u. 1455 in Mon. Boic., 28, II, p. 451 u. 455. 

25) Urf. von 1857 bei Pistorius, III, 698. 
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Sehr merhwärbig ift auch der feierliche Einritt des Erzbifchofs 
von Köln in der Stadt Köln und die darauf folgende Hulbigung 
ber Bürgerichaft. Der feierliche Einritt in Köln datirt wahrſchein⸗ 
lich aus ben Zeiten der Verlegung ber erzbiichöflichen Refidenz nach 
Bonn, alfo aus der Mitte des 13. Jahrhunderts. Und bie feier- 
liche Intbronifirung in der Mariengraden Kirche hatte bereits im 
Jahre 1271, als Engelbert II nad) mehrjähriger Gefangenfchaft 
ih wieder mit der Stadt verföhnt hatte, in berjelben Weiſe ftatt 
wie fpäter 2%). Nach einer uns erhaltenen Bejchreibung vom Jahre 
1488 hatte damals der feierliche Einritt in folgender Weiſe ftatt. 
An dem dazu beitimmten Tage ritt der neue Erzbiichof, umgeben 
von den Erbbeamten des Stiftes und von ihrem Gefolge auf der 
Straße von Bonn gegen die Stadt Köln. Die Herzoge von Sü: 
fh und Berg und von Cleve Hatten, ein jeber von ihnen 300 
Pferde bei ſich und bie übrigen zufammen noch 500 Pferde. Bor 
ver St. Severinspforte auf dem Felde wurde der Erzbiihof von 
den beiden Bürgermeiftern von Köln und von A400 Bürgern zu 
Pferd feierlich empfangen. Sowohl die Erbbeamten mit ihrem Be: 
folge als die Bürgermeifter und bie Bürger waren in Uniform („in 
„einer Kleydung — in einer kleidongen alfamen gefleidt*). Nach 
dem feierlihen Empfang ergriff der erfte Bürgermeifter das Wort. 
Er fragte, ob feine Gnaden willens fei einzureiten und zuvor bie 
Rechte und Treibeiten der Stabt zu bejtätigen und zu beichwören. 
Denn nur in biefem Falle werde man ihm den Einritt geftatten 
(„wulde dan fin gnade der Stat ire alde privilegia na alber ges 
„woinheit bejtebigen, jo wulden fte fich zu dem inrijden gutwillig 
„bewiejen”). Nachdem hierauf der Erzbifchof die Freiheiten bejtä- 
tiget und beſchworen hatte, verſprachen ſodann auch bie Bürger: 
meifter, daß nun auch dem Erzbiichof gehuldiget werden ſolle. Man 
werde jedoch die Huld und Treue nur jo lang halten, als der Erz- 
bifchof jelbft fein Wort halten werde („boult ind getrumwe zo fyn, 
„alfo lange a8 bey uns in rechten helt ind eren, ind unfe gube 
„alde gewoinden, bie wir ind unſe vurfaeren herbracht haint“). 
Nun erit wurden die Pforten geöffnet und der feierliche Einzug in 
bie Stabt hatte ftatt. Der Zug ging durch bie St. Severinspforte 


26) Hagen, Reimchronik, V, 6271-82. 
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nach der Mariengraden Kirche. Dort kleidete ſich der Erzbifchof 
um. Er verfleidete jich, wie die alte Beichreibung jagt, d. h. er 
legte die ritterlihe Nüftung ab und den erzbiichöflihen Ornat an, 
und ging fodann in den Dom. Ehe cr aber den Tom betrat mußte 
er auf der Treppe der Mariengraben Kirche die ftäbtiichen Treiheiten 
nochmals beichwören. In dem Dom wurde ein te Deum abgehal- 
ten. Nach deſſen Beendigung ging der feterlihe Zug zuerit nad 
dem Hochgerichte und dann nad) dem Officialate und, nachdem der 
Erzbifhof an beiden Orten oon dem Gerichte feierlich Beſitz ge: 
nommen hatte, in den Domhof, wo nun auch von ber Bürgerſchaft 
dem Erzbifchof gehuldiget ward. Die Huldigung wurde von ben 
beiden Bürgermeiftern namens dev Gemeinde in der Art vorgenom- 
men, daß ber erite Bürgermeifter dem anderen ben Eid vorftabte 
und diefer fodann im Namen des Raths und ber Bürgerjchaft den 
Huldigungseid leiftete („und der jwoire alfo von wegen bes Naits 
„vur bie ganke gemeynde in presentia totius consulatus“). Ten 
Beihluß machte ein Feſteſſen beim Erzbiſchof, welchem an ben fol: 
genden Tagen auf dem Marfte noch Nitterfptele und in dem Bi- 
ſchofshofe wie in den Höfen der Fürſten feitlihe Tänze und andere 
Banckette und Eſſen in Menge nadyfolgten 27). 

In manchen Bifchoftsftädten jcheint indeflen die Bürgerfchaft 
dem Bilchof niemals gehuldiget, ihn alfo nicht als ihren Landes: 
herren anerkannt zu haben. In Augsburg wenigitens finde ich 
feine Spur einer folhen Huldigung. Und in Regensburg 
fonnte ohmedies von einer Huldigung feine Rede fein, indem ba- 
jelbft der Biſchof die Äffentlihe Gewalt. über die ganze Stadt nicht 
erworben hat. In Augsburg wurde zwar die Huldigung im Jahre 
1404 von dem neu ernannten Biſchof Eberhard begehrt, von der 
Bürgerfchaft aber ganz entfchieden verweigert, worauf der Biſchof 
jeine Refivenz nad) Tillingen verlegte, einige Zeit nachher aber 
ohne feinen Zweck erreicht zu Haben wieder nach Augsburg zurüd: 
tehrte 29). 


27) Diefe intereffante Beſchreibung bei Lacomblet, Archiv, II, 180-190. 
28) Jäger, Geſch. von Augsburg, p. 89 u. 90. 


v. Maurer, Städbteverfajlung. UI. 30 
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c. Rethte des Kaiſers in den Biläsisfläbten und in Den Abteiſtädten. 


S. 504. 


Die Biſchofsſtädte und viele Abteiftädte waren demnach, feit: 
dem die Biichöfe und Aebte die öffentliche Gewalt in ber Stadt 
erworben hatten, landesherrliche jenen Inhabern ber äffent: 
lihen Gewalt unterworfene Städte. Ganz unabhängig von 
dem Kaiſer und Reich wurden fie aber deshalb doch nicht. Sie 
find vielmehr in einem gewiflen Sinn nad wie vor Reichsſtädte 
geblieben. Wie in anderen Smmunitätslanden, 3. B. in den Ab: 
teien Maasmünfter 1), Siegburg 2), Benebiftbeuern ?) u. a. m., fo 
durfte nämlich auch in diefen Immunitätsſtädten der Blutbann 
von den bifhöflihen Beamten nicht ausgelibt werben, ehe ihnen 
von dem Kaifer der Blutbann verliehen worden war. So war e8 
in Köln ®), in Straßburg®), in Augsburg %), in Magdeburg 7) 
u. a. m. Und die Kaiſer machten dieſes Necht bei jeder Gelegen- 
heit jelbft dann noch geltend, als die Städte ſelbſt bereit3 den Blut⸗ 
bann erworben hatten, alfo ſchon im Allgemeinen mit dem Blut: 
bann belehnt worden waren, wenn fle nicht ausbrüdlich auf dieſes 
Recht verzichtet hatten, wie dieſes 3. B. in Lindau der Fall war ®). 
Hieraus darf jeboh nicht mit Eichhorn, Donandt u. a. gefolgert 


— — 


1) Urk. von 828 bei Schoepflin, I, 70. sed ipse advocatus cui nos 
vel successores nostri bannum super abbaciam eandem dabimus. 

2) Urk. von 1071 bei Lacomblet, I, 189. ” 

8) Urf. von 1186 u. 1155 in Mon. Boic. VII, 95 u. 107. 

4) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802. unb Quellen, I, 556. — ban- 
num judicii ab imperio tenet —. Bei Securis p. 24. ift biefe Stelle 
ungenau abgebrudt. 

5) Stabtredht, c. 11 bei Grandidier, II, 47. 

6) Privileg von 1426 bei Mojer, reihsft. Hanbb. I, 97. 

7) Magdeburg. Schöppendronit, 3. II p. 210. — „wente be (ber borch⸗ 
„greve) entpfenget ben ban van dem fonige ane mibdel und liet den 
„ban an den ſchulteten“ —. vrgl. Sächſ. Weichbilb, art. 11. 

8) Privileg von 1400 bei Moſer, reichsſt. Handb. II, 118. und Heider, 
p. 180. „ond wie offt fie einen Amman in berjelben Stadt zu Lindaw 
„ſetzen wöllen: daß ber mit bemfelben ſetzen vnd erwehlen, den Bann 
„uber das Blut zu richten, haben fol, und dei nicht von newem fürs 
baß empfahen, bebörfen“. 
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werben, daß bie bifchöflihen Burggrafen und Voͤgte durch dieſe 
Bannperleihung Königliche Beamte geworden ſeien 9). Denn die 
Bilchöfe Hatten fie, wie wir gejehen, zu ernennen und auch ihres 
Amtes wieder zu entiegen. Auch follten fie, wie e8 öfters aus- 
drücklich heißt, an die Stelle der Föniglihen Beamten treten, 3. B. 
in Worms !%). Allein in einer gewiſſen Abhängigkeit vom Deut: 
ſchen König find fie wegen dieſer Königlichen Verleihung dennoch 
geblieben, indem fie vor der Bannverleihung den Blutbann nicht 
ausüben durften. Auch haben ſich die Vögte bei ihren Eingriffen 
in die Rechte des Etiftes zumeilen als Stellvertreter des Könige 
gerirt, 3. B. im Sabre 1190 in Bafel (auctoritate domini regis, 
cuius vice in civitate nostra presidebat) !!), Der Vogt von 
Bafel nahm fogar im Namen des Kaifers die erblojen Güter in 
Anſpruch 12). Und felbjt die Könige haben zuweilen die Burggra- 
fen und Vögte als Tönigliche Beamten in Anfpruch genommen. Dies 
that 3. B. König Albrecht während einer Streitigfeiten mit dem 
Erzbiſchof Wichold in Köln. Daher erhielt ber Biſchof von Lüt⸗ 
tih und der Graf von Cleve den Auftrag die Sache zu unter 
fuhen und zu enticheiden, ob bie Burggrafihaft zu Köln ein 
Neichslehen oder ein erzbifchöfliches LXehen ſei („Iulen ervaren uf 
„iren eyt umbe die börkrafichaft zu Kolen, und iſt daz fi lediklich 
„zu dem Riche horet, fo fulen wir fi behalden, ijt aber daz fi an 
„ben ftift boret zu Kolen, fo ſal fi der Erzbiſchof behalden“) 12). 
Die Unterfuhung hatte jeboch Feine Folge. Der Erzbiichof blieb 
daher im Befibe des burggräflichen Amtes 1%). Dazu kam, daß auch 
bie Biſchofs⸗ und Abtelftädte, wie andere getftliche Immunitätslanbe, 
noch unter dem befonderen unmittelbaren Schube des Könige 


9) Eichhorn in der Zeitfchrift für geichichtl. Rechtswiſſenſchaft, I, 221. 
Donanbt, I, 5t. 

10) Urk. von 858 u. 973 bei Schannat, II, 6 u. 24. coram advocato 
praefatae ecclesiae, quasi coram regio exactore, totum — 
persolvant. 

11) Heußler, Vrf. Seid. p. 44. 

12) Urk. von 1865 bei Heusler, p. 199 n. 8. — „wand baffelbe gut were 
„um angefallen von nyns Keyjers wegen" —. 

18) Vergleih von 1802 bei Lacomblet, III, 15. 

14) Ennen, Geſch. I, 5658—554. 


30.* 
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(specialis regie majestatis tuicio) zu ftehen pflegten "%e), und ba- 
ber den Königsftäbten (urbes regales) gleichgeitelt und in einem 
gewiſſen Sinne auch noch Konigsftädte (urbes regiae) genannt !®) 
und als Königsftädte behandelt worden find 19), daß die Gewalt 
des bifchöflichen und erzbifchöflichen Vogtes felbit öfters noch, wie 
in den NeichSpogteien, eine Königsgewalt („dhe koninclike wolt“ 
oder „de koninclike walt”) oder eine potestas regalis 17), der von 
dem landesherrlihen Vogt gehanphabte Bann ein Königsbann, 
die Öffentliche Landitraße eine Königstraße oder eine König: 
lihe Heerftraße („des koninges herjtrate*) 18), die althergebrachte 
Bete eine Königsbete („des Conngs bede“) !9) und der alther: 
gebrachte Zins ein Königszins genannt worben ijt 20). 

Wie in anderen unter dem unmittelbaren Schute des Königs 
und unter der Reichsvogtei ftehenden Orten mußten baber bie 
Deutichen Könige, wenn fie in eine Bilchofsftabt famen, von ben 
Bürgern beherbergt und verpflegt werben, 3. B. in Straßburg ?!). 
in Bafel 22), in Augsburg 22), in Worms 2%), in Magdeburg bis 


— — — —— — — — — 


14a) 3. B. Straßburg. Urk. von 1205 bei Schoepflin, I, 811. 

15) 3. B. Augsburg in Urk. von 12831 in Mon. Boic., 80, I p. 178. 

16) Bon Bremen wird ausdrüdlid, gejogt, daß die Stadt jure, quale 
caeterarum regalium urbium behandelt werden folle, in Urk. von 
966, 1008 u. 1158 bei Lindenbrog, p. 181, 185 u. 162. Und von 
Gel; heißt es sicut in aliis regalibus, in Urk. von 998 bei Schoepf- 
lin, I, 188. 

17) 3. 2. in Bremen nad Statut von 1803 art. 80 u. 118 und Statut 
von 1483, art. 83 u. 88 bei Deltihs, Sammlung alter und neuer 
Geſetzbücher von Bremen, p. 118, 136, 541 u. 542. Donaubt, I, Bl. 
Und in Hamburg ſelbſt die Gewalt des Stadtraihes noch im 16. sec. 
nad Receß von 1529, art. 20 Not. 

18) Brem. Statut von 1808, art. 118 und Statut von 1488 art. 83 bei 
Oelrichs, p. 186 u. 540. 

19) Quellen zur Geld. von Köln, I, 488. 

20) Meine Geſch. ber Fronhöfe, II, 8356—361. 

21) Stabtredt, c. 92 bei Grandidier, II, 79. 

22) Odys, I, 291, III, 105. Not. und IV, 222. Heusler, Vrj. Geſch. p. 18. 
Meine Gef. der Fronhöfe, I, 454 u. 455. 

28) Königshoven, p. 869. „zulegt Fam feier Friederich gon Wugsburg, 
und lag ein gut zyt do, und öffent und srundent, und wolten nieman 
„wit geben umb das jine, und lag alfo zu Aufpurg“. 
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zum Jahre 1209 2°), in Meb ?9) u. a. m., in Speier jogar von 
den Geiftlichen ). Darum follte der Reichsvogt in Bafel, wenn 
ver König dahin kam, feinen Antheil an den Beiträgen ber Bürger 
haben. Denn die gefammte Einnahme ſollte zur Beherbergung 
des Königs verwendet werben 2%). Die Beherbergung und Der: 
pflegung des Königs wurde nämlich in den meiſten Biſchofs⸗ und 
Abteiftädten als eine Pflicht der Bifchöfe und Aebte betrachtet, 3. B. 
in Metz ?%). Diefe pflegten aber zu dem Ende, wie überhaupt zur 
Beitreitung des ihnen obliegenden Reichshof: und Neichsheerbienites, 
eine Steuer von ihren freien und hörigen Unterthanen zu erheben. 
Diefe Steuern nannte man exactiones pro expeditione imperiali 
vel pro itinere ad curiam ?°), nummi domini regis ?’), denarii 
ad regale servitium et ad expeditionem 2), stipendia 22), sup- 
plementum, quod ad servitium regium conferebant ®*), debitum 
regiae servitutis 25), Hofſteuer und Heerfteuer 2%), Da nun in 
Bafel u. a. m., wie wir gejehen, der Reichsvogt den dritten Theil 


24) Zorn, Chron. p. 127. 

25) Url. von 1209 in Orig. Guelt. III. 640. — nec sumens hospitia, 
quae vulgariter herbergaria nuncupantur —. 

26) Alte Handſchrift in Hist. de Metz, II, 348. 

27) Ark. von 1101 bei Remling, p. 77. ut nullus in alicuius fratris curte, 
ubi ipse habitat, eo nolente hospitetur, nisi imperatore vel 
rege ibi curiam habente —. Lehmann, p. 729. Meine Geld. 
der Fronhöfe, III, 388—889. 

28) Urt. bei Ochs, J. 291. u. Rechtsquellen von Baſel, I, 2. 

29) Alte Handſchrift in Hist. de Metz, ll, 848. 

80) Urt. in Rechtsquellen I, 1 u. 2. und bei Ochs, I, 290 |. 

- 81) AUrk. von 1284 bei Heusler, Brf. Geſch. von Bafel, p. 18. Item ad- 
veniente domino imperatore vel rege Basileam, si episcopus ser- 
vitium ei dederit, quattuor nummos qui dicuntur domini regis 
accipiat —. ’ 

32) Leges famil. St. Petri von 1024 $. 29 bei Stimm, I, 807. 

38) Urt. von 1158 bei Lacomblet, I, 2:8. 

34) Cod. Lauresham. I, 246. 

85) Urf. von 1171 in Mon. Boic. 29 I p. 401. 

36) Augsburger Stadtr. F. 89 u. 259 bei Wald, IV, 113 u. 266. Urk. 
von 1171 in Mon, Boic. 29, I, p. 402. — servicio quod vulgo di- 
eitar herstiure. vrgl. Meine Geſch. ber Fronhöfe, III, 873 fi., 379 ff., 
891 ffj., 406 ff., 418 fi., 510-511. 
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diefer Steuer erhalten follte ($. 502), fo war für den Fall, ba 
der König felbit nach Bajel am, vorgejchrieben, daß der Vogt kei⸗ 
nen Antheil an jener Steuer haben folle. (Et si dominus im- 
perator Basileam venerit, — quicquid beneficii burgenses epis- 
copo inpenderint in eo nil juris advocatus habebit). Denn die 
ganze Steuer follte in biefem Falle zur Beberbergung und Ber: 
pflegung bes Königs verwendet werben. 

Auch erhielten die Deutfchen Könige und auch die Königinnen, 
wenn fie in eine Biſchofsſtadt kamen, gewifle Geſchenke, die Kö: 
nige zumal bei ihrem erften Einritt oder bei der Huldigung. So 
erhielt der König Wenzel, als er im Jahre 1378 zur Huldigung 
nach Speier fam einen goldenen Kopf mit dem böhmilchen Wappen, 
zwei Salmen, ein Fuder Wein und fünfzig Walter Hafer. Ru⸗ 
precht von der Pfalz erhielt aber in Jahre 1400 in Speier einen 
vergoldeten Kopf im Werth von 85 Gulden und die Königin ein 
fleineres Köpflein im Werthe von 43°. Gulden, fodann noch ein 
Tuder Wein, vier Salmen und hundert Walter Hafer. Eben das 
jelbft erhielt König Sigismund im Jahre 1414 einen Foftbaren 
vergolveten Kopf, drei Fuber Wein und 24 Malter Hafer, und im 
Sabre 1434 cine Summe von 600 Gulden. Auh König Frie: 
drich III erhielt im Jahre 1442 bei der Huldigung in Epeier einen 
vergolbeten Kopf nebit Wein und Hafer 37%. Eben fo wurden in 
Worms der Königin Anna im Sabre 1273 köſtliche Kleinode im 
Werth von 60 Mark verehrt. Der König Ruprecht dagegen erhielt 
im Jahre 1400 ein Fuder Wein, 50 Malter Hafer und Fifche und 
die Königin einen filbernen Kopf, ein halbes Fuder Wein und 
ebenfalls Fiſche. König Sigismund erhielt im Jahre 1414 zwei 
Tuder Wein, 12 Hechte und Karpfen, einen Salmen und einen 
vergoldeten Kopf mit dem Reichs- und Stadtwappen. Friedrich W 
wurden im Sabre 1442 drei Fuder Bocenheimer Wein, hundert 
Malter Hafer und eine vergoldete Fhafche in der Form einer Mu: 
jchel verehrt. Und Maximilian I erhielt im Jahre 1494 mehr als 
vier Fuder Wein, 120 Malter Hafer, zwei Salmen, 40 andere 
Fiſche und zwei vergoldete Scheuern gefchentt, eine im Werthe von 
150 Gulden für den König felbft und eine im Werthe von 115 


87) Lehmann, p. 728, 778, 797, 829 u. 840. 
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Gulden für die Königin ?®). Meiſtentheils wurde außerdem auch 
noch das Gefolge des Königs reichlich befchenkt, 3. B. im Jahre 
1378 in Speier ?9). 

Und wenn der König in eine Bilchofsftadt kam, ſtand ihm 
bie Ausübung ber Reichögewalt zu. Urſprünglich hatte der König 
biefes Recht in allen Städten des Reihe. So oft er dahin kam 
waren ihm die Gerichte, ber Zoll und die Münze ledig. Und er 
fonnte nun felbft zu Geriht figen. Daher follten ihm auch bie 
Gefangenen ledig fein ($. 476). Es war diejes, wie es bereits 
Saupp fehr richtig bemerft hat, ein Neit der ehemaligen Reichs: 
unmtittelbarfeit aller, auch der in den Ianbesherrlichen Territorien 
liegenden Städte *%). Die Schöffen von Magdeburg Tprecyen noch 
ganz allgemein: „fißt der König Gericht in einer Stadt, da Weich: 
„bilden Recht ift, jo mag man da für ihm vrtel finden und jchel- 
„ten* 2), In den Bifchofsftäbten bat fich diefes Necht nur länger 
als in den übrigen Territorialftäbten erhalten. Wie wohl nämlich 
bie Öffentliche Gewalt in denjelben mit dem Zoll- und Münzrecht 
auf die Bifchöfe übergegangen war, fo behielt dennoch der König, 
wenn er bafelbt jeinen Hof hielt, verfaffungsmäßig das Recht bie 
Neichsgewalt auszuüben, 3. B. in Straßburg, in Magbeburg u. a. 
m., und zwar nicht bloß währen feines Aufenthaltes, jondern auch 
noch 8 Tage vorher und 8 Tage nachher. Und dazu gehörte ins⸗ 
befondere auch der Vorfit bei Gericht, und die Erhebung ber Zölle 
und das Münzrecht #2). Dieſes war insbejondere auch in Meb, 
der Theorie nach bis ins 15. Jahrhundert, der Fall. Die Münze 


88) Zorn, wormf. Chron. p. 127, 151, 181, 187 u. 199. 

89) Lehmann, p. 729. Meine Geſch. ber Fronhöfe, III, 885—886. 

40) Gaupp, Deuiſche Stadtrechte im Mittelalter, I, 15. vrgl. Meine Ges 
ſchichte der Fronhöfe, III, 382 f. 

41) Schöffen Urtheil, cap. 4. dist. 4 bei Zobel, p. 475. 

42) Urf. von 1209 in Orig. Guelf. III, 639. Romani imperatores et 
reges — in omnibus civitstibus et oppidis ecclesisrum imperii, 
durantibus curiis imperialibus in illis, accipere consueverint the- 
loneum et monetam, et in suos usus convertere, — Con- 
foederstio cum principibus ecclesiasticis von 1220 $. 10 bei 
‚Pertz, IV, 287. Stabtredt von Straßburg, c. 18 bei Grandidier, II, 
48. Urk. von 1216 bei Meibom, II, 877. 
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gehörte dem Katfer, wenn er in die Etabt fam und auch noch 
8 Tage vorher und 8 Tage nachher. (Messire Iy Emperour — 
se fait faire telle monnoye et en telle flour (coin) comme il 
veult. Cette monnoye doit corre (avoir cours) VIII jours de- 
vant sa venue, et tant comme ıl est dans la ville; et VIII jours 
apres son alle (sa sortie) —). Die Schlüffel der Stadt gehör- 
ten tem Sailer (et si sont (& lui appartiennent) les clefs de 1a 
porte). Sie mußten ihm daher, wenn cr ſich der Stadt näherte, 
von einem der Bürgermeifter übergeben werben. (Messire ’En- 
perour ait teil droit en ceste ville, que si il vient en la ville 
de quelque part qu’il viegne, li Maire de Porte — muzelle li 
doit porter les clefs de la ville, trois lieues ercontre lui, et se 
hi doit presenter les clefs de la ville). Und fo lang der Kaiſer 
in der Stadt.anwefend war, hatte niemand Gerichtsbarkeit als er 
jelbft oder fein Bevollmädhtigter. (Tant comme Messire li Em- 
perour est en ceste ville nuls hons (nulle personne) ni ait ne 
bans, ne justice, ne destroit, se Messire li Emperour, non ou 
ses commandemens). Und nody im 15. Sahrhundert mußten dieſe 
Rechte des Kaiſers jedes Jahr bei den feierlichen Jahresſitzungen 
von dem Echöffenmeifter namens des Kaiſers verlefen werden #2). 

Auch behielten die Könige lange Zeit noch eine Oberherrlich⸗ 
feit über die Zölle und eine Oberauffiht über die ganze Etabt. 
Denn wiewohl fie die Zölle auf die Bilchöfe Übertragen und jelbft 
auf das Zollrecht verzichtet hatten (6 502), fuhren fle dennoch 
fort Andere von der Entrichtung der bifchöflihen Zölle zu befreien, 
3. B. das Klofter Lorſch u. a. m. 4). Und ihre Oberauffichtsrecht 
machten fie in früheren und fpäteren Zeiten durch Königliche 
Kommifläre, welche ſie in die Biſchofsſtädte wie in die übrigen 
Reichsſtädte jchickten, geltend, 3. B. in Augsburg, Speier, Regens- 
burg, Hamburg, Nordhaujen u. a. m.%). Sogar Berfaflungs- 


45) Alte Hanbdfchrift in Histoire de Metz, II, 847—849. vrgl. Droits 
que l’Empereur avoit autrefois & Metz. Culmet, hist. de Lorraine, 
V, preuv. p. 180-131. 

44) Ark. von 858 im Codex Lauresham. I, 68. 

45) Rau, II, 19. Gemeiner, IV, 40 ff., 234 ff. u. 248 ji, Hübbe, die 
Kaiferlihen Commijjionen in Hamburg. Hamburg. 1856. Förftemann, 
Chronik von Nordhaufen, p. 190. 
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änderungen wurben lange Seit nicht ohne Zuziehung Kaiſerlicher 
Kommifjäre vorgenommen oder die neuen Berfaflungen wenigfiens 
zur Beftätigung dem Kaiſer vorgelegt, mie biejes 3. B. in Augs⸗ 
burg der Fall war. 

- Die Bürger in den Biſchofsſtädten und in vielen Abteiftädten 
find demnach in einem gemwiflen Sinne fortwährend Reichsunter⸗ 
thanen geblieben. Sie mußten noch lange Zeit manche Abgaben 
und Eteuern ganz oder theilweile, insbeſondere auch einen Theil 
der Gerichtsgefälle an den Föniglichen Fiskus entrichten ($. 502). 
Eie waren als Reichsunterthanen reich Sdienjt: 10) und reich8: 
fteuerpflidhtig, 3.8. die Bürger von Speier 7), von Worms 18), 
von Bajel 4%), von Magdeburg 5%), von Straßburg 51), von 
Köln 52), von Regensburg 3), von Augsburg, Kempten, Lindau, 
von St. Gallen u.a. m. 99). Frei von der Neichöfteuer waren nur die 
Dienftleute (Miniſterialen) des Biſchofs, in manchen Städten auch 
die Domberren, und die in den Biſchofsſtädten angeſeſſenen Nitter, 
indem dieſe dem Biſchof und dem Reiche perfünlich dienen, das heißt Hof- 


45) Urk. von 1255 bei Lehmann, p. 533. cum dilecti et fideles nostri 
cives Spirenses nobis et imperio servierint fructuose —. Wagbe: 
burg. Schöffenbrief von 1804 $. 138 bei T. u. Et. p. 477. — „des 
„Riches Dienft buzen Lande.” Deine Gelchichte der Fronböfe II, 
897—898. 

47) Urf. von 1198 bei Lehmann, p. 496. 

48) Urk. von 1182 bei Pertz, IV, 165. Urk. von 1218 bei Schannat, 
II, 98. “ 

49) Urf. bei O8, 1, 291. — pro expeditione imperiali vel pro itinere 
ad curiam —. 

50) Urf. von 1209 in Orig. Guelf. III, 640. Urf. von 1216 bei Mei- 
bom, IH, 877. omnes homines civitatis — regales tallise, petitio- 
nes aut exactiones —. 

51) Urf. von 1122 u. 1156 bei Würdtwein, nov. subs. VII, 501 u. 
182—188 — servitis publica —. Urk. von 1205 bei Schoepflin, 
L 811. 

52) Urf. von 1158 bei Lacomblet, I, 258. 

58) Privileg. von 1230, $. 20 u. 21. 

54) Erabibrief von 1387 bei Lehmann, p. 766. Gengler, cod. jur. 
munic. p. 80 ji. Weine Geh. der Fronhöfe, III, 407. und oben 
6. 462 u. 468. 
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und Heerbienfte leiften mußten ®%). Auch bezog fich dieſe Dienft- 
und Steuerfreiheit nur auf die Neihs:Dienfte und Steuern, nicht 
auf die ftädtiichen. Denn zu den ftädtiichen Dienften und Abgaben 
waren auch die Edelleute und die Getftlichen verbunden ($. 375). 
Daher jollten auch die von der Neichsfteuer befreiten Geiftlichen, 
wenn fie Handel trieben, als Gewerbsleute (qui certi et publici 
mercatores sunt) unter dem Stabtgerichte ftehen und ben Ges 
meindebienften und Abgaben unterworfen fein, 3. B. in Worms 
und Straßburg 9%). Und die Biſchofsſtädte leifteten auch ben Deut- 
hen Königen ſehr große Dienfte. Denn fie waren eine Zeit lang 
ihre einzige Stütze im Reich ($. 128). Speier diente noch im 
Jahre 1855 Karl IV mit hundert Pferden und Knechten über das 
lombardiſche Gebirg und im Sabre 1401 Ruprecht von der Pfalz 
mit zehn Gleven gegen den Herzog von Mailand 7) und Straß: 
burg im Jahre 1401 Ruprecht von ber Pfalz mit zwanzig Gleven 
und im Jahre 1451 Friedrich III mit ſechszehn Gleven bei ihren 
Römerzügen 6%). Von den gewöhnlichen Heerzügen waren jedoch 
Bafel, Worms, Regensburg und andere Freiftäbte, fpäterhin alfo 
auch Speier und Straßburg frei. Sie mußten fidh indeſſen eine 
eine Zeit lang noch zu freiwilligen Beiträgen verjtehen, bis auch 
dieje fich ſpaͤterhin verloren ($. 4u3). Eben jo haben fich bie 
Reichsſteuern in jenen Bifchofsftäpten, welche fich zu Freiſtädten 
erhoben, fpäterbin verloren. Der Stadt Speier wurde bereits im 
Jahre 1198 69%) und Straßburg im Jahre 1219 verfprochen, daß 
nur noch die ber;ebrachten Beten und Zinſen erhoben werben 
ſollten 9). In Worms wollten die Könige ihre Bete nur noch 
durch den Biſchof erheben laſſen 4). Und in Baſel follte nach 


55) Urk. von 1182 bei Pertz, IV, 165. Urk. von 1171 in Mon. Boic. 
29, 1, p. 401 u. 402. Basler Biſchofsrecht F. 2. Url. von 1147 im 
Cod. Lauresh. I, 246. Meine Geſch. der Fronhöfe, III, 807308 
u. 408. 

56) Urk. von 1182 bei Pertz, IV, 168. Stadtredt von Straßburg. c. 88 
u. 98 bei Grandidier, p. 57 u. 79 und oben $. 262 u. 529 

57) Lehmann, p. 714 u. 775. 

58) Die Urkunden bei Wender, von Gleven Burgern, p. 10-20. 

59) Lehmann, p. 496. und Remling, p. 137. 

60) Urf. von 1219 bei Schoepflin, I, 336. 
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einem Webereinfommen Friebrich II nur noch die Hälfte der Steuer 
(de8 Gewerfes) von dem König, die andere Hälfte aber von dem 
Biſchof erhoben werden 82). Wie in anderen reiftäbten jo hat 
fich jeboch auch in Straßburg, Speier, Worms u.a. m. die Reichs⸗ 
fteuer fpäterhin gänzlich verloren, wenn fie auch nicht durch kaiſer⸗ 
liche Privilegien, wie biejes meiftentheils der Fall war, ausprüdlich 
abgeihafft worden waren. 

Die Bifchofsftädte waren bem König auch Treue jchuldig *) 
und mußten ihm daher hHuldigen. In jenen Städten in welchen bie 
Bogtei gar nicht auf den Herrn ber Stabt übergegangen, die Vogtei 
vielmehr eine reichSunmittelbare wirkliche Neichsvogtet geblieben 
war, in jenen Städten waren natürlicher Weife auch die Bürger 
reihsunmittelbare Unterthanen geblieben, und mußten daher ber 
Bogtei des Neiches wegen huldigen, 3. B. in Weißenburg **) unb 
in Kempten ®). Allein auch in ben übrigen Biſchofs- und Abtei: 
ftädten, in welchen die gefammte öffentliche Gewalt auf den Biſchof 
und Abt übergegangen war, nahmen die Deutſchen Könige bie 
Huldigung in Anſpruch und fie wurde ihnen auch wirklich geletitet. 
König Philipp ließ fih im Jahre 1206 von den Bürgern zu Köln 
huldigen ®%). Eben jo ließ ſich Nubolf von Habsburg im Jahre 
1284 in Worms von den Bürgern ver rheinifchen Stäbte huldi⸗ 
gen 7) Auch in Ausgsburg wurde Rudolf von Habsburg, Kaijer 
Adolf, Frievrih IN, Karl V und ven fpäteren Kaiſern gehulbt- 
get *®). Eben jo ward bie Pflicht zur Huldigung von den Städten 


61) Urk. von 1218 bei Schannat, II, 98. 
62) Das Bifhofsredt, 5. 2 bei Wadernagel, p. 17. 
63) Url. von 1113 bei Morig, Il, 142. ob firmam et inviolabilem 
fidem quam Wormacienses cives — et nobis servare debent. 
64) Urk. von 1292 bei Schoepflin, II, 55. quod a civibus Wissen- 
burgensibus juramentum recepimus in hunc modum, quod 
ipsi in omnibus, in quibus nobis et imperio ratione advo- 
catie de jure tenentur, nobis obediant ädeliter sine dolo. — 
vergl. oben $. 494. 

65) Haggenmüller, I, 145. 

66) Urk. von 1206 in Quellen, II, 37. Der Huldigungseid bei Ennen, 
Seid. II, 409. Not. 

67) Annal. Colmar. bei Boehmer, font. II, 20. und Urstis., II, 20. 

68) von Stetten, Geld. I, 77, 88, 211, 816, 529, 571, 655 u. 888. 
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Lindau, Kempten, St. Gallen u. a. m. anerfannt®). Und noch 
im Sabre 1473 leifteten bie freien Reichsſtädte Köln, Speier, Straß⸗ 
burg und Bafel den Huldigungseld, wie ihn bie Freiſtädte zu leiften 
pflegten ?°). In Met huldigten zwar nicht die Bürger felbit, wohl 
aber der Schöffenmeifter und die XII, fo oft der Sailer dahin 
fam. (Nous les Magistres-Eschevins et Treize jures de la cite 
de Metz, pour et au nom de tout le corps d’icelle —) ?!). 

Diefe Huldigung wurde nun auch von den Biſchofsſtädten 
dazu benugt, ihre Rechte und Freiheiten möglichit zu fichern und 
nod zu erweitern. Sie ließen ſich nämlich auch von den Deutſchen 
Königen jogenannte reiheitshriefe oder Gnadenbriefe oder Reverſe 
ausstellen, und darin ihre Nechte und Freiheiten beftätigen, die 
Stadt Epeier 7. B. von jedem neuen Kaiſer 72), bie Stadt Köln 
von den Königen Wilhelm und Richard, che jte diefen die Erlaub- 
niß ertheilten, ihren Einzug in die Stabt zu halten 7°). Und im 
Jahre 1293 kamen Mainz, Epeier und Worms mit einander über: 
ein, auch dem Kaifer erft dann zu buldigen, wenn er einen fchrift- 
lihen Nevers ausgeftellt und darin bie ftäbtiichen Freiheiten be: 
ftätiget habe 7%. Nur die Erbhuldigung wurde von ben freien 
Reichsſtädten, alfo von den meiften Biichöfsftäbten, verweigert 
($. 463). 

Diefe doppelte Abhängtgleit der Bifchofsitädte und vieler Abtei- 
ftädte von ihrem Landesherrn und von dem Deutfchen König und 
bem Reich führte in den meiften geiftlichen Smmunitätsftädten zu 
einem ſchwankenden Zuftand und zu fortwährenden Neibungen und 
Kämpfen der Bürgerfchaft mit ihrem Landesherrn. In Bremen 
dauerte diefer ſchwankende Zuftand bis ins 17. Jahrhundert, indem 
bie Stadt, je nach ihren augenbliclihen Vortheil, fich bald ale 
unmittelbare Reichsſtadt bald als eine erzbifchöfliche Landſtadt ge> 


89) Stabtbrief von 1387 bei Lehmann, p. 766. 

70) Heusler, Stadtverf. von Bafel, p. 818 u. 819. 

71) Alte Handfchrift in Hist. de Metz, II, 855—856. 

72) reiheitsbricfe von 1255, 1258, 1278, 1298 u. 1299 bei Lehmann, 
p. 598, 587,'561, 574 u. 624. 

78) Urf. von 1247 u. 1257 in Quellen, II, 266 u. 369%. Gnnen, Geld. 
U, 409. 

74) Urf. von 1298 bei Senckenberg. sel. jur. II, 128. - 
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rirte. Während fie ſich jeit dem Ende des 14. Jahrhunderts als 
reihsunmittelbare Stadt benahm, in virefter Verbindung mit dem 
Reiche war und auf der Neichsmatrifel ftand, Reichsdienſte leiftete, 
Zutitt zum Reichstag hatte und in allem Webrigen als Reidhs- 
ftadt behandelt worden ift, benahm fie fi auf der anderen Seite, 
jo oft es ihr vortbeilhafter ſchien, auch als eine erzbilchöfliche Land⸗ 
jtadt, Schloß ſich an die erzbifchöflichen Landftände an, buldigte dem 
Erzbifchof und zahlte ihm die landesherrlihe Bete. Erit jeit dem 
17. Zahrhundert gerirte fie fih ganz entichieden wieder als eine 
Reichsſtadt und wurde ‚dann auch als eine ſolche anerkannt 75). 
Auch in Worms dauerte jener ſchwankende Zuftand das ganze 15. 
Sahrhundert hindurch fort bis ins 16. Die Stadt war jogar 
mehrmals in Gefahr ihre Reichsunmittelbarkeit gänzlich zu verlieren. 
Am Anfang des 16. Jahrhunderts wurde aber ber Kaiſer als der 
„rehte Herr” der Stadt anerkannt und ihm ber Eid der Treue 
geleiftet 7%). Und in weitläuftigen Abhandlungen ward nun aus- 
einander gefcht, daß der in früheren und ſpäteren Zeiten dem Bi- 
ſchof geleifte Eid im Grunde genommen kein Unterthbaneneib, 
alſo fein wahrer Huldigungseid geweſen jet 77). Nichts befto 
weniger war die Eigenfchaft einer freien Reichsſtadt noch im 18. 
Jahrhundert zwilchen dem Biſchof und der Stabt ftreitig. Daher 
wurbe die Wormſer Untergerichtsorbnung niemals von dem Biſchof 
anerfannt und auch von dem bifchöflichen Hofgerichte nicht darauf 
erfannt. In Speier jcheint die Herrſchaft des Biſchofs gleich 
von Anfang an feine tiefere Wurzeln geichlagen zu haben. Denn 
ſchon feit der Mitte des 13. Jahrhunderts lic ſich die Stadt, wie 
wir gefehen, ihre Freiheiten von dem jebesmaligen Kaiſer beitätigen 
und wurde auch als eine reichsunmittelbare Stadt von dem Kaijer 
behandelt ?28). Auch jtand die Stadt lange Zeit noch unter dem 
Kaiferlichen Landvogt des Speiergaus. Die freiere Stellung ber 
Stadt führte frühe ſchon zum Kampf mit dem Bilchof. Sie er: 


75) Donandt, I, 66—59 u. 224—226. vergl. oben $. 496. 

76) Urk. von 1508 u. 1521 bei Morig, II, 114 u. 220. Rachtung von 
1519 $. 12 bei Schannat, II, 821. , 

77) Apologie der Stadt Wormbs, p. 20—35. Mori, I, 109-117. 

78) Urk. von 1267 bei Lehmann, p. 547. quad cives Spirenses sunt 
imperio anuexi —. Mau, I, 20. Rot. 
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leichterte diefen Kampf, welcher daher bereits im Jahre 1294 mit 
dem Berlufte der oberſten Gewalt in ber Stadt geenbiget hat?®), 
Der Kampf mit dem Biſchof dauerte zwar nach wie vor fort. Der 
Kaiſer jelbjt war aber ſeitdem wieder ber eigentliche Suhaber ber 
öffentlihen Gewalt in der Stadt, wie diefes auch im Jahre 1480 
ganz offen von dem Stadtrath ausgeſprochen worden ift („ba doch 
„der Rath keinen andern Oberherrn als Kayſ. Maj. hatten“) 9%). Da 
jedoch die Stadt die wichtigften Rechte der öffentlichen Gewalt, ins- 
befondere auch die Gerichtsbarkeit an ſich gebracht und auch Feine 
Berufung mehr an die Neichsgerichte ftatt hatte, jo waren im 
Grunde genommen die Rechte der öffentlihen Gewalt an die Etabt 
gekommen, und der Etabtrath führte nun das Stabtregiment im 
Namen bes Kaiſers („der Rath habe von Gnaden Kayſ. Mai. 
„und an Dero ftatt da8 Regiment al8 Oberherr in ber 
„Stadt Speyr, und gebe auff folhe Wei und in Krafft deſſen 
„Slaid, madte Gebott, Verbott, Bündniß und Befrie 
„digung in ihrer Stadt, wie, mit wen, und wo fie wolten”) u). 

Eben fo wurde auch in den übrigen Bifchofsftädten gekämpft. 
Und in Baſel, Mainz, Köln, Magdeburg u. a. m. hörten jene 
Kämpfe faft gar nicht mehr auf. Meiftentbeils ftanden bie Kaiſer 
auf Seiten der gegen ben Biſchof oder ben Abt ankämpfenden 
Städte. Sie unterftüßten demnach ben Aufruhr gegen bie gejeb- 
liche Gewalt. Cie erflärten jene Städte für reichsunmittelbare 
Städte, zogen fie zu den Reichstagen und begehrten und erhielten 
Meichsdienfte von ihnen. Daher find jene Städte meiftentheils 
wirkliche Neichsftädte, mehrere jogar freie Reichsſtädte geworden 
und biejes ſodann bi8 auf unfere Tage geblieben. Nicht alle Bi: 
ſchofsſtaͤdte und Abteiftädte konnten jedoch ihre Reichsunmittelbar⸗ 
feit behaupten, Mainz, Trier, Erfurt, Würzburg, Bamberg, Fulda, 
Münfter und Osnabrüd mußten fich ihrem Landesherrn wieder 
unterwerfen. Meiftentheil® war hiebei das Beſatzungsrecht ent: 
fcheidend. Konnten die Bürger das eigene Befatungsrecht in ber 
Stadt gegen den Bijchof behaupten, ſo blieben fie Reichsſtädte. 
Konnten fie diefes aber nicht, konnten fich vielmehr die Bifchöfe 





19) Rau, I, 16—18. und oben $. 491. 


80) Lehmann, p. 951. 
81) Erklärung von 1480 bei Lehmann, p. 950 u. p. 254. 
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jelbft des Befatungsrechtes wieder bemächtigen, wie biefes im Jahre 
1462 in Mainz gelungen ift, fo ſanken ſodann die Stäbte wieder 
zu Lanbftädten herab. So die eben erwähnten Bifchofsftähte. Auch 
in ihnen bat zwar, 3. B. in Osnabrüd u. a. m., der zwifchen ber 
Reichsunmittelbarfeit und der Landeshoheit bin und ber fchwan- 
tende Zuftand noch das ganze 16. Jahrhundert hindurch gedauert. 
Allen im 17. Jahrhundert, nach dem breißigjährigen Kriege, hat 
auch in ihnen die Landesherrſchaft gefiegt 2). Eben jo war es in 
Magdeburg Auch nach der furchtbaren Zerftörung ber Stadt 
im dreißigjährigen Kriege blieb nämlich Magdeburg noch eine reichs⸗ 
unmittelbare Stadt. Im Sahre 1638 Hatte fie noch die Kaiferliche 
Beitätigung ihrer Freiheiten erhalten und ſodann ihr Stabtregiment 
georbnet und eine eigene Beſatzung erhalten. Auch der Weft- 
phaͤliſche Frieden ſchien ihrer Netchsfreiheit günjtig zu fein. Sie 
konnte daher die landesherrliche Huldigung fortwährenb verweigern. 
Allein bereitd im Jahre 1666 hat der Vergleich von Klofter Bergen 
biejes Alles geändert. Die Stadt mußte fich wieder ber Landes- 
hoheit unterwerfen, dem Landesherrn die Erbhuldigung leiften und 
eine landesherrliche Beſatzung aufnehmen. Damit war aber bie 
Reihsunmittelbarfeit für immer dahin 92). 


4. Die öffentlihe Gewalt in ben Lanbfläbdten. 
a. Im Allgemeinen. 
8. 508. 


Landſtädte oder Territorialftädbte nannte man alle 
jene Stäbte, welche, weil fie in einer Erbgraffchaft oder in einer 
erblihen Vogtei lagen, in Feiner direkten Verbindung mehr mit 
Kaifer und Reich ftanden ($. 466). So lag 3. B. Bonn im alten 
Bonngau ($. 470). Mit der Graffchaft in jenem Gau war aber 
auh Bonn an das Erzftift Köln und dadurch außer alle direkte 
Verbindung mit dem Kaifer und Reich gekommen. Heidelberg lag 





82) Stüve, Geſch. der Stadtverfaffung von Osnabrüd in Mittheilung. bed 
biftor. Vereins zu Osnabrüd, VII, 57—61. 

88) Weſtphäl. Frieden, art. XI, $. 7 u. 8. Vergleich von 1666 bei Rath: 
mann, IV. 2. p. 348-852 u. 382. 
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im Lobdengau und in der Srafichaft auf dem Stahlbohel, und war 
mit jener Grafſchaft an die Pfalzgrafen bei Nhein gekommen. 
Evesfeld aber und Münfter lagen in erblihen Vogteien und waren 
mit diefen an die Bilchöfe von Münfter gelommen (6.466). Eben 
jo lag Erfurt im 13. Jahrhundert in der erblichen Vogtei ber 
Grafen von Gleichen, weldhe damals auch in der Stadt die Vogtei 
hatten !). Auch Erfurt ſtand demnach damals in Feiner direkten 
Verbindung mehr mit Kaifer und Neih, bi die Vogtei in bem 
Sabre 1283 von jenen Grafen an bie Stabt verkauft worden 
war 2). Mit der Erblichfeit der Gaugrafihaft und der Bogtei war 
namlich das Amt zu einer felbjtändigen von bem Kaiſer und Reich 
unabhängigen Herrichaft geworben. Die erblihen Inhaber ber 
Öffentlichen Gewalt in der Stadt waren demnach nun die Herren 
der Stadt, 3. B. die Herzoge von Zäringen bie Herren der Stadt 
Freiburg (domini civitatis) ?), die Grafen von Gleichen bie Herren 
ber Etabt Erfurt (domini civitatis) 9). Und fie waren biejed ganz 
in demjelben Sinne wie auch die Kaifer die Herren in den Reichs⸗ 
ftäbten und die Landesherrn die Herren ihrer Territorien ®), und 
wie daher auch die Erzbiihöfe von Mainz ®) und die Landgrafen 
von Thüringen Herren (domini) von Erfurt gewefen find 7). Die 
in einer Erbgrafichaft oder in einem landesberrlichen Territorium 
liegenden Städte wurden deshalb auch Iandesherrliche Städte 
und, ſeitdem die Kandesherrn auch noch die berzoglichen Rechte 
erworben Hatten, fürſtliche Städte genannt. Zu ihnen gehörten 
indefjen nicht bloß die alten Grafſchaftsſtädte und bie in einer erb- 


— — un — — 


1) Tittmann, Geſchichte Heinrichs des Erlauchten, I, 61 u. 62, 

2) Urk. von 1288 bei Lambert, Geſch. von Erfurt, p. 189. Auch von 
Saldenftein, Hifl. von Erfurt, p. 85—87. nimmt, wiewohl aus einem 
anderen Grunde an, daß Erfurt vamals Feine Reichsſtadt war. 

3) Stiftungbbrief von 1120, $. 18, 19, 31, 82, 34 u. 36. 

4) Ur. von 1277 bei Mencken, I, 589. 

5) vergl. Meine Einleitung zur Geſch. der Mark⸗, Hof: ıc. Verf. p. 122 
— 124. 

6) Urt. von 1256 bei Lünig, Reichsarchiv. P. spec. cont. 4, Abth. 2. 
p- 428. 

7) Addit. ad Lambert. annal. ad an. 1175 bei Pistorius, 1, 429. und 
Mencken, Il, 479. vergl, Titimann, I, 63 u. 67. 
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lichen Bogtei liegenden Städte, fondern auch nody die grund: 
herrlichen in einer Erbgrafichaft oder in einem lanbesherrlichen 
Territorium liegenden Städte. Denn, wie andere Grundherrichaften, 
jo ftanden auch die grundherrlichen Städte unter der Öffentlichen 
Gewalt. Sie ftanden demnach auch dann noch unter ihr, nachdem 
bie Inhaber der öffentlichen Gewalt ihr Amt erblich gemacht hatten. 
Waren nun die Inhaber der öffentlichen Gewalt zu gleicher Zeit 
ſelbſt Grundherren der Stadt, entweder der ganzen Stabt oder 
eines Theiles berjelben, jo blieben fie dieſes auch dann noch, nach— 
ben: fie die öffentliche Gewalt erblich an fich gebracht Hatten. So 
waren in der Stadt Münfter die Bilchöfe von Münfter die Grund: 
herren eines großen Theiles der Etabt, und fie blieben dieſes auch 
dann noch, nachdem fie die Schirmvogtei an ſich gebracht und mit 
ihr die öffentliche Gewalt erworben hatten ($. 466). Eben biejes 
war in Wefel der Fall. Die Grafen von Eleve waren bafelbit 
Inhaber der öffentlihen Gewalt und Grundherren in einem großen 
Theile der Stadt. Und, als fie den Ort zur Stadt erhoben und 
mit einem freien Stadtrecht beſchenkt hatten, behielten fie fich bie 
grundherrlichen Rechte ausprüdlih vor®), In Schwaneny waren 
die Biichöfe von Paderborn und bie Nitter von Herje mit einander 
die Grundberren. Sie wurben daher domini terrae genannt. Die 
Biſchofe waren aber zu gleicher Zeit auch Inhaber der öffentlichen 
Gewalt’). In Erfurt hatten die Grafen von Gleichen und auch 
bie Erzbiihöfe von Mainz Grundbefig, fogenannte Kameralgüter !°). 
Und es dürfte nicht Leicht einen Landesherrn gegeben haben, ver 
nicht wenigſtens in den größeren Städten feines Territoriums einen 
mehr ober weniger ausgebehnten Grundbeſitz gehabt hätte Mit 
dem erblichen Comitat waren ja alle die ausgedehnten aus der alten 
Markenverfaſſung auf die Deutichen Könige übergegangenen Mark: 


8) Privilegien von 1277 u. 1811 bei Wigand, Archiv, IV, 898 fi. Pri: 
vileg von 1811, eod. p. 899. salvo nobis jure nostro, si quid in 
bonis aut hominibus habeamus —. „behaldende uns all unfe rechte, 
„jo wat wy hebben in ben guede offte in ben lueben-* 

9) Urf. von 1844 bei Wigand, Ardir, I, 4. p. 99—102. 

10) Url. von 1265 bei Falckenſtein, Erf Hiſt. p. 106. — casas in illo 
camerae nostro loco — camerse nostrae locum —. vergl. Titt⸗ 
mann, Geſch. Heinrichs des Erl. p. 61. 

v. Maurer, Städteverfaflung. III. öl 
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ländereien und marlgrundherrlichen Rechte auf die Landesherrn 
übergegangen, wie im ganzen Xerritorium jo insbefondere auch in 
ben in dem Territorium liegenden Städten (6.458). Indeſſen find 
denn doch nicht alle Landſtädte grundherrliche oder gemifchte Städte 
gewefen. Sehr viele von ihnen, in welchen weder ber Landesherr 
noch ein anderer Grundherr angejeffen war, blieben vielmehr in 
früheren und jpäteren Zeiten freie Landſtädte. Die Stäbtchen 
Alzei, Rockenhauſen u. a. m. waren urfprünglih Salland 
(terra salica) eines in jener Gegend begüterten Grafen. gene 
Ortichaften fielen aber ſchon im 9. Sahrhundert an den König: 
lichen Fiskus in Frankfurt '). Späterhin kamen fie mit anderen 
Reichsländereten an die Pfalzgrafen bei Rhein. Das Staͤdtchen 
Rockenhauſen insbefondere kam zuerjt an bie Raugrafen und von 
biefen fodann an bie Pfalzgrafen. Eine Grundherrſchaft fam jedoch 
bafelbft nicht auf. Daher blieben die Bürger frei von grundherr⸗ 
lichen Beten und Steuern. Und die Bürgerfchaft beitand aus eblen 
und uneblen Bürgern und Bauern („allerley Iute fie fin ebel oder 
„vnedel burgere oder gebure”) 12), 


$. 506. 


Wie die Kaiſer in den Neichsitäbten und die Bilchöfe und 
Aebte in ihren Immunitätsſtädten ($. 468, 484 u. 485), jo ftellten 
nun auch die Landesherrn in ihren landesherrlichen Städten grund: 
herrliche Beamte an zur Erhebung ber ihnen gehörenden grund» 
herrlichen Gefälle und zur Beſorgung der grundherrlichen Gerichts: 
barkeit in der Stadt. Wie in den Bilchofsftäbten fo führte ber 
grundherrliche Beamte auch in ben landesherrlichen Städten öfters 
ben Titel Kämmerer, 3. 3. in Wien!), in Prag ?), in Brünn ®) 


11) Urk. von 897 bei Schannat, I, 10—11. decimationem totius nostrae 
salicae terrae in his locis — quorum (nämlich comitis et A. 
suse conjugis) eadem praedia antea fuerant, donec legaliter in 
palatio Frankenfurt ad nostrum dominium fiscata sunt 

12) Urt. von 1407 in Acta acad. Palat. I, 54 u. 56. 

1) Url. von 1204 bei von Hormayr, Wien, I, 1. Urkb. p. 48. 

2) Nöpler, Einleitung, p. 90. 

8) Judenrecht von 1268 $. 4 bei Senckenberg, vision. p. 818. und bie 
Judenrechte, 8. 120 bei Röfler, p. 369. 
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u. a. m., und er hatte auch in ben Ianbesherrlichen Stäbten Ges 
richtsbarkeit über die Juden ($. 300). Dieſe lanbesherrlichen 
Kämmerer in den Städten ſcheinen ſehr verbreitet geweſen zu ſein. 
Denn ſchon in dem Landfrieven von 1158 wurde ganz allgemein 
verordnet, daß, wenn ein Kaufmann die in der Stadt gekauften 
Waaren dem Heere zu theuer verfaufte, der Kämmerer ihm fein 
ganzes Waarenlager (omne forum suum) wegnehmen und ihn 
jheeren und auf die Wange brennen laffen folle . Es wird 
demnach vorausgeleht, daß ſich in jeder Stadt ein lanbeöherrlicher 
Kämmerer befinde. In anderen Stäbten bejorgten die herrichaft: 
lihen Billit und Schultheiße die Erhebung ber grundherrlichen 
Gefälle und die grundherrliche Gerichtsbarkeit in der Stabt. In 
Erfurt 3. B. hatten die Erzbiichöfe von Mainz zwei Schultbeiße, 
welche abwechjelnd auch Villict genannt wurden. Der Eine befand 
fih in der Stadt felbft und der Andere in ber Vorſtadt im Bruel®). 
Und außer der Gerichtsbarkeit hatten fie auch die Erhebung ber 
berrichaftlichen Gefälle zu beforgen. Eben jo hatten die Erzbiſchöfe 
von Köln mehrere berrichaftliche Beamte auf ihren verſchiedenen 
Sronhöfen in Benn, 3. B. einen villicus curie auf dem Wichels- 
hofe®) und einen Meier (Meyger oder officiatus) auf dem Hofe 
Merhaufen 7), welche die herrichaftlichen Gefälle erheben und bie 
Hofgerichte zu präfibiven hatten. Und dieſe Hofgerichte dauerten 
längere Zeit auch dann noch fort, nachdem ber Ort im Jahre 1243 
zur Stabt erhoben worden war und einen eigenen lanbesherrlichen 
Stabtrichter erhalten hatte. 

Zu den landesherrlihen Städten gehörten enblich auch noch 
diejenigen Königs» oder Neichsftäbte, welche von einem Randesherrn 
erworben und ber Landeshoheit bleibend unterworfen worden find, 
wie biejes 3. B. bei Katferslautern, Oppenheim und Nedargemünd 


4) Lanbfrieden von 1158 $. 17 bei Pertz, IV, 108. 

5) Urk. von 1125 bei Faldenftein, Thüring. Chron. II, 484. — sculteto 
de Brularis — villico de Brularis — scultetus et alius scultetus. 
vergl. Falckenſtein, Hill. von Erfurt, p. 1015. unb ber Erſte wurbe 
auch villicus civitatis genannt in Urk. von 1228 bei Guden, I, 499, 

6) Urk. von 1211 bei Lacomblet, Archiv, Il, 8086. 

7) Url. von 1825 und 1847 und Weistbum aus 14. sec. bei Lacomblet, 
Ard. II, 299, 809 u. 817. 
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in der Pfalz ($. 479), bei Boppard, Altenburg, Chemnit, Zwickau, 
Donaumdrtb u. a. m., insbefondere auch bei Erfurt der Fall war. 
Auch Erfurt war nämlih urfprünglich eine Königsftabt. Und auch 
die Verfaflungsgefchichte dieſer Stabt ift Teineswegs jo verworren, 
wie diefes Tittmann glaubt, wie e8 aber wirflich ber Fall wäre, 
wenn es daſelbſt drei Inhaber der öffentlichen Gewalt neben einan: 
der, die Grafen von leihen, die Erzbiichdfe von Mainz und bie 
Landgrafen von Thüringen gegeben hätte, wie diejes Tittmann au⸗ 
nimmt ®). Tem ift aber nicht jo. Die Verfaſſung von Erfurt 
bat ſich nämlich in ganz ähnlicher Weife, wie die Berfaffung aller 
übrigen Bifchofsftäbte gebildet. Wie in anderen Bifchofsftäbten ber 
Bifchof fo erhielt auch in Erfurt der Erzbiihof von Mainz den 
Comitat. Und wie andere Bilchöfe jo gab auch er die Vogtei als 
ein erbliches Lehen hin. Denn die Vogtei der Grafen von Gleichen 
war ein erzbifchöfliches Lehen 9, keine Reichsvogtei, wie biejes Titt: 
mann annimmt. Daher fiel die Vogtei, melche die Grafen an bie 
Stadt verkauft hatten, ſpäterhin beim Erlöfchen des Grafengeſchlech⸗ 
tes nicht an das Neich, vielmehr an die Erzbilchöfe von Mainz 
zurüd. Wie Augsburg, Konftanz u. a. m. unter ber Reichsland⸗ 
vogtei von Schwaben ($. 466), fo ftand nun au Erfurt zwar 
nicht unter einer Reichslandvogtei, wohl aber, was im Effect das⸗ 
ſelbe war, unter ber Landgraffchaft von Thüringen. Daher wurde 
Erfurt erft fett der Befreiung von der Landgrafihaft in der That 
eine erzbifchöflich Mainziſche Lanbftabt. 


Rechte der Kaifer in den landesherrlicen Lerritorien und 
Städten. 


8. 507. 


Die Schließung der Territorien gegen Kaifer und Reich ift 
nämlich nicht mit einem Sclage, vielmehr nur nad) und nach er= 
folgt. Daher hatte der Kaifer lange Zelt noch manche Nechte in 
ven Territorien, welche er ſelbſt ausübte ober durch Reichsland⸗ 
vögte oder Landgrafen ausüben ließ, und welche fich erſt ſpäter feit 





8) Tittmann, p. 60-69. 
9) Faldenftein, Hiſt. von Erfurt, p. 88. 
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dem völligen Schließen der Territorien verloren haben. Die meiften 
Iandesherrlihen Städte waren nämlich urfprünglich reihsunmittel- 
bare Königsftäbte, fogenannte Grafſchafts- oder Comitatsſtädte. 
Und ein Reſt jener ehemaligen Reichsunmittelbarfeit hat fich lange 
Zeit, wenigftens noch zur Zeit der Nechtsbücdher, in dem Rechte 
bes Kaifers die Reichsgewalt in allen Städten des Reiches aus- 
üben zu dürfen, jo oft er dahin Fam, erhalten. In Kaiſerslautern 
burften bie Kaiſer noch in den zum Theile von Kaiſer Friedrich I 
angelegten Filchweiern (in den jogenannten Wagen ober Wogen), 
ſo oft fie nach Lautern famen, fiſchen und dieſes jogar noch zu 
einer Zeit thun, als jene Tilchweier dem Neiche nicht mehr yes 
hörten!). Auch in bem Schöffenbriefe für Görlitz ift neben dem 
Herrendienft auch noch vom Neichsdienit die Rede ). Ohne Er: 
laubniß des Kaiſers und des Neiches durfte urjprünglich Fein Ort 
mit Mauern umgeben und dadurch zu einer Stadt erhoben werben. 
Erft im Jahre 1231 erhielten dieſes Necht auch die Landesherrn 
($. 6 u. 80). Ueberhaupt Hatte nur allein der Kaifer das Recht 
den Stäbten Freiheiten und Privilegien zu ertheilen (nullus prin- 
ceps aut dominus potest alicui opido conferre vel concedere 
aliquas libertates, vel etiam privilegiare eosdem, absque manu 
et expresso Consensu regis in cuius regno dominium ipsius do- 
mini situm extitit). Als diefes aber der Graf von Juͤlich dennoch 
ohne Zuftimmung des Kaifers gethan hatte, jo wurden dieſe Frei- 
heiten im Sabre 1310 von dem Fürftengerichte zu Speier vernidh- 
tet 2). Das Städtchen Rodenhaufen in der Pfalz erhielt noch im 
Jahre 1332, auf ausdrüdliches Begehren des Naugrafen Heinrid), 
die Rechte und Freiheiten der Reichsſtadt Frankfurt von Kaiſer 
Ludwig dem Baier, und im Jahre 1407 wurden jene Freiheiten 
von Kaiſer Ruprecht nochmals beitätiget und vermehrt?) Auch 
bas Recht Märkte oder neue Münzen oder Zölle zu errichten oder 
bie Zolffreiheit zu verleihen war urſprünglich ein Vorrecht des 
Kaiſers (8. 75, 76, 78 u. 79). Als daher der Graf von -Sülich 


1) Weisthum bei Grimm, I, 778. vergl. 8. 468. 

2) Schöffenbrief von 1804, 8. 188 bei T. u. St. p. 477. 
8) Pertz, IV, 500. 

4) Urk. von 1832 u. 1407 in Acta acad. Palat. I, 53—58. 
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feinen lanbesherrlichen Städten bie Zollfreiheit ohne Zuftimmung 
des Kaiſers verliehen hatte, jo wurde fie im Jahre 1310 von dem 
Fürftengerichte zu Speier wieder aufgehoben, wiewohl dem Grafen 
bie Zölle jelbft bereitS von dem Kaiſer verliehen worden waren ®). 
Auch die Reihszölle und Reichsſteuern wurden eine Zeit lang noch 
von dem Kaifer und Reiche in ben landesherrlichen Xerritorien 
erhoben, bis fie auf die Landesherrn ſelbſt übertragen worden find. 
Sp erhielten die Erzbifchdfe von Köln die Reichszölle zu Ander: 
nah, Bonn und Neuß erft im Sabre 1298). In anderen Zerri- 
torien wurden die Neichszölle und Münzen theils früher tbeils 
jpäter auf die Landesherrn übertragen, 3. B. in Sachſen ?). Def: 
ter8 wurden fogar die bereit fchon verliehenen Zoͤlle wieder wider: 
rufen, 3. ®. in den Städten am Rhein ®), bis zulegt alle Zölle 
und die übrigen fisfalifchen Einkünfte von dem Reich veräußert 
worden find. Diejes gilt insbejondere auch von den Reichöfteuern. 
Sie ſollten zuerft nicht mehr ohne Zuſtimmung des Lanbesherrn, 
3. 2. in Magdeburg 9), und zuletzt von dem Kaiſer gar nidyt mehr, 
vielmehr nur noch von dem Landesherrn felbft erhoben werben. 
Und fo find denn nach und nach alle Rechte der äffentlichen Ge- 
walt auf die Landesherrn übergegangen und jodann bie landes: 
herrlichen Territorien gegen den Kaiſer und bas Reich gänzlich 
gefchlofjen worden. Die wenigen Rechte, welche auch dann noch 
dem Katfer geblieben find, nannte man feit dem weitphäliichen 
Frieden Kaiſerliche Reſervatrechte. 


b. Weite Der äffentligen Gewalt, 
1) Bann: und Schirmgewalt. 


$. 508. 


Zu den auf die Landesheren übergegangenen Rechten ber 
öffentlichen Gewalt gehörten insbefondere das Gebot und Verbot 


5) Pertz, IV, 501. 

6) Urk. von 1298 bei Lacombiet, Il, 586. 
7) Zittmann, p. 194 fi. u. 204 fi. 

8) Constit. von 1801 bei Pertz, IV, 474. 
9) Urt. von 1216 bei Meibom, II, 877. 
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oder das Bannrecht und die damit verbundene Schirmgewalt, 
das ſich ere Geleit und bie öffentliche Gerichtsbarkeit. 
Wie in den Reichsftäbten dem Deutſchen König und in ben 
Biſchofs⸗ und Abteiftädten dem Biſchof und Abte ($. 469 u. 488), 
fo gehörte in den Landftäbten das Recht zu gebieten und zu 
verbieten oder das Bannrecht dem Landesherrn. Mit dem 
erblichen Comitat und mit der erblich gewordenen Vogtei ift näms 
lich auch das Recht des Gebotes und des Verbotes (das Bann- 
recht) auf die Landesheren übergegangen. Diefer Uebergang hat 
jedoch nicht immer auf einer Königlichen Verleihung beruht, wie 
dieſes bei den Bifchofsftädten der Fall war. Er ift vielmehr meiften- 
theils in aller Stille im Laufe ber Zeit vor fich gegangen. Daher 
wird beffelben in den Urkunden nur fehr felten erwähnt, oder 
wenigftens nur dann erwähnt, wenn dazu eine Veranlaffung ges 
geben war. To mußten z. B. im Jahre 1487, nach einem vergeb- 
lichen Verfuche der Stadt Fulda fich zu einer freien Reichsſtadt zu 
erheben, der Bürgermeifter und Stadtrath einen feierlichen Eid 
leiſten, „daß die Stabt Fulda weder eine freye noch reichs Stadt 
„lege, Sondern ein Apt von Fulda ſeye ihr Herr mit habender 
„Obrigkeit, gebot und verbot, jegen und entjtgen“ ’). 
Daß aber auch in allen anderen Lanpftädten das Bannrecht auf 
die Landesherrn übergegangen ift, leidet jedenfalls gar keinen Zwei⸗ 
fell. Und auch diefes Bannrecht umfaßte den gefammten Königs: 
bann mit Einſchluß des Blutbanns. Diefer wurde öfters jogar 
noch in den Lanbftädten Königsbann (bannum Regis) genannt, 
3 B. in Mebebah 2) und in Herfort 2). Mit dem Rechte zu ge: 
bieten und zu verbieten war allzeit aud) das Recht Verorbnun- 
gen zu machen verbunden. Diefes Recht wurde von je her als 
ein wefentlicher Beftanbtheil des Bannrechtes betrachtet. Die Erz 
bifchäfe von Köln bebienten fich bereits im 12. Jahrhundert dieſes 
Nechtes, um in Andernach eine neue Gerihtsorbnung zu erlaffen 
und ein neues Schöffengericht einzuführen ®). Seit dem Steigen 
ber Gewalt des Stabtraths ift zwar auch in den Landſtädten jenes 


1) Thomas, Fuld. Pr. R. I, 114. 

2) Etadtreht von 1165 $. 2 bei Seiberb, II, 1. p. 78. 
8) Urt. von 1281 $. 4 bei Kinblinger, Hörigt. p. 264. 
8e) Urt. von 1171 bei Günther, I, 407 ff. 
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Recht mehr und mehr beichränkt, in Feiner landesherrlichen Stabt 
aber ganz aufgehoben worden. Die von dem Stabtratb oder von 
ven Zünften gemachten Verordnungen mußten faft allenthalben 
dem Landesherrn zur Beitätigung vorgelegt werben. In vielen 
Städten machten die Landeshern jene Verordnungen gemein: 
Ihaftlich mit dem Stabtrath, 3. B. die Gewerbsorbnungen. So 
machten die Herzoge von Baiern im Jahre 1433 in München eine 
Wein: und Metſchenkordnung gemeinjchaftlich mit dem Stadt⸗ 
vath 9%. Auch blieb die ftädtifche Verwaltung und das Zunftweſen 
allenthalben in großer Abhängigkeit von der Landesherrſchaft, je 
nach den Umftänden in einer Landſtadt mehr in der anderen we⸗ 
niger. Auch follte uriprängli ohne lanbesherrlihe Zuftimmung 
feine neue Steuer aufgelegt werden, 3. B. in Konftanz no im 
14. Sahrhundert 5). Diefes gilt insbefondere von der Anlegung 
neuer indirefter Steuern. So wie umgelehrt auch die Landesherrn 
ohne Zuftimmung der Städte Feine neue öffentliche Steuern ein- 
führen -follten ($. 428). Auch durfte ſich ohne landesherrliche Be: 
jtätigung feine Zunft bilden und feine Zunftordnung erjcheinen 
(6. 266, 275 u. 276). Darum ließen die Bader zu Berlin und 
Köln ihre im Jahre 1462 gemachten Willfüren im Sabre 1486 
von dem Markgrafen beftätigen %). In manchen Landftäbten war 
jogar zur Abhaltung einer Gemeindeverfammlung bie landesherr- 
liche Erlaubniß nothwendig, 3. B. in Salzwedel zur Haltung einer 
Bauerfprache oder einer anderen Verfammlung oder Einigung T). 
Anderwärts follten ſich felbjt die Zünfte ohne Erlaubniß der lan: 
besherrlichen Beamten nicht mehr verfammeln, 3. B. in Seligen- 
ftabt fett dem 16. Jahrhundert ®). Seit dem 15. und 16. Jahr⸗ 
hundert ftieg nämlih auch in den Landſtädten wieder bie landes⸗ 
herrliche Gewalt. Schon Markgraf Friedrich Tonnte im Jahre 1434 


4) Verordnung von 1488 in Mon. Boic. 85, IL, p. 312-814. 

5) Urk. von 1857 bei Pistorius, III, 699. 

6) Beftätigungsbrief von 1486 bei Zimmermann, II, 246. 

7) Verhandlung von 1485 bei Zimmermann, II, 240. — „fein Bawer: , 
„Iprafe bollden, ouch Fein ſunderlich Sammlung ober Voreynunge, dae 

- „man heift ein deputacio halten follet* —. 

8) Stadtordnung von 1527 bei Steiner, Seligenfladt, p. 871. 
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feiner Landftadt Baireuth, ohne auf Widerftand zu ftoßen, eine 
Etadt: und Gerichtsordunng geben, nach weldyer der Stabtrath 
jährlih unter Mitwirkung des lanbesherrlihen Vogtes erneuert 
werden follte®). Und der Erzbiichof Albrecht von Mainz konnte 
fogar, freilich erit im Jahre 1527 nach unterbrüctem Bauernkriege, 
die Freiheiten feiner Landſtadt Seligenftabt ganz aufheben und 
ohne Mitwirkung des Stadtrathes eine neue Stabtorbnung er: 
lafjen 79). 

Ein weiteres Recht der öffentlichen Gewalt war die Schirm: 
gewalt. Und mit der übrigen öffentlihen Gewalt ift auch diefe 
auf die Landesherrn übergegangen. In Brafel benutten die Bi⸗ 
ihöfe von Paberbarn, welche bafelbit Landesherrn waren, ihre 
Schirmgewalt, um ſich in bie Streitigkeiten der Stadt mit ihrer 
Grundherrſchaft und mit dem Stabtrath einzumijchen, und bie 
Bürgerfchaft gegen jene zu ſchützen und zu unterjtügen ($. 168). 
In Salzwedel ſchützten dic Markgrafen von Brandenburg ben 
Rath gegen die Gemeinde, und umgelehrt auch die Gemeinde wie- 
ber gegen den Rath, wenn biejer im Unrecht war 1!) Auch in 
Freiburg im Breisgau 12) und in ben Bairifchen Städten hatten 
bie Landesherrn und die landesherrlichen Beamten die Bürger zu 
[hüten und zu fchirmen, 3. ®. in den Städten Rain, Landsberg 
u. a. m. 123). Um biefer Schirmgewalt willen ließen viele Rand: 
jtädte ihre hergebradhten Rechte und Freiheiten von ihren Landes⸗ 
herren bejtätigen und bei jedem Negierungswechjel von dem neuen 
Zandesherrn abermals beftätigen, 3. B. die Bürger von Landsberg 
in Baiern 1%), die Bürger von Berlin und Köln u. a. m. 1), 
Diefe Echirmgewalt wurde nach und nad zu einer landesherr⸗ 
lihen Vogtei ausgebildet, welcher ſodann auch die meiften Land⸗ 
ftädte unterworfen worden find. So wie nämlich in ben reichs⸗ 


9) Lang, Sei. von Baireuth, 1, 56. 

10) Stabtorbnung von 1527 bei Steiner, p. 868. 

11) Verhandlung von 1485 bei Bimmermann, II, 241. 

12) Urk. von 1298 u. 1868 bei Schreiber, I, 124 u. 542. 

13) Urt. von 1828, 1364, 1878 u. 1377 bei Lori, p. 46, 67, 72 u. 77. 

14) Urk. von 1864 u. 1877 bei Lori, p. 66 u. 77. 

15) Urt. von 1298, 1837, 1888, 1863 u. 1373 bei Fidicin, I, 62, 54, 56 
u. 68. vergl. noch oben 6. 158. | 
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unmittelbar gebliebenen Herrſchaften bie Reichsſchirmgewalt zu einer 
Reichsvogtei ausgebildet worden ift, und diejenigen MNeichsftäbte, 
weldhe der Reichsvogtei unterworfen waren, gemeine Reichs— 
Hädte genannt worden find, während jene Reichsſtädte, welche 
ih von der Reichsvogtei freigemacht oder dieſe ſelbſt erworben 
hatten, freie Reihsftädte hießen ($. 462464), jo bilbete ſich 
auch in den landesherrlihen Territorien ein Unterſchied zwiſchen 
mittelbaren nnd unmittelbaren oder freien Landſtädten 
aus. Diejenigen Randftädte nämlich, welche fich der landesherrlichen 
Vogtei unterwerfen mußten, ftanden nicht direft unter dem Landes: 
herrn. Sie wurden daher mittelbare Städte genannt. Und 
fie waren, wie bie gemeinen Reichsſtädte, den vogtellihen Abgaben 
unterworfen. Jene Landitädte dagegen, welche der Iandesherrlichen 
Vogtei nicht unterworfen waren, jtanden eben fo direkt unter dem 
Zanbesherrn, wie die freien Neichsftädte unter dem Kaiſer und 
Reich. Sie wurden daher unmittelbare oder freie Land: 
ftädte genannt. Wie die freien Neichsftädte, fo waren aud fie 
feinen vogteilichen Abgaben unterworfen und als unınittelbare 
Städte erhielten fie fpäterbin Zutritt zu den Landftänden, meil fie 
jonjt nicht vertreten gemwefen wären. Die unmittelbaren Landftädte 
hatten demnach in den Iandesherrlichen Territorien eine ähnliche 
Stellung, wie die freien Reichsſtädte dem Kaiſer und Neid 
gegenüber. 

Mit der Schirmgewalt hing auch das Geleitweſen und 
ver Schuß der Randftraßen zufammen. Die Landesherrn er: 
hielten dieſes Recht durch Königliche Verleihung 1%). Sie hatten 
e8 daher urfprünglich in allen ihren Landftäbten. So die Herzoge 
von Zaͤringen in Freiburg 17), die Aebte von Korvei in Hörter '®), 
bie Herzoge von Baiern in Landsberg u. a. m. i), die Markgrafen 
von Brandenburg in Frankfurt an der Ober, in Stendal u. a. m. 





nn — 


16) Constit. Friderici II von 1232 bei Pertz, IV, 292. Conductum pri® 
cipum per terram eorum, quam de manu nostra tenent in feodo.' J 

17) Stiftungsbrief von 1120 $. 3 und Stadtrodel, $. 5 u. 7 bei Gaupp, 
DO, 19 u. 29. 

18) Süpnebrief von 1882 bei Wigand, Geſch. von Korvei, I, 884. 

19) Urk. von 1873 bei Lori, p. 72. 
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bis der Mißbrauch diefes Nechtes und die damit zufammenhängen: 
ben Erpreffungen zur Befreiung von den damit verbundenen Ab- 
gaben, hin und wieder auch von bem Geleitrechte ſelbſt geführt 
haben ($. 87). 


2) Deffentlihde Gerichtsbarkeit in den Landſtädten. 
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Auch die mit dem Bannrechte und mit der Schirmgewalt 
verbundene öffentliche Gerichtsbarkeit ift auf die Landes: 
herren übergegangen. Und wie die Bilchöfe und Mebte in den Bi- 
ſchofs- und Abteiftädten jo waren nun auch die Randesherrn in 
ihren Landftäbten die Gerihtsherren, von benen bie dffentliche 
Gerichtsbarkeit in der Stadt ausging. Da jedoch die Immunität 
von dem Gau: und Landgerichte und das Mecht der Bürger vor 
feinem auswärtigen Gerichte, vielmehr immer nur in der Etabt 
jelbjt belangt zu werden, ein wejentliches Erforderniß eines jeden 
Stadt: ober Weichbilbrechtes (F. 471 u. 488), aljo auch des Rech⸗ 
tes der Landſtädte von Soeft!), von Freiburg 2), von Medebacdh 3), 
von Osnabrüd 1), von Siegburg 5), von Hagen®), von Mün— 
hen?) u. a. m. war, fo erhielten nun auch die Landſtäaͤdte ihr eige⸗ 
nes Sfadgericht, wenigſtens für die Civilgerichtsbarkeit, öfters aber 
auch für den Blutbann, 3. B. Stade®), Coesfeld ®), Bochold 29), 


— — — 


1) Stadtrecht von 1120 $. 16. Urk. von 1871 bei Seibertz, I, 1. 
p. 619. 

2) Stadtrobel $. 54. 

8) Stadtreht von 1165 $. 2 u. 17. 

4) Urk. von 1171 bei Möſer, Osn. Geld. II, 306. 

5) Urt. von 1182 bei Lacomblet, I, 342. 

6) Stadireht von 1296 $. 2 bei Seiberg, II, 1. p. 572. 

7) Urk. von 1294 bei Bergmann, II, 10. Stabtredt 6. 402. 

8) Ur. von 1209 bei Pufendorf, II, 155. — et judicio sint exceptae, 
et nulli de eis aliquid respondeant nisi soli advocato civitatis 
qui dieitur Wikvogt —. 

9) Urt. von 1197 bei Niejert, Münſter. Urtb. I, 2. p. 471-479. 

10) Urk. von 1206 bei Wigand, Archiv, II, 840. 
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Soeſt 11), Medebach 12), München, die fchlefifchen Stäpte ſeitdem 
fie Deutiches Necht erhalten hatten, u. a. m. Auch Mannheim 
und Heidelberg, Nedargemünd, Kaijerslautern und andere Etädte 
in ber Pfalz Hatten ihr eigenes Stabtgeriht mit ihrem cigenen 
Blutbann. Sie ftanden daher weber unter den Oberämtern noch 
unter den Zentgerichten, vielmehr unmittelbar unter der Landes⸗ 
regierung und unter dem lanbesherrlichen Hofgerichte 13), Denn 
mit der Erhebung eines Ortes zur Stadt oder mit der Ertheilung 
des Stadt: oder Weichbildrechtes hörte die Gerichtsbarkeit des Ganz, 
Land⸗ oder Zentgerichtes auf. Es mußte deshalb zur Ausübung 
ber öffentlichen Gerichtsbarkeit in der Stabt ein eigenes Etadtgericht 
errichtet werden. Daher mußten die erblidhen Inhaber des Comi— 
tate8 oder der Vogtei öfters, wenn ein Ort Weichbilbrecht erhielt, 
auf die ihnen zuftehende öffentliche Gerichtsbarkeit in der Stadt, 
d. h. auf die Gerichtsbarkeit des Gau: oder Landgerichts in ber 
Stadt, verzichten, 3.8. in Bochold und in Coesfeld, und es wurde 
jodann ein eigenes öffentliches Gericht in der Stadt errichtet 
($. 89 ff). Die Stabtgerihte blieben nämlih nad wie vor 
öffentliche von den Landesheren abhängige Gerichte. Wenn 
daher die Gerichtsbarkeit der Gau: oder Landgerichte aufhörte, jo 
mußte ein eigenes öffentliches Gericht für die Stadt errichtet werben. 
Defters behielten fih nun die Landesherrn, wenn fie einen Ort 
zur Stabt erhoben und demjelben Stadt: oder Weichbildrecht er: 
theilten, die öffentliche Gerichtsbarkeit in der Stadt ausbrüdlid 
vor, 3. B. in Bonn !9), in Rüden 15), in Schwaney !9) u. a. m. 
Allein auch dann, wenn fich die Landesherrn die Öffentliche Gewalt 
nicht ausdrücklich vorbehalten hatten, verſtand fich diefes von felbit. 
Denn durch die einer Stadt ertheilte Immunität von dem Laub: 
gerichte wurde die landesherrliche Gerichtsbarkeit keineswegs auf 
die Stadt übertragen. Die Stabt biieb vielmehr nach wie vor 
eine Iandesherrlihe Stadt, der Landesherr aljo auch Gerichtäherr 


11) Stadtrecht von 1120, $. 7, 14—17 u. 26. 

12) Stadtrecht von 1165 $. 2—4. 

13) Widder, I, 84, 124, 180, 148, 859 u. IV, 209. 
14) Urk. von 1243 bei Zacomblet, II, 148. 

15) Urk. von 1200 bei Wigand, Ardiv, VI, 194. 
16) Urk. von 1844 bei Wigand, I, 4. p. 99. 
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in der Stabt. Die Landesherrn mußten daher zur Bejorgung ber 
öffentlichen Gerichtsbarkeit in ber Stadt eigene Stadtgerichte errich- 
ten, in vielen Städten der Mark Brandenburg!) u. a. m. Nur 
die Fleineren Landjtädte, in welchen die Marktfreiheit zu keiner be- 
jonderen Blüthe geführt hat, erhielten Fein eigenes Stadtgericht. 
Sie blieben vielmehr nach wie vor unter bem Iandesherrlichen Vogt: 
gericht 3. B. in der Mark Brandenburg !®), oder unter dem Lanb- 
gerichte, z. B. in Baiern fehr viele Landſtädte und felbft Die alte 
Stadt Vorſtadt Au, welche erit feit einigen Jahren mit Muͤnchen 
vereiniget worden iſt. Allein felbft in dieſen kleineren Landſtädten 
braudsten fi lange Zeit die Bürger vor feinem auswär: 
tigen Gerichte zu ſtellen. Daher mußte das Landgericht 
für die Bürger in der Stabt jelbjt gehalten merben, wie 
in Speier ($. 90), jo auh in Hödjltett, wo der lanbes: 
herrliche Landvogt zwar den Vorfig in dem Stabtgericht führte, 
die Etabträthe aber das Urtheil zu finden Hatten 19%. Eben fo 
war e8 in ben jchlefiichen Städten. In ihnen pflegte die niebere 
oder die Givilgerichtsbarkeit an die Stadt, meiſtentheils aber an bie 
Gründer und Unternehmer der Stadt abgetreten, und nur der 
Blutbann mit der hohen Gerichtsbarkeit dem Landesherrn und bem 
landesherrlichen Beamten vorbehalten zu werben. Allein auch bie 
jes hohe Bericht mußte in ber Stadt felbit gehalten werben (in 
ipsa  civitate coram nostro judice) 2%). Selbft bei Berufungen 
an das Iandesherrliche Hofgeriht brauchten die Bürger nicht außer: 
halb ihrer Mauern vor Gericht zu erfcheinen. Das Hofgericht 
mußte vielmehr in der Stadt felbjt gehalten und mit Schöffen aus 
der Stadt bejegt werben, 3. B. in Glogau ?!), in Breslau 22), in 


17) Kühns, Geſchichte ber Geritöverfaffung in ber Mark Brandenburg, 
L, 198 ff., IL, 192 ff. 

18) Kühne, II, 181 ff. 

19) Bejgreibung ber Dorjrete von 1471 in Münchner gel. Anzeigen von 
1838, p. 140 f. — „Stadtgeriht zu Höchſtett befigt ber Herrichaft 
„Lanboogt mit bem Gerichts Stab, und die vom Rath zu Höchſtött 
„find Urteilfpreher" —. 

20) Urk. von 1250 bei T. u. St. p. 321. vrgl. oben $. 10. 

21) Weisthum von 1802 6. 7 bei T. u. St. p. 445. „Wer Burger czu 
„Glogow ist und wirt gezogen ader ber czie fi vor unjers Herren 
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Goldberg 22), in Freiburg u. a. m. 4), Was aber bier von den 
ſchleſiſchen Städten bemerft worden ift, gilt offenbar von ganz 
Deutihland, indem in den fchlefiichen Städten fein befonderes 
Recht, vielmehr das damals allgemein geltende Deuticye Recht ein- 
geführt werben follte und in der That auch eingeführt worben ift. 


$. 510. 


Wie in den meilten Neichsftäbten und in ben Biſchofs⸗ und 
Abteiftädten, jo findet man auch in vielen Lanbftäbten zwei 
öffentliche oder lIandesherrlihe Beamte In Soeſt ftand 
ein landesherrlicher Vogt neben dem lanbesherrlihen Schultheiß. 
Der Vogt hatte wie in anderen getftlichen Territorien den Blut- 
bann !) und der Schultheiß, offenbar der alte berrichaftliche Villi⸗ 
cus oder Schultheiß des Fronhofes in Soeft, welchem die niedere 
öffentliche Gerichtsbarkeit Übertragen worden war ?), hatte bie Ci⸗ 
vilgerichtsbarfeit zu bejorgen 2). Im Jahr 1278 brachte die Stabt 
die Bogtei mit dem Blutbann fäuflich an ſich 9%). Daher beforgte 
jeitvem der Stabtrath die Kriminalgerichtsbartkeit in eriter und letz⸗ 
ter Inſtanz. Die landesherrliche Negierung zu Cleve durfte zwar 
Kraft des dem Lanbesherrn zuftehenden Oberauffichtsrechtes die 
Alten inſpiciren. ine Berufung an das Iandesherrlihe Hofgericht 

® 


„Antlite, des Fürften, aber vor ſynen Hoverichter, ben Burger jal man 
„nicht czihen buzzen der Stat Sloffe, funder in der Stat fal ber ant: 
„worten und ber Stat fyeben Scheppfen jullen volgen und in dem Ge: 
„richte ſiczczen“ —. Url. von 1828, eod. p. 208. Not. — coram 
nobis vel nostro judice, infra plancas ipsius Glogoviensis civitatis, 
debeat respondere et non extra civitatem ad respondendum trahi 
debet. 

22) Weistbum von 1802 pr. u. $. 7 bei T. u. St. p. 444 u. 445. 

28) Urk. von 1357 bei T. u. St. p. 576. 

24) Url. von 1837 bei T. u. St. p. 8546. vrgl. noch p. 208. 

1) Stadtredt von 1120 6. 7—16 u. 25. Schrae, art. 14 bei Emming- 
haus, p. 143 und bei Seiberg, III, 890. 

2) Urk. von 1166 u. 1275 bei Kindlinger, M. B. II, 197, UI, 1. p. 264 
u. 270. Urt. von 1178 bei Haeberlin, analect, med. aev. p. 506. 

8) Stadtreht von 1120, $. 1, 16, 88 u. 84. 

4) Urt. von 1278 bei Kindlinger, III, 1. p. 217. 
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hatte aber nicht ftatt 5). Es blieb demnach nun nur noch ein 
Iandesherrlicher Beamter, der Schultheiß, in der Stadt ). Er er: 
bielt jpäter den Titel Großrichter (grote Nichter) und die ge 
ſammte @ivilgerichtsbarfeit in erfter Inſtanz. Und fein Gericht 
wurde das Gericht der vier Bänke genannt. Zu feiner Be: 
auffichtigung wurden ihm zwei Bürger, die fogenannten Groß- 
richtleute oder Erbrichter (Erffrihter oder Ervrichter) beige: 
geben, welche jedoch das Urtheil nicht mit zu finden und außer dem 
Gerihtsbeifige auch noch andere Functionen hatten ®). Die Be: 
rufung von dieſem Iandesherrlichen Gerichte erfter Inftanz ging an 
den Stadtrath, von dieſem aber ſodann weiter an das landesherr⸗ 
liche Hofgericht zu Eleve 9%). Außer diefen beiden urjprünglich lan- 
desherrlichen Gerichten wird indefien im alten Stadtrecht und ſpä— 
ter noch eines Probiteigerichtes, eines Freigerichtes und eines Go⸗ 
gerichtes erwähnt. Allein der Probft und fein Stellvertreter der 
Dffictal hatten Feine öffentliche vielmehr die getjtliche Gerichtsbar: 
fett mit dem Sentgerichte und bie Kivilgerichtsbarkfeit über bie 
Geiſtlichen ſelbſt 1%. Und Hinfichtlich des Freigerichtes und des 
Gogerichtes hatte es folgende Bewandniß. Die Soeſter Börde, in 
welcher auch die Stadt Soeft lag, war urjprünglich eine Mark!ı), 
welche feit Karl dem Großen einer Gaugrafichaft unterworfen, 
biefe aber fpäter, wie in ganz Weftphalen, in eine Gografichaft 
und in eine Freigrafichaft aufgelößt worden iſt. Auch die Stadt 


5) Receß von 1688, art. 5 und Declaration von 1694, art. 11 bei Em- 
minghaus, II, 494 ı. 499; vrgl. eod. I, 80, 81, 48 u. 49. 

6) Alte und neue Schrae, art. 4 u. 6 bei Emminghaus, Il, 139, 140 
u. 199. 

7) Schrae, art. 6 u. 18 bei Emminghaus, 1, 140 u. 148, vrgl. eod. 
L 26 ff. 

8) Schrae, art. 12 bei Emminghaus, II, 142, vrgl. noch I, 40 und I, 
25, 58, 3887 u. 558. 

9) Vertrag von 1444, Receß von 1666, von 1686, art. 8, von 1688, 
art. 8, von 1697, art. 10 u. von 1718, art. 12 bei Emminghaus, II, 
25, 479, 491, 494, 525 u. 547, vgl. eod. I, 28 ff. u. 48 ff. 

10) Stabtret von 1120, $. 2-6. Schrae, art. 4 u. 5 bei Emminghaus, 
II, 189 u. 199. 

11) Meine Einleitung zur Geld. der Marl:, Dorf: 2c Berfaffung, 
p. 66-68. 
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ftand urfprünglich unter diefen Gerichten. Eine Urkunde über den 
Beitand des Marichallamtes in Weftphalen aus dem 13. Jahrhun⸗ 
bert erwähnt noch des Nechtes des Freigrafen und des Gografen 
bei dem in der Stabt zu haltenden Freiding und Goding ben Vorſitz 
zu führen 12). Seitdem jeboch der Ort zur Stadt erhoben unb mit 
einem eigenen Stabtgericht begnadiget worben war, ſeitdem wurben 
beide Gerichte, das Gogericht 1?) und das Freigeriht auf das Land, 
das heißt auf das zur Stabt gehörige Gebiet beſchränkt 10). Beibe 
Gerichte waren landesherrliche Gerichte. Daher hatte ber Erz- 
bifchof von Köln in feiner Eigenfchaft als Herzog von Weftphalen 
den Gografen und ben reigrafen zu ernennen. Unb als Stell- 
vertreter des Herzogs wurde der Gograf felbit zuweilen Vice: 
herzog (vicedux gogravius) genannt 15). Späterhin wurben auch 
dieſe Gerichte (das Freigericht und das Gogericht) von der Stabt 
erworben 1%) und ſodann beide Gerichte lange Zeit von dem von 
dem Stabtrath ernannten Freigrafen und Gografen an den alther- 
gebrachten Malftätten gehegt 17). Seitdem jeboch die zum Fronhofe 
in Soeft gehörigen Villifationen mit den bazu gehörigen Bauer: 
Ichaften mit ber Stabt vereiniget und von ber Gerichtsbarkeit ber 
Treigerichte und Gogerichte befreit worden waren !®) und fobann 


12) Bei Seiberg, II, 1. p. 625. quod dietum judicium vridinch quod 
consuevit ipse comes infra opidum presidere — quod vicedux 
gogravius, quia judicium gograviatus in opido Susatensi — 

18) Stadtrecht von 1120, $. 25. nisi prius fuerit proclamatum ad ju- 
dicium rurensis gogravii —. Schrae, art. 10 u. 15 bei Emming- 
haus, p. 142, 148 u. 203. — „jo mugben fey bey Shogherichte Bir 
„buten ber Stat hailden.“ Beſtand des Marſchallamts in Weftpbalen 
bei Seibertz, II, 1 p. 619—620 u. 628. 

14) Url. von 1278 bei Kinblinger, M. ©. II, 1, p. 218 und GSciberg, 
U, 1, p. 466. — judicia nostra que vrydinck appellantur quibns 
presidere solemus extra muros Susaciensis opidi —. 

15) Beſtand des Marſchallamtes aus 18. sec. bei Seiberg, II, 1. p. 625, 
648 u. 644. 

16) Urk. bei Seiberg, II, 1. p. 619. Not. Meine Einleitung zur Geſch. 
ber Marke, Dorf: ıc. Brf. p. 68. 

17) Vertrag von 1444, 1481 u. 1522 bei Emminghaus, II, 24, 41, 62, 
54 u. 66. und Seiberg, II, 1, p. 6285. 

18) Beitand des Echultenamts zu Soefl von 1275—1388 bei Seiberg, II, 
1 p. 453 u. 456. und Kinblinger, III, 1, p. 268 u. 269. — liberi 
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die geſammte Eivilgerichtsbarkeit mit dem Schultheißengerichte, dem 
Ipäteren Gerichte der vier Bänke vereiniget, die Kriminalgerichtsbar- 
feit aber dem Stadtrath übertragen worden war, jeitvem hat fich 
das Gogericht, ohne je abgejchafft worden zu fein, verloren oder 
ift vielmehr mit dem Gerichte der vier Bänke vereiniget worden. 
Dem Freigerichte aber ift ſeitdem nur noch bie Enticheidung 
der Gränz⸗ und Megeftreitigkeiten geblieben 1%). Und zulegt haben 
nur noch einige an ten alten Richtftädten ftehen gebliebene fteinerne 
Tiſche und der fortwährend von jedem Rathsherren zu leiſtende 
Treifchöffeneid an das frühere Dafein der reigerichte erinnert 29). 
Wie in Sorft fo ftanden aud) in Medebach zwei landes- 
herrliche Beamte, ein Vogt und ein Stabtrichter (judex ober vil- 
licus) neben einander. Der Vogt hatte den Blutbann. Er faß 
daher unter Königsbann zu Gericht (sub Regis banno). Gein 
Gericht (colloquium advocati) jollte dreimal im Jahre gehalten 
und das Urtheil von Schöffen gefunden werben (judicio scabino- 
rum). Der Stabtrichter, offenbar der alte mit der niedern öffent: 
lichen Gerichtsbarkeit beauftragte herrſchaftliche Villicus, hatte bie 
Eivilgerihtsbarkeit zu beforgen, und die Tleinen Diebftähle und 
Trevel, jebod ohne Königsbann mit den Bürgern zu enticheiden 
(villicus sine banno cum civibus judicare debet) 2), 

Auch in Herfort ftand neben dem lanbesherrlichen Vogt 
noch ein Stadtridhter (judex civitatis)., Die Vogtei in der Stadt 
wie im ganzen Etifte gehörte in früheren Zeiten dem Erzbifchof 
von Köln und feit dem Jahr 1547 den SHerzogen von Julich. 
Der von dem Landesherrn ernannte Bogt wurde öfters audy Go: 
graf genannt. Er Hatte, wie bie alten Gaugrafen außer dem 
Blutbann auch noch die Gerichtsbarkeit über das freie Eigen und 
über die perjönliche Kreiheit 22). Das von ihm dreimal im Jahre 


ab omni iudicio libero et gograviatus, ita quod scultetus eurtis 
iudicat in omnibus istis — vrgl. oben $. 68 u. 201. 

19) Receß von 1665, art. 10 u. von 1686, art. 6 bei Emminghans, II, 
474 u. 484. 

20) Emminghaus, I, 56. Rot. und 57. Rot. Ged, Beichreibung von ' 
Soeſt, p. 182. 

231) Stadtrecht von 1165, 8. 2—4, 19 u. 21 bei Seibert, II, 1. p. 73. 

22) Urk. von 1251 $. 4 bei Kindlinger, Hörigf. p. 264. siquis aliquem 
civem repetendum duxerit tanquam proprinm snum, coram 

v. Maurer, Stäbteverfaffung ILL. 32 
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in ber Stabt zu haltende Gericht wurde Vogtding (Voghetdyngh) 
genannt und unter Königsbann gehegt. Außerdem hatte der Go: 
graf auch noch das alte Grafengericht auf dem Lande (auf bem 
Gau), das fogenannte Goding (godingh) im Namen des Landes: 
herrn zu hegen, bei welchem ſämmtliche in dem Stifte Herjort ges 
legenen Kirchſpiele (Kerfpel) zu erjcheinen hatten 22). Das von 
dem Stabdtrichter präftbirte Geriht wurde Burggericht (borch 
gherichte oder borchding) genannt. Es gehörte urfprünglich einem 
Rittergeſchlechte, kam aber fpäterhin ebenfalls an den Erzbifchof 
von Köln 2%). Der Stadt: oder Burgrichter ſaß nicht unter Kö: 
nigsbann zu Gericht 25). Er hatte, wie viele andere Burggrafen, 
über Bictualtenkäufe, über unrechtes Maß und Gewicht, und über 
andere kleine Streithänbel, dann über die in dem Burgbann ge: 
legenen Weichbildgäter, überhaupt über alle nicht zur Vogtei ge: 
hdrige Givilftreitigleiten zu enticheiden 2%). Dieſes Burggericht 
darf übrigens nicht mit dem Burgerichte verwechjelt werben, 
von welchem bereit bie Rede geweien iſt ($. 455). 

Auh in Heidelberg und in vielen anderen alten Land⸗ 


nullo jus suum poterit prosequi et consequi, nisi coram ad- 
vocsto a nohis constituto et sub banno, qui vulgariter 
bannus Regius appellatur —. Rechtébuch von Herfort aus 14. 
gec. bei Wigand, Archiv, II, 1. p. 24. „Te hogheste richtere to her⸗ 
„vorde dat iS de gogreve. wente be richtet to hande vnde to 
„balje vnde dynghet under Koningbes baune vmme vry 
„unbe vmme eghen dat to Hervorde gheleghen is“ vrgl. noch p. 26. 
Schöffenbuch aus 14. sec. bei Meinders, de judic. centenariis, 
p. 269, 270 u. 274. 

28) Rechtsbuch bei Wigand, p. 24 ff. u. 97. 

24) Nechtsbuch bei Wigand, p. 10 u. 81. 

25) Rechtsbuch, 1. c. p. 49. 

26) Rechtsbuch, I. c. p. 10. „dat borch gherichte — richtet ouer allerbande 
„Ipifelop. vnde ouer allerhbande wanmate vnde vnvechte waghe 
„onbe vnrechte [hepeln. vnde pmme ſcheldwort. vmme flote 
„unbe vmme fleghe wat al folifes ghevelle. Se richtet of vmme 
„wicbelde got. dat hir ghelegen is. bat fint bus gharden tyns be 
„in huſen eder in gharden ghelegen is“. und p. 49. „dat borchrichte 
„dar van je moghen richten umme wicbelde god.“ vrgl. Urk. von 1281, 
5. 5 bei Kinblinger, Hör. p. 265. 
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ftädten ftanden zwei Iandesherrliche Beamte neben und über ein- 
ander, in Heidelberg ein Vogt neben und über dem Schultheiß 2"). 
Eben jo in den Städten der Marf Brandenburg und in Schlefien, 
über welche nun noch Einiges bemerkt werben foll. 


$. 511. 


In ben Städten ber Mark Brandenburg kommen zweier: 
lei Gerichte vor, das oberfte und das nieberfte Gericht (judicium 
supremum und judicium infimum, zuweilen auch judicium altum 
et bassum oder superius et bassum !) und „hogest“ oder „ſidest 
„Herieht” genannt) 2). Das oberfte Gericht (judicium supremum), 
‚zu welchem auch der Blutbann gehört bat, war meiftentheils in 
den Händen des Landesherrn und zwar nicht in feiner Eigenfchaft 
als Grundherrn, wie diefes Zimmermann glaubt ?), vielmehr als 
Inhaber ber öffentlichen Gewalt, wie anderwärts auch. In vielen 
Städten war jedoch dieſe oberfte Gerichtsbarkeit frühe ſchon von 
ihm verjeßt oder verkauft worden %), öfter an einzelne Bürger, 
3: B. in Frankfurt an der Oder, in Stenbal und Briken ®), ins: 
gemein aber an die Stadt ſelbſt oder an den Stabtrath, 3. B. in 
Berlin, Spandau, Arnswald, riebeberg , Königsberg, Kritz u. a. 
m.) Die Landesherrn ließen die hohe Gerichtsbarkeit, fo lange 
fie no in ihren Händen war, durch ihre Vögte oder Burggrafen 
ausüben 7), 3. B. In Brandenburg durch den Burggrafen (burg- 
gravius, comes burgi und comes in burgo, zuweilen aber auch 


27) Urt. von 1219, 1220, 1229 u. 1280 bei Guden, syl. p. 110, 114, 
170 u. 178. — scultetus in Heidelberg — advocatum in Heidel- 
berg —. 

1) Urkunden bei Zimmermann, I, 147 u. 148 Rot. 

2) Urt, von 1828 bei Fibicin, II, 28. 

8) Zimmermann, märkiſche Stäbtenrf. I, 197 f. 

4) Landbuch der Mark Brandenburg, ed. Fidicin, p. 82. Judicium su- 
premum habet dominus in singulis suis civitatibus et in quibus- 
dam villis, nisi per vendicionem vel obligacionem in ali- 
quibus esset alienatum. . 

5) Landbuch, p. 28, 29 u. 80. 

6) Landbuch, p. 29, 81 u. 82 

7) Kühns, Gejchichte ber Gerichtöverfaffung in Brandenburg, I, 92—156. 


IL, 7 ff. 


32 * 
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comes et castellanus in Brandenburc genannt) ®) und auch in 
Stendal urjprünglid durch einen YBurggrafen 9) und fpäter durch 
einen lanbesherrlichen Vogt (advocatus noster) 1%), Zwar hält 
Zimmermann diejen Burggrafen für einen bloß militärifchen Beam: 
ten 11), wie e8 denn in der Mark Brandenburg wirflih Burggra⸗ 
fen gegeben hat, welche feine Gerichtsbarkeit hatten, vielmehr bloße 
militärtfhe Beamten waren 12). Da derjelbe jedoch Gerichtsbarkeit 
hatte, von welcher die Bürger von Stendal befreit worden find, jo 
muß er doch etwas mehr als ein militärifcher Beamter, vielmehr 
auch in Stendal dafjelbe gewejen fein, was die Burggrafen von 
Magdeburg u. a. m. waren. Da indeflen die Burggrafen Teine 
von den landesherrlihen Vögten verfchiedene Gewalt hatten, fo hat 
ſich jpäterhin der Titel Burggraf verloren, der Titel Vogt aber er: 
halten. 

Auch die niedere Gerichtsbarkeit (judicium infimum) gehörte 
ursprünglich dem Landesherrn als dem Inhaber der üffentlichen 
Gewalt. Aber auch fie wurde frühe ſchon theils an einzelne Bür: 
ger, 3. B. in Lentzen, theil® an die Stabt felbjt, 3. B. in Templin 
verpfändet 12), ober auch dem Schultheiß oder dem Erbauer ber 
Stadt, insgemein einem Ritterbürtigen, als Amtslehen (beneficiali 
jure) erblich verliehen, 3. B. in Stendal u. a. m. !%). Der Edul: 
tbeiß wurde öfters auch praefectus oder praefectus civitatis ge: 


8) Urt. von 1187 u. 1197 bei Gerden, Stiftshiflorie, p. 381 u. 894. 

9) Urk. von 1215 bei Lenz, Brandb. Urk. I, 24. und bei Gerden, cod. 
Brandb. V, 74. ad pelitionem civium Stendalensium et consulum 
gravamen, quod idem Stendalenses pro importunitate borg- 
gravii, quem habere consueverunt, penitus relaxavimus, sta- 
tuentes, ut in civitate deinceps placito et jure non tenean- 
tur stare borggravii. 

10) Urt. von 1282 bei Lenz, I, 109 Urt. von 1272 bei Gerden, vet. 
mearch. I, 18. 

11) Zimmermann, I, 41 u. 42. Not. 

13) Kühns, I, 101 u. II, 5 u. 6. 

18) Landbuch, p. SO u. 81. 

14) Gründungs Urkunde bei Bedmanı, V, 1. 2. p. 150. Urf. von 1282 
bei Lenz, I, 109. civitati et burgensibus dedimus, ut habeant in- 
pheodatum judicem sive scultetum virum hereditarium 
— Wohlbrück, Geld. von Xebus, I, 186 ff. vrgl. oben $. 10. 
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nannt, 3. B. in Berlin und in Köln an der Spree 15). Daher 
nannte man bas Schultheikenamt auch eine Präfectur (praefectura 
vel judicium, — praefectura judicii oder judicium seu praefec- 
tura civitatis), 3. B. in Stendal 1%) und in Seehaufen 17). 

Seit dem 14. Jahrhundert, ſeitdem die Stäbte mehr und 
“ mehr nad) Unabhängigkeit firebten, ſeitdem ftrebten fie auch nad 
dem Erwerbe ber öffentlichen Gerichtsbarkeit, der hohen eben ſowohl 
wie der niederen. Und jo erwarb denn bie Stabt Seehaufen im 
Jahre 1335 die niebere Gerichtöbarfeit oder das Schulzengericht 
von den Markgrafen 19), Neuftadt Eberswalde in den Jahren 1326 
und 1873 die niedere Gerichtsbarkeit, und in den Sahren 1543 
und 1573 auch noch die hohe oder das Obergericht mit dem Blut: 
bann 9), Strausberg im Jahre 1418 bie niebere Gerichtsbarkeit 
und im Jahre 1510 das Obergericht, Oberberg aber im Sabre 
1486 die niebere Gerichtsbarkeit 2°) und die Stadt Arneburg im 
Sabre 1352 die hohe Gerichtsbarkeit 29. Auch die Stadt Altbrans 
tenburg bejaß bereits im Jahre 1315 den Köntgsbann und im 
Sabre 1459 wurde ihr auch noch das Obergericht verpfänbet 22). 
Die Stadt Müncheberg hatte bereits im Jahre 1388 das oberfte 
Gericht 23) und im Jahre 1502 auch noch das Schulzenamt oder 
das unterfte Gericht erworben 2%), welches bereits in ben Jahren 
1485 und 1501 an einen Bürger verfauft worden war 2°). Die 
hohe und bie niebere Gerichtsbarkeit hatte Berlin und Köln an ber 
Spree ſchon vor dem Sabre 1328 2%), Prenzlau im Jahre 1324 


15) Urf. von 1819 bei Fidicin, LI, 18. 

16) Urf. von 1828 bei Lenz, I, 109. Stiftungs Urf. bei Beckmann, V, 1. 
2. p. 150. 

17) Urk. von 1885 bei Bedmann, V, 1. 5. p. 32. 

18) Ur. von 1885 bei Bedmann, Beichreibung ber Mark, V. 1.5 p. 82. 

19) Fiſchbach, Stäbtebeichreibung, I, 188, 184 u. 178. 

20) Fiſchbach, I, 898 u. 488. 

21) Urk. von 1352 bei Bednmann, V, 1. 9. p. 12. Die Bellätigungs Urt. 
von 1441 bei Zimmermann, I, 146 Not. 20. 

22) Zimmermann, I, 140. Not. 7u.8 —. 

28) Urk. von 1888 bei ®erden, cod. Brandb. IV, 608. 

24) Zimmermann, I, 114. 

25) Urk. von 1485 u. 1501 bei Gerden, IV, 614, 616 u. 619. 

26) Urf. von 1828 bei Fibicin, II, 28, 
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und Wuſterhauſen im Jahre 1325 erworben 27). Manche Städte 
hatten ſich auch die Gerichtsbarkeit angemaßt, z. B. Neubranden⸗ 
burg die hohe Gerichtsbarkeit 2%). Auch ſuchten die Städte zu ver⸗ 
hindern, daß die niedere Gerichtsbarkeit nicht wieder mit ber hohen 
in ven Händen der Lanbesheren vereiniget wurbe. Sie ließen fidh 
daher von dem Markgrafen veriprechen, baß weber er ſelbſt noch 
fein Vogt das Schulzenamt Taufen ober fonft erwerben folle, 3. B. 
Stendal 2%). Auf dieſe Weife ift denn in den meiften Städten in 
ber Mark die niedere, und in fehr vielen auch die hohe Gerichts- 
barkeit in die Hände der Städte gefommen. Nur in einigen klei⸗ 
neren Städten ift die niebere Gerichtsbarkeit als Erblehen in ten 
Händen von Edelleuten und zwar bis in neuere Zeiten geblie- 
ben 20). In faft allen Städten haben fich aber bie Ianbesherrlichen 
Voͤgte verloren 2). Daher wurde nun die gefammte öffentliche 
Gerichtsbarkeit in den Händen des Stadtrichters oder des Schul: 
theiß vereiniget. Nur noch der Ertrag der Gerichtseinfünfte wurbe 
nach wie vor mit dem hohen Richter oder dem Lanbesherrn in ber 
Art getheilt, daß dem Landesheren zwei Theile, dem Stabtrichter 
aber nur ein Drittheil zufallen jollte, was denn manche veranlagt 
bat, den Unterjchteb zwilchen hohen und niederen Gerichten bloß 
auf dieſe Vertheilung der Gerichtseinfünfte zu beziehen, worauf 
jedenfalls urjprünglich jener Unterſchied nicht beſchränkt war 22). 
Dur den Erwerb bes Stadtrichteramtes von Seiten einer 
Stadt wurbe übrigens die rechtliche Natur des Amtes keineswegs 
verändert. Da nämlich das Schulzgenamt, mit welchem nun auch 
die hohe Gerichtsbarkeit vereiniget war, in den märkifchen Städten 
ein Erblehen geweſen und dieſe auch nach dem Erwerbe von 
Seiten der Stadt noch geblieben tft, fo wurde nun der Magiftrat 
und ber von ihm aufgeftellte Richter von dem Lanbesherrn mit bem 
Amte belehnt und bei jedem Regierungswechſel die Lehnware er: 


37) Bimmermann, I, 147. 

28) ndbuch, p. 80. Judicium supremum usurpant sibi con- 
sules. 

29) Urk. von 1282 bei Lenz, I, 109. 

80) Wohlbrück, Lebus, I, 190 u. 191. 

81) Zimmermann, I, 148 u. 151. 

82) vrgl. Zimmermann, I, 187 ff. u. 152. 
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hoben 32). Seit dem 15. Jahrhundert fingen aber die Markgrafen 
an die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann in den Städten 
wieber an fi zu ziehen. Frankfurt an der Ober mußte in den 
Sahren 1480 und 1499 darauf verzichten. In Stendal wurde das 
oberfte Gericht im Jahre 1488 bei Gelegenheit des Aufftandes 
wegen ber Bierziefe zur Strafe eingezogen *). Und nach ber Po- 
lizeiordnung von 1540 wurde auch bie Blutgerichtsbarfeit wo nicht 
in allen doch in vielen Städten wieder dem Landesheren vorbehal- 
ten 2). Daß nach jener Polizeiordnung bie Blutgerichtsbarkeit in 
allen Städten dem Magiftrat gehört, den landesherrlichen Be— 
hoͤrden aber eine bloße Oberaufficht zugeftanden Habe, wie biefes 
Zimmermann meint, tft offenbar unrichtig 2%). Die Worte: „Da 
„aber in den Städten bie Gerichte Unfer“, bilden ben 
Gegenfag gegen ben vorhergehenden Abſatz, in welchem von ben 
den Stäbten gehörenden Blutgerichten bie Rebe war. Sie find 
daher von jenen Städten zu verftehen, in welchen „bie Gerichte 
Unfer“ d. b. dem Landesheren gehörten. Es Hat demnach nach 
der Polizetorbnung Städte gegeben, in welchen bie Blutgerichtsbar: 
keit den Städten gehört hat, und wieder andere, in welchen fie 
dem Landesheren vorbehalten war. Auch der Nece von 1550 
fteht dieſer Anficht nicht entgegen. Denn bort ift nicht von der 
Blutgerichtsbarkeit, fondern von ber Civilgerichtsbarkeit bie Rede. 


§ 512. 


Wie in den märfifhen Städten fo wurden auch in ben 
ſchleſiſchen Städten zweierlei Öffentliche Gerichte unterſchieden. 
Die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann Hatte insgemein ber 
landesherrliche Vogt (advocatus noster), bie niedere oder bie Civil- 
gerichtsbarkeit aber der Erbrichter (judex hereditarius), z. ®. in 
Görlitz. Und in beiden Gerichten hatten Schöffen aus ber Stadt 
(scabini cives ober scabini civitatis) das Urtheil zu finden ?). 


88) Zimmermann, I, 155 u. 156. 
84) Zimmermann, I, 149, 150 u. 156. . 
35) Polizelorbnung von 1540, cap. 18 bei Mylius, V, 16. 
86) Zimmermann, III, 178. 
1) urt. von 1802 $. 7, von 1808 bei T. u. St. p. 445, 446 u. 447. 
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Wie in den maärkiſchen Städten fo wurden nämlich auch in den 
ſchleſiſchen Städten dem Erbauer und Gründer der Stadt nach 
Deutſchem Recht die niedere Gerichtsbarkeit als Amtslehen erblich 
übertragen 2), ofters ſogar die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blut⸗ 
bann, 3. B. in Freiwalde2), in Löwenberg ?), in Liegnig®) und. 
in Schweidnitz %. Daher .wurbe der Stabtrichter insgemein Erb: 
ridhter oder judex haereditarius ?) oder auch Erbvogt (advocatus 
haereditarius) genannt ®), indem das Stabtgericht insgemein eine 
Erboogtei (advocatia hereditaria ®), advocatia jure hereditario 
oder opidi advocscia) 19) oder ein Erbgericht (judieium heredita- 
rium) genannt worden iſt 11). 

Aber auch in den ehemals grundherrlichen Städten ftanden 
zwei Öffentliche Gerichte neben einander. So oft nämlid eine 
grundherrliche Stabt zu einer freien Etadt erhoben wurde, pflegte 
bie niedere Öffentliche Gerichtsbarkeit ven ehemaligen Grundherren 
überlaffen und nur die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann dem 
Landesheren vorbehalten zu werden, 3. B. in Ologau 12) und in 
Steinau 12). 

Tür die hohe Gerichtsbarkeit und den Blutbann ernannten 
nun bie Landesherrn in manchen Städten einen eigenen landes- 
herrlichen Vogt. Aber auch in jenen Städten, in welchen fich Fein 
eigener landesherrliher Stadtvogt befand, mußte die hohe Gerichts⸗ 
barfeit in der Stadt felbft ausgeübt werden ($. 509). Die Vogtei 
in den ſchleſiſchen Städten pflegte, wie wir gejehen, dem Erbauer 
der Stadt erblich übertragen zu werden. Daber findet man bie 


2) T. u. St. p. 182 u. 188. 

8) Url. von 1295 bei T. u. St. p. 427. 

4) Urk. von 1217 bei T. u. St. p. 277. 

5) Urf. von 1252 bei 2. u. St. p. 824. 

6) Urf. von 1298, $. 9 u. 18 und Handfefle von 1328, $. 7 u. 28 bei 
T. u. St. p. 421 u. 520. 

7) %. u. St. p. 368, 446 u. 623 $. 28. 

8) T. u. St. p. 422 6. 18, 424, 582 u. 590 $. 1. 

9) T. u. St. p. 582, 618 u. 628. 

10) T. u. St. p. 427 u. 564. 

11) T. u. St. p. 329 u. 868. 

12) Urf. von 1208 bei 7. u. St. p. 882. 

18) Urk. von 1243 bei T. u. St. p. 305. 
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Erbvogtei meiftentheil8 in den Händen bürgerlicher Geſchlechter, 
3.2. in der Neuftadt Breslau 19), und auch in der Altftabt Breslau 
in den Händen der Gejchlechterfamilie Schartelzan ?%). Seit dem 
14. Jahrhundert ftrebten indeflen auch die ſchleſiſchen Städte nach 
dem Befibe der Erbvogtei in der Stadt. Und die meiften Städte, 
Breslau ſchon in den Jahren 1324 und 1329 10), haben fie auch 
mit Zuftimmung der Landesherrn an fich gekauft !?) und die nun 
ihnen gehörige Erboogtei durch einen von dem Stadtrath ernannten 
Unterbogt oder Richter ausüben lafjen 18). 


8. 513. 


An vielen anderen Landitädten findet man aber auch nur 
einen einzigen landesherrlihen Beamten, entweder für bie 
geſammte hohe und niedere Gerichtsbarkeit, oder für die niebere 
Gerichtsbarkeit allein, wie diefes auch in vielen Reichsſtädten und 
in nicht wenigen Biſchofs- und Abteiſtädten der Fall war ($. 474 
u. 495). Einen einzigen landesherrlihen Beamten, 
weldyer die hohe und niedere Gerichtsbarkeit zu beforgen 
hatte, findet man in Freiburg im Breisgau und in Freiburg im 
Uechtlande, in Burgdorf, in Büren und in Meppen. Das alte 
Stabtreht von Freiburg im Breisgau nennt nur einen einzi- 
gen Stabtrichter, welcher bald Vogt bald Schultheiß genannt wird. 
Die Bürgerſchaft jollte ihn wählen und dem Landesherrn zur Beitäti- 
gung präfentiren 1). Nach der Berfafiungsurfunde von 1293 hatte 
ihn aber der Landesherr wieder zu ernennen. Er follte jedoch das 
Amt einem Rathsherren leihen („der herre fol ouch daſ ſchulthei⸗ 
„zentuom lihen cime ber viervndzweinzigen“). Und erft dann, wenn 
es kein Rathsherr annehmen wollte, durfte er einem Anderen das 


14) Grünbagen, Breslau, p. 46. Urk. von 1290 bei T. u. Stenzel, p. 405. 

15) Url. von 1292 u. 1806 bei T. u. Stenzel, p. 417 u. 479. Wernerus 
Schartelsan hereditarius advocatus in Wratislavia.. Grünbagen, 
p. 23, 25 u. 45. 

16) Grunhagen, p. 26, 45 u. 46. 

17) Urt. von 1862, 1887 u. 1892 bei T. u. ©t. p. 581, 604 u. 618. 

18) Url. von 1558 bei T. u. St. p. 628, vrgl. noch p. 244 u. 245. 
Grünbagen, p. 45. 

1) Stiftungsbrief von 1120 $. 6. Stabtrodel, $. 10. 
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Amt übertragen. Auch durfte es der Landesherr, nachdem er es 
einem Rathsherren angeboten hatte, an den Meift Bietenden ver: 
Taufen („daz ſchultheizentuom verkoufen”). Wenn jeboch der 
Schultheiß zu Gericht ſaß follten zwei Rathsherren an feiner Eeite 
figen („der viervndzweinzigen füln ouch zwene allewegent fin an 
- „dem gerichte bi dem fchultheizen ſwenne er richtet”) 2). Und fo 
ift es auch eine Zeit lang noch ſpäterhin geblieben ?). Gegen Ende 
des 14. Jahrhunderts erhielt jedoch die Stadt wieder das Recht 
das Schultheißenamt mit einem Nathsherren zu beſetzen ). Spä⸗ 
terhin wurde indeflen das Amt gegen die verbrieften reiheiten ber 
Stadt von dem Landesherrn mehrmals verjegt und verpfändet, zu: 
erft an mehrere Ritter, zulegt aber an bie Stadt jelbft, bei welcher 
es fodann auch geblieben it). Auch in Freiburg im Uecht— 
lande hat es nur einen einzigen Stabtrichter gegeben, welcher "bald 
Vogt bald Schultheiß genannt worben tft. Die Bürgerfchaft hatte 
ihn zu wählen und dem Landesherrn zur Beftätigung zu präfen: 
tiren e). Eben jo gab es in Coesfeld nur einen Stabtrichter 
für die hohe und nievere Gerichtsbarkeit. Er war ein landesherr- 
liher Beamter, welcher im Namen des Landesherrn das Stabt: 
gericht hegte. In Eivilfachen waren bie beiden Bürgermeifter feine 
Beifiter. In Kriminalfachen hatte aber ber Bürgermeifter und 
Rath die Unterfuhung und Beftrafung und nur bei der Verfün- 
bung bes Urtheils in ber legten Sitzung der Stadtrichter ben Bor: 
BT). Auch in Büren hatte der Stadtrichter den Blutbann ®). 
Eben jo in Meppen. Seitdem bie Stadt Immunität von dem 
Gogerichte erhalten Hatte®), ſeltdem beitand Das Stabtgericht aus einem 


2) Urk. von 1298 bei Schreiber, I, 1. p. 124. 

8) Verfaffung von 1868 bei Schreiber, I, 541. 

4) Urk. von 1883 u. 1388 bei Schreiber, Il, 85 u. 58. 

5) Urk. von 1409, 1429, 1459 u. 1460 bei Schreiber, II, 227—284, 385 
u. 462—466. 

6) Handfefte von 1249 ©. 1, 2, 41 u. 144 bei Saupp, IL, 88 ff. 

7) Söfeland, p. 15, 59 u. 60. vrgl. oben $. 466. 

8) Stadtrecht aus 14. sec. bei Wigand, Ardiv, III, 8. p. 80. vrgl. oben 
6. 4585. 

9) Urk. von 1887 bei Diepenbrod, p. 660. 
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Iandesherrlichen Richter mit Kornoten 10). Späterhin fam bie Ge- 
richtsbarkeit an die Stadt und an ben Stabtrath. Nur bei fehwe: 
ven Verbrechen mußten die Alten zur Fällung des Straferkennt- 
niffes an die Iandesherrliden Beamten eingeſchickt werben 11). In 
Braunfhweig findet man zwar mehrere landesherrliche Vögte 
neben einander, Einen in der Altftabt, Neuftabt und in dem Ha- 
gen, und noch einen Anderen in ber Altewiec und in dem Sad!?). 
Da jedoch jeder von ihnen einem befonderen Stabttheil vorftand 
und die geſammte Gerichtsbarkeit unter fich hatte, jo hat es im 
Grunde genommen auch in Braunfchweig in jedem Stadttheil nur 
einen einzigen Vogt gegeben. Wenn ber Bogt in einem Weichbilbe 
zu Gericht jaß mußten immer zwei Rathäherren, fogenannte Nichte: 
herren, von bes Raths wegen an feiner Seite figen. Schon im 
Laufe des 14. Jahrhunderts wurde aber die gefammte Vogtei in 
der Stadt theils durch Kauf theils durch Verpfändung von der 
Stabt erworben 12). Und ber gemeine Stabtrath hatte feitbem die 
beiden Vögte zu ernennen, von denen ber Eine in der Altitabt 
und ber Andere in dem Hagen feinen Sitz haben jollte 1%). 

In anderen Lanbftädten hatte der Stabtrichter nur bie 
niebere Gerichtsbarkeit (die Eivilgerichtsbarkeit), und dann 
ſtand die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann unter dem landes⸗ 
herrlichen Beamten der Herrichaft ober des Territoriums, in wel: 
hen bie Stadt Ing. So hatte der Stadtrichter (praefectus) in 
Halle nur die Eivifgerichtsbarkeit. Die hohe Gerichtsbarkeit mit 
dem Blutbann fand unter dem Burggraf von Magdeburg, ber 
dreimal im Jahr das hohe Gericht in der Stabt halten mußte 1°). 
Der Stadtrichter wurbe insgemein Schultheiß genannt. Er war 


10) Urk. von 1408, 14086, 1435, 1488 u. 1444 bei Diepenbrod, p. 665, 
666, 671, 678 u. 678. 

11)’Biepenbrod, p. 148, 189, 190 u. 198. 

12) Altes Stadtrecht bei Leibnitz, III, 484 ff. und Urk. von 1240 in 
Orig. Guelf. IV, 188. vrgl. p. 107. | 

18) Urk. von 1968 in Kronifen der niederſächſ. Städte I. p. XXX. 

14) Ordinarius senatus Brunsv. von 1408, $. 10, 3i—88 u. 46 bei 
Leibnitz, III, 452 fi. Havemann, I, 618. 

15) Schöffendrief von 1235, $. 2—9 bei T. u. St. p. 295. Urk. von 
1221 u, 1266 bei Dreyhaupt, II, 461 u. 478. vrgl. oben 6. 493. 
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ein lanbesherrlicher Beamter und erhielt fein Amt von dem Erz: 
biichof von Magdeburg als Mannlehen verliehen 2e). Im Sabre 
1474 kam jedoch ein Vergleich zwilchen dem Erzbifhof und dem 
Stabtrath zu Stand, nad welchem das Schultheißenamt gegen 
Bezahlung von 200 Bulden der Stadt gehören und von dem Stabt: 
rath befegt, der von dem Rath Ernannte aber von dem Erzbiſchof 
in das Amt eingefeßt und belehnt werben follte 17). Dieſe Er: 
nennung und Präfentation des Ernannten zur Iandesherrlichen Be: 
lebnung und Beitätigung dauerte bi8 zum Jahre 1688. Seitdem 
nämlich das Erzftift ein weltliche Herzogthum geworben und an 
Kurbrandenburg gefommen war, feitvem wurde der Schultheiß von 
dem Kurfürften ernannt. Die Form der Belehnung mit dem Amte 
wurde zwar beibehalten, auch ein LXehenbrief ausgeftellt. Der neu 
ernannte Schultheig mußte jevoch einen Revers ausftellen und darin 
verfprechen, daß er auf erhaltenen Befehl jeder Zeit wieder abtreten 
werde. Das Schultheißengericht wurde auf dem Berge vor bem 
Roland gehalten und wurde daher auch das VBerggericht und 
der Schultheiß jelbft feit dem 17. Jahrhundert Bergrath ge 
nannt. Das Schultheigengericht hatte die Civilgerichtsbarkeit in 
ver Stadt und in den Borftäbten. Die Schöffen diefes berühmten 
Gerichtes hatten in früheren Zeiten wie bie Schöffen in Magde- 
burg das Recht fich felbft zu ergänzen. Seit der kurbrandenburgi- 
ſchen Herrſchaft wurden jedoch auch die Schöffen von dem Landes: 
herren ernannt 1%). Der Blutbann ftand urfprünglich, wie wir ge: 
jehen, unter dem Burggrafen von Magdeburg. Späterhin kam 
berjelbe mit dem Burggrafthum an Kurſachſen und wurbe von 
dieſem, wahrfcheinlich im Sabre 1425, der Stabt und dem Stabt- 
rath überlaffen. Seit dem Erwerbe der Kriminalgerichtsbarfeit ließ 
ie der Stadtrath durch einen von ihm ernannten Burggrafen aus: 
üben bis ins Jahr 1685. In dem Receß von 1685 verzichtete 
aber die Stadt auf das Burggrafthum, behielt jedoch die Kriminal⸗ 
gerichtsbarfeit, weldye ihr in jenem Receß neuerdings beftätiget 


16) Lehenbrief von 1456 bei Dreyhaupt, II, 470. 

17) Bertrag von 1474 bei Dreyhaupt, II, 474 f. 

18) Dreyhaupt im Auszug, I, 61, 110, 115, 279 und Il, 428 u. 485— 
441. vrgl. 839. 
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worden ift. Bon der Gerichtsbarkeit des Stabtrathes wurde nur 


ausgenommen die Aufhebung ber tobten Körper, die Hegung bes 
hochnothpeinlichen Halsgerichtes vor dem Roland und der Vollzug 
des von dem Rath erlaffenen Straferfenntniffes. Auf Requiſition 
. des Rathes follte diefes von dem Schultheiß und den Schöffen be- 
forgt werden. Zu dem Ende hatte eine feierliche Einweiſung des 
neu ernannten Schulthbeiß in bie peinliche Gerichtsbant vor dem 
Roland Statt 19), In Meiningen ftand ein Schutheik an der 
Spite des Stadtgerichtes. Diejes hatte jedoch nur die Eivilgerichts: 
barkeit zu beforgen. Alles was an den Hals oder an die Hand 
ging, aljo die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann, gehörte an 
das Landgericht. Der Schultheiß wurde von dem Stadtrath und 
der Gemeinde gewählt, ſodann aber von dem Landesheren (dem 
Hochftifte Würzburg) aufgenommen („von vnnſern gnedigen 
„bern von Würtzpurgk auffgenomen“), das heißt beftätiget und 
in fein Amt eingeſetzt 29. &ben jo ftand die hohe Gerichtsbarkeit 
in jenen Städten In der Markt und in Schlejien, welde 
feinen eigenen Stabtvogt für die hohe Gerichtsbarkeit erhalten 
hatten, unter dem landesherrlichen Vogte des Landes (6. 509 u. 
512). Daffelbe war in Brakel der Kal. Dafelbit gehörte die 
niedere Gerichtsbarkeit den Rittern von Brakel als erblichen In— 
habern der niederen Vogtei. Sie hatten außer dem mehrmals im 
Sabre zu hegenden feierlichen Vogteigerichte (in judicio solempni, 
quod vulgariter dicitur Vogething) auch noch ein tägliches Ge⸗ 


richt (cottidianum judicium) für die täglid) vorfallenden Streitig- 


feiten 21). Die hohe Gerichtsbarkeit gehörte aber dem Stifte Ba: 
derborn, welches jedoch zu dem Ende feinen eigenen Beamten in 
der Stabt ſelbſt hatte (6. 168). Auch bier in Münden hat es 
feit dem 12. Sahrhundert und in Landshut feit dem 13. nur 
einen Stabtrichter (judex in civitate oder judex civitatis) gege- 


19) Dreyhaupt im Auszug, I, 86, II, 860—862, 484, 437, 439 u. 447 f. 
Receß von 1685 bei Dreybaupt, II, 489 ff. Urkunde über die Ein: 
weilung des Schuliheiß von 1450 u. 1584 bei Dreybaupt, Il, 471— 
478 u. 475—478. 

20) Grimm, Ill, 598 u. 699 j. 

a1) Ik. von 1259 u. 1309 bei Wigand, Archiv, IV, 179 f. u. V, 157. 
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ben 22). Er war urjprünglich ein Tandesherrlicher Beamter. Be⸗ 
reit8 im Jahre 1294 wurbe indefjen in München die Givilgerichts- 
barfeit an die Stadt abgetreten und dem Landesherrn nur noch der 
Blutbann vorbehalten 23). Die Stadt, d. b. der Rath und bie 
Gemeinde, hatte feitvem den Stadtrichter zu ernennen, der Herzog 
aber den von der Stadt Ernannten zu beftätigen und in fein Amt 
einzujegen 28). Die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann blieb 
jebodh unter dem Herzog felbft und unter feinem Vicedom 25). 
Cpäterhin pflegte aber auch noch der Blutbann dem Stabtrichter 
von dem Herzog verliehen zu werben 2°). 


$. 514. 


In Hörter endlich findet man fogar drei verjchiedene lan⸗ 
vesherrliche Beamte neben einander, einen Stabtgrafen, einen Bogt 
und einen Stadtrichter. Der Stabtgraf (comes civitatis Huxa- ' 
riensis !) oder comes villae Huxarise) 2), deſſen Amt eine Graf: 
ſchaft in der Stadt genannt worden ift ?), war von dem Abt von 
Korvei mit feinem Amte belehnt. Er hatte es als Erblehen. Spä- 
ter wurde das Amt an die Stabt verfeht und im Sabre 1499 an. 
die Stabt verfauft 4). Der Graf hatte die hohe Gerichtsbarkeit mit 
dem Blutbann und er präftdirte auch in fpäteren Zeiten noch das 
peinlihe Halsgeriht. Er führte, wahrjcheinlich wegen der Ver- 
leihung des Banns von dem Kaifer, ven Borfik im Namen des 


22) Mon. Boic. VIII, 415 u. 478. Stadtrecht von Landshut wor 1279, 
8.7. 

28) Urk. von 1294 bei Bergmann, II, 10. „Swenn od wir bingelazzen 
„onfer gericht, fo haben wir felb vber nidht ze richten, war vber den 
totſlack.“ 

24) Urk. von 1294 u. 1847 bei Bergmann, II, 9 u. 68. Stadtrecht art. 
101, $. 8. bei Auer, p. 296. Alte Orbnung bei Lipowsfy, Urgeſch. 
von Mündyen, I, 161. Not. 

25) Urk. von 1294 u. 1847 bei Bergmann, II, 10 u, 68. 

26) Alte Ordnung bei Lipowsfy, I, 162. Not. 

1) Urk. von 1275 bei Scheidbt, vom Abel, p. 2B. 

2) Urk. von 1149 u. 1190 bei Treue, Münchhauſen, II; 8 u. 7. 

8) Urk. von 1326 bei Falke, p. 690. judicium in Huxaria quod vul- 
gari nomine eyn Gravscap appellatur —. 

4) Wigand, Geh. von Korvei, I, 810-812. 
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Kaiſers). Seitbem das Grafengeriht an die Stadt gekommen 
- war, feitbem warb cs ein ſtädtiſches Untergericht, welches 
nur noch über unbedeutende Vergehen zu richten hatte. Während 
demnach der Gerichtsgräve fortfuhr im peinlichen Halsgerichte nach 
alter Weiſe zu präfidiren, war er im Grunde genommen zu einem 
unbedeutenden Unterrichter ober Polizeirichter herabgeſunken ). Die 
Idee des alten Grafengerichtes hatte fich fogar in der Art ver- 
Ioren, daß man feit dem 17. Jahrhundert daraus eine ganz eigene 
Art von Untergeriht, ein jogenanntes Grasgericht ober einen 
Grasſtab gemacht hat, indem man in den alten Urkunden Graj: 
cap ſtatt Gravſcab gelefen bat. Selbſt Riccius glaubte nod) 
an die Eriftenz dieſes Grasgerichtes. Er hielt e8 für cin alther: 
gebrachtes abjonderlihes Gericht ?). Uebrigens ift auch Wi- 
gand im Irrthum, wenn er glaubt, daß der Blutbann nicht ber 
Stadt gehört habe. Mit der Grafihaft hatte fie vielmehr auch 
den Blutbann erworben. Auch war das Halsgericht an bie Stadt 
verkauft worden 6). Daher hatte ver Stadtrath das Straferfennt: 
niß zu finden ®). 

An der Seite des Stadigrafen ftand ein Sgirmvogt für 
die Güter der Kirche. Die Schirmvogtei über Hörter hatten an: 
fangs die Grafen von Pirmont und feit 1265 die Herzoge von 
Braunfhweig von dem Abte zu Lehen. Auf biefe Weije wurben 
bie Herzoge von Braunfchweig die Schirmoägte von Hörter. Zur 
Verwaltung bes Amtes ernannten fie einen Vogt, welcher als 
Stellvertreter des Schirmvogtes auch zum peinlihen Halsgericht 
Zutritt hatte 19). 


. 5) Modus procedendi bes peinlichen Halsgerichts von 1605 bei Wigand, 

I, 818. Rot. 
6) Statut von 1580 bei Wigand, I, 318. Not. 

7) Riccius, Entwurf von Stadtgejegen, p. 180. 

8) Urk. von 1876 bei Wigand, denfwürbige Beitr. für Geld. p. 147. 
9) Wigand, I, 818 u. 824. 

10) Wigand, IL, 315 —817 u. 819. Urk. von 1265 bei Wigand, benf: 
würbdige Beiträge für Geld. p. 107 f. Aus mehreren Urkunden geht 
indefjen hervor, daB auch die Landgrafen von Heffen Schirmberren von 
Hörter waren. vergl. Urf. von 1602 u. 1638 bei Wigand, benfwürdige 
Beiträge zur Geſch. p. 15, 16 u. 48. 
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Der dritte Beamte in ber Stabt war der Stadtrichter 
oder Pfennigmeiſter. Die Stadt hatte nämlich feit dem 14. 
Jahrhundert einen eigenen Stabtrichter (jſudex). Wie die Stadt 
zu diefem Rechte gelangt ift, liegt völlig im Dunkeln. Wahrjchein: 
ich hängt es mit dem Erwerbe der Graffchaft zufammen. Nady: 
dem ihr nämlich) im 14. Jahrhundert das Amt des Stadtgrafen 
verjegt worden war, ließ fie wahrjcheinlich dem Grafen jelbft nur 
noch den Blutbann und ernannte für bie Givilgerichtsbarkeit einen 
eigenen Richter, oder vielmehr fie beauftragte den Stadtkämme— 
ver oder den Pfennigmeifter mit der Handhabung der Eivil: 
gerichtsbarkeit 11). Auch diefer Pfennigmeifter hatte Zutritt zu dem 
peinlihen Halsgerichte. Der Gräve hatte den Borfik. Ihm zur 
Rechten ſaß der Pfennigmeifter und diefem zur Rechten der Braun: 
fchweigifche Vogt. Und das Halsgericht wurde im Namen ber drei 
Herrihaften, im Namen Braunfchweigs, bes Stiftes Korvei und 
der Stadt Hörter gehegt !2). 


S. 515. 


In vielen Landftädten findet man demnach, wie in den meiften 
Biſchofs- und Abteiftädten, zwei öffentliche Beamte, in vielen an- 
deren aber auch nur einen. Die höheren Beamten nannte man 
auch in den Landftädten insgemein Vögte, Stadtgrafen ober Burg: 
grafen. Vögte nannte man fie z. B. in Soeft, Herfort, Heidel⸗ 
berg, Stendal und in vielen Städten in der Mark Brandenburg 
und in Schleſien. Stadtgrafen nannte man fie in Hörter und 
Burggrafen in Brandenburg, in Stendal u. a. m. Zumal in 
den fächfifchen Städten findet man eine Menge Burggrafen. Eie 
hatten jedoch nicht alle ein Burggrafenamt, fondern nur ben Titel 
eines Burggrafen, weil fie entweder bloße Militärbeamte waren 
oder aus einer burggräflichen Familie abftammten!). Zuweilen 


11) vrgl. Wigand. I, 321. 

12) Modus procedendi von 1605 bei Wigand, I, 819 u. 826. und bei 
Wigand, benfwürbige Beitr. p. 169. Deine Geld. ber Markenverf. 
p. 408. 

1) Tittmann, Geſch. Heinrichs des Erlauchten, I, 38 u. 89—45. vergl. 
oben 8. 511. 
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werden bie höheren Stadtbeamten abwechjelnd Grafen und Voͤgte 
genannt, 3. B. in Andernach 2). Anderwärts nannte man fie auch 
Gografen, 3. 3. in Herfort, oder Wicgrafen, 3. B. in Mins 
den abwechjelnd comes civitatis ®), wigravius, wiggravius, wich- 
gravius #), Wychgravius ober Wickgravius civitatis $), ſodann 
Wikvögte, 3 2. in Stade‘), zumeilen auch Dinggrafen, 
3.38. in der Stadt Borken ?), vielleicht auh Tungrafen, fo viel 
als Stadtgrafen, 3. B. in Hörter ®), denn von einem Gemeinde: 
vorfteher oder tunginus dürfte wohl hier Teine Rede fein®). Alle 
dieſe höheren Beamten find auch in den Landſtädten an die Stelle 
der Gaugrafen getreten. Sie hatten daher diejelbe Gewalt, den 
Blutbann und die Gerichtsbarkeit über das freie Eigen und über 
die perjönliche freiheit, 3. B. in Herfort u. a. m. 

Die niederen dffentlihen Beamten führten aud in 
den Landſtädten, wie in den Biſchofs- und Abteiftäbten, insgemein 
den Titel Schultheiß, 3. B. in Soeſt, Heidelberg, Burgdorf, in 
ven Städten der Mark Brandenburg u.a. m., dann Stabtrichter 
(judex civitatis) 3. B. im Hörter, Herfort, Meppen, München 
u.a. m, Stadtridter oder Billicus 3. B. in Medebach, 
Burgrichter 3. B. in Herfort, praefectus oder praefectus 
civitatis 3. B. in Halle, in Berlin und in Köln an der Spree, 
Bräfectus oder Schultheiß z. B. in Arberg !0), Vogt ober 
Schultheiß 3. B. in Treiburg im Breisgau umd in Treiburg im 
Uechtlande, Erbvogt oder Erbrichter in den ſchleſiſchen Etädten, 


2) Urf. von 1171 bei Günther, I, 409. — legitimis jurisdictionibus 
que annuatlim coram comite vel advocato ventilantur —. 
a capitosa comitum et advocatorum impetitione —. 

8) Urk. aus 12. sec. bei Würdtwein, sube. dipl. VI, 848. 

4) Url. von 1802 u. 1812 bei Würdtwein, subs. dipl. X, 47 u. 59. 
Urk. von 1196 u. 1296 bei Falke, trad. Corb. p. 852 u. 858. 

5) Urk. von 1261 u. 1864 bei Treuer, Münchhauſen, II, 14 u. 88. 

6) Stadtrecht von 1209 bei Pufendorf, Il, 156. 

7) Url. von 1265 bei Yacomblet, II, 821. in judicio coram thin- 
gravio —. 

8) Chron. Hux. ad an 1168 bei Wigand, I, 828. thungravio seu 
villae praefectus. 

9) Meine Gel. der Marfenverfafjung, p. 139. 

10) Handfeſte von 1271 bei Walther, p. 26. 

v. Maurer, Städteveriafjung. IL. 33 
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Schultheiß oder Ammann (minister) z. B. in Winterthur !!), 
oder auch Stadtfämmerer oder Pfennigmeifter 3. B. in 
Hörter. Wie in den Biſchofs- und Abteiftädten fo wurde nämlich 
auch in jenen Landſtädten, in welchen der Landesherr einen herr: 
ſchaftlichen Beamten hatte, dieſem die niedere öffentliche Gerichte: 
barkeit übertragen. Daher pflegte dieſer nach wie vor auch noch 
Billicus, Ammann, Vogt, Kämmerer oder Pfennigmeifter genannt 
zu werben. Auch hatten tiefe Schultheike, Stadtrichter, Bögte, 
Ammanne und Pfennigmeifter biefelbe Amtsgewalt wie vorbem bie 
alten Gentenare, aljo die Eivilgerichtsbarkeit mit Ausnahme des 
Erfenntniffes über freies Eigen und über perfünfiche Freiheit, und 
die Strafgerichtsbarkeit ohne den Blutbann. 


S. 516. 


In jenen Stäbten, in weldyen zwei öffentliche Beamte neben 
und über einander geitanden haben, ſaßen öfters auch in den Land: 
ftädnten beide Richter neben einander zu Gericht als redende 
und ſchweigende Nichter. So hatte in Gärlit der Schultheik 
oder Erbrichter in den minder wichtigen Civilfachen den Vorſitz bei 
Gericht in Gegenwart des Vogtes (cum advocato nostro judex 
hereditarius noster, qui fuerit, in persona propria adesse debeat 
et judicio presidere), Wenn jedoch eine Beſchwerde gegen ben 
Erbrichter vorgebracht wurde, jo hatte der Vogt zu enticheiden und 
der Erbrichter fi zu verantworten !).. Eben fo faß in Dürk: 
heim ber Bogt als jchweigender Richter neben dem redenden 
Schultheiß bis ein Gegenſtand feiner Kompetenz zur Verhandlung 
fam, in welchem Falle ſodann ber bisher fchweigende Vogt ben 
Vorſitz übernahm und der Schultheiß nun fchmweigender Richter 
ward 2). Und in Hörter faßen beim peinlichen Halsgerichte ſogar 
brei Beamte neben einander. Neben dem Gräve auch noch ber 
Pfennigmeifter und neben diefem der Vogt (6. 498 u. 514). 


v 


11) Stadtrecht von 1264 8. 2 u. 8 und von 1297 9.2 u. 8. bei Gaupp, 
I, 185 u. 139. 

1) Ark. von 1803 bei 7. u. Et. p. 446. 

2) Dürfheimer grünes Buch in meiner Geſch. der Marfenverfaffung, p. 401. 
Not. vergl. oben $. 498. 
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Die Kompetenz ber öffentlichen Beamten war befehränft auf 
die Angelegenheiten der öffentlichen Gewalt. Denn in die An- 
gelegenheiten der Stadtgemeinde burften fie fih eben fo 
wenig mifchen, als die Beamten ber öffentlichen Gewalt fich in 
die Angelegenheiten der großen Marken mifchen durften 2), 3. B. 
in Ens®), in Wien®), in Heimburg ®) u. a. m. Daher hatten 
die Beamten der Öffentlichen Gewalt keinen Zutritt zu dem Stadt⸗ 
rath, 3. B. in Dürkheim der Vogt”), ober fie hatten wenigftens 
nur dann Zutritt, wenn fie zur Eigung eingeladen worben waren, 
vie diefes im alten Stadtrecht von München ausdrüdlich beftimmt 
war ®). Und in jenen Stäbtey, in welchen in früheren Zeiten ein 
berrfchaftlicher oder öffentlicher Beamter den Vorfig im Stabtrath 
gehabt hat, ſuchte man ihn fpäterhin ganz aus dem Rath zu vers 
drängen ($. 160). Nur im Nothfalle, wenn es innere Bewegungen 
und Kämpfe unter den Bürgern nothwendig machten, griffen bie 
Landesherrn in bie ftäbtifchen Angelegenheiten ein, und auch dann 
meiftentheil8 nur als dazu aufgeforberte Schiedsrichter. So in 
Stendal die Markgrafen von Brandenburg bei den im Jahre 1285 
zwiſchen der gemeinen Bürgerichaft mit den alten Gefchlechtern ent- 
ftandenen Streitigkeiten‘). Wenn fih num aber bie öffentliche 
Gewalt dennoch ohne Noth und unaufgefordert in die Angelegen: 
beiten der Stabtgemeinden mifchte, oder wenn bie Inhaber der 
Öffentlichen Gewalt in anderer Weile gegen die Rechte und Frei- 
heiten der Stadt hanbelten, jo durften fich die Bürger ſodann von 
ihrem Landesherrn Iosfagen und einen anderen Landesheren wählen, 
ein Recht welches auch ſchon die Märker in den alten großen 
Marten gehabt ‚haben 10), Diefes Recht hatten insbeſondere auch 


8) Meine Gel. der Markenverfaffung, p. 400. 

4) Stabtrecht von 1212, $. 25. 

5) Siadtrecht von 1221, $. 56. 

6) Gtabtreht aus 18. sec. S. 7 bei Senckenberg, vision. vo. 281. 
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die Städte Stendal, Tangermünde und Ofterburg in der Mark 
Brandenburg und zwar felbit urkundlich. Ste durften ihren alten 
Herrn verlaffen und fi einen anderen wählen, wenn die Mark: 
grafen ihr gegebenes Wort und ihre gegebene Zuſage nicht halten 
wollten 1). Daſſelbe Necht Hatte auch die Bürgerfchaft von Köln. 
Und die Ritterjhaft in Baiern war nach den Freiheitäbriefen jogar 
berechtiget, den Herzog zu befämpfen !2). 


$. 517. 


Wie die Kaiſer in den Neichsitädten und die Biſchöfe und 
Aebte in den Biſchofs- und Abteiftädten, jo waren auch die Lanz 
besherrn in ihren Randftädten die Gerihtsherren. Sie durften 
daher jelbft zu Gericht fiben, 3. B. in Soeſt die Erzbifchöfe von 
Köln !), in Freiburg im Uechtlande ?) und in Burgdorf die Her: 
z0ge von Zäringen und nach ihrem Ausfterben die Grafen von 
Kyburg ?), in Slogau und in Breslau die Herzoge von Schlefien ®). 
Die Iandesherrlihen Beamten waren demnach bloße Stellver: 
treter des Landesherern. Wenn daher der Landesherr die erbliche 
Bogtei hatte, jo war der von ihm ernannte Beamte jein Vice⸗ 
vogt (vice advocatus) 3. B. in Coesfeld 5), und wenn der Lan: ' 
besherr das Herzogthum inne hatte, jo war der von ihm ernannte 
Beamte fein Viceherzog (vicedux), 3. B. der Sograf in Soeft®). 

11) Urf. von 1282 bei Lenz, I, 109—110. quod si quicquam de omni- 
bus premissio infrigeremus, quod absit, ex tunc dicti burgenses 
habebunt liberum arbitrium, ut — libere se divertere po- 
terunt ad alium dominum, ad quem duxerint divertendum, 
donec talis injuria et violencia per nos fuerit ex integro re- 
tractate. 

12) Meine Geſch. der Fronh. ILL, 516 und oben $. 508. 

1) Beſtand bes Marjhallamtes in Weftpbalen aus 18. sec. bei Seiberk, 
II, 1. p. 624 u. 625. cum archiepiscopus vult presidere judicio, 
quod botdynk dieitur — et potuit infra opidum preesidere ipse 
archiepiscopus —. 

2) Handfefte von 1249 5. 4 u. 5 bei Saupy, II, 88. 

8) Handfefte von 1316 $. 12 u. 18 bei Gaupp, II, 121. 

4) Url. von 1802 $. 7 und von 1326 bei X. u. St. p. 208 Not. u. 445. 

5) Urf. von 1197 bei Niefert, I, 2 p. 478. 

6) Beftand bes Marſchallamtes aus 18. sec. bei Seiberg, II, 1, p. 628. 
quod vicedux gogravius — 
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Meiftentbeils führten jeboch biefe Stellvertreter den Titel Stadt—⸗ 
richter (judex), 3. B. in Brafel ?), in Prozelten ®), in München, 
im Hörter u a. m. oder Stabtgraf (Gräve) in Hörter, Ander⸗ 
nad und in Minden‘, ſodann Burggraf in Brandenburg unb 
Stendal, oder Burgrichter und Gograf in Herfort, Wicgraf 
oder Wicvogt in Minden und Stade, oder, wie wir gejehen, 
Vogt, Shultheif, Ammann oder Bräfect. 


$. 518. 


Das Recht feinen Stellvertreter zu ernennen hatte 
urfprünglih jeder Landesherr. Wie die ftäbtifchen Beamten 
($. 453), fo pflegten auch die Ianvesherrlichen Beamten einen Be: 
ftallungsbrief zu erhalten, in welchem ihre Rechte und Ber- 
bindlichkeiten aufgezählt waren, 3. B. die Vögte in Bremen jeit 
dem Jahre 1399 1). 

Der Gehalt diefer Beamten beftand melftentheils in einem 
Antheil an den Gelditrafen, in einem Antheil an bem Werthe der 
mit Beichlag belegten Gegenftände, dem fogenannten Fürfang 
(8. 562) und in anderen mit dem Amte verbundenen Gefällen, 
welche fie für ihre eigene Rechnung einnehmen durften und daher 
ihrem Gerichtsherrn nicht zu verrechnen brauchten. Defters erhiel⸗ 
ten fie dazu noch ein Amts- ober Lehengut. Zuweilen auch noch 
ein Amtskleid aber fpäterhin erft einen firen Gehalt. Der biſchöf⸗ 
liche Vogt in Bremen bezog fehr bedeutende Gebühren von ben 
Gerichten, von den Bürgern und von ben Bewerbsleuten. Auch 
erhielt er, wie die anderen laudesherrlichen Diener, jedes Jahr ein 
Amtsfleid („Deck höret dem Vagede van ſynem gnädigen Heren alle 
„jahr fine Kledinge, glyck finen andern denern”)?). Der bifchäf- 
liche Schultheiß in Worms erhielt. im 13. Jahrhundert jährliche 
Abgaben von den Bürgern, von den Amtleuten und Heimburgern, 
von den Weineichern, Kornmeflern, Mebgern, Schaſtern und Ju⸗ 
ben 2). Dazu kamen noch andere Nebenbezüge (das „Geldt jo in 





7) Url. von 1289 bei Wigand, Archiv, IV, 8. 
8) Urt. von 1355 bei Guden, III, 886. 
1) Donandt, I, 182. Not. 
2) Vertrag von 1259 in Assertio lib. Brem. p. 744 fi. 
8) Annal. Worm. bei Böhmer, fontes, 11, 212. 
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„die Buchs gefallen ist”) und feit dem Anfang des 16. Jahrhun⸗ 
derts uch noch ein firer Gehalt („ein fuber Wein und vier Gul⸗ 
den barzu“)%. In Straßburg fielen alle Geldftrafen zu einem 
Drittheil an den Vogt und zu zwei Drittheiken an den Schultheiß. 
Außerdem hatte der Bogt noch ein beveutenbes Lehen und auch ber 
Schultheiß fein Amtsgut („fine Schuhebufen” oder „Schuhbuge”)®). 
Da die Einnahmen der Iandesherrlidden Beamten ſehr bebeutend 
zu fein pflegten, fo mußten öfters fie felbft wieder eine Abgabe 
von ihrem Amte entrichten, wie dieſes auch viele Gemeinbe- 
beamten in den Dörfern und in den Städten thun mußten 9). So 
mußte der Schultbeiß in Worms nah einem alten Herkommen 
eine jährlihe Gilte an den Biſchof entrichten („bi gült die er gibt 
„von feinem ampt, als e8 von alter herfomenen ist“), beftebend in 
Naturallieferungen ). Am Jahre 1526 wurde biefe Silte, bes 
ftehend in „zwo zinnen flefhen voll Weins und einem roten Sedel, 
„darin brithalb Pfund heller”, in eine jährliche Abgabe von brei 
Gulden verwandelt 9). An Straßburg waren der Schultheiß und 
bie Richter dem Biſchof fogar berrfchaftliche (b. h. grundberrliche) 
Dienfte und Leiftungen jhuldig 9). In Mainz follte ber landes⸗ 
herrliche Kämmerer, ehe die Sibung begann, dem Schultbeiß und 
den Richtern eine Suppe mit gefottenen Hühnern geben 1%). Und 
in Nürnberg hatte der Schultheiß nach jeder Rügefibung ben ge: 
ſchwornen Meiftern ein Geſchenk in Wein und in’ Geld zu machen 
und ihnen ein Eſſen zu geben („brey Eflen, das ift jeglichem zweh 
„Ayr, ein eingemachtes, cin Bratens, und Keß darzu“) 11). 


4) Rachtung von 1519 $. 25 bei Schannat, II, 326. 

5) Stabtredt, 5.40, 41 u. 100 .bei Grandidier, II, 56. und oben $. 490. 

6) Deine Geſch. ber Dorfvrf. II, 118. ff. u. oben $. 454. 

7) Vergleich von 1288 $. 4, bei Schennat li, 145. Annal. Worm. bei 
Böhmer, font. IL, 211 u. 212. 

8) Rachtung von 1526 bei Schannat, II, 400, 

9) Stadtredt, oc. 94, 95, 97—100 bei Grandidier, p. 80 ff. vrgl. oben 
$. 22. 

10) Grimm, I, 588 u. 584. 

11) Verzeihniß von 1885 bei Stromer, Geſch bes Reichsſchultheiſenamtes, 
p. 104 u. 108. 








in den Landſtädten. 519 


$. 519. 


In vielen Städten wurde das Amt zu Lehen gegeben, 
verpfändet oder ſogar verfauft. Zu Xehen wurde gegeben 
das Schultheifenamt in Halle, in Stendal und in anderen 
Städten in ber Mark Brandenburg, dann bie Vogtei in vielen 
ſchleſiſchen Städten, und daB Stadtgrafenamt in Hörter ehe 
es verpfändet worden if. VBerpfändet wurde das Grafenamt 
in Hörter, ehe e8 an die Stadt verkauft worden ift, dann bas 
Schultheißenamt fpäterhin in Freiburg im Breisgau und in 
mehreren Städten der Mark Brandenburg. Unb verkauft wurde 
das Schultheißgenamt jpäterhin in Halle, in den märkiſchen 
Städten und im 13. Jahrhundert au in Freiburg im Breisgau. 
Auch die durch Belehnung oder Verpfändung oder durch Kauf erb- 
lih gewordenen Inhaber des Amtes waren nun Gerichtsherren 
geworben. Sie konnten baher, wie jeder andere Gerichtsherr, ſelbſt 
zu Gericht fiten. Sie durften aber auch, wenn fie nicht felbjt zu 
Gericht figen konnten oder wollten, einen Stellvertreter (einen Un⸗ 
terpogt oder Unterfchultheiß oder einen Richter) ernennen. So bic 
Erbvoͤgte in Neifje *), in Braunjchweig 2), in Meüniterberg ?), in 
Steinau #), in Prenzlau ®) u. a. m. In vielen Lanpdftädten ift die 
®erichtöbarkeit von der Stadt ſelbſt erworben worden, entweder 
durch freiwillige Abtretung von Seiten des Landesheren, 3. B. ur: 
iprüngli in Kreiburg im Breisgau, in Freiburg im Uechtlande 
und bier in München, oder durch Verkauf oder Verpfändung, 3. 2. 
in Soeſt, Hörter, Coesfeld, Braunjchweig, Meppen, in den meiften 
Städten in der Mark Brandenburg und in Cchlefien und jeit dem 


— —— — et — 


1) Urk. von 1553 bei T. u. St. p. 628. „bie Erbvogtei vonn eez⸗ 
„lichenn vom Adell, welche nitt allewege zur Stelle habenn ſein kon⸗ 
„nenn, gehaldenn unnd durch Subſtituten oder Undervögte die 
„Gerichte verwehſet worbenn ſein“ —. 

2) Stadtrecht von 1227 in Orig. Guelf. IV, 107. „Swelich Voget einen 
„Richtern fet an fine jet" —. Stabtreht von 1282 bei Leibnitz, 
III, 484. 

3) Im Jahr 1809 bei T. u. St., p. 182. Not. 

4) Url. von 1248 bei T. u. St. p. 8085. 

5) Bimmermann, I, 71. Rot. 6. 
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15. Jahrhundert auch in Halle und in Freiburg im Breisgau. 
Defters wurde die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann von ben 
Städten erworben und dann übte meiltentbeild der Stabtrath 
jelbit die Kriminalgerichtsbarkeit aus, 3. B. in Soeft, Hörter, Coes⸗ 
feld und in vielen märkifchen Städten. Noch häufiger wurde aber 
nur bie niedere Gerichtsbarkeit (die Eivilgerichtsbarkeit) von ben 
Lanbftäbten erworben, 3. B. in den meilten Städten der Darf 
Brandenburg und in Schlefien, in Meppen u. a. m. In jenen 
Städten, in welchen nicht der Stabtrath felbft die Gerichtsbarkeit 
ausübte, ernannte der Stabtrath zu dem Ende einen Stabtridh: 
ter, 3. B. in Freiburg im Breisgau, in Freiburg im Uechtlande, 
in Bern, in München‘, in Hörter unt im vielen maͤrkiſchen und 
ſchleſiſchen Städten. WMeiftentheils blieb inbeflen aud in dieſen 
Städten dem Landesherrn das Recht den von dem Stadtrath er- 
nannten Beamten zu beftätigen und das Recht ihn in das Amt 
einzufegen oder das Recht der Amtsinveftitur, 3. B. in München, 
in Bern u. a. m., urfprünglid aucd in den beiden Freiburg im 
Breisgau und im Uechtlande, bier in München audy noch das 
Recht der Belehnung mit dem Blutbann. Wenn das Amt, wie 
3. 8. in den märfifchen Städten, ein Erblehen war, jo blieb es 
biefes auch noch nach dem Erwerbe der Gerichtsbarkeit von der 
Stadt. Der von der Stabt ernannte Richter mußte baber von 
dem Landesheren mit dem Amte belehnt werden. 


3) Landesherrliche Dienfle und Eteuern. 


$. 520. 


Wie die Biichöfe und Aebte fo haben auch die Übrigen Lan: 
besheren mit der öffentlichen Gewalt auch ein Recht auf bie 
dffentlihen nun Iandesherrlihen Dienfte und Steuern er: 
halten. Denn aud auf fie ift der alte Königsbienft übergegangen. 
Und wie die in den Bifchofs: und Abteiftäpten wohnenden Bürger 
Iandesherrliche Unterthanen geworden waren, fo auch die in einer 
Landftadt wohnenden Leute. Daher waren auch fie den landes⸗ 
herrlichen Dienften und Steuern unterworfen, und zwar nicht bloß 
die Stabtbürger, ſondern auch die übrigen Bewohner der Lanbftabt, 
gleichviel, urſprünglich wenigftens, ob fie Freie oder Unfreie, Mini: 
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fterialen, Ritter oder Geiftlihe waren. Denn die Einen wie bie 
Anderen ftanden unter der öffentlihen Gewalt. Sie waren baher 
auch den in der Stadt zu leiftenden lanbesherrlichen Dienften und 
Steuern unterworfen. So war c8 in Soeſt!). Eben fo ur: 
ſprünglich offenbar auch in allen anderen alten Randftäbten. Denn 
bie Landesherrn hatten in den Landſtädten diefelben Rechter, welche 
die Deutjchen Könige in ben Neichsftädten gehabt haben. ‘Die 
Iandesherrlihen Dienfte und Leiftungen beftanden baher in ber 
Pflicht den Landesherrn, wenn er in eine Landſtadt fam, zu beherr: 
bergen und zu verpflegen, ihm gewille Frondienſte und den lan 
desherrlichen Heerdienſt zu leilten, und in der Pflicht den Landes- 
desherrn zu unterftüben und ihm in biefen Fällen Steuern zu ent- 
richten. 

Die Pflicht der Stadtbürger den Landesherrn, wenn er in 
eine Landſtadt kam, würdig zu empfangen und ihn zu be— 
hberbergen bat ohne allen Zweifel urfprünglich allenthalben be- 
ftanden. So frühe fchon in Soeft, wenn der Erzbiſchof von Köln 
dahin kam, und auch in fpäteren Zeiten noch in Schleswig, im 
Kiel und in Apenrade, wenn bie Herzoge von Holftein und Schles- 
wig fi) dort einfanden. Eben fo in Hamburg, wenn die Könige 
von Dänemark als Herzoge von Holftein dahin kamen, und in 
Oldenburg u. a. m., fo oft ſich die Landesherrn daſelbſt aufbielten ?). 
An Mordingen in der Grafſchaft Salm "mußten die Bürger nicht 
bloß bie Herrichaft felbft, fondern auch ihre Säfte beherbergen und 
die mitgebrachten Pferde mit allem Nötbigen verjehen 2). Bon 


1) Stadtrecht von 1120, $. 58. ut omnes in opido nostro commoran- 
tes sive liberi sive ministeriales nobiscum starent et labores ad 
sertiendum domino nostro Archiepiscopo uel Imperatori nostro 
equali proportione subuenirent. In ber alten Schrae von 1850 
$. 143 bei Seiberg, III, 2. p. 401. ifl jedoch von feinen Minijterialen 
u. |. w. mehr die Rebe. Es heißt vielmehr: „Alle bey gheyne. dey 

“ „binnen der fat wonet. ghaſt. vrowe. efte man. fey fin vryg efte eghen. 
„ben fulen coft. arbeyt. deunft. vnde ſchot doyn van erme ghube. alſo 
„vnſe borghere doyt.“ 

2) Meine Geſch. der Fronh. ILL, 419—121. 

3) Etadtorbnung von 1845 bei Koenigsthal, I, 2, p. 6. „yeder burger 
„iſt ſchuldich ftallung in jeinem Haus zu geben. Der Herſchafft Geil 
„su beherbergen und zu legern. Auch Heu vnd firo um brei ſchwartz 
Tornus.“ 
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biefer jehr läſtigen Pflicht den Landesheren oder feine Leute zu be- 
herbergen und zu verpflegen haben fi jedoch frühe ſchon manche 
Landſtädte frei zu machen gewußt, 3.8. Freiburg im Wechtlandbe®), 
Wien?) u. am Auch die alten Spanndienfte und anbere 
Frondienſte, weldhe in früheren Seiten dem König und dann auch 
den Landesherrn geleiftet werden mußten, findet man noch längere 
Zeit in den Landftädten, 3. B. noch im 15. Jahrhundert in den 
Städten der Mark Brandenburg die Pflicht Rüftwagen mit den 
nötbigen Pferden und Tiienern zu ſtellen zum Transporte ver lan⸗ 
desherrlichen Familie von einem Orte zum anderen ®). Eben jo 
in Winterberg in der alten Grafihaft Spanheim die Pflicht der 
Stabtbürger zwei Mal im Jahre, zur Erndte- und Herbftzeit, ihrer 
Herrichaft Wagenpferte zu ſtellen ). Auch in Mordhingen mußte 
jeder Bürger einen Wagen mit 6 Pferten zu Raijen und zu an⸗ 
deren Dienften halten ®). Ansbejondere auch zum lantesherrlichen 
Heerdienfte waren . urfprüngli alle Etabtbürger verbunden. 
Denn der Kriegddienft gehörte zu bem auf die Landesherrn über- 
gegangenen Konigsdienſt. Diele Lantftäbte waren nun zu jeder 
Art von Kriegsdienft, d. h. zur Raiſe), manche fogar zu landes⸗ 
herrlichen Fehde. verpflichtet, 3. B. die Bürger von Neuenburg 19), 


4) Handjefle von 1249, 8. 9 bei Gaupp, II, 84. 

5) Stabtreht von 1296 6. 8 bei Senckenberg, vision, p 285. 

6) Zimmermann, I, 825 Meine Gefch. der Fronh. III, 417 ff. u. 446 ff. 

7) Stabtregt von 1881 bei Wald, VI, 261. „Aug fint ons biefelbin 
„Burger bie hure bant fchuldig onfer Waginferte mit Namen zwa 
„Verte zu Gauwe wert, und zwa eine Mile omb Wynthirberg war 
„wir wollin, bie Baginferte fullen fie ons varin halb zu erne vnd bald 
„zu Herbiſte.“ | 

8) Stabtorbnung von 1845 bei Koenigsthal, I, 2. p. 6. 

9) Stadtreht von Winterberg von 1331 bei Wald, VI, 261. „Wer iz 
„auch daz wir reifin woldin von onſirn odir onfir runde und Mage 
„wegin fo fuln ons onfir borger belfin und nadyfolgin gewapint —. 
„wer iz daz wir nit felber reysten fo fulbin fie onfern gewelbigin , 
„Bobin nachfolgin.“ Die Bürger von Hörter nad Urk. von 1266 bei 
Wigand, denkwürdige Beitr. für Geh. p. 107. cives Huxarionses 
ad expeditiones nostras cum indiguerimus, tenebuntur —. vergl. 
noch Urk. von 1887, eod. p. 162. Meine Gef. ber Fronh. IT, 
451 ff. und oben $. 128. 

10) Yreiheitsbrief von 1214 bei Walther, p. 18. 


und Steuern. 593 


bie Bürger von Schöned in der Eifel 1!) u. a. m. Die meliten | 


Landftäbte waren jedoch nur zur Vertheibigung der Stadt und 
entweber zu gar feinem auswärtigen Kriegsdienſt, z. B. Berlin 
und Köln an der Spree, Stendal, u. a. m. (6. 129), oder bodh 
nur zur Vertheidigung bes Landes, das heißt zur Landwehr ver- 
pflichtet (ad nullam expeditionem, praeter eam, que fuerit ad 
defensionem tocius terre), 3. B. die Bürger von Steinau!?) und 
von Glogau in Schlefien und von vielen anderen Landftäbten 
mehr 12). Und auch biejes meiltentheild nur eine ganz Turze Zeit 
oder eine kurze Strede, jo daß die Bürger am Abend oder wenig- 
ftend am anderen Tage wieder zu Haus fein konnten ($. 129). 
Die Bürger von Morchingen follten ihrer Herrichaft zwei Tage 
und zwei Nächte lang auf eigene Koften zu Fuß und zu Roß zur 
Raiſe folgen. Der weitere Dienft ging aber auf Rechnung ber 
Herrſchaft 1%), Das Recht der Landesherrn den Heerdienſt zu ver: 
langen hat demnach in allen Lanbftäbten, wenn auch in einer be- 
ſchränkten Weile beftanden. In der Wirklichleit war es jedoch 
meiftentheil8 andere. Denn nicht wenige Landſtaͤdte folgten ihrem 
Landesheren nur dann noch im den Krieg und öffneten ihm nur 
dann noch ihre Stadtthore, wenn fie bittweile darum angegangen 
worben waren, ober wenn fie ihre Zuftimmung zum Kriege gege- 
ben hatten, oder wenn fie fonft wollten und es ihrem eigenen In⸗ 
tereſſe entiprehend fanden (6. 129 u. 427). Auch die Pflicht zur 
Deherbergung und Verpflegung des auf bem Marſch befindlichen 
Iandesherrlicheu Heeres und zur Stellung von Heerwagen und 
Pferten und zu anderen Kriegöfronen gehörte zu den Verbindlich: 
teiten ber Landftäbte. Allein auch von biefen jehr läftigen Ver: 
binblichkeiten, insbeſondere von der. Verbindlichkeit der Beherbergung 
und Verpflegung des Ianbesherrlihen Heeres wurden viele Land: 
ſtaͤdte, z. B. Berlin, Brandenburg, Rathenau, u. a. ın. frühe ſchon 
befreit 's). 


11) ®rimm, II, 562. 

12) Urk. von 1248 bei T. u. St. p. 306. 

18) Urk. von 1258 bei T: u. St. p. 881. vergl. oben $. 129 u. 180 
Meine Geſch. der Fronh. III, 455 ff. u. 462 f. 

14) Stabtorbnung von 1945 bei Koenigsthal, I, 2. p. 6. 

15) Meine Geſch. der Fronh. III, 508 ff., 509, 517 ff., 524 ff. und oben 
6. 128, 129 u. 890. 
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Mit der öffentlihen Gewalt find aud die öffentlichen 
Steuern und Abgaben und das Beſteuerungsrecht felbit, 
jo weit es überhaupt in der öffentlichen Gewalt lag, auf die Lan- 
besheren übergegangen. Die urfprünglid an die öffentliche Gewalt 
zu entrichtenden Abgaben und Steuern hatten fammt und ſonders 
ihren Grund im alten Königsbienft und fie reichten nicht weiter 
als der Königsdient jelbft gereicht hat. Sie beftanden demnach 
einerjeitS in ben Reichsſteuern und Königszinfen unb in den für 
ben Meichspienft und für den landesherrlichen Hof= und anderen 
Dienft nothwendigen Iandesherrlihen Abgaben, aridererjeits in ben 
Kriegs: und Heerbannfteuern. Zu ihnen kamen fpäterhin noch die 
Schutz- und Schirmgelver, welche von jenen Städten entrichtet 
werben mußten, weldye der Iandesherrlichen Vogtei unterworfen 
waren, und die vertragsmäßigen ober von ben Landſtänden be 
willigten Steuern 19). 

Die hergebradhten Neichöftenern und Königszinfe mußten 
anfangs auch noch von den Landftäbten entrichtet werben, 3. B. 
von Soeſt 7) u. a. m. Sie follten jedoch ohne Zuſtimmung des 
Landesherrn nicht mehr erhoben werben, 3. B. in Magdeburg nad 
einen von Kaiſer Friedrich II ausgeftellten Nevers ). Nach und 
nach find fie jedoch allenthalben, in einer Stadt früher in der an⸗ 
deren |päter, auf die Landesherrn übergegangen, 3. B. in Soeſt, 
Hamburg, Kiel, Magdeburg u. a. m. 19). 

An die auf die Randesherrn übergegangenen Reichsſteuern 
reibten fich die für den Reichsdienſt und für den landesberrlichen 
Hof: und anderen Dienjt nothwendigen landeöherrlichen Steuern 
an, welche auch von den Landftädten entrichtet werden mußten, 


16) Meine Geh. ber Fronh. III, 527 fi., 534-588, 549 ff. 

17) Stabtredt von 1120 $. 58 bei Seiber&, II, 1, p. 56. ut omnes in 
opido nostro commorantes — ad serviendum domino nostro 
Archiepiscopo vel Imperatori nostro. In der fpäteren Schrae 
von 1850 $.°143. fehlen dieſe Worte (vel Imperatori u. |. w.) weil 
bie Reichsſteuer bereit auf die Erzbiſchöfe übergegangen war. 

18) Urf. von 1216 bei Meibom, II, 877. regales talliae, petitiones 
aut exactiones nulla unguam occasione, praeter ejusdem Archi- 
episcopi et successorum ipsius exerceant Aassensum. 

19) Meine Geſch. der Fronh. III, 858 ff., 400 ff. 406 ff. 
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nämlich die Steuern, wenn der Landesherr an den Kaiſerlichen Hof 
reiste oder einen Nömerzug mitmachte, oder wenn ber Landesherr 
jetnen eigenen Hof hielt oder in ben Angelegenheiten bes Landes. 
umberreiste 29). Auch zur Kriegsfteuer oder Heerbannjteuer 
waren alle nicht roßbienftpflichtigen Stabtbürger verbunden, 3. 2. 
in Neuenburg 21;, in Hörter 22), in Winterberg in ber alten Graf: 
haft Spanheim u. a. m. 22). Bei Heerfahrten des Landeshern 
mit dem König fei es über die Alpen oder fonfl wohin, und bei 
Reiſen des Landesherrn an den Hof des Königs, mußten in man: 
hen Städten au) die Handwerker und Gewerbsleute, 3.8. 
die Schuhmacher, Schneider, Zuchlaufleute, Schmiede, Sattler, 
Schwertfeger, Kiefer u. a. m. eine beitimmte Anzahl von Hand: 
werks⸗ und Gewerbsartifel liefern, 3. B. in freiburg im Breisgau *®), 


in Freiburg im Uechtlande 25), in Straßburg 20) u. a. m. 


Man nannte die erwähnten Steuern auch in den Lanbftädten 
Bete, petitio 3.2. in Bopn 27), in Neuß 29), in Hörter 9) und 
in Lechenich 20), precaria, 3. B. in den Stäbten ber Marf Bran- 
benburg 21), und Bede 3. B. in Winterberg) 2), ſodann Orbete, 
in den Städten der Mark Brandenburg orbeta 22) und in Salz: 


20) Meine Gejch. der Fronh. II, 418—419, 441 ff. 897 fi. 

21) Yreibeitsbrief von 1214 bei Walther. p. 18. 

22) Urf. von 1265 bei Wigand, Geſch. von Korvei, I, 386. und bei Wi: 
gand, denkwürdige Beitr. p. 107. — petitiones pro subeidio fa- 
eiendo. 

28) Stadtrecht von 1831 bei Wald, VI, 261. Meine ®elch. der Frouh. 
III, 511 u. 528 f. uno oben 8. 390. 

24) Gtiftungsbrief von 1120 $. 11. In dem Stabtrobel und in ben jpä- 
teren Stadtrechten war aber bievon nicht mehr bie Rede. 

25) Hanbfefle von 1249 8. 8. 

26) Altes Stadtrecht bei Grandidier, $. 108, 104, 108, 109, 110, 111, 
112 u. 1183. 

27) Urk. von 1248 u. 1285 bei Yacomblet, II, 188 u. 471. 

28) Urt. von 1259 u. 1810 bei Lacomblet, II, 264, UI, 64. 

29) Urt. von 1265 bei Wigand, Geld. von Korvei, I, 886. 

80) Sreiheitsbrief von 1279 $. 87 bei SKinplinger, Sammlung, I, 116. 
Grimm, IL, 788. 

81) Lanbbuch ber Darf, p. 29 u. 260. 

82) Stadtrecht von 1381 bei Walch, VI, 256. 

33) Landbuch, p. 28—82. 
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webel urbura ?*), ferner Beihilfe (subsidium ober stipendium 
oder praesidium pecunise) 3. B. in freiburg im Uechtlande 38), 
in Burgdorf ?%) u. a. m., Steuer oder Bete (steura vel pre- 
caria) z. B. in Wiener Neuftadt 27), Beifteuer oder Steuer 
oder exactio, auch precaria exactoria, 3. B. in den 
Städten der Mark Brandenburg ?%) oder petitio exactoria, 
3. 8. in Stendal2®), ferner exaccio originalis, 5. B. in 
Drofien in der Marl %), tallia, 3. B. in Magbeburg *), in 
Aachen 42), in Wien*) u. a. m., Geſchoß, Schoß, Schot ober 
collecta, 3. 3. in Münfter *), in Hörter 4%), in Salzwedel #9), 
in den Stäbten von Schleſien u. a. m. 7), consagitatio, 3. ®. 
in Stendal*®), Gewerf u. ſ. w. 

Alle diefe Beten und Steuern hafteten auf den Grund und 
Boden. Sie waren baber eine Laft der Grunbbefiger, z. B. in 
Hörter 4%), in den Städten der Mark Brandenburg u. a. m. 89), 

84) Urk. von 1282 bei Lenz, I, 88. 
85) Handfeſte von 1249 8. 8. 
86) Handfefle von 1816 $. 17. 
87) Stadtrecht, c. 102 u. 104. 
88) Urk. von 1281 bei Gerden, vet. march. 1, 16. petitionem sive pre- 
cariam exactoriam —. 
39) Url. von 1282 bei Lenz, I, 108. exactio sive petitio exactoria - . 


40) Landbuch p. 28. — pro orbeia, id est pro exaccione originali 
annualim —. 

41) Url. von 1216 bei Meibom, II, 877. — tallise, petitiones aut ex- 
actiones —. 


42) tallia vel precaria in Urf. von 1215 bei Quir, II, 9. 

43) Freiheitsbriefe von 1287 u. 1278 bei Lambacher, II, 12 u. 159. 

44) Urk. von 1184 bei Wilfens, p. 96. collecte quam Schot vocant. 

45) Urk. von 1337 bei Wigand, denfwürbize Beitr. p. 162. exactionibus 
que schot dicuntur. Urf. von 1847, eod. p. 163. exactiones et 
collectas —. 

46) Urk. von 1278 bei Lenz, I, 78. 

47) T. u. St. p. 390. rk. von 1820 bei Guden, syl. p. 498. 

48) Urk. von 1290 u. 1298 bei Gerden, vet. march. I, 3, II, 4. s pre- 
caria sive a consagittacione —. 

49) arg. Url. von 1887 u. 1347 bei Wigand, denkwürdige Beitr. p. 162 
u. 163. 

50) Urk. von 1281 bei Gerden, vet march. I, 17 u. 18. Deine Geld. 
ber Fronh. III, 529 ff. 


unb Steuern. 57 


während die gemeinen Leute, welche feinen Grunbbefig hatten, nur 
eine Fleine Abgabe in Geld entrichteten 5), Daher mußten jene 
Beten und Steuern von fämmtlichen in ber Stadt anfäßigen Grund- 
befigern, auch von den Edelleuten (Minifterialen, Bafallen u. |. w.) 
und von den Geiftlichen entrichtet werben 52). Nur von der Heer- 
bannfteuer waren die Edelleute frei, weil fie roßdienftpflichtig waren 
und ben Roßdienſt in Perfon leiften mußten. Da jeboch die mei— 
ften alten Beten und Steuern aus ber Befreiung von dem Heer: 
dienfte hervorgegangen find, fo ward ihre Steuerfreiheit bald zur 
Regel, wiewohl nicht alle Steuern urfpränglich Heerbannfteuern 
waren ®2). Und auch die Geiftlichen erhielten frühe fchon die Be: 
freiung von den Öffentlichen Eteuern, z. B. in Hörter u. a. m. 59). 


Die Zeit der Entrihtung und die Größe der Steuer war 
urfprünglich nicht beftimmt. Ihre Beftimmung Bing vielmehr von 
dem jedesmaligen Bebürfnifje (necessitate compellente) ®) und 
von der Gnade des Landesheren ab. Unb fo ift es aud in fpä- 
teren Zeiten noch in manchen Kandftädten, 3. B. in Gortzk in der 
Mark Brandenburg geblieben 5%). Meiftentheils wurben aber jene 
Steuern duch das Herkommen oder auch vertragsmäßig in eine 
ftänbige jährlich zu entrichtende Steuer verwandelt und dann auch 
auf eine beftimmte Summe firirt, 3. B. in faft allen Städten der 
Mark Brandenburg 57), in der Stadt Schongau in Baiern 8%), in 


51) urt. von 1281 bei Gerden, I, 18. Sed ali homines commu- 
nes — qui mansos non habuerunt dederunt sex denarios de 
talento. i 

52) Stadtrecht von Soeſt, von 1120 $. 53. Urk. von 1979 bei Gerden, 
cod. dipl. Brand. II, 851. Urt. von 1802 bei Grasshof, p. 218. 

58) Meine Geſch. der Fronh. III, 515 fi. u. 528. und oben $. 895. 

54) Urt. von 1387 bei Wigand, benfwürdige Beitr. p. 162. und oben 
$. 395 u. 501. 

55) Urt. von 1979 bei erden, cod. dipl. Brand. II, 861. — conven- 
tionem talem fecimus, de precario quam necessitate com- 
pellente in bonis eorum feodalibus petivimus —. 

56) Landbuch, p. 29. Civitas non habet certam orbetam, sed secun- 
dum graciam dominorum dare consuevit. 

657) Landbuch, p. 28—82. 

58) Freihelten von 1881 bei Lori, p. 49. 
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Lechenich, Freiburg u. a. m. 59%). Bertragswetfe geichab bieles 
in faft allen märfiihen Städten. Im Jahre 1281 haben fid die 
Markgrafen mit den Landftänden dahin verglichen, daß die alten 
Beten losgefauft und dafür eine jährliche ftändige Bete eingeführt 
werben folle ®%). Und in den Jahren 1279 und 1282 wurde in 
Stendal 91) und im Jahre 1282 in Salzwedel vertragsmäßig mit 
dem Landesherrn die alte Bete erlaflen und dafür eine jährliche 
ftändige Steuer eingeführt 2). Diefe ftändige Steuer mußte in 
vielen Städten jedes Jahr an einem beftimmten Tage entrichtet 
werden, 3. B. in Lechenich am St. Remigius Tage 9). Daher 
nannte man biefe Steuer eine jährliche Abgabe (annua pensio)*). 
An Bonn pflegte fie im Herbit erhoben und daher Herbſtbede ge- 
nannt zu werben 8). Eben ſolche Herbitbeden mußten auch von 
ven Städten Beverungen und Driburg entrichtet werben ®*). Auch 
in Freiburg im Breisgau wurde vertragsmäßig jedes Jahr eine 
Steuer entrichtet, die mit dem fteigenden Bedürfniſſe des Landes: 
herrn vermehrt worden tft. Bis zum Jahre 1282 beſtand biele 
Steuer in einer jährlichen Abgabe von 100 Mark Silber, feit die 
jem Jahre aber in 200 Mark und, nach den Annalen von Kolmar, 
außerdem noch in ber’ Erlegung einer weiteren Summe von 
20000 Mart®), und ſeit dem Sahre 1300 in 300 Mark Sil⸗ 


59) Freiheit von 1279 $. 87 bei Kindlinger, Samml. I, 115. Meine 
Geſch. der Fronh. III, 580. 

60) Urf. von 1281 bei Gerden, vet. march. I, 19. iste census subse- 
quens instabat nomine precarie perhenniter dandus de 
manso —. Hujuscemodi census erit sempiternus. 

61) Urk. von 1279 u. 1282 bei Lenz, I, 84, 85 u. 108. Urk. von 1279 
bei ®erden, cod. dipl. Brand. II, 851. 

62) rk. von 1282 bei Lenz, I, 98. 

63) Freiheit von 1279 S. 87. Grimm, II, 735. 

64) Urf. von 1859, 1355 u. 1856 bei Gerden, cod. Brand. VI, 476, 
499 u. 522. 

65) Urk. von 1243 bei Lacomblet, II, 148. — semel in anno tempore 
autumpnali — pro petitione nobis. 

66) Wigand, Vrovinzialrechte von Paderborn, II, 218. 

67) Sühnebrief von 1282 unb Berfaffungs-Urk. von 1298 bei Schreiber, 1, 
93 u. 124. Annal. Colwmar, ad 1282 bei Boehmer, font. II, 18. 
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ber), In anderen Städten wurde jene Steuer zwei Mal im 
Sabre erhoben, 3. B. in den meilten Städten der Mark Branden- 
burg am Martini: und Walpurgis Tage 9). Neue öffentlidye 
Steuern durften indeſſen nur mit Juftimmung der Bürger: 
ichaft von den Landesherrn erhoben werben. Daber ließen ſich bie 
meiften Städte von ihrem Landesherrn verfprechen und zufichern, daß 
er außer den hergebradyten oder vertragsmäßig ftipulirten Beten ohne 
ihre Zuftimmung eine neuen Beten und Steuern erheben wolle, 
3. B. Wien, Wiener Neuftadt, Münden, Freiburg, Winterberg, 
Weſel u. a. m. 70). Meiſtentheibs wurden jeboch diefe Verſprechun— 
gen und Zuſicherungen nicht gehalten. Daher Fam. es faft allent⸗ 
halben zu einem mehr oder weniger. heftigen Kampf. Aus bdiejer 
Veranlafiung entitand z. B. im Stifte Hildesheim im Jahre 1485 
die zwei volle Jahre dauernde Hildesheimer Fehde, in welche auch 
die Herzoge von Braunfchweig verwidelt und dadurch Braunfchweig 
und andere Städte veranlaßt worden find ihm aljo zu fchreiben, 
„Wir haben in Gnaben unb alter Gewohnheit von Herrn zu 
„Herrn bis auf biefe Zeit gehabt, daß wo wir nicht mitratben, 
„alſo ſollen wir aud nit mit thaten. So wir dann nun 
„in diefer Sache nicht mitgerathen haben, follen wir auch nicht 
„verpflichtet feyn, zu thaten“ 71), Zwar mußten fich viele Lanb- 
ftädte der neu entjtandenen Iandesherrlihen Vogtei unterwerfen 
und die Stabtbürger wurden ſodann wie andere lanbesherrliche 
Bogtleute bejteuert 72). Die meiſten Städte haben fich jedoch gegen 
.diefe neuen Steuern gejegt und auch ihren Widerfprudy mehr oder 
weniger vollſtaͤndig durchgejeßt. In vielen Etädten wurben näm⸗ 
lich die Fälle feitgefeßt, in welchen neue Steuern erhoben werben 
durften, 3. B. im alle der Ausftattung einer Prinzelfin (die jo: 


68) Sühnebrief von 1800 bei Schreiber, I, 156. 
69) Landbuch, p. 28-81. 

‚ 70) Privilegien von Wefel von 1277, c. 1. bei Wigand, Archiv, IV, 413. 
„Alſo dat wy geen ſchattinge in ver Stadt boen jullen off vm gheen 
„moyelligeit thegen oeren Wyll.“ vergl, eod. p. 408. und oben 
6. 428. 

71) Lezner, Daſſelſche Ehron. II, c. 16, p. 82. Schuberth, Staats: und 
Gerichtsverf. von Bamberg, p. 86. Rehtmeier, Chron. p. 760. 

72) Meine Geſch. der Fronh. IT, 537 f. u. 517 ff. 

v. Maurer, Städteverfafiung. TIL 34 
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genannte Fräuleinfteuer oder Prinzeffinftener), z. B. in den Marl 
brandenburgifchen ??) und in den ſchleſiſchen Städten 7%), dann im 
Falle der Verforgung eines Prinzen, 3. B. in Etenbal 75), ferner 
im alle der Gefangenschaft des Landesherrn zu deſſen Auslößung 
(ad redemcionem), 3. 3. in den Städten ber Mark Branden- 
burg 7), in Schöneck in der Eifel 7) u.a. m., andermwärts in allen 
Notbfällen, insbefondere im Falle der Kriegsnoth, z.B. in Hörter?®). 
An den meiften Städten aber, wenn fie nämlich in einem Terri— 
torium lagen, in welchem die Ritterſchaft, die Prälaten und bie 
Städte ih zu einem gemeinfamen Widerftand vereiniget hatten, 
führten jene Kämpfe zur Bildung von Landftänden, ohne deren 
Zuftimmung ſodann feine neue Steuer mehr, erhoben werben 
durfte 79). 

Die Erhebung der lanbesherrlichen Steuern in den Land: 
ftädten geſchah meiftentheils von den ſtädtiſchen Behörden ($. 429), 
öfters aber auch von ben landesherrlichen Beamten in der Stadt. 
So wurden die Gülten und Beben in Winterberg in ber alten 
Grafſchaft Epanheim von dem landesherrlichen Echultbeiß er: 
hoben 99). 

Endlih muß noch bemerft werben, daß auch bie landesherr⸗ 
Iihen Steuern öfters verpfändet worben find entweder einem 
anderen Landesherrn oder der Stabt ſelbſt. Eo wurde die Land- 
jteuer in der Stadt Hatamar im Jahre 1536 von den Landgrafen 
von Heſſen den Grafen von Naffau verpfändet 8). Und in Eberd: 
walde, in Stendal, Salzwebel, Königsberg und in Schönflteß in 


73) Urt. von 14783 bei Gerden, cod. Brand, VIII, 516 ff. Lang, hiflor. 
Entwidelung der Steuerverfafjung, p. 189. Urk. von 1281 bei erden, 
vet march. I, 26. 

74) Tzſchoppe und Gtenzel, p. 49. 

75) Urk. von 1282 bei Lenz, I, 109. 

76) Urt. von 1282 bei Lenz, I, 108. Urk. von 1281 bei ®erden, vet. 
march. I, 22—24. vergl. Meine Geſch. ber Fronh. III, 541 ff. 

77) Grimm, II, 561-8562. 

78) Eühnebrief von 1832 bei Wigand, Geld. von Korvei, I, 836 

79) Meine Geſch. der Fronh. III, 645 ff. 

80) Stabtreht von 1881 bei Wald, VI, 256. 

81) von Ulmenſtein, II, 20 u. 21. 
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der Mark Brandenburg warb die Orbete dem Stadtrath verpfän- 
det 32), Auch wurde die landesherrliche Steuer öfters von ben 
Landesherrn ſelbſt ihren Städten für eine fürzere oder längere Zeit 
ober auch für immer erlaffen und deren Erhebung der Stabt 
ſelbſt überlaffen, 3. B. den Städten Landsberg?) und Rain von 
den Herzogen von Baiern 9). 


4) Andere fisfalifhe Rechte und Einfünfte 
$. 521. 


Mit den Rechten ber öffentlihen Gewalt wurbe auch das 
Münzreht und das Zollrecht auf die Landesherrn übertragen, 
und nicht bloß bie bereits ſchon beftehenden Münzen und Zölle, 
fondern auch bag Necht neue Münzen und neue Zölle in ihren 
Landftäbten anlegen zu dürfen, 3.2. in München, Eichſtädt, Stade 
u. a. m. ($. 76). Als daher bie Erzbiichäfe von Köln im Sahre 
1243 Bonn zur Stadt erhoben, vorbehielten fie ſich ausdrücklich 
die Erhebung des Zolles in der Stabt!). In Münden erhoben 
bie Herzoge im 15. Jahrhundert neben dem ftäbtifchen, alfo ber 
Stadt gehörigen Zoll, noch einen Ianbesherrlichen Zoll an ben 
Stadtthoren 2). Neue landesherrliche Zölle follten übrigens nur 
mit Zuftimmung der Etadtbürger oder des Stadtraths angelegt 
werben, 3. B. in Freiburg im Wechtlande ®), in Burgvorf®), in 
Winterberg in ber Grafſchaft Spanheim $) u. a. m. Und no 
im Sabre 1400 ließen fi die Städte ber Mittelmart von dem 
Markgrafen von Brandenburg verſprechen, baß fie ohne ihre Zu- 
flimmung mit feinen neuen Zoͤllen belaftet werden follten ®). Ein 
Verſprechen, das, weil es nicht gehalten worden ift, bekanntlich zu 


82) Landbuch, p. 28, 80 u. 81. 
83) Urk. von 1815 u. 1858 bei Lori, p. 54 u. 68. 
84) Urf. von 1800, 1859, 1408 u. 1416 bei Lori, p. 64, 98 u. 100. 
1) Urt. von 1248 bei Lacomblet, II, 148. 

2) Bairifche Annalen von 1833, p. 826. 

8) Handfeſte von 1249, ©. 8. 

4) Hanbfefte von 1816, $. 17 bei Gaupp, IL, 84 u. 121. 

6) Stadtrecht von 1831 bei Wald, VI, 258. 

6) Urk. von 1400 bei Gerden, cod. Brand. VI, 588. 

24 ® 
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Aufftänden geführt hat (6.79). Zur Erhebung der Ianbesherrlien 
38lle wurben meiftentbeils eigene landesherrlihe Zöllner 
in den Landftädten angeftellt, 3. B. in Freiburg im Breisgau ’) 
u.a. m. Mit dem Rechte neue Zolle anzulegen erhielten tie 
Landesherrn auch das Recht -Zollfreiheiten zu ertheilen. Und 
fie benußten diefes Recht, um ben Handel ihrer Landftäbte zu 
heben und freie Kaufleute zur Anfievelung in ihren Lanbftäbten, 
oder wenigftens zum Bejuche der Märkte und Meſſen anzuzichen 
($. 79). Webrigens wurden öfters auch die Ianbesherrlichen Zölle, 
die Serihtsgefälle und das Münzrecht von den Lanbftädten, 
zuweilen fogar von einzelnen Bürgern erworben. So wurde 
unter Anderen der Zoll an bem Lechthore zu Landsberg ®) und dad 
Münzredht in Schongau von den Herzogen von Baiern jenen 
Städten übertragen). Der Stadt Göttingen wurde die Münze 
im Laufe des 14. Jahrhunderts mehrmals verpfändet und wieder⸗ 
Täuflich überlaflen 1%). Der Stadt Braunfchweig wurde das Münz- 
recht verpfändet 21), und bie Etadtzölle, Vogteigelder und anderen 
fisfalifchen Einkünfte wurden öfters an einzelne Bürger veräußert '?)- 
Und die Markgrafen von Brandenburg verfauften ihren Straßen: 
zoll und den Floßzoll an die Städte Brandenburg, Berlin unb 
Köln 12), 

Auch das Recht Märkte anzulegen und das Recht bie 
Gerihtsgefälle und die übrigen fisfalifhen Einkünfte 
anf eigene Rechnung zu erheben it, wie in den Bijchofsftädten, 
mit der Öffentlihen Gewalt auf die Landesheren übergegangen 
($. 75 und 502). Durch den Erwerb aller diefer nubbaren Nechte 
wurden daher bie Landftäbte eine wahre Tinanzquelle und ver 


7) Stabtrobel, $. 11 u. 12 bei Gaupp, II, 20. " 
8) Urf. von 1815 bei Lori, p. 54. — „das Timbgelt der Statt zue 


„Landfperg und den Wagenpfennig, ben man nimbt an bem 
„Lehtor" —. 


9) Ark. von 1881 bei Lori, p. 49. 

10) Havemann, I, 625. 

11) Urf. von 1845, 1848, 1857 u. 1860 in Braunfchweig. Urkb. I, 42 fi. 

12) Kronik der nieder. Stäbte, I, p. XXXIII. u. p. 56, 229 u. 277. 

18) Urk. von 1298 bei Fidicin, I, 58. Urk. von 1424 ‚dei Bimmermann, 
I, 296. Rot. 121. 
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bunden mit ihrer Wehrkraft eine Hauptftüge für die Landesherrn 
und für die fi) mehr und mehr ausbildende Randeshoheit (6. 18, 
128 u. 167). 


5) Huldigung. 
$. 522. 


Wie in den Bifchofsftädten dem Biſchof und in den Abteiftädten 
dem Abte, jo mußte in ben Lanbjtädten dem Landesherrn gehulbi: 
get, ihm die jogenannte Erbhuldigung (Erbhuldunge, Erbbuldinge 
oder Erfhuldhinghe) geleiftet werben, 3 8. in Berlin ), in Salz: 
wedel 3) und in den übrigen Stäbten der Marl dem Marl: 
grafen von Brandenburg?), in Hörter dem Abte von Kor: 
vei 9), in Freiburg im Breisgau dem Erzherzog von Oeſter⸗ 
reih®), in Bonn dem Erzbiſchof von Köln ©), in Braunſchweig 
dem neuen Landesherrn7), in Hildesheim dem Dompropft®), 
in München den Herzogen von Baiern 9), in Brakel dem Biſchof 
von Paderborn, in Soejt dem Erzbiſchof von Köln u.f.w. Wenn 
daher eine Stadt mehrere Herren hatte, fo mußte fie einem jeben 
huldigen. So in Brakel außer dem Grundherren (den Rittern 
von Brakel) auch noch dem Landesheren (dem Biſchof von Pader⸗ 
born) ($. 168 u. 459). In Vreden mußte dem Erzbiichof von 
Köln und dem Biichof von Münjter gehuldiget werden, indem bie 
Stadt zur Hälfte dem Erzbifhof und zur anderen Hälfte dem Bi: 
ſchof gehört hat !%. In Hörter außer dem Abte von Korvei (dem 
Landesherrn) auch noch dem Herzog von Braunfchweig, weil dieſer 
der Stadt Schirmuogt war !'). \ 


1) Urk. von 1415 u. 1440 bei Fidicin, I, 252. 

2) Url. von 1852 bei Lenz, I, 808 ff. 

8) Urt. von 1321 bei Fidicin, II, 21. 

4) Ur. von 1859 bei Wigand, Geld. von Korvei, I, 335. urt aus 14. 
sec. bei Wigand, dentwürdige Beitr. p. 161. 

5) Berfafjungs Urkunde von 1868 bei Schreiber, I, 545. 

6) Urt. von 1850 bei Lacomblet, Ardiv, II, 814. 

7) Havemann, I, 618. 

8) Havemann, I, 622. 

9) Urf. von 1895, 1899 u. 1408 in Mon. Boic. 35, II, p. 198, 217 u. 
248. 

10) Urt. von 1252 bei Nielert, I, 2, p. 502. 

11) ®iganb, I, 817. 
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Indeſſen huldigten auch die Landſtädte ihrem Landes- und 
Schirmherrn nur dann, wenn ihnen von dieſen die ſtädtiſchen Frei⸗ 
heiten und Privilegien zugeſagt und beſtätiget worden waren. So 
geſchah es in Soeſti2), in Bonn 12), in Berlin!9), in Salzwebel !®), 
in München während den Unruhen im Sabre 1398 1°), in Braun- 
ſchweig '7), in Brakel (8. 168) u. a. m. Die Art wie die herge- 
brachten Freiheiten beftätiget zu werden pflegten war ſehr verichie- 
den. Metitentheils mußte ein fchriftlicher Itevers von dem Landes- 
herrn ausgeitellt und diefer der Bürgerichaft vorgelefen werben, 
3.2. in Berlin !°), In Braunfchweig mußte ein jogenannter Hulbe- 
brief ausgefertiget, und darin die Nechte und Freiheiten der Stabt 
aufgezählt werben 19%), Zuweilen erfolgte die Beitätigung auch 
mittelft Handſchlags (Hanttaftynge), 3. B. in der Stabt Bocholb. 
Dajelbft mußte der Biſchof von Münfter bei der Huldigung (Hul- 
bunge) den beiden Bürgermeiftern mittelft Handſchlags geloben bie 
alten Gewohnheiten und Privilegien der Stadt halten zu wollen 
(„ind hie dede wedderom Hanttaftynge an handen der Borger: 
„meifteren, ind lavede de Stabt Bocholt tholden by oeren rechten 
„privilegten und olden gewonten“) 20). In Lüneburg mußte 
der Herzog in den Jahren 1517 unb 1611 die Hand auf die Bruſt 
legen und den Satebrief Bernhards und Heinrichs beſchwoͤren 21). 
Wenn nun aber ein Landesherr fein Verjprechen nicht hielt und 
dennoch gegen die Freiheiten und Privilegien einer Stabt handelte, 


12) Aube Schrae, c. 1 bei Seibertz, III, 888 und bei Emminghaus, 
p. 188. 

18) Urf. von 1850 bei Lacomblet, Archiv, II, 814. 

14) Urk von 1440 bei Fidicin, I. 258. | 

15) Urk. von 1852 bei Lenz, I, 808 fi. Verhandlungen von 1485 bei 
Zimmermann, Il, 242. 

16) Katzmair in oberbair. Archiv, VIII, 27. Nr. 80. 

17) Ordinarius senat. Brunsv. von 1408 6. 48 bei Leibnitz, III, 461. 

18) Urk. von 1440 bei Fidicin, I, 288. 

19) Ordinarius cit. $. 48. Hulbebriefe von 1818, 1823, 1345, 1861. 
1867 u. a. m. im Braunfchw. Urkb. I, 80, 82, 87 u. |. w. Hulde⸗ 
brief von 1569 bei Rehtmeier, p. 1000—2. 

20) Urt. von 1528 bei Wiganb, Archiv, III, 68. 

21) Havemann, Il, 542 f. u. 551 f. 
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fo durften ſich fodann die Bürger, wie in den alten großen Mar- 
Ten 22), von ihm losſagen und fich einen anderen Lanbesheren 
wählen. Daher waren die Städte Etendal, Tangermünde und 
Dfterburg in der Mark Brandenburg *?) und aud Berlin und Köln 
berechtiget ſich einen amderen Landesheren zu wählen, wenn bie 
Markgrafen ihr gegebenes Verſprechen nicht hielten 2%). Eben fo 
durften nach dem Satebriefe von 1392 die braunfchtweig-lüneburgi: 
ſchen Städte im Falle der Rechtsverlegung einem fremden Landes: 
herren huldigen 25). Und auch in Baiern hatten die Stände, alfo 
aud die Städte, in einem folhen Falle das Recht Gewalt mit 
Gewalt zu vertreiben oder fih an eimen anderen Herrn zu 
halten 2°). Dafjelbe Recht hatten die Bürger von Soeſt. Und 
im Jahre 1444 machten fie aud von diefem Nechte Gebrauch. Als 
nämlidy der Erzbifhof Dieterih von Moers die Privilegien ber 
Stadt verleht und ungewohnte Abgaben erhoben hatte, alle güt- 
lichen Vorftellungen aber fruchtlos geblieben waren, verweigerten 
die Bürger Treue und Gehorfam, wählten den Herzog von Eleve 
zu ihrem Schußherren und zu ihrem rechten Landes Erbherren. 
Es wurde über diefe Unterwerfung im Jahre 1444 ein merkwür— 
diger Vertrag abgefaßt, nach welchem die hergebrachten Rechte und 
Freiheiten der Stabt beftätiget worden find. Und alle nachfolgen- 
den Landesheren mußten diefen Vertrag und die hergebrachte Ver— 
faffung der Stadt beftätigen. So fam Soeft an das Herzogthum 
eve und mit diefem fpäterhin an die Krone Preufen. Und auch 
die Könige von Preufen beftätigten bei ihrem Negierungsantritt 
die hergebrachten Freiheiten von Soeſt, Friedrich der Große im 
Jahre 1741 und Friedrich - Wilhelm III zulegt noch im Jahre 
1798 37), 


22) Meine Geſch. der Martenverfaffung, p. 154, 386 u. 390. 

28) Urt. von 1282 bei Lenz, I, 109 u. 110. vergl. oben $. 516. 

24) Urt. von 1348 bei Fidicin, III, 222 f. — „in fo fern er ihnen diefes 
Verſprechen nicht halten würde, ſich mit ben übrigen Städten einen 
„anderen Lanbeöheren zu wählen.“ 

25) Andreae, Chron. von Hannover, p. 61. vergl. jebod die Huldigungs- 
orbnung von 1845 im Braunſchweig. Urkb. I, 38 fj. und Hänfelmann 
in Kronif. der niederſ. Städte, I, p. XXXIV u. XXXV. 

26) Meine Geſch. der Frond. III, 546. 

27) Die Verträge von 1444, 1481 u. 1522 mit den fpäteren Reverfen und 
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Auch die Art der Hulbigung war verſchieden in den verſchie⸗ 
benen Landftäbten. Meiftentheils pflegte dem neuen Lanbesheren, 
wenn er zum erften Mal in die Stadt fam, von dem Rath und 
der Bürgerfchaft gehulbiget zu werben. Der Lanbesherr mußte 
feterlih empfangen und ihm fodann, nachdem er die Freiheiten und 
Privilegien der Stabt beftätiget hatte, gehulbiget und ihm öfters 
auch noch ein Ehrengefchen? gemacht werden. So war es uriprüng- 
lich in Soeft22). In Coesfeld pflegte der neue Fuͤrſtbiſchof, nach⸗ 
bem er in der Stabt Münfjter die Huldigung empfangen, zu bem 
Ende nach Eoesfeld zu kommen. Er wurde bafelbft feierlih em⸗ 
pfangen, nicht bloß von dem Stabtrath und ber Bürgerichaft, ſon⸗ 
bern auch noch von der gejammten Geiftlichkeit, und auch im 15. 
Sahrhundert fhon von der Schuljugend. Die Huldigung felbft 
erfolgte auf dem Marktplake, nachdem der neue Landesherr bie 
Treiheiten und Rechte der Stadt bejtätiget hatte?%). Und in den 
Städten der Mark Brandenburg erjchienen die Bürgerichaften in 
ihrer Friegerifhen Rüſtung als wenn es gegen den Feind 
ging, in manchen martiſchen Städten ſogar noch im 17. Jahr⸗ 
hundert 20). 


b. Die Städte erwerben die öffentliche Gewalt. 
§. 523. 


Der freie Verkehr hat frühe ſchon, wie wir geſehen, zur Sm: 
- munität von den Gau: und Landgerihten und zur Errichtung 


Beftätigungs Urkunden bei Emminghaus, p. 21—98. und die Beftäti: 
gunge-Urfunde von 1798 bei ed, Beſchr. von Soeſt, p. 105, 403 u. 
404. 

28) Aude Schrae, c. 1. „So wanne eyn Erfjebiffhop to Colne ghe Forn 
„vnde geftedighet is. warn be darna eyrſt kumet in de flat van Sufl. 
„to ſal man ene erliten vuntfan. vnde be fal der flat befennen. alle be 
„Recht. be be flat van allen finen vore varen bebalben heuet. Alfo be 
„dat heuet ghedan. fo fol eme de Rayt hulden. vnd gheuen eme to 
„wilkome hundert marc aljo ghedanes gheildes. alſo to Suft ghenge 
„vnde gheue is. unde bar to twelf ame wines.” 

29) Söfeland, p. 45, 54, 55 u. 64, 

80) Zimmermann, I, 8285. 
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eigener Stadtgerichte geführt ($. 471). Durch die Immunität 
allein wurde aber die öffentliche Gewalt noch nicht von den Städten 
erworben. Die neu errichteten Stadtgerichte waren vielmehr 
ihrem Grundcharakter nach ſammt und fonders dffentlihe Ge 
richte. Denn auch in jenen Städten, in welchen der Inhaber der 
Öffentlichen Gewalt einen grundherrlihen Beamten hatte und nun 
dieſem die Öffentliche Gerichtsbarkeit ganz oder wenigften® theilweife 
übertrug, waren bie neu errichteten Stabtgerichte, eben wegen biefer 
Nebertragung ber Öffentlichen Gerichtsbarkeit, ihrer: Wefenheit nach 
öffentliche Gerichte. Und fie blieben diefes auch fpäterhin noch bis 
die Finanznoth und andere draͤngende Umftände bie Kaifer und bie 
Landesherrn zur Veräußerung der öffentlichen Gerichtsbarkeit und 
der übrigen Rechte der öffentlichen Gewalt genöthiget haben. 
In den Königsftäbten oder Reichsſſtädten waren dem- 
‚nach jämmtlihe Stadtrich ter, bie Stadt: und Burggrafen und 
Stabtvögte eben fowohl wie die Reichsſchultheiße uud Ammanne, 
Königliche von dem König ernannte Beamte. Erſt die Ber- 
äußerung der Reichsaͤmter und der übrigen Rechte der öffentlichen 
Gewalt an die Städte brachte die öffentliche Gewalt in die Hände 
jener Städte felbit. Durch Verkauf oder Berpfändung oder Bes 
lehnung kamen nämlich zulegt ſaͤmmtliche Reichsämter in die Hände 
der Reichsſtäͤdte, durch Verkauf z. B. in Nürnberg, Frankfurt, 
Magdeburg, Northaufen, Ehlingen, Kaufbeuern, vielleicht aud in 
Lũbeck, Dortmund, Bern, Kempten, Ueberlingen u. a. m., durch 
Berpfändung aber oder auch buch Einld ßung der an andere 
verpfändeten Reichsämter, 3. B. in Ulm, Ueberlingen, Lindau, Mem⸗ 
mingen, Nördlingen, Heilbronn, Landau, Regensburg u. a. m, 
endlich durch Belehnung 3. B. in Dortmund, Nürnberg u. a. m. 
($. 474, 477, 478 u. 479). Auf diefe Weife wurben denn jene 
Aemter patrimonial in ben Händen ber Meichaftädte. Und wie 
andere Gerichtsherren, fo durften nun auch fie die richterlichen Be: 
amten ernennen ($. 477). Defter8 wurde nun einer der Schöffen, 
gewöhnlich der ältefte Schöffe, 3. B. in Frankfurt!), oder ein 
Mitglied des Rathes, 3. B. in Nürnberg 2), oder ein bloßer Amtes 


1) £eröner, I, 267. . 
2) Stromer, Geſch. des Reihejgultheifenamtes zu Nürnberg, p. 98 ff. 
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verweſer auf kürzere oder längere Zeit mit der Führung des 
Schultheißenamtes beauftragt, z. B. in Nürnberg?). Meiſtentheils 
wurden jedoch auch die richterlichen Aemter definitiv von den Städten 
beſetzt. Und dann erhielten auch bie richterlichen Beamten Be— 
ſtallungsbriefe oder c8 mußten auch die richterlichen Beamten Dienft- 
reverje ausſtellen, in welchen ihre Rechte und Verbindlichfeiten auf: 
gezählt waren. Und es dienten ſodann dieſe Dienftreverfe zu glei- 
her Zeit als Beftallungsbriefe. Solche Dienftreverfe und Be: 
ftallungsbriefe der Neichsichultheige findet man in Frankfurt 9, in 
Nürnberg u. a. m.5),. Und der Amtseid mußte nun dem Stabt: 
rath oder der Gemeinde geleiftet werden, 3. B. in Nürnberg ®). 
. Dem König blieb demnach nur noch das Recht der Beftätigung 
ber von den Städten getroffenen Wahl, oder eine Amtsinveftitur 
und bie Belehnung mit dem Amte, 3. B. in Bern, in Ulm und in 
Nürnberg. In Regensburg und in ter Borftabt Stabtamhof 
hatten die Teutfchen Könige auch diejes Necht nicht mehr. Denn 
bie Herzoge von Baiern hatten bafelbjt den Bann zu verleihen 
($. 477—479). Allein nicht bloß die Reihsämter, auch die übrigen 
in der öffentlichen Gewalt liegenden echte und die Freiheit von 
dem Reichsdienſte wurden von den Reichsjtäbten erworben ($. 480 
u. 481). Mit der öffentlichen Gewalt ging nun aber die Landes⸗ 
hobeit in den Reichsſtädten mehr oder weniger vollftändig auf jene 
Städte über, und e8 mußte daher nun auch biefem neuen Inhaber 
ber öffentlichen Gewalt gehultiget werben, was an ben jogenannten 
Schwörtagen zu gejchehen pflegte ($. 4385). Die Abhängigkeit der 
Neichsftädte von dem Deutſchen König und von dem Reiche war 
bemnach nicht mehr ſehr groß. Denn es blich dem König nichts 
weiter mehr übrig als eine Oberaufſicht über die Stadt, weldye 
durch Königlihe Kommiſſare ausgeübt zu werden pflegte, dann 
das Necht der Bannverleihung und der Einjegung der von ber 
Stadt ernannten Beamten in ihr Amt, ſodann das Recht die ftän- 


8) Stromer, p. 97. 

4) Dienftrevers von 1876 bei Böhmer, p. 747. 

5) Beitallungsbriefr von 1458, 1497 u. 1561 bei Stromer, p. 98 u. 108 
—119. vergl. oben $. 453 u. 518. 

6) Eine Eidesformel bes Reichsſchultheiß bei Stromer, p. 107—108. 
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dige Reichsſteuer, wenn fie nicht veräußert oder erlaflen worden 
war, in den gemeinen Meichsftädten zu erheben, ferner das Recht 
die nicht veräußerten Zölle und Münzen felbft zu erheben und zu 
nugen, endlich ein Necht auf die Huldigung (F. 463, 464, 480, 
481 u. 504). Die Deutichen Könige machten zwar öfters den, 
wiewohl vergeblichen Verſuch ihre alten in den Neichsjtäbten ver: 
lornen Rechte wieder zu erwerben. So verſuchten fie z. B. in 
Franffurt a. M. im 17. Sahrhundert das Necht den Reiche: 
ſchultheiß zu ernennen wieder dadurch an fich zu bringen, daß fie 


zwar feinen Schultheiß, ftatt dieſes aber einen NReichsitatthalter 


ernannten. Der Verſuch ift jedoch mißlungen. Das Recht den 
Schultheiß zu ernennen blieb vielmehr nad) wie vor der Stadt 
ſelbſt ?). 
Die Reichsftäbte befanden ſich demnach in einer den Schweizer 
Kantonen und den anderen freien Landgemeinden in der Schweiz 
ganz ähnlichen Lage. Wie jene, fo find auch fie aus mehr oder 
weniger freien Markgemeinden hervorgegangen, und jeit dem Er: 
werbe der öffentlichen Gewalt zur reichunmittelbaren reiheit 
emporgejtiegen. Dann find fte aber natürlicher Weile etwas ganz 
anderes, als fie urfprünglich waren, geworben ®). In einer’den 
Königsftädten jehr ähnlichen Lage haben ſich nun auch die meilten 
Bifchofsftätte und mehrere Abteiftädte befunden. Daher konnten 
auch fie fih zu reichsunmittelbaren Städten erheben. 


$. 524. 


Die Biſchofsſtädte und die Abteiftäbte waren urfprüng- 
lich ebenfalls Königsftädte. Erft ſeitdem die Biichöfe und die Aebte 
bie Rechte der öffentlichen Gewalt in jenen Städten erworben hat⸗ 
ten, wurden ſie landesherrliche Etädte. Die ſehr bedeutenden Rechte, 
welche den Königen in den Biſchofs- und Abteiſtädten geblieben 
waren, machte es ihnen jedoch möglich fich ebenfalls zur reiche: 
unmittelbaren Freiheit zu erheben ($.487—504). Wie die Reichs⸗ 
ftädte fo fuchten nämlich auch fie die Rechte ver öffentlichen Gewalt 


7) Römer:Büchner, Stadiverf. p. 121-180. 
8) Meine Einleitung zur Geſch. der Marl:, Dorf: ıc. Berfaffung, p. 289, 
292, 802 ff. u. 822. 
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an fi zu bringen und fi dadurch von ben Biihöfen und Achten 
(ihren Landesheren) unabhängig zu machen. Wie die Deutichen 
Könige in den Reichsſtädten jo veräußerten nämlih auch bie Bi- 
[Höfe und die Aebte nah und nach fat alle ihre Rechte in 
ihren Städten, nicht bloß die grundherrlichen fondern auch bie 
öffentlichen Rechte. Ind zulebt Tamen dieſe Rechte auch in den 
Biſchofs- und in vielen Abteiftädten an bie Stadt felbf. So 
- verfauften 3. B. die Bifchöfe von Augsburg ihren Grundbefig in 
der Stabt an Augsburger Bürger oder fie gaben ihn denfelben zu 
Lehen !). Auch den fogenannten Nahbann, d. h. eine gewiſſe 
©ilte, welche die Meinwirthe und bie Bierwirthe dem Biſchof ent: 
richten mußten, verlauften jie an bie Bürger?2). Eben jo den 
Burgfrieben mit allem was dazu gehörte?) u. a. m. Daſſelbe 
thaten die Biihöfe von Bafel*) u. a. m. Allein nicht bloß bie 
grundberrlichen Rechte, ſondern auch die Öffentlichen nun landes⸗ 
herrlichen Nechte wurden veräußert und kamen zuletzt in die Hände 
der Stabt ſelbſt. Wie in den NReichsitädten, jo wurden nämlich 
auch in den Biſchofs- und Abteiſtädten die öffentlichen nun lanbes- 
herrlichen Nemter, in ihnen natürlich von den Bilchdfen und Aeb⸗ 
ten, veräußert theils direft der Stadt für eine Reihe von Jahren 
oder für immer verpfändet oder verkauft, theils die bereits an an- 
dere verpfändeten Aemter von ber Stadt eingelößt. In derfelben 
Weiſe Tamen die landesherrlihen Steuern, Zölle, Münzen, Marl: 
nutzungen und anderen Gefälle an die Stadt. In Augsburg 3. B. 
wurde die Münggerechtigleit im Jahre 1277 auf vier Jahre der 
Etapt käuflich überlafien®), Im Worms kaufte im Jahre 1490 
ber Stadtrath die alte Münze mit der Münzgerechtigleit für 300 
“ Gulden). In Köln wurden die lanbesherrlichen Rechte des Erz: 
biſchofs, nicht bloß die landesherrlichen Steuern und Abgaben, 
jondern auch die militärischen Nechte, nach und nach beichränkt 


1) von Stetten, Geſch. ber Geſchlechter, p. 17. 

2) Url. von 1875 bei von Stetten, p. 17 u. 396. 
8) Urt. von 1448 bei Stetten, p. 17, 403 u. 404. 
4) Heusler, p.-338 ff. 

5) von Stetten, Geſch. von Wugsburg, I, 78. 

6) Zorn, Chron. p. 196 u. 198. Not. 
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und großentheild von der Stabt felbit erworben). Und wie in 
ben Reicheftäbten fo mußten nun auch in ben Biſchofs- und Abtei: 
ftäbten der Stabt felbft, das heißt der Bürgerfchaft oder dem Stadt: 
rath, an den Schwoͤrtagen gehuldiget werden ($. 435, 500-503). 
Den Biihöfen und Aebten blieben demnach nur noch jehr wenige, 
meiftentheild ganz unbedeutende und felbft nichts ſagende landes⸗ 
berrliche Rechte. In manchen Städten blieb ihnen nämlich bei ber 
Beſetzung der Aemter nur noch das Recht der Beftätigung, 3. B. 
in Augsburg, oder daB Recht ber Amtöinveftitur, 3. B. in Speier, 
oder das Recht der Belehrung mit dem Amte, 3.8. in Magdeburg. 
Sodann ein Recht auf die nicht veräußerten Steuern und Zölle 
und ein Recht auf die Hnldigung. Allein auch biefe wenigen Rechte 
haben fi in den meiften Biſchofs- und Abteiftäbten Tpäterhin noch 
verloren, oder fie find wenigitens bejtritten und als eine Icere For⸗ 
malität behandelt worden. So hat fih bei der Aemterbefegung 
in Augsburg das bifchöfliche Beftätigungsrecht und das Necht der 
Amtsinveftitur bereits im 15. Jahrhundert verloren ®), und in 
Speier wurbe das Necht der Amtsinvejtitur zu einer leeren Forma⸗ 
lität ($. 491). Bon ben hergebrachten Ianbesherrlihen Steuern 
und Zöllen waren in Augsburg bereits im 17. Sahrhundert nur 
noch einige Zollgefälle dem Bifchof geblieben ®). Und auch die dem 
Landesherrn geſchuldete Huldigung ift in vielen Biſchofs- und ' 
Abteiſtaͤdten ſeit dem 15. und 16. Jahrhundert unterblieben oder 
fie wurde wentgftens beftritten, oder, wie 3. B. in Köln, zu einer 
leeren Form 10). In Worms wurbe der dem Biſchof gelelitete Eid 
für etwas anderes als für einen Untherthaneneid erflärt. Dazu 
famen nun noch die dem Deutichen König gebliebenen jehr bedeu⸗ 
tenden Nechte in jenen Städten und die Unterftüßung jener Stäbte 
von dem König bei ihren fortwährenden Kämpfen mit ihren Lan 
besherrn. Daher konnten fich auch die meiften Bilchofs- und Abtei: 
jtäbte wieder unabhängig von ihrem Landesheren machen und fich 
zu Neichsftädten, mehrere fogar zu freien Reichsſtädten erheben 


7) Ennen, Gel. II, 418 - 421. 

8) Jäger, Augsburg, p. 90. vergl. oben $. 492. 
9) Jäger, Augsburg, p. 128. 

10) Ennen, Geſch. IL, 421. 
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($. 461 ff. u. 504). nticheidenb hiebei war meiſtentheils das 
Beſatzungsrecht Wie jede andere Stabt fo hatten nämlich auch 
die Biſchofs- und Abteiftädte mit der Pflicht ihre Stadt felbft zu 
vertheidigen das Recht eine cigene Beſatzung zu haben erworben, 
und das Recht jede fremde Beſatzung, -felbft die Tandesherrliche Be: 
ſatzung und den Lanbesheren felbft, auszuſchließen. Diejenigen 
Städte nun, weldhe das eigene Beſatzungsrecht gegen ben Biſchof, 
ihren Landesherrn, zu behaupten vermochten, wurben reichsunmittel- 
bare Stäbte, und fie haben ſich ſodann unter den übrigen Neichs- 
ftäbten verloren. In vielen NReichsftädten, und zwar nicht bloß in 
den Bijchofsitäbten, jondern auch in einigen anderen Reichsſtädten, 
haben fich jedoch auch in fpäteren Zeiten noch Spuren von ihrer 
früheren Abhängigkeit von einem Landesherrn erhalten. So 3.8. 
in Aachen, wo die Herzoge von Jülich und zuletzt die Kurfürften 
von der Pfalz Reichsvögte und Neichsfchultheiße waren, und in 
Wetzlar, wo bie Landgrafen von Heilen bi8 in bie Ießten Zeiten 
Neihsvögte waren und als ſolche gewille Gerechtſame hatten 
($. 473—478). Eben pp in Straßburg, in Norbhaufen und in 
Köln, wo ſich auch in fpäteren Zeiten noch die Grafen von Hanau 
Lichtenberg Erbvögte zu Straßburg, bie Grafen von Hohenheim 
Erbvögte zu Nordhaufen und die Grafen von Bentheim Erbudgte 
zu Köln genannt und gefchrieben baben!!). Dann in Regensburg, 
wo die Herzoge von Balern das Necht ber Belehnung mit dem 
Blutbann noch bis auf unfere Tage ausgeübt haben (6. 479). 
Und in Ulm, wo den Grafen von Mirtemberg als ehemaligen 
Reichsvoͤgten gewiffe Nechte und einige Befigungen auch in fpäte- 
ren Zeiten noch geblieben find ($. 472). Eben foldhe hiftorifche 
Reminiscenzen waren die Ammanngelder, welche in Ehlingen, Reut⸗ 
Iingen, Kaufbeuren, Memmingen, Buchern, Weil, Donauwörth 
u. a. m., auch in fpäteren Zeiten noch an bie Kaiſerliche Landvogtei 
und an das Reich, und in Nördlingen an bie Grafen von Pappen« 
heim bezahlt werben mußten, nachdem jene Städte Tängft ſchon bie 
Neichsämter ſelbſt erworben Hatten '2). 


11) Bernhard, antiquit. Wetteraviae, p 304. vergl. oben $. 478, 489 
u. 490. 

12) Wegelin, I, 100 u. 108. Freiheiten von Donauwörth von 1465, $. 4. 
bei Lori, p. 188. und oben $. 477. 
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$. 525. 


Auch die Grafichaftsftäbte waren urſprünglich Königsſtädte. 
Erft ſeitdem bie öffentliche Gewalt auf einen geiftlichen oder weltli⸗ 
hen Lanbesherrn erb: und eigenthümlich übergegangen war, wur: 
ben fie Landftäbte. ($. 466.) Eon wie nun die Reihsitäbte und 
die Biichofsftädte die Yinanznoth des Kaiſers und des Viſchofs in 
ihrem Intereſſe auszubeuten gewußt haben, jo haben auch die Land⸗ 
jtäbte die finanziellen Verlegenbeiten ihres Landesherrn dazu benukt, 
um ihm ein Recht nach dem andern abzufaufen, ober pfand= ober 
lehenweife von ihm zu erwerben, oder ihm auch in einer Fehde ab- 
zuteoßen. Defters erwarben nämlich auch die Landitäbte die lan⸗ 
besberrlichen Aemter in der Stadt, theils durch Kauf oder Ver: 
pfändung, die Städte Soeft, Hörter, Coesfeld, Meppen, viele Städte 
in der Mark Brandenburg und in Schlefien u. a. m., insbefondere 
auch Hannover und Helmſtedt Y), theils durch freiwilligen Uebertrag 
von dem Landesherrn, 3. B. Freiburg im Breisgau, Freiburg im 
Uechtlande, München und andere Städte in Baiern; theils auch, 
wiewohl feltener, durch Belehnung. So wurde in der Stabt Raum: 
burg die Kriminalgerichtsharfeit, welche bis zum Sabre 1679 von 
einem bifchöflichen Nichter verwaltet worden war, in diefem Sabre 
in Form eines Lehens auf den Stabtrath übertragen 2). In jenen 
Städten nun, in welden bie landesherrlichen Aemter von dem 
Stadtrathe oder von ber Stadt felbjt erworben worden find, waren 
die Städte felbft die Gerichtsheren geworden. Daher hatten bie 
Stabträthe oder die Stabtgemeinden felbjt den Stabtrichter zu er: 
nennen. Und es blieb ſodann dem Landesherrn nur noch das Recht 
ber Beitätigung des von der Bürgerichaft gewählten Beamten und 
das Recht der Einweilung in das Amt, oder bie Amtsinveftitur, 
3. 2. in Freiburg in Uechtlande und eine Zeit lang auch in frei: 
burg im Breisgau, in Meiningen, in München, in Braunjchweig, 
($. 513), in Winterthur 2), in Aarberg) u. a. m. Aber auch. in 


1) Havemann I, 628, 688 u. 637. Not. 

2) Lepfius, Fleine Schriften, I, 288, 

8) Stadtreht von 1264, $. 3 und von 1297 $. B bei Gaupp, I, 136 
u. 189. 

4) Handfeſte von 1271 8. 1 bei Walther, Bern. Stadtr. p. 26. 
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vielen anderen Lanbftäbten, in welchen bie Iandesherrliche Gerichts: 
barfeit nicht auf die Stadt übergegangen war, follten die öffentli- 
chen (die Ianbesherrlichen) Aemter in der Stabt wenigftens gemein: 
ſchaftlich mit der Bürgerfchaft von der Landesherrſchaft befeßt werben, 
3. B. in Wiehe ®), in Burgdorf ®), in Innsbrud ?) u. a. m. 

Außer den Iandesherrlichen Aemtern wurden aber auch noch die 
übrigen in der öffentlichen Gewalt Tiegenden Rechte, — bie Landesherr: 
lihen Steuern und Zölle nebft der Freiheit von den meiften landesherr⸗ 
lihen Hof und Kriegsdienften, zumal Freiheit von ber Verpflegung 
des Ianbesherrlihen Heeres und von den Kriegäfronen, von vielen 
Landſtädten erworben. Die meiſten Lanbftäbte waren demnach 
ebenfo unabhängig von ihrem Landesherrn, wie die Reichsſtädte 
vom Kaifer und Reich. Denn auch den Landesherrn war hinfidht- 
lich der öffentlichen Nemter in der Stadt nur noch das Recht der 
Beftätigung der von dem Stadtrath oder von ber Bürgerfchaft er: 
nannten Beamten ober bie Amtsinveftitur und die Belehnung mit 
dem Blutbann, dann das Necht auf die nicht erlaflenen Hof: und 
anderen Dienfte, auf bie nicht veräußerten Steuern, ZöUe und 
Münzen und auf die Hulbigung geblieben; in manchen Städten 
ſogar nichts weiter, als der Titel der Oberherrlichleit und, als ein 
ſchwaches Zeichen berfelben, die Hulbigung, 3. B. in Hörter ®). 
Neue Steuern und neue Zölle durften die Landesherrn nur in 
jenen Stäbten erheben, welche ber Iandesherrlihen Vogtei unter: 
worfen waren. Denn in ben übrigen Landftäbten war zu bem 
Ende die Zuftimmung der Bürgerfchaft oder der Landſtände noth: 
wendig. Und wenn ber Landesherr die hergebradhten Freiheiten 
und Rechte nicht beftätigen wollte oder fie fogar verlegte, jo durf: 
ten audy die Landftäbte bie Huldigung verweigern und fi, wenn 
- fie wollten, einem anderen Landesherrn unterwerfen. ($. 508 und 
522.) Die Freiheit und Unabhängigkeit der Lanbftäbte war daher 
von jener der Neichsſtädte nicht fehr verfchieden, der Werth ber 
Neichunmittelbarkeit demnach noch nicht jo groß, als in fpäteren 
Zeiten, ſeitdem bie feiter begründete Landeshoheit mehr und mehr 


5) Statut aus 15. sec. bei Wald, IIL, 56. 

6) Hanbfefte von 1816 6. 1—8. bei Gaupp II, 120. 
7) Stadtrecht von 1239, 8. 8 bei Gaupp, II, 254. 
8) Wigand, Gef. von Korvei I, 836. 
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anf bie Landftäbte drückte. Entſcheidend hiebei war auch bei den 
Landjtäbten das Beſatzungsrecht. Mit der Pflicht die Stadt felbft 
zu vertheidigen hatten nämlich auch die Landſtädte das eigene Be: 
jaßungsrecht erworben. Auch fie duldeten baher fein fremdes Heer 
und feine fremde Burg mehr innerhalb ber Stabtmauern, und auch 
feine fremde Burg in der Nähe der Stadt. Sogar bie landesherr- 
lihe Burg in der Stabt wurde von ber Bürgerfchaft erworben ober 
zeritört, und dem Landesheren jelbjt nur noch unter gewifjer Bes 
dingungen der Zutritt geftattet. Die freien ber Iandesherrlichen 
Bogtei nicht unterworfenen Randftädte waren demnach eben fo 
frei und ebenſo unabhängig wie die freien Neichsftäbte. Diefer 
Zuftand der Dinge hatte bereit im 13. Sahrhundert begonnen. 
Im 14. und 15. Sahrhundert hatte bie Freiheit der Landſtädte 
und mit diefer der Wohlftand und bie Blüthe jener Stäbte ihre 
höchfte Höhe erreicht. Die Herrichaft in der Stadt (die Landesho⸗ 
heit) war faktiſch auf die Landſtädte felbft übergegangen. ‘Die 
freien Landſtädte hatten demnach ihrem Randesherrn gegenüber etwa 
dieſelbe Stellung, weldye bie Reichsſtädte dem Katfer und bem Reiche 
gegenüber gehabt haben. Erſt ſeitdem das Bejagungsrecht wieder 
auf die Randesheren übergegangen war, und feit dem Steigen ber 
Iandesherrlichen Gewalt im 15. und im 16. Jahrhundert warb aud) 
bie Macht der Landſtädte wieder gebrochen, damit aber auch der 
Grund gelegt zum Untergang aller ftädtifchen Freiheit, und zur 
völligen Abhängigkeit der Landſtädte. Ehe jedoch hievon die Nede 
fein kann, muß zuvor noch von den Stabtgerichten und von dem 
damit zufammenhängenden Stadtrechte gehandelt werben, 


v. Maurer, Stäbteverfafjung. II. 35 














VIII. Stadtgeridte. 


1. Sie waren öffentliche Geridte. 
8. 526. 


Ursprünglich bat es in ben Städten in der Regel nur ber: 
ichaftliche Richter (einen oder mehrere Fronhofbeamte) und in eini⸗ 
gen Stäpten einen Stabtmarfrichter gegeben, und nur ausnahme: 
weife auch noch einen äffentlichen Richter. Hinſichtlich der öffent: 
lihen Gewalt ftanden nämlich auch die Städte unter den Gau- 
und Gentgerichten oder Landgerihten. Nun pflegten zwar dieſe 
öfters in den Städten ihren Siß zu haben. Ihr Amtsbezirt war 
jedoch nur fehr felten auf die Stadtmark beichränft. Denn nur 
ganz große Städte haben ausnahmsweiſe ſchon unter der fränfi- 
ſchen Herrfchaft einen eigenen Grafen oder Centenarius oder Bi- 
carius erhalten, wie diefes 3. B. von Köln, Mainz, Trier und 
Regensburg bekannt ift ($. 36 u. 89). Erft feit der von ben 
Sau: und Landgerichten erhaltenen Immunität ber Stäbte entftand 
bas Bebürfniß einen eigenen öffentlichen Stadtrichter zu Haben 
($. 471). Die Bildung ber eigenen öffentlihen Stabtgerichte war 
jeboch fehr verfchieden in den freien, in den grundherrlichen und in 
. den gemilchten Städten. In den freien Städten, insbejondere 
auch in den freien NReichsftäbten, waren die Stabtrichter ſammt 
und jonbers, und in jenen freien Etädten, in welchen zwei Beamte, 
Einer für die hohe und ein Anderer für die niedere Gerichtsbars 
feit neben einander ftanden, beide Beamte öffentlihe Beanıte, 
z. B. in Lübel, Wismar, Mühlhaufen, Dortmund, Bern, Fried: 
Berg u. a. m. (8. 472 u. 474). In den grundberrlihen, 
insbefondere auch in den reichsgrundherrlichen Etädten aber, und 
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in allen jenen gemiſchten Städten, in welchen fih ein Königs: 
hof oder ein bifchöflicher oder landesherrlicher Fronhof mit einem 
Königlichen, bifhöflichen oder landesherrlichen Echultheiß, Amtmann, 
Ammann oder Burggraf befand, wurde meiftentheild bem herrichaft- 
lihen Beamten auch die öffentliche Gerichtsbarkeit ganz oder theil- 
weife übertragen, die hobe und die niedere Gerichtsbarkeit 3. B. in 
Nürnberg, Goslar, Ehlingen, Kaufbeuren, Coesfeld, in Freiburg 
im Breisgau, in Freiburg im Uechtlande u. a. m., nur allein bie 
niedere Gerichtsbarkeit (die Eivilgerichtsbarkeit) aber in Frankfurt, 
Aachen, Ulm, Köln, Mainz, Worms, Speier, Trier, Negensburg, 
Speft, in den Städten der Marf Brandenburg und in Schleften 
u. a. m. ($. 472—474, 489—502, 510 ff.). Die Stadtgerichte 
find demnach in vielen Städten aus den öffentlichen Gerichten ber: 
vorgegangen, in ben meilten Städten jedoch aus einer Vereinigung 
der Öffentlichen Gerichtsbarkeit mit der grundherrlichen. Nur in 
wenigen grundherrlichen Städten wurde zur Ausübung ber öffent: 
lichen Gerichtsbarkeit in der Stadt ein eigener Öffentlicher Beamter 
neben dem bereits vorhandenen grundherrlicden ernannt, vote diefes 
3. B. in Bonn geſchehen ift. Als der Erzbiichof Konrab jenen Ort 
zu einer Stadt erhob behielt er fich nämlich die Öffentliche Gerichts; 
barfeit in der Stadt ausdrücklich vor!), und ernannte zu dem 
Ende einen eigenen Stabtrichter (judex noster ?) oder Amptmann) ?). 
Sein grundberrliher Beamter, der Meier (Meiger, der ebenfalls 
officiatus, d. h. Amtmann genannt wurde) blich neben jenem öffent: 
lihen Beamten 9), bis fpäterhin auch in Bonn die grundberrliche 
Gerichtsbarkeit mit dem Stadtgericht vereiniget worden ift. Aus 
der öffentlichen theils Königlichen theils Iandesherrlihen Gerichts- 
barkeit find unter Anderen hervorgegangen die Stabtgerichte in 
Bremen, Lübel, Hamburg, Regensburg, Münden, Straßburg, 
Worms, Naumburg, Coesfeld, Münfter u. a. m.; aus einer Mi- 
hung der dffentlichen mit der grundherrlichen Gerichtsbarkeit ba- 
gegen in Augsburg, Ulm, Frankfurt, Nürnberg, Züri, Bafel, 


1) Url. von 1248 bei Lacomblet, Il, 148. 
2) Urk. von 1285 bei Lacomblet, II, 472. 
8) Weistbum aus 14. sec. bei Lacomblet, Ardyiv, Ik, 318. 
4) Url. von 1825 und Weisthum aus 14. sec. bei Lacomblet, Archiv, I, 
809 u. 817. 
.35 * 
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Magdeburg, Soeft, Breslau, Lucern u. a. m. Ginige Beifpiele 
werden hinreichen, um biefes Alles Far zu machen, wenn e8 noch 
nicht Mar genug fein follte. 

Ulm war urfprünglih eine Königliche. Billa mit einem Pa- 
lotium oder Königshof. Zur Belorgung der Hofangelegenheiten 
beftand daſelbſt ein Königliches Bronhofgericht mit einem Ammann 
oder Schultheiß an feiner Spite. Die öffentliche Gerichtsbarkeit 
wurde von dem Gaugrafen gehandhabt, welcher ſehr wahrjcheinlich 
in Ulm jelbft feinen Sit hatte sd). Epäterhin erhielt auch die 
Abtei Reichenau in der Stadt und in der Umgegendb von Ulm 
Grundbeſitz. Es beitand demnach bafelbit auch ein Tlöfterliches 
Fronhofgericht zur Beſorgung der Hofangelegenheiten des Abtes. 
Ein Klofteroogt beforgte aber die öffentliche Gerichtsbarkeit. Denn 
in dem Gebiete des Klofterd hatte der Gaugraf Feine Gerichtsbar⸗ 
feit). Es beftanden daher in Ulm zwei Fronhofgerichte unb zwei 
Öffentliche Gerichte neben einander. Seit dem Untergang ber 
Sauverfaflung trat ein Reichsvogt an die Stelle des Gaugrafen. 
Und feitdem Ulm zu einer Stadt erhoben worden. war und daher 
eines eigenen öffentlichen Stadtrichters bedurfte, ſeitdem wurbe dem 
herrichaftlichen Ammann oder Schultheiß auch noch bie nicberi 
Öffentliche Gerichtsbarkeit übertragen. Das Königlihe Fronhof—⸗ 
‚gericht ward demnach nun zu gleicher Zeit ein öffentliches Stabt: 
geriht. Die Abtei Reichenau konnte ihre Vogtei in Ulm nicht 
behaupten. Die Vogtei bat fich bereit8 im 13. Jahrhundert wieder 
verloren. Daher ſtanden ſodann auch die Hinterjaffen der Abtei 
Heidenau unter dem Reichsvogt von Ulm?). Und feit der Ab— 
Ihaffung der Hörigkeit hat ſich auch das reichenauiſche Fronhofge⸗ 
richt noch verloren. Es blieben demnach nur noch das Gericht des 
Vogtes und des Schultheiß, und ſeitdem die Vogtei nicht mehr be⸗ 
ſetzt wurde, nur noch ein einziges Stadtgericht übrig, deſſen einziger 
Borftand nun der Schultheiß war ($. 472). 

Sn Baſel gehörte die Grundherrſchaft in einem großen 
Theile der Altſtadt, vielleicht in der ganzen Altitadt, dem Biſchof. 








5) vergl. Jäger, Um, p. 27, 28, 40 u. 52. 
6) vergl. Jäger, p. 36-98 u. 40. 
7) Juger, p. 109 u. 110. 
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Er ließ die grundherrlihe Gerichtsbarkeit dafelbft durch einen Billi- 
cus bejorgen, welcher fpäter Schultbeiß genannt worden ift. In 
den Borftädten St. Alban und Kleinbajel gehörte die Grundherr⸗ 
ſchaft dem Stifte St. Alban, welches die grundherrlichen Ange: 
legenbeiten in der Borftadt St. Alban durch einen Schultheiß, und 
in Kleinbafel durch einen Villicus beforgen ließ. Die öffentliche 
Gewalt in der ganzen Stadt, in ber Altitadt ſowohl wie in den 
Vorſtädten, gehörte urjprünglich (feit dem 11. Sahrhundert) dem 
Biſchof, und er ließ den Blutbann durch feinen Vogt, den Tpäteren 
Reichsvogt, in der Vorſtadt St. Alban aber durch einen eigenen 
Beamten ausüben. Mit der niederen öffentlichen Gerichtsbarkeit 
(mit der Civilgerichtsbarkeit) beauftragte er aber in der Altitadt 
feinen herrſchaftlichen Schultheiß und in der Vorſtadt St. Alban 
den herrſchaftlichen Schultheiß des Stiftes St. Alban. Denn der 
Biſchof hatte fich dafelbft bei der Stiftung jenes Klofters nur den 
Blutbann vorbehalten, und daher auch nur für diefen einen eigenen 
Beamten in jener Vorſtadt. In Kleinbafel ernannte der Biſchof 
zur Ausübung der niederen öffentlichen Gerichtsbarkeit einen eige- 
nen Schultheiß. Späterhin wurden diefe Uemter, wie wir geſehen, 
mehrmals verpfändet. Cie famen aber bereitS im 14. Jahrhundert 
jammt und jonders, die Bogtei ebenſowohl wie bie drei Schultheißen- 
ämter, an die Stadt. Und es wurden fodann zwei Schultheißen- 
gerichte für die Stadt, ein Gericht dieſſeits und eines jenfeits bes 
Rheins, errichtet, und beide Gerichte mit ftändigen Beifigern be: 
ſetzt. Ste hatten jedoch nur die Eivilgerichtsbarfeit. Denn ber 
eigentliche Strafrichter blieb nad) wie vor, auch nachdem cr jtäbti- 
ſcher Beamter geworden war, der Vogt. Da jedoch die Strafge: 
richtsbarfeit bereits feit dem 13. Jahrhundert an den Stabtrath 
gefommen war, jo blieb dem Vogt nichts weiter mehr als der Bor: 
fig bei den Blutgerichten und der Vollzug des von dem Stabtrath 
gefundenen Urtheils®). Seine felbftändige Gerichtsbarkeit wurde 
aber beſchränkt auf die geringeren Frevel und Vergehen %). Und 
jo vegetirte denn der Vogt fort bis ins 17. Jahrhundert. Denn 
erjt im Jahre 1672 wurde die Stelle ganz abgeichafft und das 


8) Urk. von 1366 bei Ochs, II, 3Bn. 
9) Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Odys, II, 371. 
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Amt des Vogtes dem Schultheiß übertragen ($. 120, 200, 454 
u. 492). 

Auch die Etadtgerichte in Straßburg, Speier, Worms, Main, 
Frankfurt, Nürnberg, Regensburg, Magdeburg, Bremen, Soeft, 
Münfter, München, Würzburg u. a. m. find, wie wir gejehen, 
entweder aus der öffentlichen Gerichtsbarkeit, oder aus ber grund⸗ 
herrlichen jedoh mit der öffentlichen vereinigten Gerichtsbar— 
keit hervorgegangen. Das Letztere iſt insbefondere auch in 
Augsburg und in Lucern ber all gewefen. In Augsburg 
ift das Stadtgeriht aus dem Burggrafengeriht hervorgegangen, 
alfo aus einem urfprünglich berrfchaftlichen Gerichte, mit welchem 
jedoch die niedere öffentliche Gerichtsbarkeit verbunden worden war. 
Nachdem aber im 16. Jahrhundert dem Burggrafen felbft der Zu— 
tritt zu dem Stadtgerichte unterfagt worden war, wurde dem Stabi: 
gerichte ein eigener Oberrichter vorgefegt 19). In Lucern war 
ber Ammann ober minister, der öfters auch Schultheiß und Meier 
genannt wird, urfprünglich der grundherrliche Beamte in der Stabi, 
wie diefes bereit8 Segeſſer fehr richtig bemerft hat:). Allen 
ipäterhin ift ihm auch noch ein Theil der öffentlichen Gerichtöbar: 
feit übertragen worden 12), fo daß Kopp mit vollem Rechte jagen 
tonnte, daß der Ammann mit dem Meieramte auch noch eine 
höhere Stellung vereiniget habe 13), das heißt wohl, daß ihm zu 
der grundherrlichen auch noch ein Theil der öffentlichen Gerichts— 
barkeit übertragen worden fe. Denn die Urkunde von 1282 ſpricht 
keineswegs, wie Segeffer behauptet, von einem einfachen Streite 
zwifchen freien Leuten mit Gotteshausleuten, bei welchem die ftrei- 
tenden Theile freie Wahl zwifchen dem Landgerichte und dem herr⸗ 
ſchaftlichen Hofgerichte gehabt haben. Eie fpricht vielmehr von dem 
Landfrieden. Die Angelegenheiten des Landfrievens haben aber 
niemals vor bie grundherrlihen Hofgerichte gehört. Da nun ber 
Stadbtammann nach jener Urfunde dennoch kompetent fein follte, 


10) Zäger, Augsburg, p. 110. vergl. oben $. 492. 

11) Segeſſer im Geſchichtsfreund, I, 279, und Nechisgefchichte von Lucern, 
I, 85 u. 86. 

12) Urf. von 1282 bei Kopp, Urfunben, p. 26. 

18) Kopp, Urkunden, p. 150. und Geld. der eidgenofj. Bünde, II, 1, p. 
172 u. 188. Not. 1. 
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ſo muß ihm nothwendiger Weiſe außer der grundherrlichen auch 
öffentliche Gerichtsbarkeit zugeſtanden haben. Auch hätte, einen 
einfachen Streit zwijchen Freien und Hörigen angenommen, gar 
feine Alternative zwilchen einem grumbdherrlichen und öffentlichen 
Gerichte entitehen Fünnen, indem bekanntlich die Hörigen hinfichtlich 
des öffentlichen Rechtes wohl vor den öffentlichen Gerichten belangt 
werben Fonnten, in feinem alle aber durften umgefehrt auch bie 
freien Leute vor ein grundherrliches Gericht gezogen werben. Wie 
in vielen anderen Städten, jo iſt vielmehr auch in Lucern das 
Stadtgeriht aus einer Milchung der öffentlichen mit der grund: 
herrlichen Gerichtsbarkeit hervorgegangen. 

Die Stabtgerichte find demnach, ſammt und jonders entweder 
aus ber öffentlichen Gerichtsbarfeit oder aus einer Vereinigung der 
öffentlichen mit ber grundherrlichen Gerichtsbarkeit hervorgegangen. 
Sie waren im einen wie in dem anderen alle, eben wegen biejer 
Vereinigung der öffentlichen Gerichtsbarkeit mit der grumbherrlichen, 
ihrer Wefenheit nach öffentlihe Gerichte, entweder Königliche 
ober landesherrlihe Gerichte ($. 509). Sie wurden daher wie 
andere öffentliche Gerichte unter Königsbanı gehegt, z. B. in 
Magdeburg das Burggrafengericht ebenfowohl wie das Schultheißen- 
gericht 1%). Eben jo das Vogteigericht des Vogtes ober Gografen 
zu Herfort !5). Und fie blieben auch dann noch wejentlich öffent⸗ 
liche Gerichte, feitdem die Reichsſtädte und viele Landſtädte bie 
öffentliche Gerichtsbarkeit Fäuflich oder pfandweiſe an ſich gebracht 
Batten. Denn wiewohl diejelben in den Händen der Städte patri- 
montal geworden find, jo wurden fie doch nicht pratrimontaler, 
als die Iandesherrlichen Gerichte auch, welche im Laufe der Zeit, 
wie biefes ein anderes Mal in einer Gefchichte der öffentlichen Ge: 
walt nachgewielen werden joll, ſammt und jonders ebenfalls herr⸗ 
ſchaftliche Gerichte geworden find. 


— —— — 





14) Magdeburg. Schöppen Chron. ad an. 1292 bei Haltaus, p. 107. — 
„jo man unter fonigesban in des Greven vnd Schulteilfen Gerichte 
„gebe —. 

15) Altes Schöffenbuch bei Meinders, de judic. centenar. p. 274. „Ban 
„de Gogreve wil fitten mit ben Schepenen echte Bogettingb — bat 
„men ſehe, dat bier Konniges:Bann ik, unde dat man bier mag 
„richten — witer Könniges Banne“ vergl. oben $. 510. 
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2. Alle in der Stadt angefellenen Leute fanden unter ben 
Stadtgerichten. 


g. 527. 


Die Stadtgerichte waren, wie wir geſehen, öffentliche Gerichte. 
Daher ſtanden auch alle in der Stadt angeſeſſenen Leute unter 
ihnen, die Vollfreien ebenſowohl wie die freien und hörigen Hinter: 
faffen und die bloßen Echußverwandten. Ein Grundjaß, welcher 
bereits ſchon im alten Stadtrecht von Straßburg u. a. m. Mar und 
deutlich ausgeiprochen worden ift (6. 122). Die Stadtgerichte find 
nämlich für die Stadt und Stadtmark an die Stelle der alten Gau: 
und Gentgerichte und der fpäteren Landgerichte getreten. Ale in 
der Stadt und in-der Stadtmark angeiefjenen Leute, welche früher 
unter den Gau⸗, Cent: oder Landgerichten geftanden haben, ftanden 
daher num unter den Stadtgerichten. Dies gilt von den vollfreien 
Leuten, den Edelleuten und Rittern ebenfowohl wie von den Mi: 
nifterialen, den freien und hörigen Hinterjaflen und von allen 
ihußbörigen Leuten. Sie jtanden jedoch auch unter den Stabt- 
gerichten nicht weiter, als fie vorher unter den Gau⸗, Gent- und 
Zandgerichten geftanden halten. Sie ftanden demnach nur hinſicht⸗ 
lich der Öffentlichen Gerichtsbarkeit und fo weit diefe reichte, unter 
ihnen, nicht aber hinfichtlich ihres beſonderen Dienft: oder Schutz⸗ 
verhältniffes oder hinfichtlich ihres Hörigkeits- oder grundherrlichen 
Verbandes. Denn in diefer Beziehung hatten fie auch früher nicht 
unter den Gau⸗, Cent: und Landgerichten, vielmehr unter ihren 
Dienftmannen:, Fronhof: und anderen befonderen nicht öffentlichen 
Gerichten geitanden. Daher jtanden unter der fo eben gemachten 
Beihränkung alle in der Stadt angeſeſſenen Leute, gleichviel von 
weldem Stande und von welder Nationalität fie waren, unter 
dem Stabtgerichte, z. B. in Salzwedel’), in Glogau?) u. a. m. 


1) Ur. von 1247 bei Lenz, I, 48. und bei Bedmann, Beſchr. ber Marl 
Brandenburg, V. 1. 8. p. 96. — ut quicungue ad ipsam novam 
eivitatem confluxerint, rustici teutonici sive sclavi sub 
nobis sen sub quocunque manentes, coram judice civitatis 
astent judicio —. 

2) Weiethum von 1802, $. 1. bei T. u. St. p. 444. 
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Eben fo in Straßburg ?), in Lüneburg d), in Augsburg ®), in 
Veberlingen ®°) u. a. m. Dies gilt insbefondere auch von den 
pollfreien Leuten, von ben Edelleuten und Rittern, dann von ben 
Mintfterialen und Dienftmannen, von ben freien und hörigen Zins⸗ 
leuten, Bogtleuten und anderen Hinterfaflen und Schußverwandten, 
3. B. von den Juden. Inter dem Etadtgerichte ftanden daher dic 
Edellente in Amberg Hinfichtlih ihrer dinglichen Klagen). Eben 
jo die Ritter und rittermäßigen Leute, die Lehenmanne und ihre 
Dienerſchaft, die Brodeſſen (Brotezzen) in Görlig Hinfichtlich ihrer 
in der Stadt begangenen Verbrechen 7). Die edelen und unedelen 
Bürger in Meran Hinfichtlich der in der Stadt begangenen Ber: 
brehen 8). Die Ritter und Ritters Söhne („Ritter adir Nitteres 
„Sune”), ihre Dienerſchaft (ir Sefinde), die Landleute und die 
Suden in Breslau und Glogau wegen ihrer in der Stadt begange— 


3) Stadtrecht, c. 10 bei Grandidier, 11, 46. „Der Schultheiße ber vibte 
„umb bdiupfial, umb frevele, umb geltfhuld uber alle die burgere 
„dirre Stete, und uber alle bie bar in Foment” — vergl. 
cap. 39. | 

4) Ur. von 1865 in Orig. Guelf. IV, praef: p. 32. 

5) Stabtredt bei Freyberg, p. 84 u. 85. „Ez fol ein vogt — rihten 
„hinz allen burgern — er fi pfaffe, dienſtman, ritter oder kneht“ —. 
Walch, IV, 281. 

5a) Mone, XXU, 26. 

6) Urk. von 1294 bei Löwenthal, Geſch. von Amberg, II, 8. — „ſchuln 
„die Edile Leute die in der flat gefeffen fint, vor dem ftatrichter 
„das recht tuen ume guhte,“ d. 5. um Grundrenten, alfo um ding: 
liche Klagen. 

7) Uurk. von 1829 bei T. u. St. p. 529. „ob daz were, daz it ber Stat 
„oder als verre ber Stat Gerichte get, einen Ritter, ober ein ritter- 
„mezzig Man, ober keyner ‚ihrer Lehenmanne, oder irer Brotezze ein 
„Unfug, ober ein Ungeriht tet, — jo fol er antwurten in der Stat 
„vor unferm Voyt und vor unferm Erberichter und fol der Geſworn 
„Urteyl leiden.” 

8) Stabtreht von Meran aus 14. sec. $. 21. bei Haupt, Zeitichrift, VI, 
429. „Swelher ouch ber Tinte die in ber fiat gefezzen fin, ez fin bur- 
„ger oder ander, ben andern wundet, ba von fol dem gerichte gevallen 
„fünfzig pfunt. ſwer ouch ez fi, burger, edel ober unebel ober fwie er 
„gebeizen ist" —. 
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nen Verbrechen und wegen Geldſchulden“). Die Bafallen in Raupen 
wegen ihrer in der Stadt begangenen Verbrechen 9). Die Rüter 
und Knechte, die Dienftleute und Bauern in Wagbeburg und 
Breslau wegen ihrer Verbrechen und Geldſchulden. Nur diejenigen 
Minifterialen und Dienftleute, welche jelbft wieder Ritter zu Man: 
nen oder zu Dienftleuten hatten, waren ausgenemmen. Denn fie 
brauchten fi nur vor ihrem Dienftherrn und vor feinem Hofrichter 
zu ſtellen !!). Auch über den freien Grundbeſitz der Minifterialen 
wurde in Magdeburg im Stadtgericht verfügt und über die darüber 
entitandenen Streitigkeiten daſelbſt entfchieden 12). In Bremen 
ſtanden die Dienftmannen wegen Geldſchulden und anderen mit 
ihrem Tienftverhältniffe nicht zufammenhängenten Klagen umter 
dem Stadt: oder Bogteigerichte 12). Denn nur bie Angelegenheiten 
des Dienfimannenrecdhtes und der Dienfimanngüter gehörten vor 
den Dienſtherrn und vor. deflen Gerichtshof 9). Auch in Aug: 
burg ftanden die Ritter und Knechte, die Dienftimannen und die 
Geiftlihen unter dem Stabt: oder Vogteigerihte 5). Und in Ha: 
genau follten die Ritter und die übrigen Bürger einem Laien nur 
in ber Stadt felbft vor dem Stabtgerihte zu Recht ftehen '*). 


9) Weisthum von 1302 $. 1 u. 4 bei T. u. St. p. 444. 

10) Urf. von 1882 bei X. u. St. p. 398. 

11) Z. u. 6t. p. 218. Weisthum von 1306 u. 1869 bei Gaupp, bat 
Magbeburgifhe u. Halliihe Recht, p. 348 u. 350. 

12) Urf. aus 12. sec. bei Leudfeld, antiq. Praemonstr. Magdeb. p. 99 
u. 100, 

13) Urk. von 1283 bei Gajjel, Sammlung, p. 124. Item ministeriales 
ecclesiae Brem. si super debitis. a civibus Brem. fuerint convenü, 
stabunt juri coram advocato Bremensi. NReverjalien von 1246 bei 
Assertio lib Brem. p. 84 ministerialee — secundum quod jus 
eorum requirit, de omni querela in praetorio respondebant. Pit 
Varftelung bei Donandt, I, 92. iſt nidyt ganz ridtig. 

14) Statut von 1308, art. 5 bei Delriche, p. 24. 

15) Stadtrecht von 1276 bei Freyberg, p. 85. „Ewär aub in dem dinge 
„vor dem vogte funden wirt, er fiphafie, dienfimann, ritter, oder kneht 
„oder gaf den mak man wol beelagen vor dem vogte. vnde jol im ber 
„vogt ribten * 

16) Stadtredt von 1255 bei Schoepflin, 1, 412. und bei Gaupp, 1, 102. 
Neque milites neque cives civitatis extra civitatem ipsam ulli 
layco — debeant stare juri, sed in ipsa civitate duntaxat. 
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Daher ftanden auch die vollfreien und ritterbürtigen Gefchlechter 
und alle übrigen in ber Stabt angejefjenen Leute, gleichviel von 
welchem Stande und von welcher Nationalität fie waren, unter 
dem Stadtrechte, 3. B. in Brieg und Neumamfi!”) u. a. m. 
An Greiffenberg in Pommern erhielten 10 ritterbürtige Geſchlechter 
ihre Güter (e8 waren 30 mansi) nur unter der Bedingung, daß 
fie ih dem Stadtrechte fügten 13). Und in freiburg u. a. m. 
mußten Fremde, wenn fie ins Bürgerrecht aufgenommen wurden, 
verfprechen, fi dem Stadtgerichte und Stadtrechte unterwerfen zu 
wollen 19). 


$. 528. 


Die vollfreien Leute, die Edelleute und Ritter und 
auch die Minifterialen und Dienftleute ftanden demnach 
unter den Stadtgerichten und unter dem Stadtrechte. Sie hatten 
daher Zutritt zu den Stadtgerihten und waren bafelbjt Urtheils⸗ 
finder und Gerichtszeugen, 3. B. in Hagenau Minifterialen !), in 
Magdeburg Vollfreie und Minifterialen 2), in Bafel Ritter (milites) 
neben nicht ritterlichen Bürgern ?), in Münfter Ritter (milites) 
und andere Bürgert), in Boppard Minifterialen ®) u. ſ. w. Eie 
ftanden jedoch, wie bereit bemerkt worden ift, nur hinfichtlich der 
zur Öffentlichen Gerichtsbarkeit gehörigen Angelegenheiten unter 
ben Etabtgerichten. Denn binfichtlich ihrer bejonderen Dienftver: 


17) Urk. von 1250 bei T. u. ©t. p. 819. Polonus vel cujuscunque 
ydiomatis homo liber domum ibi habens, jus theutonicum pa- 
ciatur — 

18) Urk. von 1262 bei Dreger, cod. Pom. I, 457.. contulimus decem 
militibus et famulis triginta mansos ita tam en quoadus ibidem 
manserint pareant juri civili 

19) Urk. von 1821 u. 1826 bei Echreiber, I, 287 u. 259. 

1) Stadtrecht von 1255 bei Gaupp, I, 102. scultetus — juxta mini- 
sterialium scabinorum juratorum sentenciem —. 

2) Urk. aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 100. — in presentia nostra et 
quam pluriam tam liberorum, quam ministerialium hominum —. 

3) Urk. von 1258 u. 1258 bei Ochs, I, 835 u. 887. vergl. oben $. 917. 

4) Urk. von 1294, 1301 u. 1327 bei Willens, p. 142, 144 u. 148. 

5) Urk. von 1291 bei Günther, II, 480 f. ministeriales dicent et sen- 
tentiabunt cum scabinis —. 
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bältniffe ftanden fie nicht unter den Stadtgerichten, vielmehr unter 
ihren Hof: und Dienftmannen Gerichten (6. 122 u. 527), So 
war e8, wic wir gejehen, in Bremen. Eben jo in Augsburg ®) und 
in Straßburg. Denn die Vorfchrift des alten Stabtrehtes, daß 
die biſchoͤflichen Dlinifterialen und Amtleute und das bifchöfliche 
Hofgefinde („dez Biſchoves gefinde”) von dem Stabtgerichte aus- 
genommen fein jollten, ift offenbar nur von dem Dienftverhältnifie 
zu verfichen. Daher fchreibt jenes Stadtgericht jelbft vor, daß 
auch die Dienftleute unter dem Stadtgerichte ftchen follten, wenn 
fie Handel trieben, indem die Handelsangelegenheiten allenthalben 
zur Zuſtändigkeit der Stadtgerichte gehört haben ). Erſt feit dem 
Siege der Zünfte, feitvem bie Ritterfchaft auf dem Lande die ritter: 
bürtigen Etabtbürger nicht mehr für cbenbürtig halten wollte, zogen 
fih viele freie und börige Ritter aus den Städten und aus dem 
ftäbtiichen Verbande zurüd. Und dann ftanden natürlich auch fie 
nicht mehr unter ben Stadtgerichten, vielmehr wie bie Ritterſchaft 
de8 ganzen Territoriums, unter den landesherrlichen Hofgerichten, 
oder wie in Stendal unter den LTandgerichten ®), oder in Schweid- 
nis unter dem Landvogt (advocatus provincialis) 9). Auch in 
Winterberg in der Grafihaft Spanheim braudten die Mannen, 
Burgmannen und Iandesherrlichen Diener nur daun vor dem Stadt: 
gerichte zu Necht zu ftehen, wenn fie e8 freiwillig thun wollten. 
Sie waren demnach nicht dazu verbunden 3%). Um jebocdh die Ent- 
ſcheidung ihrer Streitigkeiten mit dem Stabtbürgern zu erleichtern, 
verordneten die Markgrafen von Brandenburg, daß ihre Hofrichter 
und Landrichter von Zeit zu Zeit in.die Städte kommen und der- 
gleichen Streitigkeiten in der Stadt felbft enticheiden fjollten. So 


6) Vergleich von 1251 bei Freyberg, Stadtredht, p. X u. XI. Stadtrecht 
$. 230 bei Wald, p. 281. bei Freyberg, p. 885. 

7) Stadtredt, c. 10, 388 u. 39. bei Grandidier, II, 46 u. 57. GStadtr. 
von Augsburg bei Freyberg, p. 85. Wald, p. 281. und oben 8. 81, 
89 u. 141. 

8) Urt. von 1844 bei Gerden, vet. march. I, 82. — „einen lantrichter, 
„di en richten ſeal over ridbere und Inappen, umme fculde phens 
„ninghe“ — vrgl. noch Ark. bei Ludewig, rel. Mpt. VII, 80 f. 

9) Urk. von 1285 bei T. u. St. p. 408. 

10) Stadtrecht von 1331 bei Wald, VI, 258. 
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jollte der markgräfliche Hofrichter alle 14 Tage nach Stendal reiten 
und daſelbſt wegen Geldſchulden über Ritter und Knechte richten. 
(Der „Houerichter — in die ſtad ſchall ryden, und ſal richten over 
„ridder vnd Inechte vmme ſchulde“) !1). 


§. 529. 


Was von den Edelleuten Rittern und Miniſterialen gilt, gilt 
auch von den in ber Stadt anſäßigen Geiſtlichen. Auch fie ftan- 
den, jo weit fie überhaupt ber öffentlichen Gewalt und der öffent: 
lihen Gerichtsbarkeit unterworfen waren, unter den Stabtgerichten, 
3. B. in Magdeburg !), in Augsburg ?2) u. a. m. In demfelben 
Berhältniffe jeboch, in welchem die Zuſtändigkeit der geiftlichen Ge⸗ 
richte mehr und mehr ausgedehnt ward, in demſelben Berhältniffe 
wurbe aud) die Zuftändigkfeit der Stadtgerichte beichränft. Am An: 
fang des 14. Jahrhunderts follten in Bremen nur noch die nicht geweih⸗ 
ten Geiftlichen beim Stabtgerichte ihr Necht geben und nehmen ?). 
Meiftentheils blieben jedoch nicht bloß ihr Grundbeſitz ſondern auch fie 
jelbft in dem Kalle unter dem Stabtgerichte, wenn fie Handel trei- 
ben, alſo Kaufleute fein wollten (in causis pertinentibus ad mer- 
caturam, si volunt esse mercatores) *). Denn das Recht der freien 
Kaufleute oder die ftäbtische Nahrung war die Secle des Stabt: 
rechtes. Daher gehörten auch alle darüber entftandenen Streitig- 
feiten vor das Stadtgericht. (H 81, 88 und 89.) Zur Schlichtung 
der geiftlichen Angelegenheiten wurden nun auch in den Stäbten 
geiftlihe Gerichte eingeſetzt, theils Synodalgerihte z. 2. 
in Goslar ®), in Soeſt ®), in Worms, Mainz u. a. m., theils jo: 


11) Url. von 1348 bei Ludewig, VII, 78 vrgl. noch Urt. von 1844 bei 
Gerden, vet. march. I, 82. 

1) Stadtredht von 1188 bei T. u. Et. p. 269. cives quoque Magdebur- 
genses — et alii multi tam clerici quam laici. 

2) Vergleich von 1251 und Stabtredt von 1279 bei Freyberg, p. X u. 
XI und 85. vrgl. oben $. 527. 

3) Statut von 1808, art. 34 bei Delrichs, p. 89. 

4) Stadtrecht von Straßburg, art. 88, bei Grandidier, II, 57. vrgl. oben 
8. 376. 

b) Göoſchen, p. 378. 

6) Stadtrecht von 1120, $. 3. 
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genannte Offtcialgerichte, 3. B. in Bafel, in Mainz u. a. m. 
Allein die Anmaßungen diefer Gerichte führten zu fortwährenden 
Streitigkeiten mit dem Stabtratb, 3. B. in Bafel das ganze 15. 
Jahrhundert hindurch bis zur Neformation im Anfang des 16. Jahr: 
bnnnderts. Denn in Bafel wollte fi das bifchöfliche Officialat nicht 
bloß fonkurrirende Gerichtsbarkeit mit dem Stabdtgerichte beilegen, 
jondern fih ſogar als Berufungsinftang geltend machen 7). Seit 
der Reformation traten in den proteftantifhen Städten Ehege— 
richte und Conſiſtorien an die Etelle ber Officialgerichte, z. B. 
in Bafel®), in Augsburg ®), in Worms 10), in Frankfurt 22), in 
Reutlingen 12), in Mühlhauſen 12), in Eflingen 1%), in Goslar 15), 
in Magdeburg 9), in Lübel 1?) u. a. m. Allein au) vor ber Re 
formation ſchon machten bie Städte ihr Oberhoheitsrecht über bie 
Kirchen und Klöfter von Zeit zu Zeit geltend. Sie machten, wie 
wir gefehen, Verordnungen Über bie geiftlichen Angelegenheiten und 
reformirten fogar die Kloͤſter felbft. ($. 439.) Und wenn die geift- 
lichen Gerichte nicht gegen fie einfchreiten wollten, fo durften und 
follten die weltlichen Etabtgerichte einfchreiten, 3. B. in Goslar 19). 
Aus diefem Grunde Tieß der Stadtrath von Augsburg mehrere geift- 
liche Herren, gegen welche der Biſchof nicht einfchreiten wollte, in 
einen Käfig jeßen, diefen am Perlachthurm aufhängen und bie 
geiftlichen Herren darin verhungern. (6. 425.) 


7) Ochs, IV, 848, 844, 346, 359, 448. fi. u. V, 81-83. Heusler, p- 
212—220. 

8) Ochs, V, 53 u. p. 700. Heusler, p. 220—283. 

9) von Stetten, Geſch. I, 348. f. 

10) Morig, I, 570. 

11) Zäger, Mag. III, 288. 

12) Zäger, V, 288. 

13) Altenburg, biftor. Beichreibung von Mühlhauſen p. 296. 

14) Pfaff, p. 558. 

15) Vergleich von 1682, c. 4 bei Mojer, reichsſt. Hdb. I, 811. 

16) Rathmann, IV, 1. p. 101. 

17) Dreyer, Einleitung, p. 336 u. 342. 

18) Statut bei Göſchen, p. 65, Nr. 39—41 u. p. 373. 
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$. 530. 


Auch bie freien und hörigen Hinterfafjen und die Schutz⸗ 
juden ftanden unter den Stabtgerichten. In Straßburg bie in 
der Stadt angefeffenen unter der bifchöflichen Vogtet jtehenden Zins: 
leute (advocati, quorum .subditi seu censuales infra civitatem 
domos habuerint aut manserint — coram judicibus civitatis) ?). 
Die Dienftimannen’?), und die Hinterfaflen (Hövefeisen) der geijt- 
lihen und offenbar auch der weltlichen Grundherren, wenn bieje 
ihre Fronhöfe nicht ſelbſti bewohnten. („dainne fifelber nicht ſeßhaft 
„ſint“) 2). In Bafel die Hinterfaffen (Hinterfäisen) der Bürger 
und der Bürgerfhaft 4. In Speier alle daſelbſt angefeflenen 
Leute („bie jefshafft find in ihr eigen oder gelehnten Herbergen 
„Oder Cammern“) 5). In Augsburg die Hinterfaffen der geiftli- 
chen und weltlihen Grundherren („bie in chorsHerren Hofe oder 
„in ber Dienftmanne ober in der goteſhuſer Hofe ſitzend“) ©). Da—⸗ 
ber follte der Stadtvogt die Hinterfaflen ſogar gegen ihre Grund: 
und Lehensherrn mit der Bürger Hilfe jhüben und fchirmen 9). 
Und wenn bie Grundherrn Fein Recht fprechen wollten, jo follte 
jodann der Stadtvogt auch über die grundherrlichen Hinterſaſſen 
rihten. Diefe Beftimmung ift jedoch ein fpäterer Zuſatz. Denn 
in der Faſſung bei Freyberg findet fie fich noch nicht). Ebenſo 
ftanden in Negensburg die Hinterfaflen ter Stifter Obermünfter 
und Niedermünfter unter dem Echuße der öffentlichen Gewalt. Für 
das freie Geleit und für die Handhabung des öffentlichen Friedens 
mußten fie jedoch an Weihnacht eine Abgabe an den Öffentlichen 


1) Urk. von 1129 u. 1219 bei Schoepflin, I, 207 u. 839.) 

2) Stadtrecht von 1249, $. 19 bei Strobel, I, 556. „Ein ieglicher unfer. 
„burger, er fie gotzhus Dienſtman oder nüt, fol zu rehte flän vor 
„dem meifter und vor dem rate.” — 

8) Stadtrecht, c. 87 bei Grandidier, 11, 57. 

4) Rathsbeſchluß von 1499 bei Ochs, IV, 589. 

5) Rathsordnung von 1828 8. 58 bei Lehmann, p. 287. 

6) Stabtredt von 1276 bei Freyberg, p- 85. 

63) Stadtrecht bei Freyberg, p. 113. und bei Wald 5. 841. 
6b) Stadtrecht 8. 386 bei Walch, IV, 825. 
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Richter, ven Schultheiß, entrichten). Auch in Bremen fanden 
die Grundholden der geiftlihen und weltlichen Grundherren und 
der Stadtbürger unter dem Stabtgerichten (omnes homines do- 
mini archiepiscopi, capituli, ecclesiarum, nobilium et ministe- 
rialium — homines burgensium)“). Ebenfo in Breslau, Glo— 
gau und Magdeburg die Bauern®). In Nürnberg bie Erb- 
feute und Hinterfeffen der Bürger 9). 

Eben fo ftanden die Juden unter dem öffentlichen Gerichte 
in der Stadt, 3. B. in Epeier !9), in Franffurt 1), in Baſel ’), 
in Breslau und Glogau u. a m. 12). Eben fo in den märkiſchen 
Städten entweder unter dem Vogt oder unter dem Schulze 1"). 
Die Juden ftanden jedoch nur bei Streitigfeiten eines Juden mit 
einem Chriften, dann in Sachen bes Blutbanns und der Schirm: 
gewalt unter den Öffentlichen Gerichten in der Stadt, entweder un 
- ter dem Stadtgerichte oder unter einem eigenen für fie errichteten 
Sudengerichte ($. 300 und 486). Denn Streitigkeiten unter Juden 
durften in ihrer Synagoge von den Juden felbit. entjchieben wer: 
den ($. 299). In Köln mußten eine Zeit lang ſogar die Ehrijten, 
welche eine Forderung an einen Juden Batten, ihr Recht bei dem 
Sudengerichte fuchen. 15), Und in Affenheim bei Friedberg jollten 
bei Vergehen der Juden auch Juden als Urtheilsfinder beigezogei 
werden 19). 


Gc) Altes Stadtrecht bei Freyberg, V, 41. 

7) Reverfalien von 1246 in Assert. lib. Brem. p. 84. 

8) Weisthum von 1802 $. 1 bei T. u. St. p. 444. Weisthum von 1306 
u. 1869 bei Gaupp, Magdeburg. Recht, p. 348 u. 850. 

9) Nürnberg. Reformation, I, 6. 

10) Ratbsorbnung von 1828, $. 53 bei Lehmann, p. 287. 

11) Urt. von 1838 bei Olenſchlager, Erl. goldne Bulle, II, 91. 

12) Heusler, p. 262. 

13) Weisthbum von 1802, $ 1, bei T. u. St. p. 444. 

14) Zimmermann, I, 71. 

15) Urk von 1881, 1885 und 1841 bei Lacombiet, III, 209, 240 u. 2993. 
Mone, Beitichr. IX, 263—264. 

16) Urt. von 1872 bei Buri, Vorrechte der Bannforfte, II, 76 — nisi suis 


excessibus — secundum quod communis nostrorum castrensium 
judeorum et scabinorum in Assenheym sententia ipsis 
dabit, — 








— — — —— 
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Aber auch die in einer Stabt anfäfligen hörigen Hinterjaflen 
ftanden nur jo weit unter den Stadtgerichten als bie Hörigen über- 
haupt unter der öffentlichen Gewalt ftanden, alſo nur bei Streitig- 
feiten der Hinterſaſſen mit Fremden (d. h. nicht Hinterjaflen) 3.8. 
mit Geſchlechtern in Bafel 17) und Hinfichtlih des Koͤnigsbanns 
und des Blutbanns 18). Und-in jenen Städten, in welchen fie Im⸗-⸗ 
munität von ber Öffentlichen Gewalt hatten ($. 121.), ſtanden fie 
auch Hinfichtlich der oͤffentlichen Gerichtsbarkeit nicht direkt unter 
ben Stabtgerichten, zunächft vielmehr unter ihrer Herrichaft und 
unter den berrichaftlichen Gerichten, bei welchen fie demnach zuerft 
belangt werben mußten, 3. B in Bremen 19), in Augsburg 2%), in 
Straßburg 2!) u. a. m. Auch in Magdeburg ftanden bie Stiftshd- 
rigen zunächft unter dem erzbifchöflichen Villicus 22). Eine Aus- 
nahme hievon trat nur dann ein, wenn bie Hinterfaffen, 3. B. in 
Augsburg und Straßburg, Handel ober ein jteuerbares Gewerb 
trieben, indem dergleichen Angelegenheiten gar nicht vor die Herr- 
ſchaftsgerichte gehörten 23). In der Megel mußten demnach bie hd- 
rigen Hinterfaflen in Clvilſtreitigkeiten bei ihrem Herrichaftsgerichte 
belangt werben, und erft wenn dieſes dem Kläger nicht binnen 
einer gewiſſen Frift, 3.8. in Bremen binnen Monatsfrift, zu feinem 
Nechte verhalf, durften fie vor das Stadtgericht 4), oder wie in 


17) Arnold, Geſch. des Fig. in d. Städten, p. 162. 

18) Meine Geſch. ber Fronh. IV, 397. ff. 

19) Reverfalien von 1246 bei Assertio, p. 84. 

20) Stabtredt von 1276 bei Freyberg, p. 84—BD. 

21) Arg. Stabtredt, c. 37 u. 88. 

32) Urk. aus 12. sec. bei Leudfeld, p 110. j 

23) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 86. — „ez wäre danıe ale 
„verre. 0b kain ir gefinde geſchäfte hant, davon fi ftivrent, 
„den mag man wol in vogtes Dinge — fürgebieten.“ Altes Etadt: 
tet von Straßburg, c. 38. 

24) NReverfalien von 1246 in Assertio p. 84. omnes homines Domini 
— non debent in praetorio (jo hieß das Etadtgerit) conveniri 
super debitis, nisi prius coram suo Domino sint conventi, et tunc 
conquerenti faciat Dominus justitiam infra mensem, alioquin ex 
tunc in praetorio poterunt conveniri. et e converso fiat de ho- 
minibus burgensium nostroruın, si alignis contra eos aliquid ha- 
buerit quaestionis. 


v. Maurer, Städteveriaffung ILL 36 
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Augsburg, vor den Stabtuogt- gezogen werben. Eben fo durften 
auch in Straffachen die öffentlihen Gerichte, alſo auch die Stadt: 
gerichte, ven Fall der bandhaften That ausgenommen, wicht direlt 
gegen die börigen Hinterfaflen einfchreiten. Sie mußten ſich viel: 
mehr auch beim Strafverfahren zuerft an ben Grundherrn oder an 
den Herrihaftsrichter wenden und von bdiefem bie Vorladung bei 
Beichuldigten und deſſen Stellung vor Gericht begehren, 3. B. in 
Breslau, Glogau und Görlig 3). Die Grundherren mußten aber 
fodann ihre Hinterfafien, jo wie alle übrigen bei ihnen wohnenten 
Leute entweder vor Gericht ftellen, ober felbft für fie haften und 
dieſelben gehörig vertreten 29). 

Seit der Abſchaffung der Hörigkeit hat fich jedoch dieſes Alles 
geändert. Mit dem dadurch veränderten Echutverhältniffe kamen 
nun auch die Hinterfaffen iu ein direktes Verhältniß zu den Stabl- 
gerichten. Denn fie ftanden nun in allen Angelegenheiten der di: 
fentlicden Gerichtsbarkeit eben fo direft unter den Stadtgerichten, 
wie die vollfreien Stabtbürger, 3. B. in Speier ?7), in Bafel”), 
in Straßburg u. a. m. Und was von den Hinterjafien im Allge⸗ 
meinen bemerkt worden ift, gilt insbefondere auch von den Hand: 
werkern, welche insgemein Hinterfaflen der Stadtgemeinde oder 
eines Stabtbürgers, oder einer geiftlichen ober weltlihen Grund⸗ 
berrichaft waren. Daher ftanden feit dem 13. und 14. Sahrhun: 
dert in Bafel u. a. m. auch die Handwerker unter dem Schultheißen- 
gerichte, während - fie früher unter ben herrichaftlichen Gerichten 
geftanden hatten 2%). Die Vermittelung ihrer Grundherrichaft war 
nun zu ihrer Vorladung vor das Stabtgericht und zu ihrer Ber: 
tretung oder Stellung vor Gericht nicht mehr nothwendig. Die 
Tolge biefer Veränderung war, daß bie grundherrlichen Gerichte 
nun ihre alte Bedeutung verloren und fodann in faft allen Stäb- 
ten meiftentheils fchon im Laufe des 14. Jahrhunderts gänzlich 
verichwanden oder doch zu bloßen Verwaltungsitellen zur Einnahme 


25) Weisthum von 1802, $. 1 u. Urf. von 1329 bei T. u. St. p. 444 
u. 529. 

26) Etadireht von Straßburg, c. 89. und oben $. 288. 

27) Rathsorbnung von 1828 $. 53 bei Lehmann, p. 287. 

28) Rathsbeſchluß von 1499 bei Ochs, IV, 539. 

29) Heusler, p. 182 — 185. 
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und Verrechnung ber herrichaftlichen Gefälle herabjanten. ($. 39, 
66, 67, 121 und 122.) Am frübeften haben fich die grundherrli⸗ 
chen Gerichte namentlich in jenen Städten verloren, in welchen der 
Grundherr zu gleicher Zeit Inhaber der öffentlichen Gewalt gewor- 
den war. Da nämlich in diefen Stäbten die öffentliche Gewalt 
dem grundherrlichen Beamten oder umgekehrt die grundbherrliche 
Gewalt dem öffentlihen Beamten der Stadt übertragen zu werben 
pflegte, fo übte ſodann derjelbe Beamte die grundherrliche und df: 
fentlihe Gerichtsbarkeit aus. Ein eigener grundherrlicher Beamter 
war demnach num nicht mehr dort nöthig. 


8. Kompetenz der Stadtgerichte. 
$. 531. 


. Die Kompetenz der Stadtgerichte war verjchieden in den ver- 
ſchiedenen Städten ebenfowohl wie in den verichiedenen Zeiten. In 
jenen Städten, in welchen urfprünglich zwei öffentliche Be— 
amte für die hohe und niedere öffentliche Gerichtsbarkeit neben 
and übereinander gejtanden haben, find die hohen Beamten (die 
Stadtgrafen, Burggrafen oder Stabtvögte) an die Stelle der Gau: 
grafen getreten, oder c8 find auch die Gaugrafen, 3. B. in Regens⸗ 
burg, Würzburg und Mainz, jelbft Burggrafen geworden. Die 
niederen Öffentlihen Beamten dagegen (die Schultheiße, 
Ammanne, Bögte u. a. m.) find an die Stelle der Eentenare und 
Vikare getreten. Die Einen und die Andern hatten demnach biejelbe 
Gewalt, die Erften die Kompetenz der Gaugrafen, die Tegteren aber 
bie Zuftändigfeit der Eentenare und Vikare. Die hohe Gericht: 
barkeit mit dem Blutbann hatten daher die Stadtgrafen zu Worms, 
zu Mainz u. a. m., die Burggrafen zu Köln, Magdeburg, Regens- 
burg, Nürnberg und Würzburg und die Stadtoögte zu Ulm, Ba: 
jel, Straßburg, Speier, Augsburg, Zürich, Soeſt, Goslar, in den 
märkiſchen und fchlefiichen Etädten u. a. m. Zur hohen Gerichts: 
barfeit gehörte auch der Vorfit bei ben Kampfgerichten, z. B. in 
Augsburg !) und in Freiberg dem Vogt ?) und in Köln dem Burg- 


1) Stabiredt von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 881. 
2) Stadtrecht, c. 27 bei Schott, III, 226 u. 232. 
36 *® 
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grafen. ($. 489.) Zur hohen Gerichtsbarkeit gehörte ferner das 
Berbrennen der Kleber, 3. B. in Worms dem Stabtgrafen ($.491.), 
dann das Erkenntniß über das freie Eigen und das Verfahren beim 
Uebertrag dieſes freien Eigen oder die gerichtliche Auflafiung und 
Einweifung in den Beſitz des Grundſtücks. Diejes gehörte in man⸗ 
hen Städten zur Zuftändigfeit des Burggrafen, 3. B. in Köln ?), 
in Magdeburg und in Regensburg, anderwärts aber, z. B. in 
Lübeck, in Augsburg, in Bafel u. a. m. zur Juftändigfeit des Vog- 
tes, in Frankfurt und Ipäterhin aud) in Magdeburg zur Zuftändig- 
keit des Schultheiß und in Herfort zur Zuftändigfeit des Gografen. 
($. 474, 492 und 510). Die niedere öffentliche Gerichts— 
barkeit, alfo die Eivilgerichtsbarfeit mit ber niederen Strafgewalt 
aber hatten die Schultheiße zu Ulm, Nürnberg, Speier, Straßburg, 
Bafel, Zürich, Frankfurt, Magdeburg, Goslar, Soeſt, Würzburg 
u.a. m., dann der Vogt zu Köln, der Burggraf zu Augsburg, 
ber Schulze in den märkifchen Städten, der Erbrichter oder Erbvogt 
in ben fchleftichen Städten, und der Kämmerer zu Mainz. In 
manchen Stäbten hatte der Schultheiß auch das Erkenntniß über 
Erb und Eigen erhalten und dann wurben auch bie gerichtlichen 
Auflaflungen und die Einweilungen in den Befit des Erbes und 
Eigens vor ihm vorgenommen, 3. B. in Soeft ®), in Frankfurt und 
Weißenburg. ($. 472 und 494.) In den grundherrlihen Städten 
endlich und im den gemifchten Städten wurde auch die grundherr- 
liche Gerichtsbarkeit über die Grundholden des Inhabers ber öffent: 
lichen Gewalt von dem nieveren Öffentlichen Beamten verwaltet, 
3. B. in Aachen, Goslar, Frankfurt, Nürnberg, Soeſt, Ulm und 
Züri von dem Scultheiß, in Köln von dem Vogt, in Mainz von 
dem Kämmerer und in Augsburg von dem Burggrafen, bis feit 
der Abſchaffung der Hörigkeit die grundherrliche Serichtsbarfeit felbft 
verichwunden und ſodann nur noch bie öffentliche Gerichtsbarkeit 
übrig geblieben ift. Im jenen Städten dagegen, in welchen es 
nur einen einzigen öffentlichen Beamten in der Stabt ge- 
geben hat, hatte biefer entweder die gefammte öffentliche Gerichts: 


8) Claſen, Schreinspraris, p. 11 u. 55. Claſen, über die Inveſtitur, 9.19 
u. 28. vgl. oben $. 489, 
4) Sladirecht von 1120, $. 83 u. 84. 
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barfeit oder auch nur bie niedere Gerichtsbarkeit zu beforgen. Die 
hohe und die niedere Gerichtsbarkeit hatte z. B. ber Vogt in Bre: 
men, in Lübel, in Wismar und in Münjter, der Schultheiß in 
Bern, in Müplhaufen, in Freiburg u. a. m., ber Amtmann in 
Konftanz und der Stadtgraf zu Dortmund. (F. 474, 495 und 513.) 
Nur allein die niedere üffentliche Gerichtsbarkeit hatten aber die 
Schultheiße zu Bamberg, Seligenftabt und Rheinau, und bie Stabt- 
richter bier zu München (6. 496 und 513). In den grumbherrli- 
chen und gemifchten Städten hatte biefer Beamte auch bie grund⸗ 
herrliche Gerichtsbarkeit über die Grundholden des Inhabers ber 
öffentlichen Gewalt zu bejorgen, 3. B. in Ehlingen, Weberlingen, 
Kaufbeuern, Kaiferslautern u. a. m. (F. 474.) Neben biejen öffent: 
lihen Beamten in den grundbherrlihen und gemiſchten Städten be- 
ftanden num auch die grumbherrlichen Gerichte der in der Stabt 
anfäßigen geiſtlichen und weltlichen Grundherren nach wie vor der 
Errichtung der eigenen Stabtgerichte fort, bis das feit Aufhebung 
der Hörigfeit veränderte Schußverhältniß auch dort zum Untergang 
der grundberrlichen Gerichte geführt und ſodann aller Unterjchied 
zwilchen öffentlicher und grundherrlicher Gerichtsbarkeit in den Stäb- 
ten aufgehört hat. Die Zeit hat jedoch nicht bloß den grundherr- 
lichen Gerichten den Untergang, jondern auch der öffentlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit felbft große Veränderungen gebracht. 


§. 532. 


In vielen Städten wurbe nämlich die Gerichtsbarkeit der 
höheren öffentlichen Beamten von dem Stadtrath untergraben. An- 
berwärts bat fie fih auch aus andern Gründen verloren. In 
einigen Städten wurde fie fogar ausdrücklich abgeſchafft. Und es 
wurden ſodann entweber beide Aemter (die hohe und die niebere 
Gerichtsbarkeit) mit einander vereiniget oder eigene Stabtgericdhte 
als Gerichte erfter Inſtanz eingefett. In faft allen Städten wurde 
aber die gefammte Gerichtsbarkeit erfter Inſtanz in einem einzigen 
Stadtgerichte in der Art vereiniget, daß entweder bie gejammte 
öffentliche (die hohe und niebere) Gerichtsbarkeit in erſter Inſtanz 
bem Stabtgerichte, 3. B. in Frankfurt, Magdeburg und Regen: 
burg, oder nur die niedere Öffentliche Gerichtsbarkeit, alfo bie ge- 
ſammte Cioilgerichtsbarkeit und bie Strafgerichtsbarkeit mit Aus- 
ſchluß des Blutbanns in erfter Inſtanz dem Stabtgerichte übertra- 
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gen, der Blutbann felbjt aber dem Stadtrath oder dem lanbeöherrs 
lichen Obergerichte vorbehalten worden ift, wie dieſes 3. B. in Speier, 
Worms, Bafel, Straßburg, Augsburg, Soeſt, München u. a. m. 
ber Fall war. Einige Beilpiele werden dieſes Alles Far machen. 
In Frankfurt wurde das Amt des Vogtes, wie wir gefehen, 
bereits im 13. Jahrhundert abgefchafft und ſodann mit dem Schult- 
heißenamte vereiniget. In Nürnberg hörte ſeit dem 14. Jahr- 
hundert die Amtsthätigleit des burggräflichen Amtmanns auf und 
fein Amt ging ſodann auf den Reichsfchultheiß über. In Regens⸗ 
burg haben die Herzoge von Baiern, als erbliche Burggrafen, bie 
gefammte öffentliche Gerichtsbarkeit dem Schultheiß übertragen. In 
Würzburg it das Burggrafenamt, weil bie Grafen von Henne- 
berg fih nicht mehr mit dem Amte belehnen laſſen wollten, im 
16. Sahrhundert erlofhen. Und c8 wurde ſodann auch bie Straf: 
gerichtsbarfeit mit dem Schultheißengerichte vereiniget, dem Stadt: 
gerichte aber der Name Stadt: Saal: und Brüdengericht gegeben. 
In Ulm tft das Vogteiamt feit dem 14. Jahrhundert nicht mehr . 
bejeßt und fodann mit dem Amte des Stabtammanns oder Schult- 
heiß vereiniget worden. In Magdeburg wurde, nachdem bie 
Stadt das Burggrafenamt und das Schultheißenamt an fidy ge⸗ 
Tauft, dann aber dem Erzitifte überlaflen hatte, ber Borfig bei dem 
Schöffenftuhl und bei dem Kriminalgerichte dem Schultheiß über: 
tragen. In Bafel wurde das Amt des Vogtes vom Stabtrath 
untergraben und im 17. Jahrhundert ganz abgefchafft und mit dem 
Schultheißenamte vereiniget. Auch in Bremen wurbe das Amt 
bes Vogtes vom Stabtrath untergraben, jo daß demjelben in Straf: 
ſachen jeit dem 16. Jahrhundert nur noch der Schein einer Amts: 
gewalt geblieben tft. Als erfte Inſtanz in Eivilfachen wurde aber 
im 16. Jahrhundert das Nievergericht errichtet, worauf ſodann das 
Bogteigericht im Laufe des 17. Jahrhunderts ganz eingegangen ift. 
Wie in Bremen fo tft auch in Lübeck im 16. Jahrhundert das 
Niedergeriht an die Stelle des Vogtdings getreten. In Straß: 
burg wurden die verſchiedenen Gerichte, nachdem die Stabt bie 
Bogtei, das Schultheißenamt und das Burggrafenamt erworben 
hatte, zu einem einzigen Stadtgerichte, welches man ben Fleinen 
Senat oder den Fleinen Rath genannt hat, vereiniget. In Worms 
wurde das Amt des Stabtgrafen vom Stabtrath untergraben, fo 
daß bem Grafen zulegt nur noch der Vollzug des Straferkenntniffes 
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und in feiner Eigenfchaft als erfter. Beifiger des Stabtgerichtes das 
erfte Botum geblieben if. Der Schultheiß warb fodann ber ein- 
zige Vorſtand des Stabtgerichtes.. In Augsburg tft das Amt 
des Vogtes von dem Stadtrath untergraben und dem Vogte zuletzt 
nur noch ausnahmsweife der Zutritt zu den peinlichen Gerichten 
im Stadtrath gejtattet worden. Aus dem Burggrafengerichte aber 
iſt daſelbſt das Stadtgericht hervorgegangen. Auch in Soeft wurde 
die Vogtei von. dem Stadtrath untergraben und bie Kriminalge⸗ 
richtsbarkeit in erſter und leßter Inftanz von dem Stabtrath aus- 
geübt, die gefammte @ivilgerichtsbarkeit in eriter Inſtanz aber dem 
Schultheiß übertragen, welcher ſodann Großrichter und das Stadt⸗ 
gericht das Gericht der vier Bänfe genannt worden tft. In Speter 
wurde frühe ſchon das Amt des Vogtes und des Schultheiß von 
bem Stadtrath untergraben, die Gerichtsbarkeit in erjter Inſtanz 
fodann unter den Schultheig unb Kämmerer vertheilt, der Vogt 
aber zu einem bloßen Gehilfen des Schultheiß und bes Kämmerers 
herabgedrückt. In Mainz tft die öffentliche Gerichtsbarkeit, nad- 
dem die Stabtgraffchaft oder Burggrafichaft von dem Erzbiſchof 
erworben worden war, unter den Kämmerer und Gewaltboten 
(Waltboten) vertheilt worden. Der Kämmerer erhielt den Vorſitz 
beim Stabdigerichte und der Schulthei wurde fein erſter Beiſitzer. 
In Hörterift das Srafengericht zu einem ftädtifchen Untergerichte, 
- zu dem fogenannten Grasgerichte, herabgefunfen, und der ſtaͤdtiſche 
Pfennigmeifter erhielt als Stadtrichter den Vorſitz bei dem Stadt⸗ 
gericht. In Bamberg, Weißenburg und Zürich iſt das Stadt⸗ 
gericht ans dem Schultheißengericht und in Münfter aus dem 
Bogteigericht hervorgegangen. In Seligenftabt enblidh hat der 
Vogt den Vorſitz beim Etadtgericht erhalten, das Schultheißenamt 
aber ift zu einem ganz unbebeutenden Amte, zu dem jogenannten 
Währungs: oder Fladengericht herabgejunfen. (5.472, 473, 490—496, 
510, 514 und 526.) 

Der Vebertrag von Erb und Eigen und bas Er- 
kenntniß darüber gehörte urfprünglich, wie wir gefehen, zur 
Zuftändigkeit der Stadt: und Burggrafen und ber Stabtoögte, wie 
in früheren Zeiten zur Kompetenz der Gaugrafen. Zwar hatte 
auch der Schultheiß in Soeft, Frankfurt, Weißenburg und in 
Magdeburg frühe ſchon dieſelbe Kompetenz (5.493 u. 531). Allein 
ber im Schultheißengericht zu Magdeburg gemachte Webertrag 
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mußte im Burggrafengerichte beſtätiget werden und daſſelbe mußte 
wahrſcheinlich urſpruͤnglich auch in den Vogteigerichten zu Soeſt, 
Frankfurt und Weißenburg geſchehen. Späterhin, ſeitdem es nur 
noch ein Stabtgericht erfter Inſtanz in der. Stadt gegeben bat, 
mußten alle Uebergaben von Grund und Boden und alle Verträge 
und Teftamente ohne weiter ziwifchen Erb und Eigen und anderem 
Grundbeſitz zu unterſcheiden, vor dem Stabtgerichte gemacht werden, 
alfo in Bafel!) und in Züri vor dem Echultheißengericht ($-494), 
in Breslau und Baugen aber vor dem Erbvogte 2). Nur in 
Speier hat ſich noch der alte Unterſchied zwiihen Erb und Eigen 
und anderem Grundbefig erhalten. Denn über Erb und Eigen 
ſollte bafelbft nur vor dem Kämmerer, über den übrigen Grund: 
befit aber vor dem Schultheiß verfügt werben (6. 491). Und in 
Bajel follte das Schultheißengericht, wenn der Teſtator Trank war, 
vor feinem Haufe gehalten werden 2). In vielen Etäbten wurde 
jeboch ſpäterhin die gerichtliche Auflafjung und Einweifung in den 
Beſitz vor den Stabtrath gezogen, 3. B. in Speier 4), in Rübed®), 
in Bremen ©) und in Magdeburg ($. 493). Der über die gericht: 
Ihe Einweiſung ausgefertigte Gerichtsbrief wurde öfters Wehr: 
‚brief genannt, z. B. in Speier 7). Und für den gerichtlichen 
Uebertrag und die gerichtliche Einweifung mußte eine gewifle Taxe 
an das Gericht oder an den Stadtrat), zuweilen auch an beide 
entrichtet werben, welche int Bremen Friedewein (Vredewin) 8), in 
Schwerin Weinfauf), öfters auch Friedeſchilling, Triedepfenning, 


1) Gerichtsordnung aus 14. sec. und Rathserkenntniß von 1386 u. 1890 
bei Ochs, II, 865, 378, 377 u. 381. 

2) T. u. St. p. 212. 

3) Rathserkenntniß von 1390 bei Ochs, 11, 377. 

4) Lehmann, p. 289 u. 803 fi. 

5) Dreyer, Einleitung, p. 834. 

6) Assertio lib. Brem. p. 782. 

7) Lehmann, p. 298 u. 808 fi. 

8) Statut von 1438, art. 52 bei Delrichs, p. 524. — „be gift ſynen 
„oredewin den rade unbe bem vogede.* vergl. noch Statut von 1428, 
art. 42 bei Delrichs, p. 860. und Assertio, p. 752. 

9) Chr. Höbviſchen, Schwerinijches Recht von 1593, bei Weftpbalen, T, 
2032 f. 
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Beftgelt oder Berlatungsgelt u. |. w. genannt worden ift 9). In 
Weißenburg nannte man die Entrichtung dieſes Weinfaufes für die 
gerichtliche Nebergabe und Einweifung in den Beſitz das gerichtliche 
Weinen oder Beweinen oder auch die gerichtliche Beweinung 19). 


$. 533, 


Die öffentlichen Beamten in den Städten waren Etellverireter 
ber Gerichtsherren, alfo die Reichsbeamten in den Neichsftäbten., 
Stellvertreter des Deutichen Königs und die öffentlichen Beamten 
in den landesherrlichen Städten Stellvertreter der geiltlichen und 
weltlichen Landesherrn. Sie mußten daher, wenn der Gerichtsherr 
in die Stadt Fam und felbjt zu Gericht fiten wollte, den Gerichte- 
ſtuhl verlafjen. Und nicht felien Haben zumal die Bifchöfe, aber 
auch die übrigen geiftlichen und weltlichen Landesherrn felbjt den 
Borfig bei den Etadtgerichten geführt ($. 476, 499 u. 517). Dies 
änderte jih nun, feitdem bie Gerichtsämter von den Städten er: 
worben und ſodaun die Stadtgerichte in den Händen des Stadt: 
rath8 und der Stadtgemeinde patrimonial geworden waren. Die 
von dem Stabtrathe oder ber Gemeinde ernannten Stadtrichter 
waren zwar ebenfalls Stellvertreter ihres Gerichtsherrn ($. 523). 
"Da jedoch ihr Gerichtsherr (der Stadtrat) und die Stadtgemeinde) 
nicht felbft zu Gericht fiten und nicht felbjt den Vorſitz führen 
fonnte, jo erhielten die Stabtrichter eine weit größere Selbftändig- 
feit und eine Unabhängigfeit von ihrem Gerichtsherren, welche man 
früher nicht kannte, und welche fpäterhin auch auf die Iandesherr: 
lichen Gerichte zurücgewirft hat. Die Stabtgerichte wurden näm— 
lich unabhängig nicht bloß von dem Stadtrath und der Stabt- 
gemeinde, ihrem jeßigen Gerichtsheren, fondern auch von dem 
Landesherrn, in deſſen Territorium die Stadt Tag, indem diefer nun 
ihr Gerichtsherr gar nicht mehr war. Daher konnte bereits im Jahre 
1410 der Herzog Wilhelm von Baiern feinen KHofmaurermeifter, ber 
ich hier in München beim Weintrinken etwas übernommen (— „ſich 


10) Eſtor, Rechtsgel. II, $.4166. Oelrichs, glossar ad statuta Bremens., 
p. 152. 

11) Meine Abhandl. über das gerichtliche Weinen und Beweinen. München, 
1846. p. 18—22. 
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„überweint — ſich von Weins wegen vergeflen, und etwas thöricht 
„gegen euch (den Stadtrath) gehandelt”) Hatte, nicht anders von 
ber Strafe befreien, als daß er fich deshalb bittweife an den Stadt⸗ 
rath von München wendete. („Darum bitten wir euch mit ganzem 
„Ernft und Fleiß, daß ihr von Unfer wegen feine Gabe (Gelb: 
„ſtrafe) von ihm begehrt“)1). Die erften Anfänge einer Selb- 
ftändigkeit und Unabhängigkeit der Gerichte finden ſich 
demnach ebenfalls in den Städten. 


4. Richterliche Beamte, Urtheilsfinber und Gerichtsumſtand. 


$. 534. 


An der Spike des Stadtgerichtes ftand bei allen und jeden 
Gerichten ein Richter, an ber Spite des hoben Gerichtes der Stabt: 
graf, Burggraf oder Vogt, an der Spike bes niederen öffentlichen 
Gerichtes der Schultheiß, Stabtammann oder Stabtrichter: Der 
Gerichtsvorftand Hatte die Leitung bes ganzen Verfahrens bis zum 
Bollzuge des gefprochenen Urtheilee. Er hatte aber auch nichts 
als die Leitung. Denn das Urtheil ſelbſt burfte er nicht finden. 
Auch durfte er, wie wir fehen werden, das bereitS gefundene Ur- 
theil nicht jchelten. Der Richter hatte vielmehr nur nach dem 
Recht zu fragen. Er war, wie man fagte, nur Frager des Red): 
tes. Eo der Stadtvogt in Augsburg !), in Bafel 2), in Salz 
wedel ?), in Freiberg ) u. a. m., der Stadtſchultheiß in Ba— 
ſel 5), in Frankfurt a M.%), in Bamberg ?), in Sel3®) u. a. m, 


1) Schreiben von 1410 in Bairifhen Annalen von 1833, p. 875. 

1) Url. von 1825 bei von Stetten, Geſch. ber Geſchl. p. 385. „barumb 
„warb gevraget vnnd ertailt vf ben ayt.“ 

2) Gerihtsorbnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 871. „er fol umb Friden 
‚und frevel und alle die Befferungen, fo davon vallent, fragen und 
„richten“ —. 

3) Urt. von 1247 bei Bedmanı, V, 1. 8, p. 96. quod advocatus noster, 
quando judicio presidebit, secundum quod a consulibußs 
ejusdem civitatis sententiatum fuerit, judicabit easdem sen- 
tentias omnimodis persequendo —. 

4) Stadtredyt, c. 33 bei Scyott, III, 258. und bei Wald, 8. 177. 

5) Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 366. „der Squltheiß 
„ſol umb ein jeclih Sad des erſten die Zehen fragen.“ 
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und ber Gerichtsvorſtand in Schweidnih 9). Auch der Bür- 
germeifter in Speier hielt, wenn er zu Gericht ſaß, nur die 
Umfrage. Denn die Rathsherren hatten das Urtheil zu fällen). 
Selbſt die Deutichen Könige und die Randesheren waren, wenn jie 
jelbft zu Gericht ſaßen, bloße Frager des Rechtes. Denn fein 
vorſitzender Nichter hatte etwas zu enticheiden. Die Enticheibung 
ftand vielmehr bei den Urtheilsfindern. Bon dem Erzbiichof zu 
Köln fagt deshalb Hagen: „Der bufloff geinck zo gerichte figen 
„up den fal — Do dede ber bufloff eins vrdels vragen, bat 
„tolde de van des apts hove jagen” 11), Daher durfte kein Nichter, 
jelbft der König und der Landesherr nicht, allein zu Gericht 
fiten. Die Eabinetsjuftiz gehört erft einer fpäteren Zeit an. 
Eie ift ein fpäterer Mißbrauch, deffen Entſtehung fih wohl erllä- 
ren, aber nicht vechifertigem läßt. 


S. 535. 


Nah dem auch in den Städten geltenden altgermanifchen 
Rechte durfte nämlich Tein Richter allein ohne Urtheilsfinder 
zu Gericht fiten. Daher hatte der Burggraf von Magdeburg 
ebenſowohl 1), als der landesherrliche Vogt in Görlih 2), der Schult: 
heiß von Magdeburg?) und in Winterberg %), der Schulte in 
Stendal ©), der Erbrichter oder Erbvogt in Görlig‘), Schweibnig 


6) Urt. von 1888 bei Böhmer, p. 525. „baz unfer ſchultheizze — als ez 
„von alter ber chomen iſt ribten fol nah ber ſchepphen ur: 
‚taile —. 

7) Stadtrecht, 5. 8 bei Zöpfl, p. 7. 

8) Grimm, I, 760, $. 6. 

9) Willfür von 1386 $. 2 bei T. u. St. p. 540. „do vragete ge: 
„richte, wi ber daz folde beifirn. do wart geteilit.“ 

10) Lehmann, p. 291, vergl. noch p 289 u. 290. 

11) Hagen, Reimdron. v. 1450, 1461— 1462. 

1) Schöffenweistfum aus 18. sec. 6. 7, 9 u. 10. bei T. u. St. p. 272. 
Urk. aus 12. sec. bei Leudjelb, p. 108 u. 107. 

2) Urk. von 1308 bei T. u. St. p. 447. 

8) Schöffenweistbum aus 13. sec. 8. 7, 9 u. 10. Urk. aus 12.:scc. bei 
Zeudfeld, p. 64 u. 107. 

4) Stabtreht von 1881 bei Walch, VI, 256.. 

5) Urk von 1845 bei Gerden, vet. march. I, 98 . 

6) Ur. von 1803 bei T. u. St. p. 446. 
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und Ratibor ?), der Stadtrichter (judex) in Aachen 2?) und jeder 
andere öffentliche Richter, wern er im Stabtgericht zu Gericht ſaß, 
Schöffen oder andere Urtheilsfinder zur Seite. Die Gerichtsherren 
jelbft waren, wenn fie in erfter oder in lebter Anftanz zu Gericht 
faßen, von diefer Megel nicht ausgenommen. Daher fprachen bie 
Schöffen von Köln das Urtheil, wenn der Erzbifhof in der erz 
bifchöflichen Pfalz zu Gericht ſaß). An Breslau, in Glogau 
u. a. m. follten fieben Echöffen aus der Stabt das Urtheil finden, 
wenn eine Sache an den Landesherrn oder an feinen Stellvertreter, 
den Hofrihter, gezogen worden war 10). Auch in Regensburg 
mußte der Herzog von Baiern, wenn er in der Stadt zu Gericht 
ſaß, Bürger aus der Stabt als Urtheilsfinder zur Scite haben 11). 

Die Urtbeilsfinder felbft waren nun fehr verſchieden. Der: 
ſchieden der Zeit nach und verfchieden in den einzelnen Städten. 
In vielen Städten hatten nämlich die umherftehenden Bürger (der 
Gerichtsumſtand), in anderen die Schöffen oder andere ftändige 
Urtheilsfinder, oder auch die Rathsherren das Urtheil zu finden, 
die Rathsherren entweder allein oder als Gerichtsumftand gemein: 
Ihaftlich mit den umberftehenden Bürgern. 


S. 536. 


Urfprünglich hatte wohl das umherſtehende Volt (der Ge⸗ 
rihtsumjtand) auch in den Städten, jedenfalls in jenen Städten, 
in welchen es noch Feine Schöffen gab, das Urthell zu finden. Der 
freie Verkehr in den Städten hat jedoch frühe ſchon zu vermehrten 
Streitigfeiten und fobann zu häufigeren Gerichtsſitzungen geführt, 


a 


7) Schöffenbrief von 1298 $. 1, Hanbfefle von 1828 $. 2 bei X. u, St. 
p. 420 u. 519. | 

8) Urk. von 1215 bei Quir, II, 94. 

9) Schiedsſpruch von 1258, Nr. 18. Urtheil von 1264 bei Lacomblet, 
II, 245 u. 318. sed idem archiepiscopus vel successores sui in 
palacio suo Colonie presidere debeant, et ibi secundum quod sca- 
binorum sententia dictaverit judicare. Urtheil von 1280 bei Clafen, 
Schreinspraxis, p. 72 in f. 

10) Weistfum von 1802 $. 7 bei X. u. St. p. 445, vrgl. p. 208, Not. 2. 
und p. 209. Not. 5. 

11) Privilegium von 1230, $. 9 bei Gaupp, I, 169. 
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und daher ftändige Urtheilsfinder nothwendig gemacht. Darum 
findet man frühe ſchon in fat allen Stäbten Schöffen oder andere 
ftändige Urtheilsfinder. Nach wie vor hat es jeboch aud in ben 
Städten einen Serihtsumftand gegeben. Denn einen ſolchen 
findet man allenthalben, wo altgermaniiches Gerichtsverfahren ge- 
golten bat. Auch war diefer Gerichtsumftand in den Städten Fein 
müßiger Zufchauer, wie bei unferen heutigen öffentlichen Gerichten, 
jelbft dann nicht, wenn Schöffen zu Gericht jaßen. In Magde— 
burg 3. B., wo es jedenfalls bereits jeit dem 12. Jahrhundert 
Schöffen gegeben bat, hatten die übrigen Bürger nach wie vor 
Zutritt zu den Gerihtsfigungen. Sie wohnten den Situngen bes 
Burggrafen öfters in großer Anzahl beit). Und fie waren aud) 
nicht vom Urtheil Finden ganz ausgejchloflen. Denn fie Hatten das 
Recht das von den Schöffen gefundene Urtbeil zu beftätigen oder 
zu wiberjprechen oder auch, wie wir jehen werben, bad Recht bas 
Urteil zu fchelten?). Auch durfte der Richter die außerhalb ver 
Gerichtsbank ftehenden Leute um das Urtheil fragen, 3. B. in rei: 
berg ?). Und wenn in der Situng feine Echöffen auweſend waren, 
jo mußten ſogar dic umherftehenden Bürger um das Urtheil und 
Necht gefragt werden 3)” Auch dienten bie anweſenden Bürger als 


1) Urk. aus 12. seo. bei Leudfelb, p. 105. in placito Burchardi urbani 
comitis coram frequentia totius populi —. 

2) Mehrere Urkunden aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 108. in placito 
Burcherdi urbani comitis, et in consensu scabinorum judicum 
universorumque burgensium — presentibus et assen- 
tientibus cunctis —. eod. p, 107. in placito schulteti Magde- 
burgensis et deinde in placito Burchardi Magdeburg. confirmata 
est, presentibus scabinis, judicibus et astantibus et collau- 
dantibus —. Hier muß ftatt Burchardi offenbar burggravii ge: 
lefen, ober wenigflens wie in anderen Urkunden (eod. p. 95, 108 u. 
109) nad Burchardi beigefegt werben urbani comitis. Urk. aus 12. 
sec. eod. p. 95. — in placito Burchardi urbani comitis, publica 
cunctorum attestatione stabilitum est. 

8) Stabtreht bei Schott, II, 256. „Wirdet ein man eines urteiles 
„geuragit, der vzenwendic ben benken ift.“ 

4) Stadtrecht von 1188, $. 8 bei T. u. ©t. p. 268. ut si scabini 
judices presentes non sint, a burgravio vel a scultheto 
sentencia, a civibus requisita, justicie sortiatur effectum, 
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Gerichtszeugen und wurden als ſolche in den Gerichtäbriefen auf⸗ 
geführt und zwar nicht bloß die vollfreien Bürger, ſondern auch 
die Mintfterialen und Geiftlihen. Denn auch fie hatten, wie wir 
gejehen, Zutritt zu dem Stabtgericht ®). 

Eben jo wie in Magbeburg war es aber auch in anderen 
Städten. In Bafel durfte der Schultbeiß außer den zehen flän= 
digen Wrtheilsfindern auch noch den Vogt und bie Vorſprechen um 
das Urtbeil fragen‘). Und wenn einige Urtheilsfinder verhindert 
waren, fo jollten ſodann der Vogt und die vier Fronboten oder 
Amtlente beigezogen werben !). Auch in Bremen burfte ber Vogt 
einen beliebigen Mann aus dem Umftande zum Urtheilsfinder auf⸗ 
rufen 9). In Luͤbeck erhielt ſich der Gerichtsumftand fogar bis 
ins 18. Jahrhundert. Es pflegten zu dem Ende am Tage vor 
der Sitzung mehrere der wittigeften Bürger vor Gericht beſchieden 
ober, wie man es nannte, gebudet zu werden. Dieſer Gerichts⸗ 
umftand follte nun der ganzen Verhandlung beitwohnen und erft 
dann abtreten, wenn zur Findung des Urtheiles gejchritten wurde. 
Das Urtheil felbft mußte von den ſechs vechtiprechenden Prokura⸗ 
toren gefunden, im Berhinderungsfalle Eines dieſer Profuratoren 
jedod feine Stelle aus den Umherſtehenden Bürgern erjegt oder 
ein anderer anweſender Profurator beigezogen werben. Die Er: 
Öffnung des gefundenen Urtheiles follte aber wieder in Gegenwart 
des Gerichtsumftandbes jtatthaben )). Der Gerichtsumftand war 


5) Urf. aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 100 u. 104. Stadtrecht von 1188 
bei T. u. St. p. 269. vrgl. oben $. 527-529. 

6) Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 866. Rechtéequellen, I, 65. 
„der ſchultheß fol — des erften die zehen fragen, und darnach den vogt 
„und bie fürſprechen“ —. vrgl. noch p. 872. 

7) Serihtsordnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 3869. Rechtsquellen, I, 
68. „Und wenn bie fünf Urteiljprecher, bie der Räten fint, binuff zu 
„dem alten Rat berufft werdent, nochbeme föllent und mögent bie 
„andern fünf Wrteilfpreher, ber Bogt und bie vier Ampt- 
„Iute Urteil ſprechen.“ 0 

8) Ord. 25 u. 101 bei Delriche, p. 79 u. 126. 

9) Lübiſche Niedergerichtsorbnung von 1680, c. 1, 8. 8 in f. und c. 2. 
$. 18. Niedergafigerichts Ordnung c. 9. Dreyer, Finiehtung, p. 389. 
vrgl. oben $. 474. 
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demnach bis iu die letzten Zeiten fein müßiger Zufchauer bei ber 
Verhandlung. Und in jenen Städten, in welchen es feine Schöffen 
und feine ftänbigen Urtheilsfinder gegeben, hatte der Gerichts: 
umftand auch das Urtheil zu finden. So war e8 in Negen$- 
burg urſprünglich !%), und auch |päterhin noch bis zum Jahre 
1391, in welchem Jahre das Schultheißenamt erſt ſtaͤndige Beifiger 
erhalten hat 11)y. Auh in Soeſt hatten die Bürger das Urtheil 
zu finden22). Eben fo in Medebach, Speier, München ($.385) 
und auch in Augsburg !2). 

Jeder um das Urtheil gefragte Bürger war zum Finden des 
Urtheiles verpflichtet. Wer fich weigerte wurde geftraft. In 
Freiberg wurde jeboch ein Unterjchied gemacht unter den Bür— 
gern bie außerhalb den Gerichtsbänfen umbherftanden und die auf 
den Baͤnken ſelbſt ſaßen. Denn nur die Lebteren mußten bei 
"Strafe das Urtheil finden, während die Eriteren ſich ungeftraft 
entfernen durften, wenn fie das Urtheil nicht finden konuten oder 
nicht finden wollten. Indeſſen durften auch die Letzteren ſich zu: 
vor mit den umberftehenden Bürgern berathen oder fi) anderwärts, 
insbefondere auch bei dem Etabtrath (bei den 12 Gefchwornen) 
Raths erholen, und wenn fie fein Recht finden Tonnten, ſich von 
ber Strafe befreien, wenn fie beſchworen, daß fte fein Recht finden 
koͤnnten. („jweren daz be i8 nicht kunne vinden”) 1%). Auch in 
Bremen burfte der um das Urtheil gefragte Bürger, wenn er 
beihwor das Recht nicht zu kennen und es auch von ben Timber: 
ftebenden nicht erfahren zu können, einen Termin begehren, um fich 
beim Stabtratb und bei anderen weilen Männern Raths zu er- 
holen 5). Eben jo durfte in Verben der um das Urtheil Gefragte, 


10) Anamodi, lib. I. tradit. St, Emmeran., c. 27 bei Pez, thes. I, 8. 
p. 220. Actum hoc coram civibus urbis —. vrgl. oben $. 86. 

11) Privilegium von 1280, $. 9 u. 10. Gemeiner, II, 112, 115 u. 281. 

. 12) Stadtreht von 1120, $. 49. — sententiam a burgensibus 

editam —. 

18) Urk. 1825 bei Stetten, Geſch der Geſchlechter, p. 884 f. 

14) Stadtrecht, c. 81 bei Schott, III, 256 u. 257. und bei Walch, $. 172 
u. 173. 

15) Reverfalen von 1246 in Assert. lib. Brem. p. 88. si is, a quo in- 
quiritur sententia, dubitat vel ignorat sententiac qualitatem, 


576 Richterliche Beamte, 


wenn er nicht wußte, was Necht war, fich beim Oberhof in Bre- 
men Raths erholen 9). 


$. 537. 


In den meilten Stäbten findet man jedoch frühe ſchon 
Schöffen oder andere ftändige Urtheilsfinder. Man nannte 
fie insgemein Schöffen (scabini), öfters aber auch Dingleute, 
3. B. in Goslar!), in den Vorſtädten von Köln?), in Hamburg 
u.a. m., ſodann Finder, wie noch in fpäteren Zeiten in Lübeck ?), 
zuweilen auch senatores, 3. B. in Kölnt) oder Ding War: 
ten®) oder verderbt Dingwortten, Dingworden oder Dint: 
warden, 3. B. in Freiberg u. a. m.®). Auch die um das Urtbeil 
gefragten Schöffen durften fich, ehe fie ihr Urtheil abgaben, zuvor 
mit den umberjtehenden Bürgern beratben ‘oder auch fi beim 
Stadtrat oder anderwärts Raths erholen, 3. 3. in PragT). Sie 
hatten Übrigens nicht bloß das Urtheil zu finden, fondern auch 
noch über alle gerichtlichen Vorgänge Zeugniß abzulegen. Daher 
wurden ſie auch öfters zu gerichtlichen Botjchaften verwendet und 


primo juret quod ipsum nesciat invenire, et quod nemo praesens 
sit, qui possit vel velit eum docere, ut inveniat sententiam ante- 
dietam, et post suum juramentum petat inducias ad certum ter- 
minum, infra quem consilium consulum et aliorum discretorum 
valeat requirere —. 

16) Privilegium von 1259 bei Vogt, monum. ined. I, 256. Item si 
aliquis interrogatus ab advocato de aliqua sententia de qua forte 
non poterit ad plenum ab aliquo suorum civium expediri — 
debet habere recursum ad civitatem Bremensem. 

1) Stat. bei Göſchen, p. 58. „de (voghet) Jral vraghen enne Dingman 
‚an enem ordele* —. vrgl. noch p. 92 u. 972. 

2) Schreins Urk. bei Enten, Geſch. I, 598. Not. coram sentionariis, 
qui dicuntur dinclude. . 

8) Meiners, de judic. centenariis, p. 278. vrgl. oben 6. 474. 

4) Mehrere Urkunden bei Claſen, der. kölniſche Senat, p. 7. Glajen, 
Schreinspraxis, p. 46 u. 53. 

6) Urk. von 1445 bei Schöttgen et Kreysig, II, 342. Haltaus, p. 238, 

6) Walch, III, 233 u. 248, u. VIII, 17. 

7) Nedtsbud, $. 54 bei Nößler. 
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jelbft Boten genannt, 3. B. in Freiberg ®), in Freiburg im Breis⸗ 
gau, wo die Rathsherren zu gleicher Zeit Schöffen waren 9) u. a. m. 
Die Schöffen und anderen Urtheilsfinder mußten allenthalben in 
Grund und Boden angejeflene Bürger (5.372) und vor dem Siege 
der Zuͤnfte in den freien und gemifchten Städten auch noch Ichöffen- 
bar freie Leute, alſo Gejchlechter fein, 3. B. in Magbeburg 9%), in 
Schweidnig und. wo fonft noch magdeburgiiches Recht galt !9), 
u.a. m. So war es insbejondere auch in Augsburg und in 
Bafel. Bis zum Siege der Zünfte hatten im Schöffenftuhl zu 
Augsburg nur die Geſchlechter Sig und Stimme, ſeitdem aber auch 
bie Zunftgenoſſen. Und bereits im Sabre 1374 ſaßen unter ben 
27 Nichtern oder Schöffen nur noch zwei aus den Gefchlechtern 14). 
In Bafel aber wurden vor dem Siege der Zünfte Ritter und 
Bürger als Urtbeilsfinder beigezogen , feitvem aber nur noch zwei - 
Achtbürger und ein Ritter. Denn die übrigen leben Urtheilsfinder 
waren nun AZunftgenofien (8. 492), Das Schöffenamt befand 
fih daher in den meiften alten Städten im Bellge weniger Fami⸗ 
lien, woher es fich erflärt, daß öfters die nächlten Verwandten, 
im Sabre 1312 in Friedberg Vater und Sohn und zwei Brüder 
zu gleicher Zeit unter den Schöffen figen Tonnten !?). 

Die Schöffen und anderen ftändigen Urtheilsfinder wurden 
meiftentheil® entweder von der Stadtgemeinde, 3. B. in Soeft 12), 
oder von dem Stadtrath, 3. B. in Bafel !9), in Magdeburg !S), in 
Schweidniß 1%) u. a. m. gewählt, öfters nur auf ein Jahr, 3. B. 


8) Walch, III, 177 u. 178. 
9) Freiburg. Stadirodel, $. 40. 

9a) Urk. von 1294 bei Rathmann, II, 4982. „Scheppen fielen von jcheppen: 
babhren fryen Lüben" —. Schöffenbrief von 1868 bei T. u. St. 
p- 588. . 

10) Urk. von 1868 bei T. u. St. p. 588. 

11) Langenmantel, p. 50. Jäger, Augsburg, p. 67. 

12) Url. von 1812 bei Baur, Urkb. Arnsberg, p. 280. 

18) Stadtrecht von 1120 $. 5. 

14) Ochs, II, 864. 

15) Urt. von 1294 bei Rathmann, II, 492. 

16) Urf. von 1298 $. 1. und Handfeſte von 1828, $. 2 bei T. u. St. 
p- 480 u. 519. 


v. Maurer, Städteverfafjung. III. 87 
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in Worms 17), in Schweidnig u. a. m., meiftentheils aber auf 
Lebenszeit, 3. B. in Magdeburg, Görlig und fpäterhin aud in 
Schweibnig !®), dann in Stendal 19), in Hainau 2%), in Andernach?!) 
u. a. m. Wenn nun Einer der auf Lebenszeit gewählten Schöffen 
ftarb, fo Hatten öfters die Cchöffen das Recht ſich felbft zu ergän- 
zen, 3. DB. in Magbeburg und da, wo magdeburgiſches Recht galt 
(5.493), dann in Andernad 22), in Schwäbiſch Hall 22), in Köln *) 
u. a. m. Die auf die eine oder die andere Weile erwählten Schöf: 
fen wurden von dem oberften Öffentlichen Beamten in ber Stadt 
in ihre Amt eingejebt oder inveftirt, 3. B. in Köln, in Magdeburg 
und in Halle von dem Burggrafen. In diefer Amtsinveftitur lag 
eine Beftätigung der Mahl. Daher durften bie Unfähigen in Köln 
und offenbar auch in Magbeburg und Halle von dem Burggrafen 
zurückgewieſen werden 28). In vielen Städten wurde das Schöffen: 
amt mit dem Schöffenftuhl erblich ($. 113), Daher konnte fi 
in Köln eine Schöffenbruderfchaft bilden ($. 62). In den meiften 
Städten bat ſich jedoch die Erblichkeit des Schöffenamtes frühe 
Schon wieder verloren. Denn fie hing offenbar mit den alten Ge 
ichlechtergenofienfchaften zufammen und hat fich daher mit dieſen 
auch wieder verloren. Und es wurde ſodann insgemein das alte 
Wahlrecht wieder hergeftellt. 

Die Anzahl der Schöffen war fehr verichieben in ben 
verjchiedenen Städten. Sehr häufig findet man ſieben Schöffen, 


17) Alte Orbnnung bei Schannat, II, 448. 

18) Urk. von 1804, $. 1, von 1868 und von 1889 bet T. u, St. p. 449, 
688 u. 608. 

19) Urk. von 1845 bei erden, vet. march. I, 94. 

20) Urf. von 1858 bei T. u. St. p. 570. 

21) Urf. von 1171 bei Günther, I, 408. 

22) Urk. von 1171 bei Güntber, I, 409. 

23) Wahlordnung von 1840 bei Koenigsthal, L, 2. p. 6. 

24) lirf. von 1169 bei Xacomblet, I, 808. locare scabinos a scabinis 
electos. vrgl. oben $, 62. 

25) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 808. burgravii — in sede scabi- 
natus locare scabinos a scabinis electos et providere sibi debet 
diligenter — tales vero personas burgravius refutare debet et 
nullatenus in sede scabinatus locare. vrgl. oben $. 498. 


Urtheildfinder und Gerihtsumfland. 579 


3. DB. in Breslau, Glogau, Ratibor, Löwenberg u. a. m. ?e), öfters 
aber auch zwölf, 3.8. in Magdeburg, wo ihre Anzahl jedoch öfters 
gewechſelt hat ($. 493.), anderwärts zehn, 3. B. in Bajel, wo 
diefelben auch dann noch die Zehner genannt werben find, als 
ihre Anzahl erhöht worden war (8. 492.), in wieder anderen 
Städten acht, z. B. in Etendal 27), in Prenzlau fogar nur fünf ?®), 
in vielen Städten aber vierzehn Schöffen, 3. B. in Frankfurt a M., 
‚von denen aber -in fräheren Zeiten immer nur brei anweſend zu 
fein brauchten 2%). Auch in Andernach vierzehn Schöffen, von 
denen jedoch immer nur fieben in der Sitzung anweſend zu fein 
brauchten 2%). " 

Sn manden Städten waren bie Rathsherren zu gleicher Zeit 
auch die Urtheilsfinder bei dem Stadtgerichte (F. 161.). Und ſpä— 
terhin, ſeitdem die Städte die dffentliche Gerichtsbarkeit an fich ge: 
bracht hatten, wurde die frühere Ausnahme jogar zur Regel, indem 
feitdem wenigitens die peinlichen Urtheile im Stadtrath von den 
Rathsherren gefunden zu werben pflcgten. Aber auch in früheren 
Zeiten waren ſchon in manchen Städten die Nathöherren zu glei: 
her Zeit auch die Urtheilsfinder bei Gericht, und in jenen Städten, 
in welchen der Gerihtsumftand das Urtheil zu finden hatte, findet 
man fie wenigftens unter der mitftimmenben Bürgerfchaft, 3. 2. 
in Augsburg *"), in Speier 22) u.a. m. Auch in jenen Stäbten, 
in welchen Schoͤffen oder andere ftänbige Urtheilsfinder ftatt des 
umberftehenden Volles das Urtheil zu finden Hatten, verlor ber 
Gerichtsumſtand noch nicht alle Bedeutung. Denn nad) wie 


236) Urf. von 1302, 1818 u. 1365 bei T. u. St. p. 445, 501 u. 589. 

27) Urk. von 1272 bei Gerken, vet. march. I, 18. 

38) Zimmermann, I, 158. Not. 52. 

29) Statut von 1352 bei Sendenberg sel. jur. I, 2. — „Das allezeit die 
„Icheffen dri zu dem minneften zu gerichte fuln figen“ —. Baculus 
judicii aus 14. sec. art. 1. bei Thomas, Oberhof. p. 222. „Bas des 
„riychsgerichte zu Frandfort als von alter berefomen if, bejaft fal 
„für mit XIV fcheffen” —. vrgl. Meine Geſch. ber Fronhöfe, IV, 122. 

80) Urk. von 1171 bei Süntber, L 408 u. 409. 

81) Ur. von 1325 bei GSietten, Geld. ber Seidl. p. B84. f. 

82) Urf. aus 18. u. 14. sec. bei Lehmann, p. 308-306. und oben 
$. 161. 

37 * 
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vor war ihm das Recht des Gerichtszeugniſſes und des Urtheils⸗ 
ſcheltens geblieben. Erſt ſeitdem keine Zeugen aus dem Gerichts: 
umſtande mehr in das Urtheil aufgenommen zu werden pflegten, 
was in Baſel u. a. m. ſeit dem 15. Jahrhundert der Fall war 22), 
und feitvem das Urtheilfchelten außer Gebrauch gelommen und nur 
noch die Berufung ber Parteien geblieben war, ſeitdem verlor auch 
der Gerichtsumſtand felbft feine alte Bebeutung, und ift jodann mit 
ihm aber auch bie Deffentlichleit ſelbſt, gänzlich verihwunden. 


5. Schreiber, Vorſprechen, Boten und Henter. 
6. 538. 


Wie bei anderen Gerichten jo wurden offenbar auch bei ben 
Stadtgerichten die Schreibereien urjprüngli durch gewöhnliche 
Notare beforgt. Seitdem es indeflen Stabtfchreiber gegeben bat, 
jeitvem hat man fich ihrer vielleicht auch bei Gericht bedient. Eigene 
bei den Stadtgerichten angeftellte Schreiber findet man erit feit dem 
14. Jahrhundert, 3. B. in Speier des „Schultheißen gefchworen 
„Schrieber” ), in Münden einen „jchreiber des richters” ?), im 
Treiberg einen Schreiber bei dem VBogtgerichte, der früher „der bur: 
ger ſchriber“, fpäterhin aber Gerichtsichreiber genannt worden ift ®), 
in Baſel u. a. m. einen’ „Schriber des Gerichtes,“ welcher ben 
Schultheiß, jo oft es nothivendig war, begleiten und Alles fchreiben 
mußte, was bei Gericht .zu fchreiben war, und der auch bie Ge: 
vichtsbriefe zu ſiegeln Hatte ). Wie die übrigen auf Tängere Zeit 
angejtellten ftädtiichen Beamten, jo erhielten auch die Gerichtsſchrei⸗ 
ber Bejtallungsbriefe, in welchen ihre Rechte und Berbind- 
lichkeiten aufgezählt waren. Bon Lübeck kennt man folche Beſtal⸗ 
lungsbriefe oder Contracte des Nathes mit dem Richtjchriver, dem 


88) Heusler, p. 874 Rot. 
1) Gerichtsordnung von 1827 5. 1 bei Lehmann, p. 298. 
2) Stadtredt, art, 289 u. 270. 
8) vrgl. Stadtrecht bei Schott, IIL 264, mit Walch, III, 264. 
4) Serihtsordnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 865 u. 370. Dienftorduung 
$. 9, 24—27 in Rechtsquellen, I, 64 u. 68. vrgl. Weine Gefw. bes 
altgermanifgen Gerichtsverfahrens, p. 144. " 
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fpäteren Actuar, von ben Jahren 1522, 1526 und 1528. Der 
Richtichriver hatte nach ihnen’ außer der Aufficht über die Gerichts. 
protofolle auch noch die Nachtwachen zu vifitiren und beim Wein 
Schenken zu helfen. Und noch im Sabre 1806 ſah man ihn bei 
einer feierlichen Gelegenheit den mit Wein gefüllten filbernen Pokal 
umberreichen ®). | 

Redner und Vorſprechen kommen feit den älteften Zeiten 
bet allen Stadtgerichten vor, und jede Partei, der Kläger und An: 
Mäger ebenfowohl wie der Beklagte und Angellagte hatte das Recht 
einen foldhen von dem Gerichte zu begehren, 3. B. in Soeft ®), in 
Augsburg 7), in Bafel®), in München 9), in Freiberg ’%), in Ber: 
Iin !ı), in Frankfurt an der Ober 12), in Hörter !2) u. a. m. Nur 
in fehr wenigen Fällen wurbe ein Vorſpreche nur mit Zuftimmung 
bes Gegners zugelaffen, 3. B. in Freiberg 1%). Jeder Bürger, 
gleichviel ob er auf der Gerichtsbant ſaß oder außerhalb den vier 
Bänken, oder an der Schranne oder an dem Gerichtsring bei dem 
umherſtehenden Bolt ftand, mußte, wenn er dazu von dem Richter 
aufgerufen worden war, bei Strafe als Vorſpreche auftreten und 
feiner Partei das Wort reden, 3. B. in Magdeburg und Görlitz 12), 
in Münden ’9, in Salfelb I?) u. a. m. In Freiberg wurde jebodh 
ein Unterjchied gemacht zwifchen denen, bie in den Bänken ſaßen 
und den außerhalb den Bänten umberftehenden Leuten. Die Einen 
und die Anderen konnten zwar als Vorſprechen begehrt und von 
Richter gegeben werden. Allein nur die in den Bänken Sigenden 


5) Hach, Lüb. Recht, p. 145. 

6) Stabtredt von 1120 8. 50. Schrae, c. 55. 

7) Urt. von 1825 bei Stetten, Geſch. der Geſchl. p. 384. 

8) Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Oche, Il, 872. 

9) Stadtrecht art. 5 bei Auer, p. 4. 

10) Stadtrecht, c. 81. bei Schott, III, 251 ff. ® 

11) Yidicin, I, 186. 

12) Zimmermann, 1, 171. 

18) Zeugnig und Relation von 1605 u. 1650 bei Wiganb, denkwürdige 
Beitr. p. 170, 171 u. 172. . 

14) Stadtredht bei Schott, III, 251 u. 253. Walch, III, 289. .f. 

15) Schöffenbrief von 1804 $. 56 bei T. u. St. p. 461. 

16) Stadtredyt bei Auer, p. 4, 105 u. 277. 

17) Stabtredht aus 13. sec. 8. 174 bei Walch, 1, 87. 
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mußten dem Gebote des Richters gehorchen und den Parteien bei 
Strafe das Wort reden, während "bie außerhalb Stehenden fidh 
ungeftraft entfernen durften 9%). Urfprünglich erhielten die Bor: 
ſprechen Teinen Lohn, 3. B. in München 1%). Denn das für einen 
Anderen das Wort Sprechen gehörte zu den Bürgerpflichten. Erft 
jpäterbin warb von den Stabträthen ein beftimmter Lohn angeord- 
net, 3. 2. in Bafel ?9%), in München 2!), in Regensburg 2%) u. a. m. 
Schr zweckmäßig war auch in Bafel zur Abkürzung ber Verhandlun⸗ 
gen vorgejchrieben, daß jeder Fürſpreche nur ein Malredenfolle. („und 
„daß beit me Eachen vor Gerichte möcdhtent ußgetragen werben, fo 
„ſol ein jeflih fürjpreche fins Teiles des Rede er thut ein yellich 
„Stude nüt me denne eyneſt ertzalen, und der andere fürſpreche 
„ou nüt me denne eyneſt dazu antwurten“ 22). Auch bildeten 
bie Borfprechen urfprünglich Feinen eigenen Stand. Späterhin 
war man jedoch auch in ben Städten genöthiget bei jedem Gerichte 
eine beftimmte Anzahl von Borfprechen anzuftellen, z. B. in Speter 
vier Fürfprecher bei dem Kammergerichte 2%) und in Kübed beim 
Niedergerichte eine beftinmte Anzahl von Profuratoren, welche, wie 
wir gefchen, auch zum Rechtſprechen beigezgogen werben konnten 
und follten 26). 

Gerihtsboten Bat es von jeher aud in ben Städten ge: 
geben, ſeitdem e8 überhaupt eigene Stadtgerichte gegeben hat. Sie 
wurden genannt precones z. B. in Soeſt 20), nuncii oder Bo: 
ten in Straßburg 2°), lictores in Freiburg 22), Amtmänner 


18) Stadtrecht, c. 81 bei Schott, III, 252—256. 

19) Stabtredyt, art. 278. 

20) Serihtsorbnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 873, Basler Rechtsquel⸗ 
Ien, I, 72. 

21 Stadtrecht. art. 4142417. 

22) Alte Rathsorbnung bei Freiberg, V, 61 u. 62. 

23) Geritsorbnung bei Ochs, II, 872. Rechtsquellen I, 71. 

234) Lehmann, p. 292, 

25) Meine Geſch. des altgerman. Gerichtsverfahrens, p. 128. und oben 
8. 536. 

26) Stabtreht von 1120 8. 11, 45 u. 57 ff. . 

27) Altes Stadtredt, 6. 27 u. 86 bei Grandidier. 

28) Etadtrodel, c. 10. 
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ober Amtleute, oder precones civitatis und ammanni civitatis 
in Baſel 2%), in Wünchen und in anderen bairiſchen Städten, 
Knechte in Speter29), Schergenodergronbotenin, München 21), 
DBüttel oder Butel in Freiberg 32), Bodel in Goslar 33), Bot- 
tel in Orlamünde 24), Kronen oder Brouen in Soeft®5) und fehr 
haufig Fronboten. Sie hatten insgemein Leine eigene Gerichts- 
barkeit, vielmehr nur die Befehle des Vogtes, des Schultheiß und. 
ber Bürger zu vollziehen. Sie waren die eigentlichen Vollzugs— 
beamten, 3. B. in Freiberg ?%) u. a. m. Daher follten die Fron- 
boten mit ihren Knechten Hinter dem Gerichtstifch, an welchem das 
Gericht ſaß, ftehen 22). Allenthalben hatten fie bie Vorladungen 
zu machen und auf Geheiß des Nichters die Urtheile zu vollziehen. 
In Bafel follten fie ſich ſchon vor dem Beginne der Sitzung ein: 
finden und die Parteien zurecht weljen, damit nicht das Gericht 
„möüfle fißen und fin warten müſſe?s). Auch follten fie z. 2. in 
Freiberg bei Gericht die Eide ftaben, die Parteien, Zeugen und 
Eiveshelfer aufrufen und den Leuten Stillfchweigen gebieten 29). 
Eben jo in München 4%). In mandyen Städten Hatten fie jeboch 
auch noch eine Gerichtsbarkeit, worüber nun noch Einiges bemerkt 
werden muß. 


20) @erichtsordnung aus 14. scc, bei Ochs, 11, 871 und 372, Heusler, 
p. 209. Grimm, I, 819. 

30) Gerichtsordnung von 1827 8. 1 bei Lehmann, p. 293. 

81) Stadtrecht, $. 8, 4, 24, 61, 244 u. 248. 

82) Stadtr. c. 86, bei Schott, ILL, 265. 

33) Göſchen, p. 65. 

34) Stabtreht aus 14. sec. bei wald, I, 72. 

85) Schrae, art. 7 u. 30. 

86) Stadtrecht, c. 86 bei Schott, II, 265. „Dit buteln haben ouch Feine 
„gewalt an nichte ben daz fi tun waz fi di burger heizen vnde ber 
„voit daz fullen fi tun vnd anders nicht.“ 

87) Dreyer, Einleitung, p. 428. « 

88) Ochs, II, 871. f. 

89) Stadtrecht, e. 86 bei Schott, II, 266. „Tie buteln jullen in bem 
Dinge fin — vnde fullen eide ftaben vnde di Iute ineiſchen vnd fullen 
di Iute heizen ſwigen. 

40) Stadtrecht, art. 248. . Url. von 1294 bei Bergmann, II, 12, 
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Die Fronboten waren ſehr angeſehene gerichtliche Beamte *). 
An mandyen Städten, 3. B. in Bafel noh im 14. Sahrhundert, 
nahm man fie ausfchließlich aus den Geſchlechtern oder Patrici- 
ern #2). Die Idee im Verhinverungsfalle bes Richters fich an fie 
zu wenden lag demnach ſehr nah. Schon nadı dem Sachſenſpiegel 
war es erlaubt bei handhafter That in Abweſenheit des Richters 
feine Klage bei ihnen anzubringen 42). Unb auch in fpäteren Zei: 
ten noch war in Soeſt der Frone der gejeßliche Stellvertreter bes 
Großrichters 44), in Goslar der Bodel der Stellvertreter des Vogtes 
und des Schultheiß #4), und in den bairiſchen Städten der Buttel 
oder Amtmann, wenn der Vogt abweſend oder ſonſt verhindert 
war 1%). Seitdem nun die Burrichter, die Heimburger und bie an⸗ 
deren alten Vorfteher der Stadtmarkgerichte in vielen Städten zu 
bloßen Gerichtsboten herabgejunfen waren, ihnen aber in einigen 
Städten auch noch eine Gerichtsbarkeit in ganz geringfügigen Sa- 
Ken überlafjen worden war, ſeitdem übertrug man in anderen 
Städten diefelbe Gerichtsbarkeit den Fronboten felbf. Auf dieſe 
Weile find denn die Fronbotengerichte entftanden mit derſelben 
Kompetenz, welche die Burrichter in Soeft, in Köln u. a. m. ge 
habt Haben. Denn auch die Fronbotengerichte hatten nur über 
‚ganz geringfügige Sachen zu erkennen, 3. B. in Lübeet bis zu ſechs 
Pfennigen #7), in Dortmund aber 48) und in Herfort bis zu 6 De 
naren 49), in Nürnberg bis zu 6 Gulden 50) u. ſ. w. Dieſe Fron⸗ 


41) Meine Geſch. bed altgerman. Gerichtsvrf. p. 140. 

42) Heusler, p. 209. 

48) Sädf. Lr. I, 68 6. 2 u. 70 8. 8. 

44) Schrae, art. 7—11 u. 40. 

45) Göoͤſchen, p. 65 u. 110. 

46) Stabtreht von Rain von 1882 bei Lori, p. 5l. — „und möchten fie 
„bez Vogb nicht gehaben, jo fol der Püttel in ber Stat fizen, und fol 
„dem Gaft richten als Gaſtetz Recht ifl.“ 

47) Altes Stadtrecht ber Hach, I, 5.56 u. II,.$. 280. und bei Weftphalen, 
III, 628 u. 687. 

48) Stadtrecht aus 18. sec. 8. 7 bei Wigand, Gelch. von Korvei, II, 212. 
vigl. oben $. 474. 

49) Url. von 1326 bei Kindlinger, Hörigkeit, p. 265. vrgl. ober $. 455. 

50) Rürnberg. Reformation tit. 1, c. 2. p. 1. 
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botengerichte‘ find demnach in einigen Städten an bie Stelle ber 
alten Burgerichte getreten 9). Sie wurden hie und da au Un: 
tergeridhte genannt‘, z. B. in Soelt, in Nürnberg u. a. m. 
($. 455.) Und fie haben ſich auch feit dem 16. Jahrhundert noch, 
in. manchen Städten ſogar bis auf unfere Tage erhalten, 3. B. 
das Weibelgericht oder Wibbelgericht in Cleve 82), und das Gericht 
bes Geridhtsbieners in Memmingen ®). Und das Untergericht in 
Nürnberg bat wenigſtens feinen alten Namen Fronbotengericht noch 
im 18. Jahrhundert geführt, wiewohl ber Fronbot ſelbſt nicht mehr 
den Borfik gehabt hat *). 

Seitdem die Stäbte die Kriminalgerihtsbarkeit erworben hat: 
ten, ſeitdem hatten fle auch Henker, Scharfridhter und Nadı: 
richter, zum Vollzuge der von dem Stabtgerichte oder Stadtrathe 
erlaffenen Straferlenntniffe. Sie tommen unter fehr verfchiebenen 
Benennungen vor. Sie wurden in Trier und Franffurt Stoder, 
Studer oder Stider ($ 425.), in Frankfurt 85), in Baiern u. 
a. m. Züchtiger 9), und in Görlig Tortoren genannt. Zwar 
hält Stengel den tortor in Görlik für eine von dem Henker ver: 
Ihiedene Berjon und zwar für einen Vorſtand der Marterfammer, ber 
alfo die Tortur vorzunehmen und zu beforgen gehabt habe. Allein 
nach der von ihm ſelbſt angeführten Rathsrechnung hatte der tor- 
tor alle Arten von peinlichen Strafen zu vollziehen, die Obren 
abzufchneiden, die Leute zu brennen u. vergl. m. Der Zortor war 
demnach derfelbe VBollzugsbeamte, den man anderwärts tormenta- 
rius, Peiniger u. f. w. meiftentheil8 aber Henker oder Nachrichter 
genannt hat 87). Der Nachrichter war im Grunde genommen bloßer 


51) Meine Geſchichte der Hofverfafjung. IV, 475 u. 476. 

52) Urk. von 1588 bei Haltaus, p. 2098. 

53) Gerichtsordnung der Reichsſtadt Memmingen, tit. 4 $.12. „Diejenige 
„Scyuldfachen, jo im Werth unter einen Gulben betragen, zu Entſchei⸗ 
„dung des Gerichts Dieners befien Erkanntniß ohne weitere Umſtände 
„vollenzogen werben ſoll.“ 

54) Joh. ab Indagine, p. 817. 

55) Leriner, II, 1. p. 680. 

56) Schmeller, 1V, 247. 

57) Görlitzer Rathsrechnung von 1886 bei T. u. Et. p. 244, Not. 2. 
Tortori, bursicidas corrigenti et aures abseind®nli et unam mu- 
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Stellvertreter oder Gehilfe desjenigen Beamten, welcher‘ die Urtheile 
zu vollziehen hatte, alſo in Straßburg. der Stellvertreter des Vogtes 
(vicarius advocati, — bed Vogetes unbertan — ber an des Boge- 
tes ftat) 9%). Dieſer Stellvertreter des Bogtes zu Straßburg hatte 
jedoch nur die Strafen an Hals und Hand zu vollziehen, während 
ein anderer unter dem Schultheiß ftehender Bcamte, ver Stockwart 
(cipparius), bie Strafen an Haut und Haar zu vollziehen hatte se). 
Das Geichäft des Nachrichters, das Nädern, Sieben, Brennen, 
Handabſchlagen u. |. w. nannte man in Bafel das Spiel), ein 
Ausdrud, der wic das Verfpielen und Gewinnen bei ber 
Militärconfeription und jelbit bei gewonnenen oder verlorenen 
Schlachten auf das große Spiel mit Menjchenleben binbentet ). 


6. Gerichtsort. 
$. 589. 


Meiftentheils hatten die Hffentlichen Gerichte, das heißt jedes 
einzelne hohe oder niedere öffentliche Gericht, nur eine einzige Mal- 
ftatt in der Stadt. In den größeren aus mehreren Kirchſpielen 
und Borftädten beitehenden Städten hat es jeboch uriprünglich, 
wie es fcheint, mehrere Gerichtsorte gegeben. In Köln 3. B. 
wurde das Burggrafengericht ober das Witzigding noch im 18. 
Jahrhundert außer in der Altftabt auch noch im Kirchſpiel St. 
Aldan und in der Borftadt Nieberich gehalten ’)., In Mainz burfte 
der Kämmerer fein Gericht in der Stadt und im Burgbann halten 
wo er wollte. Der Schultheiß mußte e8 aber an der gewöhnlichen 
Gerichtsſtatt halten 2). In Baſel wurde das Schultheißengericht, 
wie wir fogleich fehen werben, an verjchiebenen Orten gehalten. 
Auch ſcheint der Stadtrichter zu Dortmund zuweilen feinen Gerichts- 


lierem signanti cum cantorio ein halbes Schock Gl. vrgl. Diefen- 
bach, glossar. German., v. tortor, p. 589. 
58) Stadtrecht, c. 19, 20, 22 u. 23 bei Grandidier, H, Bl. 
588) Stadtrecht, c. 21 u. 24 bei Grandidier, p. Bl u. 52. 
59) Ochs, III, 170. 
60) vrgl. Schmeller, TIL, 561. 
1) Claſen, Schreinspraris, p. 47 u. 54. 
2) Rechte eines Gamerers bei Guden, Il, p. 461. 
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ort gewechſelt zu haben, da ihm dieſes im 13. Jahrhundert ver⸗ 
boten worden ift?). Ueberhaupt find in früheren Zeiten bie Ge⸗ 
richte beweglicher geweſen als dieſes heut zu Tage ber Fall ift. 
Denn die Gerichte pflegten, freilich nur ansnahmsweiſe, dahin ver: 
legt zu werden, wo man fie gerade nothwendig hatte, z. B. in 


Bafel vor das Haus des Teftators, wenn biefer trank war ($. 582). 


Ehen fo follte in Soeſt ein Nothgeriht am Krankenbett gehegt 
werben, wenn eine der Barteien fo frank war, daß fie nicht vor 
Gericht kommen konnte). Sn Orlamünde mußten die Gerichts: 
bänte vor die Hausthüre geſetzt und dafelbft das Gericht gehegt 
werben, wenn in einem Bürgerhaufe ein Verbrechen begangen 
werden war oder wenn ein Berbrecher darin Zuflucht gefunden 
hatte, indem ber Thäter ohne Urtheil nicht aus dem Hauſe geholt 
werden durfted). Und in Diepholz follte das Gericht, wenn ber 
Beklagte nicht vor Gericht erfchienen war, vor bie Thüre deö Be- 
Hagten gelegt („dat Nichte legghen vor fine Döre*) und dem Kl: 
ger zu feinem Recht verholfen werden *). Meiftentheils hatte jedoch 
jedes Stabtgericht nur eine einzige regelmäßige Malftatt und zwar 
urfprünglich nach germaniiher Weile unter freiem Himmel, 
> B. im Städtchen Gefeke in Weftphalen unter einer Rinde”). 
Auch in der Vorftadt St. Alban in Bajel faß der Schultheiß bes 
Probftes von St. Alban unter der Linde vor dem Kirchhof zu 
Geriht und nur bei fchlechtem Wetter im Kreuzgang ber 
Kirche). Auf einer Anhöhe wurde gehalten, 3. B. das eigel- 
fteiner Gericht zu Köln auf einem Bühel des Eigeljteins®) und 
das Schöffengeriht das heißt das Schultheißengericht zu Halle auf 
ben Berge vor dem Roland 29). Andere Stabtgerichte hatten 


8) Stadtreht aus 18. sec. $.5 bei Wigand, Geſch. von Korvei. II, 211. 

4) Ordnung des Gerichts vor den vier Bänfen, tit. 18, bei Emminghaus, 
p. 414 f. 

5) Stadtrecht aus 14. sec. 8. 4 bei Waldy, U. 71. und oben 6. 119. 

6) Stadtrecht von 1818 bei Pufendorf, I, 189. 

7) Behand des Marfchallamtes um 1298 bei Seiberk, UI, 1. p. 618. opi- 
dani ibidem convenientes sub quadam tylia, 

8) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 108. 

9) Grimm, IL, 744. — „up den buchgil up Eygelſteyne.“ 

10) Urtheile aus 17. sec. bei Walch, VI, 823, 841 u. 842. — „vfu Berge 
„vohr den Robelande zue Halle.“ 
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ihre Malftatt an einem Brunnen, ober an einer Brüde, ober 
vor einer Kirche oder Kapelle So fah. der Schultheiß in Der 
Altitadbt zu Bafel. bei ſchönem Wetter unter freiem Himmel vor | 
dem Richthauſe oder vor einer Kapelle, vor einem Brunnen, ober | 
auch vor einem Privathaufe, und nur bei fchlechtem Wetter im | 
Richthauſe (domus judicii) felbft. Daher erhielt die Brüde in ber 

Nähe jenes Brunnens den Namen Richtbrüde 1). Der erzbiſchöf⸗ | 
liche Burggraf von Magdeburg bielt feine Sigungen brei Mal im | 
Jahre vor ber erzbifhöflihen Pfalz in Magdeburg 12). | 
Vor einer Kirche oder auch in der Kirche felbft fa das Stadt: | 
gericht, 3. B. in Freiburg auf dem Münfterchor 12). In Erfurt | 
folte ver Schultheif im Bruel „in der Kirchen 8. Severi öffent: | 
„Lich fißen, und einen Tiſch vor fi haben“ 1%), An der Brüde | 
das Gericht zu Tangermünde !S), zu Salzwedel 1°), zu Berlin 17) | 
und das Brüdengericht zu Würzburg (8.494). An einer Staffel | 
oder Treppe bad Staffelgericht zu Weißenburg 18). Und ſehr häu- | 
fig auf dem Marktplatze, 3. 2. in Straßburg auf dem Markte ! 
bet St. Martin 19), in Lübee auf dem Markte unter dem blauen 

Himmel 29) unb in Bremen an dem Markte vor dem Rathhaufe?!). 

Auch in Neutlingen wurde das Blutgericht bis ins Jahr 1495 auf 

dem Marktplage gehalten. Denn erft in biefem Jahre erhielt bie 


11) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 46 u. 65. Urk. von 1258 bei Ochs, 1, 
884. vrgl. oben $. 492. 

12) Urk. von 1221 bei Dreyhaupt, II, 461. — ante palatium nostrum 
consueverunt burggravii praesidere in loco, qui vulgo Palenze 
nominatur. 

18) Urk. von 1856 bei Schreiber, I, 448. — „in bem Münfter zuo Fri: 
„burg vf dem For rihtet umb eigen und vmb erbe.” 

14) Bibrabücdhlein von 1882 bei Falckenſtein, Hitor. von Erfurt, p. 201. 

15) Zimmermann, I, 166, Not. 75. 

16) Urk. von 1278 bei Lenz, I, 67. 

17) Urk. von 1365 bei Fidicin, II, 58. 

18) Ungebrudtes Munbatregt — „bei Staffelgerihts — an ber Staffel 
„unter dem Himmel* —. vrgl. oben $. 494. 

19) Stadtrecht, c 15. bei Granbibier. vrgl. oben 8. 490. 

20) Reimar Rod bei Dreyer, Einleitung, p. 354. — „uppe bat Wartet 
„under den blaven Himmel.” vrgl oben 8. 474. 

21) Assertio lib. Brem. p. 751 f.- 


— — — — — 
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Stabt von dem Kaiſer das Privilegium bei verjchlofjenen Thüren 
über Blut richten zu dürfen 22). 

Bis ins 13. und 14. Jahrhundert, hie und da jogar bis ins 
15., wurden demnach auch in den Städten bie Gerichte unter freiem 
Himmel, und nur bei fchlechtem Wetter in bedeckten Räumen, ent- 
weder in einem Haufe oder in einer Kirche, gehalten. Eeit diejer 
Zeit fing man aber an die Gerichte regelmäßig in bebediten Räu⸗ 
men zu halten, entweder an der alten Dingjtätte in einer dafelbit 
errichteten Laube, 3.8. in Salzwedel 2?), in Hannover, Göttingen, 
Goslar, Mülhaujen, Orlamünde und Hagenau 22), ober in einem 
dafelbft errichteten Dinghauſe, 3. B. das eigelfteiner Gericht zu 
Köln 25), oder zwiſchen den Rathhaus Pfeilern gegen ben 
Markt, 3. 3. in Bremen 2%), oder in anderen Öffentlichen Hal: 
len, 3. B. in Hagenau ??), ober auch in dem meiftentheils am 
Markte ftehenden Kaufhauſe, 3. B. in Schweidnik 2%) oder im 
Rathhauſe, 3.2. in Berlin 2%), in Herfort u. a. m. 20), meiften- 
theil8 aber in einem eigenen Richthauſe oder Dinghaufe, 3.8. 
in Augsburg ?1), in Speier ??), in Worms 32), in München 3%), in 


23) Sayler, I, 180. . 

28) Urf. von 1273 bei Lenz, I, 67. qui judicio presidebit hic veniet 
ante lobium juxts locum, qui Crute Brucke dicitur. 

24) Weine Geſch ber aligerman. Geridyisverf. p. 164. 

25) Stimm, II, 744 u. 745. „Dat dinkhuys is geleyghen up den bud): 
„gi up Eygelſteyne — in beme dindbove up Eygeljieyn.“ 

26) Assertio, p. 751—52. — „an ber Gaſſen zwijchen bei Rahthauſes 
„Pfeilern gegen dem Marckt geſeſſen“ —. 

- 27) Urt. von 1444 bei Schoepflin, II, 881. vrgl. Meine Geſch. der alt- 

germ. Gerichtsverf. p. 164. 

28) Url. von 1386 $. 1 bei T. u. ©t. p. 540. 

29) Url. von 1865 hei Fidicin, U, 58. — „up den Ratbhufe bi der nyen 
„bruggben twifchen beyben ſteden“ —. 

80) Altes Schöffenbud bei Meinders, de jud. centenar. p. 274. vergl. 
noch Haltaus, p. 107. 

81) Url. von 18256 bei Stetten, Geſch. ber Seidl. p. 384. Stadtrecht von 
1276 bei Freyberg, p. 885. 

82) Lehmann, p. 291 u. 292. 

83) Rachtung von 1514 5. 29 bei Schannat, II, 837. vrgl. p. 448. 

34) Stadtrecht, art. 286. 


a 
. 
— ne 
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Baſel, Köln, Hannover u. a. m. ($. 187, 188 a. 492), oder in 
bem pretorium oder teatrum 3. B. in Soeft, Gefefe u. a. m. 26), 
in den Neichsjtäbten öfters auch im Neihspalafte, 3. B. in 
Goslar der Vogt ($. 473), und in den Bilchofsftäbten in der bi- 
IHöflihen Pfalf oder in Bifhofshofe, 3.8. in Straßburg 
der Burggraf und der Vogt 2%), in Worms der Kämmerer 37), in 
Augsburg der Vogt 28) und in Köln ber Bogt?%) und auch ber 
Erzbiichof, wenn er jelbft zu Gericht jaß*%. Zuweilen wurben 
indeflen die Öffentlichen Gerichte auch in den Städten in Privat⸗ 
hanfern gehalten, 3. B. das Vogteigericht in Erfurt €). 


8. 540. 


Die Einritung bes Sigungsortes war. aud in den 
Städten urſprünglich, fo lange bie Sigungen noch unter freiem 
Himmel gehalten zu werden pflegten, fehr einfah. Es ftanden da- 
jebft meiftentheils nur einige Bänke, Schrannen ober Stühle, auf 
welchen die vorfigenden Richter und die Schöffen und bie übrigen 
Urtheilsfinder faßen. Diefe Bänfe und Stühle waren anfangs be- 
weglih. Daher konnte man fie von einem Geridhtsort an den 
anderen tragen, 3. B. in Orlamünde !). Späterhin wurben fie an 
ber ftändigen Malſtatt befeftiget, und zwar jo geftellt und befeftiget, 
daß fie für das Gericht einen geichloflenen Raum bildeten, in 
welchen ohne Erlaubniß des Nichters niemand hineintreten durfte, 


85) Seibertz, Rechtsgeſch. von Weſtfalen, III, 668. Not. 

86) Stabtredht, c. 42 u. 45 bei Grandidier. vrgl. oben $. 490. 

87) Annales Worm. bei Boehnter, fontes, II, 210. 

88) Stadtrecht bei Freyberg, p. 85. 

89) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802. 

40) Ark. von 1280 Bei Elafen, Schreinspraris, p. 72. Acta sunt hec in 
palatio D. nostri archiepiscopi. Urk. von 1264 bei Lacomblet, II, 
818, 

41) Bibra Beſchreibung der Gerechtigkeit von 18323 bei Zaldenftein, Erfurt, 
p. 194. „in Boigtes@erichte, welches Bffentlich gehalten worden, 
„in frummen Haufe" —. 

1) Stadtrecht aus 14. scc. 5. 4 bei Wald, HU, 71. — „fo mag der 
„richter nachfolgen vor die thür daſelbiſt jal her dann bende ſetzin und 
Feyn gerichte beſtellin“ —. 
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3. B. in Salfeld 2). Wenn der Gerichisort mit vier Baͤnken oder 
mit Schrannen eingeichlofien war, jo nannte man ſodann den Ge⸗ 
richtsort, und von dem Ort auch bas Gericht ſelbſt das Gericht 
der vier Bänke, 3. B. in Eoeft, in Bremen u. a. m., oder bie 
Schranne z. B. in Münden ?), in Freiſing ) und in Regens⸗ 
burg). Auf diefen Bänken, Schrannen und Stühlen faßen nun 
die Richter, die Schöffen und bie übrigen Lrtheilsfinder. Sie 
ſaßen demnach in den vier Bänfen, 3. B. in Soft), in 
Bremen ?), in Freiberg ®), in Görlig, Schweibnib 9) u. a. m., oder 
innerhalb oder zwifchen den Schrannen, 3 2. in Bam: 
berg 1%). Und von ben Gerichts:Bänfen und Stühlen nannte man 
das Gericht felbit eine Gerichtsbank, einen Gerichtsſtuhl 
oder einen Schöffenftuhl, 3.8. in Magdeburg, Schweibnit 
u. a. m.12), Um biefe Bänke, Echrannen und Gerichtsftühle 
herum ftand nun das übrige Volk (der Gerichtsumftand), und 
bildete demnach einen Ring oder einen Kreis um das Gericht 
berum, 3. B. in Freiberg 12), in Münden ?2) u.a. m. Daher 





2) Stadtrecht aus 18. sec. $. 120. bei Wald, I, 42. „Wer da ouch 
„trete in day gefiule vor deme geheiten dinge ane loube bez rich⸗ 
„terz“ —. 

8) Stadtrecht, art. 4 u. 237. 

4) Ruprecht von Freiſing, II, 96. 

5) Stadtrecht bei Freyberg, V, 80 fi., 54 u. 56. 

6) Schrae, art. 18, 

7) Statut von 1808, c. 14, Bi, 88, 44 u, 117 bei Delrichs, p. 78, 81, 
82, 94 u. 188. 

8) Stadtrecht, c. 31 bei Schott, III, 258 —256. 

9) Url. von 1808 u. 1836 bei T. u. St. p. 446, 447 u. 540. — in 
banceis — in quatuor banccis civitatis — bie vier Benfe —. 

10) Gentgerigts Ordnung bei Schuberth, über die Staats: und Gerichte: 
verfaffung von Bamberg, p. 251 u. 252. und bei Zöpfl, p. 134. 

11) Urk. von 1363 bei X. u. ©t., p. 588. 

12) Stabtredt, c. 31 bei Schott, III, 253 - 256. — „ber man uzenwendie 

‚ „ben denken flet —. Brenget ein man einen vorſprechen mit im zu 
„dinge vor di benke —. Wirdet ein man eines uriheiles gevragit 
„ber vzenwenbic ben benten if" —. 

13) Stadtrecht, art-5. — „Iwellder an bem ring oder an der ſchrannen 
„Nat oder der binder, aljo daz man im gerueffen mag” —. vergl. 
Meine Geſch. des altgerm. Gerichtöverf. p. 168 u. 169. 
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wurde der Gerichtsort auch in ben Stäbten ein Ring, Gerichts⸗ 
ring, Kreis und, von dem in dem Kreis aufgeworfenen Ge⸗ 
vichtshügel, z. B. in Köln, Magdeburg u. a. m. ein Warf ge 
nannt 19). 

Bor dem Gericht ftand gewöhnlich ein Tiſch, auf welchem 
das Richtſchwert oder ber Gerichtsftab Tag und auf welchem bie 
Heiligen ftanden, auf welche die Eide geichworen zu werben pfleg- 
ten, 3. B. in Lübeck !5), in Herfort 1%), in Bremen u. a. m.. Die 
Heiligen befanden ſich in Lübeck in einer. Meinen Kirche 17) und in 
Bremen in einem Meinen hölzernen Häuschen ie) Daher wurden 
daſelbſt die Meine.Kicche und das Häuschen auf den Tifch.vor ben 
Richter hingeſtellt. Zuweilen wurde auch noch eine Fahne, bei 
Blutgerichten eine Blutfahne ausgeſteckt 19). 


7. Gerichtszeit. 
8. 541. 


Urfprünglich wurden auch in den Staͤdten gebotene und 
ungebotene Gerichte gehalten, ungebotene jedoch in der Regel 


14) Urt. von 1169 bei Lacomblet, I, 302. — in cirenlo quod Warf 
dieitur. Magbeburg. Schöffenbrief von 1261, $. 70 und von 1304 
8. 187 bei X. u. St. p. 361 u. 477. — „ber Cleger foll aller erſt 
„in den Warf komen.“ vrgl. Sächſ. Lr. I, 68 $. 4. Gtadtrecht von 
Freiberg, c. 27 bei Schott, III, 282. „Di voyte fullen alreſt fumen 
„in ben ereiz.“ Ruprecht von Treifing, II, 100 u. 112. — „binder 
„dem ring“ —. Stadtreht von München, art. 5, 284 u.505. Stadt: 
vet von Negensburg bei Freyberg, V, 81. vrgl. Meine Geld. des 
aligerm. Gerichtöverf. p. 166. 

15) Reimar Kod bei Dreyer, Einleitung, p. 3854. — „be Richte Herren 
„ſamt den Richte Schriver fitten vnde fid hebben eine e Tafel gebedt 
„und eine Kerke barup ftaende.“ 

16) Altes Schöpffen Bud bei Meinders, de judic. centenar. p. 274. — 
„ſchollen enen Diſch vor en fetten, bebedet mit einer Dwellen De 

„Hilgen Ihollen fie darop fetten, unde en Schwerdt barby leggen, 
„dat men jehe, dat hier Königes Bann if.“ 

17) Dreyer, Einleitung, p. 354 u. 859. 

18) Assertatio, p. 752 u. 761 f. 

19) Dreyer, Ginleitung, p. 358. 
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nur bei jenen Gerichten, welche an die Stelle der Gaugerichte ge⸗ 
treten waren. Denn Karl der Große hatte die ungebotenen Ge⸗ 
richte nur für bie Gaugerichte eingeführt ). Daher findet man in 
ber Megel nur bei den Stabtgrafen= oder Burggrafengerichten und 
bei den Bogteigerichten ungebotene Dinge. Man nannte bieje Ge 
richte auch in ben Städten insgemein ungebotene Dinge, echte 
Dinge, placita legitima, placita legalia, ober aud 
placita generalia civitatis 3. 3. in Frankfurt 2), Echt: 
binge, Ettinge over Ettink 3. B. in Greifswald und Stral- 
fund ?), zuweilen au) Botdinge, 3. B. in Magdeburg, Breslau, 
Girlie u. a. m.*) und Volldinge, 3. B. in Selz®) und Wei⸗ 
Benburg %). Sie jollten meiftentheils drei Mal im Jahre gehalten 
werden von den Burggrafen in Köln ?), in Negensburg 9) und in 
Magdeburg, danı von dem Vogte in Soeft®), in Aachen 19), ia 
Um), in Selz 122), in Erfurt 12), in Augsburg, in Lübed, in 
Bremen, in Herfort u. a. m. (6. 472, 478, 474, 492, 493 u. 510), 
zwei Mal im Jahre von dem Vogte in Seligenftabt ($. 496), 
und einmal im Jahre von dem Vogt in Greifswald 14) und von 
ben Bögten in Braunfchweig in allen fünf Weichbilden, aus denen 
bie Stabt beitand !°). Erſt ſeitdem das Amt der Stadt: oder Burg- 
grafen oder des Vogtes in den Städten gefunten oder verichwunden 


1) Meine Geld. des altgerm. Gerichtsverf. p. 76 u. 156. 

2) Urk. von 1219 bei Boehmer, Urkb. I, 26. 

8) Dähnert, v. Ettint, p. 109. | 

4) Schöffenbrief von 1261 $. 7 und von 1804 $. 8 bei X. u. St. p. 852 
u. 450. . 

5) Grimm, I, 760 $. 4, 5, 7 u. 86. 

6) Mundatrecht in Meiner Abhandl. über das gerichtliche Weinen p. 16 
u. 17. 

7) Slajen, Schreinspr. p. 54. 

8) Privilegium von 1230 $. 10. 

9) Stadtrecht von 1120, $. 7. 

10) Noppius, p. 121. | 

11) Urk. von 1255 bei Senckenberg, sel. jur. II, 264. 

12) Grimm, I, 760, $. 5, 6 u. 86. 

18) Bibra, Beichreibung der Gerechtigkeit von 1832 bei Faldenftein, p. 207. 

14) Tähnert, p. 109. 

15) Ordinarius senat. Brunsv. von 1408 $. 120 bei Leibnitz, III, 475. 

38 


v. Maurer, Stäbteverfaffung III. 
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und ſodann der Schultheiß oder ein anderer Beamter an deſſen 
Stelle getreten war, hielten auch dieſe Beamten ungebotene Dinge, 
und zwar insgemein drei Mal im Jahre. So der Schultheiß !*) 
und Später der Kämmerer in Mainz drei Ungebotendinge 
($. 485 u. 489), der Schultheiß in Weißenburg drei Volldinge!7), 
der Schultheiß in Goslar, wenn er unter Königsbann zu Gericht 
ſaß, drei echte Dinge 1°) und der Stabtrichter in Freiſing brei ellich 
Tading nach alter Gewohnheit 1%). Nur in Magdeburg hielt auch 
der Schultheiß 2%) und in Köln ver Vogt, welcher früher auch 
Schultheiß genannt wurbe, brei echte Dinge oder placita legalia 
neben dem Burggrafen 21) und in Selz ber Schultheiß drei Boll: 
dinge neben dem Vogt 22). 

Späterhin haben fich jedoch die ungebotenen Dinge in den 
Städten gänzlidy verloren oder fie wurden wenigftens in jenen 
Städten, in benen fie ſich noch erhalten haben, zulegt zu einer 
leeren Kormalität. In Bremen wurden die Echtebingstage 
noch im Anfang des 17. Jahrhunderts, jedoch mehr zur Unter: 
haltung der fchauluftigen Sugend, als zur Bornahme ernfter Ge- 
jhäfte, welche fie nicht mehr zu beforgen hatten, gehalten. Und 
bald nachher verichwand auch noch diejes zur Antiquität gewordene 
Schauſpiel 22), An Lübed wurde das Echtding noch im 18. 
Jahrhundert gehalten. E8 war jedoch nur noch eine faft von 
niemand mehr verftandene leere Kormalität ohne alle Bedeutung ?*). 
Und in Stralfund nennt man heute noch den Tag, an welchem 
bie erledigten Natheftellen wicder bejegt werben, den Etting, 
wiewohl Längit ſchon Leine ungebotenen Gerichte mehr weder an 


16) Urf. von 1816, 1882 u. 1848 bei Guden, II, 453, 457 u. 458. 

17) Mundatrecht in Meiner Abhandl. über das gerichtlihe Weinen, p. 16 
u. 17. 

18) Göoſchen, p. 78. 

19) Stabtredt $. 208 bei Freyberg, V, 218. 

20) Schöffenbriefe von 1261 $. 9 und von 1804 $. 6 bei T. u. St. 
p. 358 u. 450. 

21) Glafen, Schreinspr. p. 54. 

22) Grimm, I, 760 8. 5, 6 u. 7. 

28) Assertio lib. Brem. p. 751 u. 752. vrgl. oben $. 495. 

24) Dreyer, Einleitung, p. 854 ff. vrgl. oben $. 474. 
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biefem Tage noch an einem anderen gehalten werben 25), Der tn 
den Städten entjtandene größere Verkehr drängte nämlich allent- 
halben zu neuen Einrichtungen, indem bie alten für bie neuen 
Berhältnifje nicht mehr genügten. Die gebotenen Dinge wurden 
vermehrt und geregelt. Und fie haben ſodann die dem neuen Leben 
nicht mehr zufagenden ungebotenen Dinge nach und nad) verbrängt 
und erjeßt. Denn die neuen Stadtgerichte waren ihrem Grund⸗ 
charakter nach fammt und ſonders gebotene Gerichte 2%). 

Der in den Städten entitandene Verkehr machte nämlich frühe 
ſchon für die Zmifchenzeit von einem echten Ding zu dem anderen 
außerordentlich berufene, aljo gebotene Gerichte nothwenbig zur 
Entſcheidung der in dem täglichen Verkehr entftandenen Streitig- 
feiten. Es wurde zu dem Ende in vielen Städten angeorbnet, 
daß 14 Tage nad) jedem ungebotenen oder echten Ding ein foge- 
nanntes Afterding gehalten werden folle zur Erledigung ber 
bei dem echten Ding unentſchieden gebliebenen Streitigfeiten. Die- 
jes Afterding follte in Magdeburg, Breslau und Görlitz 27), in 
Franffurt u.a. m. von dem Schultheiß gehalten werden ?®). Außer- 
dem follte ber Schultheiß in Magdeburg u. a. m. noch in Geld: 
ſchulden jeden Tag zu Gericht fiten und zur Erleichterung bes Ge- 
IHäftsgangs auch noch anderwärts als an der gewöhnlichen Ding: 
ftatt zu Gericht fiten und auch andere Bürger um das Urtheil 
fragen dürfen, wenn feine Echöffen anwejend waren 29), In Ba- 
jel wurde zur ntfcheidung der Schuldfachen unter 5 Pfund und 
der kleineren Frevel ein fogenanntes Nachgericht, beftehenb aus 
dem Schultheiß, Vogt und drei von den Zehn, angeordnet, welches 
zwei Mal in der Woche zu Gericht fiten follte 2%). In Straßburg 
durfte ver Schultheiß zu feiner Erleichterung für die Entſcheidung 
von Eivilftreitigleiten zwei Richter ernennen, welche zwar in ber 


25) Fabricius, Verfaſſung von Stralſund, p. 26. 

26) Meine Geſch. bes altgerman. Gerichts Verf. p. 155. 

27) Schöffenbriefe von 1261 $. 8 u. 9 und von 1804 8.5 u. 6 bei 7. u. 
St. p. 853 u. 450. 

28) Weistbum aus 15. sec. bei Koenigsthal, I, 2. p. 17. 

29) Weisihümer von 1188, $. 8, von 1261, $. 12, von 1295 $. 8 und 
von 1804 $. 7 u. 44. bei T. u. St. p. 268, 353, 428, 450 u. 459 

80) Ordnung bed Nachgerichts von 1488 in Rechtsquellen, I, 115 ff. 

38 * | 
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Regel auf dem Markt bei Sanct Martin ihre Sitzungen halten 
ſollten, in dringenden Fäͤllen aber die Parteien auch in ihre Woh⸗ 
nung vorladen durften®!). In Augsburg follte der Burggraf jeden 
- Tag zu Gericht ſitzen (urbis praefectus oottidie in judicio sedere 
debet) 2). In Brafel follte außer dem feterlihen ungebotenen 
Vogteigerichte (judicium sollempne, quod vulgariter dicitur Vo- 
gething) auch noch für bie tagtäglich vorfallenden Streitigleiten 
ein tägliches Gericht (cottidianum judicium) gehalten werben 22). 
- Zn Regensburg follte wenigftens Einer der beiden Kämmerer jeben 
Tag zu Gericht ſitzen ?*). 

Aus einem Ähnlichen Grunde wurden zur Enticheidung der 
geringfügigen Sachen in vielen Städten bie alten Burgerichte bei= 
behalten oder Fronbotengerichte eingeführt, welche die täglich vor— 
fallenden kleineren Streitigfeiten entjcheiden jollten 3%). Man nannte 
bie im Notbfalle außerordentlich berufenen Gerichte Nothgerichte, 
Notgedinge oder das Notredht, 3. 3. in Berlin u. a. m.29). 
Ein ſolches Notrecht follte in Hamburg und Breslau bei allen dem 
Verderben ausgejegten jtreitigen Gegenftänden gehalten werben ?7). 
An Soeft follte, wenn ein Kranker nicht vor Gericht erſcheinen 
konnte, an dem Krankenbette ein Nothgericht gehalten werben 39). 
In Hagen in Weltphalen wurde felbft über eine Kundſchaft ein 
Noythgericht gehalten 2%). Beim Nothrecht follte auf der Stelle 
zu Recht erfannt und ein Pfand oder eine andere Verficherung 
gegeben werben, 3. B. in Bamberg 1%). In Magdeburg, Breslau 
und Goͤrlitz follte das in einem Nothrechte erlaffene Urtheil auch 


81) Stabtredt, c.8 u. 14—16 bei Grandidier, II, 49. vrgl. oben 6.49%. 

82) Stabtredht von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 881. 

88) Urk. von 1259 bei Wigand, Archiv, IV, 179 f. 

84) Stabtrecht bei Freyberg, V, 75 f. 

85) Url. von 1281 Nr. 8. bei Kindlinger, Hörigkeit, p. 265. -Alias de 
causis quotidianis, que geruntur coram bedello civitatis —. 

86) Hegungsformel bed Nödtgedings in Berlin bei Fidicin, I, 85—87. 

87) Haltaus, p. 1497. 

88) Ordnung des Gerichts vor ben vier Bänten, tit. 18 bei Emminghaus, 
p. 414 u. 416. 

89) Urf. von 1542 bei Steinen, I, 1701 u. 1708. 

40) Stadtrecht $. 160. 
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noch an demſelben Tage vollzogen werben 2). Zumal: die Ent—⸗ 
ſcheidung der Streitigkeiten mit Fremden, mit ſogenannten Gäſten 
(hospites) ſollte in jeder Weiſe beſchleuniget werden, z. B. in 
Magdeburg und Gorlitz bereits ſeit dem 12. Jahrhundert 42), Da⸗ 
her wurden die Gaſtgerichte ſelbſt zuweilen Notgedinge genannt, 
3. B. in Görlitz #2), 

Um nämlid den Verkehr mit den Fremden zu erleichtern 
durften dieſe ohne Noth nicht aufgehalten werden. („daz recht tit 
„darumb gejeczt daz ein gajt feiner tagwaid nicht verfaumt werd”) 4). 
Daher folte in Münden und in anderen bairifchen Städten bie 
Enticheidung noch an bemjelben Tage erfolgen, font durfte der 
Fremde ohne weiters weiter reifen. („wolt er dann des tags von 
„im nicht vecht nemen, fo mag der gaft wol gen, varn, reiten, ſwo 
„er hin vil, im felbft an fchaden”) #5). Eben fo in Ulm *%) und 
in Wiener Neuftadt 7). In Freiſing follte einem Fremden zu jeber 
Tageszeit Necht gefprochen werben *%), in Kaflel von einer Sonne 
zur anderen und in Freiberg fo oft es nothwendig war 29). In 
Freiberg wurbe bereits im 13. Jahrhundert im Intereſſe der Frem⸗ 
den und ber Einheimifchen verordnet, daß das Stabtgericht jede 
Woche an brei verfchiebenen Tagen (am Montag, Mittwoch und 
Freitag), im Nothfalle fogar jeden Tag, aljo auch noch am Dienftag, 
Donnerstag und Sonnabend, und, wenn e8 die Bürger begehrten, 
früh oder fpät an jebem Tage Sitzung halten folle. („wenne iz bi 
„burgere heizen oder wollen iz fi fpete oder vru fo muz daz ge- 
„ſchen“) 6%). Da es indeſſen in Freiberg Teine Schöffen gab, fo 


41) Schöffenbriefe von 1261, $. 24 und von 1304, 5. 64 bei T. u. St. 
p. 354 u. 462. 

42) Weisthümer von 1188, 8.8 und von 1804, $. 7. bei T. u. St. p. 268 
u. 450. 

48) Haltaus, p. 1424, 

44) Rechtsbuch Kaifer Ludwigs, c. 69. . 

45) Stadtrecht von Münden, art. 15. vrgl. noch art. 60. und Rechtsb. 
Kaifer Ludwigs, c. 297. 

46) Stadtrecht von 1296 $. 10 bei Jäger, Ulm, p. 731. 

47) Stadtredht, c. 45 bei Würth, p. 74. 

48) Ruprecht von Freiſ. II, 69. 

49) Haltaus, p. 587 u. 588, 

50) Gtadtrecht, c. 81 bei Schott, I, 251. 
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waren drei Sitzungen in ber Woche den Bürgern zu viel. Es 
wurde ihnen daher, auf ihr Begehren, bereits im Jahre 1344 wieder 
geftattet,, jede Woche nur eine regelmäßige Situng zu halten N). 
Seitdem jedoch ftändige VBeifiter bei den Stabtgerichten ange- 
ftellt zu werden pflegten, ſeitdem wurden auch regelmäßige Sigungen 
in jeder Woche angeordnet, je nach dem örtlichen Bebürfnifie an 
jedem Tage oder doch an einigen beftimmten Tagen in der Woche. 
Dann war aber bei den ungebotenen Gerichten nichts mehr zu 
verhandeln. Diefe kamen daher nad) und nach außer Gebrauch, 
oder fie vegetirten wenigftens nur als Ruinen einer lätgft unter- 
gegangenen Zeit, noch eine Zeit Img, in Luͤbeck jogar bis auf un- 
fere Tage fort. 


8. Gerichtsverfahren. 
a. im Allgemeinen. 
G. 542. 


Ursprünglich bat Hinfichtlich des gerichtlichen Verfahrens auch 
in den Städten Fein Unterfchied zwiſchen dem Verfahren in Eivil- 
fadhen und in Straflachen beitanden. Wenigſtens war ber Unter 
fchied nicht ſehr groß und nicht weientlih. Erſt in den Städten 
hat der größere Verkehr zur weiteren Ausbilbung des Verfahrens 
in Eivilfachen und zulegt zu einem eigenen Eivilprozeß geführt. 
So lange jedoch noch altgermaniiches Verfahren gegolten hat, fo 
lange ift fih auch das Eivil- und Strafverfahren ſehr ähnlich ge⸗ 
blieben, Das Verfahren begann, wenigftens bei ben ungebotenen 
echten Dingen, mit der Hegung des Gerichtes. Darauf wurde zum 
Aufruf der vorgeladenen Parteien gefchritten. Oder die Parteien 
traten auch unaufgefordert vor Gericht auf. Sie konnten allein 
oder auch in Begleitung ihrer Freunde und Berwanbten vor 
Gericht ericheinen. -Denn biefe jollten ihnen, wenn fle es begehrten, 
auch bei Gericht beiftehen und helfen. So bie Freunde bes Klägers 
in Negensburg?). Eben jo bie Freunde des Beklagten in Bre- 


51) Verordnung von 1844 bei Schott, III, 88. f. 
1) Friedensgerihtsbud bei Freyberg, V, 73. — „ vnd fullen jm fein 
„freunt vor gericht rechtens heiffen“ —. 
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men?) Selbſt zum gerichtlichen Zweikampf durften die kämpfen⸗ 
den Parteien ihre Freunde und Verwandten mitbringen, z. B. in 
Freiberg ?). Die Anzahl der mitzubringenden Freunde wurde je: 
doch ſpäterhin beſchränkt. In Bremen durften bie Parteien ſeit 
dem 15. Jahrhundert nur noch jelbft gehend, alfo mit neun Freun⸗ 
ben vor dem Stabtrath erſcheinen ?), in Lübeck nur noch mit ſechs 
Freunden, in Stolpe mit vier (aljo felbft fünft) und in Hanno: 
der nur noch mit drei Freunden, aljo felbft viert 5), und in Köln 
mit vier Mann ®). 

Bor Gericht begehrten und erhielten die Parteien vor Allem 
einen Vorſprechen. Es war zwar jede Partei berechtiget ihr 
Wort felbft zu fprechen. Allein, wenn jemand ftrandelte oder in 
der Rede ſtecken blieb und dann erjt einen Vorſprechen begehrte, fo 
erhielt er ihn nur noch in dem alle, wenn e8 der Gegner geſtat⸗ 
tete, 3. B. in Freiberg 7). Es erheiſchte daher die Vorficht gleich 
anfangs einen folchen zu begehren. Und dann burfte er auch nicht 
von dem Richter verweigert werden. Selbſt die in hanbhafter 
That ergriffenen und vor Gericht gebrachten Verbrecher erhielten, 


2) Urk. von 1546 in Assertio lib. Brem. p. 714. — „aud, feiner 
„Freundſchafft etlichen, die jhme in folchen rechtlichen Saden von nö» 
then" —. 


8) Stabtredht, c. 27 bei Schott, III, 232. „Her richter be bitet uch ouch 
„durch got daz ir im irloubit daz fine vrundichin mit im muzen ber: 
„ingehn —. daz fal im der richter irlouben zu rechte. So ſal he geen 
„in ben creiz mit finen vrunden uor ben rihter bin! —. 

4) Kundige Rulle von 1489, 1450 u. 1756 $. 2 bei Oelrichs, p. 648, 
717 u. 79. | 

5) Lübifche Verorbnung von 1418. Hannov. Statut von 1809. Statut 
von Stolpe, art. 6. Dreyer, Einleitung p. 334 u. 145. 

6) Eidbrief von 1841 $. 142 in Quellen, I, 84. 

7) Stabtrecht c. 81 bei Schott, III, 251—52. „unbe wenne fich der richs 
„ter feget an daz gerichte alje he Dingen wil fo mac ein iklich man 
„wol fin jelbis wort fprechen ane buze der iz fan vnd iz tun wil. — 
„Iſt aber daz ein man fin wort felbe fprichit vnd beginnet firandelen 
„daran aljo daz be eines uorſprechen wol beborfte vnd bittet denen 
„eines mannes ber fin wort ſpreche. des mac nicht gefin zu rechte. — 
„fin widerfache wolle is im denne gunnen vnd gan is im ber jo mac 
is im der rihter nicht gewern’ —. Ueber das Wort Stranbeln vrgl. 
Schmeller, III, 686. 
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wenn fie e8 begehrten, einen Vorſprechen, 3. B. in Magdeburg, 
Breslau®) u.a.m., insbefondere auch in Bamberg. Nach ber alten 
Eentgerihtsorbnung erhielt dafelbft zuerft ver Anfläger und bann 
auch der Angeklagte einen Vorfprechen, ber ſodann das Wort für 
ben armen Mann ſprach, und ihn fo gut als möglich vertheibigte?). 
Sa fogar bei dem gerihtlihen Zweilampf wurbe bas über 
die Vorfrage zu führende Verfahren von Vorſprechen geführt, 3- B. 
in Freiberg. Zuerft trat bafelbft vor dem Vogte ber ven Kampf 
Begehrende (der Borderer) mit einem Vorfprehen auf und ließ 
durch dieſen feine kämpfliche Anfprache vortragen. Und ber Ge 
forderte ließ ihm fodann ebenfalls durch einen Vorſprechen antwor: 
ten. („Nu der uorderer vnd fin uorjpreche fal alfo teidingen. — 
„Der wiberfache und fin uorjpreche mac teibingen alſo“ —) 19). 
Auch der Richter felbft, wenn er von Amtswegen als Anfläger auf: 
trat, pflegte fich eines Voriprechen zu bedienen, 3. B. der Vogt in 
Freiberg 11). 

Die Verhandlung jelbit war öffentlih und mündlich. 
Daher nannte man bie Gerichtsſitzung ſelbſt öfters ein collo- 
quium 22), eine Spradhe oder Morgeniprade. Die Ge: 
richtsfprache und bie Eidesleiftung insbefondere war voller Förm⸗ 
lichfeiten. Wer babei ftrandelte oder ftrampelte, die Hand zu früh 
oder zu fpät. zum Schwur aufbob, einen Finger ftatt zweier aufhob, 


8) Schöffenbrief von 1261 $. 74 bei T. u. St. p. 862. „Swar ein Dan 
„des anderen Wort jprechen fol, dar ber mit Urteilen zn gedwngen wirt 
„in einer bantbaften Tat, ber ſpreche alſus:“ vrgl. Sächſ. Weichbild, 

„art. 41. 

9) Eent. Gerichtsordnung $.1. ff. u. $. 88 ff. bei Zoepfl, p. 129 u. 181 
und bei Schuberth, p. 247 u. 249. „Her Richter berlaubt dem clager 
„ein voripredenn. — Mau foll im (dem Berbafteten) einen vorſpre⸗ 
„hen berlauben. — „Her Richter wollt ir des armen mand wort ver- 
„boren. Er beißt mich (den Vorſprechen bes Angellagten) „reben vnd 
„ſpricht er hab fich vergeſſen vnnd ſey onjchulldiglich zu den jachen kom⸗ 
„men vnnd bit gnabe* u. |. w. 

10) Stabtredt, c. 27 bei Schott, III, 226228. 

11) Stadtrecht, c. 80 bei Schott, III, 247—249. — „ fo muz ber richter 
„ufften und fal einen anderen richter fetcen vnd neme einen uorjpredgen 
„der ſal teidingen aljo”- —. 

12) Stadtrecht von Medebad von 1165 $. 21 bei Geiberk, UI. 1, p. 75. 
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ein alt hergebrachtes Wort nicht richtig ausſprach, oder ſonſt eine 
Wanſprache führte, der wurde geſtraft oder verlor ſogar ſein Recht 
ſelbſt 123). Dieſen Rechtsnachtheil pflegte man in vielen Städten 
die Bare, Gefar oder Gefährde zu nennen und als einecap- 
tio, cavillatio, juricapium u. f. w. zu bezeichnen, 3. B. in 
Magbeburg 2%, in Goslar 15), in Münden !%), in Hildesheim 17), 
in Stade 1%), in Bamberg !9), in Memmingen 2%), in Soeft, Ham⸗ 
burg, Lübed, Frankfurt u.a.m. 21). Die Abichaffung dieſes Rechts⸗ 
nachtheiles wurde jedoch frühe jchon begehrt und auch theilweife 
und ſelbſt ganz von den Landesheren bewilliget. 

Auch die Berathung ber Urtheilsfinder und die Urtheils- 
findung jelbft war ganz ‚gleich bei dem Givilverfahren wie bei 
ben Strafverfahren. Beides geſchah auch bei den Stabtgerichten 
in altgermanifchen Formen22). &s ift daher unrichtig, wenn En- 
nen glaubt, der Vorfibende habe einen aus den Schöffen beitimmt, 
ber ſich mit der Ausarbeitung bes Urtheils und mit dem Bortrag 
in der Sitzung zu befaflen gehabt habe22). Ein ſolches Verfahren 
paßt wohl für das fpätere fchriftliche Verfahren, nicht aber für das 
altgermanifche münbliche. 

Wenn Schöffen zu Gericht faßen, fo durften fie, ehe fie das 
Urtheil fanden, bei Seite treten, um ſich zu berathen und bie Sache 
zu überlegen und zu bedenken 4), Man nannte daher das Bera⸗ 
thungszimmer bie Dank: (Denk) ftube. Und die Abtretenden 


13) Bobmann, IL 659 u. 660. Mechtebuch Kaifer Lubwigs $. 19. Stabt: 
redhte von Münden art. 6. unb von Yreifing von 1359 ©. 18. Rups 
recht von Freifing, IE, 76. Stadtrecht von Brünn, 9. 202. 

14) Stabtredt von 1188 $. 1 bei X. u. St. p. 267. 

15) Privileg von 1219 bei Göſchen p. 115. 

16) Urf. von 1230 bei Würdtwein, nova subs. IX, 72. 

17) Stadtrecht von 1249 6. 89—41 bei Scheid, orig. Gulf. IV, 2485. 

18) Stadtrecht von 1209 u. 1259 bei Pufendorf, II, 152 u. 187. 

19) Stadtrecht, 5 274. 

20) Stadtrecht von 1896 bei Freyberg, V, 280 f. 

21) Tzſchoppe und Stengel, p. 267 Not. Werjebe, niederländiſche Kolonien, 
I, 166. Thomas, Oberhof zu Frankfurt, p. 89. 

22) Meine Geſch bes altgerman. Gerichtoverf. p. 280. 

28) Ennen, Geſch., I, 584. 

24) Basler Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Ochs, 1, 869. „wenne ouch 
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Schöffen durften fogar, wenn fie es für nöthig hielten, bie Für: 
Sprechen der PBarteien mit fih in die Dankftube nehmen 2%). Au 
in Regensburg durfte der um das Urtheil Gefragte fich zuvor mit 
den Umberftehenden bei der Schranne oder hinter ber Schranne 
berathen 29. Eben fo burfte fich in Freiberg ber um das Urtheil 
gefragte Schöffe („der in den benken fiet“) mit den umberftchenden 
Bürgern berathen. Wenn biefe ihn aber nicht berathen Tonnten 
oder wollten, jo mußte er dieſes und baß er felbft das Recht nicht 
wiſſe beſchwoͤren, fonft wurde er geftraft 27). 

Nach beendigter Berbantlung Fonnten die Parteien bie Aus: 
fertigung eines Gerihtsbriefes begehren. In Straflachen 
pflegte dieſes jedoch nur ehr felten und auch dieſes meiftentheild 
nur bei Achterflärungen und bei Vergleichen zu geſchehen. Daher 
find die Achtbriefe, die Söhnebriefe und die Urphebebriefe faſt bie 
einzigen Urkunden diefer Art, welche wir kennen. 

Eine bedeutende Verfchiebenheit zwifchen dem Eivil- und Straf 
verfahren zeigte fich zumal bei dem Beweisverfahren. Und da bie 
jes auch in anderer Beziehung noch ſehr eigenthümlih war, ſo 
werde ich von ihm erft fpäter im Zuſammenhang handeln. Hier 
muß jedoch noch bemerkt werben, daß auch die Stabtgerichte öfters, 
insbefondere die ungebotenen Gerichte, mit einem Trintgelage 
endigten, wie biejes auch bei den Märkerdingen und bei anderen 
altgermanifchen Gerichten ter Brauch war 2%). Bei dem Voits⸗ 
dinge in Orlamünde pflegte noch im 14. Jahrhundert ein Fap Wein 
oder ein Faß Bier leer getrunfen zu werden. Und wer bei biejer 
Gelegenheit Zank oder Streit anfing mußte, wie bei den Märfer: 


— — 


„die Zehen uß dem Gerichte trettend ſich umb ein Sache ze beden- 
ende“. 

25) Ochs, II, 869. 

26) Stadtrecht bei Freyberg, V, 57. — „wellen fi ſich geſprächen, fy Iprä- 
„hen fih bie pey der ſchrann oder wellen fie fich hinder der ſchrann 
„geſprächen, ir ſchikht ewer Diener zu in dy fy in guter but halten, 
„ob ſy ze lang ſprächen wolten, man pring ſy berwiber zu ber 
„ſchrann“ —. 

27) Stadtrecht aus 18. sec. c. 81 bei Schott, III, 256 u. 257. 

28) Meine Geſch. der Markenverfafjung, p. 276 u. 277. unb Meine Geld. 
bes altgerman. Gerichts⸗Verf. p. 800 u. 801. 


— — — 
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Bir gerihten, zur Strafe das Faß wieder füllen laſſen 29). Und’ in 
Mr ap Mainz begann jedes ungeboden Ding bes Kämmerer mit einem 
— Efien. (mit einer Supp und verſottenen Hünern daruf 20). 


b. Gisilnerfeßren. 


mE ®. 543. 

J Ueber das Civilverfahren finden ſich bereits in vielen alten 
Laer: Stadtrechten mehr oder weniger vollftändige Vorjchriften, 3. B. im 
N, Stadtrechte von Straßburg), von Soeſt, von Augsburg, von 
m Brünn u. a. m., und in ben magdeburgifchen Schöffenbriefen. In 


mehreren alten Städten findet man feit bem 14. Jahrhundert ſchou 
[ eigene Gerichtsordnnungen, 3.8. in Speier ?), in Bajel 3), in Frank⸗ 
a furt 9) u. am. In einigen Stadtrechten findet man fogar weit: 
läuftige Verhandlungen und Formeln über die Art und Weije wie 
— verhandelt werden ſollte, die ein ſehr klares Bild über die Verhand⸗ 
7 lungsweiſe ſelbſt geben, 3. B. in dem Stadtrechte von Freiberg aus 
- dem 13. Jahrhundert 62). Es ift hier natürlich nicht der Ort fich 
“ weitläuftig hierüber zu verbreiten. Auch Tann ich in biefer Bezie⸗ 
bung um jo fürzer fein, da ich bereits vor länger als 40 Jahren 
J in meiner Preisſchrift umftändlich über das altgermaniſche Gerichts⸗ 
verfahren gehandelt habe. 

“ Eine vorläufige Anftruftion der Sade vor der münd- 
lichen Verhandlung findet ſich nirgends. Der erfte Fortſchritt in 
diefer Beziehung war die in ben Gerichtsorbnungen von Speier 
und Frankfurt befindliche Vorjchrift, daß die Klage auf Begehren 
des Klägers von dem Gerichtsfchreiber niedergefchrieben und ſodann 
den Beklagten mitgetheilt werden ſolle. Meiſtentheils geſchah aber 


29) Stadtrecht aus 14. sec. 6. 17 bei Walch, II, 76. 
30) Grimm, I, 538 u. 584. 
1) Stabtredt, c. 26—830 bei Grandidier, II, 62. ff. r 
2) Gerichtsordnung (des Echultheißen Gerichts Taffel) von 1327 bei Leh⸗ 
mann, p. 292 u. 298. vrgl. oben $. 491. 

8) Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Oche, II, 864 — 874. 

4) Gerichtsordnung von 1876 bei Koenigsthal, I, 2. p. 9. ff. 

8) vıgl. z. 8. c. 12—18 u. 31. ff. bei Schott, IH, 192 ff. u. 2851 ff. 


nn U N 


604 Givilverfahren. 


auch biefes nicht. Der Schuldner mußte vielmehr, wenn er zufäl- 
liger Weife bei Gericht anweſend war, auf der Stelle antworten. 
Nur dann, wenn er nicht anwefend war, mußte er vorgelaben 
werben. Die Ladung gefchah uriprünglic mündlich von bem Fron⸗ 
boten, je nach der Berfchtebenheit und Wichtigkeit der Sache, mit 
oder ohne Zeugen. Und auch vor Gericht warb bie gejchehene La⸗ 
bung wieber mündlich mit ober ohne Zeugen bezeugt. Merfwür- 
dige Vorfchriften über die Vorladung findten fih im alten Stabt- 
recht von Soeft®). Die Bürger mußten meiftentheil®, wenigitens 
wenn von Grundbeſitz die Rede war, in ihrem Haufe oder Hofe 
und zwar brei Mal vorgeladen werben, che gegen fie weiter ver- 
fahren werben durfte. Bloße Betfaffen oder Inſaſſen und Fremde 
burften borgeladen werben, wo man fie fand. Auch war bei ihnen 
nur eine einmalige Vorladung nöthig. 

Maren beide Theile vor Gericht erjchienen, fo begann bie Ver⸗ 
handlung damit, daB jeder Theil fich einen Vorſprechen von dem 
Richter erbat, wenn er feinen Vorſprechen nicht gleich mitgebracht 
hatte. Die Verhandlung felbft hatte fodann mündlich ftatt. Wenn 
fie nicht in einer Sitzung beendiget werben Eonnte, fo durfte fie 
auch 3. B. um Zeugen oder andere Beweiſe beizubringen, vertagt 
werben. Ueber das gefundene Urtheil Tonnten bie Parteien einen 
Gerichtsbrief begehren. Wenn fein Gerichtshrief vorhanden war, 
mußte der Richter mit Schöffen oder mit anderen Dingleuten das 
Urtheil bezeugen. 

Seitdem e8 Gerihtsbücher ober Stabtbüder gab, ſeit⸗ 
dem wurde das bei Gericht Verhanbelte in diefe Bücher, und zwar 
urſprünglich ganz kurz, niebergefchrieben. Solche Gerichte: und 
Stabtbücher findet man bereits feit dem 13. und 14. Jahrhundert 
in allen bebeutenderen Stäbten. Und fie reichen in manchen Stäb- 
ten wahrjcheinlich noch weiter hinauf. In Hamburg beginnen bie 
jebt noch vorhandenen Erbebücdher, in welche alle Grunditüde 
(Erbe) eingetragen werden mußten, im Sabre 12747), Sie müj: 
jen aber jchon früher beitanden haben. Denn das Stadtredht von 


+ 1270®) erwähnt bes Eintrags des Erbes in das „Stadt erue 


6) Stadrecht von 1120, $. 54 u 57600. 
7) Schlüter, von denen Erben in Hamburg, p. 861. f. 
8) ‚I, art 6 bei Lappenberg, p. 4. 
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bock“ als einer damals bereits ſchon beſtehenden Einrichtung. Jene 
Bücher werden abwechſelnd Erbebuch, Stadtbuch und Stadt⸗ 
erbebuch genannt. Und jedes der fünf Kirchſpiele, aus denen 
Hamburg beſtand, beſaß fein eigenes Erbebuch ). In Köln be 
ginnen die Schreinsbücher im Jahre 1220 10). Und die Schöf- 
fenbücher haben daſelbſt bereits im Jahre 1258 beftanben !!). 
. In Augsburg beginnt das Stabtbucd im Jahre 1284 12). Allein 
auch dort hat es fchon früher beitanden, indem bereits das Stadt⸗ 
recht von 1276 eines Stabtbuchs erwähnt 12). In Bamberg be: 
ginnt das Gerichtsbuch, weldyes zuweilen auch Stabtbud 
genannt wird, im Jahre 1306 14). Das für Böhmens NRechtöge: 
ſchichte ſo wichtige Stadtbuch von Prag wurbe im Sabre 1310 
angelegt 19), Das Stabtreht von München aus dem 14. Jahr⸗ 
hundert kennt bereit3 ein Gerichts buch 1%). Und die Gerichts: 
ordnung von Speier von 1327 Tennt jogenannte Gerichtstafeln, 
in welche der Gerichtsichreiber die nöthigen Einträge machen 
mußte 7). In manchen Städten wurben bieje @erichtsbücher Frie⸗ 
bebücher genannt. ($. 388.) 

Diejenigen Parteien, welche zwar erichienen waren, aber das 
Gericht zu früh und ohne richterlihe Erlaubniß wieder verlaflen 
hatten, wurden geftraft, gleichviel ob fie der Kläger ober der Be: 
klagte waren, 3. DB. in Bafel!s). Hatte bloß ber Kläger obne feine 
Klage vorzubringen das Gericht wieder verlaffen, jo wurde ber 
Beklagte von jeder weiteren Anfprache freigejprochen, 3. B. in Augs⸗ 
burg 3%). Eben jo warb ber Beklagte klaglos geiprochen, wenn ber 


9) Schlüter, p. 660. ff. 

10) Elafen, Schreinspraris, p. 28. 

11) Schiebsipruh von 1258 Nr. 11 bei Lacomblet, II, 249. et si talia 
quandoque inscribuntur libris eorum (scil. scabinorum) —. 

12) von Stetten, Geſch. ber Geſchl. p. 869. 

18) Stabdtrecht bei Freyberg, p. 115. 

14) Zoepfl, J, 81 und II, 141. ff. 

15) Nößler, Einleitung, p. 80 ff. 

16) Stadtrecht, $. 81 u. 82. Urk. von 1406 in Mon. Boic. 19 p. 81. — 
„als daz im gerichtz Puch gefcriben fit? —. 

17) Lehmann, p. 292 u. 298. 

18) O6, II, 867. 

19) Gerichtobrief von 1825 bei Stetten, Geſch. der Geil. p. 884. f. 
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Kläger gar nicht erfchienen war, 3. B. in Speier. War dagegen 
der Kläger erichienen, der Beflagte aber nicht, jo mußte ſodann bie 
Borladung drei Mal, unter Beftimmung ſtets kürzerer Yriften, 
(3. B. von 14, 8 und 3 Tagen oder über Zwerchnacht) 2%) wieber- 
holt werden, ehe weiter gegen den Beklagten eingeichritten werben 
durfte. Und in jeder der drei Sigungen mußte ber Kläger bis 
ans Ende der Sibung auf den Beklagten warten. Auch follte der 
. nicht erſchienene Beflagte wegen feines Ausbleibens jebesmal mit 
einer Geldbuße belegt werben. 


6. 544. 


Außer dem gewöhnlichen Verfahren gab es auch noch ein be- 
fhleunigtes Verfahren, oder vielmehr mehrere Arten von 
beihleunigtem Verfahren, weldhe mehr oder weniger gleich 
mit dem Vollzuge begannen ober doch mit dem Vollzugsverfahren 
zufammen hingen. Die Einen hatten den Zwed den ungehorfamen 
Schuldner zur Beantwortung der Klage oder auch zur jchleunigen 
Bezahlung feiner Schuld felbjt zu nöthigen. Die Anderen follten 
den fpäteren Vollzug einftweilen fichern und ihn möglich machen 
oder wenigftens erleichtern. Wieder Andere hatten den Vollzug 
der gejprochenen Urtheile felbft zum Gegenftand. Es gehören da⸗ 
hin die gerichtliche und außergerichtlihe Pfanbung, dann bie ver- 
ſchiedenen Arten der Beichlagnahmen der beweglichen Habe und 
des Erbes mit und ohne Einweifung in den Bell, und bie Be- 
Ihränfung der Freiheit des Schuldners durch das fogenannte In⸗ 
nefigen oder durch die Verhaftung bes Schuldners ſelbſt. Cs if 
hier natürlich nicht der Ort in biefe ſchwierige Materie tiefer ein» 
zugehen. Einige Bemerfungen bürften aber dennoch auch hier an 
ihrer Stelle fein. 

Das Pfandungreht oder das Recht ver eigenmäctigen 
Pfandnahme, worüber wir eine vortrefflicde Abhandlung von 
Wilda befigen!), findet ſich auch in ben alten Städten. Am aller 


20) Emeri bei Schminde, II, 789. — „ober bie Detwers naht, das ift 
„ober bie andern nacht.“ Stadtrecht You Frankfurt von 1297 8. 17 
bei Thomas, p. 218. — ultra noctem, quod twernacht dicitar. 

1) Zeitfchrift für Deutiches Recht, I, 172. ff., vrgl. aber auch Meibom, 
das Deutiche Pfandrecht, p. 190. fi. 
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ansgedehnteiten beitand biefes Recht bier in München. Nach dem 
biefigen alten Stadtrechte hatten es die Gutsbeſitzer wegen eines 
ihrem Grund und Boden oder den Früchten zugefügten Schabens 
($. 66, 68, 70 u. 392.), die Hausbefiger wegen bes rücjtändigen 
Hauszinfes ($. 292.), die Grundherren wegen rückſtändiger Gefälle 
($ 100.) und die Wirthe wegen einer gejchuldeten Zeche. ($. 110.) 
Und jpäterhin erhielten e8 auch noch die Ewiggeldgläubiger wegen 
ruͤckſtaͤndiger Zinfen 2) und die Schulmeifter wegen des rüctändt- 
gen Schulgeldes 2). In Augsburg hatten jenes Necht die Haus- 
und Gutsbefiter wegen des rüdjtändigen Zinfes und die Wirthe 
wegen ihrer rüditändigen Zechen 9). In Goslar Hatte es ftatt 
wegen rädjtändigen Binjes und wegen Schadens am Grund und 
Boden 5). Eben jo in Frankenberg ®) und in Freiberg wegen rück⸗ 
ftändigen Zinfes 7). Das eigenmäcdhtige Pfänden ohne Zuziehung 
bes Richters oder des Fronboten war nur in den in jeder Stadt 
bergebrachten Fällen erlaubt, außerdem aber verboten ®), Und 
fpäterhin hat fich das Recht der eigenmächtigen Pfandnahme jelbft 
in ben meilten Städten wieder verloren. 

Die gerihtlihe Auspfändung ber beweglichen 
Habe, insgemein die Pfandnahme (Näma), das Pfänden, 
oder auch ein Belümmern oder Fronen genannt, hatte ftatt, 
wenn der Schuldner nach breimaliger Vorladung vor Gericht nicht 
erjchten, oder nach dreimaliger Aufforderung feine Echuld oder bie 
verwirkte Buße nicht bezahlte. Das von dem Richter oder Tron- 
boten genommene Pfand wurde als Fauftpfand dem Gläubiger über: 
geben, ber dafielbe, nachdem ‚er ed dem Schuldner zur Einlößung 
angeboten hatte, zum Verlaufe aufbieten und unter Einhal- 
tung der in ber Stabt hergebracdhten Termine verfaufen und jid 
aus dem Erlöße bezahlt machen durfte So war es in Sal- 


2) Grundbuchsordnung von 1572, art. 12 $. 4 bei Auer, p. 249. 

8) Stadtrechtfäte $. 80 bei Auer, p. 286. 

4) Stadtrecht von 1276 bei Freyberg, p. 182 u. 187, bei Walch 8. 388, 
400 u. 401. 

5) Göoſchen, p. 408—418. 

6) Emerich bei Schminde, II, 747, 751 u. 7852. 

7) Stabtreht aus 18. sec. bei Echott, III, 160. 

8) Stabtreht von Münden 8. 57. 
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Habe unterwinden 3. B. in Bamberg 10). Die blope Bes 
Ihräntung des Dispofitionsrechtes des Schuldners nannte 
man insgemein das Verbot oder das Berbieten der Habe, 3.2. 
in Augsburg !!), in München 12), in Freifing 12), in Memmin⸗ 
gen !W), in Bamberg), in Brünn!) und in Frankenberg 17), 
oder auch das Niederlegen des Gutes z. B. in München 19), 
das Befeben bes Gutes 3. B. in Goslar 19), in Bremen 29) und 
in Werben 21) und das Kümmern oder Belümmern ber Habe 
3. B. in Bremen 22), in Werben 22) und in Frankenberg 24), oder 
auch das Anefangen, weldes mit Anfaflen, Bejeben und Ber: 
bieten gleichbedeutend war, 3. B. in Speier 26). Diejes Verbieten, 
Niederlegen oder Bejegen war nun von dem Aufbalten oder Ar: 
restiren baburch verfchieten, daß das Gut im Beſitze des bisherigen 
Inhabers gelafjen und diefem nur anbefohlen wurde dafür zu jorgen, 
daß das Gut nit von dem Orte, wo es ſich bisher befunden, 
entfernt werbe, während bie arrestirte Habe dem Gläubiger oder 
einem Dritten übergeben, oder auch dem Schuldner jelbjt oder 
dem bisherigen Inhaber der Habe gelaflen werden Fonnte. Beide 
Arten von Beichlagnahmen waren von der Pfändung wefentlich 
dadurch verjchieven, daß bei ihnen der Gläubiger kein Pfandredyt 


10) Stadtrecht S. 264. 

11) Stabdtreht von 1276 bei Freiberg, p. 188. und bei Walch, $. 404 
u. 4085. | 

12) Stadtrecht, 8. 17 u. 60. 

18) Stadtrecht, $. 210 u. 228. 

14) Stadtrecht, c. XU u. XII. 

15) Stabtredht, $. 261 u. 266. fi. 

16) Stadtrecht, $. 280. 

17) Emeri bei Schminde, I, 715. 

18) Stadtrecht, $. 85 u. 50. 

19) Göſchen, IL, 420. 

20) Statut $. 76 u. 77 bei Pufendorf, II, 96. 

21) Stabtrecht, $. 82 bei Pufendorf, I, 106. 

22) Statut $. 75. 

28) Stadtredht, $. 82—84. 

24) Emerich bei Schminde, Il, 715. 

25) Gerichtsordnung von 1327 $. 4 beilehmann, p. 298. „Ufj ein jeglich 
„But, das man verbütet oder anevanget —“. 


v. Maurer, Stäbteverfafjung. II. 39 
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an der in Beichlag genommenen Sache jelbit dann nicht erhielt, 
wenn ihm bie arrestirte Habe eingehändiget worden war. Erit 
‚wenn der Schuloner in einer gewiflen Friſt nicht bezahlt hatte, 
pflegte die mit Beichlag belegte Habe dem Gläubiger übergeben zu 
werden und er durfte fie jodann wie bei der Pfändung nach Ab— 
lauf der für das An: und Aufbieten bergebrachten Friſt und 
unter Einhaltung der in der Stabt hergebrachten oder gejeglichen 
Sriften verfaufen und fi) aus dem Erlöße bezahlt machen 2). 


S. 546. 


Auch die Beihlagnahme der Immobilien war von 
zwei wejentlich verfchiedener Art, indem mit der Einen die Einwei- 
fung des Gläubigers in den Beſitz des mit Bejchlag belegten Gutes 
verbunden war, mit der Anderen aber nicht, jo daß demnach ber 
Schuldner im Beſitze des Gutes blieb. Das lebte Verfahren hatte 
in Goslar ftatt bei der Kündigung in die Overhöre Wenn 
namlich der ſäumige Schuldner bafelbft mehrmals vorgeladen wor: 
ben aber nicht erichienen war, fo wurde die Wohnung des Bellag- 
ten von Eeiten bes Gerichtes mit einem Kreuze bezeichnet (bekreu⸗ 
zigt oder gefronet) und der Beflagte öffentlich als Ungehorfamer 
(Overhorig) ausgerufen oder, wie man fagte, in die Overhore 
gefündigt. Die Folge biefes Fronens oder dieſer Bekreuzigung 
war, daß nun der Bellagte das Necht über das mit Beſchlag be- 
legte Gut zu verfügen verlor und baß er allenthalben von dem 
Kläger eigenmächtig oder mit Hilfe des Gerichte aufgehalten, 
das heißt arretirt und vor Gericht gebracht werden durfte. ine 
Ausnahme machten nur die vier Wände feiner befreuzten Wohnung. 
Denn die Wohnung eines freien Mannes war feine freiheit und 
feine fefte Burg. ($. 119.) Der overborige Beklagte war demnach 
an fein Haus gebannt. Er hatte Hausarreft. Denn, wenn er 
feine Wohnung verlies, fo fonnte er aufgehalten und mit ihm wie 
bei jedem anderen Perfonalarreft verfahren werden. Man nannte 
daher das Verhältniß des in die Dverhore gefündigten Beflagten 
ein Innefigen (innefitten). Und diefer Zuftand dauerte jo lang 


26) vrgl. hierüber Albrecht, p.187. fi. Amberger Geridytsbrief aus 14. sec. 
bei Schenkl, IL, 46. und die citirten Stadtredte. 
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fort, bi8 der Beflagte freiwillig vor Gericht erfchienen war und 
ih und fein Gut ausgezogen, das heißt fich gegen die An: 
ſprache des Klägers gerechtfertigt oder den Kläger befriebiget hatte. - 
Wenn er diefes aber nicht binnen Jahr und Tag that, fo wurde 
jodann fein Gut vertheilt, d. h. alles Recht an dem Gut ab- 
erfannt ). Ein ähnliches Verfahren wie in Goslar hatte nach 
dem ſächſiſchen Weichbild (art. 54), dann in Hildesheim 2), in 
Hameln?) und in Braunjchweig ftatt*). Nach magdeburgifchem 
echte nannte man die Kündigung in die Overhore ein ihn „zu 
„Mitebanne* Thun). 

Eine. eigene Art des Befronens kommt in Augsburg vor. 
Dort hatte nämlich der Zollner bei rückſtändigen Burgzinfen das 
Recht dem zinspflichtigen Schuldner Thor und Thür nieder: 
zulegen. Und bei Strafe durfte ſodann ber SZinspflichtige das 
Thor und die Thüre erjt dann wieder einhängen, wenn er ben 
Zöllner zufrieden geftellt hatte ). Kine Einweifung des Gläubt- 
gers in den Befit hatte demnach auch in diefem Falle nicht ftatt. 


S. 547. 


Weit verbreiteter als dieſe Kündigung in die Overhore und 
die Niederlegung des Thores und ber Thüre war jeboch die mit 
der Beſchlagnahme de8 Gutes verbundene Einweifung des Klä- 
gers in den Befiß des Gutes. Auch diefer Einweilung in 
den Befiß mußte allzeit eine mehrmalige VBorladung des Bellagten 
und in vielen Städten auch noch eine förmliche Beichlagnahme 
vorhergehen. Man nannte auch dieſe Beichlagnahme ein Fronen, 
Trönen oder in Gefrönde Legen, 3.38. in Freiburg im Breis- 


1) Albredit, p. 89—57 u. 150 fi. Göſchen, p. 462—471. 

2) Stadtrecht, $. 16, 22 u. 54 bei Pufendorf, IV, 288 u. 292. 

8) Urk. von 1385 bei Pufendorf, II, 272. 

4) Stabtredht bei Scheid, orig. Guelf. IV, 108. und bei Rehtmeier. p. 466. 

5) Schöffenbriefe von 1261 $. 25 und von 1804 $. 64 bei T. u. ©t. 

p. 355 u. 462. 

6) Stadtreht bei Walch $. 22 und bei Freyberg, p. 20—21. — „jo hat 
„ber Zolner des gewalt, daz er Tor oder Tver niberlegen fol an dem 
„aigen. vnde fol die iener wider anhenken, vnz cr dem Zolner fin reht 
„davon git.“ 


39 * 
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gau !), in Erfurt 2), in Magbeburg u. a. m.2), anderwärts ein in 
Trongewalt Ziehen?) oder ein Ziehen in de Richters 
Gewalt (potestati judicis attrahere) 3. B. in Wiener Neuftadt®), 
oder auch ein Beſetzen, 3 B. in Goslar), eine Beſetzung 
(befettinge) oder ein Bekümmern 3.8. in Hamburg ?), ein Ver: 
bieten oder Arrestiren 3. DB. in Münden), in Freiſing ®), 
in Bamberg 9%), in Frankenberg !!) u. a. m. Durch biefes Be 
feßen, Tronen, Berbieten oder Arrestiren wurbe dem Bellagten das 
Recht über das Gut zu verfügen entzogen. Ein Recht auf Ber 
baftung des Schuldners hatte der Kläger aber nit. Der Be 
klagte brauchte darum auch nicht inne zu fiben. Ob nun aud 
biefe Beſchlagnahme mit einer Belrepzigumg des Haufes verbunden 
war oder nicht kann ich mit Beftimmtheit nicht angeben. Im füb: 
lichen Deutſchland kennt man die Aufftedung eines Kreuzes über: 
haupt nicht. Außer dem Echwabenfpiegel findet ſich dafelbft auch 
nicht eine Spur. Die betreffende Stelle des Schwabenfpiegels iſt 
aber offenbar aus dem Sachſenſpiegel entlehnt 12). Aber auch im 
nördlichen Deutjchland Hatte in diefem Falle, wie e8 mir jcheint, 
feine Auffledung eines Kreuzes ftatt. Denn alle die mir wenig: 
ſtens befannten Stellen, welche von einer Kreuzaufſteckung reden, 
jeßen ein Innenſitzen voraus, die Stadtrechte von Goslar, Hildes⸗ 
beim, Braunjchweig und Hameln eben fowohl wie das fächfildhe 
MWeichbilt. Und auch der Sachſenſpiegel feßt bei der Bekreuzigung 
“ein VBertheilen bes Nechtes an dem Gute, alfo ein Snue 


1) Stadtredt von 1275 u. 1293 bei Schreiber, I, 85 u. 187. 
2) Rathoordnung von 1347 bei Walch, II, 41. 

8) Schöffenbrief von 1295 $. 5 und von 1304 8.46 bei T.u. St. p. 438 

u. 459. 

4) Defler. Landrecht, c. 12 bei Senckenberg, vision. p. 222. 
5) Stabtrecht, c. 51. | 

6) Göſchen, p. 421. 

7) Stadtrecht von 1270, IX, 10 

8) Stadtrecht, $. 14. 

9) Ruprecht von Freiſ., IL, 79. p. 828 u. 829. Not. 
10) Stadtrecht, $. 257 bis 260. 

11) Emerich bei Schminde. II, 715. 
12) Echwäb. Lr. W. c. 175. vrgl. mit Sächſ. £r. II, 41, 6. 1. 
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ſitzen des Beklagten und keine Beſitzeinweiſung des Klägers vor— 
aus 12), 

Wenn nun biefe Beichlagnahme des Gutes einige Zeit ohne 
allen Erfolg fortgedauert hatte, jo wurde ber Kläger in ben Beſitz 
bes mit Beichlag belegten Gutes eingejeht, oder ihm das Gut an- 
geweldiget. Und dann trat daſſelbe Verfahren ein wie bei dem 
Pfandredhte. Der Gläubiger durfte das Gut, nachdem er es in 
ben hergebrachten Frilten An und aufgeboten hatte, verfau- 
fen und fi aus dem Erlöße bezahlt machen 19). Sehr ansführ: 
lid Handelt bievon das Stadtreht von Freiburg Auch dort 
mußte der Schuldner vor Allem drei Mal vorgeladen werben. 
Wenn er num auf bie breimalige Borlabung ausgeblieben war, jo 
follte ihn der Schultheiß mit zwei Bierundzwanzigern (Nathsherren) 
in feiner Wohnung auspfänden und, wenn er fein pfandbares - 
Gut fand, das Haus mit Beichlag belegen („frönen”) und nachdem 
es ſechs Wochen mit Beichlag belegt war („in gefrönde Ligen”) den 
Kläger in ben Beſitz bes Haufes einweilen („ze angülte geben”) 
und ihm fodann in der darauf folgenden Gerichtsfigung das Recht 
das Haus zu verkaufen ertheilt werben. Bis zun ‚Verkaufe bes 
Hauſes hatte jedoch der Bellagte das Necht ſich vor Gericht zu 
ftellen oder den Kläger zu befriedigen und fobann wieder in den 
Beſitz feines Hauſes zu gelangen 1°). Sehr intereſſant iſt auch das 
Stadtreht von Winterthur. Wenn ber Beklagte dafelbjt auf bie 
dreimalige Vorladung nicht erfchienen war, jo hatte der Kläger die 
Wahl, ob er den Bellagten zu Saft nehmen oder in den Beſitz des 
Gutes eingewiefen werden wollte. Wenn der Bellagte zu Gaft 
gegeben wurde, ſo war berjelbe in der Gewalt des Klägers und 
biefer konnte über fein Vermögen verfügen. Wenn aber ber Klä— 
ger in den Beſitz bes Gutes eingewiejen worden war, jo erhielt er 
ſodann nach drei Monaten das Recht das Gut zu verlaufen 1°). 


18) Sächſ. Lr. II, 41. — „man verbelt yme fin recht dar an.“ 

14) Albrecht, p. 150 ff. Stabtredt von München, $. 44. und von frei: 
fing, $. 176. und von Wiener Neuflabt, c. 51. Die eitirten Schöffen: 
Briefe von Magbeburg. 

15) Stadtrecht von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 84, 85 u. 187. 

16) Stabtreht von 1297, 8. 5, 9 u. 10. Im $. 5 beißt es — „kumet 
„er denne nüt für, fo git der ribter dem cleger ben man an ben er 





614 Givilverfahren. 


$. 548. 


Endlich Hatten die Gläubiger in gewiflen Fällen auch nod) 
bag Recht ihren Schuldner zu verhaften, um ihn entweder 
zu nöthigen vor Gericht zu ericheinen oder ihn felbft vor Gericht 
zu bringen, 3. B. in Augsburg !), in Salfeld 2), nach fächfijchem 
MWeichbild (art. 27), in Brünn ®) u. a. m., oder um ihn zur Pr 
vathaft zu bringen und ihn darin bie zur Bezahlung ſeiner 
Schuld zu behalten. Das Recht ſeinen Schuldner, wenn kein 
Richter zur Hand war, eigen mächtig verhaften zu dürfen, um 
ihn vor Gericht zu bringen, hatte jedoch in der Regel nur bei 
fremden Schuldnern 9), bei Bürgern aber nur dann ſtatt, wenn fie 
flüchtig oder der Flucht verdächtig waren, 3.8. in Augsburg ®), 
Münden %), Freifing?), Brünn®), Goslar®), Braunfchweig !?), 
Zeller), Schwelm!) u.a. m. Man nannte diefes Verhaften 
Arrestiren (arröter) oder beſetzen, 3. 8. in Köln occupare 
vel arrestare!?) und in Goslar befetten *), fobann ben 


„Claget, ob ber cleger wil ze gaste, oder er gat ime ze huſe und ze 
„bofe, und wirt der cleger gewifet uffe finü aigen, dü marctes reht 
„haint, bü fol er behalten drige manot und darnach verkofen nad) der 
„fat reht.“ 

1) Stadtrecht bei Freyberg, p. 118. — „vf haben ende benoeten vnze an 
„die rihter“ — bei Waldh, 8. 842. 

2) Stadtrecht $. 48 bei Wald, I, 26. 

8) Stadtrecht 8. 280. 

4) Stadtrecht von Salfeld $. 48 bei Walch und von Zelle $. 14 bei Pu- 
fendorf, II, 15. Schiedsſpruch von 1258 Nr. 16 u. 46. Lacomblet, 
II, 245 u. 247. vrgl. oben $. 887. 

5) Stadtrecht bei Freyberg, p. 118. bei Wald $. 842. 

6) Stadtrecht $. 14. 

7) Stabtredt $. 214. 

8) Stadtrecht 6. 280. 

9) Göſchen, p. 110. 

10) Stadtrecht bei Scheid, orig. Guelf. IV, 108. 

11) Stadtrecht $. 27 bei Pufendorf, II, 17. 

12) ®rimm, IU, 80. 

18) Schiebsfprud von 1258 Nr. 16 u. 46 bei Zacomblet, LI, 245 u. 247. 

14) Göſchen, p. 110 u. 420. 
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Leib angreifen z. B. in München!) und in Freiſing!), den 
Mann fangen oder anfallen (,fachen noch anuallen) z. B. in Mem⸗ 
mingen17) und in Schwelm, ferner kLummern oder bekummern 
3. B. in Kölns), in Ehwelm!P), in Frankenberg u. a. m. 20), 
überwinden 3. B. in Bamberg ?!) oder ben Mann aufbal- 
ten (upholden, jo viel als arrestiven oder arrôtor) 3. B. in Sal- 
feld 22), in Braunſchweig 2?), in Zelle?2%), in Goslar 25), in 
Brünn 26) u. a. m. Zur Brivathaft wurde aber der Schuldner 
erit dann dem Gläubiger überantwortet, wenn der Schuldner Fein 
Pfand geben und aud Feine Bürgen jtellen konnte, und ſelbſt Tein 
Bermögen befaß, 3. B. in Augsburg 27), in München 2%), Frei⸗ 
burg 29), Magdeburg 30%), Braunfchweig 21), Lüneburg 22), Goslar 
u. a. m. 3), Auch in Frankfurt a. M. hat diefes Recht der Pri- 
vathaft beftanden, und e8 burfte daſelbſt jeder Gläubiger zum Voll⸗ 
zuge ber Schulohaft in feinem eigenen Haufe ein Gefängniß ein- 
richten. Die Gläubiger durften aber auh, wenn fie fein eigenes 
Gefängniß einrichten wollten, ein anderes Privatgefängniß zu dem 


15) Stadtrecht 6. 14. 

16) Stadtrecht 8. 214. 

17) Stadtredt, ZXIX, 3 und XXX. 

18) Stat. und Goncord. c 55. — „jein leib noch gutt befummeren” —. 
vrgl. noch c. 54, 56 u. 57. 

19) Grimm, 1,30. — „den andern kummern vffte fangen laten“ —. 

20) Emerich bei Schminde, II, 716. 

21) Stadtredht $. 264. 

22) Stadtrecht aus 13. sec. $. 7 u. 51. 

28) Stadtrecht bei Scheid, IV, 108. 

24) Stadtrecht 5. 14 u. 27. 

25) Göſchen, p. 424—426. 

26) Stadtredt, $. 280. 

27) Stabtrecht bei Freyberg, p. 139. und bei Wald), $. 412. 

28) Stadtrecht $. 29. 

29) Stadtrecht von 1298 bei Schreiber, I, 128. 

80) Schöffenbrief von 1804 $. 98 bei T. u. St. p. 468. 

81) Scheid, IV, 108. 

82) Stadtrecht, c. 58. 

83) Göſchen, p. 405 ff. u. 424—426. vrgl. noch Meine Geſch. des alt: 
german. Gerichtsverfahrens, p. 246 u. 247. 
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Ende miethen. Und man findet in ber That mehrere Brivatgefäng- 
niffe in Franffurt, welche als Schuldgefängnifle und außerdem aud 
noch als Srrenanftalten benust worden find ?). Eine Art von 
Privathaft war übrigens auch das vorhin erwähnte zu Gall 
Geben in Winterthur. 

Aus dem altgermantichen Berfahren bei diefem Arrestiren 
oder Aufhalten hat ſich unfer bentiger Arreftprozef beim Real 
arrejt ebenfowohl wie beim Perjonalarreft, und aus ber gemilderten 
Privathaft unfer heutiger Wechſelprozeß, und zwar ber Eme 
wie der Andere zuerſt in den. Städten gebildet. 


c. Girafserfahren. 


S. 549. 


Das altgermantiche Strafverfahren hing mit dem öffentlichen 
Frieden, das Strafverfahren in den Stäbten alfo mit dem Stadt: 
frieden zufammen. Neben dem Etabtfrieben Tonnte aber das Recht 
der Selbfthilfe, der Fehde und der Privatrache nidt 
mehr beitehen. Jene Nechte wurden daher mehr und mehr in den 
Städten bejchränft und zuletzt ganz abgeſchafft. Beſchränkt 
wurden jene Rechte fehr frühe fchon auf gewifle Fälle, und ihre 
Ausübung wurde an gewille Formen gebunden, 3. ®. bei ber 
eigenmächtigen Pfanbung, bei dem Todſchlag aus Nothwehr, beim 
gerichtlichen Zweikampf u. a. m. Ganz abgefhafft wurden 
aber jene Rechte zuerft nur unter den Bürgern. So das Recht 
der Fehde unter den Bürgern in Straßburg !), in Burgdorf 2), 
in Prag?) u. a. m. Und bas Recht der Privatrache in Straß: 
burg ®), in Bafel ®), in Ehlingen ®) u. a. m. Die Bürger follten 
vielmehr, wenn te fich nicht vergleichen Tonnten, ihr Recht bet Ge⸗ 


84) Kriegk, Bürgerzwifte, p. 4658—467. 

1) Stadtreht von 1270 6. 84 u. 85 bei Strobel, I, 826 u. 327. 

2) Hanbfefle von 1816 $. 171. 

8) Statut von 1342 bei Nößler, Einleitung, p. 79. Not. 

4) Stadtrecht aus dem Anfang bes 18. sec. 8. 26 bei Strobel, L, 828. 
5) Einigung von 1854 bei Ochs, II, 86. 

6) Einigung von 1876 bei Pfaff, p. 101. 
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richt fuchen, 3. 3. in Prag”) un. a. m. Und nur bann, wenn ein 
Bürger ſich des Rechtsweges nicht bedienen Tonnte, oder wenn ber 
Gegner ſich bei dem Stadtgericht nicht einlaffen wollte, oder wenn 
man fich an die Gerichte gewendet, von biefen aber fein Recht er- 
halten hatte, wenn aljo das Recht verweigert worden war ®), nur 
dann follte das Necht der Fehde und der Selbfthilfe und der Pri- 
vatrache auch unter den Bürgern erlaubt fein. Im eriten Falle 
mußte jedoch das Bürgerrecht von den Bürgern aufgegeben werben 
($. 94, 110 u. 432). Und au im lebten Falle war bie Fehde 
erft dann erlaubt, wenn zuvor bei Gericht geklagt, das Recht aber 
von dem Bellagten oder von dem Gerichte jelbjt verweigert worben 
war. Daher wurde im Sahre 1471 in Reipzig die Fehde ber 
Schufterfnechte gegen die Univerfität vom Landesherrn nicht zuges 
laſſen, weil die Schufterfnechte, ehe ſie geflagt, einen Fehdebrief 
gegen bie Univerfität erlafjen batten®). Seit der Errichtung eines 
allgemeinen Landfriedens hörte jedoch auch noch dieſes Recht auf, 
fintemal e8 ſeitdem keinen Ort mehr gegeben bat, an welchem ein 
jolches Hecht noch ungeftraft ausgeübt werben konnte. Ta in: 
befien der Stabtfrieven urfprünglich auf die Bürger und auf den 
Burgfrieden beſchränkt war, jo dauerte anfangs das Recht der 
Fehde und der Privatrache gegen bie Fremden nach wie vor, aber 
auch dieſes nur unter gewifien Beichränfungen fort, ganz uneinge: 
ſchränkt nämlich nur außerhalb des Burgfriedens, innerhalb des 
Burgfriedens aber nur dann, wenn der Fremde fein Recht nicht 
beim Stadtgericht nehmen wollte, oder wenn fein Richter zur Hand 
oder das Recht von ihm verweigert worden war ($. 94 u. 110). 
Daher follte die Fehde und Privatrache in diefem falle auch gegen 


7) Statut von 1842 bei Röoßler, Einleitung, p. 79. Not. 

8) Sidi. Weihbilb, art. 88. „iftd auch, daß ein mann ein flabt vhedet, 
„oder auff fie raubet ober brennet (onbeflagter fach vor jven Herrn) 
„da fie do Feins Rechtens geweigert bat.” 

9) Urk. von 1471 bei Zarnde, die Deutfchen Univerfitäten im Mittelalter, 
I, 210. — „borumb fie fih vor vnſs, vnſern Amptleutin — ny be: 
„elagt, junder ſolch vehbe vj8 eigen gwalt gein ben vunfern furgenomen 
„haben. Das wir nicht dulden.” Auch bei ben Angelfachien mußte 
man zuerft um fein Redt bitten, che man Rache that. Ine's Bei. 
c. 9. 
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Fremde erſt dann erlaubt fein, wenn zuvor beim Stadtgerichte ober 
beim Stabtrathe geflagt worben war, z. B. in Straßburg !°) und 
in Kolmar !!), oder wenn der Fremde zuvor wenigftens gewarnt 
worden war, 3. B. in Lucern 12). Und in Flensburg und Apen: 
rade jollte wenigjtens nur noch der nächfte Blutsfreund (de Honet⸗ 
jafe — verus exactor causae — ber Vormann) zur Fehde oder 
Blutrache gegen einen Fremden berechtiget, jebem Anderen aber 
auch gegen Fremde die Selbfthilfe verboten fein 12). Seit bem all: 
gemeinen Landfrieden batten aber auch bie Fremden allenthalben 
Frieden. &8 fiel daher ſeitdem auch bei ihnen das Necht der Fehde 
und ber Privatrahe ganz weg. Und es trat nun an bie Stelle 
der Privatrache das Recht und die Pflicht der gerichtlichen An: 
flage. 

Spuren bes alten Rechts Haben fih jeboch auch in ben 
Städten noch lange Zeit erhalten, wie diefes aus den Anorbnnungen 
und Verordnungen des 14. und 15. Sahrhunderts hervorgeht. Co 
war e8 3. B. noch im 14. Jahrhundert in Regensburg nothwendig 
zu verorbnen, daß, wenn ein in feinen Amtsperrihtungen be 
leidigter Bürgermeifter gegen den Thäter eingefchritten fei, Teine 
Feindſchaft und Feine Privatrache gegen ihn zuläfftg fein folle 9). 
Eben dahin gehört in Augsburg die Verordnung, daß bei einer 
erlaubten Nothwehr die Feindſchaft der Freunde des Getöbte- 
ten ausgefchloffen fein folle 15). Auch in Sreifing galt bei erlaub: 
ten Todtfchlägen noch im 14. und 15. Jahrhundert der Grunbjaß, 
baß die Nichter und Bürger die Verwandten bes Erichlagenen zur 
Freundſchaft nöthigen und ben Todtſchläger jelbft gegen 
te Shügen follten. („jo fol ſy ber richter und dj purger nöttent 
„das ſy fründt fein. — darnach fullnn jn di richter vnnd dy bur⸗ 
„ger frionn von enes fründten den er erjlagenn hat“)! In den 


10) Stadtrecht aus dem Anfang bes 18. sec. 8. 86 und von 1249 $. 11 
bei Strobel, I, 327 u. 552. 

11) Stabtredt von 12983 $. 12. 

12) Stadtrecht von 1252 im Gejchichtsfreund, I, 184 u. 185. 

13) Stadtrecht von Flenoburg, art. 68. und von Apenrade, art 73. im 
Corpus stat. Slesvic' II, 203 u. 887. und Westphalen, IV, 1924. 

14) Gemeiner, I, 518. 

15) Stadtrecht von 1276 bei Freyberg, p. 78 

16) Ruprecht von Freiſing, II, 13 u. 15. 
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Städten der Mark Brandenburg jollte bei ftattgehabter Nothwehr 
dem Thäter fogar noch im 16. Jahrhundert mit Zuftimmung 
der Berwandten des Entleibien ficheres Geleit gegeben 
werden, um es ibm möglich zu machen mit Sicherheit vor Gericht 
erfcheinen zu können 27). Und in Amberg mußte bei ftattgehabten 
Hinrihtungen dem Anfläger noch im 14. und 15. Sahrhundert ein 
Gerichtsbrief ausgeftellt werden, um ihn gegen bie Rache ber 
Freunde und Verwandten des Hingerichteten fiher zu ftellen 18). 
Ein Recht auf die Privatrache beftand jedoch meines Wiſſens feit 
bem 15. Sahrhundert in Feiner Stadt mehr. An die Stelle ber 
Fehde und der Privatrahe war vielmehr allenthalben das Recht 
und die Pflicht der gerichtlichen Anklage getreten. 


Anklage 
$. 550. 


Ein Verfahren von Amtswegen hat es urfprünglid auch in 
den Städten nicht gegeben. Das Strafverfahren war vielmehr 
allenthalben ein Anklageverfahren. Denn ohne Anklage, und 
zwar ohne eine Privatanflage, follte kein Strafverfahren eintreten, 
3. B. in Speier!) u. a. m. Nach manchen Stabtrechten und bei 
manchen Verbrechen war fogar eine beftimmte Frijt zur Stellung - 
ber Anklage vorgejchrieben. In Straßburg mußte die Klage binnen 
Jahr und Tag vorgebracht werben 2), in Speier fogar noch in 
dem Monat der That, höchftens zwei Monate hernach?). Und 
eine genothzüchtigte Frau, welche nicht auf der Stelle unmittelbar 
nach ber That ein Iautes Gefchrei erhoben hatte, und mit fliegen 
den Haaren und zerriffenem Gewand Magend vor Gericht aufge: 
treten war, wurde jpäterhin nicht mehr gehört. Zur Stellung einer 
Anklage waren aber nicht bloß die Verlekten und Belchäbigten 
jelbft, ſondern audy ihre Verwandten berechtiget, beziehungsweile 


17) Poligelordnung von 1540, c. 18 bei Mylius, V, 16. 

18) Gerichtäbrief bei Schentl, Sammlung der Freiheiten ber Stabt Amberg, 
II, 87. 

1) Straforbnung von 1828 $. 61 bei Lehmann, p. 288. 

2) Stadtrecht aus Anfang des 18. sec. $. 28 bei Strobel, I, 828 

8) Straforbnung von 1828 8. 62 bei Lehmann, p. 288. 
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ſogar verpflichte. Wenn daher ber Verletzte geftorben ober fonft 
außer Stand war den Thäter zu verfolgen, jo follte ihm ein Vor⸗ 
mund gelegt und er durch dieſen vertreten und gerächt werben 
($. 110). Denn die gerichtliche Verfolgung war nur an die Stelle 
der Privatracje getreten. Alle diejenigen, welche früher zu dieſer 
berechtiget und verpflichtet waren, waren daher nun auch zur An⸗ 
klage berechtiget und fogar verpflichtet. Die gerichtliche Rache war 
gewiffermaßen an bie Etelle der außergerichtlichen Rache (der Pri⸗ 
vatrache) getreten. Die zur Anklage Berechtigten follten jeboch 
nicht zur Stellung einer Anklage gendthiget werben, wie biefes 
in den Stadtrechten ausbrüdlich vorgefchrieben war, 3. B. in bem 
Stadtrechte von Freiburg %), Hamburg 5), Kolmar %), Münden 7), 
Freifing 9), Rain), Bamberg 20), Lübeck 1) u. a. m. Wenn baber 
in einem einzelnen Falle kein Privatankläger vor Gericht aufgetreten 
war, fo jollte auch Tein Strafverfahren und feine Beftrafung ftatt: 
haben. Deshalb erkannte im Jahre 1354 der Stabtrath von Speier 
auf gejchehene Anfrage mit vollem Recht, „baß bie Richter, da 
„niemandt die Getadt geklagt, des nicht zu richten haben, und daß 
„kein Frevel oder Penn da verwürdt fi,” und daß der Beſchuldigte 
„umbe di Getadte ane Anſprach fin jolle” 2). Ja fogar noch im 
17. Sahrhundert wurde in Bafel ein Todtfchläger vom Gericht nicht 
verurtbeilt, vielmehr bloß aus der Stadt verwiejen auf den Rath 
ſchlag ver Dreizehen, „allbieweil bes Entleibten Verwandt— 
‚haft nichts zu Klagen begehrt, als achtet man für unndtbig, dem 
„Thäter den Prozeß im Hofe allbier zu machen“ 23). Und im 
Sabre 1632 wurde ebenbafelbft, nachdem der Vater des Ent: 
yeibten erflärt hatte, nicht Magen zu wollen, wenn ihm ber Thä⸗ 


4) Stabdtrobel, $. 97. 

5) Stabtredht von 1270, X, 8. und von 1292, M. 8. 
6) Stadtredht von 1298, $. 4. 

7) Stabtredt $. 1. 

8) Stadtrecht 8. 1. 

9) Stadtreht von 1882 bei Lori, p. 50—51. 

10) Stadtrecht 8. 207. 

11) Noch im Stabtreht von 1680, V, tit. 8, c. 2. 
12) Urteil von 1854 bei Lehmann, p. 290. 

18) Urt. von 1685 bei Ochs, VL 774. 
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ter 400 Pfund zahle, der Streit von dem Stadtrath vermittelt. 
Der Thäter blieb daher unbeſtraft. Und der Vater des Entleibten 
mußte mit 80 Pfund zufrieden fein 19). 


$. 551. 


An den meilten Städten genügte jedoch das Syſtem der 
Privatanklage nicht mehr. Der vermehrte Verkehr mit Fremden 
und unter den Bürgern felbft drängte zur frengeren Handhabung 
des Stabtfriedens, und führte daher ganz Natur gemäß zu einem 
Verfahren von Amtswegen und fpäter zu dem Inqui— 
fttionsverfahren felbft. In vielen Städten wurde e8 beim 
Mord und Todfchlag und bei anderen Friedbrücen ben Stadt: 
richtern geftattet bei der Anklage mit den Verletzten unb mit 
ihren Verwandten zu konkurriren, 3. B. in Freifing '), in 
Wien 2), in Bamberg), in Straßburg ®), in Speterd), in Mainz) 
u. a. m. Eben fo in München und in anderen bairiichen Städten 
wenigftens bann, wenn armeXeute verlegt worden waren, welche 
ih fürchteten felbft eine Anklage zu ſtellen 7). In Hamburg burfte 
der Vogt, aber nur mit Zuftimmung der Nichtherren, feit dem 
Ende des 15. Jahrhunderts gegen Ehebrecher und bei anderen 
Sittenverlegungen, und feit dem 16. Sahrhundert auch noch bei 
anderen Verbrechen von Amtswegen einichreiten 2). Die Stadt- 
richter follten tnsbefondere auch dann von Amtswegen auftreten, 
wenn bie Verletzten Teine Freunde und Verwandten in der Stabt 





14) Ode, VI, 778. . 

1) Rupredt von Freifing, IL 14. — „io fullen in ber totnn frouen fründt 
„anſprechen ober ber richtter.“ vrgl. noch II, 17 u. 19. Stadt: 
secht von Freifing, $. 1. 

2) Stabtreht von 1278 bei Lambacher, II, 148. 

8) Stadtrecht $. 162 u. 163. 

4) Stadtrecht aus Anfang des 18. sec. $. 85 bei Strobel, I, 827. 

5) Strafordnung von 1828 $. 61 bei Lehmann, p. 288. 

6) Friedensbuch $. 1 bei Mone, Zeitichrift, VII, 9. 

7) Stadtrecht von Münden, $. 1. NRechtsbuh Kaifer Ludwigs 8. 1. 

8) Stadtrecht vom 1497, M. 18 u. 19. Receß von 1529, art. 20. und - 
von 1608, art. 9, Ordnung des Nievergerichts von 1560, 1, 4. 
Stadtrecht von 1608, I, 8. 8. 
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hatten ober wenn dieſe nicht Magen konnten ober nicht Magen 
wollten. In Regensburg follte fogar ber Richter noch vor den 
Berwandten und Freunden des Verletzten auftreten, alfo ihrer An: 
Mage zuvorkommen 9%. Und allentbalben follten bie Stabtrichter 
damı auftreten, wenn ein fremder getöbet oder verwundet worben 
war, welcher feinen Freund in der Stadt hatte, der bie Anklage 
übernehmen konnte oder wollte, 3. B. in Freifing 1%), in Ban: 
berg !!), in Lüneburg u. a. m. 12). Sogar zum gerichtlichen Zwei: 
kampf mußte in Freiberg der Bogt von Amtswegen auftreten, wenn 
ein Tremder verwundet oder getödet worden war, („wirbet ein man 
„irflagen der elende ift und nimandes hat — ber voit fol in vor- 
„dern“ —), oder wenn ein in der Stadt wohnender Mann ver: 
wundet oder getödet worden war, der entweder feine Verwandten 
in der Stadt hatte, oder deffen Verwandten und Freunde ihn nit 
anklagen konnten oder wollten. („wirbet ein man wunt ber nicht 
„vorbern bat vnd doch zu der fat gehort ober ioch geboren iſt zu 
„der ftat oder vrunt hat wizzeliche di in nicht vorderen wollen noch 
„en mugen der richter muz in vorderen“) 12). In Regensburg 
durfte Fein Friedbruch verheimlicht werden. Daher ſollte ber Ber: 
letzte klagen oder, wenn er es unterlaſſen hatte, bie Strafe ſelbſt 
zahlen 9). Allenthalben waren aber die Stadtbürger, auch 
wenn fie mit dem Getoͤdeten oder Beſchädigten nicht verwandt 
waren, zur Anklage berechtiget ($. 385) und, wenn fie 3. B. 
in Frankfurt einen Friedbruch 15) und in Speier eine Zuſammen⸗ 


9) Friedbuch bei Freyberg, V, 78 ff. — „ju fol ber Richter vor ſeinen 
„veinten für das recht pringen.“ 

10) Ruprecht von Freiſing, I, 1, p. 287. Not. „Wär aber das ein ellende 
„fraw oder ein man ben todfall, der niemant bier der den cla 
„gen wolt ben der ben ſchaden getan bat. den fol der richtet 
„anſprechen“ —. vrgl. noch II, 19. 

11) Stabtredt $. 168. 

12) Lüneburg. Stadtrecht, c. 95. Haltaus, p. 810-811. 

18) Stadtrecht aus 18. sec. c. 80 bei Scyott, III, 246 ff. 

14) Rathsordnung von 1881 bei Freyberg, V, 111. „Swer ber etmederd 
„hidht tuen wil, der puzze für ienen, ob er in niht wil ſchuldich oder 
„unſchuldich machen.“ Gemeiner, I, 550. . 

15) Stadifrieden von 1818 bei Boehmer, Urkb. I, 144. 
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rottung wahrgenommen hatten, zur Anzeige und zur Rüge fogar 
verplichtet'%. In Bamberg durfte fogar im 14. Jahrhundert 
ſchon zur Tortur gejchritten werden, wenn jchädliche Leute zu er: 
forfchen waren. („vmb rugjal von anderr ſchedlicher lewt wegen“) 17). 
Dies waren aber bereit8 bie Vorboten des Inquiſitionsver— 
fahrens. Da jedoch das Anflageverfahren noch lange Zeit neben 
dem Berfahren von Amtswegen fortbeitanden bat, jo mußte, wenn 
ver Verlegte und jeine Verwandt- oder Freundjchaft nicht felbit 
Hagen Tonnte oder wollte, entweder ber Stadtratb von Amts: 
wegen Hagen und zu dem Ende einen Ankläger ftellen, 3. B. in 
Memmingen !9), in Nürnberg 29%), in Bremen 20), in Freifing 2"), 
München, wo die beiden Bürgermeifter mit der Anklage beauftragt 
waren 22) und in den Däniſchen Städten 22). Oder der Stadt: 
richter felbjt mußte die Anklage übernehmen und daher, jo vft ein 
folder Fall vorkam, den Nichterftuhl verlafjen und einem anderen 
Richter den Vorſitz überlaſſen, z. B. dem Vogt in Freiberg??), in 
Lüneburg 25) und in Bremen ?*), oder dem Schultheiß oder feinem 


16) Bertrag von 1376 bei Mone, Zeitjchrift, VIE, 9. Not. vergl. oben 
5. 433. 
17) Stadtredt 6. 186, 
18) Etadtredt von 1396, art 2 — „wan ain klager der von ainer ge 
„mainer flat klager ifi" —. 
19) Halsgerichtsordnung von 1526 bei Will, Hiflorifch diplomatiſches Ma- 
gazin, I, 271, 272 u. 274. 
20) Halsgerichts Formel in Assertio lib. Brem. p. 688—700. 
21) Ruprecht von Yreifing, II, 24, p. 264. Not. und bei Weftenrieder, I, 
§. 58. 
22) Urf. von 1400 in Mon. Boic. 85, Il, p. 224. rk. von 1575 bei Si: 
powoty, Geld. des bairiſchen Kriminalrechts, p. 178. 
28) Pctrus a Höyclsinus, Regis Christiani V leges Danicae, lib. VII, 
c. 6, $. 8, p. 478. 
24) Stadtredt aus 13. sec. c. 30 bei Schott, III, 247 fi. „So jal ber 
„richter ufjten vnde fal einen anderen richter jetcen vnd fal klagen, alſo 
. „fin voriprede” —. 
25) Stadtrecht, c. 135 bei Dreyer, MNebenft. p. 408. „So unfe Vageth 
„yemandt beſchuldigen will umme eine grote Safe,.be ſchall upſtahn 
* „van bem Richte und einen andern Richter ihn fine Rebe fetten” —. 
26) Reverjalien von 1246 in Assertio lib. Brem. p. 85. 
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Stellvertreter in Nürnberg 27), dem Schultheiß in Yranffurt 2°) 
u.a. m. In vielen Städten, zumal in den Lanbftädten, hatten 
bie Iandesherrlichen Amtleute und Pfleger die Anklage von Amts⸗ 
wegen zu bejorgen2%). Beim Stabtgericht in Nürnberg unterhielten 
die Markgrafen von Brandenburg fogar einen eigenen gemeinen 
Ankläger (alſo einen Staatsanwalt), der alle Friebbrecher ver: 
folgen follte 3%). In anderen Städten wurde von bem Stadtrath 
jelbft ein beftimmter Beamter ein für alle Mal mit der Auflage 
von Amtswegen beauftragt. In Muͤnchen hatten bis zum Jahre 
1575 die beiden Bürgermeifter die „mißthädigen Perjonen” 
zu verfolgen und anzuflagen 21). Anberwärts wurde ein Finanz⸗ 
beamter oder ein fogenannter Fiskal mit der Anklage von Amts: 
wegen beauftragt. Dies war 3. B. in Bajel der Tal. Dafelbit 
waren die Ladenherren bie öffentlichen Anfläger beim Blut: 
gerichte bis ins 17. Jahrhundert. Und fie ließen die Auflagen 
durch den Oberknecht vorbringen. Man übertrug dieſen Finanz⸗ 
beamten, welche bie damals fehr häufigen Geldſtrafen zu erheben 
hatten, das Recht der öffentlichen Anklage, wie anberwärts ben 
Tisfalen 3). Nah und nad warb jeboch die Öffentliche Anklage 
jelbft eine leere Formalität. Daher wurde fie ſodann, wie ander- 
wärts auch, durch einen untergeordneten Diener beforgt, z. B. in 
Speier durch einen Heimburger 3), in Bremen durch einen Rathe- 
biener 34), in München durch einen gefehwornen Diener 3%) und in 
Bafel, wie wir gejehen, durch den Oberfnecht 26), 

Für diefe Anklagen Haben fich frühe ſchon gewifle Formeln 


— 5 


27) Url. von 1828 u. 1370 in Histor. dipl. Norimb, II, 254 u. 798. 

28) Urkunde bei Thomas, Oberhof, p. 484 f. 

29) Meine Geſch. des altgerman. Gerichtsverfahrens, p. 151 u. 152. 

80) Vollmacht von 1525 bei Wil, Magazin für das Vaterland, I, 278 
bis 281. 

31) Urkunden von 1575 bei Zipowsfy, Geich. bes bair. Kriminalrechts, 
p. 178 u. 179. 

82) Ochs, VI, 875, 797 u. 799. vrgl. oben $. 429. 

83) Lehmann, p. 291. 

84) Halßgerichtsformel in Assertio lib. Brem. p. 698—700. 

85) Url. von 1575 bei Lipowsfy, p. 178 u. 179. - 

86) Urk. von 1468 bei Heusler, p. 2056. Ochs, VI, 786 ff. 
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gebildet, welche ſodann in bie Weisthümer und Stadtrechte überge⸗ 
gangen find. Solche beutfche Anklageformeln findet man bereits 
jeit dem 12. Jahrhundert in Köln in einem Weisthum von 1169 27), 
und feit dem 13. Jahrhundert in vielen Stabtrechten, 3. B. in 
Freiberg 22) u. a. m. Ste geben ein mehr oder weniger Flares 
Bild von dem damaligen Verfahren in Straffachen. 


Flucht des Ihäters. 
6. 552. 


Gegen die Blutrache und gegen die gerichtliche Anklage jhüßte 
nur allein die Flucht und die Sühne. 

Nach dem nordiſchen Necht durfte der Thäter, wenn er nicht 
auf frifcher That ergriffen worden war, fliehen. Die Flucht wurde 
.fogar begünftiget. Denn bie Bollsrechte pflegten bis zum Unter- 
gang der Sonne, oder bis zum anderen Tag, ober fogar bis zu 
einem Monat eine Friſt zur Flucht zu geftatten. Die Folgen der 
Flucht waren jedoch ſehr verſchieden je nach ber ftrengeren ober 
milberen Friedlofigleit. Nach ber urſpruͤnglichen und ftrengeren 
Friedloſigkeit durfte nämlich der Thäter nicht ins Ausland fliehen. 
Er mußte demnach zu den Thieren des Waldes fliehen und durfte 
bafelbft wie jedes andere reißende Thier verfolgt und getöbet wer: 
den. Man nannte daher diefe Flucht einen Walogang und den 
Flüchtigen einen Waldgänger, oder auch einen Wolf (Wargus) 
oder einen Wolfshauptträger. Nach ber fpäteren und milde- 
ren Frieblofigleit durfte aber der Thäter ins Ausland fliehen und 
er war bafelbft eben jo ficher, als wenn er kein Frieblofer wäre. 
Die Flucht ins Ausland war daher eine Art Landesverwellung 
entweder für immer oder für drei Jahre. Und fie bat auch frühe 
ſchon die Natur einer Verbannung, entweder einer ewigen oder 
einer breijährigen Verbannung angenommen !). Spuren befjelben 
Verfahrens finden fi num auch in Deutjchland, nicht bloß in den 


87) Weisthbum von 1169 bei Lacomblet, I, 802. 
38) Stabtreht aus 18. sec., c. 19. ff. bei Schott, III, 208. ff. 
1) ®ilda, p. 284 u. 298. ff. 
v. Maurer, Stäbteverfafjung. UL 40 
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alten Marten und Fronhöfen 2), ſondern auch in den alten Stät: 
ten. In mehreren fühdeutfchen Stäbten war nämlich die Flucht 
noch im 18. Jahrhundert in gewiſſen Fällen erlaubt, z. B. bei der 
Nothwehr, in Wien fogar bei der Nothzuchte) und in Neuenburg 
bei ber Vindikation höriger Leute *). Und der Thäter hatte zu 
dem Ende noch die alte Frift von einem Tag und einer Racht, } 
B. in Wiens), in Wiener Neuftadt), in Heimburg 7) und in 
Neuenburg. Der Flüchtige follte zwar vorgeladen und, wenn et 
nach dreimaliger Vorladung nicht erichlenen war, in bie Acht gethan 
werben. Die Flut war ihm aber dennoch von jehr großem Nutzen 
Denn er konnte fi während diefer Zeit mit feinem Verfolger ver: 
gleichen und, wenn er ſich fpäter freiwillig vor Gericht ftellte, fid. 
wie wir fehen werben, leichter von dem Verbachte reinigen. ($- 566). 
In einigen Städten findet man aber auch no Spuren von einer 
Flucht ind Ausland. Beſonders merkwuͤrdig find in dieſer Baie 
hung die alten Stadtrechte von Straßburg. Nach dem Stadttechte 
von 1249, welches im Jahre 1270 ins Deutfche überfetgt worden 
ift, follte der Thäter in gewiſſen Fällen binnen drei Tagen dt 
Stadt verlaffen und fobann über eine Meile entfernt von der Stabi 
einen Monat lang bleiben, ehe er wieber in bie Stadt zurücklehren 
durfte®). In anderen Fällen follte der Thäter die Stabt räumen 
-und über eine Meile von der Stadt entfernt ein Jahr lang ode 


2) Meine Geld. der Markenverfafjung, p. 128. Meine Geſch. ber gronh. 
und Hofverfaflung, IV, 245. 

8) Stadtrecht von 1221, $. 25. — si post inducias datas fugiendi de- 
prehensus fuerit —. 

4) Freiheitsbrief von 1214 bei Walther, p. 21—22. 

5) Stadtrecht von 1221 $. 2. bei Gaupp, II, 289. Si non probaverit, 
habeat licentiam fugiendi, quocumgue velit, per diem e! 
noctem sequentem —. Es ift von Nothwehr bie Rebe. 

6) Stadtreht aus 13. sec. $. 1. bei Würth, p. 56. — sed per diem 
illum et noctem sequentem, quocunque velit, habeat licen- 
tiam fugiendi —. Sprit ebenfalls von Nothwehr. 

7) Stadtrecht aus 18. sec. $.2 bei Senckenberg, vision p. 269. — „hab 
„Vrlaub zu fliehen wo er bin welle ben tag vnd die andere nadpl.“ 
Handelt von Rothwehr. 

8) Stabtreht von 1249 und 1270 $. 18 bei Mone, Anzeiger, VI, 25 
und 27. 








Sühne und Vergleich. 627 


ſechs Wochen oder einen Monat bleiben und erft nach Ablauf jener 
Friſt, und nachdem er gehörig gebeflert und gebüßt hatte, wieder 
in bie Stadt zurückkehren ). Aehnliche Beftimmungen finden ſich 
in dem Stabtrehte aus dem Anfang des 13. Sahrbunderts 19), 
Die Flucht aus der Stadt hatte jedoch in Straßburg bereits bie 
Natur einer Verbannung angenommen. Daher jollte, wenn der 
Thäter die Stabt verlaffen hatte, um bem Gerichte zu ent- 
weichen, diefe Entfernung nicht in jene Friſt eingerechnet ober 
wenigftens nur dann eingerechnet werben, wenn er geſchworen hatte, 
dem Bürgermeifter gehorfam zu fein. Und der Bürgermeiiter ſollte 
ihm diefen Eid außerhalb des Burgbanns abnehmen 1). Eine An- 
deutung an bie Flucht bis zur Entrihtung der Beflerung (satis- 
factio) findet fih aud im Stadtrecht von Hagenau vom “Jahre 
1164 ($. 16.) und in anderen Stabtrechten. In dem Städtchen 
Kim hatte der Thäter fogar noch im 14. Jahrhundert die Wahl, 
ob er die Stadt räumen oder auf dem Thor fiben wolle 12). Bon 
der Flucht des Miffethäters in eine Freiung ober in eine andere 
Immunitäat ift bereit8 die Rede geweſen. (6. 119 u. 120.) 


Sühne und Vergleich. 
6. 558. 


Auch die Sühne und der Vergleich fchüßte gegen die 
Blutrache und gegen die gerichtliche Verfolgung. Bei einem ftatt- 


9) Stabtreht von 1249 u. 1270 ©. 5, 6, 7, 8, 9, 10,12 u. 15 beiMone, 
VI, 24 u. 27. — exibunt civitatem per unum miliare, unum 
ennum nullaternus intrantes civitatem, quousque lese civitati et 
judicio satisfecerint. — vitabunt civitatem per unum annum 
usque ad satisfactionem lesi — manebit extra civitatem per 
mensem unum usque ad condiguam satisfaciionem. — rument 
bie flat ein jar, bis gebezzert wirt bem rate, ber flete vnd bem verfers 
ten. vrgl. das alte Stabdtrecht bei Strobel, I, 548. ff. 

10) bei Strobel, I, 821. ff., $. 17-36. 

11) Stadtredt 6. 82 bei Strobel, I, 826. 

12) Stabtreht von 1850 bei Wald, VI, 17. — „ber jal rumen abbir ſit⸗ 
„gen uf eyn thor verten tage.“ 
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gehabten Mord oder Todſchlag oder bei einem anderen Friedbruch, 
bei welchem bie PBrivatrache zuläßig war, hatten die Verwandten 
des Getödeten oder Verletzten und ber Berleßie ſelbſt urjprünglich 
die Wahl zwifchen der Privatradhe und ber Sühne und fpäter, 
ſeitdem bas Hecht der Privatrache abgejchafft worden war, die Wahl 
zwifchen der Sühne und ber Verfolgung ihres Rechtes vor Gericht. 
Diefer Grundfaß findet fich bereits in allen Stabtrechten bes 13. 
und 14. Sahrhunderts. Und auch im 15. Jahrhundert noch, in 
manchen Stäbten fogar noch länger, wurde nach diefem Grundſatze 
gehandelt 2). Wenn jedoch der Ankläger die freiwillig angebotene 
billige Buße („busze div redelich vnde gefuge wäre") nicht anneb: 
men wollte, jo follte in Augsburg. die Buße von dem Stabtrath 
beftimmt und ſodann von dem Gerichte der Ankläger zur Annahme 
der Buße genöthiget und der Angeklagte gegen ihn gejchüßt und 
geſchirmt werden ?2). Eben fo in Frankfurt 2). In Freifing follten 
bie Nichter und die Bürger ben Angellagten gegen die Anfläger 
(die Freunde des Verlegten) [hüten („Jullen jn dj richter vnnd dy 
„burger friden von enes fründten den er erflagenn hat“) und beide 
Theile nöthigen wieder gute Freunde zu fein („fo fol fy der richter 
„vnd dj purger nöttenn das ſy fründt fein“). In vielen Städ- 
ten wurde ber Anfläger, der die ihm angebotene Buße nicht anneh- 
men wollte, außerdem auch noch geftraft, 3. B. in Wien 5), in 
Wiener Neuftabt ®), in Heimburg ?), in Nördlingen u. a. m. 


1) Zwei fehr merkwürdige Morbfühnen von 1285 u. 1288 bei Haupt, 

Zeitfchrift, VI, 21-25. vrgl. Über Hannover die Zeitfhrift des hiſto⸗ 

riſchen Vereins für Riederfahjen Jahrgang 1858, p. 269—275. 

Stadtrecht von 1276 bei Freyberg, p. 70. „Wolte aber ber clager ber 

„buzze niht nämen div redelich vnde gefuge wäre. ſo fol iener für bie 

„ratgäben gen. vnde fuln bie ratgäben viere von in gäben. vnde ſwelhe 

„buzze die viere ſchepfen bie fol iener nämen. vnde fol in niht fürbaz 

„uoeten. Wolte er des ben burgern wider fin. fo fol der vogt vnde 

„bie burger ienen noeten. daz er bie buzze neme. unbe ſuln diſen die 

„wile ſchärmen.“ bei Walch $. 170. 

8) Stadtfriede von 1318 bei Böhmer p. 448. 

4) Ruprecht von Freiſing, II, 18 u. 15. 

5) Stadtrecht von 1121, $. 22 u. 24. Stadtrecht von 1278 bei Lamba: 
der, II, 151. f. 

6) Stadtrecht, c. 61. 
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— 
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Nah ſaͤchſiſchem Recht verlor jedoch der Kläger nur feine 
Buße). 

Die gefeglih oder vertragsmäßig feitgefegte Vergleichsfumme 
wurde auch in den Stäbten compositio oder compositio 
amicabilis genannt, 3. B. in Köln 1°), in Soeſt 11), in Eng 12), 
in Weglar u. a. m. 12), öfters auch Wergelt, 3. B. in Goslar, 
Halle, Magdeburg, Frankenhaufen u. a. m 14), feltener jedoch im 
füblichen Deutfchland. Denn außer in Augsburg 1%), habe ich die 
Benennung Wergelt in feiner fübbeutichen Stadt, und auch in 
Augsburg in fpäteren Zeiten nicht mehr gefunden. Die gewöhn- 
liche Benennung in ſüddeutſchen Städten war Buße, 3. B. in 
Augsburg !%), emendatio oder emenda 3.8. in Straßburg !?), 
in Wiener Neuftadt !°) u. a. m., dann satisfactio, 3. B. in 
Freiburg 19), in Wien 20), in Wiener Neuftadt 2), in Straßburg 22), 
Söhnung 3. B. in Nördlingen 2°) oder Befferung, z. B. in 
Straßburg *%), in Heimburg 35), in Nördlingen 2%), Sich mit dem 


7) Stabireit, c. 7 bei Senckenberg, vision. p. 276. 

8) Stabtregt von 1818, $. 8 bei Senckenberg, vision. p. 355. 

9) Eidf. . U, 6 8. 1. 

10) Urt. von 1169 bei Lacomblet, I, 802. 

11) Stadtrecht von 1120 $. 26. 

12) Stadtrecht von 1212 $. 21. 

18) urt. von 1286 u. 1288 bei Haupt, Zeitfehrift VI, 21 u. 24. 

14) Göſchen, p. 85. Schöffenbriefe von 1235, $. 17, 18, 19 u. 81., von. 
1261, $. 37 u. 72 u. von 1304, $. 19, 27, 90 u. 112 bei T. u. St. 
p. 296, 862, 467 u. 472. Sranfenhaufer Stadtrecht von 1858, art. 
12 bei Wald, I, 886. Haltaus, p. 2081. 

15) Stadtrecht von 1156 in Mon. Boic, 29, p. 329. 

16) Stadtrecht bei Freyberg, p. 79. 

17) Stadtrecht von 1249, $. 8, 16 u. 18 bei Mone, Anzeiger, VI, 24. 

18) Stadtrecht, c. 11. 

19) Gtiftungabrief von 1120, $. 14 u. 17. 

20) Stadtrecht von 1221, $. 22 u. 24. 

21) Gtabtredt, c. 61. 

22) Stabtreht von 1249, 5. 6, 7, 9 u. 15 bei Mone, Anzeiger, VI, 24. 

28) Stabtret von 1818, $. 67. 

24) Stadtrecht von 1270 $. 18 bei Mi 


Anzeiger, VI, 28. 
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Ankläger vergleichen, verfühnen oder fühnen 27) wurde daher auch 
satisfacere oder Beſſern?e), oder ih vertragen gemannt, 
3. B. in Ulm 29), öfters auch den Kläger ftillen oder ihm ent 
gelten, 3. B. in Augsburg 29), 

Die Vergleihsfumme war auch in den Städten meilten- 
theils gefeglich oder durch das Herkommen firirt. Daher ift öfters 
von einem ganzen unb halben Wergelt®1), von einer ganzen und 
halben Buße, von einer ganzen und halben Beilerung u. f. w. bie 
Rede. Defters war indefien die Vergleihsfumme nicht firttt 
und dann follte die Buße und die Beflerung in jebem einzelnen 
Falle feitgejett werden, entweber nach freiem Uebereinfommen von 
den Parteien ſelbſt, oder nach billigem Ermeflen von bem Stabl- 
gerichte oder von dem Stadtrath, 3. B. in Augsburg 22), in Noͤrd⸗ 
fingen 22), in Heimburg*), u. a. m. Daher war es im Bafd, 
wie wir gefehen, möglich, daß der Vater des Entleibten, ber 400 
Pfund begehrt hatte, fih mit 80 Pfund begnügen mußte. 

Eine verföhnte oder verglichene Angelegenheit durfte nicht 
mehr vor Gericht gebracht, auch von dem Richter felbft nicht mehr 
dahin gebracht werben, z. B. in Bern 35), in Altdorf 2°), in Frei: 


27) Echrae von Soeſt, art.131. — „mit der juncprowen Vronden fünen.” 
Schöffenbriefe von 1261 $. 34 u. 37 und von 1804, $. 27 bei X. u. 
St. p. 855 u. 455. Stadtrecht von Freiburg von 1275 bei Schreiber, 
I, 76. | 

.28) Stadtrecht von Straßburg 8. 5. fi. bei Mone, Frankfurter Stabtfriede 
von 1318 bei Böhmer p. 448. 

29) Rothes Buch bei Jäger, Magazin, IH, 525. — „ond fig barzu mit 
„der, die er aljo geſchwecht, vertragen, gütlih ald rechtlich,” 

80) Stadtrecht von 1276 bei Freyberg, p. 50, 57 u. 70. — „er engeltt 
„den clager nah rehte — vnde fuln beide ben clager geflillen alſo 
„daz er iht mehr clage.” 

31) Schöffenbriefe von 1285, $. 17—19 und von 1804, $. 112 bei T. u. 
Et. p. 297 u. 472. 

82) Stadtrecht bei Freyberg, p. 70. 

88) Stabtrecht von 1818, $. 8. 

34) Stadtrecht aus 18 sec., c. 7 bei Senckenberg, p. 275. 

35) Handfeſte von 1218, 8.84. Si autem a vicinis suis, antequam causs 
ad judicium venerit, fuerint reconciliati, non tenentur judici 
super hoc respondere —. 

36) Srimm, I, 17 $ 61. — „end idt, das nachpuren, gejellen ober ander 
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fing 2), in Köln ?®) u. a. m. Die Berlegten nnd ihre Freunde 
und Verwandten hatten zwar die Wahl zwilchen der Anklage und 
der Sühne. Wenn fie aber gewählt und fich verföhnt hatten, fo fiel 
fodann, wie früher das Recht der Blutrache, fo nun auch das Recht 
ber Anklage ganz weg. Aus demſelben Grunde durften fich auch 
bie Parteien nicht mehr vergleichen, wenigjtens ohne Zuftimmung 
des Richters nicht mehr vergleichen, wenn fie bie Sache vor Gericht 
gebracht und dafelbft eine Anklage geftellt hatten. Der Michter war 
in einem folchen alle berechtiget, die Parteien zur Fortſetzung ber 
Anklage zu nöthigen oder die Anklage ſelbſt zu übernehmen, 
3. B. in Freiburg 2%), in Ens 20), in Wien #1), in Heimburg *2), 
in Bern 2), in Kolmar 2), in Bremen #) u.a. m. Denn ber 
Richter hatte in biefem alle ein Necht auf eine Buße oder auf 
eine Beflerung erhalten, und bdiejes Recht durfte ihm ohne feine 
Zuftimmung nicht wieder entzogen werden, 3. B. in Bafel „umb 
„daB den Näten ihr Beflerunge nüt engange” 4%), in Lübed 47), 
in München 7°), in Wiener Neuftabt 4%), in Wien, Heimburg u. 
a.m. Mannannteeine ſolche ohne Zuftimmung des Richters zu Stand 
gebrachte Sühne einen heimlichen Vergleich (compositio oc- 
culta oder reconciliatio occulta) #9), eine hbeimlihe Suͤhne 


„biberlät das in früntſchaft Bringent vnd fie verrichtent, jo bat im 
ein herr nüt nachzefragen.“ 

87) Ruprecht von Freiſing, I, 191. bei Weflenrieber, $. 28, p. 80. vgl. 
Schwäb. Lr. W. c. 288. 

88) Schiebeiprud von 1258 Nr. 15 bei Lacombiet, II, 245 u. 249. 

89) Stabtrodel, $. 87. 

40) Stadtrecht von 1212, $. 21. 

41) Stadtrecht von 1221, $. 81. 

42) Stadtrecht, c. 7. bei Senckenberg, p. 276. 

43) Handfeſte von 1218, $. 84. 

44) Stadtrecht von 1298 $. 4. 

45) Reverjalien von 1246 in Assertio lib. Brem. p. 86. 

46) Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Och8, II, 871. 

47) Sad, I, $. 76, UI, 8. 70 u. II, 8. 19. 

476) Stadtrecht, $. 129. 

48) Stabtredt, c. 11. 

49) Stabtrodel von Freiburg, c. 87. Gerigtsorbnung von Bafel bei Ochs, 
I, 871. 
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(haimlichey ſyenung) 89), oder eine Halfüne®t), oder Halejone®) 
das heißt eine heimliche Sühne von hal, helen oder verhehlen ®). 
Mit Zuftimmung bes Richters durfte man fich aber. auch vor Ge: 
richt no, nachdem die Anklage bereits erhoben war, vergleichen. 
Denn die gerichtlichen Vergleihe waren natürlich eben fo zuläflig 
und giltig als die außergerichtlichen 54%). Daher heißt es öfters in 
den Stabtrechten und in ben Gerichts: und Rathsorbnungen, bie 
Parteien follten fih gütlich oder rechtlich vertragen ober ver: 
gleichen 8). Und in Lübeck verglichen fi im 14. Jahrhundert bie 
Verwandten des Erjchlagenen zuerft außergerichtlich mit dem Thäter 
und befannten fobann vor Gericht oder vor dem Stabtrath das 
Wergelt empfangen zu haben °%). Eben fo pflegten bie Mifjethäter, 
welche in eine Freiung geflohen waren, ſich von ihrem Aſyle aus, 
je nad) den Umftänden mit oder auch ohne die Zuftimmung des 
Richters, mit den Verlegten und mit ihren Verwandten und Freun⸗ 
ben zu vergleichen, 3. B. in Winden 57). Weber den zu Stand ge 
fommenen Vergleich wurde öfters eine von Zeugen unterjchriebene 
Urkunde ausgefertiget, weldye man Sühnebrief nannte 59). 
Das Recht der Parteien fi zu vergleichen tft in manden 
Städten, 3. B. in Bafel, bis zum breißigjährigen Kriege geblieben. 
Daher wurde bafelbft noch im Sabre 1639 ein Fremder, der einen 


50) Stadtrecht von Heimburg, c. 7 bei Senckenberg, p. 276. Stadtrecht 
von Freiburg von 1375 u. 1298 bei Schreiber, I, 76 u. 126. 

51) Stabtreht von Wien von 1221 $. 31. occultam cum eo faciens 
compositionem que dicitur halsune. Stadtrecht von Ens von 1212 
6. 21. occultam faciens compositionem que in vulgari dieitur 
halsune, Stabtredht von Kolmar von 1298, $. 4. — Die halfüne. 

52) in Iglau u. a. m. Tomaſcheck, Deutſches Recht in Oefterreich im 18. 
Jahrh. p. 157. Not. 

58) Schmeller, II, 170. 

54) Schöffenbriefe von 1261, $. 34—87 und von 1804 5.27 bei T. u, St. 
p. 855 u. 455. 

55) Ulmer rothes Buch bei Jäger, Magazin, III, 525. 

56) Urk. von 1852 u. 1866 bei Pauli, Lüb. Zuſtände im 14. Jahrhundert, 
p. 127, 219 u. 220. 

57) Brivilegium von 1246 bei Scheid, orig. Quelf. IV, 202. 

58) Stadtrecht von Nördlingen, 6. 67. 
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Bäder in ber Stabt verwunbet hatte, ohne beitraft zu werben aus- 
geliefert, nachdem er fi „mit dem Verwundeten abgefunden und 
den Balbierer und Thurmhüter befriebiget” hatte 59%). Dem 
Stabtrath war jedoch damals ſchon, auch wenn ein Vergleich unter 
den Parteien zu Stand gelommen war, bas Recht der Verfolgung 
von Amtswegen vorbehalten. Daher erfannte der Rath im Jahre 
1635, „man möge wohl leiden; daß er fih mit bes Entleibten 
„Freundſchaft vergleiche, doch an bed Raths Gerechtiame 
„unpräjubicirlih und unabbrädig, und daß der Ruf vor fid 
„gehe“ ©). 

Schon zur fränkischen Zeit konnten Miſſethäter nach dem 
Recht der Kirche (secundum canonicam institutionem) den von 
ihnen begangenen Todſchlag durch Wallfahrten fühnen. Auf 
ihrer Pilgerfahrt durften fie freies Quartier, euer, Brod und 
Waſſer in Anſpruch nehmen (ut lege peregrinorum — mansio- 
nem illi et focum et panem etaquam largiri.) Und die Anwei- 
fung auf dieſe Verpflegung nannte man tractaturia in peregrina- 
tione N). Im Jahre 1288 wurde bie Abfjendtung eines Pilgers 
über das Meer zum heiligen Kreuß vertragsmäßig zur Sühne eines 
Mordes beftimmt *2). 

Seit dem 14. und 15. Jahrhundert ift aber öfters jogar an 
bie Stelle ber Geldbuße eine geiftliche Strafe?) oder auch bie Ver: 
pflichtung zu einer Wallfahrt, zur Errichtung eines Kreubes u. |. 
w. getreten. In diefem Sinne kommen 3. 3. in Amberg **) und 
anderwärts mehr in Altbatern Walfahrten nah Rom und nad 
Aachen, fogenannte Romfarten und Achfarten vor 6), in Hör: 
ter eine Aachenfahrt und eine Heiligenblutfahrt (Afenvart und cyne 
hilgenbloidesvart) °%), in Ulm drei Wallfahrten, eine nach Einfieveln, 


— — — — — — — — — 


69) Ochs, VI, 777. 

60) Ochs, VI, 77475. 

61) Salzburg Formelbuch, c. 20 vrgl. c. 55 u. 56 in Quellen für Bair. 
Geſch. VII, 81. app. Marculf. c. 10. 

62) Urk. von 1288 bei Haupt, Zeitſchrift, VI, 28. 

68) Ruprecht von Freiſing, II, 15 u. 17. 

64) Url. aus 14. sec. bei Schenfl, Sammlung ber Freiheiten, u. |. w. 

II, 44. 
65) Urk. von 1478 im Oberbairiſchen Archiv, XVII, 212. 
66) Urt. von 1498 bei Wigand, benfwürbige Beiträge für Geſch. p. 166. 
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eine andere nad) Aachen und eine britte nad} St. Johannisftern *”), 
im Wien Romfahrten und Aachenfahrten (Romvart und Adhvart), 
Pilgerfahrten nah Mariazell, St. Wolgang, zu dem lebendigen 
Kreutz (lemptigen Chreuß), zu dem heiligen Kreuß, zu dem betligen 
Blut, zu dem heiligen Grab (mervart zu dem heiligen grab) ı I. 
w.®), in Pirna eine Romfart, eine Achtfart und eine Wallfahrt 
nach einem fteinernen Kreuß 9) und in Bach noch im Jahre 1528 
eine Romfahrt und eine Rechfahrt 79). 

Wenn bie gejebliche ober vertragsmäßige Buße bezahlt und 
ber Richter befriediget war, wurbe auch in den Städten bie Ur- 
phede beſchworen. Daher wirb öfters ber Urphede neben ber 
Sühne gedacht 1). In Dänemark follte, nachdem die Buße entrich⸗ 
tet war, von den Berwanbten bes Getöbeten eine cautio jura- 
toria ober ein juramentum juratorie cautionis geleiftet 
werben. Sehr merkwürdig war in biefer Beziehung die Beftimmung, 
daß, wenn ber dritte Theil der Buße bezahlt worden war, vier 
Berwanbte bes Erjchlagenen jchwören follten, daß für dieſes Dritt- 
theil die Blutrache cefliren folle, und daß erſt dann, wenn bie ganze 
Buße bezahlt war, jener Eid von zwölf Verwandten gefchworen 
werden, bann aber auch alle Blutrache verboten fein follte 72). Et⸗ 
was Aehnliches habe ich in den Deutfchen Quellen nicht gefunden. 
Wohl aber wird auch in Deutfchland der Urphede öfters Erwäh: 
nung gethan, 3. B. in Amberg). In Bafel wird ihrer noch in 
ben Jahren 1492, 1512 und 1525 gedacht. Im Sabre 1512 wur: 


67) Jäger, Ulm, p. 8086. 

68) Viele Urk. von 1896 bis 1429 bei Schlager, Wiener Efizzen, p. 481 
—484. 

69) Anzeiger für Kunde ber Deutſch. Vorzeit. Oftober 1861, Nr. 10 
p. 847. Noch viele Beifpiele aus dem Erzftifte Mainz bei Bobmann II. 
618-619. 

70) Jungens, Miscell. Ill, S98 u. 394. 

71) Schöffendrief von 1261 $. 84 bei T. u. St. p. 855. „Swar Liute 
„borjunet werbent ober eine Orveide tunt vor deme gerichte". — vrgl. 
noch Schöffenbrief von 1804, $. 20, eod. p. 4585. 

72) Andreas Sunejen, V, c. & De sacramento iuratorie cautionis et 
iuramento equalitatis. Auch bei Westphalen, IV, 2048. 

73) Biele Urphebebriefe bei Schenkl, Sammlung ber Freiheiten, In 4,5,7, 
18, 27, 87, 48, 51, 52, 60, 61, 67. 
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ben Einem, ber bie Urphebe gebrochen, zwei Finger an ber rechten 
Hand abgehauen ?’*). 

Das Recht der Barteien fih mit den Miffetbätern zu 
vergleichen hat ſich in vielen Stäbten bis ins 16. und 17. Jahr⸗ 
hundert erhalten. In Speier wurbe biefes echt (das Recht „fich 
„mit des Entleibten Wittiben in der Güte zu vertragen und ab- 
zufinden”) noch im 16. Jahrhundert begünftiget. Und erſt wenn 
fein Bergleih zu Stand kam fchritt daſelbft das Strafgericht, d. h. 
ber Stadtrath, gegen den Thäter ein 7%), In Baſel wurbe noch 
im Jahre 1548 eine Nothzucht, nachdem bie Frau um ihre Unschuld 
zu beweilen fich in den Rhein geftürzt batte, mit Zuftimmung 
des Ehemanns verglichen 7%). In den Städten der" Mark Branden- 
burg war die Sühne noch nach der Polizeioronung von 1540, c. 13. 
zuläßig. Und in Zelle haben fih die Parteten noch im Sabre 
1600 über einen Todichlag verglichen 77). Erft ſeitdem das Verfah⸗ 
ren von Amtswegen zur Regel geworben war, kamen dieſe Ber: 
gleiche, ba ſie nun die Strafgerichte vom Einfchreiten nicht mehr 
abhielten, außer Gebrauch, oder fie wurden auch ausdrücklich ver: 
boten. Das Lebte geichah in Dänemark, indem Chriſtian V alle 
vor dem Gtraferfenntniffe mit den Freunden und Verwandten bes 
Ermorbeten eingegangenen Vergleiche verbot und verorbnete, daß 
wenn auch ein folder Vergleich vorliegen follte, die Stabträthe ben- 
noch einjchreiten follten 78). 


Richterliche Bnfe und Soskauf der Strafe. 
§. 554. 


Bon dieſer geſetzlichen und vertragsmäßigen Vergleichsfumme 
(compositio) verjchieden war nun die an den Richter, |päter an 


74) O8, V, 178, 179, 867 u. 879. 
75) Lehmann, p. 290. 
76) Ode, VI, 489. 

‚ 77) Ur. von 1600 bei von Bülow und Hagemann, Erörterungen, II, 260. 
„Henr. Siefen hat Helmde Meineden Sone venbtleibet, gleidt erlanget, 
„mit der Freundſchafft jid vertragen, giebt zu Straff 20 fl.“ 

78) Höyelsinus, leg. Dan. lib. VI, c. 6 $. 20, p. 488. 
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den Landesherrn zu entrichtende Buße, welche öfters ebenfalls 
eine Bejferung genannt worden ift, 3.8. in Frankfurt !). Nach⸗ 
dem nämlich der Triebe unter den Parteien bergeftellt und die Bar: 
teten unter fich wicder verjöhnt waren, mußte auch der öffentliche 
Trieben, ben der Miflethäter durch feine That verloren hatte, wieber 
hergeftelt und der Thäter mit ber öffentlichen Gewalt verjöhnt 
werben. Diejes geſchah mittelft Erlegung der richterlihen Buße, 
3. B. in Flensburg ?), in Apenrabe ?), in Frankfurt u. a; m. Diefe 
Buße durfte indeſſen der Richter erſt dann nehmen, wenn ber 
Verletzte befriebiget, ihm alſo bie gefehlich oder vertragsmäßig be- 
ftimmte Vergleichsſumme entrichtet worden war, 3. B. in Augs: 
burg 9), in Frankfurt 5) u. a. m. Denn vorher, ehe der erlebte 
befriediget war, erhielt der Miflethäter feinen Frieden. Der Richter 
durfte daher auch das für den wieberhergeftellten Frieden zu ent: 
vihtende Friedgeld (fretum) noch nicht annehmen. Durch die Er- 
legung diefes Friebgeldes wurde nun der öffentliche Frieden erfauft 
und baburch der Mifletbäter mit der öffentlihen Gewalt wieber 
verföhnt. Darum wurde das Friebgelb zuweilen auch ein Srie 
benstauf (fredkiöb, frithkaup) u. |. w. ©) oder au ein Söne- 
geld oder en Wergelt genannt, z. B. in Flensburg 7), in Apen- 
rade ®) u. a. m. Seitdem jedoch das Berfahren von Amtswegen 


1) Stadifriede von 1818 bei Böhmer, p. 448. 

2) Stabtredt, c. 66 im Corpus constit. Slesvic. II, 202. „Sleit eyn 
„Borger enen anderen Borger bot in ber Stat, vnd mert vredelos 
„waren vom VIII Santmans, fa fcal be böten deme Landesheren 40 
„Dart —“ 

3) Stadtrecht, c. 71 im Corpus const cit. II, 3885-86. Si quis in ci- 
vitate hominem interfecerit et super hoc pace privatus fuerit 
per octo veridicos satisfaciat domino terrae in 40 marcas. — 
vrgl. noch c. 72, p. 886. 

4) Stadtrecht von 1276 bei Freyberg p. 70. „vnde fol auch der vogt 
„eine buzze naͤmen. e. ba; der clager gefiillet wärbe.” bei Waldh, 
8. 170. 

5) Stadtfriede von 1818 bei Böhmer, p. 443. 

6) Schilbener, Guta Lagh, p. 94. 

7) Stabtredt, c. 66 im Corpus Coest. II, 208. Stadtrecht, c. 72 bei 
Westphalen, IV, 1928, 

8) Stadtrecht, c. 71 im Corpus constit. Il, 886. 
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zur Megel geworben war, feitdem wurde auch die Erhebung ber 
richterlihen Buße unabhängig von der ben Parteien zu entrichten- 
den Vergleichsſumme. Die richterliche Buße konnte daher nun von 
dem Richter erhoben werden, gleichviel ob ber Verletzte befriediget 
war oder nicht. Diefe Buße verlor jedoch ſeitdem ihren urſprüng⸗ 
lichen Charakter. Sie hörte. auf ein Friedgeld, ein Friedenskauf 
und ein Sönegeld zu fein und wurde vielmehr eine wahre Strafe. 
In manden Städten trat frühe fchon außer der richterlichen Buße 
auch noch eine Strafe ein, z. B. in Frankfurt eine Verbannung 
auf Jahresfriſt ®). 

Wie die Parteiei, jo durften fich übrigens auch bie Richter 
und bie Inhaber der öffentlichen Gewalt, alfo in fpäteren Zeiten 
die Landesheren mit dem Mifjethäter vergleichen, denn felbft die 
Leibes: und Lebensftrafen durften mit Geld gelößt wer 
den. In Mainz durfte der erzbiichöflihe Waltbot, wenn ber Be— 
ſtohlne fi mit dem Dieb verföhnt hatte, den Dieb entweder hän- 
gen oder ſich mit ihm um eine gewiffe Summe vergleichen (bin- 
gen) 10). Eben fo durfte der Waltbot daſelbſt den bei einer Chriftin 
gefundenen Juden entweder ftrafen oder fich mit ihm um eine Gelb» 
fumme vergleichen. („Auch wan ein waltpode einen juben bei einer 
„chriſtenfrauwen oder maide funde, — do fal man dem juden fein 
„Ding abefniven und ein aug usftechen, und fie mit ruden us ja 
„gen, oder fie mogen umb eine ſumme barumb dingen!t). 
Daffelbe Recht hatten das Stadtgericht in Hannover 2), der Vogt 
in Augsburg 12) und der Richter in Ipni1t), in Köln 16), in Eich 


9) Stadtfriede von 1818 bei Böhmer p. 448. 

10) Grimm, I, 682. „ob es des klegers will if, jo muß ine ber waltpob 
„tun henken. Sünet ſich der’bieb mit dem kleger, daß bem kleger genug 
„geſchiet uud dem waltpoden danket, fo mag er in wol toben, ob er 
„will, oder mit ime barumb dingen das er lebendig bleibe.“ 

IN Brimm Tran 
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ftätt 19), in Wiener Neuftabt 37), in Freifing 17°), in Schleswig u. 
a. m. 18). Aus biefem Recht bie Leibes- und Lebensftrafen zu loͤßen 
ift Späterhin, nachdem das Necht von dem Richter an den Landes: 
heren übergegangen ober vielmehr von dieſem vorbehalten worden 
war, das Ianbesherrlihe Begnadigungsredht hervorgegangen. 
Nah den Rechtsbüchern follten jcboch diejenigen, welche das ihnen 
mit Necht aberfannte Neben, oder die Hand Löfeten, rechtlos jein 19). 


Verfahren bei handhafter Chat. 
S. 555. 


Das Strafverfahren war verſchieden, je nachdem bei hand- 
hafter That oder bei übernächtiger That prozebirt ward. Auch trat 
bei der übernächtigen That wieber eine Verfchiebenheit ein, je nad) 
dem gegen einen bis dahin unbejcholtenen Mann oder gegen einen 
fogenannten ſchädlichen Mann eingeichritten werben ſollte. Ein 
eigenthümliches Verfahren trat endlich auch noch bei dem Inzicht 
prozeß ein. Es muß daher von jedem einzeln gehandelt werben. 

Handhafte That war vorhanden, wenn ber Friedbrecher 


„von mir Löfe mit gehen Pfund Pfenning, das mag er woltbuen, von 
„uns, und nicht von bem gericht.” Die Loskaufsſumme ſollte demnach 
in Ißni an ben Landesherrn, und nicht mehr an das Gericht entrichtet 
werben. 

15) Schiedsſpruch von 1258 Nr. 15 bei Lacomblet, II, 245 u. 249. dici- 
mus, quod sufficere debeat, si cum judice et actore comp0- 
natur. 

16) Grimm, III, 629. — „und leib und gut verlür mit recht, unb unjers 
„berren wär, ber mag fich ledig und los machen mit X pfund -Iands 
uf gnad.“ Auch bier fiel demnach bie Losfaufsfumme an ben Landes— 
berrn. 

17) Stabdtredt, c. 57 u. 98. 

178) Ruprecht von Sreifing, I, 68, 185, 188, Il, 59, 65 u. 99. 

18) Stadtrecht, c. 3 u. 4 in Corpus comstit. II, 4. — „verbricht feinen 
„Kopf und verlieret aU fein Gut, ober er vertrage fi) mit bem Het 
„zoge und bem Rathe nad ihrer Gnade.“ — „ben joll man bie Hand 
„abbauen oder abjchneiden, oder er mag es nach Gnaden (mit Geld) 
„beſſern.“ vrgl. Meine Geſch. der Markenverfaffung, p. 371 u. 972. 

19) Sächſ. Er. I, 65 $. 2. Schwäb. Lr. W. c. 81. und Laßb. c. 100. 
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auf ber That felbjt oder auf der Flucht ergriffen worden war !). 
Man nannte daher das Ergreifen auf handhafter That ein Ergrei- 
fen auf friiher That?), in verfher Dat?) mit farſcher 
Daht , in recenti®), in ipsa 'actione maleficii, i. e. 
hanthaft deprehensus®), in ipsaactione, i.e. ander hant- 
haftT!), in ipso actu cum gladio cruento deprehensus, ober 
„begriffen an der ftat mit blutigem ſwert“8), „beholden up ber 
„Stebe” ®), in opere et manufacto deprehensus !°), in ve- 
ritate facti deprehensus 1!), „in der woren Tat gefunden“ 
— in facto deprehensus '?2), manifesta actione deprehen- 
sus 12), „begrepen bi jlapender det“ 1%), „ander warm Handt 
Getat” 16), begreift man jn an der hannttat ober an ber 
hbantgetat!e), de oppe der ſchinbaren Daet begrepen worbe!T), 
si palam in furto deprehendatur !®). 

Als Handhafte That wurde e8 au betrachtet, wenn 


1) Sädf. Lr. II, 86. Schwäb. Lr. W. c. 264. 

2) Sächſ. Weichbild, art. 88. Magdeburg. Schöffenbrief von 1304, $. 8 
bei X. u. St. p. 451. Kölner Schöfienweisthum von 1875 bei Grimm, 
IL 747. 

8) Goslar. Stadtrecht bei Göſchen, p. 42. 

4) Apenraber Stabirecht, art. 72 in Corpus constit. Slesv. II, 886. 

5) Stadtrecht von Dortmund 6. 9. 

6) Stadtrecht von Wiener Neuflabt, c. 4. 

7) Stadtregt von Wien von 1221, $. 4 und von 1278 bei Lambacher, 
oO, 148. 

8) Stadtrecht von Brünn bei Nößler, p. 343. 

9) Stadtrecht von Lüneburg, c. 8 bei Dreyer, p. 868. Bei Kraut babe 
babe ich dieſe Stelle nicht gefunden. 

10) Stadtrecht von Ense, von 1212 8. 4. 

11) Stadtrecht von Eger von 1279 $. 6. 

12) Stadtrecht von Leobſchütz von 1270 $. 17 bei T. u. St. p. 875. 

18) Hall. Schöffenbrief von 1285 6. 18 bei X. u. St. p. 296. 

14) Stadtrecht von Goslar bei Göſchen, p. 86. Bremer Statut von 1808 
bei Deltihs, p. 96. — „bi fclapender bhet‘. — 

15) Etadirecht von Rain von 1882 bei ori, p. Bl. 

16) Ruprecht von Freifing, II, 86. Stabtreht von München, $. 249. 

17) Gerhardi et Nicolai leges bei Dreyer, vrm. Abhl. IL, 1011. 

18) Urf. von 1014 und 10856 bei Schannat, II, 41 u. 57. 
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der Thäter zwar nicht auf friiher That, wohl aber im Beſitze eine 
fihtbaren Zeichens der That, d. b. eines von bem Verbrechen her⸗ 
rührenden Gegenftandes oder Werfzeuges, verhaftet worden, oder 
wenn eine Spur ber That vorhanden und diefe vor Gericht gebradt 
worden war. Es wurde demnach als handhafte That betrachtet, 
wenn der Dieb oder Räuber mit dem geftohlnen ober geraubten 
Gegenftande oder im Befite dieſes Gegenftandes 19), ober der Mör: 
der oder Todſchläger mit dem blutigen Schwert ober mit ber 
fonftigen Waffe verhaftet und vor Gericht gebracht worden war?*). 
oder wenn der Leichnam bes Erſchlagenen 21), oder die Hand, oder 
eine Lode von den Haaren oder das Gewand des Ermorbeten vor 
Gericht gebracht worden war 22). Daſſelbe war ver Fall bei einer 
Verwundung, wenn ber Verwundete felbft bei Gericht erſchie 
nen war und feine Wunde vorgezeigt hatte 22); bei einer Brand: 
ftiftung, wenn ein Brand vor Gericht gebracht worden war?); 
bei einer Noth zucht, wenn bie genothzüchtigte Frau mit zerriffe 
nem Gewand und mit fliegenden Haaren vor Gericht gekommen, 
oder das mit Blut beflette Gewand der Frau vor Gericht gebradt 
worden war 25) u. |. w. In allen biefen Fällen, in denen bem 
Gericht ein fihtbares Zeichen gleichfam als Ucberführungsfiüd 
vorgelegt werden Tonnte, durfte gegen ben fpäter ergriffenen Thäter 
eben jo verfahren werden, als wenn er in handhafter That verbal: 
tet und vor Gericht gebracht worden wäre. Denn das vor Gericht 


19) Magdeburg. Schöfjenurtheil, Gap. 4. dist. 1. bei Zobel, p. 501. Schoͤſ⸗ 
fenbrief von 1804 8. 82 bei T. u. St. p. 465. Eächſ. Lr. II, 85 u 
64. Sädf. Weihbild, art. 114. Schwäb. Lr. W. c. 264. 

20) Stadtreht von Wien von 1278 bei Lambacher, II, 148. — „an bet 
„Hantthafft aut sanguinolento gladio, cultello.* Magdeburg. Schoöf⸗ 
fenbrief von 1804 8. 18. beiT. u. St. p.453. Sächſ. Weichbild, art. 114. 

21) Sächſ. Lr. II, 64 6. 8. Stabtredht von Memmingen, c. 4 u. b. 

- 22) Stadireht von Memmingen, c. 3. — „mag aber ber Tlager bes ermur⸗ 
„ten baurs ain lok gebaben oder fing gewands" —. 

28) Schöffenbriefe von 1261, 8. 64 u. v. 1804, 8. 137 bi T. u. Et. p. 
860 u. 476. Sächſ Lr. I, 68. Sächſ. Weichbild, art. 36. 

24) GStabireht von Memmingen, c. 3. — „ift ez aber vmb brand, hal 
„denn ber lager ber bränd ain“ —. Stadtrecht von Bamberg, $. 14. 

25) Stadtrecht von Bamberg, $. 145. 


| 


| 
| 
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gebrachte Leib: oder Leichzeichen hatte dieſelbe Kraft, als wenn ber 
Leichnam felbft vor Gericht gebracht worden wäre?) Die Ge- 
richtsorbnung von Bafel von 1639 Tchreibt daher vor, daß der „Ges 
„richtsfneht das Wahrzeichen anftatt der Todtenbahr in 
„Recht ſtellen“ folle 27). Die That wurde alsdann als handhafte 
That betrachtet. (tamquam si injuria recens existeret) 2°). Man 
nannte daher dieſes jichtbare Zeichen ſelbſt Hanpdhaft?29) ober 
Hantichafft?%, oder Handgetat 21), Handhaftige That 22), 
farſche That?2), factum manuale et manifestum ®%), 
oder auch bloß That), wahre That (waren tat 2%) oder wa⸗ 
rentat) 27), Sheinbare That (jchinbare Tat oder bandhafte Dat, 
de dar Ichinbare i8) 39), blicken de That (bliginde Dait 3%) „frufche 


36) Fibinger Url. von 1288 bei Wölfy, monumenta historise Warmiensis 
(Ermland, I, 169. „alfo daz ein Lichezeichen bracht wart, daz diefelbe 
„craft hatte vor gerichte als ob der tote man fegenwertig were." 

27) Ode, VI, 787. 

28) Stadtrecht von Magdeburg von 1188 $. 5 bei T. u. Gt. p. 268. 

29) Stadtrecht von Wiener Neuflabt, c. 1. cum evidenti intersigno 
quod in vulgari dicitur hanthaft. Stadtreht von Bamberg, $. 140 
u. 144—147. 

30) Ruprecht von Freifing, II, 100. Stadtrecht von Regensburg bei Frey: 
berg, V, 80. ’ 

31) Schwäb. Lr. W. c. 82. „Swen man mit der hantgetat begrifet" —. 

82) Magdeburg Schöffenbrief von 1304 $. 17 bei T. u. St. p 453. „Da; 
„mit ber banthaftigen Tat vor gerichte” — „bie Bewijunge heizet hand⸗ 
„baftege Tat“ — vrgl $. 18 u. 116. 

33) Stadtreht von Apenrade, art. 72. in Corpus constit. Slesvic. II, 
886. — „gegrepen mit ber farſcher Daht" —. 

84) Stabtreht von Minden von 1246 in Orig. Guelf, IV, 202. 

85) Magdeburg Schöffenbrief von 1804 $. 18 bei T. u. St. p. 458. — 
„Da man einen Dan mit der Tat, mit Dube oder mit Roube be: 
„greift. — 

86) Stadtreht von Brünn $. 217. . 

87) Stadtredt von Prag bei Rößler, p. 25. 

88) Herforter Schöffenbuch um 1850 bei Meinders, p. 292. — „helft ge- 
„bracht gefangen und gebunden in dat Gerichte mit dev ihinbaren 
„Dait — und p. 291, 293 u. 294. — „iit in ber handhafftegen Daet 
„begrepen, de moch ſchinbahr ig, und hefft eme mit dem Schine 

v. Maurer, Sıädteverfaijung. ILL 41 
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„blychende daet“ *%) oder „eyne blijchrnde Dait ind offene won- 
„den“ 41), Schein das heißt Augenfchein 2), blidende Schein 
(blichen ſchyn) 42), blidende Schyn, blychende Schyn u. |. w.), 
leibliche Schein“), Schuld, rehte Schuld ober wahre 
Schuld), Schub), rechte Schub oder waare Schub), 
Wahrzeichen oder Worzeichen *%), ober leiblihes Wahr: 
zeichen (liflit warteten), beftehend meiltentheils in der Hand be 


„gebracht in dat Gerichte — Magdeburg. Schöffenbrief von 130, 
8. 18 u. 116. Sächſ. Br. II, 64 $. 3. Sächſ. Weichbild, art. 36. 

39) Kölner Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 3802. Haltaus, p. 172. 

40) Ennen, Geſch. I, 569. Not. 

41) Quellen zur Geſch. von Köln, I, 185 u. 186. 

42) Herforter Schöffenbuch bei Meinders, de jud. cent. p. 291. u. 29. 
— „be baet betügen mit ben Shine — Sint he ene hefft gebracht 
„gefangen unbe gebunden in bat gerichte mit deme Shine. — un 
„befit eine mit dem Schine gebracht in bat gerichte —. De Tleger 
„Tholle ene vortügen (id est overtügen) mit dem Shine und mil 
„ieven Handen? —. Haltaus, p. 1607 u. 1608. 

48) Kölner Schöfienweisthbum bei Grimm, II, 747. 

44) Haltaus, p. 172 u. 178. 

45) Haltaus, p 1607. 

46) Lindauer Urf. von 1821 u. 1882 bei Heider p. 651, 652 u. 653. — 
„bey bem bui ware Schulde funden werbe — vmb Schuld die ben ihm 
„funden würt — mit rechter Schuld für ihr Gericht bracht würd” —- 

47) Schub nannte man zumal ben vor Gericht gebrachten geflohlnen oder 
geraubten Gegenftand. Ruprecht von Sreifing, II, 88, p. 272. nad 
bem Mpt. von 1828 — „fol in des raubs vberchommen mit beim 
‚hub. bat man bes ſchubs nicht man fol vber in Zeugen mit 
„fiben mannen.“ Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 57 u. 59. 
„Swer ben anbern vf ber firagze beraubet. wirt er an der Hantgelat 
„begriefen. jo bebarf man keins andern geziuges warn beö ſchubes — 
„onde mag er des ſchubes niht gehaben. fo fol er in felbe fibende 
„oberziugen“ — vrgl. das Stabtredht bei Wald $. 114 u. 120. Gab 
reht von Memmingen, c. 2 u. 8. — „wär denn ber [hub ze gagen 
„dor gericht — ift aber ber [hub mit ze gagen” — vrgl. nod Stadt: 
reht von Münden $. 249 a. E. Schwäb. Lr. W. c. 89. 

48) Lindauiſche Urk. von 1821 u. 1882 bei Heider, p. 651 u. 6853. 

49) Basler Urk. von 1468 bei Heusler, p. 205. Gerichtsordnung bei Oche, 
VI, 784 ff. 
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Ermordeten 59), oder in dem blutigen Schwert ober Meſſer °1), ſo⸗ 
dann Leibzeichens?), Keichzeichen (Lichezeichen) oder auch bloß 
Jjihtbares Zeihen2) Defters nannte man aber auch biefes 
fihtbare Zeichen, wenn von einem Diebftahl oder Naub, von einer 
Fälſchung, von einer Brandſtiftung ober von einem Todſchlag bie 
Rede war, felbft einen Diebftahl oder Raub), eine Fälſch—⸗ 
ung5s), einen Brand50), oder einen Todfhlag®T), wiewohl 
nur der geftohlne oder geraubte Gegenftand, der Leichnam des Ge⸗ 
tödeten, bie verfälfchte Urkunde oder ein Stüd von dem angebrann: 
ten Holze als das fihtbare Zeichen gemeint war. 


$. 556. 


Um nun bei einem Mord oder Todſchlag den Beweis der 
handhaften That zu erleichtern und ihn, wenn ber Thäter 
nit auf der Stelle verhaftet und vor Gericht gebracht werben 
fonnte, für das fpätere Verfahren zu fihern, war meijten- 
theils vorgejchrieben, daß der Leichnam des Ermordeten vor Gericht 
gebracht und ohne Erlaubniß des Richters nicht beerdiget werben 
jolfe 1); daß das Gericht,. wenn der Ermorbete nicht vor Gericht 


50) Rugian. Laudsbrauch, tit. 19 u. 22. 

51) Ruprecht von Ypeifing, II, 14. 

52) Ehöffendbrief von Brünn, $. 367. — pro homicidio querimonia 
signum occisionis vulgariter dictum Leibzeichen coram judicio —. 

53) Stadtrecht von Wiener Neuftabt, c. 1. 

54) Stadtrecht von Ulm von 1296 $. 85 bei Jager, Ulm, p. 784. si sine 
furto fuerit deprehensus fur. — Stadtrecht von Memmingen von 
1896, c. 2. „wenn aber ber ſchub vnd diubſt al nit ze gagen iſt“ —. 
Stadtreht von Yreiberg, c. 19 bei Schott, III, 206. 

55) Stadtrecht von Freiberg, c. 7 bei Schott, III, 188. „ben valſch in 
„bie hant binden” —. ’ 

56) Stadtrecht von Memmingen, c.3. — „bat benn der Hager der bränd 
„ain“ —. 

57) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 74. — „daz ber todſlac da 
„zegagen war.“ bei Walh 6. 186. „daß der tob ba endgagen 
„Hat —. 

1) Etabtregt von Memmingen, c. 4. Stadtr. von Lüneburg, c. 56 u. 
90. Stabir. von Erfurt von 1806, $. 30 bei Wald, I, 112, Blut: 
gerichtöformel in Assertio Brem. p. 701 u. 708. 

41 * 
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gebracht werden Tonnte, die Todenſchau vornehmen und ſich zu dem 
Ende zum Leichnam begeben und ihm ein Wahrzeichen abnehmen 
folle 2), daß die Hand des Erinordeten nicht vor ftattgehabter Sühne 
beerdiget werben folle?); daß dem Ermorbeten, wenn er vor Ge: 
richt gebradyt -worden, die Hanb oder ein anderes Wahr: oder Leib: 
zeichen noch vor Gericht abgenommen und diejes Leibzeichen jodann 
bet Gericht bewahrt, wenigjtens nicht ohne Erlaubniß des Richters 
beerdiget werden folle, um es dem Thäter, nachdem er verhaftet 
worden, vor Gericht vorzeigen zu können ). Und man nannte 
bie Befichtigung des Leichnams, eine. Art von Leichenſchau, das 
Fahrrecht, und die Ablößung der Hand eine Hanblößung, 
eine Lößung bes Leibzeihene, die Hand abrichten, die 
Hand aflaten oder afleden, oder au die Hand halen. Zu 
weilen begnügte man fih auch mit einer wächſernen Hand und 
bewahrte dieſe ſodann bei Geriht®). In Bafel follte noch im 
17. Jahrhundert ein ſolches Wahrzeichen, beftehend in einer 
Haarlode oder in einem Stüd von ber blutigen Wunde oder von 
dem Hemd des Entleibten, von dem Gerichte genommen, in ein 
Heines Kitchen („in ein neues Schindellädlein”) gelegt und ſodann 
bei Gericht verwahrt werben). Auch nach der bamberger Hal: 
gerichts Ordnung ſollte noch ein ſolches Leibzeichen genommen 
und bei Gericht verwahrt werden’). Erft die peinliche Halsge⸗ 
richts Ordnung Karls V erwähnt dieſes Leibzeichens nicht mehr, 
verlangt vielmehr jtatt deſſen die Aufnahme eines Befichtigungs 
Protokolls ®). Aus bemfelben Grunde nun, um ben Beweis ber 
bandhaften That zu erleichtern und die handhafte That zu bezeich⸗ 
nen, jollte dem Dieb und Räuber der geftohlne und geraubte Ge 
genftand, dem Todſchläger und Mörder das blutige Schwert, dem 


2) Basler Gerihtsorbn. bei Ochs, VI, 782 ff. 

8) Hannöverfche Url. von 1430 in Zeitfchrijt des hiſtoriſchen Vereins für 
Niederſachſen. Jahrgang, 1853, p. 275. 

4) Basler Gerichtsordn. bei Ochs, VI, 784. 

5) Stadtrecht von Lüneburg, c. 90. Rugiau. Landebraudy, tit. 19 u. 22. 
Dreyer, Einleit. Lübiſch. Verordn. p. 416 u. 417. 

6) Verordnung von 1639 bei Dchs, VI, 784— 786. 

7) Bamberg. Ordn. art. 239, 230 u. 232. . 

8) Peinliche Halsger. Orb. art. 149. 
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Falſchmunzer die falſche Münze, dem Fälſcher die gefälfchte Ur: 
kunde, dem Brandſtifter ein Stüd von dem Brand, dem Noth- 
züchtiger das mit Blut befleckte Frauentleid, dem Landzwinger feine 
Handhaft an den Hals, an die Hand oder auf den Rüden 
gebunden, und er fo vor Gericht gebracht und, wenn dieſes 
nicht möglich war, wenigftene von den Schöffen beſichtiget und 
beſchaut und fobann dem Gericht darüber Bericht erftattet werben). 

Endlich) wurde es auch noch als eine handhafte That 
betrachtet, wenn zwar ber Thäter nicht verhaftet, ihm auch fein 
Zeichen der That abgenommen und auch feine Handgetat bei ihm 
gefunden worden war, wenn er nur auf der Stelle, auf der 
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oder Tojodute)), ein Benufft oder Binufft $), oder auch bloß 
das Geſchrei?), oder den Schrei 10), den Ruf, Ruef ober bas 
Gerueff, zu gleicher Zeit in der Bedeutung eines fchlechten Rufs 
oder eines Gerüchtes, in welches das gerichtliche Gefchrei und Ge: 
rüfte brachte !). 

Die Klage mit Gerüfte brachte große Vortheile. Daher durfte 
nur in ben gejeßlich beftimmten Fällen, nur bei handhafter That, 
mit Gerüfte geflagt werben. Wer e8 in einem anderen Falle that, 
wurbe gejtraft 12). Weit Gerüfte jollte indeflen in allen Fällen ver 
hanbhaften That, jogar beim gerichtlichen Zweikampf geflagt werben. 
Da nämlich der gerichtliche Zwellampf nur bei einer fampfwürbigen 
That zuläßig war, fo batte, ehe der Zweikampf geitattet wurde, 
ein Borverfahren über dieſe Vorfrage ftatt. Und auch 
dieſes Vorverfahren follte mit Gerüfte begonnen und in den For: 
men bed Verfahrens bei handhafter That durchgeführt werben, 
wenn bie fampfwürbige That felbjt eine handhafte war 12). 

Bei der handhaften That trat num ein fehr ſchleuniges 
Verfahren ein. Wenn der Thäter in handhafter That ober auf 
der Flucht verhaftet und vor Gericht gebracht worden war, fo 
mußte, wenn e8 der Anfläger oder die Bürger verlangten, unver: 
züglich zur gerichtlichen Verhandlung geichritten werben, 3. B. in 
Freiberg 19), in Magdeburg, Görlit u. a. m.16). Und wenn ber 


7) 3. 2. in Lübed. Had, p. 145. Not. 
8) Lindauer Urk. von 1321 u. 1382 bei Heider, p. 651 u. 652. 
9) Bamberger Centgerichtsordn. bei Zoepfl, p. 129 fi. 

10) Sageformel von Witzenhauſen bei Kopp, II, 288. 

11) Bairifche Gerichtsorbnung von 1520, tit.7, art. 7u. 9. „durch einen 
„offenbarn leymat (d. 5. Leimuth) vnd gemain gerueff und geichray.“ 
orgl. Schmeller, III, 68. 

12) Sächſ. Lr. II, 64, $. 5. Haltaus, p. 2154—bb. 

18) Sächſ. Lr. I, 63, $. 2. Sächſ. Weichbild, art. 85, Magbeburg. Schöf— 
fenbrief von 1261 6. 65 und von 1304 $. 187 bei T. u. &t. p. 860 
u. 476. Stadtrecht von Freiberg, c. 27 bei Schott, III, 227. 

14) Stadtreht, c. 19 bei Schott, III, 206. — „iR abir baz bi Burgen 
„wollen fi mugen heizen richten zu hant ober uber twere nacht 
„oder wenne fie wollen.“ 

15) Schöffenbrief von 1261 $. 11 u. 58. und von 1304 $.8,9 u. 13 bei 
X. u. St. p. 858 u. 481. 
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Richter, der Burggraf oder Schultheiß in Magdeburg u. a. m. 
nit anwejend war; fo durften bie Bürger zur Aburtheilung der 
handhaften That einen anderen Richter wählen!®), oder die An: 
Mage wurde einftweilen vor ben Fronboten gebracht ). Wenn 
übrigens der Ankläger Feine jo große Eile hatte, fo mußte die Ver: 
handlung jebenfalls in der nächften Gerichtsfikung vorgenommen 
und ber Thäter einjtweilen in gerichtliche Haft und das Ueber: 
führungsftüäd in Verwahrung genommen werben, 3. B. in Frei- 
berg ’®). 

Der Hauptvortheil bei dem Verfahren bei handhafter That 
bejtand aber in dem für ven Anfläger weit günftigeren Beweis 
verfahren. 

Wenn nämlih der Richter bei der bandhaften That zu- 
gegen war, jo war ein weiterer Beweis ber Anklage gar nicht 
mehr nöthig 1%). Denn was der Richter mit eigenen Augen ge: 
jehen hatte, bedurfte Feines weiteren Beweiſes 2%. Etwas Aehn- 
liches trat aber auch bei dem Berfahren bei hanbhafter That ein. 
Denn durch den Kläger wurde die That, wie Plant fehr richtig 
bemerft bat, gewillermaßen in das Gericht gebracht. Der Kläger 
verfolgt den Thäter mit Gefchrei, wodurch er alle Gerichtsumfaflen 
fammt dem Richter herzuladet, er fängt ihn, er führt ihn mit dem 
wiederholten Gerüft in bie Gerichtsverfammlung ein. Die That 
jelbjt wurde dadurch gewiflermaßen bis in das Gericht verlängert, 
jo daß die VBerfammlung fie unmittelbar vor Augen hatte. Nur 


16) Magbeb. Schöffenbrief von 1261 $. 8 u. 10 und von 1804 8. 4 u. 6. 
Sächſ. Lr. 1,55 8. 2 u. 57. 

17) Sidi. Lr. 1,70 8. 8. 

18) Stadtrecht, c. 19 bei Schott, LI, 206. „So ſal im ber richter be 
„Icheiden in daz neifte dinc. „vnd ſal den Diep heizen behalden vnd 
„Tal bi dube antwerten eime gemeinem manne.” 

19) Stabtteht von Salfeld aus 18. sec. art. 1. bei Walch, I, 18. 

20) Stadtrecht von Ylm von 1850 bei Wal, VI, 17. „Was ein ra: 
„tiſman geſehen vnde gehort habit do ſal nymant vorftehen mit 
„ſyme rechte.” Gtadtreht von Freiberg, c. 5. bei Schott, III, 178. 
„da darf man nicht feiner ander bewilunge zu. wen iz der richter 
„gehort hat vnd di zwene erhafte man." Albrecht, de probatio- 
nib. 1, 8. 12. Plant, in Seiticrift, X, 224 jj. 
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rückſichtlich des Anfangs derjelben, bei welchem noch nicht Alle 
zugegen waren, bedurfte e8 noch einer ausdrücklichen Verficherung 
durch einen der zugegen war. Und biefe wurde beichafft durch 
den Eid des Klägers mit oder ohne Cibhelfer oder Zeugen 21), 
Darum wurbe auch der Angellagte, wie wir fehen werden, nicht 
zum NReinigungseid und in ter Regel auch nicht zum Zeugenbeweis 
zugelafjen. Denn gegen einen gleihjam richterlichen Augenjchein 
batte kein Gegenbeweis ftatt. 

Das Beweisverfahren, welches bei der handhaften That ein- 
trat, war jedoch verfchieden, je nachdem der Thäter in der hand- 
haften That mit oder ohne Weberführungsftücde verhaftet und mit 
Geſchrei vor Gericht gebracht worden, oder erft fpäter verhaftet 
worden, aber ein Ueberführungsftüd, ein Schub oder ein anderes 
fichtbares Zeichen vorhanden war, oder bie That zwar auf der Stelle 
beichrieben, der Thäter felbjt aber nicht verhaftet worden nnd auch 
fein Ueberführungsſtück vorhanden war. 


$. 558. 


Wenn der Thäter mit den Meberführungsftüden in 
bandhafter That verhaftet und mit Gerüfte vor Gericht 
gebracht worden war, jo war in manchen Etäbten ein weiterer 
Beweis gar nicht mehr nothwendig, war fogar ber Eid des 
Klägers nicht mehr nothwendig. So in Augsburg, wenn ein 
Dieb oder Räuber mit den gejtohlnen oder geraubten Gegenftänden, 
db. h. mit dem Schub in handhafter That ergriffen und gefangen 
vor Gericht gebracht worden war. Der Bewei® wurde in dieſem 
Falle mit dem Schub geführt. Eines weiteren Beweiſes bedurfte 
e8 demnad nicht. Nur follte der Kläger außerdem noch beſchwö⸗ 
ren, daß die Sache gejtohlen worden fei ). Eben jo in Augsburg 


21) Plank, in Zeitfchr. X, 225. 

1) Stadtrecht bei Freyberg, p. 57 u. 69. vrgl. bei Wald $. 114 u. 120. 
„Swer den anbern vf ber ſtrazze beraubet. wirt er an der Hantgetat 
„begriefen. kumt er gebunden vnde gevangen für jo bedarf man keins 
‚andern geziuges wan des ſchubes. bamit er in beraubet Bat. 
„— Swär bem andern jilt fin gut tages oder nahtes ſwelcher Hande 
„daz ift. wirrt ben daran begriefen. ber bedarf Fains geziuges 
„mer. wan des fhubes. vnde fol auch vf dem ſchube beredben. baz 
„er ez im veritoln babe.“ 
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dann, wenn ein Mörder an ber Handgetat ergriffen worben war?). 
Auch in Freiſing Tonnte der Räuber mit dem Schub überführt 
werben 2). Eben jo in Bamberg, wenn ein Dieb, Räuber ober 
Mörder in bandhafter That und mit den geftohlnen ober geraubten 
Gegenftänden, und beim Morb mit dem Leichnam- bes Ermorbeten 
und mit Gejchrei vor Gericht gebracht worden wart). Desgleichen 
in Goslar, wenn ber Friebbrecdher alsbald verhaftet worden und 
vor Gericht gebracht worden war unb der Anfläger Spnren ber 
Verwundung an ſich trug®). Eben fo in Mainz, wenn ſich der 
Dieb noch im Beſitze der geftohlnen Gegenftände befand 9. In 
anderen Städten Tonnte ber auf hanbhafter That im Beſitze ber 
geftohlnen ‘oder geraubten Gegenftände ergriffene Dieb oder Räuber 
ohne alle Eidhelfer und Zeugen durch den Eid des An- 
klägers allein (sola manu) überführt werben, 3. B. in Ulm?). 
Der Anfläger mußte demnach zwar ſelbſt die Wahrheit feiner An: 
Mage beihmwören. Sein Eid reichte aber auch bin, um ben Ange 
Magten zu überführen. 

An den meilten Städten reichte jedoch der Eid des Anklägers 
allein noch nit Bin. Die Anklage mußte vielmehr außer von 
dem Anfläger no von einer mehr oder weniger großen 
Anzahl von Zeugen oder Eidhelfern beichworen werben. 
Diefes mußte allenthalben in dem Falle geſchehen, wenn ber Thaͤ⸗ 
ter, wenn auch auf handhafter That aber ohne Neberführungsftäde 
(ohne Schub oder ohne Hanbhaft) verhaftet worden war, und in 
den meilten Städten felbft ſchon dann, wenn ber Thäter mit Leber: 
führungsftäden auf friiher That verhaftet worden war. Meiſten⸗ 
theils mußte der Ankläger den Angeklagten überfiebnen, d. h. 
feldftfiebend oder auch mit fieben Zeugen oder Eibhelfern 
überwetien beim Diebitahl und Raub, beim Todſchlag und Mord, 


2) Stadtrecht bei Freyberg, p. 52—58. bei Walch $. 109. 

3) Ruprecht von Freiſing, II, 38, p. 272. Not. Mpt. von 1828. „man 
„[ol in des Raubs vberchommen mit dem ſchub.“ 

4) Centgerichtsordn. bei Zoepfl, p. 129 ff. bei Schuberth, p. 247 fi. 

5) Stadtreht bei Göſchen, p. 50. — „of men be vredebrake bewije mit 
„wunden ober mit wartjcare.” vrgl. noch p. 41. 

6) Srimm, I, 582. 

7) Stadtrecht von 1296 8. 85 u. 36 bei Jäger, Ulm, p. 784. 
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bei fchweren Verwundungen, bei Nothzucht, Brandftiftung und bei 
anderen jchweren Verbrechen, z. B. in Augsburg beim Diebftahl, 
und Naub und bei Nothzudt®), in Münden bei Nothzucht 9), 
in Fretjing beim Raub, Todſchlag und bei der Nothzucht 2%), in 
Ulm beim Diebftahl und Raub 12), in Regensburg beim Mein- 
eid, Todſchlag und bei der Nothzucht 12), in Lüneburg beim Dieb- 
ſtahl 12), in Ens bei Nothzucht 15), in Wien beim Todſchlag, 
falfchen Zeugniß und bei der Nothzucht 16), in Brünn bei Noth- 
zucht 39), in Magdeburg beim Todſchlag und Mord, dann bei 
ſchwerer Verwundung, Nothzucht und Heimjfuhung IT), in Mem: 
mingen beim Biebftahl, Raub, Mord und bei der Branbdftif- 
tung 1%), in Lindau bei allen fchäblichen Leuten 9), in Brag 
beim Diebftahl und Raub 29), in Wiener Nenſtadt beim Dieb: 
ſtahl, Raub, Mord und bei jedem anderen jchweren Verbrechen 2!) 
und in Herfort bet jedem jehweren Verbrechen 22). 


8) Etäbtrecht bei Freyberg, p. 54, 57 u. 59. — „vnde mag er des ſchu⸗ 
„bes nicht gehaben jo fol er in felbe fibende vberziugen” —. vrgl. 
das Stadtrecht bei Walch, 6. 112, 114 u. 120. 

9) Stabdtredht, $. 189. 

10) Nupredt von Freifing, II, 18, 88, 51 und p. 272. Not. Mpt. von 
1528 — „bat man des ſchubs nicht man jol vber in zeugen mit jiben 
„mannen, bat er der nicht man fol in vberzeugen mit drein.“ 

11) Stabtredt von 1296 $. 86 u. 86 bei Jäger, Ulm, p. 78% Sed si 
sine furto faerit deprehensus fur cum septem viris est — convi- 
ciendus. 

12) Stadtredgt bei Freyberg, V, 57, 59, 67 u. 75. 

18) Stadtrecht, c. 56. 

14) Stadtrecht von 1212 $. 12. 

15) Stadtrecht von 1221, 6. 4, 25 u. 87. Nach dem Stadtrecht von 1278 
bei Lambacher, p. 146. reichten zwei Zeugen hin. 

16) Stadtrecht $. 21. bei Rößler, p. 849. 

17) Schöfjfenbriefe von 1261 $. 11 u. 58, von 1295 8. 11, und von 1804 
$. 8, 9, 18, 17 u. 50 bei T. u.6t. p. 868, 429 u. 451. vrgl. Sädf. 
&r. 1, 66, 8. 1. 

18) Stadtrecht, c. 2 u. 3. — „wenn aber der ſchub vnd diubſtal mit ze 
„gagen ifl, jo muoß ber lager ſechs erber man zuo jm haben, die jm 
„bez belffent —. 

19) Urk. von 1821 u. 1882 bei Heider, p. 651 u. 652. 

20) Rechtsbuch $. 188 bei Rößler, p. 158. 
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Anderwärts reiten aber audy weniger Zeugen ımd 
Eidhelfer jhon hin, zumal bei geringeren Verbrechen, ober wenn 
Meberführungsftüde vorhanden waren, ober auch bei beſonders ge: 
fährlihen Verbrechen, um den oft ſehr jchwierigen Beweis zu er- 
leihtern. Nach dem Schwabenfpiegel follte der Anfläger bei 
todeswürdigen Verbrechen („get ez im an den lip“) jelbftjiebend 
den Beweis führen („man fol in jelbe fibende erziugen*) und bei 
geringeren Verbrechen jelbft beitt22). In Augsburg durfte 
berjenige, der zwar den Mord oder Raub nicht felbft begangen, 
wohl aber den Leib oder das But eines anderen zu dem Ende ver: 
ratben hatte, felbft dritt, alſo mit dem Eide des Klägers und 
mit zwei Zeugen überführt werben?) In Münden und in 
Sreifing wurden Diebe und Räuber, wenn bie geftohlnen und 
geraubten Geginftände bei ihnen gefunden worden waren, und 
Brandftifter, wenn man einen Brand bei ihnen gefunden Hatte, 
ſelbſt dritt überwunden 25). Und beim Raub reichten in Frei— 
fing drei Zeugen außerdem auch dann bin, wenn man bie fieben 
nicht haben konnte 2%). Im Heimburg wurde ber „an ber Hand: 
„haft mit plutigem mezzer oder fwerte begriffene” Todſchläger mit 
zwei erbaren Mannen überwiejen 27). Wenn in Kreiburg der 
Dieb mit den geftohlnen Gegenftänden in handhafter That ver- 
haftet worden war, fo reichte der auf die Heiligen gefchworne Eid 
bes Antlägers zur Verurtheilung hin, wenn ber Anfläger (ber 
Torderer) ein in ber Stadt angejefiener Bürger war. Wenn ba 
gegen ber Forderer ein Fremder (ein Ausmann) war, fo mußte 
er mit ſechs Eidhelfern, alfo felbft jiebend den Beweis führen ?°). 


21) Stabtredt, c. 4. aut alio maleficio, quod personam ejus tangere 
vel honorem vocatur. 

22) Schöffenbuch bei Meinders, de jud cent. p. 298. 

233) Schwäb Lr. W. c. 82. 

24) Stadtrecht bei Freyberg, p. 58 u. 54. und bei Waldh, $. 110. 

25) Münchner Stadtredt, 8. 75 u. 97. Ruprecht von Freifing, II, 86 
u. 50. 

26) Ruprecht von Yreifing, p. 272—78. Mpt. von 1828. „bat man des 
„ſchubs nicht man fol ober in zeugen mit fiben mannen. bat er 
„der nit man fol in vberzeugen mit brein.“ 

27) Stabtredht, c. 3 bei Senckenberg, vision. p. 270. 

28) Stadtrecht aus 18. sec. c. 19 bei Schott, IIL 208 u. 209. 
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Eben biefes war bajelbft beim Raub der Fall. Und wenn ber 
Raub auf offener Straße („uf der vrien ftraze”) ftatt gehabt hatte, 
jo durfte der Räuber noch nach Ablauf eines ganzen Jahres wie 
bei bandhafter That verhaftet und überwiejen werden 29). Eben jo 
durfte in Leobſchütz der Ankläger einen mit den geftohlnen Ge⸗ 
genftänden verhafteten Dieb oder Räuber mit drei Mannen über- 
führen, wenn er (der Ankläger) ein Snländer war, wenn er aber 
ein Fremder war, nur mit fieben Mannen 2%). Bei ver Noth: 
zucht reiten, wenn der Thäter in handhafter That gefangen und 
vor Gericht gebracht worden war, in manchen Städten, 3. B. in 
Wiener Neuftadt 21), in Heimburg 22) und fpäterhin auch in 
Wien 3?) zwei Zeugen hin und in Prag in gewiflen Fällen 
jogar ein einziger Zeuge. Wenn nämlich in Prag die Nothzucht 
auf dem Felde jtattgehabt hatte, jo reichte das Zeugniß des Hirten 
oder eines anderen Mannes bin, bei einer Nothzucht in der Stabt 
dagegen waren zwei Zeugen nothwendig 9). 

Die bisher angeführten Fälle jegen ſammt und fonders eine 
hbandhafte That voraus. Da nun bei jeder handhaften That 
ein außergerichtiiches Gerüfte erhoben werden follte, und auch er- 
hoben zu werben pflegte, jo wurden die zum Beweiſe der Anklage 
nothwendigen Zeugen und Eibhelfer insgemein aus den auf das 
Gerüft berbeigeeilten Leuten, die das Geſchrei gehört Hatten, ge- 
nommen %) Und man nannte daher dieje Leute ſelbſt Schrei- 
leute oder Schreimanne 2%), oder Kodute Leute, von dem 
Sodute Schreien bei einer gerichtlichen Anklage 37). 


29) Stadtrecht von Freiberg, c. 20 bei Schott, III, 210— 218. 

80) Stabtreht von 1270, $. 48 - 46 bei T. u. St. p. 879. 

81) Stabtredt, c. 57. 

82) Stadtrecht, c. 7. bei Senckenberg, p. 275. 

38) Stabtreht von 1278 bei Lambacher, II, 152. 

84) Rechtsbuch 8. 86 u. 88 bei Rößler. 

85) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 54. — „vberziugen mit 
„mannen — bie daz geichrai gehöret haben.” Friedgerichtsbuch Yon 
Regensburg bei Freyberg, V, 67. — „jelb fibent die den wafjenbeiz 
„gehott Haben.” Ruprecht von YFreifing, U, 5l. — „vud hört ſy 
„yemand fchreyenn. mit bem mag ſy dy notnufft wol erzeugen.“ 

86) Halliihe und magdeburgiſche Schöfjenbrieje von 1285, $. 10, von 1261 
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Die Anzahlder Zeugen und ber Eibhelfer war benr- 
nach verſchieden in den verfchiedenen Städten und jelbft verichieden 
in einer und berfelben Stadt je nad) der Gefährlichkeit und Schwere 
des Berbrechens und nach ber Schwierigleit bes herbeizuichaffenden 
Beweiſes. Auch warb allenthalben Nüdficht darauf genommen, ob 
Neberführungsftüäce vorhanden waren oder nit. Denn wenn dem 
Geriht durch das Beibringen des Ermordeten oder bes blutigen 
Meflers oder des geitohlnen oder geraubten Gegenftandes u. dral. m. 
die handhafte That felbft augenfcheinlih gemacht, die That Jelbit 
gewiflermaßen vor Gericht gebracht werden konnte, fo beburfte es 
natürlicher Weife nur weniger Zeugen unb Eidhelfer oder felbft 
gar keiner. 

Auch ward zur Erleichterung des Beweiſes bet manchen Ber: 
brechen ein Unterjchieb gemacht, ob fie bei Tag ober bet Nacht 
begangen worben, aljo offenfundig waren ober nicht, 3. B. bei der 
Nothwehr 3%), bei Verwundungen und Tobfchlägen 22), bei Heim- 
juhungen 4%) u. a. m. Aus demſelben Grunde wurden öfter aud 
Frauen als Mitichwörer zugelaflen, 3. B. bei der Nothzucht #2), 
bei der Nothwehr 42), bei der Heimfuchung #), beim Mord 1%) 
u. a. m. Konute aber der Anlläger gar feine Zeugen finden, fo 
wurde es in manchen Städten ihm felbft geftattet die vorge: 
ſchriebenen Eide fammt und fonders allein zu ſchwören, 3 2. 


6.11 u. 58 unb von 1804 8. 8 u.9 bei X. u. St. p. 29, 358, 
858 u. 451. Stadtrecht von Freiberg, c. 27 bei Schott, ILL, 228 ji. 
Stadtrecht von Braunſchweig von 1233 bei Rehtmeier, p. 467. 

37) Codex juris Lubecens. bei Dreyer, vrm. Abhl. I, 472. — wapen- 
screinge to iodicte ludt. Offenbar Jodute Leute. 

88) Stadtrecht von Ens von 1212, 8. 9. i 

89) Stadtreht von Wien von 1221 $. 16. Etabtreht von Münden 
$. 248. Magdeburg. Schöffenbriefe von 1261 $. 27 und von 1804 
$. 19 bei Z. u. St. p. 855 u. 451. 

40) Stadtrecht von Memmingen, e. 28. vrgl. Ofenbrüggen, Hausfrieden, 
p. 76. " 

41) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p- 54. von Münden, 8. 189. 
Bremer Statut von 1808 bei Oelrichs, p. 98. 

42) Ruprecht von Freifing, IE, 7. 

43) Stadtreht von Memmingen, c. 28. 

44) Stabtredht von Augsburg bei Freyberg, p. 52. 


— — — ò—— ⏑ — — 











Verfahren bei Hanbpafter That. 656 


in Münden beim Diebftahl und Raub alle drei Eide, den foge- 
nannten ein Drei Eid 4), oder e8 wurden fogar Schein: 
zeugen zugelaffen, 3. B. in Bafel bei der Heimſuchung. Wenn 
naͤmlich der Heimgefuchte Fein Hausgeſinde, alſo keine Zeugen, 
hatte, fo durfte er daſelbſt feinen Hund oder feine Kate ober feinen 
Haushahn als Eideshelfer mit vor Gericht bringen *). 


$. 559. 


Der andere Fall der handhaften That war ber, 
wenn der Thäter zwar nicht in handhafter That feldft, 
wohl aber fpäter mit einem Ueberführungsftüd verhaftet 
worden, oder ein Schub oder ein anderes fihtbares Zeichen 
der That zu feiner Ueberführung vorhanden war. Streng genom: 
men war zwar in einem ſolchen Falle die That übernächtig ge 
worben. Es follte aber dennoch auch in biefem Falle wie bei ber 
bandhaften That yerfahren, die That alfo als eine handhafte 
That betrachtet werben. Klar und deutlich geht biefes aus dem 
Stadtrecht von WienerNenftabt hervor. Dafelbft follten, wenn 
der Thäter entflohen war, zwei Zeugen zu befien Weberführung 
binreichen, wenn ein ſichtbares Zeichen (ein Handhaft) gegen ihn 
vorlag, außerdem aber 7 Zeugen notwendig fein!) In Ulm 
reichte ſogar der alleinige Eid bes Anflägers hin, ‚wenn ber Dieb 
ober Räuber mit dem geftoßlnen ober geraubten Gegenftand ver 
haftet worden war, außerdem waren aber fieben Zeugen nothwen⸗ 
dig 2). In Memmingen burfte der Dieb, Räuber, Mörder und 


45) Stadtrecht 5. 75 u. 79. — „hat er ber zwaier nicht, fo fol er ain 
„drey aib fwern.“ Etwas Achnlides findet ſich bei ben Angeljachien. 
Der Kläger durfte in manden Fällen in 5 Kirchen jwören, und der 
Beklagte ſich durch einen Eid in 12 Kirchen reinigen. Aelfred, Geſ. 
©. 88. Ueber einen Eid in 9 Kirchen vrgl. Fleta, II, 68, $. 12. vrgl. 
fpäter $. 561. 

46) Basler Landesorbnung von 1611, art. 68. Ode, III, 186. Dfen- 
Brüggen, Hausfrieden, p. 19. 

1) Stabtreit, c. 1. et quidem duobus testibus idoneis cum evi- 
denti intersigno, quod in vulgari dieitur hanthaft, vel 
cum septem teslibus idoneis praeter hanthaf juramentörum dis- 
positionibus devincatur —. 

2) Stadtrecht von 1296, $. 85 u. 86 bei Jäger, p. 784. Diefe Stelle 





656 Verfahren bei bandhafter That. 


Brandftifter felbftpritt von dem Kläger überführt werden, wenn 
beim Diebftahl oder Raub der geftohlne oder geraubte Gegenftand 
(der Schub), beim Mord eine Rode oder das Gewand bes Ermor: 
deten oder der Ermordete jelbjt und bei der Brandſtiftung ein Brand 
dem Gericht vorgelegt werden fonnte. Außerdem mußten die Thä- 
ter überfiebnet werden?) Auch in Augsburg durfte der 
Todichläger ſelbſtdritt überführt werden, wenn ber Getödete zugegen 
war 4). Eben jo reichten: in Negensburg beim Mord und bei 
der Branbftiftung zwei Eibhelfer hin, wenn man den Brand oder 
bie Handhaft vor Gericht bringen fonntes) und in Brag beim 
Mord zwei Schöffen oder zwei andere Bicdermänner, wenn ber 
Mörder mit der Warentat ergriffen und vor Gericht gebracht wor: 
den war ©). Auch die übernächtige Heimfuhung durfte noch als 
bandhafte That behandelt werden, wen Spuren der Gewalt: 
that entweder an dem Leibe bes Heimgeluchten ober an befien 
Wohnung vorhanden waren, die That ſelbſt alfo eine fcheinbare 
war, 3.2. iu Magdeburg, in Breslau u. a. m.T), in Augsburg®), 
in Bamberg ®), in Freiberg 2%) u. a. m. 


fönnte jedoch au von dem Falle der Verhaftung in handhafter That 
verjtanden werden. Sie ift in biefer Beziehung nicht ganz flar. 

8) Stabtredt, -c. 2, 8, 4, 6 u. 8. cap. 8. fagt: — „wär denn ber ſchub 
„ze gagen vor gericht — fo bedarff der Fager nit mer denn zwayer 
„erber manne zuo jm —, iſt aber ber ſchub nit ze gagen, fo muoſſ 
„der klager jechs erber man zuo jm haben —, jſt e; aber vmb Brand, 
„hatt denn der lager der bränd ain, fo bebarff er ouch mit mer denn 
„zwayer erber man zu jm, bat er aber dez nit, jo muofj er ouch ſechs 
„han —, wär ez aber vmb mort, may aber ber Flager bes ermürten 
„baurs ain lok gehaben oder fins gewands, fo bebarff er ouch nit mer 
„denn ziwayer man zuo jm, bat er dez nit, jo muoff er ſechs haben“ —. 


4) Stadtrecht bei Freyberg, p. 74. — „wirt er der waren ſchulde be: 
„wärt jelbe dritte. onde daz der toljlac da zegagen flat.“ bei Wald, 
8. 186 u. 187. 


5) Stabtrecht bei Freyberg, V, 80. 

6) Stadtrecht c. 34 bei Rößler, p. 25. 

7) Schöffenbrief von 1261 $. 40 bei T. u. St. p. 866. „Mad man die 
„Heimfuche bewielen mit Wunden nude mit gewundeteme Getzimmere, 
„bat ein Man bes den Richtere unde bie Schreileute zu Geziuge“ —. 
vrgl. Dfenbrüggen, p. 76 u. 77. 

8) Stadtrecht bei Freyberg, p. 72. „Swär dem andern iagt mit gewä⸗ 
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Um nun beim Mord und Todfchlag das Verfahren bei hand- 
hafter That möglich zu machen und den Beweis der Anklage zu 
erleichtern, war meiſtentheils, wie wir geſehen, vorgeichrieben, daß 
der Leichnam des Getödeten oder ein Leibzeichen von ihm, ehe der- 
jelbe beerdiget ward, vor Gericht gebracht und auf diefe Weife bie 
That fcheinbar gemacht werden jollte ($. 556). In manchen 
Städten war vorgefchrieben, daß der Leichnam drei, in anderen 
Städten fogar Fünf Tage unbeerbiget liegen bleiben folle, um noch 
gegen den Xhäter, wenn man ihn während biefer Zeit entdecken 
oder habhaft werben jollte, wie in bandhafter That verfahren zu 
können, 3. B. in Freifing 11), in Memmingen 12) u. a. m. Wurde 
nun ber Thäter während biefer Zeit ausfindig gemacht, jo wurde 
gegen ihn, wenn er entweder vorgeladen und erſchienen, oder ver- 
haftet und. vorgeführt worden war, verfahren "wie bei hanbhafter 
That. Er durfte demnach jelbftoritt von dem Ankläger überwiejen 
und fodann der Leichnam beerdiget werben, jeboch, wie bereits be- 
merkt worden ift, nur dann, wern entweder der Leichnam bes Er- 
morbeten felbft vor Gericht gebracht 12), oder wenn wenigftens eine 
Harlocke oder das Gewand des Ermorbeten dem Gericht vorgelegt 
worden war 1%), Wenn dagegen der Thäter unentdect geblieben, 
wohl aber Verdacht gegen Einen oder gegen Mehrere vorhanden 
war, fo batte jodanı der Snzihtprozeß flatt, von welchem 
jpäter noch gehandelt werden fol. Um jedoch den Unterſchied des 
Verfahrens in Anwejenheit des Leichnams oder eines Leibzeichens, 
oder in beilen Abwejenheit, aljo das Verfahren bei bandhafter 
That recht Far zu machen, muß bereits bier jchon von dem mit 


„fenter Hant in eins mannes Hus ſwes daz ift jleht er nah im in daz 

„biftal. oder in die tyr. oder in daz driſſchufel. oder in daz vbertur. 

„mat man ba; binz im bringen jelb dritte” —. bei Walch $. 184. 
9) Stabtreht 8. 194— 196. 


10) Stadtrecht $. 142—144 bei Wald. 
11) Ruprecht von Freifing, II, 4 u. 112. 
12) Stadtrecht, c. 5. 

18) Stadtredt von Memmingen, c. 4 u. 8. 


14) Stadtrecht von Memmingen, c. 3 u. 8. Stabtr. von Banıberg, $. 152 
u. 154. 


v. Maurer, Städteverfafjung. IL. 42 
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dem Inzichtprozeß zufammenhängenden Bahrgeriht gehandelt 
werben. 


Sahrgericht oder Varrecht. 
$. 560. 


Wenn nämlich gegen jemand, gegen Einen oder gegen meh: 
rere Leute, Berbacht aber nicht hinreichenber Beweis vorhanden war, 
um fie überfiebnen oder felbft dritt überweifen zu können, ſo ſollte 
dennoch gegen dieſelben eingefchritten werben. Man nannte fie bie 
Bezichtigten („welhy umb todſchlag bezigen wurdent — bie 
„bezigen werbent")1), die Beihuldigten („Swer eins totſla⸗ 
„ges gezigen wirt“) 2), ober bie Inzichter, indem Inzichten 
gegen fie beftanden ?). Die Bezichtigten oder bie Inzichter konnten 
zwar freiwillig vor Gericht erſcheinen, um ſich von der Bezichtigung 
zu reinigen, fie konnten aber auch zu dem Enbe vorgeladen werben. 
Wenn fie nun entweder freiwillig oder auf Borlabung vor Gericht 
erſchienen waren, fo trat ein ganz verfchiedenes Verfahren ein, je 
nachdem der Leichnam zugegen oder ein Leibzeichen vorhanden war 
oder nicht. Wenn nämlich der Leichnam oder ein Leibzeichen nicht 
mehr vorhanden oder wenigftens nicht vor Gericht gebracht worden 
war, jo konnte der Inzichter den NReinigungseid mit ober auch ohne 
Eidhelfer hwören, 3. 3. in Memmingen mit zwei Eidhelfern *). 
War dagegen ber Leichnam ober ein Leibzeichen noch vorhanden 


1) Stabtredt von Memmingen, c. 5. 

2) Statut von Dinkelsbühl aus 14. sec. $. 6 bei Haupt, Zeitfär. vu, 
95. Stabtr. von Nördlingen von 1818 $. 4 bei Senckenberg, vis. 
p. 856. 

8) Brandenburgiſche Gerihtsorbnung und Reformation des VBurggrafi- 
thumbe zu Nürnberg von 1589 (Mpt.). „Bon Inzichtern. So ein 
„Inzichter für das Kayſerlich Landgericht einer VBezichtigung oder 
„Leumbds begangener mißhandiung halben fein Unſchuld, Noth oder 
„Gegenwehr auszuführen kommen wolt“ —. vrgl. über bas Wort 
Sämeller, IV, 241 u. 242. 

4) Stabtredt, c.6. — „ba diu baur (d. h. die Bahre ober Tobtenbahre) 
„nit ze gagen ift, das er ober ſy an dem jelben Todſchlag vnſchuldig 
„sen mit Näten vnd mit getäten, vnd mag jr jeglicher zwen erber 
„vnverſprochen man zuo jm gehaben, die dez nach jm ſweyrent“ —. 





Bahrgericht und Barrecht. ' 659 


und vor Gericht gebracht worden, jo hatte jodann das Bahrge: 
richt ftatt. Auch biefes beitand zwar feinem Grundgedanken nach 
in der Leiſtung eines Reinigungseides. Der Reinigungseid mußte 
jedoch in diefem alle auf ben Leichnam oder auf das Leibzeichen 
ſelbſt und unter anderen ben Eid noch erjchwerenden Umftänden 
geleiftet werden. Man nannte daher biefes Verfahren ein Richten 
auf den Toden oder ein Todengericht®). Insgemein nanııte 
man es aber ein Bahrgericht oder Bahrrecht, weil ber Leich— 
nam, auf welden der Eid gefchmoren werben follte, auf einer Bahre 
vor Gericht gebracht zu werben pflegte. Die Inzichter oder bie 
Bezihtigten follten nämlich, während der Ermordete noch unbe: 
graben war, vorgelaven werden, und zwar drei Mal an drei ver: 
ſchiedenen Tagen vorgeladben und an jedem Gerichtstage der Leich- 
nam auf einer Bahre vor Gericht gebracht werben. („jo muofl 
„man die toten dry tag ze gericht tragen, ob bie Dezigene bez erften 
„oder bez andern gerichtz da für nit richten went”). Wenn nun 
bie Bezichtigten auf die Borladung nicht erjchienen waren, fo wur: 
ben fie des Todſchlags ober des Mordes fjchuldig betrachtet und 
verurtheilt ). Waren fie aber erjchienen, jo hatte fodann bas 
Bahrgericht ftatt, worüber uns in den Stadtredhten von Memmin: 
gen und von Freiſing, ſehr ins Einzelne gehende Beichreibungen 
erhalten find. Die erfchienenen Bezichtigten erhielten nämlich an 
beiden Orten, wie bei jedem Inzichtprozeß, ficheres Geleit vor 
Gericht. 

Das Gericht ſelbſt begann in Memmingen mit der Er: 
nennung don brei Männern, welche die Wunde zu beſchauen hatten 
und zu bem Ende beeidiget wurden. Dann mußten die Beinzich: 
tigten an die Bahre, auf welcher ber Leichnam lag, treten und mit 
aufgehobenen Fingern ſchwören, daß fie an bem Todſchlag unſchul⸗ 
big feien. („jo jullen benn bie oder ber bie da richten wend, an das 
„gericht gän vnd jullen zus der baur ftän, bar vff der tod lichnam 
„iſt, vnd fullent darob ſweyren gelert ayb zuo got und allen haili- 
„gen mit vffgebotten vingern, des ſy an dem todſchlag vunfchuldig 
„figen“ —). Erflärten nun die drei Wundebeſchauer, daß die 


5) Ruprecht von reifing, II, 4, 110 u. 112. 
6) Stadtrecht von Memmingen, c. 5. 


42 * 
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Wunden ſich während der Leiſtung dieſes Reinigungseides nicht ver⸗ 
ändert haben, („ſagent ſy yff jr ayd, das ſich die wundan nit kunt⸗ 
„lich verändert händ“), jo waren bie Beinzichtigten des Todſchlags 
ledig und los. Erklärten aber die Wundebeichauer, daß die Wun⸗ 
ben fich verändert haben („das ſich die wunden kuntlich verändert 
„hand“), jo waren fie des Todſchlags Ichuldig und wurden noch 
an ber Bahre felbjt Hingerichtet. („und fol man denn zuo jn rich- 
„ten baur gen baurals vor ift geſchrieben“.) 1). Aus diefem fchlen- 
nigen Vollzuge der Todesftrafe erflärt fich auch der öfters, z. B. 
auch in Bafel vorfommende Ausprud, Bar gegen Bar®), ober 
wie in Memmingen, Baur gegen Baur. Es wurbe nämlich, 
wie in Treifing noch im 16. Sahrhundert 9), wahrjcheinlich auch 
anderwärts eine leere Bahre neben die bereits vor Gericht fte- 
hende Todenbahre, auf welcher der Leichnam lag, geftellt und auf 
biefe nach der Hinrichtung der VBerurtheilte gelegt, alfo ganz buch 
ftäblich Bahre gegen Bahre geitellt. 

In Freiſing ſollte der Leichnam des Erfchlagenen fünf Tage 
lang unbegraben liegen gelaflen und gewartet werben, ob ein Ans 
klaͤger auftrete oder nicht. Trat nun ein Ankläger auf, jo mußten 
die des Todſchlags Geziehenen einen Reinigungseid auf den Leich: 
nam in ber gleich nachher anzugebenden Weile jchwören. Trat 
dagegen während jener Friſt Fein Ankläger auf, jo follte ſodann der 
Leichnam begraben werden und der Inzichter bes Todengerichts 
ledig fein. Waren jedoch die Freunde und Verwandten des Er: 
ſchlagenen zur Zeit des Todſchlags abweſend, fo follte auch dann 
noch, wenn fie binnen Monatsfrift zurücfehrten und bie Reinigung 
begehrten, ein Xodengericht ftatt haben. Der Erjchlagene mußte 
fodann ausgegraben und vor Gericht gebracht (auf den Ring ge 
tragen) werben. Dort follten ihm nun die Wunden ausgewajchen 
und getrocknet und dieſe jodann von einem Arzt oder in deſſen 


7) Stabtreht von Memmingen von 1396, c. 5. 

8) Ochs, III, 185. | 

9) Procek bes Barredhtes von 1584 in Bairijchen Annalen vom Mat 1885, 
p. 281. „Volgendes am Sambſtag zu Morgens ſolle auf ofjenem 
„Markht ain Pin aufgemacht, vnd der Entleibt Eörpl in der Bar oder 
„Tuben barauf geftelt, gleichsfal noch ain lere Par dartzue ge: 
„ſetzt werden.” 





| 
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Ermangelung von zwei Sachverſtändigen befichtiget werben. („unnd 
„Sol dye wundenn laſſenn truden vnnd fol dabey habenn ainen 
„artzt, vnnd funft zwen weilman dye dy wundenn erkennen kun⸗ 
nen“). Der Beinzichtigte mußte hierauf drei Mal auf die Bahre 
Inien, um bie Bahre berumgehen, ven Leichnam Tüflen, und ihn 
beim Namen rufen und fchwören, daß er an dem Todichlag unſchul⸗ 
dig ſei. („pnnd der das gerichtt tuet der fol dreyftund auf fein parn 
„Inyen vmb dy par gen vnnd fol den todten füflen. vnnd fol in 
„nennen und fol dy wort ſprechnn. ich zeug es an gott den herren 
‚onnd an dich das ich an deinem tob vnſchuldig pin.”) Hatten 
ih nun die Wunden nicht verändert („haben fi dy wundenn 
„nicht verkert*), fo war der Beinzichtigte frei und ledig ſowohl von 
den Freunden des Erichlagenen als von dem Gerichte. („fo ift er 
„ledig von den fründtenn vnnd von dem gericht“), das heißt er 
war weder den Freunden des Erjchlagenen noch dem Gericht eine 
Buße ſchuldig. Wurden aber die Wunden blutig oder bluttriefend 
(„Habenn ſy ſich aber verchert das ſy pluetig find — daz fy tro- 
rich fint”), fo war fobann der Beinzichtigte des Todſchlags über- 
wiejen und wurde alsbald hingerichtet. Kehrten jedoch die freunde 
des Erichlagenen erſt nach einem Monat zurüc, fo jollte in diejem 
Falle der Leichnam nicht mehr ausgegraben und fein Todengericht 
mehr gehalten werden. Dem bes Todſchlags Bezichtigten blieb da⸗ 
her nun, um ſich zu reinigen, nur noch die Feuer⸗ oder Waſſerprobe 
übrig, wenn er ſich ihr unterziehen wollte Denn auch zu ihr 
durfte er nicht mehr genöthiget werben 10). 

Diejer ganz eigenthümlichen Weife den Neinigungseid zu lei⸗ 
ften gedenken zum erften Malim 13. Jahrhundert unfere Dichter!!). 
Die Sitte ſelbſt fcheint jedoch, wie diejes bereits Jakob Grimm 
bemerkt hat, weit älter zu fein und auf altem Vollsglauben zu be- 
ruhen. Späterhin findet man ſie über ganz Deutichland verbreitet. 
Man nannte das - dabei eingehaltene Verfahren, wie wir gefehen, 
ein Rihten auf den Toden oder ein Todengericht, indge- 
mein aber ein Bahrgericht oder ein Barrecht, zuweilen auch, 


10) Ruprecht von Srelfing, II, 4, 110 u. 112. Das Stadtreht von Frei: 
fing von 1869 erwähnt des Bahrrechtes nicht mehr. 
11) Niebelunge, Rot. 984—986. wein, 1855—1364. 
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biejes aber offenbar erft in fpäteren Zeiten, ein Gottesreht'" 
und fehr häufig ein Gehen zum Schein oder ein Scheinge 
ben. Denn unter dem Gehen zum Schein, d. h. zum Augenſchein, 
wurde zwar nicht ausfchließlich aber toch meiſtentheils das Eichen 
zum Grichlagenen oder zur toden Hand und das Richten auf den 
Toden oder auf die Hand des Erjchlagenen verfianden, z. B. in 
Herfort, Kübel, Hadeln u. a. m. 1?) 

Das dabei beobachtete Verfahren war jedoch nicht allenthal: 
ben ganz gleich. In Nürnberg mußten die Inzichter an bi 
Bahre hintreten und ihre Finger auf die Hand des Entleibten legen, 
oder die Hand des Entleibten in ihre Hand nehmen, ober auch ihr 
Hand auf die Bruft des Leichnams legen, und dabei Gott anrufen, 
daß, wenn fie an den Tode fchuldig feien, „Gott ein Zeigen an 
ihm thun folle 9)” In Hadeln follte der Inzichter nadt dra 
Mal zum Schein, d. h. zu der bei Gericht aufbewahrten Hand bei 
Erichlagenen gehen, feine Finger auf den Schein (auf Die tode Hand) 
legen und Enieend den Reinigungseid ſchwören 15). In Weſtpha— 
len u. a. m. glaubte man, daß der Beinzichtigte ſchuldig fei, wenn 
ber Mund oder die Wunde des Erichlagenen während ber Eides 
leiftung biutigen Schaum auswerfe oder wenn die Wunde wicht 
anfange zu bluten 1%). Eben fo war auch in Freifing und Mem 
mingen, wie wir gejehen, das Verfahren nicht ganz gleich. 

Abgeſchafft wurde biefes Verfahren am erften, meines Wi: 
jens, in Nördlingen und in Dinkelsbühl. -Denn ſchon nad 
dem Stadtrecht von Nördlingen von 1318 follte ſich ver Angelfagit 
daſelbſt mit feinen zwei Fingern ohne das Bahrgericht reinigen '')- 


13) Hadelnſch. Prototoll von 1566 bei Pufendorf, II, 22 u. 928. 

13) Herforter Schöffenbudy bei Meinders, de jud. cent p. 291 — 2% 
Hadelnſches Protokoll von 1566 bei Pufendort, 1I, 22. Dreyer, Ein 
leitung, p. 418. vrgl oben $. 556. 

14) Chronik zu den Jahren 1576 und 1599 bei Sicbentees, Materialien, 
ll, 898—596. 

15) Protofoll von 1566 bei Pafendorf, II, 22 u. 28. 

16) Roſenmeyer bei Wigand, Archiv, III, 282 ff. 

17) Stadtrecht $. 4 bei Senckenberg, vision. p. 856. — „und fol ſih ſin 
„entjlahen mit finen zwain vingern und fol pf der par nid! 
rihten.“ 
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Eben fo nach dem Stadtrecht von Dinkelsbühl aus dem 14. Jahr⸗ 
hundert mit feinen zwei auf die Wunde gelegten Fingern ohne 
Bahrrecht 13). Auch in Freiſing gehörte das Todengericht ſchon 
feit dem 14. Jahrhundert zu ben verbotenen Gerichten, zu denen 


. niemand mehr genöthiget werben follte, denen man ſich jedoch frei- 


willig unterwerfen durfte. Denn dieſe Vorſchrift findet ſich ſchon 
bei Ruprecht von Freifing in ber Handjchrift von 1328 1%. Das 
Bahrrecht blieb jeboch daſelbſt nach wie vor das ganze 16. Jahr⸗ 
hundert hindurch im Gebrauch 2%). Auch in Bern, Hadeln, Lübed, 
Nürnberg und in anderen Theilen von Batern und in Weftphalen 
wurde noch das ganze 16. Jahrhundert hindurch gebahrredhtet, 
und in Flensburg und Mecklenburg ſogar noch im 17. 21). Geit 
dem 16. Jahrhundert war jedoch die alte Grundidee eines Reini⸗ 
gungsverfahrens ſchon vergeflen. Das Bahrredht wurbe ſeitdem 
vielmehr, wie die Tortur, zur Erforihung des unbelannten Thäters 
und zur Erprefiung eines Eingeftändniffes gebraucht. So in reis 
fing, in Nürnberg, in Lübed, in Flensburg u. a. m. 22). In 
Leipzig wurde im Jahre 1592 der eines Kindesmordes bejchuldigten 
Tochter eines dortigen Bürgers der Leichnam des Kindes vor der 
Beerdigung „fürgetragen und fie bat uf Befehl des Vicerichters 
„ihre zween Finger auf deſſelben Herzgrub gelegt und nachfolgende 
„Wort gejagt, mein liebes Sind habe ich zu deinem Tode Urjache 
„gegeben, fo giebe deſſen ein Zeichen von dir.” Obwol fie nun 
bie Finger eine gute halbe Biertelftunde in ber Kindes Herzgrüb⸗ 
lein liegen laſſen „iſt aber doch gar Feine Anzeigung geſchehn.“ 
Damit war jedoch die Unterſuchung noch nicht beendiget 22). Die 


18) Statut, 6. 6, p. 95. „unde fol fidy entjlahen, mit finen zwein vin: 
„gern uf der wunben fwern unbe fol uf ber bare niht rihten.“ 
19) Ruprecht, II, 110 u. 112. 
20) Biele Beifpiele bis ans Ende des 16. Jahrhunderts in den Bairi: 
hen Annalen vom April und Mai 1835, p. 222 ff. u. 281 ff. 
21) Grimm, R. A. p. 981. Dreyer, Einleitung p. 418 fi. Wigand, Ar- 
chiv, III, 282. 

23) vrgl. bie angeführten Bairiſchen Annalen, Siebenkees und Dreyer, dann 
noch Schottelius, von unterſchiedlichen Rechten in Teutſchland, p. 
70 fi. u. 86 ff. und Geriden, Schottelius illustratus p. 16 fi. 

28) von Weber, aus vier Jahrhunderten Mittheilungen, II, 458 u. 454. 
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Heſſiſche Landesordnung von 1639 ſchrieb noch vor, „da auch ein 
„Thäter ungewiß, doch gewiſſe Perſonen des Todſchlages halber 
„berüchtigt und verdächtig wären, ſoll man derſelben ſich bemächtigen, 
„ſie zu dem Entleibten führen und denſelben gewöhnlichermaſ— 
fen anrühren laflen“ 2°). An mehreren Kriminal⸗Akten, welche 
im 17. Jahrhundert der Suriftenfafultät in Tübingen 2%), und aus 
Pommern der Auriftenfatultät in Frankfurt an der Ober eingejen- 
bet worden find 26), wird noch erzählt, daß der Leihnam beim Er- 
jcheinen des Thäters geblutet und deſſen Mund geichäumt habe. 
Sa fogar noch im 18. Jahrhundert wurde dieſes Bluten bes Leich- 
nams als eine Anzeige betrachtet, um zur Tortur zu ſchreiten. Und 
die Schriftfteller jener Zeit begnügten fich bloß damit, bei Anwen⸗ 
bung jenes Mittels Vorficht zu empfehlen, höchftens in aller Be 
jcheidenheit davor zu warnen 27). Auch in Altbaiern wurde bad 
Bahrrecht erft im. Jahre 1751 durch das Kriminalgefeßbuch (IL c. 
4. 6. 8.) abgeichafft. 


Dertheidigung des Angeklagten. 
8. 561. 


Das bisher bejchriebene Verfahren bei handhafter That wurde, 
wir bereitS bemerft worden ift, als eine Art von richterlicdem Au: 
genſchein betrachtet, fowohl in.dem Falle, wenn der Thäter in ber 
bandhaften That ſelbſt verhaftet und mit Gerüfte vor Gericht ge 
bracht worben ift, als in dem anderen Falle, wenn ber Thaͤter 
zwar nicht auf der That verhaftet worden, wohl aber ein fichtbe: 
res Zeichen von ber That, ein Schub oder Echein oder ein andere 
Ueberführungsftüd, vorhanden war. Es hatte demnach fein Ge 
genbeweis ftatt, weder ein Reinigungseid noch ein Zeugenbeweis 
($. 557). Daß der Angeflagte in diefem Falle nicht zum Reini— 


24) Helfen Darmft. Landesordnung von 1639, tit. 2. 

25) Besold, thesaurus pract. p. 88. 

26) Stryck, tr. de jure sensuum dissert., VII, de tactu. Majer, Geld. 
ber Orbdalien, p. 114—118. 

27) Kayſer, Anweilung zum Inquiſitions- und Achtproceß. Altenburg, 1710, 
p. 146. Kress, ad C. C. C. Hanov. 1744, p. 109. 
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gungseib zugelafien werden folle, jagen unzählige Stadtrechte. 
Denn dieſes war allgemein geltendes Recht, 3.8. in Magdeburg), 
in Minden 2), in Goslar ?), in Prag 9), in Ens s), in Brünn ®) 
u. a. m. Mber auch der Gegenbeweis mit Zeugen war meiften- 
theils ausgefchloffen, 3. B. in Augsburg?) u. a. m. Gogar zur 
Feuerprobe wurde der Angeflagte in manchen Fällen nicht mehr 
zugelafien. Wenn nämlich bei einer Nothzucht die genothzüchtigte 
Frau den Beweis der Anflage mit fieben Zeugen geführt hatte, 
durfte fich der Angeflagte fogar mit der Feuerprobe nicht mehr 
reinigen, 3. B. in Ens®), in Wien ®) und in Brünn 10). 
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Angeklagte zum Reinigungseid mit oder ohne Eidhelfer und 
ohne Zweifel au zum Zeugenbeweis zugelafien. Zum Rei: 
nigungseid wurbe daher der Angeflagte zugelaflen, wenn feine 
Gerüftszeugen vorhanden waren 12), Eben fo tanı, wenn es über: 
überhaupt an Eibhelfern oter an Zeugen fehlte, 3. B. in Magde⸗ 
burg !?), in Straßburg 1%) und in Soeſt !5). Dieſes war insbe: 
jondere auch beim Reinigungseid auf bie Todenbahre der Fall. 
Denn jedes Yahrgericht feßte die Anweſenheit des Leichnams des 
Ermorbeten oder eines Leibzeichens, aljo ein Verfahren bei hand⸗ 
bafter That voraus, Und es hatte immer nur dann ftatt, wenn 
es dem Anfläger an bem nöthigen Beweife für feine Anflage fehlte. 
Zumal aber bei der Nothzucht Fam es öfters zum Reinigungseid, 
wenn der Thäter nicht auf der That verhaftet worden war und 
niemand das Nothgefchrei gehört hatte. Denn die klagende Frau 
hatte in einem folchen Falle nur die Wahl, den Angeklagten ent: 
weder zum Neinigungseid zuzulaſſen, oder ihn kämpflich zu begrü- 
Ben und zum gerichtlichen Zweikampf zu fordern, 3. B. in. Auge: 
burg !*), in München !7), in Freifing 9), in Wien 10), in Wiener 
Neuftadt 2°), in Heimburg 2!) u. a. m. Auch in Prag wurbe ber 
Angeklagte, wenn bie genothzüchtigte Frau Feine Zeugen hatte, zum 
Reinigungseid zugelaflen und zwar felbft dritt in dem Falle, 
wenn die Klägerin noch mit zerriffenem und blutigem Gewand vor 
Gericht erfchienen war, und in jedem anderen Falle zum Reini: 
gungseid ohne Eideshelfer 22). Nach einer anderen Stelle im Pra 
ger Rechtsbuch follte fi) der Angeklagte in dieſem Falle felbfi 


12) Schöffenbriefe von 1235, $. 10 und von 1270 $. 19 bei T. u. St. p- 
296 u. 375. Göſchen, das Sächſiſche Landrecht, Neberficht, p. 38. 

13) Magdeburg. Schöffenbrief, c. 4 $. 8 bei Zobel, p. 501. 

14) Stadtrecht, c 67 bei Grandidier, II, 70. 

15) Stabtredht von 1120, $. 19. Schrae, art. 18 u. 19. 

16) Stadtrecht bei Freyberg, p. 55. und bei Wald, 8. 112. 

17) Stadtrecht, $. 188. 

18) Ruprecht, II, 51. 

19). Stadtrecht von 1278 bei Lambacher, Il, 152. 

20) Stadtredt, c. 57. 

231) Stadtredt, e 7 ba Senckenberg, p. 275. 

22) Prager Rechtsbuch, $. 86 u. 88. 
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neun reinigen, und wenn er Teine Eidhelfer (feine Eidgenofien) 
finden Fonnte, alle neun Eide allein |hwören?). Wenn 
nämlih ter Angeflagte feine Freunde und feine Verwandte ober 
nicht in genügender Anzahl in der Nähe hatte und daher entweder 
gar Feine Eiphelfer oder nicht in gehöriger Anzahl finden konnte, 
jo durfte er an mehreren Orten, wenn er jenen Mangel durch 
einen Voreid beſchworen hatte, feinen Haupteid jo oft wieberholen 
als ihm an der nothwendigen Anzahl bie &ibbelfer fehlten. So 
wär e8 in Xübed beim Todſchlag ?*) und in Bamberg beim Mort 
und bei der Nothwehr 22). Selbft in Eiviljachen war dieſes in 
manchen Städten erlaubt, wenn ber Bellagte ein fremder war. 
So durfte der Beklagte in Flensburg, wenn er ein Fremder war, 
nachdem er beichworen Feine Eideshelfer zu haben, feinen Haupteid 
zwölf Mal wiederholen 2e). Den gerichtlichen Zweifampf durfte 
indeflen auch die genothzüchtigte Frau begehren. Denn diefer war, 
wie wir jehen werben, bei Tampfwürbigen Verbrechen, allzeit zu- 
läflig. (F. 577.) Auch durfte fi der Angeklagte mit ver Feuer⸗ 


28) Rechtsbuch, 8. SR, Abſ. 8. „Inhat abir fu der geclagten ſache fein ges 
„zeuguß, jo gericht er ir felb IX, hat er der eytgenozen nich', die im 
„von den noten belfen, jo fol er alleine jweren IX ayde —, gerichtet 
„er ale recht ift, er fol fein ledig von ir vnd von bem richter“ —. 

24 Hach, I. $. 54. Habebit autem ad expurgandum se viros Xl com- 

probatos se ipso XIIo existente Si vero perentum vel amicorum 

carentiam habuerit. in quotcumque ei defieit. tot iuramenta iura- 
bit. Jurare autem hoc debet quod parentes non habeat nec amicos 
qui ei*astare possint. ' 

Stadtrecht, $. 1857 u. 168. „Wer er aber als wohl niht gefreunt zwi- 

„ſchen den vir melden. baz er der ſechſer zu im nicht gehaben moht dy 

„im zu bem felben rehten helfen wolten dez ſcholt er einen voreyt jwe: 

„ren. vnd ſcholt dy andern denn mit fein eins hant tun. Al; man: 

„gen er aber gehaben mag. by ſchol er in dem vorept benennen. Vnd 

„als manig get im jelber wiber abe.“ 

26) Stadtrecht bei Westphalen, IV, 1944. „bat be mit tween utgeſtrecke⸗ 
„den Fingern to Bott und finen Hilligen ſchweren fall, bat be neen 
„Fründ up veer Miel Weges hebbe, de ehm finen Eed köuen jterfen 
„beipen. Darna ſchall be ſchweren —, und fall avermahl ſchweren, 
„und fo lange und vaken bet he twelff mal na en ander gejhmaren 
hefft“ — vrgl. noch $. 558 u. 562. 


25 


— 
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und Wafferprobe reinigen, 3. B. in Freifing 22), in Ens?s), in 
Wien 2%) und in Brunn 20). Endlich durfte der Angeflagte aud, 
wenn er wegen Diebitahl oder Raub angeklagt und nicht auf hand⸗ 
hafter That mit den geftohlnen ober geraubten Gegenftänden ver: 
haftet worden war (denn in biefem Falle konnte die Angabe eines 
Gewährsmanns nicht von ber Anklage befreien ?'), — er burfte 
feinen Gewährsmann nennen 22), Und es trat fobann das Ber: 
fahren wie bei der Vindikation geftohlner oder geraubter Gegen: 
ftände ein. 


Bindiration geflohlner oder geraubter Begenflände. 


$. 562. 


Bei der Vindication geftohlner oder geraubter Gegenflände 
trat ein dem Strafverfahren bei handhafter That jehr ähnliches 
Verfahren ein. Das Bindicattonsverfahren bei Mobilien war offen: 
bar dem Strafverfahren nachgebildet. So wie denn überhaupt ur: 
Iprünglich Fein Unterfchied zwifchen Strafverfahren und Civilprozeß 
beftanden hat. Die Vindication von Mobilten jebte nämlich allzeit 
einen Diebftahl oder Raub oder ein anderes Verbrechen und zwar 
eine übernächtige That voraus 1). Denn bei der Vindication an: 
derer Mobilten trat der Grundfaß ein, Hand muß Hand wahren 
oder en fait de meubles la possession vauttitre. (6. 388.) Und 





37) Rupredt von Yreifing, II, 110 u. 112. 

28) Stabtreht von 1212 $. 12. 

29) Stadtredht von 1221 $. 18 ui. 26. 

80) Stadtrecht, $. 21. 

81) Magdeb. Schöffenbrief von 1804, $. 97 bei T. u. St. p.468. „Swer 
„jo mit ber hanthaftegen Tat gevangen wirt, mit Dube oder mit Roube, 
bes en mac ber diecheinen Geweren cien.“ 

82) Magdeburg. Schöffenurtheil, cav. 4. dist. 1. bei Zobel, p. 501. — 
„die bandhafftige that ift, wenn einer ungerichts in ber friſchen that 
„ber ftadt gefangen wird, ober wenn man raub oder Dieberey in eins 
„mannes were findet, ba er ſelbſt den jchlüffel zutregt, vnd folder 
„bab fein geweren hat” —. vrgl. Schöffenbrief von 1804, $. 82 
u. 97. 

1) Sädf. Lr. II, 86, &. 1. Schwäb. Lr. W. c.265. Diſtinct. IV, 0.42, 
8. 1 bei Ortloff, p. 256. Stadtrecht von Bamberg, $. 110 u. 130. 
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wenn der Thäter in handhafter That mit den geftohlnen Gegen: 
ftänden verhaftet worden, die That aljo nicht übernächtig war, fo 
ift nach dem vorhin Bemerkten ebenfalls von einer VBindication Feine 
Rede gewejen, indem fi) der Inhaber eines geitohlnen oder ge: 
raubten Gegenftandes in dieſem Falle nicht durch die Angabe eines 
Gewährsmannes von der Anflage befreien konnte. ($. 561.) Da 
jedoch das Innehaben einer Handhaft oder eines Schubs gleichfalls 
als bandhafte That betrachtet zu werden pflegte ($. 555.), fo trat 
auch bei der Bindication von geftohlnen Gegenftänden ein ähnliches 
Verfahren ein wie bei dem Strafverfahren bei handhafter That. 
Streng genommen follte die Klage jogar mit Gerüfte angeftellt?) 
und der unterliegende Kläger, wie bei einer Auflage, in Buße und 
Wette verurtheilt werden, wie Ruprecht von Freiſing fagt, „das ift 
„darumb Das der man wol auff jehe ee das er fein guet anfall für 
„dewb oder für raub 3). Auch endigte die gehörig durchgeführte 
Vindication melftentheil8 mit der Verurtbeilung bes Diebes oder 
bes Räubers. Nichts deito weniger war body die Vindication der 
geftohlnen Gegenftände von einer gegen deren Inhaber angeitellten 
Anklage wegen Diebftahls wejentlih dadurch verjchieden, daß ber 
Inhaber eines geſtohlnen Gegenjtandes fid) von der Strafe befreien 
fonnte, wenn er entweder nachwieß, daß die Sache ihm felbjt ge: 
höre, oder daß er fie auf einem öffentlichen Markt gefauft habe, 
den Käufer jelbft aber nicht Tenne, oder wenn er feinen Gewährs- 
mann nannte. Auch lag an und für fi in der Bindication noch 
keine Anklage wegen Diebftahls oder Raubs, indem dieſe Klage 
auch gegen ben Befiter in gutem Glauben, der die Sache felbit von 
einem anderen gefauft hatte, ja fogar gegen den Dieb oder Näuber 
jelbft angeftellt werden Konnte, indem der Vindicant, auch wenn er 
ben Dieb oder Räuber kannte, berechtiget war, jtatt ihn felbjt an- 
zuflagen, denfelben dem Richter heimlich zu nennen ®). 


2) Difinkt. IV. c. 42, $. 8 bei Ortloff, p. 256. „Wer icht anefangen 
„wel, der fal is thun mit gerüffte“. — vrgl. Sächſ. Er. II, 86 8.2. 
Schwäb. Lr. W. ce. 266. 

8) Ruprecht, p. 273. Not. Sächſ. Tr. 1I, 86 8. 6. Schwäb. Lr. 1.c. und 
faft alle Stabtrechte. 

4) Gtadtreht von Münden, $. 71. Ruprecht von Freiſing, p. 272. 
Not, 
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Das Verfahren begann mit einer Beichlagnahme des geftohl- 
nen oder geraubten Gegenftands?). Man nannte biefe Beſchlag⸗ 
nahme, welche gerichtlich aber auch außergerihtlih und eigenmäd;: 
tiger Weife vorgenommen werben konnte, ein Anfaffen, ein 
Aufbalten oder ein Anfangen®), fodann ein Feftnehmen 
(oeften) ), ein Anfallen®), ein Fangen, Berfangen oder An: 
fahen (d. b. Anfaflen) 9), ein Angreifen'®), ein Summern!!), 
fih der Habe oder der Sache unterwinden 12), ſich zu ber Cache 
ziehen !2), oder auch ein Vindiciren (vendicare vel repetere, 
was in den Deutſchen Terten bes Freiburger Stadtrechtes mit ge: 
anwarten und geanwarton üÜberjebt worden iſt) ). Und 


6) L. Ripuar. 83. c 1. Si quis rem suam cognoverit, mittat manum 
super eam —. 

6) Stadtrecht von Freiberg, c. 9 bei Schott, III, 188. „Welch man ein 
„pfert anvangen wil —. Das pfert fal be ufhalden mit bes rid: 
„ters bote. mac be des richteris boten nicht gehaben fo halde be iz 
„Telbe uf aljo lange biz be kumit —.“ vrgl. no c. 10 u. 11 eod. 
p. 191. Goslar. Stadtrecht bei Göſchen, p. 98. Diftincet. IV. c. 42 
6.2 fi. 

7) Rupredt von Yreifing, p. 272. Not. bei Weftenrieder, p. 73 u. 74. 

8, Siadtrecht von Augsburg bei Freyberg p 60. „Swa einman finreu 

„bigez oder fin biubigez vihe vindet — baz fol er anvallen mit des 

„tihters boten. Mag er bed ribters boten niht gehaben. fo fol er 4 

„ſelbe anvallen vnzan ben ribtern.” bei Wald 8.121. Ruprecht vor 

Zreiling, p. 278. — „fein guet anfall fürDewb" — Gtabtredht von 

Memmingen, c. 1. 

Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg p.60 u. 62. — verfaben— 

wider vahen — vide verfangen — an vahet ein ros —. bei 

Walch, $. 121 u. 124. Ruprecht von Freifing, p. 273 u. 279. — 

„ba8 fol er veruaben — verfanngen“ —. Gtabtreht von Re: 

gensburg bei Freyberg, V, 46. Stadtrecht von Brünn, $. 208. 

10) Stadtrecht von Freiberg, c. 9 u. 11. bei Schott, III, 189 u. 191. Stadt- 
recht von Kolmar von 1298, 8. 28. 

11) Grimm, I, 588. 

12) Stadtrecht von Freiberg, c. 9. bei Schott, III, 190. Stadirecht von 
Bamberg, $. 110. 

13) Stadtrecht von Freiberg, c. 10 bei Schott, IM, 191. 

14) Freiburger Stiftungsbrief von 1120 $. 28. Stabtrodel, $. 58 u. 59. 
Stadtrechte von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 78 u. 128. 


9 


— 
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von dem Anfaflen oder Angreifen wurde bie Klage ſelbſt Anfang, 
Anfengung, Anfall, Angriff u. f. w. genannt. 

Tür die gerichtliche Beſchlagnahme (Hang) mußte der Kläger 
(der Vindicant) dem Richter eine nach dem Werthe der mit Be: 
ſchlag belegten Sache zu berechnende Gebühr entrichten, welche man 
für Fang Ss), oder Fürfang (fürvang e), vurvanc!T), fürfangt!s) 
oder furfankch) 19) genannt hat. 

Die außergerichtliche Beichlagnahme oder das aufergerichtliche 
Anfafien der geitohlnen oder geraubten Sache mußte bei Gericht 
wiederholt werden. Es war dieſes offenbar ebenfalls wieder eine 
Nahahmung des Verfahrens bei banthafter That. So wie dort 
ber Leichnam oder das Xeibzeichen oder bie fonftige Handhaft vor 
Gericht gebracht und darauf der vorgefchriebene Eid geleiftet werben 
mußte, fo mußte auch bei der Vindication der zu vinbicirende Ge: 
genftand vor Gericht gebracht und auf biefen Gegenftanb der Eib 
geleiftet werben. Es follte dadurch der Thatbeitand ganz vollitän- 
big wie er war vor Gericht gebracht werden, wie biejes auch in 
anderen Zällen, 3. B. bei der gerichtlichen Auflaffung durch bie 
ſymboliſche Trabition des vor Gericht gebrachten Baumzweiges ober 
ber Erbfcholle zu geichehen oder wenigftens angedeutet zu werden 
pflegte. 

Die Art und Weife wie der zu vinbicirende Gegenftand 
vor Gericht angefaßt und darauf der Eid geleiltel werden mußte, 
war in ben meiften Städten ganz genau vorgefchrieben. Meiſten⸗ 
theils follte der Kläger feinen linken Fuß auf den rechten Fuß des 
zu vinbdicirenden Pferdes ſetzen und fobann mit feiner linfen Hand 
das rechte Ohr des Pferdes angreifen, und in dieſer Stellung mit 
ber rechten Hand fchwören. Bet der Vindication von Kühen und 
anderem. Rindvieh jollte der Vinbicant das Vieh mit dem Seil in 


15) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 61. — „maz ber für vand) 
iſte —. 

16) Augsburger Stadtr. bei Freyberg, p. 62. Stadtrecht von Memmingen 
c. 1. u. von Münden $. 71 u. 75. 

17) Gtabtr. von Freiberg, c. 9 u. 10 bei Scott. 

18) Ruprecht von Freifing, p. 272 u. 274. Not. 

19) Stabtr. von Regensburg bei Frenberg, p. V. 46. und von Wiener 
Neuftadt, c. 94. 
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bie linfe Hand nehmen und in biefer Stellung mit ber rechten Hand 

“den Eid leiften. Bei Gewändern aber und bei Kleinobien und bei 
anderem fogenanntem Plunder follte der Kläger die zu vindicirende 
Sache in den linken Arm nehmen und mit der rechten Hand ſchwoͤ— 
ren 20), 

Der Kläger mußte meiftentheils ſelbſt dritt ſchwören, daß 
die zu vindicirende Sache ihm gehöre, ihm aber geftohlen oder ge 
vaubt worden oder ihm ohne feinen Willen in anderer Weile ab: 
banden gefommen fei 21). Wenn es an Eibhelfern fehlte, jo durfte 
ber Kläger alle drei Eide allein alfo in München den ein brei 
Eid ſchwören 22), In manden Etäbten mußte biefer Eid jelbit 
fiebend gefchworen werden, z. B. in Freiberg, wenn der Kläger 
ein Fremder (Uzmann) war 23), In anderen Stäbten reichte aber 
auch der Eid des Klägers allein ſchon hin, 3. B. in Magde 


20) Stadtrecht von Freiberg, c. 9, 10 u. 11. bei Scott, III, 189, 191 u. 
192. — „be fal grifen mit finer linken hant dem pferde ubir den hals 
„an fin ore vnd fal treten mit fime linken vuze ufpferdig rechten vu}. 
„ond fal fweren mit der rechten hant. — daz be di ku fulle nemen mil 
„deme feile in di linke Kant und fulle ſweren mit ber rechten hant allo.“ 
— „be fulle iz (— „daz gewant oder daz Feinote oder waz iz iſt wart 
„mir abegefioln mit anderme mime gute —) nemen an -ben Jinfen 
„arm zu rechte vnd fulle jweren mit der rechten bant alſo.“ Stadt: 
tet von Augsburg bei Wald $. 121. und bei Freyberg, p- 60. — 
„alfo daz man im grifen fol an daz zefive ore (zeſwe oder zeſme heißt 
„rechte. vrgl. Schmeller, IV, 288.) vnde fol zen Heiligen bereden vnde 
„zwen mit im daz ez im diuplichen verftoln fi oder geraubet.” Stadt: 
tet von Memmingen, c. 1. — „ift aber ez gwand oder ander blun: 
„ber, daz fol man jn bez gericht Iegen vnd darvmb fweren ſelb britt" 
—. vrgl. noch Magdeburg. Schöffenbriefe von 1295, 8. 6. u. 7. und 
von 1804, $. 47 T. u. St. p. 429 u. 459. Diſtinct. IV, c. 42 8.26. 
Grimm, I, 588. Gin ähnliches Verfahren hatte bereits zur fränlkiſchen 
Zeit flatt nad L. Ripuar, tit. 88, c. 1. u. tit. 72, c. 8 u. 9. 

21) Stadtrecht von Freiberg, c. 9 u. 10 bei Schott. don Münden $. 71 
u. 75. von Memmingen c. 1. Augsburg, 1. c, von Goslar bei 
Göſchen, p. 98. Freiburger GStiftungsbrief von 1120, $. 29. und 
Stadtrodel $. 58. Stadtr. von Kolmar, $. 28. Ruprecht von Frei: 
fing, p. 272. Not. Distinct. IV, c. 42, $. 8. 

22) Stadtrecht, $. 71 u. 75. vrgl. oben $. 558 u. 561. 

28) Stadtrecht, c. 9 u. 10. 
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burg2%), in Bamberg 2), in Kolmar2*), in Freifing dann, wenn ber 
Kläger ein angefeffener Mann war 27) und in {Freiberg bei der Vin⸗ 
Dication von Gewänbern und von anderem Kleinod 22). Und biefe 
Anficht ift auch im die Bamberger (art. 268.) und in die peinliche 
Halsgerichtsorbnung übergegangen. (art. 207 u. 208.). 

Wenn das bei jemand gefundene geftohlne ober geraubte Gut 
verſteckt 2%), oder der Inhaber des Gutes bingflüchtig war 20), fo 
ſollte derfelde ohne weiters als Dieb betrachtet und als foldher be— 
handelt werden. Wenn dagegen das geftohlne Gut ganz offen da 
lag und der Inhaber anwefend war, fo hatte ſodann der Bellagte 
drei verfchiedene Wege zu feiner Vertheidigung. Er konnte erftlich 
nachweiſen, daß das Gut ihm ſelbſt gehöre, ober zweiteus, daß er 
es auf einem öffentlichen Markt gekauft habe. Er konnte aber 
drittens auch feinen Gewährsmann nennen, welcher ſodann ihn 
vertreten und für ihn antworten mußte. 

Wenn der Bellagte felbft dritt nachwies, daß er das 
vindicirte Zeug (sit laken“) felbft gewirkt, oder das vinbicirte Vieh 
felbft gezogen habe, fo hatte er nach dem Sachienfpiegel fein beffes 
res Recht gegen den Kläger nachgewiefen und behauptet 21). Nach 
dem Schwabenfpiegel war jedoch auch der Kläger wieder berechtiget 
mit fieben Zeugen fein befferes Recht gegen ben Beflagten zu 
zu beweifen 22). In Augsburg follte zuerft der Kläger mit feinem 


24) Schöffenbrief von 1295 3. 6 bei T. u. St. p. 429. 

25) Stadtrecht, $. 110. 

26) Stadtrecht, $. 28. 

37) Ruprecht von Freifing, p. 272. Not. 

3) Stadtrecht, c. 11. 

29) Magdeb. Sqhffenbrief von 1304 $. 82 bei T. u. St. p. 465. Magde- 
burg. Schoffenurtheil, c. 4. dist. 1. bei Zobel, p. 501. 
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alleinigen Eid fein Recht an dem vindicirten Gegenftanb bewei- 
fen, dann aber ber Bellagte ſelbſt britt, dann wieder der Kläger 
ſelbſt fiebend, endlich der Bellagte mit 70 Mannen (nach einem 
anderen Text jelbft dritt, jelbft fiebend, felbjt 20 oder 21, und mit 
70 Mannen) fein befleres Recht nachweiſen dürfen ?) Ju Frei- 
fing follte der Kläger ſelbſt dritt den Beweis, dann aber der Be- 
Magte mit 7, der Kläger mit 20 und ber Beklagte mit 72 Mannen 
ven Gegenbewets führen 3%. Und in Brünn ging der Gegenbeweis 
ſogar noch über die 72 Mannen hinaus 35). 

Wenn der Beflagte behauptete das geftohlne ober geraubte 
Gut auf offenem Markte von einem ihm unbefannten Danne 
gekauft zu haben und biejes mit feinem alleinigen Eid, anderwärts 
jelbjt dritt nachweilen Fonnte, fo verlor er zwar das Gut, wurde 
aber nicht geftraft, 3. B. in Freiburg ?e), Kolmar 27), Yugs- 
burg 2%), Yreifing 29), Regensburg 4%), Amberg *!), Magde— 


burg #2), 


ner Stelle vergleicht, fo ift ber Sinn jener nit ganz Maren Stelle 

offenbar der, daß zuerft ber Beklagte ſelbſt britt zu beweifen babe, dann 

aber ber Kläger mit 7 Zeugen ben Gegenbeweis führen dürfe. Lahr, 
cap. 161. 8. 11 — 14. bat demnach diefe. Stelle nicht richtig ver: 
ftanden. 

Stadtrecht bei Walch, 8. 124. bei Freyberg, p. 62. „Iſt bay ein man 

„an vahet ein ros oder cin rint. oder ander vihe. den fol man vragen 

„wenne er daz verlur. ſwelhe Zit er danne nennet baz fol er beredene 

„felbe dritt, daz brichet im iener wol felbe fibenb wil er ez tun. Wit 

„ey aber iener banne imz hinwider bräden daz tut er wol felb fibenbe. 

(muß offenbar 20 oder 21 heißen.) „Wil ez im danne iener binwiber 

„brächen daz muz er tun mit ſibenzik mannen daz ift reht.“ 

84) Ruprecht von Freiſing, p 278. Not. „vnd mag der clager pringen 
„ſelbdritt das es zu der tzeit geweſen ſey. das es im raublich vnd deub⸗ 
„lich genomen iſt. vnd hat auch die des vichs mueter —. der ant⸗ 
„wurter mug dann mit ſiben prinngn das es ſein ſey. ſo mueſs der 
„clager zwaintzig haben vber di ſiben. mag aber der antwurtter zwen 
„vnd ſibentzig haben damit er es bewär das es ſeyn aigen guet ſey ſo 
„bat er es behabt.“ 

86) Stadtrecht, $. 208 bei Rößler, p. 897. 

86) Stiftungsurfunde von 1120, $. 28. Stadtrodel, 5. 59. 

87) Stadtrecht, $. 28. 
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Kannte aber der Beklagte den Verkäufer, ſo durfte 
er ſich dadurch, daß er ihn nannte, von allen weiteren Anſprüchen 
des Klägers befreien. Er mußte jedoch ſeinen Gewährsmann 
(Geweren) wirklich ſtellen. Denn wenn er feinen Gewährs- 
mann bloß nannte, ihn aber nicht finden fonnte, fo wurbe er den⸗ 
noch als Dieb behandelt und beftraft, 3.8. in Freiburg #), in Kol- 
mar ) u.a. m. Nur dann, wenn er ihn wirklich ftellte, wurde 
er frei. Denn fein Gewährsmann mußte nun für ihn antworten. 
(„Die gewere mut antwerben an finer ftat vor tt gut). Und ber 
„gewer fol für in antwörten“) 4%). Man nannte daher das Nen⸗ 
nen ſeines Gewährsmannes jeinen Schub nehmen ober die 
Sade auf einen fhieben #!). Auch der Beklagte durfte wieber 
feinen Gewährsmann nennen oder feinen Schub nennen 4%). Und 
man nannte diefen Schub einen Widerſchub und denjenigen, der 
den Echub führte, eeinen Schieber 4%). Aber auch der von bem 
Bellagten genannte Gewährsmann durfte wieber feinen Geweren 
nennen unb bdiefer den Seinen und fo fort, bis man zulebt auf 


88) Stadtrecht bei Freyberg, p. 62 u. bei Wald, $. 128. 

39). Ruprecht von Freifing, p. 272. Rot. 

40) Stadtrecht bei Freyberg, V, 46. 

41) Gerichtsbrief aus 14. sec. bei Schentl, II, 58. 

42) Scyöffenbrief von 1261, 6. 44, von 1295, $. 5 und von 1304 6. 47 
bei T. u. St. p 357, 429 u. 460. 

48) Stiftungebrief von 1120, $. 28. Stadtrodel, 8.59. Stabtr. von 1275 
u. 1298. bei Schreiber, I, 78 u. 128. 

44) Stabtrecht, $. 28. 

45) Sächſ. Lr. II, 86 8. 5. 

46) Schwäb. Lr. W. c. 265. 

47) Ruprecht von Freifing, p 281. Rot. und bei Weftenrieber, $. 100, p. 
74. „wil er es aufieman ſchieben. daz mus er tun mit ben leu— 
„ten. — Bat er auer bes guts feinen ſchub. vnd mag es gefchie- 
„ben aufim —. vnd fol ienen baizzen veſten. bo er es auf ſchie⸗ 
ben wil.“ Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 60. „Darnach 
‚fol er ez ufienen ſchieben. indes gewalt er ez funben bat.“ Land: 
frieden von 1281, $. 17 bei Pertz, IV, 428. 

48) Ruprecht von Freifing, p. 274. — „ber antwurtter ſpricht er habe das 
guet faufft er hab feinen hub. 

49) Ruprecht von Treifing, p. 274. 
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denjenigen kam, der entweder den Diebftahl oder den Raub began⸗ 
gen, oder das geftohlne Zeug gewirkt ober das geraubte Vieh ſelbſ 
gezogen hatte *%). Der Kläger mußte den Widerſchub, wenn © 
begehrt wurbe, wegen des aus dem Verfahren entſtehenden Scha 
dens verbürgen, und ein Schieber dem anderen Bürgſchaft 
ftellen. („und fol ber clager den widerſchub verporgen ob jein be 
„antwurtter begert. — bleibt aber er bei dem jchub fo fol er dem 
„ſchieber den ſchub vorporgen”) ®1). 

. Am Ausführlichfien handeln uͤber dieſen Rückgriff auf ben 
Geweren bie Stabtrechte von Augsburg und von Freifing. In 
Augsburg follte der Gewährsmann, auf welchen das geſtohlne 
Gut gefchoben worden war, dieſes mit benfelben Formalitäten vor 
Gericht anfaflen, mit welchen es der Kläger angefaßt hatte. Man 
nannte baber biefes Anfaffen oder Anfahen des Gewährsmanns 





ein Wiederanfafien oder Wiederfahen. („Darnad fl a 


„es ufienen fchieben in bes gewalt er ez funden hat. ber fol 
„ez danne wider vahen auch mit gelerten worten. Diu wert 
„Iprächent alfo. Ich widervahe daz ros oder baz rint ober da 
„vihe*) 52), In Freifing wurde nicht die geftohlne Sache felbit, 
fondern nur ein Wahrzeichen von ihr für jenen Rüdgriff (für ben 
Wiederfchub) verwendet. („vnd fol im ber richter ben ſchopf 
„Oder den zagel antwurten oder des guets ein tail ob esanı: 
„ders guet ift. und fol der clager den widerſchub verporgen“)?)- 
Dafjelbe Scheint auch in Bamberg der Fall geweien zu fein, wo 
das Wahrzeichen die Warheit oder die wahre That genannt 
worden ift 59). | Ä 

Aus diefem Allem ergibt ſich nun das Verfahren von jelbit. 


60) Sächſ. Lr. IL 86 $. 5 u. 6. Schwäb. Er. W. c. 265. Stadtrecht vor 
Bamberg, $. 112. 

51) Ruprecht von Freifing, p. 274. 

52) Stadtrecht bei Freyberg, p. 60. und bei Walch, $. 121. 

53) Rupredt von Freifing, p. 274. 

54) Stadtrecht von Bamberg, 8. 112, — „ben clager ber dy habe ange 
„uanget bat ſchol dy warheit bin beim erteilt werben dy habe zu 
„vertreten“. — vrgl. oben $. 555. Zoepfel, p. 208. bat diefe Stelle 
offenbar nicht richtig verjtanden. 
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Der Kläger (ber Bindicant) hielt fi) an denjenigen, bei welchem er 
fein gejtohlnes oder geraubtes Gut fand. Er mußte das mit Be- 
ſchlag belegte Gut auch bei Gericht wieder anfafien oder angreifen 
und allein oder ſelbſt britt bejchwören, daß das Gut ihm gehöre 
unb ihm geftohlen oder geraubt worben ſei. Entwih nun ber Be: 
Hagte, fo follte der Inhaber bes Schub oder der Schieber („der 
„den ſchub ba fuert”) den Schub, b. 5. ba8 Wahrzeichen an ben 
Aſenbaum in der Stube 35) oder an den Thürnagel binden unb 
fodann den Entwichenen mit drei Eiden berechten oder überführen. 
Der Schieber war ſodann freiund ledig, und ber Entwichene burfte 
num als Dieb oder Räuber behandelt unb beftraft werden 8°). 
Blieb aber der Beklagte bei dem Schub anweſend, fo konnte er fidh 
von ber Anfprache befreien, wenn er feinen Geweren nannte, dem 
Schieber Bürgſchaft ftellte, und jelbit bie gerichtliche Befitergreifung 
(da8 Anfaflen) vornahm und feinen rechtmäßigen Erwerb beichwor. 
Und fo fonnte denn Einer die geftohlne Sache oder den Schub 
auf den Anderen fchieben, bis man zuleßt auf denjenigen kam, ber 
entweder das Zeug gewirkt und das Vieh felbjt gezogen hatte, oder 
ber feinen Gewährsmann mehr nennen konnte. Sm erften alle 
hatte ſodann der Kläger feinen Prozeß verloren. Er mußte baher 
ben durch feine Klage entftandenen Schaben erſetzen und wurde 
dazu noch geftraft. Im Yebten alle dagegen wurbe berjenige, ber 
feinen Gewährsmann mehr nennen, die Sache alfo nicht weiter 
auf einen Anderen ſchieben konnte, als Dieb behandelt. Er wurde 
daher als Dieb geftraft und mußte ben entftandenen Schaben er- 
ſetzen. („bleibt aber er bei dem ſchub jo fol er dem jchieber ven 
„hub verporgen als vor mer verichriben ift. bei wen ber fchub 
„zum leiten pleibt der fol dem andern ben fchaben ablegen als 
„vorgeſchriben ift. er verleust auch die vorgenannte pues gein bem 
„richter") ST). 


55) vrgl. Schmeller, I, 115. 

56) Ruprecht von Freifing, p. 274. 

57) Ruprecht von Sreifing, p. 274. Stadtrecht von Augsburg bei Frey: 
berg, p. 61. „Mag er danne — fine ſchubes niht gehaben jo fol er 
„dem man fin vihe wider gäben ane jchaben. unde fol er im allen finen 
„haben abelegen ſwaz er fin ſchaden bat genomen. vnde fol bem rih⸗ 
„tere buzzen nach genaben.“ 
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Berfahren bei handhafter Aothzuchl und Rothwehr. 
6. 563. 


Der dritte Fall der handhaften That war der, wenn 
die That zwar auf der Stelle beichrien, ver Thäter jelbft aber nicht 
in bandhafter That verhaftet worden und auch Fein Ueberführungs⸗ 
ftüc vorhanden war. Die Erhebung bes NRothgefchreies 
machte nämlich die That offenfunbig und hatte demnach die Folge, 
daß gegen den fpäter ergriffenen Thäter eben jo verfahren werden 
durfte, als wenn er in der handhaften That ſelbſt verhaftet unt 
vor Gericht gebracht worden wäre. Die That wurde auch in bielem 
Falle als eine handhafte That betrachtet (tamquam si injuria re- 
cens existeret), 3. B. in Magdeburg beim Raub ebenfowohl wie 
beim Todſchlag und bei einer Verwundung *), und in Golbberg bei 
einer Verwundung 2). Ganz beſonders wichtig und folgenreid 
war jeboch biefer Grunbjag bei ber Nothzucht und bei der 
Nothwehr. 

Da nämlich die genothzüdhtigte Frau nur bei bandhafter 
That Hagen durfte, jpäter nicht mehr gehört wurde), jo war es 
wichtig für fie, daß es ein Mittel gab, bie Zeit der hanbhaften 
That zu verlängern. Und bdiefes Mittel war bie Erhebung bed 
Gerüftes. Denn wenn das Gerüfte auf der Stelle erhoben wor: 
den war und die Erhebung des Nothgeſchreies bewiefen werden 
Tonnte, jo durfte die Genothzüchtigte in manchen Stäbten noch 
binnen brei Tagen Klagen %), anderwärts fogar noch binnen vier: 


1) Stadtrecht von 1188, 5. 5 bei T. u. St. p. 268 — aut si aufuge- 
rit, si postmodum ille, qui lesus est, reum invenerit, et imjuriam 
suam testibus idoneis se proclamasse probare potuerit, lamquom 
si injuria recens existeret ei satisfaciat. 

2) Magdeburg. Schöffenbrief 6. 8 bei Baupp, Magdeburg. R. p. 221. 

3) Magdeb. Schöffendrief von 1804 6.114 bei T. u. St. p. 479. Stabt- 
tet von Prag $. 88 bei Rößler. Grimm, III, 892—98. „ivoe eine 
„genotzucht wurd, fo fol fie lauff "mit geftraubtem bare vnnd naſſer 
„maugen, iren ſchleyet an der band brag, allermenigli wer ix bege 
„gent vmb Hilf anjchreyen vber ben theter; ſchweygt fie aber bit 
„mal, joll fie Hinfuro auch ſtyll ſchweygen.“ 

4) Ruprecht von Freifing, II, 51. Stabtredht von Dfen, 5. 284. 
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zehen Tagen). Und erft nach Ablauf diefer Zeit wurde die That 
übernächtig und die Genothzüchtigte daher nicht mehr gehört, bis 
unter König Adolf im Jahre 1293 im Königlichen Hofgerichte der 
Ausſpruch erfolgte, daß die Klage auch nach 50 und 60 Jahren 
noch zuläffig fein und diefem Königlichen Spruch aud) kein Stadt 
recht entgegen ftehen folle*). Wenn nun bie genothzüchtigte Fran 
binnen jener Friſt eine Anklage erhob, fo Hatte fie diefelben Rechte 
wie bei der handhaften That felbft. Wenn fie daher felbft ſiebend, 
anderwärt8 fogar nur mit zwei Zeugen die Anklage beweiſen fonnte, 
fo ſchloß fie den Angeflagten mit dem Reinigungseid aus, z. B. in 
Wien und Ens?), in Brünn u. a. m.). Um jebody die Rechte 
der handhaften That zu erhalten, mußte bie genothzüchtigte Frau, 
wenn fie nicht gleich in handhafter friſcher That vor Gericht ge: 
laufen war, vielmehr erft im Laufe jener Friſt ihre Klage vorge- 
bracht hatte, wenigftens mit zwei Zeugen beweilen, daß fie auf 
der Stelle das Geſchrei erhoben habe. Denn nur in diefem Falle 
verlor der Angellagte das Mecht ben Reinigungseid zu ſchwören 
und wurde nur noch zur Feuerprobe zugelafien, 3. B. in Eng, 
Wien, Brünn u. a. m. 9). Anderwärts mußte fich der Angeklagte 


5) Stabtreht von Wien von 1221, $. 25 und von 1278 bei Lambacher, 
U, 159. Gtabtreät von Heimburg $. 7 bei Senckenberg, p. 275. 
unb von Brünn $. 21 bei Rößler, p. 849. 

6) Urt. von 1298 bei Pertz, IV, 460. Et quod nulla constitatio mu- 
nieipalis, vel civinm ordinacio, in casu superius expresso regali 
sententie poterit aliquale preiudicium generare. 

7) Stadtrecht von Wien von 1221 $. 25. Si autem illa infra 14 dies 
quando hoc fecit ei, testimonio VII credilium virorum illum con- 
vicerit, nulla sibi conceditur expurgatio. Dieielben Worte im 








680 Verfahren bei handhafter Nothzucht 


in dieſem Falle ſelbſt ſiebend reinigen, während außerdem, wenn 
der Nothichret gar nicht erhoben worden war, fein alleiniger Eid 
ohne Eidhelfer hinreichte, 3. B. in Goslar dann, wenn ber An: 
geflagte am feinen Rechten volllommen war 9). Die Plagente 
Frau mußte demnach in dem gegebenen Falle einen boppelten Be- 
weis führen, zuerit den Beweis des erhobenen Gerüftes und dann 
auch noch den Beweis der Schuld des Angeklagten, wie diefes auch 
bei anderen Anklagen gejchehen mußte, wenn die hanbhafte That 
ftreitig oder ungewiß war 11). Wenn nun aber der Beweis bes 
erhobenen Gerüftes nicht geführt werben fonnte, jo wurbe fodann 
bie That als eine übernächtige behandelt und daher der Ange: 
Magte, wie bei anderen übernächtigen Verbrechen, zum Reinigungs- 
eid mit oder ohne Eidhelfer zugelaflen 12). 

Eben jo wichtig wie bei ber Nothzucht war die Erhebung 
des Gerüfftes auch bei der Notbwehr Denn auch die Noth- 
wehr mußte, urjprünglich gewiß allentbalben, auf der Stelle, auf 
noch friiher handhafter That, geltend gemacht werben. Nach dem 
alten ripuariihen Volksrechte jollte der gerechtfertigte Tobjchläger 
den Erichlagenen je nach den Umftänden 40 ober 14 Tage lang 





— „und daz biefelbe vrau oder iuncvrau inner 14 tagen mil czain 
„erfam mannen daz peweren mad, daz fi gefhrieren bat, jo jol 
„fh einer unſchuldigen mit dem veurigen eljen.” vrgl. noch Magbeb. 
Schöffenweistyum aus 13. sec. $. 11 bei T. u. St. p. 272, 

10) Stadtrecht bei Göſchen, p. 42. — „tumt he en wech, jo mot be fic 
„lelve ſevede untjeülghen. Ne kündeghet men de not nit 
„alfe bir vore befereven is, fo untfculdiget he fih mit ſines enes 
„bant, of he vultomen is an fineme rechte.“ 

11) In dieſer Weife ift offenbar zu beichränten, was über diejen doppelten 
Beweis von Otto Göoſchen, das Sächfiſche Landrecht, Weberficht, 
p. 38. und von Oſenbrüggen, Hausfrieden, p. 73 u. 7% gejagt 
worden if. Daher erklärt es fih aud, warum in den Quellen jo 
jelten von biefem doppelten Beweife bie Rede if. Denn in der Regel 
war wohl die handhafte That gar nicht flreitig. 

12) Stabtredht von Wien von 1278 bei Lambacher, II, 152. Stadtr. von 
Heimburg, c. 7 bei Senckenberg, p. 275. Magdeburg. und Halliſche 
Schöffenbriefe aus 18. sec. 8. 11, von 1236 $. 10 und von 1804, 
6. 18. und Stadtrecht von Leobſchütz von 1270 $. 19 bei T. u. St. 
p- 272, 296, 875 u. 452. 
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öffentlich ausftellen und bewachen, um zu warten ob ihn ein 
Freund ober Verwandter des Erfchlagenen deshalb anflagen werde 12). 
Und in ähnlicher Weife wurde in Hannover noch im 15. Jahr⸗ 
hundert verfahren. Als im Sabre 1480 dafelbft ein Bürger bet 
einem Streite im Weinteller einen anderen Yürger erichlagen hatte, 
betheuerte derjelbe öffentlich unmittelbar nach der That, daß er fie 
in gerechter Nothwehr verübt habe, fette fich neben den Erichlage- 
nen, nahm ihm fein Mefler ab und erflärte den Leichnam nicht 
eher verlaflen zu wollen, bis die Verwandten des Erjchlagenen ſich 
erklärt haben, ob fie ihn gerichtlich verfolgen oder fich mit ihm 
verföhnen wollten. Auch mußte ſich der Sohn des Thäters vor 
die Kellerthür ftelen, um dem herbeiftrömenden Volle zu erklären, 
daß die That in gerechter Nothwehr verübt worden fei **). In 
Augsburg follte der .gerechtfertigte Todſchläger - unmittelbar nad) 
der That mit dem noch blutigen Schwert in ber Hand zu dem 
Richter eilen und einen Nechtstag begehrten, an welchem er bie 
Nothwehr, wenn bei der That niemand zugegen war, mit feinem allet- 
nigen Eid, und, wenn Leute zugegen waren, ſelbſt britt beweifen 
mußte, „mit ben bie bie notwer gejähen hant“ 1%). Auch nad) 
magdeburgiſchem Recht mußte dem Richter auf ber Stelle die 
Anzeige gemacht und ihm das Schwert übergeben werben 1%. In 
Bamberg follte die Nothwehr felbft dritt bewiefen und, wenn ber 
Thäter jelbft verwundet worben war, auch die erhaltene Wunde bei 
Gericht gezeigt werden 17). Auch in Memmingen !) und in 
Treifing reichten zum Beweife der Nothwehr zwei Eibhelfer hin, 
unter denen ſich jogar Frauen befinden durften 10). In Wien 
und in Heimburg mußte die Nothwehr mit 20’ von dem Richter 
benannten erbaren Leuten bewiejen werben 2%). Ob der gerecht: 


„13) L. Ripuar. tit. 77. vrgl. noch Chlodev. Reg. capit c. 9, bei Pertz, 
IV, 4. und L. Sal.tit. 78 ed. Merkel. Wilda, Strafrecht, p. 159. 

14) Urf. von 1480 in Zeitſchrift des Hiftor. Vereins für Nieberfachjen. 
Jahrgang 1858, p. 270. . 

15) Stadtrecht bei Freyberg p. 51 u. 69. unb bei Wald, 6. 102 u. 167. 

16) Schöffenbuh von Brünn, Nr. 869 bei Rößler, p. 168. 

17) Stabtredt, $. 168. 

18) Stadtredt, c. 6. 

19) Ruprecht von Freifing, II, 7. 

20) Stadtrecht von Wien von 1221, $. 8. — cum denominatis i. cum 
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fertigte Todfchläger eine Auswahl aus den zwanzig Genannten 
treffen durfte, ift einigermaßen zweifelhaft, indem faft alle Stellen, 
welche von einer ſolchen Auswahl reden ?2*), nicht von der Nothwehr 
fprehen. Da jedoch in einer anderen Stelle des Stabtrechtes von 
Heimburg und von Wien, welche gleichfalls von der Nothwehr han⸗ 
belt, von einer ſolchen Auswahl die Rede ift22), fo tft e8 doch wahr⸗ 
Iheinlih, daß auch im Falle der Nothwehr jene Auswahl ftatt ge- 
habt hat, womit auch das Defterreichiiche Landrecht übereinjtimmt, 
indem es dieje Auswahl eine Landesgewohnheit nennt 2). 
Wie bei der Nothwehr, fo follten nach einem alten weit ver- 
breiteten Herkommen 24) auch dann verfahren werben, wenn ein 
Dieb oder Räuber ?6), ein Ehebrecher 2°) oder ein anderer ſchäd⸗ 
licher Mann, der fich nicht verhaften laſſen wollte, in gerechifertig- 
ter Weife erjchlagen worden war 27), Der gerechtfertigte Tod⸗ 
Schläger jollte nämlich auch in diefem Kalle das Gerüfte erheben 3°), 


XX personis honestis quas judex accusato denominabit. Stadtr. 
von Heimburg, c. 38 bei Senckenberg, p. 270. „Aber notwer vmb 
„den wunten fol bewärt werden mit ben genanten. daz iſt mit den 
„jwaintigen erbern mann bie im ber richter dem gejcdhuldigten er: 
„nenn.“ 

21) Wiener Stadtredht von 1221 $. 18 und von 1278 bei Lambader, II, 
148. und Stadtrecht von Heimburg, c. 6 bei Senckenberg, p. 278. 

22) Heimburger Stadtredt, c. 5 bei Senckenberg, p. 272. — „da; et 
„daz getan hab fich ſelb ze friften vnd beibermen bes bereb fid mit 
„vier andern aus ben zwaintzken bie von bem richten genant werben.“ 
Und mit diefer Stelle ſtimmt das Wiener Stadtreht von 1221 $. 15 


überein. 

23) Defterreich. Landrecht aus 18. sec. $. 5 bei Senckenberg, vision. 
p. 217. 

24) decret. Tassilonis, II, c. 4. — sed tamen es genera trium ho- 


mieidiorum debito signo vicinis euis, et his qui adsistunt, insig- 
net. Wilda, p. 159 u. 160. 

25) Sächſ. Er. I, 64. Magdeb. Schöffenbrief von 1261, $. 70 bei X. u. 
St. p. 362. 

26) Ruprecht von Freifing, II, 15. Stabiredt von Memmingen, co. 8. 
a. E. 

27) Rupredt von Freifing, II, 18, 21, 22 n. 24. Soefler Schrae, $. 22 
bei Seiberg und bei Emminghaus. 

28) Ruprecht von Freiſing, II, 15. Soeſter Schrae, |. 22. a. €. 
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mit den blutigen Waffen zu dem Richter eilen und ihm die gerecht: 
fertigte That anzeigen 29%), den Erſchlagenen jelbft vor Gericht brin- 
gen 3%) und ihn daſelbſt überfiebnen oder felbft dritt oder auch mit 
zwei Zeugen überweifen. Denn der Erichlagene, der durch feine 
Handlungsweile den Todfchläger zur Nothwehr genöthiget oder doch 
die gerechtfertigte That veranlaßt hatte, war in biefem alle jelbjt 
ber Angeklagte, der alfo von dem Todfchläger Überfiebnet, oder felbft 
britt oder auch mit zwei Zeugen überwiejen werden mußte ?!), für 
welchen aber auch feine Freunde und Verwandten eintreten, den 
Gegenbeweis führen 2?) und fogar ven gerichtlichen -Zweilampf zu 
feiner Vertheidigung eingehen durften ??). Diejes war, wie e8 mir 
ideint, die alte Form der Vertheidigung eines gerechtfertigten Tod— 
ſchlags. In ber Meberführung des Getödeten lag zu gleicher Zeit 
bie Mechtfertigung der eigenen gewaltiamen That. Epäterhin, zus 
mal feit dem Emporkommen bes Verfahrens von Amtswegen, hat 
fich jedoch diefe alte Yorm ber Vertheidigung verloren. Schon der 
Schwabenjpiegel kennt nicht mehr jene Form. Man jchritt viel: 
mehr gegen ben Zobfchläger ein und diefer hatte ſodann zu jeiner 
Vertheidigung die gerechtfertigte That zu beweifen. 


Berfahren bei übernädtiger That. 
8. 564. 


Wenn der Ankläger den Beichuldigten nicht auf friiher hand: 
bafter That verhaftet und vor Gericht gebracht, vielmehr erjt am 
Tage nach dem Verbrechen oder noch Ipäter die Anklage erhoben 
hatte, fo war bie That übernächtig (ubirnedtic!), overnad) 
tig 2), over twere?), vernachtet*), vornachtet®), tagmwenbig)*). Und 


29) Rupredht, II, 15. 

80) Ruprecht, II, 18. 

81) Sächſ. Ir. I, 64. Schöffendbrief von 1261 8. 70 cit. — „Sus fal 
„man ouch vorwinden einen Toben —. Mad aber ber den Toten mit 
„ſieven Mannen vorziugen” —. 

82) Ruprecht von Freiſing, II, 22. 

38) Sädj. £r. 1, 64. Schöffenbrief von 1261 $. 70. 

1) Stadtrecht von Erfurt von 1806 $. 80 bei Wald, I, 112. 
2) Richtſteig Landr. c. 80 8. 1. 
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es trat fodann, wenn fein Weberführungsftüd vorhanden uub auf 
bas Gerüfte nicht erhoben worden war, ein anderes Verfahren, als 
bei der bandhaften That ein. Der Beichuldigte mußte nämlich in 
biefem Falle vorgeladen werden. Und je nachdem er auf bie Bor- 
labung freiwillig ober gezwungen ober gar nicht erfchienen war, 
trat ſodann ein von dem Verfahren bei handhafter That ganz 
verjchiebenes Verfahren ein. 


Wenn der Beichuldigte nicht verhaftet und nit vor Geriät 
gebracht worden, auch nicht freiwillig erfchienen war, mußte er na 
türlicher Weife vorgeladen werben. Und biefes mußte bei ber über: 
nächtigen That immer gefchehen, 3.38. beim Mord und Tobfchlag”), 
bei VBerwunbungen ®), beim Raub und Diebftahl 9), bei ber Noth⸗ 
zucht 19) und bei allen anderen Verbrechen. 


Menn nun auf die verſchiedenen Vorladungen, beren insge⸗ 
mein drei, öfters auch vier nothwendig waren, ber Angeklagte 
nicht erfchienen war, fo wurbe er in manchen Städten als 
ſchuldig betrachtet und verurtheilt, 3.8. in Augsburg beim Morb}), 
in München bei Nothzudt!?), und in Murten bei jebem Ber: 


3) Bremiſch. Statut bei Delriche, p. 88. 

4) Magdeburg. Schöffenbriefe von 1295 5. 11 und von 1804, $. 12 0.13 
bei T. u. St. p. 480 u. 482. 

5) Magdeburg. Schöffenbriefe von 1261, 5.18 u. 58 und von 1804 $. 12 
bei X. u. St. p. 853 u. 452. Richtſteig Landr. c. 88 8. 1. 

6) Hegeformel von Wipenhaufen bei Kopp, Heſſ. ®r. IL, 288. 

7) Stadtrecht von Erfurt, F. 80. 

8) Magdeburg. Schöffenbrief von 1304 8. 81. 

9) Stabtreht von Yreiberg, c. 21. bei Schott, Il, 218. von Augeburg 
bei Wal $. 118, 114 u. 120. und bei Freyberg, p. 57 u. 891. 
Vriebgerihtsbud von Regensburg bei Freyberg, V, 78. 

10) Stabtreht von Augsburg bei Freyberg, p. 54 u. 55. und bei Wald 
$. 112. Stadtrecht von München, $. 188. 

11) Stadtrecht bei Walch $. 109. und bei Freuberg, p. 52. — „dem fol 
„man briflunt furgebieten als reht if. Vnde kumt er banne niht für. 
„Io ift er bes mordes ſchuldic.“ 


12) Stadtredt, 8. 188. — „waer auch, ob man in für bas redht forbert, 
„und er hin für nicht chömen wolt, fo fol er ber notnuft ſchuldich 
„fein.“ 
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brechen (forefactum) 12). Meiftentbeild wurbe er aber in die Ver: 
feftung 4), oder in die Acht gethan 15) ober verzalt!N), um 
ihn dadurch zu nöthigen vor Gericht zu erfcheinen. Denn die 
Acht, Verfeftung oder Verzalung ift von je ber als ein Mittel den 
Vorgeladenen zum Ericheinen vor Gericht zu zwingen betrachtet 
worden 17). Die Verfeitung war bei dem Strafverfahren daſſelbe 
was bei dem Civilverfahren die Dverhöre wur ($. 546). Sie war 
demnach gleichfalls eine Bannung in die Wohnung oder an einen 
anderen beftimmten Ort, alfo eine Art von Hausarreit. Gie 
war baber von der eigentlichen Acht durchaus verfchieben 1%). Im 
füblichen Deutichland babe ich jedoch den Ausdruck Verfeſten in 
biefer Bedeutung nirgends gefunden. Es fcheint auch dafür, wie 
im Schwabenfpicgel 9), das Wort Verachten und Acht gebraucht 
worden zu fein. Zwar findet man auch im fühlichen Deutjchland 
das Wort feften ober veften?Y). Es pflegte inbeflen mehr in 
ber Bedeutung von Feſtnehmen oder Verhaften gebraucht zu wer: 
den. Der Sache nah) war jedoch auch im ſüdlichen Deutjchland 
das Bannen in feine Wohnung bekannt. Dahin zielt unter An⸗ 
berem das Sperren der Wohnung eines vor Gericht nicht 
erfchtenenen Verbrechers mittelft eines bloßen Fadens in Mur: 
ten u. a. m. 2), - 


18) Stabtrobel $. 20 bei Gaupp, II, 155. — et si tunc non comparue- 
rit habetur pro convicto. 

14) Magdeburg. Schöffenbriefe von 1261 8. 18 und von 1804 $. 12 bei 
x. u. St. p. 858 u. 452. 

15) Stabtreht von Augsburg bei Freyberg, p. 50, 55, 57, 60 u. 74. und 
bei Wald, $. 101, 112, 114, 120, 186 u. 187. 

16) Stadtrecht von Freiberg, c. 21 bei Schott, III, 214. Haltaus, p. 1916. 

17) Meine Geſchichte des altgerman. Gerichtsverfahrens, p. 55. 

18) vrgl. Ofenbrüggen, Hausfrieden, p. 26-28. 

19) Schwäb. Lr. W. c. 83. 

20) Rupredt von Freifing, p. 272. Not. Landfriede von 1281, $. 2u. 8. 
bei Pertz, IV, 427. 

21) Stadtrodel von Murten, $. 20. — protenditur ei flum ante ho- 
stium domus suae. si intus faerit qui forefactum feecit, non exi- 
bit. si extra, non intrabit. vrgl. noch Freiheitsbrief von Murten 
von 1377 $. 24 bei Gaupp, II, 155 u. 166. Ueber ben Gebraud 
von Faden zum Feſthalten der Gefangenen vrgl. Jakob Grimm, R. A. 
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$. 565. 


Wenn ber Angeklagte auf die verjchiedenen Borlabungen 
zwar nicht erjchienen, ſpäterhin aber verhaftet und gebunden vor 
Gericht gebradyt worden war, fo wurde auch in biefem alle, wie 
bei einer handhaften That gegen ihn verfahren. Der Ankläger 
durfte felbjt dritt oder felbjtjiebend den Angeklagten überweilen. In 
Augsburg reichten beim Mord drei Zeugen die es gejeben hatten 
bin, um ihn des Mordes zu überführen !), beim Raub mußte aber 
ber Thäter jelbitjiebend von dem Ankläger überwiefen werben 2). 
Zum Reinigungseid wurbe aber der Angeklagte weber in bem 
einen noch in dem anderen Falle zugelaffen. Eben dieſes war bei 
einer behaupteten Nothwehr der Tall. Wenn ber Thäter ftatt mit 
dem blutigen Schwert zum Richter zu eilen geflohen und auf ber 
Flucht verhaftet und gebunden vor Gericht gebracht worden war. 
Zwar hatte der Thäter has Recht mit feinen zwei Fingern zu be 
ihwören, daß er auf dem Wege zum Richter gewejen ſei. Der 
Anfläger war jedoch berechtiget jelbft fiebend zu beweilen, daß dem 
nicht fo fei und daß berielbe des Todſchlags fchuldig ſei?). Auch 
in Regensburg follte der gefangen vor Gericht gebrachte Dieb von 
dem Ankläger mit fieben Zcugen überwunden unb ber Angellagte 
erft dann zum Neinigungseid mit Eidhelfern - zugelafien werden, 
wenn der Anfläger die Sieben nicht hatte. („dba man nicht fiben 
„hat, die in vber windent”) 4). In den erwähnten Fällen hatte 
noch feine Aechtung ober Berfeftung jtatt gehabt. Um jo mehr 
war demnach der Neinigungseid dann ausgefchlofien, wenn der 
Thäter geächtet oder verfeftet und in der Acht oder Verfeitung ver: 
haftet und gebunden vor Gericht gebracht worden war. Nach 
magbeburgifchenn und ſächſiſchem Rechte hatte der Antläger in bie 


p. 182, 188 u. 810. und Wilhelm Grimm, ber Rojengarie, p. VII 
u. LXXVIIL. 

1) Stadtrecht bei Freyberg, p. 52 u. 59. und bei Walch $. 109 u. 120. 

2) Stadireht von Augsburg bei Wal $. 114 inf. 

8) Augsburger Stadtrecht bei Freyberg, p. 5l. „Daz rebt ift alfo. day 
„er berede mit finen zwain vingern daz er vf ber verte wäre gen dem 
„vogte. man bezuige in banne felbe fibende baz des nibt enfi. vnde 
„daz er auch ſchuldie ji au dem tolflage.* Stadtrecht bei Wald, 5.102. 

4) Stadtrecht bei Freyberg. V, 88. 

















Reinigungseid. 687 


jem Falle zuerft die Verfeftung mit dem Nichter und den Ding- 
pflichtigen und auch die That felbft noch, wie bei der handhaften 
That, jelbitfiebend zu bezeugen 5). Anderwärts brauchte bloß bie 
Berfeitung nachgewiefen zu werden. Denn ber in der Verfeſtung 
Ergriffene ward ſodann als überwiefen betrachtet und alsbald ge- 
richtet). So war es insbefondere auch in Freiberg und in Auge: 
burg. In Freiberg durfte der Anfläger den verzalten Mann, wo 
er ihn anfichtig wurde, verhaften und ohne Geſchrei vor Gericht 
bringen. Bei Gericht brauchte aber nur ber gegen ihn erlaflene 
Verzalungsbrief (der Burgerbrief) vorgelefen zu werben, worauf 
ſodann das Erkenntniß vollzogen ward 7). Eben fo bedurfte es in 
Augsburg, wenn ber Geächtete verhaftet worden war, nur ber 
Vorlage des Achibriefes. Ind wenn fich Tein Achtbrief vorfand, 
fo follte die Acht ſelbſtſiebend mit denen, die es gejehen und ge: 
hört hatten, nachgewiefen werden ®). 


Reinigungseid. 
§. 566. 


Wenn nun aber ber Angeklagte auf die gejchehene Borladung 
freiwillig, alſo nicht gefangen und gebunden, vor Gericht 
erfchienen und, wie dieſes meiftentheil8 der Fall war, die That ge: 
leugnet hatte, jo wurde er fodann zum Reinigungseid mit oder 
ohne Eibheifer zugelaffen. Der Angeklagte war in dieſem alle, 
wie fat alle Stadtrechte jagen, dem NReinigungseid näher, als ber 
Ankläger dem Anflageeid, 3. B. in Sachſen und insbejondere in 
Magdeburg '), in Halle?), in Goslar ?), in Hamburg *), in 


5) Magbeb. Schäffenbrief von 1804 $. 102. bei T. u. ©t. p. 469. vrgl. 
Sächſ. Lr. I, 66 $. 2, 68 8. 5, III, 88 8. 2 u. 8. 

6) Stadtreht von Goslar bei Göſchen, p. 59. Schlefiihes Landrecht, III, 
c. 9 8. 9 u. 10 bei Böhme, p. 102. 

7) Stabtredt, c. 31 u 22 bei Schott, III, 214—216. — „jo barf man 
„nit me tun wen ba; man ben brief lefen ſal.“ 

8) Stadtrecht bei Freyberg, p. 74—75. und bei Walch 8.187. vrgl. noch 
Albrecht, Gewere, p. 52. 

1) Schöffenbriefe von 1261 $. 18 u: 27 und von 1804 $. 10, 12, 13 u. 
55. Sächſ. Weichbilb, art. 88. 
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Lübeck $), in Minden ®), in Ulen ?), in Augsburg ®), in Män- 
Ken), in Freiburg '%), in Straßburg !!), in Dortmund 12), in 
Hagenau !2), in Wiener Neuftabt ), in Regensburg :5), in Am: 
berg !%), in Eger 7) u. a. m. Und baflelbe galt au dann, wenn 
der Angeklagte verfeftet oder geächtet worden war. Denn wenn 
ein Berfefteter oder Geächteter freiwillig vor Gericht erfchienen war, 
jo hatte auch er die Rechte eines noch nicht verurtheilten Mannes, 
alfo auch das Recht fih mit oder ohne Eidhelfer zu reinigen, z. B. 
in Freiburg 1%), in Magdeburg !%), in Bremen 2%), in Goslar u. 
a. m. 2!). Da diefer Reinigungseid den Beweis der Unfchuld zum 
Zwed hatte, jo nannte man ihn öfters auch den Unfchuldseid 
oder auch die Unschuld felbft 22). 

Der Grund warum in diefem alle der Angellagte dem Rei- 
nigungseld oder Unfchuldseid näher war als der Anfläger zum 
Beweiſe der Anklage, wird insgemein, felbft von Plant), nicht 


2) Echöfjenbrief von 1285 S. 12 u. 15 bei T. u. St. p. 296. 

3) Stadtrecht bei Göſchen, p. 81 u. 82. 

4) Stadtrecht von 1270, VI, 12 bei La,penberg, p. 31. 

6) Sad, 1, $. 54, IT, $. 91, II, 5 172. 

6) Stadtrecht von 1246 in Orig. Guelf. IV, 202. 

7) Stabtredpt bei Pufendorf, I, 241. 

8) Stadtrecht bei Freyberg, p. 52, 58, 55, 57 u. 59. und bei Wald, 
$. 109, 112, 114 u. 120. 

9) Stadtrecht, $. 188. 

10) Stadtrecht von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 84 u. 186. 

11) Stadtredt, c. 65 bei Grandidier, II, 70. 

12) Stadtrecht, $. 9 bei Wiganb. 

18) Stadtrecht von 1164 $. 18. 

14) Stadtrecht, c. 4. 

15) Stadtrecht bei Freyberg, V, 78 u. 88. 

16) Gerichtebrief aus 14. sec. bei Schenkel, II, 54 u. 66. 

17) Stadtrecht von 1279, 6. 6, 11 u. 18. 

18) Stadtrecht von 1275 u. 1293 bei Schreiber, I, 83 u. 136. 

19) Schöffenbrief von 1804 $. 10. 

20) Statut ron 1808 bei Oelrichs, p. 38. 

21) Goslar. Stadtrecht bei Göſchen, p. 62. vrgl. nod Albrecht, de prob. 
I, $. 28. 

22) Soeſter Schrae, art. 21. Magdeburg. Schöfienbriefe von 1261 $. 39 
u. 40 und von 1804 $. 66. Göſchen, ſächſ. Landrecht, p. 38. 

28) in der Zeitfchrift für Deutſch. R. X, 293 ff. 
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richtig verftanden. Der Grund biefer Bevorzugung des Reinigunge- 
eides liegt nämlich in der bei einer übernächtigen That in der Ne: 
gel mangelnden DOffentundigkeit der That. Wenn nämlich fein 
Serüfte erhoben und der Angeklagte nicht in handhafter That ver: 
folgt oder das erhobene Gerüfte von niemand gchört worden war, 
jo waren Feine Schreileute, in der Megel aljo auch Feine Zeugen 
vorhanden und, wenn auch feine Meberführungsftüde vorhanden 
waren, fo fehlte es an jedem Anbaltspunfte zur Zuläffigfeit des 
Anklageeides. Es Stand in einem ſolchen Kalle vielmehr der weder 
durch das Gerüfte oder durch irgend ein Wahrzeichen unterjtüßte 
Eid des Anklägers (mit oder ohne Eidhelfer) dem Eid des Ange« 
klagten (mit oder ohne Eidhelfer) gegenüber. Und in einem folchen 
Talle mußte natürlicher Weile der Eid des Angeflagten, wenn er 
ein bis dahin unbeicholtener Mann, ein Biedermann (biberve 
Man 2), unverſprochen Man 25), unberopen Man) 2%), oder ein 
angefeflener Mann war 27), den Vorzug vor dem Eide des An- 
Hägers haben. Waren dagegen Zeugen, welche die That gejehen 
hatten, ober andere Beweiſe vorhanden, jo hatte ſodann auch bet 
ber üibernächtigen That der Beweis des Anklägers wieder den Bor: 
zug vor dem Reinigungseib des Angeklagten. Denn jene Regel, 
daß ber Angellagte dem Reinigungseid näher fei als der Anlläger 
dem Anklageeid, bezog fich einzig und allein auf den Eid, wenn 
ber Eid des Angeflagten dem durch nichts weiter unterftüßten 
Eid des Anklägers gegenüberftand. Sämmtliche mir befannte 
Stadtrechte ftimmen hierüber überein. Sie feen fammt und fon- 
vers bei jener Negel voraus, daß die That von niemand gefehen 
oder daß das Serüfte (der Waffenheiz) von niemand gehört worden 
und fein anderer Beweis vorhanden fei. In den magdeburgilchen 
Schöffendriefen wird ausbrüdlih als Grund jener Bevorzugung 
des Reinigungseides angegeben, weil niemand die That ge- 


% 


24) Magdeburg. Schöfjenbriefe von 1261 8. 27 und von 1804 $. 10 
u. 5b. 


25) Stadtreht von Augsburg bei Freyberg, p. 52 u. 58. 
26) Stabtreht von Hamkurg von 1270, VI, 12 bei Lappenberg, p. 81. 


27) Stadtrecht von Augsburg bei Wald 6. 118. 
v. Maurer, Stäbteverfaffung. IIL 44 





6% Reinigungseib. 


jchen habe?%). Eben jo wirb in Augsburg bei der Nothzucht 2®), 
und in Regensburg beim Diebftahl vorausgefeßt, daß die That 
von niemand gejehen?®), bei der Nothzucht aber der Waffen: 
heiz von niemand gehört worben 31) und fein anderer Beweis vor: 
banben je. Daher war nach magdeburgiihem Hecht der Reini: 
gungseid auch bei ciner übernächtigen That ausgelchloffen, wenn 
anderer Beweis vorhanden war 32). Aber auch anderwärts wurde 
der Neinigungseid allzeit erft dann zugelafien, wenn der Ankläger 
den Beweis der Anklage nicht führen Tonnte, 3.2. in Freiburg bei 
Ihweren Verwunbungen 32), in Soeft bei Bermundungen und Xot- 
ſchlägen 3%), in Medebach bei jchweren Verwundungen ?5), in 


28) Schöffentriefe von 1261 $. 27 und von 1804 $. 10 bei T. u. ©ı. 
p. 451. „Geshiet ein Not oder ein echt Strit Nachtes oder Tages, 
„wolde man einen bidberben Man bar zu befecgen, ber iz nar im zu 
„entgenbe felbe fibende, dan’ iz jener uffe en gezugen muge, wenne en 
„an ber Stat niemanen ſach.“ 

29) Stadtrecht bei Freyberg, p- 55. „Iſt aber daz die notnumpht nie 
„man gehoret noch gejähen bat. fumt diu frowe ce clage. fo fol 
„man ben manne, den fi ber notnumphte zihet dri ftunt fürgebieten 
„als reht ift. Fumt er banne für fo ift rebt day er berebe mit fin eines 
„Hant daz er vnſchuldic fi." Stadtr. bei Wald) 8. 112. 

30) Stadtrecht von Regensburg bei Freyberg, V, 88. 

81) Stadtrecht non Negensburg bei Freyberg, V, 67. — „vnd wil die 
(d. 5. die klagende Frau) pringen ſelb fibent, die ben waffenheiz gebort 
„haben, fo gehort hain laugen darüber (db h. ber Reinigungseid wird 
nicht zugelaffen), man richt es hin zu dem leib. Man aber fie der 
‚liben nicht gehaben, bie den Waffenheiz gebort haben, fo 
„ſol er das pringen mit fiben“ —, d. b. dann fol ber Angeklagte jelkii 
jiebend fi von der Anklage losſchwören.“ 

82) Schöffenbrief von 1304 $. 17 bei T. u. St. p. 458. „Allerhande Un: 
„gerichte unde lage, dar Bewiſunge an ifl, dar en mac niemant vor 
„geiweren; en ift dar abir niechein Bewiſunge an, fo mac iz br Man 
„baz unſchuldie werden mit Rechte“ —. 

88) Stadtreht won 1275 u. 1298 bei Echreiber, I, 84 u. 136. „Sit aber 
„daz er kumt und lougent, und mit bem eibe fin onfchulbe bieten wit, 
„der kleger muoz ime abenemen bü bant, ober er wirt ſchuldig da, ez 
„li denne alfoffenlih getan, daz er ez wol begügen muge.“ 

34) Stadtrecht von 1120, $. 18 u 19. Si quis vero de homicidio — 
convinci nequiverit. tactis reliquiis. duodeeima manu se expur- 
gabit. Schrae, art. 16 u. 18. 

85) Stadtrecht von 1165 $. 6. 
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Lüneburg bei Beſchuldigungen jeder Art 2e), in München beim Tod⸗ 
ſchlag und bei der Heimſuchung 37), in Ens bei der Nothzucht 2°), 
in Leobichüß bei Verwundungen 3%), in Brag beim Mord 4). Wenn 
daher der Anfläger feine Anklage mit Zeugen beweiſen konnte, jo 
„ wurde ber Angeflagte entweder gar nicht zum Reinigungseid zu⸗ 
gelaffen, oder der Zeugenbeweis hatte wenigſtens den Vorzug vor 
dem Reinigungseid, z. B. in Dinkelsbühl und Nördlingen *'). 
Der Anfläger hatte demnach auch bei einer Übernächtigen 
That die Wahl, ob er den Angeklagten zum Reinigungseid zulaf- 
jen oder felbft den Beweis der Anklage, etwa mit Zeugen, welche 
die That geſehen, führen wollte, 3.8. in Eoeft 22), in Augsburg #3), 
in Regensburg u. a. m. In Regensburg durfte nämlich der An 
geflagte wohl bei geringeren Diebjtählen unter !/; Pfund Heller 


86) Stadtrecht, a. c. 59 bei Dreyer und bei Kraut. 

37) Stadtredt, $. 249. „Emwen man überzeugen mag mit jiben zeugen, 
„bie ez warz wizzent, daz er fjchulbich iſt, des berebung und feiner 
„belffer entihuldigung fol man nicht nemen nach dem landifribbrief“ 
— vrgl. noch $. 18 u. 247. 

88) Stabtredht von 1212, $. 12. Si autem illa festimonio septem cre- 
dibilium virorum illum convicerit, nulla sibi concedetur expur- 
gatio. 

89) Stadtredt von 1270 $. 11 u. 16 bei T. u. St. p. 874. Si autem 
fuerit aliquis ibi vulneratus, licet actor non possit probare, reus 
se tamen expurgabit jyre vulnerum supradicto. 

40) Stadtredht, $. 84 bei Rößler, p. 26. 

41) Statut von Dinkelsbühl aus 18, sec. $. 6 bei Haupt, Zeitſchrift, VII, 
95. „ande fol ſich entjlahen, mit finen zwein vingern uf ber wunben 
„ſwern, unde jol uf der bare niht rihten, ez ji danne ba; man in 
„Üüberziugen müge mit erbaeren Tüten zwein oder mer, da mite man 
„mit reht julle erziugen. Diefelben ſullen fwern mit eidez baz fie ez 
„baben gefehen unde gehört haben daz er tete.“ Faſt biejelbe Worte 

. im Stadtredt von Nördlingen von 1818 $. 4 bei Senckenberg, vis. 
p. 856. 

42) Stadtredt von 1120 $ 55. Quicumque autem hominum se per 
iuramentum expurgare tenebitur. in arbitrio stabit acioris utrum 
iuramentum accipere velit an non. Schrae, art. 21. 

48) Stadtrecht bei Freyberg, p. 54. „des laugen fol man nemen mit fi 
„eines Hant. ob ber clager wil. ober der clager fol in vberziugen mit 
‚„mannen oder mit wiben jwederd er danne baz gehaben mag, bie vnve⸗ 

44 * 
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den Neinigungseid ohne Eibhelfer jchwören. Bei größeren Dieb: 
ftählen dagegen follte zuerft der Ankläger den Werth des geftohlnen 
Gutes beſchwoͤren, dann aber hing es von dem Ankläger ab, ober 
den Angellagten zum Reinigungseid felbjt fiebend zulaffen, ober 


ihn felbft ftebend überweien wollte. Im legten Falle war jedoch 


ber Angeflagte berechtiget zu begehren, daß die Umberftchenben auf: 
gefordert werden zu jeinen Gunften die Hände zu erheben. Und 
wenn fodann mehr als bie ſechs die mit dem Anfläger gefchworen 
bie Hände erhoben, jo war er von der Anklage frei ). 


Boreid oder juramentum calumniae. 


$. 567. 


Wer eines Verbrechens angeklagt worden war, der war bei 
einer übernächtigen That zur Leiftung bes Neinigungseides nicht 
bloß berechtiget, jondern fogar verpflichtet. Der Angeflagte 
mußte namlich die ihm zur Laſt gelegte That entweder geftehen 
oder leugnen („jehen oder laugen“)!), und im legten Falle, wenn 
e8 der Ankläger begehrte, den Neinigungseid fchwören. Er fonnte 
bazu felbft dann genöthiget werden, wenn der Anfläger ohne allen 
Beweis war. Nur zum Reinigungseid auf die Todenbahr (zu dem 
Bahrrecht oder Todengericht) jollte ein des Todſchlags Veſchuldigter 
in Sreifing feit dem 14. Jahrhundert nicht mehr genöthiget wer⸗ 
ben 2). Auch durfte in Wien ?) und in Heimburg ber Reinigungs: 
eib in dem alle abgelehnt werden, wenn der Angeklagte mit Zeu⸗ 
gen nachweilen konnte, daß er fih zur Zeit ber That an einem 
anderen Ort befunden habet). Daß ein ſolches .ganz uneinge- 


„ſprochen fint, die daz geſchrai gehoret haben.“ Stadtr. bei Wald, 
$. 112. 

44) Stadtrecht bei Freyberg, V, 47. — „und ber gerecht wil werden, ber 
pit im urtail laſſen werben ob mer hentt mit im aufbiellten, bane by 
ſechs“. — 

1) Stabtredt von Bamberg, $. 206. 

2) Nupredt Son Freiſing, II, 110 u. 112. vrgl. oben $. 560. 

8) Stadtrecht von 1221 $. 18 und von 1278 bei Zambacher, II, 150. 
4) Stadtrecht von Heimburg, c. 6 bei Senckenberg, p. 278. 


u — — 
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Ichränktes Necht der Privatanklage mißbraucht werben fonnte, auch 
wohl öfters wirklich mißbraucht worden ift, bebarf wohl feines 
weiteren Beweiſes. Und der Mißbrauch biejes echtes fcheint frühe 
Schon zur Abhilfe geführt zu haben. Um nämlich die Angellagten 
gegen leichtſinnige Anklagen fiher zu ftellen wurde beitimmt, daß 
derjenige, ber einen Unjchuldigen anflage, geftraft werben folle, 
3. B. in Köln®). Da jedoch nur derjenige, der den Beweis feiner 
Anklage übernommen und begonnen hatte, dabei aber fachfällig war, 
geftraft werden follte ®), jo war durch bie angebrohte Strafe allein 
ber Angellagte noch nicht hinreichend gefichert. Denn wenn der 
Ankläger den Beweis feiner Anklage nicht felbft übernommen, den 
Angeflagten vielmehr zum NReinigungseid zugelaffen und biefer ihn 
gefchworen hatte, jo wurbe ſodann der Ankläger nicht geitraft, wie: 
wohl er auch in biefem Falle unterlegen, aljo ſachfällig war”). 
Der Ankläger hatte nämlich, wie wir geſehen, audy bei einer über: 
nächtigen That die Wahl, ob er felbit den Beweis führen oder den 
Angeflagten zum Reinigungseid zulaffen wollte Und wenn er 
feines Beweifes nicht ganz fiher war, fo lag es, um beim Unter: 
liegen der Strafe zu entgehen, in feinem eigenen Intereſſe, den Geg- 
ner zum Reinigungseid zuzulaflen und ihn ſogar dazu zu nöthigen. 

Um nun den Angeflagten gegen einen ſolchen Mißbrauch zu 
hüten führte man frühe ſchon den Voreid des Anflägers ein. 
An Deutſchland wird zwar erjt feit dem 13. Jahrhundert dieſes 
Boreides Erwähnung gethan. Da er jeboch nad) dem angel- 
ſächſiſchen Rechte ſchon gebräuchlich und bereits ſehr häufig ®), und 
auch in Deutjchland im 13. Jahrhundert offenbar nichts Neues 
mehr war, indem feiner in Köln bereits unter den Beichwerbepunc- 


5) Schiedsſpruch von 1258 Nr. 14 bei Lacomblet II, 245 u. 249. — et 
si innocentem nominaverit, graviter puniri debet. 

6) Sächſ. Er. I, 53 5. 1 und 69. Schwäb. Er. W. c. 64. Kaiſerrecht, 
I, 8. Stadtrecht von Wiener Neuftadt, c. 42. unb von Augsburg bei 
Freyberg, p 51 u. 59. ‚Vahet er in. aber vnde mag in niht vber: 
„ziugen felbft ſibende als reht ift. jo muz er an fine fat flan. gen bem 
„lager vnde gen dem rihter.“ Dann noch p. 128 u. 129. 

7) Stadtrecht von Wiener Neuftadt, c. 42. 

8) Reinhold Schmid, die Gefete der Angelfachien 2. ed. p. 578 u. 879. 
Marquarbien, über Haft und Bürgſchaft bei den Angelſachſen, p. 15. 
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ten des Erzbiichofs Konrad, wenn auch nicht dem Namen Doch der 
Sache nach, erwähnt wird 9), fo jcheint jener Voreid auch in Deutſch⸗ 
land auf altem VBollsrecht zu beruhen. Der Anlläger jollte näm: 
lich, ehe er ben Angellagten zum Reinigungseid mit oder ohne 
Eidheifer nöthigen konnte, zuvor, in ber Regel mit einem Eib- 
helfer (felbander) oder auch ſelbſt dritt, ausnahmsweife inbeflen auch 
ganz allein, ſchwören, daß er bie Anklage nicht aus Leiden⸗ 
ichaft oder Muthwille, aus Neid oder aus Feindſchaft geſtellt Habe, 
3. B. in Regensburg ?9%), in Nürnberg U), in Ens 12), in Wien 12), 
in Eger 1%), in Heimburg !5), in Brünn !e), in Köln u. a. m. 
Diefer Voreid wurde öfters auch juramentum calumniae 


9) Schiedsſpruch von 1258, Nr. 14 bei Lacomblet, II, 245. Quod qui- 
cumque — querimoniam detulerit, ipse commonitus a judicibus 
iurare debet, quod non nominabit aliguem inno- 
centem. — 

10) Friedgerichtsbuch bei Freyberg, V, 66. „Darczu fol jn der clager jelb 

„britte pringen mit jeinem vor aide, das er jn nicht an mut wil" — 

p- 67. „ber jwer auch felbander, das er nicht an mutwil” —. p. 71. 

„Darczu fol ja der lager felbander pringen mit feinem vor aid, 

„bag er jn nicht an mutwil“ —. vrgl. nod p. 68, 70 u. 72, unb 

Nathsordnung von 1331 u. 1390, eod. p. 63 u. 111. „und ber ans 

„lager fol beftäten mit jeinem aid, daz er es weber durch neyb nod 

„bad noch umb dheinerlay veintſchaft nicht tu.“ 

Stadireht aus 14 sec. bei Siebenfees, Beitr. zum T. St. V, 212. 

— „ba man für gerihten vnd ſweren muz felbe fibent. jo fol ber. ber 

„anfpridyet vor behaben mit feinem aide da; er mit im niht mut: 

„mille: und in dur käine rachſal noch vientichaft an ſpreche. vnd daz 

„er wene daz er zu der ſache reht habe.“ 

12) Stadtrecht von 1212 8. 19. — eundem cum juramento quod in vul- 
gari dieitur voreit ad hoc deducet quod sibi respondere tene- 
bitur. — 


13) Stadtrecht von 1221 8. 1517. und von 1278 bei Lambacher, II, 150. 
14) Stadtrecht von 1279, c. 7 bei Gaupp, I, 191. 
15) Stadtreht, c 6 u. 7 bei Senckenberg, p. 273 u. 276. 


16) Stadtrecht $. 3 u. 18 bei Rößler, p. 342 u. 347. „ber jhol e jelb- 
„ander jweren vor gericht, daz er weder burich neit, noch burch veint⸗ 
ſchaft tue“ —. 


11 


— 
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genannt 17). Die Folge des von dem Anfläger geleifteten Voreides 
war, wie biejes bie erwähnten Stadtrechte ale jagen, daß nun ber 
Angeklagte zum Neinigungseid genöthiget war. Wenn er baher 
biefen Eid nicht leiften wollte oder, weil er Feine Eidhelfer fand, 
nicht leiflen Tonnte, jo wurde berjelbe als ſachfällig beftraft 1°). 
Konnte dagegen ber Ankläger felbft den Voreid nicht Ieiften, fo follte 
er nach dem Stadtrechte von Brünn feine Anklage wieder zurüd- 
nehmen. 1%). Und dann war ber Verbächtige nicht genöthiget den 
Reinigungseld zu leiften. Es hing vielmehr von feinem freien Wil: 
len ab, ob er fih durch jenen Eid von allem Verdacht reinigen 
wollte oder nicht. Der Ankläger brauchte demnach biejen Voreid 
nur in bem Falle zu ſchwoͤren, wenn er den Angellagten zum Rei— 
nigungseidb nöthigen wollte. Der Voreid fiel daher in allen 
jenen Fällen von felbft weg, in welchen ver Ankläger felbft den 
Beweis führen mußte, von einem Meinigungseid aljo Leine Rede 
fein konnte, 3. B. bei einer handhaften That, wie biefes Mar und 
deutlih aus dem Stadtrecht von Eger (c. 6 und 7.) hervorgeht, 
auch ſchon aus ver Natur des Anklageverfahrens felbit folgt. Nur 
dann, wenn bei der handhaften That niemand zugegen war und 
wenn aud Fein Gerüfte gefchrien und ber Thäter nicht verfolgt 
worden und auch fein Ueberführungsftäd vorhanden war, nur in 
diefem Falle mußte der Voreid auch bei handhafter That geleiftet 
werben 20). Tenn in diefem Falle follte ja, wie wir gefehen, wie 
bei übernächtiger That verfahren werden. Diefer Voreid (der Ka: 
Iumnieneid) war demnach von dem anderen Eide, den ver Ankläger 
dor ben Eidhelfern zum Beweiſe feiner Anklage zu ſchwoͤren Hatte, 


wmelentlih narilohen Dann hisfon anhore Marsih mar inlamakl 
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er ebenfalls vor einem anderen Eid (vor dem Eide der Eibhelfer) 
geihworen werden mußte, ein Haupteib des Anllägers, inbem 
der Anfläger ſelbſt beſchwören mußte, daß ber von ihm Angelfagte 
ber Thäter fei, die Eiphelfer aber dieſen Haupteib nur verftärken 
und unterftüßen follten. Auch war jener Kalumnieneit noch von 
einem anderen Voreid verihhieden, ben der Angeklagte, 3.2. 
in Bamberg 21), in Apenrabe 22), in Hadersleben 2°), in Lübed u 
a. m. ($. 561.) ſchwoͤren mußte, wenn er feine Freunde in der 
Nähe hatte, aljo aus diefem Grunde feine Eidhelfer finden Tonnte. 
Denn auch biefer Voreid war ja nichts weniger als ein Kalum⸗ 
nieneid. Der Kalumnieneid beim Strafverfahren hat ſich fpäterhin 
gleichzeitig mit ben Privatanklagen in ganz Deutichland verloren. 

Diefer Kalumnieneid kam übrigens nicht bloß beim Straf: 
verfahren, er kam auch bei Eivilftreitigleiten vor, 3. B. in 
Negensburg 29) u. a. m. Und biefen Kalumnieneib, ber allge 
meine Eid gegen Gefährde (juramentum calumniae gene- 
rale) hat ſich auch Ipäterbin noch erhalten. Er ging vermengt und 
vermifcht mit dem römischen Recht ins Fanonifche Recht und in bie 
Reichsgeſetzgebung über 2°), und kam erft in neueren Zeiten außer 
Gebrauch. 


Berfahren gegen beſcholtene $Keute. 
8. 568. 


Das bisher befchriebene Verfahren bei übernächtiger That 
ſetzte unbefcholtene Biederlente oder angejeflene Leute voraus. ($. 566.) 
Denn beicholtene Leute, fogenannte ſchädliche Leute?), 
böße Leute ?2), ungerate Leute, die weder Haus noch Hof hat- 


21) Stabtrecht, $. 157 u. 158. 
22) Strae von 1885, $. 14 im Corpus stat. Slesv. II, 419. 
28) Stadtrecht, $. 23 im Corpus const. Slesv. II, 461. 
24) Stadtrecht bei Freyberg, V, 76. „Wer den andern beclagt vmb weldye 
„Ihulbe das jene, ber jwer das er in nit an mutwille” —. 
25) De juramento calumnise im lib. II, cap. 7. X und im lib. II, tit. 
4 in 6to. Reichsabſchied ron 1600, $. 48. 
3) Stabtredt von Münden $. 81 u. 82. 
2) Stadtrecht von Augsburg bei Wald, $. 174. 
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ten ?), oder miſſethätige (misdedighe) Leute ) wurden nicht zum 
Reinigungseid zugelafien. Sie wurden demnach, auch wenn fie 
nicht in handhafter That ergriffen, auch Fein Gerüfte erhoben wor: 
den und fein Ueberführungsftüc vorhanden war, behandelt als wenn 
ſie in handhafter That ergriffen worben wären. jeder Bürger 
durfte fie daher verhaften, mit Gerüfte vor Gericht bringen und 
fie daſelbſt felbitfiebend überweifen, 3.8. in Goslars), in Lindau ®), 
in München ?), in Bamberg®), in Tirol u. a. m.®). Ihre Un- 
ſchuld aber durften ſchädliche Leute nur mit Zeugen, die e8 gejchen 
und gehört hatten 1%), oder mit der Feuer⸗ oder Waflerprobe be- 
weten. 


Inzichtprozeſ. 
$. 569. 


Wenn jemand eines Verbrechens verdächtig oder geziehen, aber 
nicht verhaftet und auch nicht vorgeladen worden war, jo konnte 
er fich dennoch von allem Verdachte reinigen, wenn er fich freimil- 
lig bei Gericht ftellte und jelbjt die Verhandlung der Sache be: 
gehrte. Er war in biefem Falle berechtiget vom Gericht ficheres 
Geleit ?), Schub gegen die Verwandten des Getöbeten oder Ver: 
letzten ?2) und die Feſtſetzung einer Gerichtsſitzung zu begehren, in 


— — —— 


8) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 52. und bei Wald, 8. 106. 

4) Stadtrecht von Goslar bei Göſchen, p. 36. 

5) Stadtrecht bei Göſchen, p. 86 u. 510. 

6) Urk. von 15821 u. 1882 bei Heider, p. 651 u. 652 f. 

7) Stabtredt, $. 81. 

8) Rathsordnung bei Boepfl, II, 148. 

9) Urf. von 1849 bei Heider, p. 654. Nanbffledben von 1281 8. 10 bei 
Pertz, 1V, 427. 

10) Stadtrecht von Augsburg bei Wald, $. 174. 

1) Stadtredt von München 8. 247. Rupredt von Kreifing, 11, 6. Stadtr. 
von Memmingen, c 32. Bremiſche Blutgerichtsformel in Assertio, 
p. 708. 

2) Ruprecht von Sreifing, II, 6. Rot. Mpt. von 1486 — „man fol aber 
„des manns freunt an dem ber tobjlag gejchehen ift pitin vmb ein frieb. 
„das fie das gericht Körn. verziehent fie ben friede. fo mag ber richter 


. 
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welcher alle diejenigen, die ihn anklagen oder des Verbrechens zeihen 
wollten, auftreten mußten, um bier ihre Anklage zu begründen 2). 
In der Megel wurden zu bem Ende brei *), zuweilen auch nur zwei 
Eißungen anberaumt 3). Wenn nun in einer der dazu anberaum- 
ten Sißungen ein Ankläger auftrat, jo wurde ſodann zur Verhand⸗ 
lung der Sache geichritten und dabei wie bei jeder anderen contra⸗ 
diftoriichen Verhandlung verfahren und entfchieven %). Waren jeboch 
bie Parteien ausgeblieben, jo wurde, wenn ber Verbächtige (ber 
Inzichter) erfchienen, der Ankläger aber ausgeblieben war, ber Sn: 
zichter je nad) den Umftänden entweder zum einigungseib zuge: 
lajjen, oter auch ohne Eibesleiftung von allem Verdacht frei und 
lebig geſprochen. („ledig gejagt mit Volge und rag, Vrtheil und 
Recht“) ). So insbefondere auch bei dem Bahrgerichte. ($. 560.) 
Ueber die Freifprechung wurde eine Reinigungs-Urkunde ober 
ein fogenannter Lebigungsbrief ausgefertiget ®). Wenn dage: 
gen ber Anzichter felbjt ausgeblieben oder aus der Sigung entwi⸗ 
chen war, jo wurde er ſodann, auch wenn Tein Anfläger erichienen 
und gegen ihn aufgetreten war, der Inzicht ſchuldig betrachtet und 


„vnd bie burger fie wol nötten das fie frib mueſſen geben.” Bei We: 
ftenrieder I, $. 16. Stabtreht von Münden $. 247 und von Mens 
mingen, c. 82 $. 2. 

3) Stadtrecht von Münden, $. 67 u. 247. und Stadtrecht von 1294 bei 
Bergmann, II, 11. 

4) Stadireht von Münden, $. 67. und von Memmingen, c. 5. vrgl. 
oben $. 560. 

5) Amberger Reinigungsurtunde bei Schenkl, II, 51. 

6) Stadtrecht von Münden, $. 67 u. 247. 

7) Amberger Reinigungsurlunde aus 14. sec. bei Schenkl, IL, 12 u. 18. 
und Reinigungsurf. aus 14. sec. eod. p. 5l. „Ertags vor St. Ma⸗ 
„tbine. Erſcheint Fr. Segenſchmid Burger zu Amberg bes 2ten Mal 
„ungendht und ungezwungen vor bem Stadtrichter wegen In⸗ 
„zwicht von Falſch fih zu reinigen daun das erſtemal ba war be- 
„ruft, als recht ift, ob jemand kämme auf 14 Tag ber bas Recht 
„barum von ihn nehmen wollte — ba auf heute niemand kamm, jo 
„jagt Folge, Frage, Recht und Urtheil, daß Segenſchmied an derſelben 
„Inzicht unſchuldig if.” vrgl. Meine Geſchichte bes altgerman. Gerichte: 
verfahrens, p. 210 u. 211. 

8) Amberger Urk aus 14. sec, bei Schenkl, II, 18. 
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verurtheilt 9). Das Inzicht: oder Neinigungsverfahren machte es 
daher jedem, der unfchuldiger Weife in Verdacht gerathen oder auch 
abfi:lid, verbädhtiget worden war, möglich ſich von allem Verdacht 
zu reinigen und fiber die Neinigung eine gerichtliche Urkunde zu 
erhalten, welche ihn gegen jede weitere Anſchuldigung ficher ftellte. 
Das Inzichtverfahren gewährte aber außerdem auch noch den gro— 
Ben Vortheil, daß der Inzichter ſich mit wenigen Eibhelfern oder 
auch ohne Eidhelfer mit feinem alleinigen Eid oder mit feinen zwei 
Fingern reinigen durfte, während bei den gewöhnlihen Verfahren 
bei übernächtiger That eine größere Anzahl von Eidhelſern noth: 
wendig war. So durfte ſich 3. B. in Wiener Neuftabt der In— 
zichter, wenn er fid freiwillig vor Gericht ftellte, nit feinem allei: 
nigen Eid ohne Eidhelfer reinigen, während in der Megel vier 
Eidhelfer nothwentig waren !%). Auch in München reichten beim 
Inzichtprozeß zwei Eidhelfer hin '1). In Amberg follte der Reini— 
gungseid bald mit Gidhelfern bald aber auch ohne Eidhelfer ge: 
ſchworen werben '2). Auch in Augsburg reichte in diefem Falle 
der Retnigungseld ohne Eidhelfer Hin. Es warjedech dem Inzich⸗ 
ter auch geftattet, fich freiwillig ſelbſt dritt zu reinigen, wenn er 
diefes um feine Unſchuld ganz umbezweifelt nachzuweiſen, feiner 
Ehre wegen für nothwendig oder für zwedmäßig hielt 13). Eben 
fo war es auch in Freifing dem Inzichter erlaubt, wenn er wollte, 
ſich auch noch der Feuer - und Waflerprobe zu unterwerfen 14). 
Nothwendig war diejes aber nicht. Er konnte demnach auch nicht 
dazu genöthiget werben, oder, wie das alte Stadtrecht von Augs— 
burg fagt: „ez en ift aber doch niht reht.“ Dieſes Inzichtverfah: 


9) Stadtrecht von Münden, $. 67. 

10) Stadtrecht, c. 4. vrgl. noch c. 6. 

11) Stadtregt, $. 247. Gtadtret von 1294 bei Bergmann, II, 11. 

12) Viele Reinigungs-Urkunden aus 14. sec. bei Schenkl, 11, 12, 18, 17, 
32, 40, 51, 62 u. 67. 

18) Siaditecht bei Freyberg, p. 4950. — „unbe fol bereden zen Heiligen 
„mit finen zwain vingern baz er der inzicht unfhuldie fi. mil aber er 
„durch fin felbes ere erziugen felb dritte bag er ber inziht vuſchuldic 
„fi. daz fol man wol von im nemen. ez en ift aber doch niht reht.“ 
Stabtr. bei Wald, $. 97. 

14) Ruprecht von Freiſing, II, 112. 
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ren fcheint ſehr beliebt geweien zu fein. Es hat fi) daher noch 
das ganze 16. Jahrhundert hindurch bis ins 17. erhalten. Die 
Landgerihtsorbnung für Ansbach und Buireuth enthält noch weit- 
läuftige Vorſchriften darüber. Eben fo die Bamberger Lanbgerichts: 
ordnung von 1503 im tit. 14. von Eutnemung eines Leumunbs. 
Und nach der dfters erwähnten Blutgerichtsformel von Bremen 
war fie auch dort noch lange Zeit im Gebraud). 

Sch habe mich über das altgermanische Strafverfahren in ben 
Städten etwas weiter verbreitet, wiewohl auch damit diefe Materie 
noch bei weitem nicht erſchöpft iſt, um einer richtigeren Anficht, 
zumal über das Beweisverfahren, Eingang zu verichaffen. Sch Hätte 
mich jehr gern eben fo weit über das Eivilverfahren verbreitet. Es 
würde mich dieſes jedoch zu weit von meinem eigentlichen Ziele ent- 
fernt haben und dennoch auch diefen Gegenitand zu erihöpfen nicht 
möglich gewejen jein. Auch ift diefes weniger nothwenbig gewejen, 
da dem Eivilverfahren biefelben Seen zu Grund liegen wie bem 
Strafverfahren und das Eine offenbar dem Anderen nachgebilbet 
worben tft, wie ic) dieſes an einem Beiſpiele gezeigt habe. (6. 562.) 
Ehe ich jedoch das Beweisverfahren verlaffe, muß noch, wenn auch 
nur überfichtlih, von den in den alten Städten gebräuchlichen Be⸗ 
weismitteln gehandelt werben. 


d. Beweismittel. 
1) Beugen. 
8. 570. 


Die Hauptbeweismittel, deren man fi auch in den alten 
Stäbten bedient hat, waren Zeugen, Eib der Parteien mit 
und ohne Eidhelfer, Sottesurtheile und ber gerichtliche 
Zweilainpf. Zu dem Zeugenbeweis gehörte auch ber Beweis 
burh Augenſchein und duch Urkunden. Denn [päterhin erft 
iſt diefer zu größerer Selbſtändigkeit gelangt !). 

Die Zeugen follten bei Gericht ausfagen, was fie gejehen 





1) Ueber die hierher gehörige Literatur vrgl. Konrad Mauder in ber Friti- 
{hen Ueberihau, V, 180 ff. und Ofenbrüggen, ber Hausfrieben, p. 71. 


ii 
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und gehört hatten, unb was fie aus eigener Erfahrung wußten. 
Sie follten Alles was fie wußten, die ganze Wahrheit, aber nichts 
als die Wahrheit bei Gericht ausfagen. Daher follten fie verita- 
tem probare vel testificari, cin testimonium veritatis ablegen, 
wie es im lübifchen Recht 2), ober ein judicium veritatis abgeben ®), 
oder veritatem dicere, wie es anderwärts heißt. Nach dem Stadt⸗ 
recht von München follten fie jagen, was fie „für war wizzen ®), 
Nach dem Stadtrecht von Nördlingen und Dinkelsbühl follten fie 
Ihwören, „baz fi ez gejehen und gehoret haben” 5). Allenthalben 
ſollten fle jedoch Tebiglich die Thatſache ausfprechen, Fein Ur: 
theil über bie Thatfrage fällen. Denn fie maren feine Richter, 
alſo auch Feine Nichter der That. Da fie indefjen nicht bloß über 
das was fie jelbjt gejehen, alfo aus eigener Wiſſenſchaft erfahren 
hatten, ausjagen jollten, ſondern auch noch über das was fie nur 
von Hörenfagen oder aus eigener längerer Erfahrung wußten, fo 
hatte doch ihr Zeugniß einige wenn auch nur jehr entfernte Aehn⸗ 
lichfeit mit einem vichterlihen Spruch über die That. Daher wur: 
ben fie zuweilen auch als Nichter der That betrachtet und jelbft jo 
genannt, wiewohl biefelben, wie bemerkt, eigerftlich Teine Richter 
waren. So wurden in Eger bie ſieben zur Reinigung von einem 
Verbrechen beigezogenen Zeugen ein judicium septem virorum ges 
nannt ). In Freiſing jollten die Zeugen dijudicare ). Auch 
heißt e8 im Triebgerichtsbuch von Regensburg u. a. m. öfters „mit 
„VI wirten gerihten — mit VI wirten nit gerichten —. 
„So fol er e8 pringen und richten felb fibent feiner genoſſen“ — 

u. dergl. m.®). Allein dieſes Richten bedeutet nichts Anderes als 
ein Weberwinden over Weberführen. “Daher beißt es benn 


— 


2) Sad, I, $. 67, II, 8. 109. 

8) Urk. von 783 bei Baluzius, II, 1895. Non habeo nullum judicium 
veritatis nec nulla testimonie. 

4) Stadtrecht, $. 247 u. 249. 

5) Stadtrecht von Nörblingen c. 4. bei Senckenberg, p. 3866. Statut 
von Dinkelsbühl aus 14. sec. 8. 6 bei Haupt, Zeitſchr. VII, 95. 

6) Stadtrecht von 1279, $. 6 u. 7 bei Gaupp, I, 191. 

7) Ur. bei Moichelbeck, I, 2. p. 95. testes, qui praesentes fuerunt 
et hanc causam dijudicaverunt. 

8) Freyberg, V, 70, 71, 72 u. 78. 
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auch von den Eibhelfern, fie follten „im fein unſchuld helffent 
gerihten®.” Wiewohl auch die Eidhelfer Teine Richter der That 
waren. Die Zeugen waren inveflen nicht bloß von ven Richtern, 
ſie waren auch von unfern heutigen Zeugen weientlidh dadurch ver⸗ 
ſchieden, daß fte nicht bloß ein aus eigener Wiflenfchaft erlangtes 
Privatzeugniß, fondern auch ein öffentliches Zeugniß abgeben 
mußten. Cie follten nämlich gleichlam als Stellvertreter der Ge⸗ 
meinde bie Notorietät in ihrem Kreiſe, in ihrer Nachbarjchaft oder 
in ihrer Verwandtfchaft, in der Gilde oder Gemeinde conftatiren 
und die außergerichtlich gewonnene Notorietät, wie bei dem Berfab: 
ven bei handhafter That, bis in das Gericht verlängern und zu 
feiner Kenntniß bringen. ($. 557 u. 558.) Klar und deutlich geht 
biefes aus den Etadtrechten von München und von Regensburg 
hervor. Denn die Zeugen bes Anklägers, „bie ez warz wizzent, 
„daz er ſchuldich iſt,“ ſollten in Münden ſchwören, „baz fie wol 
„vernommen haben an den jteten, ba die leut zu ainander döment, 
„daz er dem land als fchedleich ſey, daz man durch recht dem land 
„Uber in richten fol” ?%), Und in Regensburg follten fie Ichwören, 
„daz in daz wars wiffentift, daz der Pernger in ber leweten!!) 
„berchumen fey, daz er dem land, der ftraß vnd der Stat ein |jcheb- 
„uch man ſey“ 12). Diefes öffentliche Zeugniß hatte demnach große 
Achnlichkeit mit dem Glaubenseid der Eidhelfer. Daher 
fonnte der Glaubenseid um fo leichter fpäter in einen Zeugeneid 
übergehen und ſodann die Eidhelfer felbit, wie wir jehen werben, 
wahre Zeugen werden. Der urſprünglich in fehr enge Schranten 
eingeengte Zeugenbeweis wurde übrigens in den Städten, als dem 
freien Verkehr mehr zufagend, begünftiget. Es bat demnach auch 
der freie Verkehr nicht wenig dazu beigetragen, die Eibhelfer nad) 
und nach zu verdrängen. 

Die Zeugen wurden meiftentheils von dem Kläger und An⸗ 
kläger zum Beweiſe ihrer Klage und Anklage beigebradht, 3. 2. 


9) Stadtrecht von München, $. 248. 

10) Stadtrecht, $. 249. 

11) Das heißt in ber Leunten, Leumben, Leumut ober in einem üblen Ruf. 
Schmeller, II, 465 u. 466. 

12) Etadtredht bei Freyberg, V, 59. vrgl. Konrad Maurer, in ber frit. 
Ueberſchau, V, 188 - 196. 
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in Freiberg !?), in Medebach 14), in Ens !5), in Wien 1e), in Me- 
gensburg 17), in Freifing 19), in Nörblingen 19), in Dinkelsbühl 20), 
in Goslar ?!) u. a. m. In Frankfurt follte ber Kläger gleich bei 
ber Anftellung ber Klage die Zeugen nennen. 2). Manche Ber: 
brechen, wie der Meineid, pflegten immer mit Zeugen bewiefen zu 
werben, 3. B. in reiburg im Breisgau 22), in Kolmar 2%), in Re- 
gendburg 25), in Wien 2%). Auch die beigezogenen Schreilente waren 
meiſtentheils Zeugen, keine Eidhelfer. Ueberhaupt waren die Mit- 
ſchwörer des Anflägers meiſtentheils Zeugen, Eibhelfer aber, wie 
wir ſehen werben, nicht ausgeſchloſſen. ($. 573.) Allein nicht bloß 
der Kläger und Anfläger, auch ber Beflagte konnte ſich 3. 3. 
bei Befibftreitigfeiten, des Zeugenbeweiſes hedienen 2%). Eben fo 
ver Angeflagte, um fi vor der Anklage zu reinigen 2b) oder 
um fein alibi zu beweifen 27). Bei einer Konkurrenz des Zeugen- 
beweijes mit dem Neinigungseid hatte frühe fchon der Zeugenbe- 
weis den Vorrang, 3. B. in Soeft 2°), in München 2%), in rei: 
ing 3%), in Wien 21), in Ens 32) u. a. m., und fpäter auch in 


18) Stadtrecht, c. 7, 8, u. 21 bei Schott, III, 182, 186 u. 214. 

14) Stabtreät von 1165, 8. 6. 

15) Stadtreht von 1212, $. 1, 9, 11 u. 12. 

16) Stadtredht von 1221, 8. 4. 

17) Stadtrecht bei Freyberg, V, 59. 

18) Rupredt, II, 6. 

19) Stadtredt, c. 4 bei Senckenberg, p. 856. 

20) Statut aus 14. sec. $. 6. 

21) Göſchen, p. 496. 

22) Stabtredht von 1297 $. 6 in Wetteravia, p. 253. 

28) Stiftungsbrief von 1120 $. 42. 

24) Stadtrecht von 1293 $. 29. 

25) Stadtredht bei Freyberg, V, 68. 

26) Stadtrecht von 1221 $. 87. 

268) Ruprecht von Freifing, II, 94 Stadtrecht von Freifing, 8.189 u 151. 
Privileg von Nürnberg von 1219 $. 6. 

26b) Stadtrecht von Ens von 1212 $. 9. 

27) Stabtredt von Wien von 1221 $. 18. Ruprecht von Freiſing, II, 50. 

28) Stadtrecht von 1120 $. 42. 

29) Etadtreiht, 247 u. 249. 

80) Ruprecht von Yreifing, II, 50. 

81) Stadtrecht von 1221, $. 18. 
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Magdeburg 23). Auch ift e8 eine merkwürdige Eriheinung, daß 
bereit8 in ben älteften Stadtredten, auf weldhe das fremde Recht 
noch feinen Einfluß geübt Hatte, ber Grundfag ausgejprodhen wear, 
daß zwei Zeugen zu einem vollitändigen Beweife hinreichen 
jollten, 3. B. in den Stabtrechten von Freiburg °%), von Kolmar =), 
von Dortmund 2%), von Ens 27), von Wien ?%), von Wiener Neu: 
ſtadt 3%), von Freiberg #0), von Freifing *) u. a. m. Selbſt in 
ben nordiſchen Städten, in welchen öfters noch Zeugen neben den 
Eidhelfern vorfommen, wurben meiitentheilg zwei Zeugen neben 
bem Zwölferetd erfordert #2), wie auch in dem Defterreichifchen 
Landrechte aus dem 13. Jahrhundert zwei Zeugen neben den 
ſechs Eidhelfern 12). Oefters wurden jedoch, je nad) der Schwere 
des Verbrechens oder nach der Wichtigkeit des Streitgegenftants 
oder nach der Schwierigkeit des Beweijes, jogar fieben Zeugen 
erfordert, 3. B. beim Meineid 4), bei dem Todfchlag und der Notb- 
zucht 35), bei Beſitzſtreitigkeiten 4%), bei Diebftahl und Raub *7). 


—, — — — 


82) Stadtrecht von 1212, 8. 12. 

33) Magdeburg. Schöffen:Urtheile II, c. 1, $. 6 u. 7. bei Bobel, p. 499. 

84) Stiftungsbrief von 1120 $. 16., Stabtrodel $.39. Stadtrecht von 1275 
bei Schreiber, I, 79. 

85) Stadtrecht von 1298, 6. 6. 

36) Stadtreche aus 18. sec. $. 10 u. 12. 

87) Stadtredht von 1212 $. 9. 

88) Stadtrecht von 1278 bei Lambacher, II, 148. 

89) Stabtredt, c. 1. 

40) Stadtrecht aus 18. sec. c. 8 u. 21 bei Schott, III, 186 u. 214. 

41) Stadtreht von 1359, $. 151. Ruprecht von Freiſing, II, 50. 

42) Andreas Sunefen, I, 1. Stadtrecht von Apenrabe, $. 17 unb von 
Tiensburg $. 12 u. 82 im Corpus stat. Slesvicens. II, 181, 189 u. 
862. Stabir. von Flensburg bei Westphalen, IV, 1904 u. 1910. 
vrgl. Kolderup Rofenvinge Däniſch. Rechtsgeſch. $. 75. Not. d. 

43) Landrecht, c. 8 bei Senckenberg, vision. p. 219. 

44) Freiburger Stiftungsbrief von 1120 $. 42. Stadtrecht von Wien von 
1221 $. 37. von Kolmar von 1298 8. 29. von Regensburg bei Frey: 
berg, V, 68. . 

45) Stabtreht von Ens von 1211, $. 1, 9 u. 12. 

46) Stabtreht von Freifing von 1859 $. 189. Ruprecht von Freiſing, 
IL, 94. 
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Auch ſiegte immer diejenige Partei, welche die meiſten Zeugen bei- 
bringen konnte. So konnte in Wien, wo die Heimſuchung ſelbſt 
britt vom Anfläger bewiejen werben follte, der Angellagte fich 
ſelbſt fünf reinigen 4%), Und in Freifing flegte allzeit derjenige, 
der die meilten und erbarften Zeugen für fih Batte), 


g. 571. 


Meiftentheild durften die Parteien ihre Zeugen jelbft wählen 
und fie nehmen, wo fie biefelben fanden. Oefters war aber auch 
ihre Wahl beſchränkt, beſchränkt theils auf die vom Richter oder 
von den Parteien Genannten, theild auf gewiſſe Gefchäftsleute oder 
auf gewille Eigenfchaften der zu nehmenden Zeugen. Eine ſolche 
Auswahl aus 20 von dem Ritter Ernannten (denominati) 
hatte ftatt in Wien und Heimburg bei ber Nothwehr 1) und bei 
ben zur Nachtzeit oder unter anderen erjchwerenden Umſtänden vor: 
gefallenen Berwundungen und Zodjchlägen 2). Es iſt jeboch nicht 
ganz Mar, ob die denominati in dem gegebenen Falle Zeugen oder 
vielmehr Eidhelfer waren. Und es fcheint jogar, daß fie bloße 
Eidhelfer geweſen find. Bei Befititreitigkeiten hatte in Freifing ber 
Beflagte 21 Leute zu nennen, aus welden der Kläger, nad: 
dem fie vom Fronboten aufgerufen worden, jieben nehmen und 
mit ihnen den Grund feiner Klage beſchwoͤren ſollte. Diefe Sieben 
waren aber wahre Zeugen und Feine Eibhelfer, Denn fie follten 
ihwören, „baz jn daz wars willen jey“ 2). Bei Verkäufen follten 


47) Stadtrecht von Ulm von 1296, $. 85 u. 86 bei Jäger, Ulm, p. 734. 
Ruprecht von Freifing, p. 272— 73. Not. 

48) Stadtredt von 1221, $ 29. 

49) Ruprecht von Freifing, I, 185. „vnd bat jr ainer mer Zeugen vnnd 
„erber. der behabt das guet gar.“ 

1) Stadtreht von Wien von 1221 $. 15. und von Heimburg, c. 5. vrgl. 
oben $. 5683. 

3) Stadtrecht von Wien von 1221, 8. 18 und von 1278 bei Lambader, 
II, 148. Stadtrecht von Heimburg, c. 6. bei Senckenberg, p. 273. 

8) Stadireht von Freifing von 1859, c. 139. — „mag dann der ba ge: 
„Tprochen wirt ain vnd zwainczigk genennen — vnd bie fol er fron= 
„poten nennen vnd der fol in dann biefelben fur pringen vnd daraus 
„fol er fiben nemen vnd fol er dann ain fbern, daz daz gut fein aigen 


v. Maurer, Städteverfafjung. IIL 
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die Zeugen aus den Weinfaufslenten oder Litkaufleuten, 
d. 5. aus den Leuten genommen werben, welche den Weinfauf oder 
Litfauf mitgetrunfen hatten, 3. B. in reiberg 4), in Brünn®), in 
Schleswich ®), in Flensburg), in Magdeburg $) u. a. m. Bel 
manchen ehelichen Etreitigfeiten wurden bloß ſolche Leute als Zeu— 
gen zugelaflen, welche der Hochzeit beigewohnt hatten. Sie wurden 
baher Heiratbsleute, homines nuptiales oder Ringleute 
genannt, 3. B. in Brünn). Bei gewiffen Berfäufen waren Un: 
terfäufler die Zeugen, 3. B. in Brünn 1%. Oefters mußten 
die Zeugen aus der Berwandtichaft oder aus der Nachbar: 
haft genommen werden, wenn bie Verwandten oder Nachbarn 
am Beften Auskunft geben konnten, aus ber Verwandtſchaft 
bei dem Beweiſe der Freiheit 11) u. a. m.; aus der Nachbar: 
haft, 3. 2. bei Beſitzſtreitigkeiten 12), beim Hausfriebensbruch !?e), 
wegen der Beberbergung von geächteten Leuten 12) u. drgl. m. 
Auch das gerihtlihe Zeugniß hing urfprünglidh im jo 
fern von der freien Wahl der Parteien ab, als die Parteien felbit 


„gut fey, — vnd fullen auch diefelben ſbern, daz jn daz wars wiſſen 
„fey" —. Ruprecht von Freifing, II, 9. — „man fol in XXI en: 
„en zu vnnd dar aus fol er fiben zeugen nemenn” —. 

4) Stadtrecht, c. 12 Bei Schott, II, 192. — „der muz baben fine li- 
„Fouflute di ben licouf getrunten baben® —. 

5) Schöffenbug, Nr. 57 bei Rößler, p. 80. duos probos viros, quos 
emtionis .et venditionis equi praedicti mercipotum, quod vulga- 
riter litkup, leichauf dicitur, biberant —. 

6) Stadtredt, c. 67 im Corpus stat. Slesv. II, 29. „brinfet fe of in 
„eyn Teken ber Kopenfcup eynen Wynkop — fo befcherme be fid myt 
„den Wynkopes Lüden.” 

7) Etabtredt, c. 88 im Corpus stat. II, 191. 

8) Schöffenweisthum aus 18. sec. $. 16 bei T. u. St. p. 278. 

9) Schöffenbuch, Nr. 202 u. 682 bei Nößler, p. 99 u. 815. 

10) Echöffenbud, Nr. 707 bei Rößler, p. 322. 

11) Stadtrodel von Freiburg, $. 51. Stadtreht von Augsburg bei Frey⸗ 
berg, p. 48. Sächſ. Meihbild, art. 4 Viele Beifpiele oben 6. 100. 

12) Ruprecht von Freifing, I, 186. 

128) Etadtredt von Leobjhüg von 1270, $. 14 bei T. u. St. p. 876. 

18) Stadtrecht von Wien von 1221, $. 28 und von 1278 bei Lambacher, 
U, 151. von Heimburg, c. 7. bei Senckenberg, p. 274. 
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zu dem Enbe die Zeugen aufzurufen pflegten, und bie Parteien, 
wenn Fein Gerichtsbrief vorhanden 1%), oder der Gerichtsbrief ver: 
foren gegangen war, ſelbſt dritt oder felbjt fiebend mit Dingleuten, 
bie e8 geſehen und gehört, ben Inhalt deſſelben nachweiſen muß: 
ten15). Erſt fpäter hat das Dingzeugniß eine beftimmte Form und 
Geftalt angenommen. Und e8 wurde ſodann von dem Michter 
jelbjt mit Dingleuten oder mit Schöffen erbradht. Auch wurde das 
gerihtlihe Zeugniß ſelbſt mehr und mehr dadurch erleich- 
tert und erweitert, daß zur Belichtigung des ftreitigen Gegen: 
ſtandes oder der That felbjt von dem Gerichte Boten gejendet und 
zum Zweck des Zeugnißgebens gewiſſe Perſonen beftimmt 
worden find, und ihr Zeugniß ſodann den gerihtlihen Zeug: 
niß ſelbſt gleichgeftellt worden iſt. So pflegten Boten an 
Ort und Stelle gejendet zu werden zur Befichtigung der Wun- 
den 16) oder zur Befichtigung ber falſchen Münzen !7) u. drol. m. 
In Baiern ı.a.m. nannte man bie Befichtigung und bie Beaugen- 
ſcheinigung eines ftreitigen Gegenſtandes durch fachverftändige Zeugen 
eine Kundſchaft 1%). Defters wurde die Befichtigung und ber 
Augenſchein auch im Namen des Gerichte von einigen Raths— 
herren 9), oder von ben Schöffen oder anderen Urtheilsfindern 
vorgenommen 20), oder e8 wurden zu dem Ende Nerzte oder andere 
Sachverſtändige beigezogen ($. 560). 


14) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 108. — „der muz bie er: 
„ziugen felbe britte mit den dindhleuten bie des tages vor gerichte wa⸗ 
„rien —. bei Wald 6. 826. 

15) Stabtret von Augsburg bei Freyberg, p. 74—75. und bei Wald, 
6. 187. 

16) Stadtrecht von Freiberg, c. 27 bei Schott, III, 228. Stadtrecht von 
Negensburg bei Freyberg, V, 71. 

17) Stadtrecht von Freiberg, c. 7 bei Schott, III, 182—184. 

18) Etadtreht von München, $. 148. Bairifche Gerichtsorduung von 1520, 
tit. 7, art. 7. — „beweyſung durch kundtſchafft vnnd befihtigung 
„des augenjheins" —. vrgl. Schmeller, II, 311. Haltaus, p. 
1148 ff. 

19) Freiburger Stadtrobel, $. 75. Stadtrecht von 1275 u. 1298 bei Echrei- 
ber, I, 83, 84 u. 186. 

20) Bamberg. Gentgerichtsorbnung bei Zocpfl, p. 130, 133 u. 185. Wut: 
gericgisformel von Bremen in Assertio lib. p. 7083 

45 * 
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Zum Zweck der Erleichterung des gerichtlichen 
Zeugniſſes wurde das Zeugniß einiger NRathsherren 
oder Schöffen dem Gerichtszeugniß ſelbſt gleichgeſtellt 
und gleiche Kraft beigelegt, z. B. dem Zeugniß zweier Rathsherren 
in Goslar ?!), in Hamburg 22), in Köln, wo die Rathsherren auch 
officiales hießen ??), in dem Städtchen Neuß, wo die Rathsherren 
abwechſelnd consules, officiati oder Amtleute genannt worden 
find 24), u. a. m., dann dem Zeugniß zweier Gefehwornen (Swarne) 
in Bremen 25). Zımeilen wurde jogar das Zeugniß bes Bürger: 
meifters, oder des Oberftzunftmeiiters, oder eines Nathsherren oder 
eines Zunftmeifters dem Zeugniffe zweier Biedermänner gleichge- 
ftellt, 3. B. in Bafel 26). Aus demfelben Grunde, zur Erleichterung 
bes gerichtlichen Zeugniſſes, wurde geftattet, daß wichtigere Rechts: 
geihäfte, welche früher vor dem gejammten Gerichte oder vor ber 
verfammelten Gemeinde vorgenommen werben mußten, vor einigen 
Rathsherren oder Schöffen oder Kirchipiclleuten vorgenommen 
werden durften, 3. B. in Goslar 27), in Lübeck 28) u. a. m. Und 
in Straßburg, wo es Feine Gerichtsfchöffen gegeben hat ($. 333) 
wurden zu dem Ende Zunftſchoͤffen beigezogen. Und das Zeugniß 
zweier folder Schöffen galt fo viel als das Zeugniß zweier Raths- 
herren („vor dirre zwein (vor zwei Schöffen) oder vor zwein bez 
„rates“) 29). 

Auch wurde in vielen Städten eine gewiſſe Anzahl an— 
gejehener, glaubwürdiger und verftändiger Männer 
ernannt, aus denen vorzugsweiſe die Bürgen genommen, und vor 


21) Stadtrecht bei Göſchen, p. 97. 3. 21 u. 22. 

22) Stadtrecht von 1270, Vi, 9 bei Zappenberg, p. 29. 

28) Urk. von 1178 bei Lacomblet, I, 326. Schiedsſpruch Nr. 32, eod. II, 
246 u. 251. vrgl. $. 56 oben. 

24) Urt. von 1259 u. 1810 bei Lacomblet, II, 263, u. III, 68. 

25) Statut, 1, 55 fi, II, 4, 7, 25, 26 u. 39 bei Pufendorf, II, 52 u. 
71 fl. 

26) Einungbrief in Rechtsquellen, I, 28. 

27) Göſchen, p. 97. 28 ff. 

28) Sad, I, 50 u. 51, II, 44, 45, 46 u. 108, II, 7, 101, 108 u. 174. 

29) Stadtredt von 1270, $. 88—41 Bei Strobel, I, 328—829. Heusler, 
Vrf. Seid. von Bajel, p. 474—475. 
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denen die wichtigeren Nechtsgefchäfte abgefchloffen werben follten, 
und von benen zwei zu einem vollitändigen Beweis hinreichten. 
Sole Bertrauensmänner waren in Wien und Wiener Neuftabt 
die hundert glaubwäürbigen Männer, welche man audy die ' 
®enannten (denominati testes) zu nennen pflegte 2%), in Ulm 
bie 24 Genannten ?'), in Heimburg die Zwanziger ??), ander- 
wärts die Genannten (denominati), 3. B. in Regensburg 22), 
in Prag 29), in Bamberg 35) u. a. m. 

Auch wurden feit dem 13. Jahrhundrrt in den meilten Etäb- 
ten Gerichtsbücher und Stadtbücher angelegt und in biefe 
bie wichtigeren Verhandlungen und Nechtsgeichäfte eingetragen 
($. 543). Dadurch gelangte denn der Urtundenbeweis zu 
immer größerer Selbjtändigfeit. Der freie Verkehr in den Städten, 
indem er zum häufigeren Gebrauche von Handſchriften und von 
anderen Urkunden nöthigte, trug jelbit zur Verbreitung und zur 
Ausbildung des Urkundenbeweifes bei. Daher erjchienen nun allent- 
halben Verorbnungen über bie öffentlichen Urkunden und über bie 
fih mehrenden Privaturfunden, über die jogenannten Hanbfeften, 
3. B. in Augsburg ?*), in Freifing 37), in München 2°), in Goslar 
u. a. m.20). Und allenthalben erhielt nun ber Urkundenbeweis 


80) Stabtredt von Wien von 1221, $. 40. und von 1278 bei Lambacher, 
II, 154 u. 155. und von Wiener Neuftabt, c. 78. 

81) Jäger, Ulm, p. 297 u. 298. 

82) Stadtredt, c. 7. bei Senckenberg, p. 278. 

88) Privileg. von 1230, 8. 2. vrgl. oben $. 820. 

84) Stadtrecht, c. 41 u. 129. bei Nößler, p. 28 u. 86. 

85) Stadtrecht, $. 244 u. 370. und Verordnung von 1806 bei Zoepfl, II, 
141. Obne allen Grund und allen Nachweiß bält Zoepfl (I, 66— 67 
u. 78) bie Genannten in Bamberg für Geſchlechter, aus benen 
der Stadtrath gewählt worden fei, und bie gefjhwornen Benann: 
ten für Rathsherren ober Rathsverwandte. Auch bie große Anzahl 
ber Genannten (es werden gegen Sunbert mit Namen genannt) be» 
weißt nichts für jene Anfiht. Denn aud in Wien und Wiener Neu: 
fiabt kommen 100 Genannte vor. 

86) Stadtrecht bei Freyberg, p. 114. uud bei Wald, 8. 349 u. 850. 

87) Rupredt von Freifing, II, 52 u. 58. 

88) Stadtrecht, 8. 94 u. 95. 

89) Söfchen, p. 488 ff. vrgl.,noch Kaiſerrecht, II, 27. 
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den Vorzug und ben Vorrang vor dem Zeugenbeweis, z. B. in 
Hamburg 49), in Münden #1), in Freiſing #2), in Regensburg *2), 
in Bamberg **), in Augsburg u. a. m. An Augsburg beruhte jene 
Beitimmung, wie wahrfcheinlih auch in ben übrigen fo eben ge- 
nannten Stäbten, auf einer jpäteren Verordnung. Denn in der 
älteren Faflung des Stabtrechtes bei Freyberg findet man fie noch 
nicht 46). Und fo wurde denn der Urkundenbeweis erft fpäterhin 
unabhängig von dem Zeugenbeweis und zu einem felbjtändigen 
Beweismittel. 


2) Eid der Parteien mit und obne Eidhelfer oder Beugen. 
Aleiniger Eid der Parteien. | 
8. 572. 


Der Eid der ‘Parteien mit und ohne Eibhelfer oder Zeugen 
war ein ſehr wichtiges und weit verbreitetes Beweismittel. 

Der Eid ohne Eidhelfer und ohne Zeugen kommt in 
Civilſachen und in Strafjachen fehr häufig vor, meiftentheils jedoch 
nur bei vorbereitenden Handlungen, bei bloßen Nebenpunften, bei 
minder wichtigen Angelegenheiten oder wenn es an anderem Be- 
weite fehlte). Der alleinige Eid ber Parteien reichte in Ci— 
vilfahen bin, 3. B. bei VBorladungen, um fich wegen nicht Er- 
ſcheinens zu entichulbigen ?), bei Pfändungen von Mobilien, zum 
Beweiſe fajt aller Incidentpunkte 2), zum Beweiſe von fonftigen 
Einreden, 3. B. daß eine Friſt geftattet worden jet*), daß ber Ein: 


40) Stadtregt, VII, 3 bei Xappenberg, p: 39. 
41) Stadtrecht, $. 106. 
42) Stadtrecht von 1859, $. 137 u. 162. 
48) Stadtrecht bei Freyberg, V, 48. 
44) Stadtrecht, $. 15. vrgl. Zoepfl, p. 231 u. 232. 
45) Stabtredht bei Walch, 8. 361. 
1) vrgl. Plank in der Zeitſchrift, X, 218 ff. 
2) Stadtreht von Soeft von 1120, 8. 60 Rathsordnung von Regens— 
burg von 1359 bei Freyberg, V, 152. 
3) Stabtreht von Münden, $. 197. von Augsburg bei Freyberg, p. 131. 
bei Wald, $. 377. 
4) Stadireht von Augsburg bei Freyberg, p. 129. unb bei Wald, 6.872. 
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nehmer einer Gilte jein Tienftbote fei®), daß ber eingeklagte Lohn 
bereit8 verbient jet) u. brgl. m. Aber auch einen Haupteid 
durfte die Eivilpartet Ifter8 allein fchwören, wenn auf die Heraus: 
gabe eines Pfandes gegen den Inhaber des Pfanvobjectes geklagt 
ward 7), wenn jemand ber bloß Bürge war als Selbftichulhner be- 
langt worden war ®), wenn jemand bie eingeflagte Schuldforberung 
oder Gilte leugnete®), wenn eine Wittwe wegen einer von ihrem 
verftorbenen Ehemann .contrahirten Schuld angefprochen wurbe 19), 
wenn bet ungetheilter Gemeinfchaft ein Gejellfchafter dem Anderen 
leugnete 1!) u. |. w. Insbeſondere durfte auch ein von einem 
Fremden in Anſpruch genommener Bürger mit feinem alleinigen 
Eid (sola manu) jeine Freiheit beweifen, 3. B. in Lübed '2). Auch 
hatte der Klaͤger bie Wahl, ob er den Beflagten ven alleinigen Eid 
ſchwören laſſen oder jelbft vritt ihn überführen wollte 2). Wie in 
Straffachen der Ankläger, jo hatte demnach auch in Givilfachen der 
Kläger das Necht ven Beweis feiner Klage felbft zu übernehmen. 
Es fam daher zum alleinigen Haupteide des Beklagten erft dann, 


5) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 180. und bei Wald, 
5. 877. 

6) Stabtreht von Augsburg bei Treyberg, p. 198. und bei Wald, 
6. 886. 

7) Stabtredt von Augsburg bei Freyberg, p. 182. und bei Wald, 
8. 882. ° 

8) Stadtrecht von Nörblingen, c. 15. bei Senckenberg, vision. p. 858. 

9) Stabtredyt von Augsburg bei Freyberg, p. 128 u. 180. unb bei Walch, 
6. 872 u. 877. 

10) Stabtreht von Augsburg bei Freyberg, p. 129. unb bei Waldh, 
8. 878. 

11) Stadtrecht bei Freyberg, p. 188 u. 189. und bei Wald, 8. 408. 

12) Privileg ron 1188 in Lüb. Urfb. I, 11. Si quisquam extraneorum 
superveniens aliquem civium de sua libertate pulsaverit, civis 
uicinior est ad obtinendum suam libertatem sola m&nu, quam 
extraneus ad ipsum convincendum. 

18) Stadtredt von Augsburg bei Freyberg, p. 128. „Swa aber ein bur: 
„ger dem andern laugente ber gülte barumbe er in anjprichet da ſol 
„er finen eit vmbe nemen. oder er fol in beziugen jelbe dritte mit vn⸗ 
„veriprochen luten“ —. vrgl. noch p. 129, 130, 132 u. 138. und 
bei Wald 8. 872, 873, 377, 883 u. 886. 
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wenn ber Kläger ben Beweis feiner Klage nicht ſelbſt führen konnte 
oder wollte. 

Allein nicht bloß in Givilfachen, felbft in Strafſachen 
reichte dfter8 ber alleinige Eid der Parteien hin. Zuweilen reichte 
der alleinige Eid des Anllägers zum Bewelle der Anklage 
bin ($. 558). Zumal aber der Reinigungseib durfte fehr 
häufig allein ohne Mitichwärer von dem Angeklagten geſchwo⸗ 
ren werben, bei geringeren Vergeben fat allenthalben, 3. B. in 
Lübed 1%), in Goslar !®), in Negensburg 9), in Wien 17), in Wie- 
ner Neuftadt 19), in Heimburg 9), in Straßburg 2%) u. a. m., aber 
auch beim Todſchlag, bei der Nothzucht und bei anderen fchweren 
Berbrechen dann, wenn kein Beweis gegen ihn vorlag oder wenn 
er ſich bei übernächtigen Verbrechen freiwillig bei Gericht geftellt 
Batte, 3.8. in Nördlingen 24), in Wien 22), in Wiener Neuftadt 22), 
in Heimburg 24), in Augsburg 2%) u. a. m. Auch der beim Bahr: 
recht zu leiltende Eid war, wie wir gejehen, ein Neinigungseib 
ohne Eidhelfer. Und bei Beleidigungen und Läfterungen durfte 
der Thäter, alfo der Angeklagte felbft, mit feinem alleinigen Eid 
jogar die Strafe beftimmen, wenn er beſchwor, daß die Beleidigung 
nicht mehr werth fei. (jurans eum non validius offendisse — 
„wer, daz er in nicht mer gelaftert hab, denn daz gut wert jey” —), 
3. B. in Wiener Neuftabt 2%). 


14) Sad, III, 888. 

15) Privileg von 1219 bei Göoͤſchen, p. 115. 

16) Stadtrecht bei Freyberg, V, 68. 

17) Stadtrecht von 1221, $. 28. 

18) Stadtrecht, c. 58. 

19) Stabtredt, c. 7. bei Senckenberg, p. 274. 

20) Stadtrecht, c. 35 u. 52. bei Grandidier, II, 56. 

31) Stabtredt von 1818, $. 4 bei Senckenberg, p. 956. 

23) Stabtredht von 1278 bei Lambacher, II, 152. 

28) Stabfredt, c. 857. 

24) Stabtrecht, c. 7 bei Senckenberg, p. 275. 

25) Stadtrecht bei Freyberg, p. 54 u. 55. und bei Walch, $. 112. vrgl. 
noch oben $. 566. 

26) Stadtrecht, c. 32 bei Würth, p. 70. 
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Eid mit Aidhelfern. 
6. 573. 


Die Eidhelfer oder Eidgenoffen (entgenozen), wie fie ſehr be: 
zeichnend manchmal genannt werden !), waren fein eigenes felbftän- 
diges Beismittel, wie die Zeugen. Der Eibhelfereid ſetzte vielmehr 
allzeit einen Haupteid voraus. Er follte den Haupteid der Partei 
verftärfen und unterftüßen ?), und wurde baher immer nur 
bet wichtigeren Angelegenheiten, in denen man dem alleinigen Eid 
ber Partei nicht recht traute, begehrt. Die Eidhelfer waren dem: 
nad bloße Helfer und fie wurden auch Helfer genannt ?). Sie 
ſollten ihrer Partei zur Erlangung ihres Nechtes und ihrer Un⸗ 
ſchuld helfen %) und fie zu dem Ende mit ihrem Eid ſchirmen, 
beijhirmeu, wehren, defendere®) Die Eibbelfer follten 
fein Zeugniß über ihr Willen abgeben, wie die Zeugen, fondern - 
über das, was fie glaubten, einen Glaubenseid jchmören. 
Nach dem Stadtrecht von München jollten fie jchwören, „daz fie 
„an zweifel veſtikleich gelauben, baz fein aid ſey rain und 
„nicht main,” und „die daz veftigleihen gelauben, daz er un- 


1) Rechtsbuch von Prag, $. 88 bei Rößler, p. 126. 

3) Capit. Childeberti von 598, c. 5 bei Pertz, III, 8. de electis aliis 
tres dabit, qui sacramenta firment. c. 13 X. de purgat can. 
(V, 84.) tenentur iuramento firmare —. Stadtrecht von Flens⸗ 
burg bei Westphalen, IV, 1944. — „ſchweren fihall, dat be neen 
„fründ up veer Miel Weges bebbe, be ehm finen Eed Fönen fer 
„ten helpen.“ 

$) Stabtreht von Münden, $. 249. Das Wort Eidhelfer babe id 
aber in feinem Stadtrecht und auch in feiner Urkunde gefunden. 

4) Stadtrecht von Bamberg, $. 157 -u. 159. — „dy im zu bem felben 
„tebten helfen wolten® —. Stadtrecht von Münden, $. 248. und 
Muer, p. 271 9.6. — „die im fein unfchulb helffent gerichten” —. 
Stadtrecht von Augsburg bei Wald, $. 185. 

5) Stabtreht von Schleswich art. 28, von Flensburg, art. 116 und von 
Apenrade, art. 116 im Corpus stat. Slesvic. II, 18, 219 u. 403. — 
„de 5 jchölen ehm wehren mit ehren Eybe. Dft ein edder 2 van 
„diffen nich wehren willen” —. Si unus vel dao ipsörum de- 
fendere noluerint —. 
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„Ihuldig ſey an der getat" 9%. Diefer Glaubenseid ftüßte ſich jedoch 
nicht auf ein völlig vages Glauben und Meinen ber Eibhelfer über 
die Moralität des Hauptfchwörers, fondern ganz vorzüglich auch 
auf ihre eigene Kenntnig der objektiven Wahrheit der Thatſache, 
welche dem Haupteide zu Grunde lag, aljo auf Alles was fie in 
biejer und jener Beziehung felbft gejehen und gehört hatten. Klar 
und deutlich geht dieſes aus einer Vergleihung des Stabtrechtes 
von München mit dem reibeitsbriefe von 1294, aus weldhem bie 
erwähnte Beſtimmung in das Stadtrecht übergegangen tft, hervor. 
Denn in dem TFreiheitäbriefe heißt es von ben Eibhelfern, „die daz 
„gelehen und gehöret Haben, daz er vnſchuldig fi ander tat,” 
während jene Stelle im fpäteren Stadtrecht alfo lautet, „bie baz 
„veftigleihen gelauben, daz er unfchulbig fey an der getat“ ). 
Der Glaubenseid hatte demnach große Nehnlichkeit mit dem öffent: 
lihen Zeugniß, welches die Zeugen abzulegen hatten. Auch die 
Zeugen waren nämlich, wenn bie Parteien mit ihnen zu fchwören 
hatten, in einem gewiflen Sinn, wie wir gejchen, felbjt Eibhelfer, 
und wurden auch Mitjchiwörer oder conjuratores genannt. Eben 
io find aber auch die Einbelfer in einem gewiſſen Einn Zeugen 
geweien, und oͤfters auch Gezeugen (Getüch)) und testes genannt 
worden). Daher konnten bie Eidhelfer um fo leichter in wirkliche 
Zeugen übergehen, bis zulegt mit dem Aufkommen bes neuen Pro⸗ 
zeſſes das äffentlihe Zeugniß der altgermanifchen Zeugen und ber 
Glaubenseid der Eidhelfer durch das moderne Privatzeugniß 
verdrängt und erjeßt worden tft. 


6) Stadtrecht von Münden 6.247 u. 248. und Auer p. 271 $. 6. Nad 
c. 18 X, de purgat. can. (V, 84.) id solum tenentur iuramento 
firmare, quod veritatem credunt eum dicere —. 

7) Freiheitsbrief von 1294 bei "Bergmann, I. 11. Stadtrecht, $. 247. 
vrgl. Konrad Maurer, in krit. Ueberſchau, V, 197—218. 

8) Sächſ. Pr. III, 88, $. 8 u. 4. „Dar na fal fveren fin getüch, bat 
„fin eid fi reine unbe vnmeine.“ 

9) Schöffenbuch von Brünn, Nr. 446 kei Rößler, p. 202. testes jurare 
tenerentur, quod juramentum C. mundum esset vel salvum vel 
justum et verum. c. 18 X, de purgat. can. (V, 84). De testi- 
bus, qui — tenentur iuramento firmere, quod veritatem tre- 
dunt — 
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Der Glaubenseid der Eidhelfer jeßte, nie bemerkt, allzeit einen 
Haupteib vorans, was bei dem Zeugeneid nicht immer ber Fall 
war. Wenn daher der Haupteid ausgefchloffen war, fo waren e8 
auch die Eidhelfer. Da nun der Reinigungseld in ter Regel erft 
dann zugelaffen wurde, wenn Fein anderer Beweis, insbejondere 
fein Zeugenbeweis vorhanden war, jo fam es aud zum Eibhelfer: 
eid erft dann, wenn e8 an anderem Beweis fehlte!). Der Slau- 
benseid der Eidhelfer war demnach ein bloßer Vertrauenseid 
für denjenigen, ber den Haupteid zu leiften hatte, und eine Bürg: 
haft für die Neinheit des Haupteides. Daher jollten die Eid: 
helfer erft nach dem Hauptichwörer, und zwar bloß ſchwören, daß 
der Haupteid rein und nicht mein oder unmein jet !). 


Eidhelfer waren übrigens in Eivilfachen ebenſowohl wie in 
Strafſachen zuläffig. Bei der Vindication von geftohlnen oder ge: 
ranbten Gegenjtänden mußte ber Vindicant insgemein mit zwei 
oder ſechs Eidhelfern, alfo jelbft pritt oder felbft ſiebend beſchwoͤren, 
daß das Gut, ehe e8 geftohlen worden, fein geweien fei und ihm 
auch jeht noch gehöre, oder daß ihm das Gut geitohlen worden 
jei, 3. 2. in Memmingen 12), in Freiberg '?), in Goslar u.a. m. 19). 
Und wenn ber Vindicant feine Eidhelfer finden konnte, fo follte 
er felbft alle Eide allein fchmwören, 3. B. in München alle brei 


10) Rechtsbuch von Prag. $. 88. Inhat abir jy der geclagten jache Fein 
„gezeugnuff, jo gericht er ir felb IX* —. vrgl. oben $. 566. 

11) Stabtret von Freiberg, c.-9, 10, 19 u. 20 bei Schott, III, 190, 191, 
209 u. 218. — „jo muzen benne di fechfe nachſweren mit einander 
„alfo. den eit den heinrich geſworn hat ber ift reine und on meine“ —. 
„den eit ben ber cunrat uor gefworn bat der ift reine und vnmeine 
„daz in got jo helfe und alle Heiligen.“ Urk. von 1882 u. 1349 bei 
Heider, p. 653 u. 654. — „Darnad jonb ſechs glaubhaft Mann, 

- „die zegegen vor Gericht feynd, ſchweren, da ber Aid rain vnd nit 
„main.“ vrgl. noch Stabdtreht von Augsburg bei Walch, $. 136. 

13) Stadtrecht, c. 1 bei Freyberg, V, 250. „wil benn der klägel beheben 
„mit finem aid, daz jm day felb guot entwert fie diupplich ober röpp⸗ 
„lich wider rechtz vnd mag er zwen erber vnverſprochen man zuo jm 
„gehaben, bie gelert ayd ſwerent, da; der ayd rain fie vnd nit main.“ 

13) Stadtrecht, c. 9 u. 10 bei Schott, III, 190 u 11. 

14) Stadtrecht bei Göſchen, p. 98. Diftinct. IV, c. 42 8. 3. 


716 ° Eid mit Eibhelfern. 


Eide, den fogenannten ein Drei Eid 1%). Aber aud in Straf: 
fachen wurde öfters der Eid des Anklägers und noch öfter der Rei⸗ 
nigungseid des Angeklagten durch Eibhelfer verftärkt und unter: 
fügt. In Augsburg mußte der Antläger bei Leibes und Lebens: 
firafen mit 6 Eidhelfern, aljo felbft ftebend feine Anklage bewei: 
fen 15). Eben jo follte mit 6 Eidhelfern, aljo felbft fiebend, be: 
wiejen werben bie Anklage eines mifjethätigen Mannes in Lindau 
und in Tirol 1%) und in Goslar 17), dann die Anklage eines ver- 
fefteten Mannes, 3. B. in Magdeburg 18) und die Anklage wegen 
Diebjtahl und Raub in Freiberg dann, wenn ber Anfläger ein 
Fremder war19). Mit zwei Eidhelfern, aljo ſelbſt dritt mußte 
aber der Anftäger feine Anklage beweijen in Regensburg beim 
Mord, Brand, Raub und Diebftahl 2%). Eben jo in Memmin- 
gen 2’) beim Mord und Diebftahl und in Nörblingen bei dem Be 
weile ber Nothwehr 22). Noch häufiger kommen aber Eibhelfer 
beim Reinigungseid vor. Eo mußte der Angeflagte jelbit 
dritt fchwören in München bei Leibes: und Lebensftrafen 2?) und 
in Memmingen beim Todſchlag ?), felbft viert in München bei 
Todſchlägen zur Nachtzeit 25), jelbft fünf beim Raub, Todſchlag, 
Mord u, a. m. in Brünn 2°) und in Wiener Neuftabt 27), ſelbſt 
fiebend beim Morb in Bamberg 2%), und in Brünn bei ber Heim- 


1da) Stadtrecht, $. 71 u. 75. vrgl. oben $. 562. 

15) Stabtredht bei Wald, 6. 185. — „baß er in überfibendben muß fo ſoll 
„er ſchweren — und jollen benn die Sechs die jhm ba helffen wellent 
„nad im fchweren daß ber aid rein fey und nit mein” —. 

16) Urf. von 1332 u. 1349 bei Heider, p. 658 u. 654. 

17) Stadtrecht bei Göſchen, p. 36. 

18) Schöffenbrief von 1304, $ 102 bei T. u. St. p. 469. 

19) Stadtrecht, c. 19 u 20 bei Schott, III, 209, 212 u. 218. 

20) Stabtredht bei Freyberg, V, 80 u. 81. 

21) Stadtrecht, c. 2 u. 8. . 

22) Stabtredht, c. 7 bei Senckenberg, p. 856. 

28) Stadtrecht, $. 247. 

24) Stadtrecht, c. 6. 

25) Stadtrecht, 8. 248. 

26) Schhöffenbud, Nr. 446 bei Rößler, p. 209. 

27) Stadtrecht, c. b. 

28) Stadtrecht, S. 167. 
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ſuchung und bei dem falfchen Zeugniß 2%), unb ſelbſt neun bei 
der Nothzucht in Prag 29). 

Die Anzahl der Eidhelfer war demnach ſehr verichieden in 
den verſchiedenen Städten und nach Verſchiedenheit der Fälle. Sie 
richtete ſich meiftentheils nach dem Werthe und nad der Wichtig- 
feit des Streitgegenftandes und nach der Schwere der in Ausficht 
ftehenden Strafe oder auch nach der Schwierigkeit des Beweiſes. 
Sp burfte fih in Negensburg der eines Friedbruchs Angeflagte 
mit feinem alleinigen Eib reinigen (sola manu expurgabit), wenn 
zur Zeit bes Friedbruchs fein beſonders beſchworner Friede beftanb. 
Wenn dagegen ein folcher Friede beftand, fo mußte er ſodann, weil 
die Handlung fo viel ftrafbarer war, den Reinigungseid ſelbſt dritt 
(tertia manu) fchwören ?!). Eben fo konnte fih daſelbſt ber 
Angcklagte bei geringen Diebftählen mit feinen alleinigen Eid ohne 
Eidhelfer reinigen, bei größeren Diebjlählen aber nur felbft fie 
bend 22), Auch fcheint e8, daß in früheren Zeiten mehr Eibhelfer 
nothwendig waren, als in fpäteren Zeiten, und daß insbejondere 
ber Zwölfereid auch in den Deutihen Städten ſehr verbreitet 
gewejen ift, wie in ben nordiichen Städten noch in jpäteren Zeiten. 
Man findet diefen Zmölfereid 3. B. noch in den alten Stadtrechten 
von Soeſt ??), von Medebach 2%), von Dortmund ?5), von Xübed! 30) 
u. a. m., insbejondere auch in Hamburg 37), während man |päter: 
- Hin, wenige Fälle ausgenommen, nicht .leicht mehr als ſechs Eid— 
belfer, aljo den fiebener Eid finyen dürfte. Auch kann nachgewiejen 
werden, daB bie Anzahl ber Eiphelfer in manchen Städten von 
Zeit zu Zeit herabgefeßt worden ift, bis zuletzt bie Eibhelfer fich 


29) Stadtrecht, $. 3 u. 86 bei Rößler, p. 342 u. 862. 

850) Rechtsbuch, $. 88. 

81) Privileg von 1207 bei Gemeiner, Urſprung von Regensburg, p. 69. 
Privileg von 1219 $. 2. 

82) Rathsordnung von 1890 bei Freyberg, V, 68. 

83) Stabtreht von 1120, $ 19. Schrae, art 18 u. 19. 

84) Etadtrecht von 1165, 8. 6. 

85) Stadtrecht 8. 9 bei Wigaub. 

86) Hach, I, 8. 54. 

87) Die Hamburger mußten noch im Jahre 1264 ben Zwölfmanneneid in 
Norwegen ſchwören. Urkde. bei Lappenberg, Hamb. Urkb. I, 557. 
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aänzlich verloren haben. So jollte 3. B. in Soeft der Anfläger 
den Angellagten nach dem alten Stadtrechte felbftfiebend über: 
führen, während nach der fpäteren Schrae zwei Bieberleute hin⸗ 
veichten 38). Und wie bei den Zeugen fo fiegte auch bei den Eiohelfern 
immer bie Mehrzahl auf der einen Seite über die Minderzahl auf 
Seiten der anderen Partei, 3. B. bei der Vindication geltohlner 
oder geraubter Gegenjtänbe (6.562), bei der behaupteten Nothwehr 
($. 564) u. a. m. So durfte in Augsburg der Angeklagte mit 
ber Mebrheit der Umberftehenden den Ankläger mit feinen ſechs 
Eidhelfern überbieten ($. 566). Und in Wien, wo die Heimjuhung 
felbagıber vom Anfläger bewiejen werben follte, Tonnte ber Anges 
klagte fich ſelbſt fünf reinigen 29). 


Wie ihre Zeugen fo durften die Parteien aud) ihre Eid⸗ 
belfer meiftentheils jelbft wählen und fie nehmen, wo fie die 
jelben fanden. Defters mußten fie "diefelben aber auch aus be⸗ 
ftimmten SKreifen nehmen, aus ihrer Freundfchaft oder Verwandt⸗ 
haft 4%), aus ihrer Zunft ober Gilde 41), aus der Nachbarichaft 4%) 
oder zum Theil aus der Nachbarſchaft und zum Theil aus der 
Gilde (5 Nachbarn und 6 Gildebrüder) 42), oder auch theilmeije 
aus den Schöffen *%) oder aus den Rathsherren 4%), ober fie wur: 
den ihnen auch von dem Richter ober von dem Fronboten genannt. 
Eo hatte in Wien der Richter 20 Perjonen zu nennen, aus wels 
hen der Angeklagte vier auswählen und fich ſodann ſelbſt fünf 


88) Stadtrecht von 1120, $. 19. vgl. mit Schrae, art. 18 u. 19. 
39) Stadtrecht von 1221, $. 29. 


40) Stadtrecht von Bamberg, $. 157 u. 158. Stadtrecht von Flensburg, 
art. 8, von Apenrade, art. 9 und von Hadersleben, art. 28 im Cor- 
pus stat. Slesv. II, 179, 360 u. 461. 


41) Stabtreht von Schleswich art. 8, von Flensburg, art. 69, 78, 1165, 
116, 119 u. 121. und von Apenrade, art. 74 u. 79. 


42) Stadtrecht von Schleswich art. 28, von Flensburg art. 58 u. 60 und 
von Apehrade art, 68. 


48) Stadireht von Flensburg art. 110 und von Apenrabe art. 116. 
44) Stadiredyt von Brünn, c. 2, 4, 8 u. 10 bei Rößler, p 342 ff. 
45) Stabtreht von Nördlingen, c. 6 u. 14 bei Senckenberg, p. 856. 
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reinigen durfte 2%). Eben fo in Heimburg 4). In München ſollte 
ber Fronbot 21 Perfonen mit lauter Stimme aufrufen, aus wel: 
hen der Angeflagte drei auszuwählen und mit ihnen felbft viert 
ben Reinigungseid zu ſchwören hatte 1%). Man nannte die auf 
diefe Weife ernannten Eibhelfer die Genannten ober denomi” 
nati. Auch zum Voreid (juramentum calumniae) pflegten bie 
Eidhelfer in diefer Weife ernannt zu werden, wenn der Verwun⸗ 
dete jo ſchwach war, daß er nicht vor Gericht erfcheinen Eonnte. 
Sn diefem Falle jollte nämlid der Richter zwei Perfonen zu ihm 
ihiden, aus welchen er jodann Einen auszuwählen und mit ihm 
jelbander den Voreid zu leiften hatte 49). 

In diefer Auswahl: aus den von dem Richter oder Fron- 
bot Ernannten Tag eine Verwerfung der Uebrigen. Auch hatten 
bie Parteien das Recht die von der Gegenpartei gewählten Eiphelfer 
zu verwerfen, fte wie bei den Gefchwornen Gerichten zu refu- 
firen. Und der Bemweisführer war ſodann berecdhtiget für den 
Verworfenen einen Anderen zu ftellen 80), Es wird zwar dieſes 
Verwerfungsrechtes nur jelten Erwähnung gethan. Nichts defto 
weniger ſcheint dafjelbe jehr verbreitet gewejen zu fein. Denn das 
Recht Eibhelfer zu fein war allenthalben an gewiffe Eigenichaften 
gebunden. Es muß demnach auch ein Mittel gegeben haben die⸗ 
jenigen zu entfernen, welche jene Eigenfchaften nicht hatten. Ein 
von dem Verwerfungsrecht verjchtedener Fall war der, wenn Einer 
oder der Andere der von ten Parteien gewählten Eidhelfer den 
Eidhelfereid verweigerte. Denn in biefem Falle durfte der Beweis⸗ 
führer nur dann einen Anderen wählen, wenn er beihwor, daB 


46) Stadtrecht von Wien von 1221, $. 8, 15 u. 18. und von 1278 bei 
Lambacher, II, 148. 

47) Stadtrecht, c. 38 u. 6 bei Senckenberg, p. 270 u. 278. vrgl. oben 
8. 571. 

48) Freiheitsbrief von 1294 bei Bergmanıı, U, 12. Stadtrecht, 5. 248. 
49) Stadtreht von Wien von 1221 $. 16. von Heimburg, c. 6 bei 
Senckenberg, p. 278. von Brünn, c. 14. bei Rößler, p. 847. 

50) Stadtrecht von Bamberg, $. 157 u. 158. — „vnd wurb im ber fehler 
„einer ober mer verworfen fo mag er ye einen andern an bez jelben 
„fat fielen.“ vrgl. noch Sächſ. Lr. IL 22. $. 4. und Meine Geld. 
bes altgerman, Gerichtsverfahrens, p. 109. 


720 Eid mit Zeugen, 


ber ji Weigernde nicht um ber Wahrheit willen, fondern aus 
Feindſchaft und Haß Ihn mit feinem Eid nicht bejchirmen und nicht 
wehren wolle St). 


Eid mit Beugen. 
§. 574. 


Außer den Zeugen als einem eigenen felbjtändigen Beweis: 
mittel fommen öfters auch Zeugen als Mitfchwörer bei ber 
Leiftung eines Parteieides vor, und zwar in Eiviljachen ebenfomwohl 
wie in Straffachen. In Civilſachen kommen folche mitſchwörende 
Zeugen vor in Augsburg bei der Auspfänbung des Schuld: 
ners !), bei der Aurüdforderung von anvertrautem Gut 2), bei 
Klagen der Gefellfchafter gegen einander?) u. drgl. m. Eben fo 
bei Gelb» und anderen Forderungen in München *), in reifing®) 
u. |. w. Über auch in Straffahen waren die Mitjchwörer 
öfters wahre Zeugen und Feine Eidhelfer. Die Mitſchwoͤrer des 
Ankllägers waren fogar fehr häufig Zeugen, 3. B. in Nörb: 
lingen ®), in Augsburg bei riebbrüchen und bet der Nothiwehr ?), 


51) Stadtreht von Schleswich, art. 23. von Flensburg, art. 60 u. 116. 
und von Apenrabde, art. 116. vrgl. oben $. 578. Not. 5. 

1) Stabtredht bei Freyberg, p. 131. — „oder felbe dritte onferworfener 
„Inte mit den bie ez gehoert habent unbe geſähen.“ bei Wald $. 377. 

2) Stadtrecht bei Freyberg, p. 109. — „der uzman jelbe britte mit pur: 
„gärn, bie ez warz wizzen, vnde auch babi wären, ba er im fin guf 
„enphalh.“ bei Wald, $. 297. 

8) Stadtrecht bei Freyberg, p. 189. — „Imes darnach einer dem anbern 
„laugent. baz beziuget einer hinz dem andern wol felbe dritte. mit den 
„bie e8 gehört hant vnde geſehen.“ bei Wald, $. 408. 

4) Stadtrecht, $. 8, 11, 12, 96 u. 99. 

5) Siadtrecht von 1859, $. 151, 155, 157, 166, 178, 180, 186 u. 211. 

6) Stadtrecht, c. 4 bei Senckenberg, p. 856. „biejelben juln ez beljen 
„mit ſtarken aiden. baz fi ez geliehen unb gehoret haben daz er ez habe 
„getan.“ - 

7) Stadtrecht bei Freyberg, p. 51, 69 u. 74. — „mal der⸗daz bringen 
„jelbe dritte mit ben bie die notwer gefähen hant —. mac man in 
„des beziugen felbe britte mit ben vie ez geboeret vnde gelähen Ka: 
„beut“ —. bei Wald, $. 102, 167 u. 186. 
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in Herford beim Mord und Todichlag, bein Verrath und bei jedem 
anderen Ungeriht®). Auch die zum Beweife der Anklage beige 
zogenen Schreileute waren meiftentheil8 wirkliche Zeugen, denn fie 
jollten bezeugen, was fie gejehen und gehört hatten (8.558 u. 570). 
In den nordiſchen Städten Tamen fogar neben dem Zwölfereid noch 
zwei Zeugen vor, aljo neben dem PBarteieneid und 11 Eiphelfern 
auch noch zwei Zeugen. Im übrigen Deutſchland habe ich jedoch 
diefes außer in bem alten Defterreichifchen Lanbrechte nirgends ges 
funden ($, 570). 

An den meiften Deutfchen Städten wurde ber Eid be 
Parteien als Haupteid mit und ohne Eidhelfer frühe ſchon 
beſchränkt oder auch gänzlich verdrängt. Schon nach dem 
Kaiſerrecht jollte der Beweis in ber Regel mit Zeugen geführt 
und der Eid der Parteien nur no dann zugelaflen werden, 
wenn e8 an Zeugen fehlte. („bat aber der, der bezugen jal, dreier 
„manne nit, jo mag er felber der dritte fin”). In fänmmtlichen 
Stadtrechten wurde aber der Zeugenbeweis mehr und mehr begün- 
ftiget. Daher findet man frühe ſchon den Zengenbeweis als ein 
jelbftändiges Beweismittel ohne einen Eid der Parteien und bem: 
nach auch ohne Eidhelfer ($. 570 u. 571). Auch behielt der Zeus: 
genbeweis den Vorzug vor dem Reinigungseid und vor jedem an⸗ 
deren Beweismittel ($. 566). Die Folge dieſer Begünftigung war, 
daß tie Eidhelfer mehr und mehr in ben Hintergrund getreten und 
zuleßt von den Zeugen verbrängt und erjegt worben find. 

Mit den Eibhelfern bat ſich aber auch der alte Haupteid 
der Barteien-verloren, ober er hat wenigftens eine andere Be⸗ 
dentung erhalten. In Straffahen war nämlich neben bem 
Zeugenbeweis ein Eid bes Antlägers nicht weiter mehr nöthig, 
feit dem Untergang des Anklageverfahrens fogar nicht mehr mög- 
ih. Der Eid des Verletzten (des früheren Anflägers) nahm viel- 


8) Schöffenbuh um 1850 bei Meinders, de jud, cent. p. 298 u. 294. 
„De Kleger hole ene vortügen mit dem Schine und mit feven Han: 
„den. De Kleger ſchall ſchweren, datt be fulve N. N. be be Taet befit 
„gebaen, be bar noch ſchinbar iß. — Darna ſollen fhweren ſeſſe, bat 
„en dat wittlidh und kundig fye, dat de N. de daet hefft gebaen, de 
„bier noch jchinbahr iß⸗“ vrgl, no oben 8. 670. 

9) Kaiſerrecht, I, 20. 

v. Maurer, Sıäbdteverfaflung. IIL 46 
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mehr nım die Natur eines Zeugeneibes an. In einigen Städten 
wurde er auch durch einen Amtseid erjeßt, 3. DB. in Brünn und 
Prag durch den Eib eines Schöffen, jo daß demnach jtatt des 
Anflägers ein Schöffe mit 6 anderen erbaren Leuten den Ange— 
Hagten zu überfiebnen hatte1%). Aber auch der Neinigungseid 
bes Angeklagten konnte fich neben bem Zeugenbeweis, und ſeitdem 
man bie Eingeltändniffe mitteljt der Tortur zu erpreſſen pflegte, in 
die Länge nicht mehr halten, wiewohl der Reinigungseid ohne Eid- 
helfer bei zweifelhaften Beweis noch lange Zeit zugelafjen worden 
it. In Eivilfachen dagegen nahm nun der alte Haupteib der 
PBarteien die Natur eines vom Richter aufgelegten Eides an, ent: 
weber eines Erfüllungseides oder eines Neinigungseidesg, 
im einen wie in dem anderen Fall jedoch ohne Eidhelfer. 


Formalitäten bei der idesleiftung. 
8. 575. 


Die Eide wurden meiftentheils auf die Heiligen geſchworen 
und zu dem Ende wurden bieje felbjt vor Gericht gebräcdht ($. 540). 
Defters wurden aber die Eide auch auf ein Kreuß gefchworen (in 
cruce jurare — in cruce demonstrare — crucem tangens u. 
ſ. w.)!). In vielen Städten follten die Eide auf das vor Gericht 
gebrachie corpus delicti oder auf den Angeklagten ſelbſt geſchworen 
werben. And man pflegte im Ichten Falle die Heiligen auf das 
Haupt des Angeflagten zu ſetzen und darauf fobann zu fchwören, 
3. B. in Goslar („jo jwere de ſakwolde uppen billeghen uppe des 
„bellagheben mannes hövede“) 2). Beim Bahrrecht wurde auf ben 
Leihnam oder auf das Leibzeichen (8. 560). Auch bei der Vin⸗ 
bication gejtohlner oder geraubter Gegenftände mußte der Gegen- 
ftand berührt und in biefer Stellung ber Eib geleiftet werben 


10) Stabtregt von Brünn, c. 8 bei Kößler, p. 348. probare poterit 
cum VI idoneis et honestis personis et uno jurato. Gemeinde— 
beihluß von Prag von 1331 bei Rößler, p. 25. 

1) Schöffenbuch von Brünn, Nr. 101, 429 u. 721 bei Nößler, p. 54, 200 
u. 829. 

2) Stabtrecht bei Göſchen, p. 86. 
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($. 562). In Tirol folte der Ankläger feine zwei Finger auf ben 
Schopf des angellagten Mannes oder auf den Schaitel der ange: 
Hagten Frau und bie ſechs Eidhelfer ihre Hände auf den Arm bes 
Antlägers legen und in diefer Stellung den Eid jchwören 2). An 
berwärts hatten wieder andere Formalitäten ſtatt. Auch Miß: 
bräuche hatten fich bie und ba eingefchlichen, 3. B. in Aachen ber 
Mißbrauch, daß ber ſich Neinigende fich während ber Handlung 
auf die Erde neigen und eine bort liegende festuca in die Höhe 
heben mußte, ein Mißbrauch der fchon von Friedrich I abgefchafft 
und ftatt deſſen verordnet worden ift, daß der Neinigungseib jtehend 
und ohne eine Förperliche Bewegung jedoch in einer ſolchen Stel 
Iung geleiftet werden folle, daß der Schwörende ein Stüdchen von 
feinem Kleide abreißen Tonnte %). Ganz bejonders merkwürdig find 
indefjen die Formalitäten bei Ableiftung eines Reinigungseides in 
Habdersleben und Apenrade geweſen. Wenn bafelbft der Angeflagte 
ein Fuhrmann (ein Fuhrkerl oder Wugen-Karl) war, jo follte er 
feinen Fuß auf ein Rab fegen und alsdann ſchwören, daß er feine 
angeborne und auch Feine anderen Treunde in der Nähe habe, mit 
welchen er ſich felbjt zwölf wehren könne. War er ein Reiter, fo 
folte er jeinen Fuß in einen Steigbügel jegen und aljo feinen Eib 
leiften. War er ein Schiffer, fo follte er mit feinem Steuermann 
oder Schiffer feine Hand ober feinen Fuß auf den Schiffsbord 
ſetzen und in diefer Stellung ben jogenannten Schiffseld (Skipper: 
Eedt) jchwören ®). 

Der Haupteid ber Partei mußte immer zuerſt gejchworen 
werden. Nach ihm folgten erit die Eidhelfer, indem fie gemein 
Ihaftlich die Hände erhoben, oder fie miteinander auf bie Hei: 
ligen oder auf den Arm der fchwörenden Partei legten, 3. B. in 
Freiberg ®), in Tirol u. a. m.?). In Goslar follten die 6 Eib- 


8) Ur. von 1849 bei Heider, p. 654. 

4) Urk. von 1166 bei Quix, 1, 88. 

5) Stadtrecht von Hadersleben, art. 28 und Apenrader Sfrae, art. 14 im 
Corpus stat. Slesvic. II, 419 u. 461. 

6) Stabdtredt, o. 19 bei Schott, III, 209. „der vorberer (d. h. Ankläger) 
„— muz ouch zume erjien fweren alſo. — So muzen be ſechſe ouch 
„jweren binden nad. So fal ber vorberer einig urteilis biten ab bi 
„ſechſe mit einander ſweren jullen ober al enceln. fo jal man teilen 

46 *® 
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heifer, nachdem der Haupteid auf das Haupt des Angeflagten ge— 
ſchworen war, je drei mil einander, drei vorher und drei nachher, 
ſchwoͤren daß der Eid rein und nicht unmeineidig fei®). Auch die 
Zeugen wurden öfters gemeinſchaſtlich beeibiget, 3. B. in 
Negensburg („Nu habt al auf mit einander ieder man zwen Bin- 
„ger mit der rechten hant” —). Bernommen wurden fie aber 
immer einzeln, Einer nach bem Anderen 9). Bei den Eidhelfern 
war eine einzelne Vernehmung natürlich nicht nothwendig, weil fie 
nur die Reinheit des Eides des Hauptichwörers zu beihwören, nichts 
auszufagen batten. 


8) Gottesurtheile. 
$. 576. 


Auch die Gottesurtheile kommen noch lange Zeit in ben 
Städten vor. Wie anderwärts jo wurde auch in ben Stäbten nur 
die Feuerprobe und die Wafferprobe, nicht aber der Zweikampf und 
das Bahrrecht zu ihnen gerechnet, 3. B. in Brünn u. a. m.!). 
Es follte zur Feuer- und Waflerprobe erjt dann gefchritten werden, 
wenn Feine Eibhilfe und auch Fein anderer Beweis vorhanden oder 
jede andere Enticheidung unzuläßig war. Man ftellte ſodaun Gott 
jelbft die Entſcheidung anheim in ber Ueberzeugung, daß er der 


„daz fi alle mit einander fullen jweren. So mac be vregen eines ur: 
„teiles wende fi mit einander jweren jullen ab fi ouch mit einander 
„icht fullen uf di heiligen legin.“ vrgl. noch c.9, 10 u. 20 bei Schott, 
p. 190, 191 u. 212—218. 

7) Url. von 1849 bei Heider, p. 654. „der ſoll dargehen vnd ibm zween 
„Singer in den Schopff legen, und ber Frawen in die Schaidlen, vnd 
„fol ein Eyd ſchweren, — ba jollen ſechs dargehen, vnd follen jbre 
„Händ legen auff dei eriten Arm vnd follen ſchwören, daß ber Eyd 
„rein jey vnd nit main” —. vrgl. oben $. 678. 

8) Stadtrecht bei Göſchen, p. 36. — „bar na fweren ſes man, bre vore 
„unde dre na, bat de eb reyne fi unde unmenedich“ —. 

9) Stabtredht von Regensburg bei Freyberg, V, 59 u. 60. 

1) Stadtrecht von 1248, c. I u. 7 bei Rößler, p. 342 u. 845. — per 
dei justiciam id est per aquam. — per dei justiciam, id est per 
iudicium aque, si vero in aqua processum non habuerit, — per 
ignitum ferrum. 
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Unfchuld beiftehen und der Wahrheit zum Siege verhelfen werde. 
Als ein ſolches ſubſidiares Beweismittel kommen bie Gottesurtheile 
noch vor in Ens ?), in Wien?), in Freifing 4), in Braunfchweig ©), 
in Berlin ®), in Brünn u.a. m.”). Auch in Mainz kommt noch 
der Kellelfang vor bei dem Münzerhausgenofjen Gerichte, welches 
die Münzfälfcher zu beftrafen hatte. Und ver Müngzmeifter mußte 
den Keſſel dazu Laufen („und ift er barum fchuldig den Keflel zu 
„Lauffen, das man richte über ben Felſcher“) 8). Nach manchen 
Stadtrechten hatte jedoch der Angeflagte die Wahl zwifchen bem 
Reinigungseid und der Teuer: oder Waflerprobe, 3. B. in Ens®), 
in Hannover 19) und urfprünglich auch in Regensburg 12). Allein 
fhon in dem Stadtrecht von 1219 wird der Waſſerprobe nicht 
mehr gedacht 12). 

Da nämlich die Feuer- und Waſſerprobe wie ber Reinigungs: 
eib ein Mittel war fich von einer Verbächtigung zu reinigen, fo 
fonnte man e8 wohl den Verbächtigten erlauben ich fogleich diefer 


2) Stabtrecht von 1212, 8. 12 u. 19. 

8) Stadtrecht von 1221, $. 18 u. 25. 

4) Ruprecht von Freifing, I, 185, u. II, 112, 

5) Stabtredht bei Leibnitz, script. Bruns. III, 439. 

6) Fidiein, I, 154. ' 

7) Stabtredt, c 1, 7 u. 20 bei Rößler, p. 842, 845 u. 449. vrgl. L. 
Ripuar. 81, $. 5. Sächſ. Lr. I, 39. u. UI, 21 8. 2. Schwäb. kr. 
W. c. 89, 282 u. 885. Konrad Maurer, in der krit. Ueberfhau, V, 
218— 222. 

8) Joannis, rer. Mog. III, 458. vrgl. Schwäh. Lr. Laßb. c. 192. 

9) Stadtrecht von 1212, $. 19. ipse suam probet innocentiam, semet 
tercio ydoneorum virorum, vel judicio aque, vel ferri igniti, ita 
quod unum istorum sibi eligat —. 

10) Ratheſpruch von 1486 bei Grupen, observat. rer. et antiqu. p. 65. 
„Sunder be mocht jet bes entſlan brierleye wiis. Int erfle: to dre⸗ 
„ghende bat glögende jjern, eder jn eynen wallenden SKetel to gripenbe 
„wende an den Ellenbogen, eber be mochte jet bis entledigen uppe be 
„billigen ſülv fevende alße to ſek to nemende unberüchteged ſeker beberue 
„lüde In defen dren Hüden mochte be ven Kore bebben’ — 

11) Privifegium von 1207 bei Gemeiner, Urfprung von Regensburg, 
p. 69. reus tercia manu denominatorum se expurgabit vel exa- 
mine frigide aque innocenciam suam probabit —. 

12) Privileg von 1219 $. 2. 
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aller gefährlichiten Probe zu bedienen, um durch fie ihre Unſchuld 
um fo glänzender zu bewähren. Der Gottesurtheile bedienten ſich 
hauptfächlich diejenigen, welche eines Verbrechens angellagt oder 
verbächtiget worden waren, um ihre Unfchuld zu beweiſen und fi 
von allem und jedem Verdacht zu reinigen. So war e8 in Regent: 
burg, Freifing, Ens, Wien, Brünn, Hannover u. a. m. Auch bie 
Handwerker, 3. B. die Bäder in Augsburg, bebienten fich dieſes 
Mittels, wenn fie einer unerlaubten Handlung in ihrem Gewerbe 
verbächtig waren 12). Zum Beweife einer Anklage konnte fich jedoch 
fein Anfläger der Gottesurtbeile bebienen. Nur die Nothwehr 
machte hievon eine Ausnahme. Wiewohl nämlich bie alte Form 
bes Beweiſes der Nothwehr in einer Anklage des in ber Nothwehr 
Getödteten beftanden hat ($. 563), fo wurde doch frühe ſchon eine 
Ausnahme von jener Negel in dem alle gemacht, wenn ber ge: 
vechtfertigte Todjchläger wegen Tödung belangt worden war, 3. B. 
in Wien 14), in Brünn!) u. a. m. Denn in biefem Falle gehörte 
ber Beweis der Nothwehr zu feiner Vertheidigung. - Er durfte ſich 
demnach wie jeber andere Angellagte, auch der Feuer: und Wafler- 
probe zu feiner Rechtfertigung und Vertheidigung bedienen. In 
manchen Fällen konnte man fich fogar in Eivilfachen des Wafler: 
urtheiles bedienen, 3. B. in Freifing u. a. m. 1%), 

Wie bei dem Neinigungseid ($. 567), fo mußte öfters auf 
bei der Feuer- und Waflerprobe, ehe der Angellagte zu ihrer Vor: 
nahme genöthiget werden konnte, ein Kalumnieneid von bem 
Ankläger gefchworen werben 27), welchen man bei den Angeljachien 


18) Stadtrecht von 1156 in Mon. Boic, 29, I, p. 831. — decoqui pro- 
baticios panes. secundum judicium frigide aquae. 

14) Stadtrecht von 1221 $. 2 u. 3. Si vero homicida confessus fuerit, 
se homicidium perpetrasse vim vi repellendo i. notwernde probet 
hanc notwer cum ignito ferro. 

15) Stadtredht von 1248, $. 7. bei Rößler, p. 844. 

16) Ruprecht von Yreifing, I, 185. — „vnnd iſt e8 den vmbſäſſenn night 
„wiſſenlich jo fol es ſchaidun ein wafler vrtail.“ vrgl. Sächſ. Sr. II, 
21 $. 2. Schwäb. fr. W. c. 282. 

17) Urf. des Königs Ildefons von Aragonien von 1187 bei Henschel, ], 
844. accusans praestabit sacramentum de calumnia, quod credit 
illum accusatum forefactum, de quo eum accusat, fecisse, et exinde 
accusatus recipiet judicium aquae frigidae. 
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einen Voreid (forath) 18) und bei den Dänen einen Zufchwd- 
rungseib (Aasuoren Eed) genannt hat1P). 


‚ Ueber das bei den Gottesurtheilen beobachtete Verfahren findet 
man in den Stabtrechten Feine befonderen Auffchlüffe. Das Ver- 
fahren war offenbar verjchieden, je nachdem bie Feuerprobe in einem 
Anfaffen oder in eimem Tragen des glühenden Eijens, und bie 
Waſſerprobe in einem Greifen in einen mit fievendem Waſſer an- 
gefüllten Keffel oder in einer Kaltwaflerprobe beitand. Und es 
hatten dabei auch in den Städten die anderwärts gebräuchlichen 
Gebete, Einjegnungen und Beihwörungen ftatt, über welche wir 
durch Rockinger fo interefjante Mittheilungen erhalten haben. Be- 
fonders merfwürbig ift unter Anderem auch die Beftätigung ber 
Anficht, dag auch bei der Feuer: und Waflerprobe eine Stellver- 
tretung durch einen Anderen zuläjfig war 20). 

Der Gebrauch der Feuer: und Waflerprobe wurde in ben 
Städten frühe Schon beſchränkt, in manchen fogar ganz abge: 
Thafft. Nichts defto weniger finden fih noch im 17. Jahrhundert 
Spuren von biefer jedenfalls fehr bedenflichen Unfchuldsprobe. 
Schon feit dem 13. Jahrhundert wurde die Keuerprobe nicht mehr 
zugelaffen, wenn eine genothzüchtigte Frau mit fieben Zeugen ben 
Beweis ihrer Anklage führen konnte, 3. B. in Ens 21), in Wien ?2) 
und in Brünn 23). In Freifing gehörte die Feuer: und Wafler- 
probe ſchon jeit dem 14. Jahrhundert „zu den verbotenen Ge— 
richten, zu denen man nicht mehr genöthiget werden jollte, denen 
man fich jedoch freiwillig unterwerfen durfte 2%). In Paffau wurde 
die euer: und Waflerprobe bereits ſchon im 12. Jahrhundert au 8- 


18) Dreyer, de usu gen. juris Anglo-Sax. p. 175. Reinhold Schmid, 
die Gefeße ber Angelſachſen, 2te ed. p. 578—79. 

19) Andr. Sunefen, V, 15 u. VII, 15. 

20) Rodinger, drei Formelſammlungen aus ber Zeit der Starolinger, p. 381, 
366 u. 858. vrgl. Dfenbrüggen, Hausfrieden, p. 80. 

21) Stadtrecht von 1212 $. 12. 

22) Stabtreht von 1221 $. 26. 

28) Stabtrecht, c. 21 bei Rößler, p. 349. 

24) Rupredt von Freifing, II, 110 u. 112. Schon bas Mpt. von 1828 
enthält dieſe Vorſchrift. 
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drüdlich abgefchafft 2°) und in Hamburg im 13. Jahrhundert ?®). 
Meeiftentheils geichah dieſes jedoch ftillichweigend dadurch, das 
ihrer in den Stadtrechten nicht mehr erwähnt ward. In Regen?: 
burg waren fie, wie wir gejehen, noch im Sahre 1207 im Gebrauch. 
Das Privilegium von 1219 aber kennt fie nicht mehr. Auch dem 
Wiener Stadtrecht von 1221 waren fie noch befannt. Das Etabt- 
recht von 1278 aber ſpricht nicht mehr von ihnen 27). Auch das 
Stadtredt von Brünn von 1243 Spricht no von ihnen. In ber 
ipäteren Deutſchen Ueberarbeitung werben fie aber mit Stillfchweigen 
übergangen 22). Eben jo war noch bie Kaltewaflerprobe dem 
Augsburger Stadtrechte von 1156 bekannt. Das Stadtrecht von 
1276 kennt fie aber nicht mehr. Und in den meiften Stabtrechten 
wurben bie Orbalien ſtillſchweigend dadurch abgeichafft, daB 
ihrer nicht mehr erwähnt ward, 3. B. in den Stabtrecdhten von 
Soeſt, Medebach, Freiburg, Augsburg, München, Wiener Reuftatt, 
Heimburg u. a. m. Nichts defto weniger haben fie ſich doch noch, 
wenn auch in einer etwas veränderten Form und Geftalt, bis ins 
17. und 18. Jahrhundert erhalten, 3. B. in Bafel und wahrfchein- 
lich auch in Worms, in ber Form einer Waflerftrafe und in Osna— 
brüd u. a. m. als Herenbäder. 

Nah einer Beichreibung dieſer Waflerftrafe von 1541 ſollte 
in Bafel der Uebelthäter, den man „mit dem Waſſer richten 
„und ertränfen” wollte, gebunden von dem Nachrichter in den 
Rhein geworfen, an einer bejtimmten Stelle aber von den dazu 
beftellten Fiichern wieder herausgezogen und den Tobengräbern 
übergeben werden, bie ſodann bei Strafe alles anwenden mußten, 
um ben Webelthäter zu retten, der wenn er mit bem Leben davon 
gekommen war, feine Strafe glüdlich beſtanden hatte 22). Aus den 
Jahren 1567, 1602, 1608 u. 1634 find viele Fälle befannt, in 
welchen die Verurtheilten wieder Icbendig aus dem Wafler hervor: 


25) Privilegium von 1159 bei Gengler, p 410. 

26) Urk. von 1257 bei Staphorft, Hamburg. Kirchengeih. Th. I, Bd. 2 
p. 84—B5. 

27) Lambacher, II, 148. 

28) Stadtreht von 1248, c. 1 u. 7. vrgl. mit dem deutſchen Tert bei 
Rößler, p. 342 u. 845. 

29) Ochs, VI, 482 u. 488. 
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gekommen und ſodann in Gnaden entlaſſen worden ſind 20). Einer 
Kindsmoörderin, welche im Jahre 1602 mit dem Waſſer gerichtet 
werben follte, die aber friih und gejund aus dem Wafler wieder 
herausgelommen war, eröffnete die Zuriftenfafultät, „vaß fie ihre 
„Brobe beitanden habe.” Und fie wurde jodann mit der Er: 
mahnung ſich ehrlih zu betragen, in ihre Heimath eutlaffen 22). 
Als jedoch im Jahre 1634 wieder eine Kindsmörberin lebendig aus 
bem Mafjer gezogen worden war, wurbe fie zwar ebenfalls ent- 
laffen und nur_aus.der Stadt gewiefen. Die beiden Stabträthe 
erkannten jedoch, daß Fünftig „vergleichen malefizifche Weibs— 
perſonen“ nicht mehr mit dem Waffer, jondern mit dem Echwert 
hingerichtet werben follten 22). Und damit war denn auch diejer 
Reft der alten Waflerprobe in Bafel verſchwunden. Denn feit 
diefer Zeit wurben bie Kinbsmörderinnen enthauptet und ihr Kör: 
per der Anatomie übergeben. ine ähnliche Waflerftrafe fcheint 
auch in Worms die im Jahre 1421 erkannte Keffelftrafe ges 
wejen zu fein 22). Noch weit länger als dieſe Waflerftrafen haben 
fih aber die jogenannten Herenbäder, hie und ba fogar bis in 
das aufgeflärte 18. Jahrhundert erhalten. Am Jahre 1636 erließ 
noch der Magiftrat von Osnabrück eine weitläuftige Verordnung 
über den Gebrauch diefer Probe des Falten Wafſers bei den damals 
jehr Häufigen Herenprogeffen. Und in Preufen u. a. m. kamen 
bie Herenbäber noch in der Mitte des 18. Jahrhunderts vor 2*). 


4) Gerichtlicher Zweilampf. 
g. 577. 


Der gerichtliche Zweifampf hängt mit dem Nechte der Fehde 
zujammen, amd er ift feiner Grundidee nach felbft nichts anderes 
als eine in geleglichen Formen und unter gewiſſen Befchränkungen 
erlaubte Selbjthilfe oder eine in gejeßlich geregelter Form vor 


80) Ochs, VI, 485, 762%, 765 u. 773. 

81) Ode, VI, 762. 

92) Ode, VI, 778 

38) Urtheil von 1421 bei Schannat, II, 444. „fo urteilen wir jn zum 
Rec fe" —. 

34) Majer, Geſch. der Orbalien, p. 100—106. 
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Gericht ausgeübte Fehde!). Der gerichtliche Zweikampf war bem: 
nach urfprünglih und feiner Grundidee nach Fein eigentliches Be 
weismittel. Er wurde jedoch frühe ſchon, jedenfalls bereits feit dem 
fpäteren Mittelalter, als ein Beweismittel betrachtet und als ein 
jolche8 auch in den Städten gebraudt. Sn den Stabtrechten wird 
ber Zweifampf neben und mit ben anderen Beweismitteln genannt ?). 
Auch nach der Kampfgerichtsorbnung von Nürnberg follte ber An: 
Häger bei jeiner fämpflichen Ansprache erklären, „er wolle ime (d. h. 
feinem Widertheil) das beweißen mit finen Kolben auff fein 
„Haupt nah Kampffsrecht" 3). Daher wurde auch derjenige, der 
im Zweikampfe unterlag, geftraft, wie jeder andere Ankläger oder 
Angeklagte, welcher den Beweis nicht geführt hatte und daher fach 
fällig war, 3. B. in Magdeburg %, in Dortmund 5), in Freiberg ®), 
in Freiburg im Breisgau ?), in Bern®), in Kolmar?), in Bafel!®) 
u. a. m.: ). Und ber Angeflagte hatte, wenn er im Kampf fiegte, 
wie bei einem geleifteten Neinigungseide und bei einer glücklich 
überftandenen Feuer- und Waflerprobe, feine Unfchuld bewiefen ??). 

Der gerichtliche Zweikampf findet fi übrigens noch, wenn 
auch unter gewifjen Beichränfungen, in allen alten Städten. Die 
herrichende Bürgerfchaft in den alten Städten hatte nämlich bie 
felben Sitten und Gebräuche, wie bie freien Landſaſſen. Erft feit 
bem Siege der Zünfte hat fich diefes geändert. Und ſeitdem kam 


1) orgl. über den gerichtlichen Zweifampf Konrad Maurer, in der krit. 
Ueberſchau, V, 222 ff. 

2) vrgl. auch Richtfleig, Lanbr., c. 40 $. 8. 

8) Histor. Norimb. dipl, II, 24. 

4) Schöffenbriefe von 1261, $. 70 und von 1804, $. 187 bei T. u, St. 
p. 861 u. 477. 

5) Stadtrecht, $. 10 bei Wiganb. 

6) Stadtrecht, c. 27 bei Schott, III, 284. 

7) Stadtrobel, 8. 74. 

8) Handfefle von 1218 $. 82. 

9) Stadtrecht von 1298 $. 1. 

10) Os, III, 186. 

11) Sächſ. Weichbild, art. 85. Sächſ. Lr. I, 53, 8. 1 u. 69. Schwäb. Kr. 
W. ce. 64. 

12) Iwein, v. 5483—35, p. 170 f. „mit fampfe vor geribte ſprach, ob 
„ey alfo geſchach daz er mit fampfe unſchuldec wart.“ 


———— ——— — — — 
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auch der gerichtliche Zweikampf unter den Stadtbürgern außer 
Gebrauch. Man findet daher den gerichtlichen Zweikampf noch in 
Köln ?3), in Freiburg !%, in Bern 18), Straßburg !%), Kolmar!T), 
Bajel!®), Soeft!%), Dortmund 29), Kübel 21), Hildesheim 22), Augs⸗ 
burg 22), München 23), Bamberg 2°), Magdeburg 2%), Halle, Frei⸗ 
fing, Wien n. a. m. 

Des Zweikampfs Tonnte man ſich zur Anklage, aber auch 
zur Bertheidigung bebienen. Bon dem Zweikampf zum Be: 
weife der Anklage reden bie erwähnten Stadtrechte von Freiburg, 
Bern, Straßburg, Kolmar, Dortmund, Hildesheim, Magbeburg, 
Treiberg, Augsburg, Münden, Treifing, Wien u. a.m. Aber aud) 
der Angellagte durfte fih des Zweikampfes zu_ feiner Verthei- 
bigung und zur Erprobung feiner Unſchuld bedienen, z. B. in 
Neuenburg 2?) u. a. m. Selbſt die Verwandten eines Erichlagenen 
durften denfelben noch mit dem Zweikampf vertheidigen, z. 2. bei 
einer behaupteten Nothwehr oder wenn es bei gegenfeitigen Ver: 
wunbungen ober ſonſt nothwendig war, 3. B. in Magbeburg 2°), 
Augsburg 2%), Freifing u. a. m. 3%. Auch hatte der Zweikampf 


— — 


13) Urk. von 1169 bei Lacomblet, J, 802. 

14) Stiftungsbrief von 1120, $. 21 u. 22. Stadtrodel, 6. 48, 44 u. 74. 

15) Handfeſte von 1218, $. 30— 32. 

16) Stabtredht, c. 35 bei Grandidier, II, 56. 

17) Stabtredt, $. 1 u. 89. 

18) Ode, II, 186 u. 187. 

19) arg. Stadtrecht von 1120, $. 41. 

20) Stabdtredt, $. 10 bei Wiganb. 

231) Hach, I, $. 58. und Westphalen, III, 627 u. 628. 

22) Urk. bei Grupen, antiquit. Hannov. p. 285. 

28) Stabtreht von 1276 bei Freyberg, p. 68. bei Walch, $. 165 u. 166. 

24) Stadtredt, $. 188. . 

25) Stadtrecht, $. 184. 

26) Schöffenbriefe von 1261 $. 64 unb von 1304 $. 137. 

27) Freiheitsbrief von 1214 bei Walther, p. 22. At si fugitivus negare 
vult, quod non spectet ad requirentem, duello firmato se perso- 
naliter defendet —. vrgl. Richtſteig Landr. c. 40, S. 3. 

28) Echöffenbriefe von 1261, $. 70 und von 1804, 8. 71. 

29) Stadtrecht bei Freyberg, p. 52 und bei Waldy,$. 109. 

30) Ruprecht von Freifing, I, 152. Eächſ. Or. I, 64. 
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urſprünglich zu jeder Zeit und in jeder Lage des Verfah— 
rens ftatt. Und es mußte ihm, fo oft man fidh feiner bebiente, 
jedes andere Beweismittel weihen. Zwar pflegte man erft bann 
zu dem Zweikampf zu greifen, wenn es an Zeugen und an an- 
beren Beweismitteln fehlte, 3. B. in Ben ?ı), in Baſel 22), in 
Freiſing u. a. m.22). Da jedoch ber Reinigungseid mit und ohne 
Eidhelfer und jedes andere Beweismittel dem Zweikampf weichen 
mußte 3), fo war berjelbe zu jeder Zeit und in jeder Lage bes 
Berfahrens zuläßig, fogar bei handhafter That 35), gegen die Schrei- 
leırte 3°), und gegen andere Zeugen 27), felbjt gegen ein gerichtliches 
Zeugniß 39). Denn der Zweikampf verwehrte jedes andere 


Zeugniß 39). 
$. 578. - 


In den Städten fing man jedoch frühe ſchon an den Zwei: 
fampf zu beſchränken und ihn mwenigftens nur noch unter ge 
willen Beſchränkungen zu dulden. Denn fo wenig, wie das 
Necht der Fehde überhaupt, eben fo wenig konnte fi auch biefe 
gefeglich geregelte Fehde (der gerichtliche Zweifampf) neben bem 
freien Verkehr in den Etädten erhalten ($. 110). Bereits die älte: 
ften Stadtrechte enthalten die Vorjchrift, daß bie Stabtbürger mit 
Fremden, d. h. mit nicht Bürgern, nicht mehr zu kämpfen brauch 
ten, wenn fie e8 nicht freiwillig thun wollten. Die Stadtrechte 


81) Handfeſte von 1218, 8. 81. 

32) Ochs, III, 187 

38) Nupredt von Freifing, I, 56. Schwäb. Lr. c. 81 u. 82. 

84) Stadtrecht von Straßburg, e 85 bei Grandidier, II, 56. Stadtrecht 
von Augsburg bei Frenberg, p. 55 und bei Walch, $. 112. Halliſcher 
Schöffenbrief von 1285 $. 15 bei T. u. St. p. 296. Lanbfriebe von 
1158 $. 2. bei Pertz, IV, p. 107. 

35) Magteburg. Schöffenbrief von 1261, $. 21 unb von 1304, 6. 63 bei 
zT. u. St. p. 354 u 4862. 

86) Magdeburg. Schäffenbrief von 1261, 8. 40. 

87) Freiburg. Stiftungsbrief von 1120 $. 22. und Freiburg. Gtabtrobel, 
8. 44. Stadtreht von 1275 u. 1293 bei Schreiber, I, 77 u. 126 f. 

38) Magdb. Schöffenbriefe von 1261 $. 89 und von 1304 $. 66. 

89) Magdb Schäffenbrief von 1261 $. 70. — „mit Kamyfe, bie vorleget 
„allen Geziuch.“ Sächſ. Er. I, 64. 
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buldeten zwar noch bergleichen Kämpfe. Es Bing jeboch von dem 
freien Willen der Yürger ab, ob fie einen ſolchen Kampf eingehen 
wollten ober nicht. So war es in Freiburg’), in Kolmar 2), in 
Tattenried ?) u.a. m. Auch in Nürnberg burfte fein Fremder 
mehr einen Bürger zum Kampf forbern®). Eben jo in Dort: 
mund ®), in Stade ®), in Frankfurt T), in Eger?) u. a. m. Uınge: 
kehrt durften jedoch die Bürger, wenn fie wollten, die Fremden zum 
Kampfe fordern, 3. B. in Freiburg ), in Eger!) u. a. m. Da 
das Necht der Fehde nur unter ben Bürgern abgejchafft und der 
Stadtfriede auf den Burgfrieben beſchränkt worden war ($. 94), 
jo mußte natürlicher Weile auch bie geſetzlich geregelte Fehde gegen 
Fremde erlaubt bleiben. Ehe jedoch ein Bürger einen Fremden 
Tampflih anſprach, jollte er fidh zuvor an das Stabtgericht ober 
an den Stadtratb wenden und die Sache dort unterfuchen und ent: 
ſcheiden laſſen, ob fie gerecht jet oder nicht, 3. B. in. Nürnberg 12). 

Unter den Bürgern ſelbſt dauerte indeflen der gerichtliche 
Zweikampf noch lange Zeit fort. Er wurbe jeboch frühe jchon ge: 


1) Etiftungsbrief von 1120, $. 21. Extraneus cum burgensi duellum 
non habebit nisi ad voluniatem burgensis. Stabtrobel, $. 48. 
Stadtrechte von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 82 u. 185. „Enbein 
„gaft fol Temıpfen mit eime burger, ez fi denne bei burgerf wille.” vrgl. 
noch p. 84 u. 186. 

2) Stabtreht von 1298, $. 10. „Delein lantman mac befeinen burger 
fempben niwan mit bes burgers wille,* 

8) Stadtreht von 1358 $. 10 bei Schoepflin, IL, 220. und Gaupp, II, 
178. 

4) Privilegium von 1219, $. 8. 

5) Stabtredht, 8. 25. 

6) Privilegium von 1209 u. 1259 bei Pufendorf, II, 156 u. 159. 

7) Privilegium von 1291 und Stadtrecht von 1297 6. 8. in Weiteravia, 
p. 252. vrgl. noch Datt, de pace pbl. L, c. 1, $. 86-88. 

8) Stabtredt von 1279 $. 4 bei Saupp, I, 190. 

9) Stadtreht von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 84 u. 187. 

10) Stadtredt von 1279, 5. 4. 

11) Stadtredht aus 14. sec. bei Siebenfees, Beitr. zum t. Recht, V, 214. 
„daz Tain burger kainen gaft ſol kempflichen aue ſprechen er kome benne 
„dor zu dem burgern in den Rat vnd laz verbören fein ſache ob fi 
„gerecht ſei.“ 
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wiſſen Beichränfungen unterworfen, in manchen Stäbten auch jchon 
ganz abgeſchafft. Und fpäterhin hat er fi in allen Städten ver- 
Ioren. In faft allen Städten wurde er nämlih nur noch bei 
peinlihen Sadhen??), und auch bei diefennurnoch bei Fampi: 
würdigen Verbrechen zugelafien, alfo beim Mord und Todſchlag, 
bet kampfwürdigen Wunden, d. h. bei fchweren Verwundungen, ba 
der Nothzucht, beim Morbbrand, beim Straßenraub u. oͤrgl. m, 
fo oft alfo ein kampfwürdiges Gut in Frage war, 3.3. in Magbe: 
burg, Breslau und Eiörliz 12), in Freiburg 14), in Augsburg !%), in 
Freiberg 1%) u. a m. In Lübeck wurde die Anſprache zum Zwei 
fampf nur nody in dem Falle zugelaflen, wenn an dem Ort ber 
That das Gerüfte erhoben und diefes mit ‚zwei angefeffenen Leuten 
bewiejen worden war IT), 

Zur Erſchwerung des gerichtlichen Zweikampfes wurde in 
vielen Städten ein Voreid eingeführt. Beide Parteien follten 
nämlich, ehe fie zum Kampf zugelaflen wurben, fchwören, der An: 
Mäger, daß die Schuld wahr ſei, darum er jenen angeflagt habe, 
und der Angeflagte, daß er unjchuldig jet, 3. B. in Magdeburg, 
Breslau und Görliz 1°), in Freiberg 19) u. a. m. 2%). Dieſer von 
beiden Theilen zu leiftende Voreid ift zwar Fein wirklicher Ka: 
Iumnieneib gewefen, wie der bei dem Reinigungseid und bei der 
Feuer» und Wafferprobe von dem Anfläger zu leiftende Eid 


12) Gloſſe zum Sächſ. Weichbild, art. 85. „Denn kempiflich grüffen ik 
„als .viel, als einen mann peinlich anjpreden.“ 

18) Schöffenbrief von 1261, $. 4 und von 1804, 8. 28, 42, 187 u. 140. 
vrgl. Sächſ. Pr. I, 63 6.1 u. 68, 5 8. 

14) Stadtrobel, $. 74. In den Stabtreihten von 1275 u. 1298 bei Schrei: 
ber, I, 88 u. 136. findet fih jedoch dieſe Vorſchrift nicht mehr. Es 
ſcheint fi demnach in ber Zwiſchenzeit der Zweifampf unter ben Bür- 
gern verloren zu baben. 

15) Stadtrecht bei Freyberg, p. 68 u. 69. und bei Wald, $. 165 u. 166. 

16) Stadtrecht aus 13. sec., c. 26 u. 27 bei Scyott, III, 222 u. 225. 

17) So verftehe ih die etwas dunkle Stelle des Stabtrechtes bei Hach, I, 
6. 58. und bei Westphalen, Ill, 627 f. 

18) Schöffenbrief von 1261 $. 65 u. 70 und von 1804 $. 137. 

19) Stabtredt aus 18. sec., c. 27 bei Schott, III, 281 u. 233. 

20) Sächſ. Weichbild, art. 85. Sächſ. Er. I, 63 $. 4. Reinece Fuchs, 
IV, c, 7. 


— 
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(F. 567 und 576.) Große Aehnlichkeit mit einem ſolchen Eid hat 
er aber dennoch gehabt. 

In anderen Städten konnte man fi von dem Zweikampfe 
beſreien, wenn entweder der Ankläger den Angeklagten ſelbſt ſiebend 
überführen 21), oder der Angeklagte ſich ſelbſt ſiebend, z. B. in 
Wien 22), in Hannover u. a. m. 22), oder ſelbſt zwölf losſchwoͤren 
fonnte, 3. B. in Regensburg 2%), oder wenn der zum Kampf Ge: 
forderte mit fieben Zeugen beweiſen konnte, daß er perjönlic gar 
nicht betheiliget, bei dem Todſchlag oder bei der Verwundung gar 
nicht anweſend geweſen jet, 3. B. in Hamburg 2). Und in einem 
von Rubolf von Habsburg präfidirten Hofgerichte wurde fogar der 
Grundſatz ausgeiprochen, daß ber Angeklagte ſich bei allen und 
jeden Verbrechen mit einem Reinigungseid von dem Zweikampf be- 
freien könne. Nur allein die Majeftätsverbrechen follten hievon aus— 
genommen fein 29). 

In vielen Städten wurde übrigens frühe jhon ber gericht: 
lihe Zweikampf jelbft nicht bloß mit den Fremden, fondern auch 
unter den Bürgern abgefchafft, 3.2. in Soeft ?2T) in Worms 28), 
in Goslar 2%), in Braunjchweig 3%), in Stade ?!), in Minden 32), 





21) Magdeburg. Schöffenbrief von 1261 $. 70 a. E. bei T. u. St. p. 362. 
vrgl. Sächſ. Lr. I, 64. und Gloſſe dazu. Schwäb. Lr. W. c. 81. 


22) Stabtredt von 1287 u. 1278 bei Zambacher, II, 12 u. 160. unb von 
1296 $. 9 bei Senckenberg, vision. p. 285. Hanbfefle Rubolfs bei 
Senckenberg, sel. jur. IV, 445, 


23) Rathsſpruch von 1486 bei Grupen, observ. rer. et antiquit. p. 65 
u. 66. vrgl. Richtſteig Landr. c. 40 $. 8. 

24) Privilegium von 1280 $. 1. 

25) Urk. von 1255 bei Staphorft, Hamb. Kirchengefchichte, Th. I, ®b. 2, 
p. 84. 

26) Sententia an. 1290 bei Pertz, IV, 455—456. 

27) Stabtret von 1120 $. 41. Edhrae, art. 117. 

28) Privilegien von 1156, 1220 u.'1236 bei Morig, II, 148, 158 u. 171. 

29) Göſchen, p. 87. 

80) Braunſchw. Urkb. I, 2. 

81) Privilegien von 1209 und 1259 bei Pufendorf, II, 156 u. 159. 

82) Stadtrecht von 1246 in Orig. Quelf. IV, 202. 
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in Nürnberg 22), in Brünn %), in Freiberg, in Freiſing u. a. m. 
In Freiberg, wo ber gerichtliche Zweikampf noch im 13. Jahrhun: 
dert nad) dein Stadtrechte erlaubt war, hatten die Verwiundungen 
und Todſchläge binnen wenigen Jahren jo ſehr überband genom: 
men, baß die Bürger zu ihrer eigenen Sicherheit bereit8 im Jahre 
1305 den gerichtlihen Zweikampf ganz abichaffen und ftatt deſſen 
ben alleinigen Eid des Anflägers zulaflen mußten. Auch wurde 
damals verorbnet, daß ber Angeflagte, wenn er nicht erichienen war, 
auf 100 Jahre und einen Tag, d. 5. alſo auf ewige Zeiten, in bie 
Acht gethan werden folle 25) In fehr vielen Stäbten wurde ber 
Zweilampf ftillfchweigend dadurch abgefchafft, daß feiner in ben 
Stadtrechten nicht mehr erwähnt ward, 3. B. in Medebady ?%), in 
Hamburg u. a. m., fpäterhin auch in Yreiburg. 

Mit der Abjchaffung bes gerichtlichen Zweikampfes war meiften- 
theils das Gebot fein Recht vor Gericht zu ſuchen verbunden, 3.8. 
in Worms 27), in Goslar?) in Emmerich u. a. m. Als Emmerich zur 
Stadt erhoben wurde, wurde bafelbjt der gerichtliche Zweikampf abge: 
ihafft und verorbnet, daß alle Streitigkeiten vor Gericht gebracht 
und von dieſem entjchieven werben jollten 2%). Es bat fi) demnach 
auch in den Deutfchen Etäpten wiederholt, was fih in ähnlicher 
Weiſe weit früher ſchon im aller weiteften Norden, in Island, zu: 
getragen hatte, wo bereits im Anfang des 11. Jahrhunderts an 


38) Privileg von 1219, c. 8 und Stalut von 1860 bei Wil, hiſt. dipl. 
Magazin, II, 266. 

84) Schöffenbuch Nr. 27 u. 28 bei NRößler, p. 16. 

85) Berorbnung von 1305 bei Schott, III, 87 u. 88. 

86) Stadtrecht von 1165 bei Eeiberk, II, 1 p. 73. Späterhin wurbe er 
aber in zwei Fällen wieder erlaubt. Stadtrecht von 1850, art, 29 u 
35 bei Seiberg, III, 2 p. 384. 

37) Privilegien von 1156, 1220 u. 1236 bei Morig, II, 147, 148, 157, 
158 u. 171. 

88) Göſchen, p. 87. 

89) Urt. von 1288 bei Lacomblet, II, 100. nullus civis Embricensis — 
duello poterit convinci, sed quamcunque actionem habuerit 
actor, recurret ad judicem, qui ad consilium scabinorum to- 
tam questionem decidet —. 
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bie Stelle des abgefchafften Zweikampfes das fünfte Gericht 
(fimtardomr) getreten iſt 49). 

Die Abſchaffung des gerichtlichen Zweikampfes in den Deut: 
ſchen Städten hatte indeflen feineswegs bie Bedeutung eines gänz- 
lichen Verbote bei Strafe gegen bie Zuwiberhanbelnden. Mir 
wenigjtens find nur wenige Ausnahmen von dieſer Regel befannt 91). 
Es follte damit vielmehr nur der bis dahin beftehende Zwang ji 
demfelben unterwerfen zu müffen aufgehoben werden. Wer fich 
ihm daher freiwillig unterwerfen wollte, hatte bazu in ber Regel 
nad) wie vor ein ganz unbeftrittenes Necht. Klar und beutlich 
geht diefes aus den Stadtrechten von Stabe #2), von Minden 22*), 
von Lübeck 42) u. a. m., ganz vorzüglich aber aus dem Stadtrecht 
von Freifing hervor. In Freiſing gehörte nämlich ſchon feit dem 
14. Zahrhundert der gerichtliche Zweilampf zu ben verbotenen 
Gerichten, das Heißt, wie Nuprecht von Freifing jagt, zu benje: 
nigen Gerichten, zu welchen niemand mehr genöthiget werden jollte, 
denen man fich aber freiwillig unterwerfen durfte. („Ryemanbt 
„it gepunden vnnd dem annderen ſchuldig Tampfes zue laijtenn. 
„wann e8 ber verpotnn gerichts ains ift. vnnd ein yedlich man 
„dem annderen wol widerjtet er well es dann gernn tuen”) 4). 
Ruprecht mipbilligt auch anderwärts noch den Kampf („warn fampf 


40) Konrad Maurer, Beiträge zur Rechtsgeſchichte des germaniſchen Nordens, 
I, 179. ff. 

41) So verordnet das Nürnberger Statut von 1860, Nr. 7 bei Will, hiſt. 
dipl. Mag. II, 266. „Es ſoll kein Burger ben andern oder Fremde 
„kämpflich anſprechen, bei Straf 10 Pf. Heller.” Und nad dem Schöf⸗ 
fenbudy von Brünn aus dem 14. sec. (Nr. 27 u. 28 bei Rößler, p. 15) 
jollte ber Zweifampf nicht mehr als Beweismittel gelten, und daher 
derjenige, ber bamit jeinen Beweis führen wollte, geftraft werben. 

42) Privileg. von 1259 bei Pufendorf, II, 159. nullus civis suum oon- 
civem aut extraneus civem aliquem ad judicium duelli aut vocet 
aut compellat. 

428) Stadtrecht von 1246, in Orig. Quelf. IV, 201—202. Nullus civium 
prehabite civitatis concivem suum duello poterit impugnare, 
nisi de pari elegerint voluntate. 

48) arg. Hach, I, $. 125. 

44) Ruprecht von Freifing II, 110. Schon bie Handichrift von 1828 ents 
hält diefe Befimmung. 

v. Maurer, Stäbieverfafjung. LI. 47 
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„muetwill tjt*). Nichts deſto weniger dauerte berjelbe nach wie 
vor fort, wie dieſes Nuprecht felbft jagt. 2%). Und da es auch auf 
dem Lande nicht verboten zu fein pflegte, ſich ihm freiwillig zu un: 
terwerfen, jo Tonnte der Zweikampf auch anderwärts, zuletzt mwenig- 
ftens außergerichtlich, bis auf unfere Tage fortdauern. In den 
Städten hörte der Zwang ſich ihm unterwerfen zu müſſen mei: 
ftentheil8 feit dem 14. Jahrhundert auf. Daher wurde jeitdem die 
Treiheit von ber kämpflichen Anſprache zu ben ftädtifchen 
Treiheiten gerechnet #9. Die Folge bievon war, daß nun bie 
Bürger nicht bloß mehr vor fremden Kampfgerichten nicht mehr zu 
ericheinen brauchten, wie diefes den meiften Städten, 3. B. Nürn: 
berg, Rotenburg, Frankfurt u. a. m. in früheren und fpäteren Zei⸗ 
ten ausdrücklich zugefichert worden war #7), fondern daß auch in 
ben Städten felbjt bie Kampfgerichte verjhwanden und bie alten 
Kampfhöfe eine andere Beftimmung erhielten, wie biejes bereits 
im 15. Sahrhundert in Köln der Fall war. ($. 208.) Und feit 
dem Siege der Zünfte, fpäteftens feit dem Ende des 14. Jahrhun— 
bertS und feit dem Anfang des 15., fam der Zweikampf auch nod) 
in jenen Städten außer Gebrauch, in benen er fich bis dahin er: 
halten hatte, und der Zeugenbeweis trat fodann an defjen Stelle *3). 
Die letzten Spuren bes gerichtlichen Zweikampfes in den Städten 
babe ich im Anfang des 15. Sahrhuntert in Augsburg 49), in Ba⸗ 
jel 59) und in Köln gefunden 51). 


45) Rupredt, IL 5, 5l u. 111. 

46) Kaiferrecht, II, 69 u. IV, 1. 

47) Privileg. Friedrichs II für Nürnberg von 1219, $. 3. Und BPrivile: 
gien von 1274, 1291, 1299, 1853 u. 1442 bei Datt, de pace publ. 
L c. 1. 9. 84-88, p. 5. 

48) Sloffe zum Sächſ. Weichbild, art. 385. „ir folt wiffen, diefer kampff 
„in folder weis, als ber tert fpricht, iſt abgethan,“ —. Stoffe zum 
Sächſ. Er. I, 48 8. 3. „Du folt aber wifjen, daß alle artidel fo von 
„dem kampff melden, zu nichts mehr nüß fein. Dann worumb man 
vor alters hat Tempffen mögen, ſolches mag man jebt einen überweifen 
‚mit fieben menner gezeugnis.* 

49) Chron. Augustan. eccles. ad 1409 bei Pistorius, III, 684. Anno 
1409 fuit duellum hie inter marschalcum et Hachsenaker. — 

50) Ochs, III, 186-187. 

51) Materialien zur Statiftif bes nieberrhein. Kreifes, IE, 1 p. 66. 
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§. 579. 


Nur freie waffenfähige Männer waren urſprünglich zum ge 
richtlichen Zweikampf berechtiget. Daher gehörte ber Zweikampf 
allenthalben zur Kompetenz der öffentlichen Gerichte und zwar zur 
Kompetenz der höchſten, alfo ver Grafichaftsgerichte oder der an 
ihre Stelle getretenen oberften Gerichte in den Städten. (6. 531.) 
Leute, welche wegen eines körperlichen Gebrechens nicht felbit Fäm- 
pfen fonnten, wurden von ihren Verwandten vertreten ober fie er- 
hielten zu dem Ende einen eigenen Kampfvormund!) Eben 
fo die Berwundeten, bie Kranken und bieToden ?). Frauen, 
Minderjährige und Unfreie wurden auch beim Kampfe ganz 
in berjelben Weife von ihrem Vormund oder Herrn vertreten, wie 
beim Eide, oder fie erhielten zu dem Ende einen eigenen Kampf: 
vormund?). Die Sitte auch die Frauen felbft und gemie- 
thete Kämpfer ftatt ber ftreitenden Parteien kämpfen zu laſſen, 
gehört offenbar einer fpäteren Zeit an. Man findet fie aber be- 
reit8 in den meilten Städten. Der gemiethbeten Kämpfer wird 
zwar feltener in den Stadtrechten Erwähnung gethan. Sie kom⸗ 
men indeflen doch vor. In Hildesheim durfte bei der Anklage eines 
misthätigen Mannes (criminosus qui dieitur Misdader) der An: 
Mäger einen bezahlten Stellvertreter (pugil) ftellen, welcher fodann, 
wenn er befiegt wurde, allein zu haften hatte). Meiſtentheils wur- 
ben jedoch die bezahlten Kämpfer nur in dem Falle zugelaflen, wenn 
die Parteien felbft lahm oder verſtümmelt waren, alfo nicht ſelbſt 
tampfen konnten 5). Fürften und Herren hatten öfters einen eige- 
nen Stellvertreter (vicarius) für den Kampf, 3. B. in Worms 9). 


1) Sächſ. Weihbild, art. 35. vrgl. Sächſ. Er. I, 48 $. 2. 

2) Magdeburg. Schöffenbrief von 1804, $. 140 bei X. u. St. p. 478. 
Sächſ. Lr. I, 49. vrgl. oben $. 110. 

8) vrgl. Sächſ. Lr. I, 48. 

4) Urk. bei Grupen, antiquit Hannov. p. 285. si autem pugil suus vin- 
eitur ille solus debet satisfacere comprehenso —. 

5) Magbeburg. Schöffenbriefe aus 18. sec. $. 15 unb von 1261 $. 65 
und von 1804 $. 187 bei T. u. St. p. 278, 860 u. 476. vral. Sächſ. 
Xt. 1, 68 $. 2. 

6) Leges familiae $S. Petri von 1094, $. 19 bei Grimm, I, 806. 

47 * 
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In Ratingen kommt ein eigener landesherrlicher Kämpfer 
vor 7). An Oeſterreich verordnete noch Kaiſer Karl V im Jahre 
1522, daß bie Erzherzoge „durch einen unverleumbden Man kem⸗ 
pffen“ follten®). Und in England gibt e8 heute noch einen erb: 
lichen Krontämpfer, defien Amt darin beftehbt, daß er bei ber 
Krönung des Königs ſich erbieten muß, alle biefenigen, die das Necht 
des Königs zur Krone beftreiten, mit Waffen zu widerlegen. 

Die Frauen wurden in allen Städten ſelbſt zum Kampfe 
zugelafjen und zu ihren Gunften wurde eine eigenthümliche Kam: 
pfesart eingeführt. Meiftentheils ſollte ver Mann bis an den Gür- 
tel oder bi8 an den Nabel eingegraben werben und einen Stab 
oder einen Kolben in bie rechte Hand erhalten, mit welchem er ohne 
die Grube zu verlafien nach der kämpfenden Frau fchlagen durfte. 
Sn Freifing jollte dem Manne jogar die linke Hand auf ben Rüden 
gebunden werben. Die Waffe der Frau war ein Fauſt großer ober 
ein Pfund jchwerer Stein. Diejer Stein wurbe in ihren Schleier 
(Stauchen oder Stuchen) gebunden und fie durfte damit nach dem 
Manne fchlagen ®). 

Wenn ein Fremder verwundet oder getübtet worden war, 
oder wenn ein Getödeter keinen Verwandten und auch keinen Freund 
in der Stadt hatte, oder wenn diejer die Anklage nicht übernehmen 
wollte, jo mußte der Richter von Amtswegen auftreten und 
nöthigenfalls auch den Zweikampf felbft übernehmen. Und es 
hatte ſodann ber Kampf ganz in derjelben Weife ftatt, wie bei Pri- 
vatanflagen, 3. B. in Freiberg 19). 

“Der, insgemein mit einem Zaun oder mit einem Pfalwerk 
umgebene, Kampfplatz war bei den Friejen vieredfig und beftand 
aus einem Feld oder aus einer Wieſe 11). Andermwärts hatte der: 
jelbe, wie jeder andere Gerichtöring, eine runde oder ovale Geftalt 


7) T. u. St. p. 278, Not. 4. 

8) Eonftitution von Gerechtigkeit des Hauß Defterreih von 1522 bei Dielch. 
Goldaft, Reis: Sapungen, I, 316. 

9) Stadtrecht von Augeburg, p. 55. bei Wald, $. 112. Rupredt von 
greifing, II, 51. vrgl. Majer, Seid. der Ordal. p. 27074. 

10) Stadtrecht, c. 30 bei Scyott, Ill, 249— 251. vrgl. oben $. 561. 

11) Wiarda, Willfüren ber Brodmänner, p. 119 u. 120. 
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und wurbe daher Kreis, 3. B. in Freiberg 12), oder Ring ober 
Warf genannt, 3. B. in Köln!?), in Magdeburg u. a. m. 1). 
Und in jeder Stadt, weldhe ein eigenes Kampfgericht hatte, findet 
man auch einen foldhen Kampfplatz oder einen Kampfhof, 3. B. in 
Halle in Schwaben, in Würzburg, in gürth bei Nürnberg, in Köln, 
Treiberg, Augsburg u. a. m. In Köln beftand der Kampfhof noch 
im 15. Jahrhundert 16). 


$. 580. 


Der gerichtliche Zweilampf hatte zwar in jeder Lage der 
Sadye, aber doch nur dann ftatt, wenn ein kampfwürdiges Verbre⸗ 
hen vorlag, und wenn bie Beichuldigung begründet war. Ehe 
daher zum Kampf gejchritten werben Fonnte, hatte en VBorverfah: 
ren über biefe Vorfrage ftatt. Es findet fich eine jehr ausführ: 
lihe Beichreibung ſowohl dieſes Vorverfahrens als des Hanptver: 
fahrens beim Kampfe felbft im Stadtrecht von Freiberg aus dem 
13. Sahrhundert, womit das fächfiiche Weichbildrecht, der Sachfen- 
ſpiegel und die magdeburgiſchen Schöffenbriefe zu vergleichen find 1). 
Aus ihnen allen tft zu entnehmen, daß man in den Stäbten be: 
müht war, den gerichtlichen Zweikampf möglich]t zu erfchweren oder 
auch ganz zu verhindern. 

Wenn ein Tampfwürbiges Verbrechen vorgefallen war, fo 
mußte der Ankläger (der %orderer) die Sache alsbald bei Gericht 
anzeigen und ſodann in der nächften Sitzung die kämpfliche Anſprache, 
die proclamatio ad arma ?) oder die fämpfliche Begrüßung vor: 
bringen 2). Kannte der orderer den Thäter nicht, jo mußte er 


12) Stadtredit, c. 27 bei Schott, III, 232—38. 
18) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802. in circulo quod Warf di- 
eitur —. 

14) Schöffenbrief von 1261 8. 70 unb von 1304 $. 187. Sächſ. Lr. I, 
68 5. 4. Meine Geſch. dis altgerman. Gerichtsverſahrens, p. 166. 
15) Claſen, Schreinspraris, p. 51. Not. und oben $. 208. Maier, Geſch. ber 

Ordalien, p. 295305. 

1) Stadtrecht von Freiberg, c. 27 bei Schott, III, 224 — 234. Sächſ. 
Weichbild, art. 85. Magdeburg. Schöffenbriefe von 1261, $. 64—70 
und von 1804, $. 137. Sächſ. Tr. I, 68. 

2) Stadtrecht von Dortmund $. 10 u. 25 bei Wigand. 

8) Auch die Anſprache wegen Diebitahl und Raub wurde zuweilen ein 
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in dee nächſten Sitzung zur Erforihung des Thätere um eine Frift 
bitten, fobann aber in ber dazu anberaumten Sigung feine kämpf⸗ 
liche Anfprache vorbringen. Denn, wenn er in der nächſten Sitz⸗ 
ung geſchwiegen hatte, fo verlor er fein Recht ver Tämpflichen Au- 
ſprache und er konnte nur noch mit einer fchlechten Klage feine 
Anſprache verfolgen. Hatte er nun aber in der nähften Sigung 
feine kaͤmpfliche Anfprache vorgebracht und mittelft Vorzeigung feiner 
Wunden oder Narben wahrſcheinlich gemacht, oder zur Befichtigung 
der Wunden um Boten gebeten, fo Tonnte ibm ſodann der Richter 
bie Erlaubniß ertbeilen, feine Anfprache durch den Zweilampf ent: 
ſcheiden zu laflen. Und e8 wurde zu dem Ende eine Situng an: 
beraumt, in welche der Angeklagte (der Geforberte) vorgeladen wer: 
den mußte. 

War nun ber Angeflagte auf bie geſchehene Vorladung nicht 
in der Sitzung erſchienen, ſo wurde derſelbe in die Acht erklärt. 
War er dagegen erſchienen, fo mußte in Freiberg ber Angeflagte 
(der Yorderer) vor allen Dingen zwei angefejlene Leute als Bürgen 
ftellen und es begann ſodann die Verhandlung über die Borfrage. 
($. 557.) Der Ankläger (dev Forderer) trat zuerft auf und brachte 
feine kaͤmpfliche Begrüßung mit Zetergefchrei oder Waffengefchrei 
vor, („he jchriet cetar oder wafen"), d. h. er nannte die kampfwür⸗ 
digen Verbrechen, welcher er den Geforberten anklagte, befchrie ihn 
und erbot fich zum Beweiſe für den Fall, daß der Angellagte leug- 
nen follte. Der Forderer mußte, wenn er die fämpfliche Aufprade 
mit Zetergejchrei vorbradhte, den Geforderten anfaffen, in 
ähnlicher Weiſe wie bei der Vindication von geftohlnen Gegenftän: 
ben. ($. 562.) Die Art und Welfe des Anfafjens war verjchieden 
an den verfchtedenen Orten und in den verfchievenen Seiten. Nach 
dem ſächſiſchen Weichbild follte er ihn „angreiffen mit weiten 
„Fingern bey dem Hauptkoller;“ nad dem Sachienfpiegel 
„bei feinem Hauptgate („bi ime houetgate“)“, d. h. oben 


Gruß („gruze*) oder eine Begrüßung genatınt und baher von einem 
Diebesgruß u. drei. m. geſprochen („baz ifl ber rechte bibesgruz vnd 
„anſprache“). Auch wurde ber Ankläger wegen eines Diebflahls ober 
Raubes öfters, wie beim Zweifampf, ber Forderer genannt. Stadt: 
echt von Freiberg, c. 19 u. 20 bei Schott, III, 208 u. 212. 
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am Halfe an feinem Kleide. Nach dem Stabtrecht von reiberg 
foüte er iin „angrifen mit zwen Bingern in fin obirfte 
Kleit.” Bei den Frieien und Franken am Saume feines Gewan- 
des u. drol. m. 9). Auf diefes Anfaffen beziehen ſich auch die in 
den Nechtsbüchern öfters vorkommenden Ausdrücke zum Kampfe 
vehen, vahen ober fangen). 

Wenn ber Geforberte leugnete, fo wurden auf Begehren bes 
Forderers die zur Befichtigung der Wunden gejenveten Boten und 
die Schreileute, welche dem Gerüfte beigemohnt hatten, vernommen 
und bie offenen Wunden oder die noch fichtbaren Narben vorge: 
zeigt. Auch der Geforberte durfte feine Einwendungen und Einre- 
den vorbringen, daß ber Forderer in der Acht, aljo zur kämpflichen 
Anfprache nicht berechtiget fei, daß fein fampfmwürbiges Verbrechen 
vorhanden jei, daß der Forderer ihm nicht ebenbürtig jet u. drol. 
m. Auch ein Vergleid, durfte wor Gericht noch verjucht werben. 
Und es burfte über diejes Alles entweder jogleich in derſelben Sik- 
ung verhandelt oder auch zu dem Ende eine Tpätere Sibung anbe⸗ 
raumt werden. Hatte nun, nad) beendigter Verhandlung über vie 
Borfrage, das Gericht entichieden, daß der Kampf jtatthaben koͤnne, 
jo mußte ſodann der Zweikampf, wie bei jeber anderen Anſprache 
bie Vollführung der Klage), feierlich angelobt und verbürgt, 
aljo eine cautio de lite et duello prosequendo geleitet werben. 

Dieje feierlihe Angelobung oder die Verbürgung 
bes Jweilampfes war verichicden in den verfchiebenen Städten 
und Ländern. In den Deutichen Städten mußte zuerjt der Forde⸗ 
rer Gewere leiften, d. b. fich zum Zweikampf eiblich verpflichten und 
mittelft Stellung eines Bürgen oder mitteljt Erlegung einer gewiflen 
Gelvjumme, des jogenannten Kampfichabes oder der Kampfwedde, 


4) L. Fris. tit. 14 $.4. tenens eum per oram sagi sul —. Fränfis 
jhes Formular zum Kampfeid bei Majer, Geſch. der Ordation, p. 260. 
adversarium, quem *in conspectum habeo et manibus teneo, 
vrgl. das Bild bei Grupen, teutfche Alterthümer, p. 83. 

5) Sächſ. Lr. I, 53 $. 1. — „oder enen man to fampe ved.* I, 65 8.1. 
„to fampe gevangen vnde gegrot id.“ III, 36 $.1. „to fampe vat.“ 
Schwäb. Lr. W. c. 64. „einen man zefampfe an ſprichet oder vehet.“ 
Statt vehet in anderen Mpt. vadet. 

6) Stadireht von Bamberg, $. 205 u. 207. 
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ih dazu verbürgen, 3. B. in Freiberg. („So fal der uorberer mit 
„der anderen hant ufreden einen vinger damite fal he den kampf 
intphahen.”) Am ausführlichiten befchreibt diefe Verbürgung zum 
Kampf die Kampfgerihts-Ordnung von Nürnberg: „nach erkandt⸗ 
„nuß des kempflichen furbets, jo der Landrichter an dem Kempffer 
„gejinnen, im zu geloben und anzurürende an ben ftab, dem kampff 
„nachzukommen, und ime der Richter ven Kampff jchäze, nemlich 
„20 gulvden, ob er dem fampff nicht nachlomme, zu verbürgen, dar: 
„auff der Kämpffer an dem Gerichtsftab anrüren und globen ſoll, 
„dem Tanıpf in obgeichribener maß nachzukommen, und dem Richter 
„jolches umb den Kampfichaz, wie er dem nicht nachleme, verbür: 
„gen, und nach feinem willen vergwifen ſoll 7). Auch mußte ber 
Forderer einen Eid leiften, daß feine Anklage wahr jel. 

Nachdem der Forderer den Kampf in der angegebenen Weiſe 
verbürgt und den vorgeichriebenen Eid geleiftet hatte, mußte ſich 
auch der Geforderte zu dem Kampfe verpflichten. Er mußte näm: 
lich zuerft feine Unfchuld beichwören und ſich ſodann zum Kampfe, 
um feine Unfchuld zu beweilen, erbieten, 3. B. in Magbeburg u. 
a. m. („Swanne diu Gewere getan tft, jo btutit jene Man fine 
„Unſchult, daz ift ein Eit, den muz ber jweren unde ein edit 
„Kamph“). In Franfreih und in den Niederlanden geſchah die 
Verbürgung zum Kampfe durch Darreihung eines Pfanves. Der 
Torderer warf nämlich dem Geforberten feinen Handſchuh zu. Der 
forderte bob ihn auf und gab dagegen den feinigen, zum Zeichen, 
daß er in den Kampf willige ®). 

Nun erft, nachdem der Zweikampf .verbürgt und feierlich an: 
gelobt war, wurde der Tag zu dem Zweikampfe ſelbſt von bem 
Gerichte beftimmt. 


7) Ordnung des Kampfgerichts in Hist. Norimberg. dipl. II, 24. 

8) Matthaeus Parisiensis ad an. 1245. statim miles more Francorum 
chirothecam suam ei porrexit se offerens in propatulo coram 
curia id corporaliter secundum consuetudinem curiae regalis pro- 
baturum, quam chirothecam quasi duelli vadium ostensam comes 
recipit, spondens, se defendendo dimicaturum contra eum. vrgl. 
Reinede Fuchs, IV, c. 5. mit dem Bilde dazu. 
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8. 581. 


An dem zum Kampfe beftimmten Tage und an der dazu feſt⸗ 
gefeßten Stunde erſchien zuerit das Kampfgeriht an den Schran- 
fen des Kampfplatzes, und nach dem Gerichte die Bürger, welche, 
wenn fie wollten, ihr Gefolge (ihr Geſind) mitbringen durften, 3. 
B. in Freiberg. („Die vögte fullen alreft kumen in ben creiz. vnd 
„bie burger darnach. di mugen an tun waz fi wollen unde ir ge: 
„ſinde vnd weme ft iz irlouben durch ben vride*) 1)y. Wenn beide 
Parteien auf dem Kampfplatze erſchienen waren, fo erhielt auf ihr 
Begehren jede Partei von dein Gerichte zwei Boten, weldye darauf 
zu achten hatten, daß beide Theile gehörig bewaffnet und gerüftet 
jeten, wie biefes bei dem Gerichte hergebracht war 2). Auch erhielt 
jede Partei zu ihrer Unterffübung bei bem Kampfe und zur Be: 
wahrung der Ordnung auf dem SKampfplaß einen jogenannten 
Kreisbewahrer oder Kreiswärter (Greiswertel, Grieswärtl, 
Grizwarten, Kreytward u. ſ. w.) Diefe Grieswärtel hatten Stan- 
gen oder Bäume in der Hand. Sie wurben daher in Freiberg 
Baumträger (Boumtregere) genannt. Mit diefen Stangen oder 
Bäumen follten fie auf Geheiß des Richters die Kämpfenden tren: 
nen, wenn Einer gefallen oder verwundet war, oder wenn Einer 
ber Kämpfer aus einem andern Grunde um den Baum bat?). In 
manchen Etäbten ſollten noch eigene Kampfrichter von dem Gerichte 
ernannt werden, 3.8. in Freiberg vier jogenannte Siegewarten, 
welche zu entjcheiden hatten, warn der Kampf beginnen, und wann 
er ruhen ober gänzlich beendiget fein folle, warn alfo die Bäume 
zum Kampfe von den Grteswärtel zurückgezogen und während bes 


1) vrgl. das Bild zum Reinecke Fuchs, IV, c. 8. 

2) Die Bewaffnung war allenthalben genau vorgejhrieben Sie war jes 
boch verjchieden in ben verjchiedenen Städten. Auch das Verfahren bei 
ben Kampfgerichten war nicht allenthalben gleih. vrgl. Grupen, von 
der Herausforderung zum Duell, in befjen teutichen Alterthümern, p. 
79-8. 

3) vrgl. über dieſe Brieswärtel außer den angeführten Quellen noch %. Halt: 
aus, p. 753-755. Ruprecht von Freiſing, II, 51. und Reinede Zuchs, 
IV, e 7. 
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Kampfes wieder vorgeſchoben werben follen u. a. m. („ond wenne 
„N (die figewarten) heizen di boume uzziben fo fullen di Boumtre: 
„ger uzzihen“). Nachdem nun noch dem Kamfplatz Friebe gewirkt 
und jedermann der Zutritt verboten worden war, fo wurbe ſodann 
den beiden Kämpfern ber Zutritt zu dem Kampfplatz geitattet. 
Der Anfläger (der Forderer) durfte zuerft den Kreis (das 
Kampffeld) betreten. Er erfchien in Begleitung feiner Freunde und 
feiner Dienerfchaft z. B. in Freiberg („mit im muzen heringehn fin 
„creizbrenger fin ftultreger vnd andere fine vrunt —“). Wit dieſem 
Gefolge z0g er im Kreile herum bis zum Gericht. Dort ließ er 
durch feinen Vorſprechen fragen, ob er feinen Berbindlichleiten nad: 
gelommen fei und ob nicht fein Bürge nun freigefprocdhen werden 
fünne. Und nachdem biefes von dem Gerichte bejahet worden war, 
bat er noch die umberftehenden Leute (pen Gerichtsumftand), Gott 
zu bitten, daß er ihm helfen wolle nad) Gnade und nah Recht. 
Dann ließ er fih auf dem Kampfplake nieder und zwar in Frei- 
berg, wo er wollte und wo ihm die Sonne am günjtigfien war. 
(„ende mac fich denne fetcen in deme creize vnde na der funnen 
„wo he wil oder wi be wil”.) In Magdeburg, Breslau, Görlitz 
und nach fächfischem Rechte follte jedoch die Eonne beiden Theilen 
glei vertheilt werden. Nach dem Ankläger erhielt auch der An- 
geflagte (der Geforderte) Zutritt in den Kreis. Auch er zog mit 
feinen Freunden und Verwandten im Kreiſe herum vor das Ge 
riht ), ließ durch feinen Vorfprechen diefelbe Frage wegen feines 
Bürgen an das Gericht thun wie der Anfläger, bat ſodann gleich: 
falls die Umberftehenden, daß fie Gott ihm zu helfen bitten möd)- 
ten und jeßte fich hierauf ebenfalls in dem Kreis nieder, wo er 
wollte. Nun mußten bie beiden Boten nochmals unterfuchen, ob 
die Kämpfer vorjchriftsmäßig bewaffnet und gerüftet feien. Dann 
hatten die Kämpfer den bereits erwähnten Eid zu leiten, der An⸗ 
Mäger, daß die Anklage wahr, und ber Angeklagte, daß er unſchul⸗ 
dig fei. Unmittelbar nachher erfolgte das Zeichen zum Kampf. 
Nachdem der Kampf begonnen hatte, durfte er nur noch auf Ge 
heiß des Richters oder der Kampfrichter (der Siegwarten) unter- 
brochen werben. Aber auch diefe follten den Kampf erft dann un: 


— 


4) vrgl. Reinecke Fuchs, IV, c. 7. 
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terbrechen, wenn fi Einer ber Kämpfer fiegelos befannt und bes: 
halb den Baum begehrt hatte. Denn erft wenn Einer der Kämpfer 
getödet oder fiegelo8 geworden war, follte der Kampf endigen. Das 
Stadtrecht von Freiberg fchreibt in dieſer Beziehung vor: - „und fo 
„vechten fi denne uor fih Hin. Si ftechen oder flahen ſich fi bizen 
„(beißen) oder crimmen ſich oder waz fi tun da fal nimant zu 
„kumen. jſt aber daz ir einer des boumes gert alje recht ift. den 
„tal man bar ftozen. di figewarten fullenz aber heizen. — jit aber 
„daz ir einer uellet dt da vechten der mac feines boumes nicht ge⸗ 
„gern Cbegern) zu rechte di wile be lit. man fal i8 im ouch nicht 
„geben. diz muzen fi triben alſo lange biz ir einer figelos wirdet. 
„ader getotet wirdet in dem creize.” Wenn nun nach dem Aus: 
ſpruch der Kampfrichter (ber Siegewarten) ber Anklaäger fiegelos 
geworden war, jo hatte er ſodann, da er ben Beweis feiner An⸗ 
Hage nicht zeführt hatte, eine Geldbuße zu entrichten. Ward ba- 
gegen ber Angeflagte fiegelos, jo wurbe berjelbe als nun überwie⸗ 
jener Verbrecher beftraft, und ihm je nach der Schwere der Anklage 
bie Hand oder der Kopf abgejchlagen. 

War endlih an dem zum Kampfe beftimmten Tage nur der 
Ankläger, nicht aber der Angeklagte (ber Geforderte) erfchienen, jo 
mußte biejer wiederholt vorgeladen werben. Denn erft nach ber 
dritten Vorladung burfte fih der nun abermals vor Gericht erfchie- 
nene Anlläger erheben, fidy nochmals zum Kampfe erbieten und zu 
bem Ende zwei Hiebe und einen Stih in die Luft thun. Unb 
dann wurde die Anklage als erwiejen betrachtet und der nicht er: 
ſchienene Angeflagte eben fo verurtheilt, als wenn er im Kampfe 
jelbft fiegelos geworben jet. 


$. 582. 


Der gerichtliche Zweilampf dauerte in manchen Städten, wie 
wir gejeben, bis ins 14. und 15. Jahrhundert fort. In Regens⸗ 
burg wurde ſelbſt noch im Sabre 1504 ein Schneider von feinem 
Mitmeifter zum Zweikampf gefordert ) Dann kam er aber allent- 
halben außer Gebrauch. Cr paßte nicht mehr zu ber durch den 
freien Verkehr in den Städten entftandenen bürgerlichen Nahrung, 


1) Semeiner, IV, 91. 
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zu ben brgerlicheri Gewerben und zu ben anberen friedlichen Ge⸗ 
Ihäften der Stadtbürger. Er bat ſich daher feit dem Siege ber 
Zünfte und feit der Bildung eines eigenen Bürgerftandes, meiften: 
theil8 ohne ausdrücklich abgefchafft oder verboten worden zu jein, 
in den Städten und unter dem Bürgerftande gänzlich verloren. 
. Zwar dauert der Zweikampf als außergerihtliher Kampf 
bis auf die jeßige Stunde, großentheils fogar in den alten Formen 
noch fort. Denn was früher die Grieswärtel und im Norden bie 
Schildhalter, das find heutiges Tages die Setundanten. Und was 
früher die Kampfrichter und das umherſtehende Volt, das find heute 
die beigezogenen Zeugen. Allein biefer Reſt einer längft unterge- 
gangenen Zeit hat ih nur noch unter den Ritterbürtigen und unter 
been erhalten, die fich, wie die Offiziere und Stubenten, für ritter: 
bürtig halten. Aber auch unter ihnen wird fich dieſer Neft des 
alten Fauftrechtes nach und nach verlieren, wen e8 einmal unferer 
Gefeßgebung gelungen ſein wird, eine wirkliche Genugthuung für 
bie verlegte Ehre bei Gericht zu verfchaffen. Da e8 in Jsland 
bereitS im 11. Zahrhundert gelungen ift ein eigenes ftändiges Ge: 
richt an die Stelle des gerichtlichen Zweikampfes zu jeßen, jo wird 
es doch auch in dem gebildeten Deutichland und zwar noch im 
Zaufe diefes Jahrhunders möglich werben, etwa durch Einführung 
von Ehrengerichten mit ben geeigneten Ehrenftrafen dieſem einer 
untergegangenen Zeit angehörigen Misbrauch zu feuern. Bereit? 
im 13. Sahrhundert wurde der Zweikampf in Hamburg ein unver 
nünftiger Gebrauch (irrationabilis consuetudo) ?) und von dem 
Kaiferrecht und von Ruprecht von Sreifing ein Muthwille unwiſſen⸗ 
ber Leute genannt. („der kamphe ist ein mutwille vnwiszenhafter 
„lute”) 2). Man follte demnach in unferen Tagen wentgitens nicht 
mehr in Schuß nehmen, was ſchon unfere Altvordern jo entichieden 
verdammt haben. 


2) Urt. von 1255 bei Staphorft, Hamburg. Kirchen-⸗Geſch. Th. I, 2. 2 
p- 84. 

3) Kaiſerrecht, II, 69. Ruprecht von Freifing, II, 5. — ,wan Tampf muel: 
„wii ist.“ j 
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9. Urtheil Schelten. Oberhof. Appellation. Holung. 
§. 583. 


Das bei einem Stabtgerichte gefundene Urtheil Tonnte allent- 
halben wiberjprochen !) ober auch gefcholten , oder geftraft werben. 
Seder aus dem Umſtand, d. 5. jeder anweſende Bürger, bie anwe⸗ 
fende Partei nicht ausgenommen ?), hatte dazu das Recht. Er 
mußte e8 jeboch auf der Stelle thun ?), unmittelbar nach dem von 
dem Urtheilsfinder gefundenen Urtheil, ehe bie übrigen Urtheilsfin- 
ber beigeitimmt hatten, ehe aljo das Lrtheil, wie man zu fagen 
pflegte, Die Zolge erhalten hatte. So war es in Freiberg), in 
Speier ®), in Köln ®), in Prag u. a. m.”). Konnte nun fein bef- 
feres Urtheil gefunden werden, jo wurbe derjenige, der das Urtheil 
geicholten hatte, geitraft, 3.38. in Freiberg ®), in Salfeld 9), in Teu⸗ 
hei!) u. am. Dies iſt der Urfprung der Succumbenzgelder. 
Wurde dagegen ein befjeres Urtheil gefunden, fo follten die Ur: 


1) Sächſ. Lr. II, 12 8. 10. Meine Geld. bed altgerman. Berichtöverf. 
p. 286 u. 287. Weber den Unterſchied zwiſchen Urtbeil Schelten und 
Widerfprehen. vrgf Meine Geſch. der Fronböfe, IV, 224 fi. 

2) Magdeburg. Schöffenurtheil, cap. 4, Dift. 10 bei Zobel, p. 478. „Ein 
jederman ber geichefit bat zu klagen in einem andern Gericht. oder be- 
„klaget, er hab da Erb ober eigen in bem Gericht oder nicht, der mag 
„vrtel ſchelden, vnd ſich ber ziehen zu rechter Zucht auff fein echt, 
„welch vrtel jhm da funden wird" —. 

8) Im Schöffenbuh von Brünn, 8. 68 bei Rößler, p. 37 wirb diefes, 
weil man ben tieferen Sinn und bie Bedeutung nicht mehr begriff, eine 
üble Gewohnheit (mala consuetudo) genannt. 

4) Stadtredht, c. 81. bei Schott, IH, 257. bei Wald, 8. 174 u. 176. 

5) Mandatum von 1198 in Mon. Boic. 81, I, p. 448. unb bei Pertz, 
IV, 568. — pöst latam sententiam, antequam approbata fuerit. 
6) Urk. in Quellen, I, 191. „So we eyn vrdel beroeft, bat ber jcheffen 

„gebeilt bait, ee id vmb gevraigt werde —. " 

7) Rechtsbuch, $. 27 u.28 bei Rößler. vrgl. Meine Gef. bes altgerman, 
Gerichtsverf p. 286. 

8) Stadtrecht, q. B1 bei Schott, III, 256 u. 257. bei Wald, 6. 170, 171 
u. 174. 

9) Stadtrecht aus 18. sec. $. 68 bei Wald, I, BO. 

10) Stadtredt von 1611, art 4 $. 4 bei Walch, V, 171. 
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theilsfinder, welche ein unrechtes Urthell (unrecht vrteil, injusta sen- 
tentia, unrecht ordel) gefunden hatten, geftraft werben, wenn fie 
nicht ſchwoͤren konnten, kein beiferes Recht gewußt zu haben, 3. 3. 
in Freiberg "1), im Lübe u. a. m. 11%). Nur allein die Rathsher⸗ 
ren (die Gefchwornen), welche ein unrechtes Urtheil gefunden bat: 
ten, follten feine Strafe erleiden. Sie jollten vielmehr mit der 
Schande und Schmad davon fommen, 3. B. in Freiberg "?). Die 
ſes Necht das Urtheil zu ſchelten hatten jedoch nur allein Die um: 
berftehenden Bürger, nicht aber die vorfißenden Richter. Denn ber 
Nichter hatte nur den Vorſitz bei Gericht. Er war bloß Frager 
des Nechtes. So wenig er daher in das Rechtſprechen einreden 
durfte 13), eben jo wenig durfte er das gefundene Urtheil fchelten. 
Sp war e8 in Goslar '4), in Freiberg 18), in Hamburg ?%), in Hil⸗ 
desheim 77) u. a. m. Bon dem Urtheil Schelten verjhieden war 
jedoch das Widerſprechen. Und biefes Recht hatte öfters aud 
ber Richter ’7,). 

Die Verhandlung über ein beim Stabtgerichte geicholtene® 
Urtheil war jedoch verichieden, verfchieden in den verfchtebenen Städ- 
ten und zu den verfchiedenen Zeiten. Derjenige, der das Urtheil 


“ 


11) Stadtrecht, c. 81 bei Schott, IIL, 256. 

lla) Head, I. 6. 59 u. II, $. 59. 

12) Stadtrecht bei Schott, p. 256. — „aber ſchemde vnd jmaheit hat be 
„vildran men be zume rechten gejworn bat und unrecht geteilet hat vnd 
„mochte lieber zwir buzen.“ bei Wald, 8. 171. 

18) Stadtrecht von Bamberg, $. 8. „was bie ſchopfen ſprechen vnnd tei: 
„ien für ein vet, bo bat ber ſchulthes noch nymandt ein zu reben.* 
vrgl. oben $. 584. 

14) Brivilegium von 1219 bei Göſchen, p. 114. und bei Heineccius, an- 
tiquit. Goslar. p. 219. eandem sententiam ipse advocatus non 
reprehendet nec repellet, sed unus tantummodo burgensis, 
et idem invenire debet meliorem. 

15) Stadtredt, c. 82 bei Schott, III, 258. „und wenne be (d. 5. ber 
Bogt) „gerichte figet de fal nichein (keyn) vrteil teilen. be ne ſal ouch 
„Leinez firafen zu rechte. be ſal vrteil vregen.“ bei Wald, 8. 177. 

16) Stabtrecht von 1292, B. art. 9 u. von 1497, B. art. 6 .bei Lappen: 
berg, I, 104 u. 197. 

17) Vogtrecht bei Grupen, antiquit. Hannov. p. 298. 

178) Meine Bel. der Fronh. IV, 226. 
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geicholten hatte, mußte nämlich allenthalben ein beileres Urtheil 
finden und zwar auf der Stelle, ehe die übrigen Urtheilsfinder bet- 
geftimmt hatten. Daher ſollte über cin gejcholtenes Urtheil nicht 
weiter abgejlimmt werden 1%). Der Urtheilsfchelter burfte zwar 
auch noch nach der Abſtimmung (nad) der Urtheils Folge ober nach 
des Urtheil® Volwortung) das gefundene Urtheil fchelten. Dieſes 
hatte jeboch für ihn den Nachtheil, daß er, wenn er fein befferes 
Urtheil finden Fonnte, nicht bloß einem Schöffen, ſondern allen 
Urtheilsfindern, welche das Urtbeil gefprochen hatten, büßen 
mußte 9), 


Der Urtheilsfinder, deſſen Urtheil gejcholten worden war, 
mußte den Richterftuhl verlaflen und der Urtheilsichelter ihn ein- 
nehmen, um ein befjeres Urtheil zu finden 2%). Ueber das von dem 
Urtheilsfinder gefundene Urtheil konnte nun zwar auf der Stelle 
berathen, Umfrage gehalten und abgejtimmt werben. („Das vrtel 
„bald der framen vorjpreh, und kam mit vrtel auff die band, 
„onnd Sprach ein vrtel —. Hierauff ſprechen wir für Recht, das 
„vrtel, das der fchöppe funden hat, iſt recht, und bie ftraffung tft 
„machtloß, von Rechts wegen“) 21). Meiftentheils pflegte aber der 
Urtheilsichelter das Urtheil nur im Allgemeinen zu fchelten und fo: 
dann, ftatt felbft ein beſſeres Urtheil zu finden, die Entſcheidung 
an ein höheres Gericht zu ziehen. („der fol in jtraffen mit diefen 
„worten, Herr der Richter, das vrteil, das der Schöp gefunden hat, 
„das ift unrecht, — vnd wil mich bes ziehen an die ſtadt, bo wir 
„onfer recht holen folen 22). Das vrtel das mir gefunden tit, das 
„ſchild ich, vnd iſt unrecht, vnd bitte der band ein befier vrtel zu 
„finden —. dann fol er ein ander vriel finden, vnd ziehe fich mit 
„dem vrtel, da er fih deß von Recht Hinziehen fol, das ift an ben 


18) Sächſ. Lr. II, 12 8. 14. Magdeb. Schöffenbrief von 1804 $. 86 bei 
zT. u. St. p. 466. Fidicin, I, 98 

19) Sächſ. Weihbild, art. 73 und Gloſſe zu art. 74. Magdeburg. Schöffen: 
urtheil, cap. 4. dist. 2 bei Zobel, fol. 475. 

20) Magdeburg. Schöffenurtheil, cap. 4. dist. 1 u; 5. bei Zobel, fol. 475 
u. 476. 

21) Schöffenurtheil, cap. 4, dist. 5 bei Zobel, fol. 476. 

22) Sächſ. Weib. art. 74. 
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„böhern® —) 2°). So war es in allen Städten des magbeburgi: 
ſchen und ſächſiſchen Rechtes 2*), in Goslar 2%), in Berlin ®), in 
Freiberg 27), in Frankenberg ?®), in Eitwill2%), in Brünn u. a. m.) 
An welches höhere Gericht uun aber das geicholtene Urtheil ge 
zogen werben folle, war verfchieven in ben verfchiebenen Städten 
beitimmt. 


S. 584. 


Da mit jeder Erhebung eines Ortes zu einer Stabt die Im: 
munität von den auswärtigen Öffentlichen Gerichten verbunden war, 
jo konnte bei ihnen über das gejcholtene Urtheil nicht mehr ver: 
handelt werben. Zwar durfte man ſich im Falle des verweigerten 
Nechtes, wie wir fehen werben, nach wie vor an die öffentlichen 
Gerichte des Territoriums oder des Meiches wenden. Aus biejem 
Grunde konnten jedoch die gefcholtenen Urtheile nicht an bie öffent: 
lichen Gerichte des Landesherrn ober bes Neiches gezogen werden, 
weil bei einem gejcholtenen Urtheil in ber Regel von feinem ver- 
weigerten Nechte die Rede war. So lang indefien die Deutſchen 
Könige in den alten Königsſtädten, die Biſchöfe und Aebte in den 
Biſchofs- und Abteiftädten und die übrigen Landesherrn in den 
Landſtädten die Gerichtsherren waren ($. 476, 488, 498 u. 517) 
jo lang konnten auch die Stabtbürger Die bei dem Töniglichen ober 
landesherrlichen Stadtgerichte geicholtenen Urtheile, zwar nicht an 
die föniglichen oder landesherrlichen Gau- und Landgerichte, wohl 
aber an den König oder Landesherrn felbft, nämlich von dem Stell⸗ 


28) Magdeb. Schöffenuribeil, cap. 4, dist. 1 bei Zobel, fol. 475. vergl. 
Meine Geſch. ber Fronh. IV, 227. 

24) Sädjf. Lr. II, 12 8. 4, 11, 13 u. 14. Sächſ. Weihbild, art. 74. 
Magdeb. Schöffenbrief von 1304, 8. 68. Magdeburg. Schöffenurthril, 
cap. 4, dist. 1, 8 u. 7. bei Zobel, p. 475 u. 476. 

25) Privilegium von 1219 bei Göſchen, p. 1. 

26) Fidicin, I, 98 u. 162 fi. 

27) Stadtrecht, c. 81 bei Schott, I, 257. 

28) Enmeri bei Schminde, IL 747—48. 

29) Bodmann, II, 664 u. 675. 

30) Schöffenbud, $. 68 bei Rößler. Schwäb. Lr. W. c. 96. 
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vertreter an ben Gerichtäherrn felbjt ziehen !). So ging ber Zug in 
Köln von dem Stabgericht an den Erzbiſchof felbit, fo lang dieſer 
noch oberfter Richter (summus judex) in der Stabt wur ?),. In 
Bremen ging ber Zug von dem Bogtei: oder Stadtgeriht an den 
Biſchof. Daher durfte auch bei ihm das Recht geholt werden, 
wenn niemand bei dem Stadtgericht wußte, was Recht war ?). In 
Breslau und Glogau ging der Zug an den Landesherrn oder an 
defien Hofrichter?). Eben fo in Freiburg ®), in Goldberg und 
Hainau 9), in Görlitz, in Liegnig u. a. m. in Schlefien ?). In den 
Königsftädten aber ging der Zug von dem Stabtgerichte an ben 
König ſelbſt oder an das königliche Hofgericht, 3. B. in Magde⸗ 
burg ®), in Speier u. a. m. Das Ziehen ber Urtheile von dem 
Stadtgerichte zu Speier an den König wurde im Jahre 1193 von 
ihm nur deshalb mißbilligt, weil die Bürger von Speier ih ſchon 


1) Shwäb Ltr. W. c. 96. „von fmelecher herren hant daz gerichte iſt, 
„da mac man eine urteil wol bin ziehen.“ 

2) Schiedsſpruch von 12368 Nr. 1 u. 40 bei Lacomblet, II, 244 u. 246. 
Quod si in curia appelletur a sententie ecabini ad Archiepisco- 
pum. vrgl. noch p. 249 Nr. 40. Es wird bier von einer Appellation 
geiptochen. Allein eine wirkliche Appellation bat es bamals noch nicht 
gegeben. Es war biejes vielmehr ein Ziehen des gejcholtenen Urtheils 
an den Gerichtsheren. vrgl. Schreinsurfunden in Quellen, I, 179 u. 
192. 

8) Revers von 1246 in Assertio lib. Brem p.83. — si is, & quo in- 
quiritur sententia, dubitat vel ignorat sententiae qualitstem, primo 
jaret —, si est appellandum immediate ad praesentiam Domini 
nostri Archiepiscopi eppelletur —. | 

4) Urk. von 1802 $. 7 bei T. u. St. p. 445. „Wer Burger czu Glogau 
„ist und wirt geczogen aber ber czie fi vor unfers Herren Antlige, 


„des Fürften, adir vor ſynen Hoverihter” —. Urt. von 1828, eod. 
p- 208. Not.2. — ad nostram faciem seu presentism sive curiam 
— trahitur —. 


5) Urk. von 1887 bei X. u. St. p. 546. 

6) Urk. von 1357 bei T. u. St. p. 576 u. 677. 

7) T. u. St. p. 208. 

8) Urf. von 978 $. 4 bei Goldast, const Imp. I, 226. Si contingat 
scabinales sententias reprehendi, illos non posse propterea ad 
ulla alia loca protrahi, praetergquam ad palatiam nostram ante 
principes nostras, 


v. Maurer, Städteverfafjung. III. 43 
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vor dem gefundenen Urtheil, alfe noch ebe ein Urtheil gejcholten 
war, an ihn gewendet hatten, während der Zug nur dann zuläßig 
war, wenn ein Urtheil geicholten worben, und zwar unmitlel: 
bar nach dem von dem Urtbeilsfinder gefundenen Urtheil, ehe 
bie übrigen Urtheilsfinder abgeftimmt hatten, geiholten worden 
war. (ne aliquis — ad nostram presenciam appellare presumat 
ante latam sententiam, sed post latam sententiam, antequam 
approbata fuerit). Es wurde demnach damals nur der Mißbrauch 
dieſes Nechtes, keineswegs das Recht ſelbſt bejtritten ®). 

Wenn nun ein Urtheil gefcholten und an den Gerichtshern 
gezogen worden war, fo mußte fobann Liefer felbft und zwar auf 
in biefem alle, fintemal die Städte Immunität von den auswär: 
tigen Gerichten hatten, in der Etadt ſelbſt und zwar mit Urtheils⸗ 
findern aus der Stadt zu Gericht fiken. Klar und deutlich war 
biefes ausgeſprochen in den ſchleſiſchen Städten. In Breslau und 
Glogau follte der Landesherr oder fein Stellvertreter, der Hofrichter 
oder ein anderer Bevollmächtigter, in der Etabt felbft mit fleben 
Schöffen aus der Stabt Über die an ihn gezogenen Urtheile ent: 
fcheiden 10%). Eben fo in Goldberg und Hainau !), in Görlik, 
Liegnitz u. a. m.12). Aber auch andermärts wurde e8 eben jo ge 
halten. So faß 3.8. der Erzbifchof von Köln allzeit mit E chöffen 
aus der Stadt Köln zu Gericht, fo oft er daſelbſt in dem erz⸗ 
bifhöflihen Palaſt zu Gericht ſaß. Nur follten nicht wieder bie 
jelben Schöffen, deren Urtheil gefcholten worden war, im zweiter 
Inſtanz zu Gericht fißen, wie biefes von ben übermüthigen Schoͤf⸗ 





9) Mandatum von 1198 bei Pertz, IV, 568. vrgl. oben $. 588. 

10) Urk. von 1802 $. 7 bei T. u. St. p. 445. — „den Burger fal mar 
„nicht czihen buzzen ber Stat Stoffe, ſunder in ber Stat fal her ant- 
„worten und ber Stat fyeben Scheppfen fullen volgen und im deme 
„gerichte ſiczczen“ —. 

11) Zwei Urk. von 1857 bei T. u. St. p. 576 u. 577. — „fo fal der 
„Czog in ber Stat Muwer do felbift und nicht dorus, do fal unfer 
„Anewalden eyner czu komen und dy Statichepfin mit ben Lantſchepfen 
„jullen do der Stat Recht teylen und geben“ Nach einer anderen 
Urkunde (von 1329 eod. p. 532) durfte jedoch auch in dem Hofgericht 
zu Liegnig über die lirtheile von Goldberg verhandelt werben. 

12) T. u. St. p. 208 u. 209. 
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fen begehrt worden war 12), Späterhin hörte jedoch dieſes Ziehen 
der geſcholtenen Urtheile an die Deutihen Könige und Landesherrn 
in allen jenen Stäbten auf, in weldyen bie Städte felbjt die öffent: 
fiche Serichtsbarkeit erworben hatten. Gin Rekurs an die Reichs» 
gerichte und an bie landesherrlihen Hofgerichte hatte jeitdem nur 
noch im Falle des vermweigerten echtes ftatt. Denn bie bei dem 
Stadtgerichte geiholtenen Urtheile mußten nun an den neuen Ge: 
richtshern, das heißt an die Stabt oder an ben Stabtrath gezogen 
werden. 


$. 585. 


Urſprünglich Tonnten die geicholtenen Urtheile nicht an den 
Stadtrath gezogen werben, weil dieſer urfprünglich felbit noch 
feine Öffentliche Gerichtsbarkeit gehabt hat. Nur zur Rechtsbeleh⸗ 
rung waren bie Etadträthe gleich anfangs befugt. So durften 
3. B. in Speter die vier Monatrichter, wenn fie ſich nicht vereini« 
gen konnten oder nicht wußten was Recht war, die Sache vor ben 
Nath bringen und ſodann nad des Raths Urtbeil das Recht 
ſprechen 2). Eben jo durften die Echöffen des Stapdtgerichtes zu 
Worms, wenn fie nicht wußten was Recht war, das Recht bei bem 
Rath holen 2) Desgleihen bei dem Schultheißengericht zu Baſel 
die Behner und die Fürſprechen, wenn fie nicht wußten was Recht 
war 2). Selbſt im 15. Jahrhundert pflegten fich noch die Urtheils⸗ 
finder bei dem Stabtrath Raths zu erholen, wenn ihnen die Sache 
zu ſchwer wart), Eine Berufung von dem Stabtgeriht an ben 
Stabtratb hatte aber urfprünglih auch in jenen Städten nicht 
ftatt 9). Daber Hatte in jenen und in einigen anderen Stäbten 


18) Schiedsſpruch von 1258 Nr. 40 bei Lacomblet, II, 246 u. 249. Eben 
jo Schreinsurfunde von 15. sec. in Quellen, I, 179. vrgl. oben 
8. 685. 

1) Rathsordnung von 1828 $. 60 bei Lehmann, p. 288. 

2) Alte Urf. bei Schannat, II, 448. „Waz fi (die Sceffen) nit finden 
„kunnen, die follent fje in dem Rat holen.“ 

8) Verordnung und Urtheilefprud aus bem 14. sec. bei Ochs, II, 368, 
872 u. 874—76. Dienfiorbnung aus 14. sec. $. 19 u. 87 in Rechts⸗ 
quellen, I, 67 u. 71. 

4) Ochs, V, 52. 

5) Basler Gerichtsordnung aus 14. sec. und Urtheilsbriefe von 1387 u. 

48 * 
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lange Zeit gar feine Berufung von dem Stabtgericht ftatt, 3. B. 
in Worms 9), in Wiener Neuftabt ?), in Bafel®) u. am. Sn 
Baſel wurde jedoch feit dem 15. Jahrhundert für Fremde und 
für Getftlihe eine Ausnahme gemadt. Da man fi nämlich 
wegen vermweigerter Juſtiz an auswärtige Öffentlihe Gerichte wen: 
den burfte unb ba auch der geiftlihe Rath und ber Biſchof felbit 
fortfuhr Appellationen von dem Stabtgerichte anzunehmen, jo wurde, 
um ihnen ben Borwand zu nehmen fi) an fremde Gerichte wenden 
zu müflen, zu ihren (der fremden und Geljtlihen) Gunſten und 
bei Streitigkeiten ber Bürger und Hinterjaffen mit ihnen, im Jahre 
1472 eine Zerufung an den Stabtrath geftattet, und zu dem Enbe 
ein Ausfhuß von drei Rathsherren niebergejegt (bie Dreierherren 
über die Appellationes verordnet). Hinſichtlich der Streitigkeiten 
unter Bürgern und Hinterfafien blieb es aber. bei dem Verbote 
der Appellation ꝰ). An diefe Appellatiousrichter durften indeſſen 
auch die armen Leute in den von ber Stadt erworbenen Land: 
ämtern appelliven '%). Den Bürgern jelbft wurde aber bei Nechts⸗ 
händeln von Bürgern gegen Bürger erſt im Jahre 1676 unter 
dem Titel einer Reviſion eine Berufung an ben Rath zuge= 
ftanden 11). 

Wie in Bafel, jo hat fih nun auch in anderen Städten, in 
manchen Städten ſogar ſchon jeit dem 13. und 14. Jahrhundert, 
aus dem Rechte fih bei dem Stadtrath Raths zu erholen eine 
wirkliche Berufung an den Stabtrath gebildet. Seitdem nämlich 
die Stäbte und mit ihnen auch bie Stabträthe jelbftändbiger und 
unabhängiger geworden waren, und jeitbem fie auch noch bie öffent⸗ 
liche Serichtsbarkeit ganz oder theilmeife erworben hatten und da⸗ 
durch die Serichtäherren geworben waren, feitbem kamen auch die 


1481 und Bürgereib bei Ochs, Il, 372, 876, V, 48 u. 168. Dienſt⸗ 
ordn. $. 19 u. 87 in Rechtsquellen, I, 67 u. 71. 

6) Ur. von 1156, 1220 u. 1286 bei Morig, II, 147, 157 u. 171. — 
et non appellent ad majorem audientiam. 

7) Stabtredt, c. 118. 

8) Rathsordnungen von 1887 u. 1454 in Rechtsquellen, I, 46 u. 148. 

9) Ordnung von 1472 in Rechtsquellen, I, 200-201. Os, V, 48—49. 

10) Ratbserfenntnig von 1485 bei Ochs, V, 52 u. 58, 

11) Verorbnung beider Räthe von 1676 bei Ochs, VIL, 289 u. 290, 
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Stabdtgerichte in größere Abhängigfeit von ihnen. Die Stabtgerichte, 
früher öffentliche, entweder Reichs- oder landesherrliche Ge⸗ 
richte in ber Stadt, wurden nun ftädtifche unter dem Stabt- 
rath ftehbende Behörden. Nichts war demnach natürlicher, als daß 
man da, wo man bisher fein Necht geholt hatte, nun auch über 
die beim Stabdtgerichte gefcholtenen Urtheile verhandelte, und daß 
fih aus diefer Verhandlung nach und nad) eine wirkliche Berufung 
bildete. Schon nah dem Stadtrechte von Freiberg aus dem 18. 
Jahrhundert follte das bei dem Stadtgerichte geftrafte oder gejchols 
tene Urtheil an den Stabtrath oder an die zwölf Gejchwornen ge⸗ 
zogen und von biefen darüber erfannt werben. Die Bürger hatten 
demnach das zweifache Recht fich beim Stabtrath Raths zu erholen 
und eben daſelbſt über die gefcholtenen Urtheile zu verhandeln 2). 
Eben fo wurde in Hamburg feit dem 18. Jahrhundert beim Stabt- 
rath über das beim Stadtgericht geicholtene Urtheil verhandelt und 
entſchieden 12). Es war dieſes Sieben des gejcholtenen Urtheiles 
an den Stadtrathb eine Art von Berufung. Und in ben Prozeß⸗ 
atten von 1336 und in der Gloſſe zu dem Stadtrecht von 1497 
wurde e8 auch fchon eine Berufung genannt und als eine joldye 
behandelt 1%). Eben jo wurde das gejcholtene Urtheil in Lübed 
und in allen Städten, in denen Lübifches Recht galt, von dem 
Etadtgeriht an den Stabtrath gezogen 15). Auch in Speier bildete 
fih eine Berufung von dem Echultheißen: und KKämmerergericht an 
den Etabtrath 1%). Eben fo in Wien tT), in Bremen !°), in Gos⸗ 
lar 9) u. a. m. Die Stadtgerichte nahmen feitvem die Natur von 


12) Stadtrecht, ec. 31 bei Echott, III, 256 u. 257. bei Wald, 8. 172 u. 
174. vrgl. oben $. 586. 

18) Stabtret von 1270, art. 10, von 1292, art. 9 u. von 1497, art. 20 
bei Zappenberg, I, 29, 128 u. 190. 

14) Lappenberg, I, 189. Not. zu art. 18 unb @inleitung, p. 28 u. 24. 

15) Sad, II, 60 u. 61, IIl, 50. Dreyer, Einleitung, p 384. 

16) Redtsorbnung von 1851 u. 1512 bei Rau, II, 26 u. 88. vrgl. oben 
$. 491. 

17) Stabtredt von 1278 bei Lambacher, II, 168. Das Stadtrecht von 
1221 wußte noch nichts von einer ſolchen Berufung an ben Stadtrath. 

18) Assertio lib. Brem. p. 788 u. 76869. 

19) Göſchen, p. 86 u. 402. 
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ftädtifchen Ilntergerichten an und feit dem 16. Sährhundert wurden 
fte auch öfterd Untergerichte ober Niedergerihhte genannt, 
3. B. in Hamburg, in Bremen und in Lübed. 

In allen jenen Stäbten nun, in welchen fich eirfe Berufung 
an den Stabtrath gebildet hatte, hörte bie Berufung an den Rande: 
bern auf. Dies war insbefondere auch in jenen Biſchofsſtädten 
der Fall, welche Neichsftäbte geworden waren. Zwar verfuchten 
es die Biſchoöͤfe auch in den Reichsftäbten wieder eine Berufung 
von dem Stadtgerichte und von dem Stabtrathe an ihr Hofgericht 
einzuführen. Dies führte zu fortwährenden Kämpfen mit der Bür⸗ 
gerfchaft jener Städte, bet denen jedoch die Biſchöfe meiftentheils 
unterlagen. So nahm in Baſel noch im 15. Jahrhundert das 
geiftliche Gericht und ber Btichof felbit die oberfte Inſtanz fort: 
während in Anſpruch. Dem Stadtrat) blieb aber allzeit der 
Sieg 20). Eben jo war e8 in Speier. Als im Jahre 1480 der 
Biſchof eine Berufung von dem Stabtratö angenommen hatte er: 
hob der Stadtrath dagegen eine Beſchwerde und der Biſchof ver 
zichtete fodann auf das von Ihm in Anfpruch genommene Recht ?!). 
Auch in Bremen wurde noch im 16. Jahrhundert der vergeblich 
Verſuch gemacht die alte Berufung an den Bifchof wieder einzu 
führen 22). Nur in Worms fiegte nach langen Kämpfen der Bi: 
ſchof. Auch in Worms hatte zwar bis ins 15. Jahrhundert Feine 
Berufung an das bifchöfliche Hofgericht beitanden. Erſt Biſchof 
Johann machte im Anfang des 15. Jahrhunderts den Verſuch eine 
folhe Berufung einzuführen. Und dieſer Verſuch wurde ſpaͤter 
noch mehrmals wiederholt 22). Allein erit die Rachtung von 1519 
führte zum Ziel. Und jeit diefer Zeit ging denn aud von bem, 
Stadtgeriht und von dem Stadtrath zu Worms eine Berufung an 
das bifchöfliche Hofgericht, jedoch unter fortwährendem Widerſpruch 
der Stabt und der ftäbtiichen Behörden 24), 





20) Ochs, IV, 843, 344, 846 jj., 369, V, 82 u. 88. 

21) Lehmann, p. 951 u. 982. 

22) Assertio, p. 836. Noch im 16. sec. wurde zuweilen vom Nath an 
den Erzbiſchof appellirt. Donandt, I, 165. Not. 

38) Zornius, p. 265 u. 266. Morig, I, 551, II, 54—61. 

24) Radtung von 1519, $. 28 bei Schannat, II, 827. vrgl. no p. 445. 
und Morig, II, 61 fi. 
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An vielen Städten nın, in welchen ſich eine Berufung an 
den Stabtrath gebildet und die Berufung an ben Landesherrn ver: 
Ioren hatte, durfte auch das von dem Stahtrath gefundene Urtheil 
wieder angefochten werden. Und dann mußte entweder in bem 
Stabtrath ſelbſt über das angefochtene Urtheil verhandelt und ent- 
jhieden werben, oder das Urtheil wurde an ben Rath oder an ben 
Schoͤffenſtuhl einer anderen Stadt gezogen. 

In manden Städten durfte num zwar das von dem Stabt- 
rath erlaffene Urtheil nicht mehr geſcholten, wohl aber eine 
Art von Länterung defjelben begehrt werben. Die mit dem Ur: 
theil unzufrievene Partei konnte nämlich) von dem Stabtrath ver- 
langen, daß ihr das Buch aufgefchlagen, verlejen und erläutert 
werde. Und man nannte biejes Rechtsmittel ein Ziehen des 
Urtheils an das Bud. Es hatte auch in biefem Falle eine 
neue Verhandlung vor dem Stabtrath flat. Denn nach einer Be⸗ 
ftimmung des Stadtrechte von Hamburg follten die Parteien ſelbſt 
ihr befferes Necht aus dem Buch nachweilen 25). Ohne eine neue 
Verbandlung war dieſes aber nicht möglid. Die Enticheidung 
hatte übrigens wieder der Stabtrath und, wenn diefer uneinig war, 
bie Mehrheit des Rathes. Ein folches Ziehen des Urtheils an das 
Bud hatte ftatt in Hamburg 2%), in Kübel 27), in Goslar 2%), in 
Stade 2%), in Wismar u. a. m. Von biejer Entſcheidung des Raths 
hatte Tein weiterer Zug mehr ftatt. Denn das Buch galt als das 
oberfte Gericht über den Rath 39). 


25) Stadtrecht von 1270, VI, 80, von 1292, G.'25, und von 1497, A. 23 
bei Lappenberg, I, 87, 183 u. 192. — „beme dat ordel nicht bebaget, 
„be mot it wol wedder teen in dat bod —, vnde be jchal to deme 
„negesten binge, aljo de rad uppe beme bus is, bat bod leſen Tas 
„ten, unbe bewiſen eyn recht orbel.“ 

26) Stabireht von 1270, pr. und VI, 11 u. 30, von 1292, G. 10 u. 25 
unb von 1497, A. 22 u. 23 bei Lappenberg, I, 1, 30, 37, 128, 138 
u. 192. 

27) Sad, II, 306 u. 825. Lübifches Rechtsbuch, 5. 249 bei Cronhelm, 
corpus stat. provinc. Holsatiae, p. 60. 

28) Stadtrecht bei Göſchen, p 87 u. 402. 

29) Stabtreht von 1279, art. 10 bei Pufendorf, I, 198. 

80) Stoffe zum Hamburg. Stadtreht von 1497, A. 23 bei Lappenberg, I, 
192. „Duth boed — i8 dat ouerfle gherichte bouen ben Stabi“ --. 
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Bon diefem Ziehen des lirtheiles an das Buch verfchieden 
war das Aufſchlagen bes Buchs um zu erfahren was Recht 
jet, ehe noch ein Urtheil gefunden worden war, wiewohl auch bie: 
jes öfters ein Ziehen des Urtheils an das Bud genannt worben 
ift, 3. B. bei dem Stadtgericht zu Augsburg *?). 

An vielen anderen Städten durfte auch das von dem Stadt- 
rath gefundene Urtbeil wieder geicholten werden. Und dann 
batte in manchen Stäbten eine abermalige Verhandlung in dem 
Stadtrath felbft ftatt, z. B. in Salfeld 32), in Teuchel 22°) u. a.m. 
In den meiften Städten wurde jedoch das bei dem Stabtrath oder 
auch bei einem Stadtgericht gefcholtene Urtheil an den Rath oder 
an den Scöffenftuhl einer anderen Stadt, alfo an einen auswär: 
tigen Oberhof gezogen. 


Sberheof. 
$. 586. 


Der Urfprung der Oberböfe ift immer noch nicht ganz im 
Klaren, wiewohl in neueren Zeiten auch in dieſer Beziehung Ber 
deutendes geleiftet worten iſt). Die Oberhöfe haben, wie ih 
glaube, einen ſehr verfchiebenartigen Uriprung, fo wie fie denn felbft 
auch von jehr verfchiedener Art find. Hier iſt natürlih nur von 
den ſtädtiſchen Dberhöfen die Rede, und ihr Urfprung ift theils in 
der grundherrlihen Gerichtsbarkeit zu juchen, theils und haupt: 
jählich aber in der Mebertragung des Rechtes einer Stadt auf eine 
andere, oder auch in der freien Wahl eines auswärtigen Ober: 
bofes, theils auch in Faiferlichen oder landesherrlihen Verfügungen. 

Sehr viele Oberhöfe haben nämlidh in einer grundherr: 
lihen Gerichtsbarkeit ihren Urfprung. Wie in jeder anderen 


vrgl. über bdiefe Berufung auf das Buch Homeyer, Richtſteig Lanb- 
recht, p. 517-519. und Haltaus, p. 1720 -21. 

31) Urf. von 1281 in Mon. Boic. 88, I, p. 152. „Daz wart gezogen an 
„daz buch daz fait alſo“ —. | 

32) Stadtrecht aus 13. sec. $. 68 bei Wald, I, 30. 

82a) Stadtrecht von 161}, art. 4 8. 4 bei Walch, V, 171. 

1) Nicelfen, der Oberhof zu Xübed, p. 1—15. Thomas, ber Oberhof zu 

Frankfurt am Main, p. 53 ff. 
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Grundherrſchaft das geſcholtene Urtheil an den Grundherrn ſelbſt 
oder an den grundherrlichen Oberhof gezogen und dort das Recht 
geholt werben durfte ?), jo auch in vielen Städten, wenn dieſe ent⸗ 
weder jelbft grundherrlich oder ter Sit eines grundherrlicden Ober: 
hofes waren. So ging in Dürkheim ber Zug von dem Stabt- 
gerichte an den Grundherren (den Abt von Limburg) oder an deſſen 
Stellvertreter *). Und da der oberite Fronhof der Abtei fich in 
Dürkheim befand, fo war er der Oberhof für alle übrigen Fron⸗ 
höfe der Abtei, wie dieſes das grüne Buch von Dürkheim aus: 
drüclich jagt. „Alle die Frohnhöff deß Gottshaußes zu Echiefer: 
„statt, zu Wachenheim, zu Sultzbach, zu Fürbach, zu Eichen vnd 
„ale deß Sottshufe gefind were, daß fie vmb ein Vrtheil oder vmb 
„ein Recht nit welten, die jollen und mögen fidy beruffen in ven 
„Frohnhof zu Türdheim, vnd ſollen da hören und nehmen Necht, 
„Vrtheil und ande Necht dei Hoffe, vnd waß man da thetiget, das 
„ſollen fie fteet hallten“ Eben fo find aus den erzbifchöflichen 
Oberfronhöfen (curtes majores) zu Eltvill, Rüdesheim und 
Torch die drei Oberhöfe des Rheingaus hervorgegangen ). Des- 
gleichen in vielen Bilchofsftädten die Oberhöfe des Stiftes. Jeder 
Bischof pflegte nämlich an feinem Bifhofsfike einen Fronhof zu 
haben, welcher der Sitz ter oberften herrichaftlihen Verwaltung 
und Nechtspflege der ganzen Herrihaft war. Tas daſelbſt zu 
haltende Fronhofgericht war demnach der Oberhof für das ganze 
Stift, d. h. für die gefammten grundherrlichen Rande des Stiftes. 
Nachdem num bas oberfte Fronhofgericht ein Stabtgericht geworben 
oder mit dem Stabtgerichte vereiniget worden und biefes von der 
Stadt felbft erworben worden war, fo trat nun biefes Etabtgericht 
oder der Stabtrath felbft an die Stelle des früheren biſchöflichen 
Oberhofes und des oberiten Fronhofgerichtes. Die Immunität der 
Stadtgerichte und der Stabträthe von fremden Gerichten ftcht dem 
keineswegs entgegen. Denn die Immunität bezog fich bloß auf 
bie öffentliche Gewalt. Die grundherrliche Gerichtsbarkeit warb 
dadurch gar nicht berührt. Auf diefe Weile wurde denn ber Stadt⸗ 


2) Meine Geſch. der Fronh. IV, 228 jf. 
3) Meine Sei. der Marfenverfaffung, p. 299 u. 868. 
4) Bobmann, II, 668 u. 665. 


762 Oberhof. 


rathb von Speier der Oberhof für Kaiferslautern, Annweiler, 
Lauterburg, Bruchjal (Brufje) und für noch andere im Stifte ge- 
legene Dörfer, wo biefe ihr Urtheil und Recht, das fie nicht Tann: 
ten und nicht verftanden, juchten und fanden 5). Auf dieſelbe Weiſe 
wurde der Etabtrath von Straßburg der Oberhof der im Stifte 
liegenden Städte und Törfer, wie biejes fpäterhin in dem Vertrage 
mit dem Bifchof von 1263 auch anerkannt worden iſt ). Aus 
demjelben Grunde dürfte wohl aud der Stabtrath von Mainz 
der Oberhof der im Rheingau liegenden Städte und Dörfer ge: 
worden ſein ). Auch die berühmten Oberböfe zu Köln und zu 
Magdeburg hatten vielleicht einen ähnlichen Urfprung. Daher 
ſprachen bie Schöffen von Magdeburg von einem Ziehen bes ge: 
ſcholtenen Urtheiles auf den Königsheof ober auf die Pfalz, d. h. 
auf den Töniglichen Fronhof und an das Tönigliche Fronhefgericht 
Zu Magdeburg ®), zu einer Zeit noch als es in Magteburg feinen 
Königehof mehr gab. ebenfalls war dieſes aber bei bem Ober⸗ 
hofe zu Frankfurt der Fall. In Frankfurt am Main beſtand 
ſchon feil dem 10. Sahrhundert ein Pfalzgericht, d. h. ein Fönig- 
liches Fronhofgericht, für die um die Etabt herumliegenden herr: 
Ichaftlihen Reichslande, zu denen auch die in ber Grafichaft bes 
Bornheimer Berges gelegenen Ortſchaften gehört haben. Nachdem 
nun das Pfalzgericht ein Stabtgericht geworden war, fo wurde 
diefes der Oberhof für die in den Reichslanden liegenden Ort: 
ichaften. Und es blieb auch ihr Dberbof nachdem das Gericht von 
der Stabt erworben worben war). Auch der Oherhof zu Dort: 


5) Lehmann, p. 275, 576 u. 808. 

6) Vertrag von 1263, $. 9 bei Scyilter zu Königshoven, p. 730. und 
Wender, von Außburgeru, p. 26. 

7) Bodmann, I, 28, II, 675 

8) Ehöffenurtheil, cap. 4. diet. 7 bei Zobel, p. 476. — „und zöge fid 
„deß auff dei Königes hoff, auch in ein gebegt Ding in Magbeburgis 
„Indem Recht.“ Sächſ. Weichbild, art. 12. (oder 18), „So ziehen fie 
„— gen Magdeburg vor den Pfaleng auff ben hoff" —. Diefes Fron⸗ 
bofnericht des Königs ift von dem Reichshofgerichte veridieden, weiches 
ebenjalls in dem königlichen Fronhofe gehalten zu werden pflegte. vrgl. 
oben $. 584. 

9) vrgl. von Fichard, Entflegung von Frankfurt, p. 54—56. Thomas, 
Oberhof zu Frankfurt, p. 72, 122 u. 128. und oben 5. 472. 





Oberhof. = 763 


mund fcheint einen ähnlichen Urfprung zu haben. Denn aud) 
Dortmund hatte einen Reichshof mit einem dazu gehörigen Fron⸗ 
hof: oder Pfalzgeriht. Der Oberhof verbreitete fich jpäterhin zwar 
auch noch über andere Städte und Dörfer, welche urfprünglich 
nicht zum Reichshof gehört haben, wie dieſes auch bei Köln, Frank⸗ 
furt, Magdeburg und wahrfcheinlih auch bei Speier und Etraß- 
burg der Fall war. Die erfte Entitehung des Oberhofes hängt 
aber bei allen tiefen Stätten, wie es mir ſcheint, mit dem alten 
Neichshof oder mit dem Iandesberrlichen Oberhof zufammen. 


Bei weitem bie meiften Etädte halten jedoch ihren Oberhof bei 
einer anderen Stadt, mit welcher fie weder durch eine grundherr: 
liye nody durch eine Öffentliche Gerichtsbarkeit verbunden waren. 
Und fie hatten ihren Oberhof entweder bei dem Stabtrathe felbft 
ober bei dem Stadtgerichte das heißt bei dem Schöffenftuhl diefer 
Stabt, wie diefes für viele Etädte 3.3. in Frankfurt und in Mag- 
beburg ter Fall war. ($. 493.) Der tiefere Grund diefer ganz 
eigenthümlichen Ericheinung liegt in der erften Entftehung und Aus: 
bildung bes Stapdtrechtes ſelbſt. Tas alte Stadtrecht war näm: 
lich urfprünglich ein Recht ter freien Kaufleute oder ein Marktrecht, 
welches erft nach und nach zu einem eigentlichen Stadtrecht erwei- 
tert worben iſt. Aus demfelben Grunde nun, aus welchem bie 
Märkte nicht unter ten Gaus und Landgerichten geftanven haben, 
nit unter ihnen ftehen konnten, aus bemfelden Grunde Tonnte 
daher auch das an einem Marftorte gefundene Urtheil nicht an ein 
Gau: oder Landgericht gezogen, werben. Der Marktort konnte viel- 
mehr nur bei einem anderen Marktorte feinen Oberhof haben, an 
welchen man bie geicholtenen Urtheile ziehen und bort fein echt 
holen konnte. (F. 51 u. 91.) Die meiften Oberhöfe biefer Art hän- 
gen nun mit der Mittheilung des Stadtrechtes an eine andere Stabt 
zujammen. Denn nichts war natürlicher, als fein Recht an jenem 

Orte, wo man es erhalten hatte, auch ergänzen und in ftreitigen 
Fällen enticheiden zu laſſen. Sehr viele Städte wählten übrigens 
auch irgend eine berühmte Stabt zu ihrem Oberhof, wenn fie auch 
ihr Recht nicht von ihr erhalten hatten, oder fie erhielten einen fol: 
hen ftäbtiichen Oberhof durch eine Tänigliche oder landesherrliche 
Verfügung. Die öffentlichen Gerichte, alfo auch die in einer Stabt 
befindlichen Neichsgerichte, waren aber dabei ohne allen Einfluß, 
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wiewohl man biefes in&gemeln glaubt, 3. B. Eihhorn !9), Tho: 
ması!ı), Mihelfen!”) u. a. m. Durd die Erhebung eines 
Ortes zu einer Stabt wurde nämlich wegen der damit verbundenen 
Immunität von den Gau: und Lanbgerichten die Kompetenz des in 
der Stabt befindlichen öffentlichen Berichtes auf die Stadt felbft 
beichräntt, und an die Stelle des Gau- oder Landgerichtes ein eige: 
nes Etadtgericht. eingefegt. Damit hörte aber aller Zufammenhang 
des öffentlichen Gerichtes in der Stadt mit den nicht im ftädtifchen 
Gebiete liegenden Orten von felbft auf. Auch haben fich die ftäbti- 
ſchen Oberhöfe gerade deswegen gebiet, weil man den Einfluß 
der Öffentlichen Gerichte außerhalb der Stadt (der Gau: und Land: 
gerichte) nicht wollte. Sie bildeten fich meiftentheil® fogar erft ſeit⸗ 
dem die Etabträthe eine geroiffe Unabhängigfeit und Selbftftändig- 
keit von der öffentlichen Gewalt erlangt oder auch bie öffentliche 
Gerichtsbarkeit felbft ſchon erworben hatten. Auch konnte fih nur 
auf biefe Weiſe ein ‚von dem Landrecht unabhängiges und felbftän- 
diges Stadtrecht bilden. 

Die meiften Oberhöfe hängen nun mit ber Mittheilung bes 
Stadtrechtes zufammen. Die Mutterftabt, von welcher man das 
Stadtrecht erhalten, wurde der Oberhof der Tochterſtadt. So 
erhielt bereits in 12. Jahrhundert Freiburg im Breisgau fein Recht 
von Köln und zu gleicher Zeit dort feinen Oberhof. Eben fo Sten: 
dal fein Recht von Magdeburg und ebendafeldft feinen Oberhof. 
($. 51.) Diele Städte machten es gleich bei der Mittheilung beö 
Stabtrechtes zur Bedingung, daß die Mutterftabt auch ber Oberhof 

Tochterſtadt fein ſolle, z. B. Frankfurt am Main). Auch 
au, welches vielen ſchleſiſchen Stäbten das magdeburgiſche 
mitgetheilt Hatte, ließ ſich von dieſen Staͤdten verſprechen, daß 

:e Rechtsbelehrungen nirgends anders als in Breslau holen 

m, 3. B. von ber Stadt Liegnig!*), von Olmüß '), von 


Staats: und Jedtsgefh. $. 291, p- 390. 

Der Oberhof zu Frankfurt, p. 55 ff. u. 69 ff. 

Der Oberhof zu Lübed, p. 8, 

Stadtrecht von 1297, $. 21 in Wetteravia, p. 255, und bei Thomas, 
p- 219. 

Urt. von 1302 bei T. u. St. p. 448. 

Urf. von 1862 bei T. u. St. p. 568-689. 
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Ramslau 1%), von Großftrehltg !7), von Oberglogau !®), von Te: 
ſchen 109) u. a. m. Auch die zahlreichen Städte, welche lübiſches 
Recht erhalten hatten, erhielten mit dieſem zu gleicher Zeit das Zug: _ 
recht an den Rath zu Lübeck, alfo den Rath von Lübeck zum Ober: 
hof. Die älteften Handichriften des lübiſchen Rechtes enthalten 
bereitö diefe Beſtimmung ?%. Und diefelbe Beftimmung findet jich 
noch in dem lübiichen Stadtrechte von 1680, V, tit. 10 °$. 1. 
Eben jo follten die Städte in der Wetterau, welche ihr Recht von 
Frankfurt erhalten hatten, beim Stabtrath zu Frankfurt ihren Ober: 
hof haben 2). Auch Aichach hatte fein Necht von München und 
den Rath von München als Oberhof erhalten 22), Eben fo hatte 
die Reichsſtadt Buchhorn ihr Recht von der Reichsſtadt Ueberlingen 
erhalten und dort auch ihren Oberhof 29). Breslau und Görlitz 
hatten ihr Recht von Magdeburg erhalten. Daher holten fie dort 
auch ihr Necht 2%). Auf einer eben folhen Mittheilung des mag⸗ 
deburgifchen Rechtes an die Stadt Brandenburg und von biefer 
Stadt an Spandau und von Spandau an andere Städte der Mark 
Brandenburg berubte wahrfcheinlich auch das Zugrecht vieler bran- 
denburgiichen Städte nach Spantau, von Spandau nad) Branden- 
burg und von Brandenburg nach Magdeburg 25). 

Sehr viele Städte wählten aber auch irgend eine berühmte 
Stadt zu ihrem Oberhof, ohne ihr Recht von diefer Stadt erhalten 
zu haben, oder fie erhielten einen ſolchen Oberhof durch eine Koͤ⸗ 
niglihe oder landesherrliche Verfügung. Auf dieſe 
Weile erhielten viele Städte in der Wetterau, in Heſſen u. a. m. 


— —— — — — — 


16) Urk. von 1859 bei T. u. St. p. 680 -81. 

17) urk. von 1862 bei T. u. St. p. 581. 

18) Urt. von 1872 u, 1878 bei X u. St. p. 598 u. 594. 

19) Urk. von 1874 bei T. u. St. p, 598. 

20) Codex von 1240, c. 111 bei Westphalen, III, 652. Had, IL, 61 u. 
HI, 80. Michelſen, p. 12 ff- 

21) Urt. Karl IV von 1366 in Wetteravia, p. 258. 

32) Stadtredht von Aichach von 1847 bei Xori, p. 59. 

28) Privileg von 1275 bei Mofer, Reichsſtädt. Handb. I. 262. 

24) T. u. St. p. 115. Theodor Neumann, Magdeburger Weisthümer aus 
dem Görlitzer Rathsarchive. Görlitz. 1852. 

25) Riedel, Die Mark Brandenburg im Jahre 1260, LI, 548. 
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ven Rath von Frankfurt als ihren Oberhof ohne das franffurter 
Stadtrecht erhalten zu haben 20). Auch Erfurt holte fein Recht 
aus freiem Antrieb in Frankfurt 27). So hatten 3. B. jene heſſi⸗ 
chen Städte, welche nach fränkiſchem Recht Iebten, offenbar aus 
‚diefem Grunde ihren Oberhof beim Etadtrath zu Frankfurt. Denn 
ihr Stadtrecht hatten fie nicht von Frankfurt erhalten 29). Eben 
ſo haben fich viele in den Stiftern Straßburg, Speter und Mainz 
gelegene Städte, dem Stabtrath von Straßburg, Speier und Mainz 
offenbar freiwillig unterworfen, indem fie in feinem grundherrlichen 
Verband mit den Ianbesherrlicden Tronhöfen geftanden unb auch 
ihr Recht nicht von jenen Städten erhalten haben. Dafielbe war 
offenbar au in Köln und Dortmund ber Fall. Biele von den 
- Ortfchaften und Etäbten, weldhe ihren Oberhof in Köln oder Dort: 
mund batten, haben wohl urfprünglich zu dem erzbiichöflichen Fron⸗ 
hof in Köln oder zu dem Reichshofe in Dortmund gehört und find 
fpäter mit dem berrichaftlichen Oberhof an die Stadt übergegangen. 
Andere Etäpte Haben wohl auch ihr Recht von Köln oder Dort: 
mund erhalten. Viele Stäbte haben fich aber ganz gewiß auch frei- 
willig jenen Oberhöfen unterworfen. Dies gilt zumal von bem 
Oberhofe zu Tortmund. Denn Dortmund hatte einen weit: verbrei- 
teten Oberhof, unter welchem nicht bloß die Stabt Hörter und bie 
ganze Abtei Korvei, ſondern auch noch alle zwiſchen Weſer und 
Rhein gelegenen Etädte Paderborn, Herford, Minden, Weſel u. a 
m. ftanden 29). Und nach dem alten Stadtrechte follte Dortmund 
fogar für alle Deutiche Städte, weldhe im römifhen Reich anf 
. jener Seite der Alpen lagen, der Oberhof fein 20). Nun wird aber 


26) Thomas in ber Wetteravia, p. 257 bis 278. Thomas, Oberhof, p. 
117 ff. 

27) Urf. von 1261 bei Lambert, Geſch. von Erfurt, p. 122. 

28) Thomas in Wetterapia, p. 270. 

29) Wigand, Archiv, I, 1 p. 54, Ill, 3, p. 15 u. 19 ff. Mehrere Dort: 
munder ber Stadt Weſel ertheilte Rechtsiprüde bei Wigand, IV, 422 
— 429. 

80) Stabdtredt, $. 22. bei Wigand. Omnes sententie de quibus dubite- 
tur requirende sunt apud nos de omnibus civitatibus teutonicis 
que sunt in Romano imperio ex ista parte alpium. 
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doch niemand behaupten wollen, daß alle dieſe Städte ihr Necht 
von Dortmund erhalten oder in einem reichsgrundherrlichen Ver⸗ 
bande mit jenem Reichshofe geftanden haben. Defters mußten fich 
auch die Nechtfuchenden Gemeinten durch fchriftliche Reverje zum 
Wiederfommen verpflichten, ehe fie eine Nechtsbelehrung erhielten 21). 

Andere Städte erhielten ihren Oberhof durch eine König: 
lihe oder landesherrlihe Anordnung ober Beftätigung. 
So erhielt die Stadt Limburg an der Lahn das Zugrecht an ben 
Oberhof zu Frankfurt von dem Herren von Limburg 32) und von 
dem Kaiſer KarlIV wurde e8 fpäter betätiget22). Auch der Reichs: 
ſtadt Gelnhauſen beftätigte Kaifer Ludwig ber Baier das Zugrecht 
an einen ftäbtifchen Oberhof 2%). Viele ſchwäbiſche Reichsſtädte er: 
hielten ihren Oberhof bet einer anderen Neichsftabt durch eine Kai: 
ferliche Anoronung 3). Und auch die Verfügungen binfihtlich des 
Ehöffenftuhls zu Aachen rechne ich dahin. Denn die Anficht von 
Thomas, welcher diefen Schöffenſtuhl für ein Kaiferliches Hofge: 
richt oder Neichsgericht Hält 3%), Tann ich aus ben angegebenen Grün: 
ben nicht theilen. Eben ſo ertheilte der Biſchof von Münfter der 
Stadt Bocholt das Zugrecht an das Stabtgericht von Münfter 37), 
dann ber Biſchof von Paderborn der Stadt Driburg das Zugrecht 
an den Rath von Paderborn 2%), der Markgraf von Brandenburg 
allen brandenburgiichen Städten das Zugrecht an den Stabtrath 
(an den Schöffenftuhl) zu Brandenburg 29%), und in der Neumark 
der Städten Küjtrin, Berlinchen, Landsberg, Zelle und Bärwalde 
das Zugrecht an den Stadtrath (Schöffenituhl) zu Splbin 4%). 
Eben fo die Herzoge von Oppeln Ratibor allen in ihrem Lande 
mit flämifchem Rechte begabten Ortichaften das Zugrecht an bie 


81) Bodmann, II, 664, 675 u. 677. 

82) Urk. von 1279 in Wetteravia, p. 264. und Thomas, Oberhof, p. 145. 
88% Urk. von 1856 bei Wend, Hell. Seid. I, p. 38237 Not. 

84) Urf. von 1382 bei Bobmann, II, 887. 

85) Thomas, Oberhof, p. 64. 

86) Thomas, Oberhof, p. 55 u. 56. 

87) Urk. von 1221 bei Wigand, II, 848. und Statute, eod. IIL, 1. 

88) Urk. von 1845 bei Wigand, II, 864. . 

89) Urt. von 1315 bei Bimmermann, V, 164165. Not. 

40) Zimmermann, I, 166. 
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Stadt Ratibor #1), der Biſchof von Breslau allen ihm gehörigen 
Städten und Dörfern das Zugrecht an die Stadt Neifle %°), der 
Herzog von Schlefien allen im Bezirke von Goldberg liegenden 
Ortſchaften das Zugrecht an die Stadt Goldberg 12) u. j. m. 
"Auf diefe Weife entftanden denn fehr viele Oberhöfe in Deutſch⸗ 
land, von denen das neue Stabtreht über ganz Deutjchland und 
felbft noch weiter ausftrömte und fich verbreitete. Der Strom ging 
zwar urfprünglich nur von einigen wenigen alten Städten aus, in 
denen ſich der freie Verkehr und das damit zufammenhängende Redt 
zuerft gebildet hatte, von Köln, Soeft, übel, Magteburg, Yranl: 
furt u. a m. Allein auch die Tochterftäbte theilten das von ihrer 
Mutterftabt empfangene Mecht wieder anderen Stäbten mit und 
wurden ſodann felbft wieber bie Oberhöfe diefer Städte. Freiburg 
im Breisgau, welches fein Recht von Köln erhalten hatte, theilte 
es wieber vielen anderen Städten in der Schweiz, im Elſaß unt 
in Schwaben mit. Daher war freiburg noch im 15. Jahrhundert 
der Oberhof von 32 Städten und Törfern, unter denen ſich aud 
Tübingen, Reutlingen, Meberlingen, Ehingen, Fürſtenberg u. a. be: 
fanden #). Gelnhauſen, welches fein Net von Frankfurt er: 
halten und dafelbft feinen Oberhof hatte, wurbe feinerjeitS wieder 
der Oberhof von Hammelburg, Hünfelb, Mergentheim, Steinau, 
Hpboven, Salnüniter, Haſelach und Schmalkalden #5). Heilbronn, 
das feinen Oberhof in Frankfurt hatte, war wieder der Oberhof 
von Hal in Schwaben und Hall felbjt wieder der Oberhof von 
Ullenshoven, Eppingen und Schefflenz *%. Halle hatte fein Recht 
von Magdeburg erhalten und theilte es felbit wieber Neumarlt *") 
und diefe Stadt wieder anderen Städten in Schlefien mit. Bre$ 
lau, Sörlig und Schweidnitz hatten ihr Recht von Magde 
burg erhalten und theilten es wieder vielen anderen Städten in 
Schleſien und dieſe wieder anderen Städten mit. Breslau hatte 


41) Urk. von 1286 bei X. u. St. p. 408—404. 
42) Urk. von 1290 bei T. u. St. p. 409410. 
48) Urt. von 1292 bei T. u. St p. 415 u. 416. 
44) Schreiber, II, 182. 

45) Wetteravia, p. 261 — 262. 

46) Wetteravia, p. 268. 

47) Schöffenbrief von 1285 bei T. u. ©t. p. 294. 
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fih aber, wie wir gefehen, al8 Oberhof anerkennen laffen und wurbe 
daher die Hauptſtadt von Schlefien 28). Auch Kaſſel wurde ber 
Dberhof (Meberhof) der Städte Wolfhagen 19), Witenhaufen u. a. 
m.5%), Eiſenach der Oberhof für die thüringifchen Städte 81), 
Stettin der Oberhof der meilten Städte in Bommern, Branden- 
burg der Oberhof der brandenburgiſchen Städte 62), Aſchaffen⸗ 
burg ber Oberhof von Seligenftabt 53), Brünn ber Oberhof für 
viele Städte in Böhmen und Mähren st), Münden der Oberhof 
ber bairiſchen Stäbte u. ſ. w. 

Mehr oder weniger unvollftändige Verzeichniffe ber über ganz 
Deutſchland verbreiteten zahllojen Oberhöſe findet man bei Gru- 
pen 55), Dreyer5% und Thomas 57), auch bereits ſchon im fäch- 
fiihen Weich bild (art. 10.) und ein vollftändiges Verzeichniß der 
mit lübiſchem Nechte bewidmeten Städte bei Michelfen®) und 
der mit Frankfurter Necht bewidmeten Städte bei Thomas s®), 
Wie wenig volftändig aber die oben erwähnten Verzeichniſſe find, 
beweißt unter Anderem das Stadtrecht von Tübingen. Denn, 
während Tübingen nirgends als Oberhof genannt wird, ſteht auf 
ber inneren Seite ber vorderen Dede des alten auf Pergament - 
gefchriebenen Stabtrechtes von 1493 mit alter Handſchrift: „Nota 
„diß hernach gefchriben fett. märcktt vnnd dörff hollentt ir urttel 
„vnnd rechtt allpie zu tüwingen: Brady, Minefingen, plampuren, 
„barenberg, nagdtt, wildperg, bulach, Calw, böblingen, Sindelfingen, 
„Löwenberg, Brunigen, Baihinngen, Aſperg, Hainittſſen, Hayter- 


48) X. u. St. p. 115—117 217 u. 218. 

49) Salbu von 1555 bei Kopp, Heil. Sr. II, 159. 

50) Salbuch bei Kopp, II, 158. vrgl. noch Kopp, I, 848. 

51) Stadtrecht von 1288, $. 17 bei Gaupp, I, 201. 

52) Zimmermann, I, 162 fi. 

58) Grimm, I, 507. Stadtordnung von 1527 bei Steiner, Geld. von Se⸗ 
ligenftabt, p. 870. vrgl. noch p. 144 u. 849. 

54) Rößler, Einleitung, p. 90. 

55) Grupen, discept. forens. p. 759760. 

56) Dreyer, Einleitung, Lüb. VrO. p. 272—277. 

57) Thomas, Oberhof zu Frankfurt, p. 194 — 202. 

58) Diichelfen, Oberhof von Lübed, p. 47—82. 

59) Thomas, p. 117 bis 162. 

v. Maurer, Städteverfaflung. III. 49 
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„bach, Elbingen, Rottenburg am necker, Horw, Brechttelfingen, Ve⸗ 
‚ringen ſtat vnd dorf, Gammertingen, Hachingen, kellmuntz, Aichach, 
„Vnderrot vnd Oſterberg, Zwinaltten, Hättingen, Dornſtatten, Bon⸗ 
„dorff, Jemmingßhain, Hußen im ſchainbuch, wyttingen, Gennckin⸗ 
„gen, Vndinden, Oberndorff, Bolttringen, Jeſingen, Luſtnow, wyl 
„jun ſchainbuch, Alttorff, Tußlingen, Nera, Mößingen, Eſchingen, 
„Talhain, Vodeshuſen, Binuigen, Jettenbruck, Mörinngen, kuſter⸗ 
„tingen, walttorff, haßlach, Binbel, Dornach, ſchlaittorff, Ziett, Of⸗ 
„fertingen, Alttenburg, Sichenhuſen, Kummelſpach, Tegerſchlatt, 
„Cunnttingen, Braittenholtz, Terendingen, wyla, kilperg, wannkey, 
„pfeffingen, ryſten, Nallingßhen, Kebgardt, hagenloch, Offertingen 
„mit dem hechgericht.“ 


$. 587. 


Diefe Oberhöfe hatten eine doppelte Beftimmung. Sie 
bienten einerjeit8 zur Berathung der Parteien !) oder der Ur- 
theilsfinder, welche bei ihnen ihr Recht holten, wenn fie nicht wuß⸗ 
ten was Recht war. Andererſeits dienten fte aber auch als eine 
Art von Berufungsinftanz, wenn ein gefcholtenes Urtheil an 
le gezogen worden war. Manche Oberhöfe dienten num bloß als 
Berufungsinftanz, andere aber und zwar die meilten für beides. 
Einen Oberhof, der nur zur Rechtsbelehrung gedient hätte, Tenne 
ih nicht. Bloß als Berufungsinftanz für bie gejcholtenen 
Urtheile diente, wenigitens feit tem 15. Sahrhundert, der Stadt⸗ 
rath zu Lübeck allen jenen Städten, welche nach lübiſchem Necht 
lebten. Es wurden zwar auch Nechtöbelehrungen zu Lübeck gefucht. 
Sie bildeten jedoch nur eine Ausnahme von der Regel. Denn ber 
Nath von Kübel pflegte die Mechtsbelehrungen entweder gänzlich 
zu verweigern ober fle wenigjtens nur mit dem Bemerken zu er- 
theilen, daß es aus beſonderer Gefähligfeit geſchehe ). In der Re⸗ 
gel entſchied der Rath zu Lübeck nur über Sachen, welche urtheils⸗ 
weiſe (ordelswiſe) an ihn gebracht, nachdem vorher ein Urtheil 
gefunden und dieſes geſcholten worden war. Daher wurde auch 
der Zug nach Lübeck frühe ſchon eine Appell oder Berufung (Appell 


1) Urk. von 1261 bei Lambert, Geld. von Erfurt, p. 122. 
2) Urtheile von 1464, 1500 u. 1502 bei Michelſen, p. 104, 814 u. 818. 
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off Berope) und feit dem 16. Jahrhundert eine Appellatton ge 
nannt ?). Die meiſten Oberhöfe dienten aber für beides, 
für die Rechtsbelehrung ebenfowohl wie für die Berufung, 
3. B. der Oberhof zu Köln, zu Frankfurt, zu Kaflel u. a. m. 
Einen Oberhof, der bIoß zur Redhtsbelehrung gebient hätte, 
Tenne ih nicht. Es fommt zwar öfters vor, daß man fein echt 
freiwillig ohne dazu verpflichtet zu fein bei einem Oberhof holte. 
Dann war aber das Gericht, bei weldem man fein Recht fuchte, 
Tein eigentlicher Oberhof, vielmehr ein gewillfürter Schiedsrichter, 
ber das bei ihm gejuchte Recht weilen Eonnte, wenn er wollte, der 
aber die Weifung auch ablehnen und die Sache an ben ordentlichen 
Richter weilen fonnte*). Die eigentlichen Oberhöfe dagegen waren 
gleihfam die ordentlihen Gerichte für die Recht Suchenden, 
welche das bet ihnen gejuchte Necht ertheilen mußten, unb bei 
welchen auch die Necht Suchenden ihr Recht ſuchen mußten, in- 
dem fie dahin malpflichtig waren 5). Als daher im Jahre 1377 
ein Graf von Kabenelenbogen gegen bie Stabt Limburg bei dem 
Kaiſerlichen Hofgericht klagte, wurbe er mit feiner Klage an ben 
Stabtrath von Frankfurt gewiefen, indem biefer ber Oberhof jener 
Stadt jet). Alle Oberhöfe nun aber, bei welchen man fein Recht 
holen mußte, Hatten nicht bloß das Necht zu lehren, jondern aud) 
zu weifen, wenn gejcholtene Urtheile dahin gezogen worden waren. 
Wenigſtens ift mir, wie bemerkt, fein Oberhof befannt, welder bloß 
zur Nechtsbelehrung gedient hätte. In mehreren Stabtrechten wird 
zwar bloß von dem Necht Holen bei dem Oberhof, nicht aber von 
dem Ziehen des gejcholtenen Urtheils an den Oberhof geſprochen. 
So heißt e8 von dem Oberhofe zu Breslau 7), von dem Oberhofe 


8) Urtbeile von 1450, 1500, 1502, 1640 u. 1668 bei Midjellen, p. 17, 
18, 314 u. 818. 

4) Bobmann, II, 663 u. 675. Not. + }. 

5) Urk. bei Bodmann, II, 665. Not. }. — „und darymb, dwyle wir mas 
„lepfligtig fin, redt vor vch zu N. zu holen” — vıgl. noch p. 
668 u. 667. 

6) Urtheil von 1877 bei Wend, I, 827—28. 

7) Außer den angeführten Stellen vrgl. noch Magdeb. Schöffenurtheil 
cap. 1. Diſt. 5 bei Zobel, p. 465. 
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zu Dortmund 9), zu Tübingen, zu Aichaffendburg, zu München u. 
a, m. immer nur, daß die Städte, welche dahin ihren Zug haben, 
ihre Rechtsbelehrungen daſelbſt ſuchen oder ihr Recht dort holen 
follten. Daß aber aud bie gejcholtenen Urtheile an benjelben Ober: 
hof gezogen werben follten, geht Mar und beutlih aus den Schöf- 
fenbriefen und Schöffenurtheilen 9) und auch ſchon aus jenen 
Stadtrechten felbft hervor, wenn man fie genauer betrachtet !9). 
Unter dem Recht Holen wurbe allzeit auch das Necht Suchen bei 
einem gefcholtenen Urtheil verftanden. Denn auch die Weifung auf 
ein gefcholtene8 Urtheil war ja eine Nechtsbelehrung, nur in einer 
etwas anderen Form. 


S. 588. 


Das Verfahren bei einer zu fuchenden Rechtsbelehrung 
(beim Recht Holen) war nämliy nur wenig verſchieden von bem 
Verfahren bei einem geſcholtenen Urtheil. Wenn ein Urtbeilsfinder 
um ein Urtheil gefragt worden war, fo durfte er fich, ehe er fein 
Urtheil fprah, zuvor mit den umbherftehenden Bürgern berathen 
oder audy das Recht, das er nicht fannte, bei einem Oberhofe Holen, 
fi) von dem Oberhof belehren laflen. (8. 536.) Daſſelbe Recht 
hatte aber auch das gefammte Gericht, wenn es ſich nicht einigen 
fonnte oder nicht wußte was Recht war. Am einen wie in dem 
anberen Falle ſchickte nun der vorfißende Richter zwei Schöffen 
oder zwei Rathsherrn an den Oberhof, und ließ daſelbſt das Recht 
holen. Denn nicht die Parteien, ſondern die Urtheilsfinder, bie 
noch Fein Urtheil gefunden hatten und feines finden Tonnten, weil 


8) Stabtrecht, $. 22. 

9) Echöffenbrief von 1304 $. 86 bei T. u. St. p. 466. Magdeb. Schöf- 
fenurtheil, cap. 1. Diſt. 8. u. cap. 4, Dift. 4. bei Zobel, p. 465 u. 
475. . 

10) So ift 3. 8. in dem Stadtrecht von Dortmund, 8. 22. anfangs bloß 
vom Rechtholen bie Rede (Omnes sententie de quibus dubitatur re- 
quirende sunt apud nos —). Daß darunter aber auch das Recht 
Suchen bei geſcholtenen Urtheilen mit begriffen fein follte, geht aus ben 
Worten: in scripto debet ad nos transmittere sententiam illam ut 
ipsam diffinitivam feramus hervor. 
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fie nicht wußten, was Recht war, fuchten das Recht. Daher muß: 
ten die Richter und nicht die Parteien das Necht holen laſſen. Es 
gefchah dieſes jedoch auf Koften der unterliegenden Partei !). Die 
an den Oberhof gejenbeten Boten referirten - dafelbft urfprünglid) 
mündlich über den zu enticheibenden Fall und brachten auch die 
von dem Oberhofe mündlich erhaltene Weifuug (bie Rechtsbeleh⸗ 
rung) mit fi zurüd. Späterhin, feit dem 15. Jahrhundert, 
erhielten diefe Boten eine Tchriftliche Anfrage, welche fie dem 
Dberhofe überbrachten und dafür auch wieder eine ſchriftliche 
Kechtsbelehrung als Antwort zurücbradhten ?2). Ganz dafjelbe Ber: 
fahren trat nun auch bei einem gejcholtenen Urtheil ein. Nachdem 
derjenige, ber das Urtheil geſcholten und ein befjeres Urtheil gefun⸗ 
den, diefes jodann an den Oberhof gezogen und zu dem Ende um 
Boten gebeten hatte, ſchickte auch in diefem Falle der vorjigende 
Richter zwei Schöffen oder zwei Nathsherren an den Oberhof. 
Denn auch in diefem alle waren es nicht die Parteien, die das 
befiere Necht bei dem Oberhofe juchten, fondern die Artheilsfinder, 
welche das Urtheil gejcholten hatten, was aber auch bie Parteien 
jelbit fein fonnten, wenn fie das Urtheil gefcholten hatten. Das 
Gericht Hatte demnach beibe Urteile, das gejcholtene und das von 
dem Schelter gefundene dem Oberhofe zu überſchicken, und dieſes 
um bie Enticheidung zu bitten, welches von beiden Urtheilen das 
befjere fei?),, Eben fo ging auch dieſe fogenannte Hoffahrt auf 
Rechnung der unterliegenden Partei. Daher durften die Jarteien, 
wenn fie wollten, die von dem Gerichte gejenbeten Boten beglei- 
ten 9, und fpäterhin mußten fie fogar in der von dem Oberhofe 


1) Magbeb. cap. 8., Dift. 10 bei Zobel, p. 475. 

2) Bobmann, I, 663—64 und 665 fi. Stadtrecht von Freiberg bei Schott, 
ul, 266 - 67. 

8) Zwei Schreiben von Munderchingen (Munderkingen) und von Enslin⸗ 
gen aus dem 15. sec. an ben Oberhof zu Freiburg bei Schreiber, II, 
188. — „ons by dem botten in gejchrift wiſſen zu lauffent, weldye der 
„vrtailen das minder ober das merer üch bie rechter vnd beſtenklicher 
„bedunfe, uns darnach wiffen zu richten. — vnd welche vriail ewch bie 
„beit vnd dem rechten die geleichejt bebunde, bero ir volg thuen, vns 
„baifelbig widerumb verjchloffen zuo jchiden.“ 

4) Freiburger Stabtrodel, $. 40. Stadtrecht von Freiberg von 1275 u. 
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zur Berhandlumg feſtgeſetzten Situng erfcheinen 5). Die an ben 
Oberhof geiendeten Boten referirten auch in dieſem Falle urfprüng- 
lich mündlich über die ftattgehabte Verhandlung und brachten die 
mündliche Weifung des Oberhofes an das Stabigeriht zurüd. 
Nur das angefochtene Urtheil follte in manchen Städten frühe ſchon 
ſchriftlich eingeſchickt werben 9). 

Späterhin, ſeit dem 15. Jahrhundert, wurde aber bie ganze 
Verhandlung Ichriftlich geführt. Es wurde, wenn ein Urtheil 
geicholten worden war, die Klage und die Antwort niedergeichrieben 
und dieſes ſodann nebft den beiden getheilten Urtheilen, bas beißt 
mit dem gefcholtenen und dem von dem Echelter gefundenen Urtheil 
von dem Richter an den Oberhof gefendet, welcher hierauf ebenfalls 
feine Weiſung ſchriftlich ertheiltee Schöffen oder Rathsherren 
brauchten nun aber feine mehr an den Oberhof zu reilen. Denn 
zur Meberfendung der Schriften reichten nun auch gewöhnliche Bo- 
ten Hin ). An die Stelle der abgejendeten Boten trat nun ein 
Schreiben des Gerichtes, deſſen Urtheil geſcholten worden war, in 
welchem über bie jtattgehabte Verhandlung Bericht erftattet zu wer- 
den pflegte. Und aus biefen Schreiben find jpäter die Apoftel 
bes gemeinen Prozeſſes, ſowohl die Neverenti alapoſtel als die 
verwerfenden und bie sultimmenben Apoftel hervorgegan- 


1293 bei Schreiber, I, 82, 185 u. 186. Stabtredt von Freiberg bei 
Scott, II, 257. Magdeb. Schöffeubrief von 1804 $.86. Säqſ. Weich⸗ 
bild, art. 74. Bodmann, II, 664. 

5) Urtbeil von 1474 bei Michelfen, p. 155. _ 

6) Stadtrecht von Dortmund aus 13. sec. $. 22. in scripto debet 
ad nos transmittere sententiam illam ut ipsam diffinitivam fe- 
ramus. 

7) Magdeb. Schöffenurtheil, cap. 4, ‚Sin, 8. bei Zobel, p. 476. „Der 

„Richter mit wiffen ond befenntnis ber Schöppen fol klag vnd antwort vmb 
„bie geteilten vrtel, bie geftrafft, geicholden find, beichreiben laſſen, 
„und jenden bie an das höchſte Gericht, ba man fi yinziehen fol, vnd 
„das Recht pfleg zu halten, vnd vmb das vrtel, das fo beſcholden wird, 
„bürffen die Schöppen felber nicht bin folgen. vrgl. no Schöffen: 
urtheile, cap. 4, Dift. 5 und 7. bei Zobel, p. 475 u. 476. Die zwei 

.. Schreiben von Mundchingen und Enslingen an ben Oberhof zu greiburg 

aus 15. sec. bei Schreiber, II, 188. 
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gen. Dieſen Schreiben wurden nun ſeit dem Ende des 15. Jahr⸗ 
hunderts und im 16. bie ſchriftlichen Eingaben der Parteien, bie 
Klag: und Einrebefhrift, die Replik und Duplik mit den Beweis: 
documenten beigelegt. Es trat demnach an bie Stelle bes früheren 
fehr einfachen mündlichen Verfahrens eine jehr weitläuftige fchrift- 
liche Prozedur 9). 

Das Verfahren bei dem Oberhof war demnach in beiden Fäl- 
len, ‘bei dem Recht Holen ebenfowohl wie bei einem gejcholtenen 
Urthetle, nur wenig von einander verfchieven. Es war nur dadurch 
verſchieden, daB im Falle des Unterliegens der Urtheilsfchelter ge⸗ 
ftraft werden follte ($. 583.), während ber bloß Recht Suchende 
nicht geftraft wurde, fintemal fogar derjenige, der einem Urtheil 
widerſprach ohne e8 zu fchelten, nicht geftraft werben jollte®). Das 
Berfahren jelbjt war aber in beiden Fällen ganz gleich, und bie 
Weiſung des Oberhofes in einem Kal wie in dem anderen eine 
Rechtsbelehrung. Die Oberböfe hatten nämlich urjprüngli Feine 
wahre Gerichtsbarkeit, alfo auch Feine Obergerihtsbar: 
teit. Cie hatten vielmehr bei allen an fie gezogenen, auch bei den 
gefcholtenen, Urtheilen nur eine Rechtsbelehrung zu ertheilen, wie 
fpäterhin die Suriftenfafultäten. Auch wenn der König ſelbſt in 
einer Stadt zu Gericht faß und fein Urtheil gefcholten ward, fo 
tonnte das geicholtene Urtheil an den gewöhnlichen Oberhof ber 
Stadt gezogen werden 19). Man wird aber. doch nicht behaupten wol- 
len, daß der ftädtifche Oberhof in diefem alle ein Obergericht bes 
Königs geweien ſei. Darum konnte auch Magdeburg der Oberhof 
von Halle, und umgelehrt Halle wieder der Oberhof von Magde⸗ 
burg fein!) Im Elfaß ging ber Rechtszug bei allen Stäbten, 
welche folmariches Recht hatten, immer von einer Stadt zu der 
andern, jo daß demnach dieſelbe Stadt bald Oberhof bald Unterhof 


8) Dreyer, Einleitung, Lüb. VrD. p. 268—265. Bobmann, II, 664. Mi- 
helfen, p 23—27. 
9) Sächſ. Lr. II, 12 8. 10. 

. 10) Magbeb. Schöffenurtheil, cap. 4, Difl. 4 bei Zobel, p. 475. „Sitzt 
„der König Gericht in einer Stadt, da Weichbilden Recht ift, jo mag 
„man dba für jhm vrtel finden vnd fchelten, und ziehen ſich des an das 
„öberſt Weichbilden Recht, ba die Stadt jhr Recht pflegt zu holen.“ 

11) Sächſ. Weihbild, art. 10 u. 18. 
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war 12). Eben fo war es in Böhmen Die böhmiſchen Stäbte, 
welhe nach magbeburgiichem echt lebten, Hatten ihren Oberhof 
meiftentheils in Königgräz. Aber auch Koͤniggraͤz Inchte wieder 
fein Recht bei einer jener Städte, welche jelbit ihren Dberhof in 
Königgräz hatten 12). Wäre der Dberhof ein wahres Obergeridht 
und das Ziehen des Urteils eine wahre Berufung geweien, jo würde 
biefes nicht möglich geweſen fein. 

Und fo war e8 offenbar urfprünglich au in Lübeck und in 
den Städten des lübiſchen Rechtes. Erſt feit dem 15. Jahrhundert 
bat ſich dieſes geändert. Das Ziehen bes geicholtenen Lrtheiles 
wurde nämlich unter dem Einfluß des fremden Rechtes zu einem 
Inſtanzenzug und zu einer wahren Berufung ausgebildet. An die 
Stelle des Scheltens des Urtheils ftehenden Fußes trat jeitbem 
eine Berufungsfrift von 10 Tagen und die Einreihung einer Beru: 
fungsfchrift binnen jener Zeit. Die Schreiben bes Berichtes an 
den Oberhof gingen nun in Abfchiedsfchreiben (in Apoftel) über. 
Es wurden Inhibitorialien und Compulſorialien erlaffen. Und bie 
Dberhöfe wurden ſodann wahre Appellationsgerichte, bei denen in 
den Formen des fremden Rechtes prozedirt war. So war e8 
ipäterhin in Lübed 1%) in Hannover !5), im Rheingau 10) u. a. m. 
In Kübel wollte man fogar, wie wir gelehen, keine bloße Rechts⸗ 
belchrungen mehr ertheilen. Und biefer Zuftand dauerte bie zum 
Untergang ber Oberhöfe jelbft, bis ins 16. Jahrhundert, in man: 
hen Städten fogar bis ins 17. und 18. Jahrhundert. 


§. 589. 


Seitdem die Landeshoheit feiter begründet war, feitbem wurde 
bas Zugrecht an die Oberhöfe beſchränkt, oder auch gänzlich 
verboten und ftatt befien eine Berufung an die Landes: 
herrn oder an ihre Hofgerichte eingeführt. Schon die Schöffen 
von Magdeburg hatten erfannt, daß das Zugrecht bei gefcholtenen 


12) Stabtreht von Kolmar von 1298, $. 7. 

13) Gaupp, D. Stadtrechte, II, 258. 

14) Dreyer, Einleitung, p. 265— 266. Michelſen, p. 27—29. 
15) Grupen, discept. forens. p. 797. 

16) Bobmann, II, 664. 
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Urthellen nur mit Zuftimmung des Erbherrn, d. h. bes 
geiftlihen oder weltlihen Landesherrn ausgeübt werden dürfe ?). 
Sie hatten demnach jedem Landesherrn das Necht diefes zu ändern 
zugeltanben. Und feit dem 14. und 15. Jahrhundert machten auch 
die Landesherrn von biefem Nechte Gebrauch, meiltentheils aber 
erſt feit dem 16. Sahrhundert oder auch noch ſpäter. In Sar: 
brüden follten die Schöffen ſchon nad dem Freiheitsbriefe von 
1321 ihr Recht nicht mehr auswärts („und nit vſs baſs“) vielmehr 
nur noch bei dem Grafen von Sarbrüden felbft oder bei feinem 
Stellvertreter ſuchen 12). Die heſſiſchen Städte, welche nad 
fränfiihem Recht lebten, Hatten, wie wir geſehen, ihren Oberhof 
bei auswärtigen Neihsjtäbten, und zwar meiftentheils in Frankfurt 
am Main. Bereits im Jahre 1355 wurden fie aber auf Betreiben 
des Landgrafen von Kaifer Karl IV von dieſem Zugrecht befreit 
und mit ihren Berufungen an den Landesherrn oder an beflen 
Dbergerichte gewielen. Nur im Falle des daſelbſt verweigerten 
Nechtes ward ihnen noch der Zug an ihren ehemaligen Oberhof 
gejtattet 2... Auch von Kafjel, weldes Leinen Oberhof batte, 
ſollte nad einer Iandesherrlihen Verorbnung von 1384 das ge: 
fcholtene Urtheil an den Landesherrn oder an feine Räthe gezogen 
werden. Und nach der Landesorbnung von 1455 jollten aud in 
ben übrigen Städten die Berufungen in Eivilfachen an den 
Zandgrafen oder an feine Näthe gehen 2). Nach den Salbüchern 
. dauerten jedoch die Oberhöfe bis ins 16. Jahrhundert fort. Dann 
trat die Verſchickung der Alten an eine Juriſtenfakultät an ihre 
Stelle, bis auch diefe im Jahre 1732 befchränft, im Jahre 1747 
ganz verboten, in den Jahren 1764 und 1767 aber wieder erlaubt 
worden 1jt 9). In den hannöverſchen Landen war e8 bereits 
fett dem 14. und 15. Jahrhundert ftreitig, ob die geicholtenen Ur: 
theile an die Dberhöfe nad) Hannover und nah Minden ober an 
den Landesherrn jelbft, als an den rechten Oberherrn (Overman) 
gezogen werben jollten. Exit am Ende des 15. Jahrhunderts wurbe 


1) Magdeb. Schöffenurtheile, cap. 1. dist. 8. bei Zobel, p. 466. 
1a) Grimm, II, 1—2. 

2) Urk. von 1355 bei Schminde, III, 261 u. 262, 

8) Kopp, Hell. Sr. I, 844 u. 845. 

4) Kopp, I, 346. 
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aber die Berufung an das landesherrliche Hofgericht zur Regel ®). 
Meiſtentheils wurden jedoch die Oberhöfe erft im 16. Jahrhundert 
oder auch noch Später aufgehoben, und verordnet, daß die Beruf: 
gen in Sivilfahen an die landesherrlichen Hofgerichte geben, 
die Rechtsbelehrungen aber bei unparteiiichen erfahrnen Rechte: 
gelehrten gefucht werden follten, an beren Stelle nad) und nad 
bie Juriftenfatultäten getreten find. Im Erzſtifte Mainz wurbe 
der Zug an die Oberhöfe durch die Hofgerichts Orbnung von 1516 
und durch die Untergerihts Ordnung von 1534 als ein beftehenber 
Mißbrauch (vermeynter Gebrauch) abgeichafft und eine Berufung 
an das neu errichtete Hofgericht eingeführt ). Da jedoch das Hof 
gericht bloß mit Tooctoren der Rechte befebt war, jo hatte es kein 
Vertrauen. Der Zug an die Oberhöfe dauerte daher nach wie vor 
im 16. Jahrhundert noch fort. Auch erlaubte die neue Unter 
gericht Ordnung das Urtheil bei einer unpartelifhen Juriften- 
fatultät einzuholen 7). Im Erzitifte Trier wurde durch die Unter: 
gerihts Ordnung von 1539 das Hoffahren an auswärtige Ober: 
höfe ganz abgeſchafft. Von den erzitiftiichen Oberhöfen wurden aber 
zwei, die Stadtgerichte zu Trier und zu Koblenz beide 
halten, jedoch bloß um fich bei ihnen als bei verftändigen und er: 
fahrnen Rechtögelehrten Raths zu erholen). Auch im Erzftifte 
Köln und in Weftphalen wurde das Mechtholen bei ven Ober: 
höfen, das fogenannte Hauptfahren (das ze Heupt Faren und bie 
Heuptfartten) abgeichafft, und an bie Stelle des Rechtholens der 
Untergerichte die Appellation an das Obergericht gejegt )). Bas 
Nathserholen bei unparteliichen rvechtserfahrenen Leuten und bad 
Hauptfahren in diefer beichränkten Wetje blieb aber nach wie vor 
erlaubt 2%). Eben jo wurbe im Stifte Münjter eine Berufung 


5) Grupen, discept. forens. p. 732—738. 

6) Hofgerihts Ordnung von 1516 und Untergerichts Orbnung von 1584 
bei Saurius, I], fasc. 1. p. 12 und p. 26. 

7) Untergerichts Ordnung, tit. 1. $. 8. Bobmann, II, 664 u. 665. 

8) Untergerichts Ordnung von 1589 bei Saurius, I, fascic. 1, p. 76 
u. 77. 

9) Abſchied gemeiner Kölnifcher Landfhaft von 1587 8.9 u. 10 bei Kind: 

linger, Münfter. Beitr. II, 876. 

10) Gerihts Ordnung des Erzfifts Köln von 1588 bei Saurius, 1, fasc. 1, 
p: 5l u. 52. 
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an das Iandesherrlihe Hofgericht eingeführt, ben Schöffen aber ge- 
jtattet, wenn fie fein Urtheil finden konnten, die Akten auf Kojten 
der Parteien au unparteiifche und verftändige Nechtögelehrte zu 
verfenden !!). Auch in der alten Grafihaft Solms und in ber 
Heerrſchaft Münzenberg wurde das Nechtholen bei den Ober: 
höfen abgefchafft, den Schöffen aber geftattet, wenn fie fich nicht 
vereinigen konnten oder wenn ber Handel fo jchwer war, daß er 
über ihren Verſtand ging, das Recht bei unparteiiichen erfahrnen 
Hrechtsgelehrten zu holen 12). In Seligenftadt wurbe das Recht: 
holen beim Obergeriht zu Aichaffenburg im Jahre 1527 verboten, 
bet ſchweren Sachen jedoch geftattet, fich bei dem Lanbesherrn oder 
bei dem landesherrlichen Vitzthum ober bei Nechtsgelehrten Raths 
zu erholen 12), In der Mark Brandenburg kamen zwar bie 
Berufungen an bie ftäbtifchen Oberhöfe im Laufe des 16. Jahr⸗ 
bunderts außer Gebraud, Nechtsbelehrungen durften aber auch noch) 
im 16, Jahrhundert bei ihnen gefucht werden. Im Sabre 1551 
erhielt die Stadt Eroffen fogar noch das Privilegium anſtatt in 
Magdeburg bei den Schöffen zu Leipzig Nechtsbelehrungen zu holen. 
Und im Landtagsabfchieb von 1611 wurde diefes nochmals und zu 
gleicher Zeit auch noch für Jüllichau und Kotbus beftätiget 1%). 
Auch bei tem berühmten Schöffenftuhl zu Brandenburg wurde das 
Recht feit dem 16. Jahrhundert nicht mehr geholt. Das Necht 
dazu iſt aber auch fpäterhin noch geblieben. Denn noch im 17. 
Jahrhundert beichwerten fi die Schöffen von Brandenburg bei 
dem Kurfürften, daß man ftatt bei ihnen das Recht bei den Unt- 
verfitäten zu Frankfurt, Helmſtädt und Roſtock hole !°). In 
Frankfurt a. M. wurde das Nechtholen bei dem Oberhof erft 
durch den Bürgervertrag von 1612 abgeſchafft. Und es traten fo- 
dann auch dort die Yuriitenfakultäten an die Stelle des Oberhofes. 
Daher gingen die Berufungen an den Oberhof zu Frankfurt noch 


11) Münfterfche Landgerichts Ordnung von 1571, tit. 29 u. 80 bei Sau- 
rius, II, fasc. 6. p. 242 u. 248. 

12) Solmjer Gerichts⸗ und Landorbnung von 1571, tit. 82 9. 5 und 
tit. 88. 

18) Stadtordnung von 1527 bei Steiner, Eeligenftabt, p. 870. 

14) Mylius, VI, 1. p. 91 u. 216. 

15) Zimmermann, III, 186—188. 
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das ganze 16. Jahrhundert hindurch fort bis in den Anfang des 
17,19. Die butzbachiſche Gerichtsordnung von 1578 wieß die 
Schöffen fogar ausdrüdlich noch an das Reichsftadtgericht zu Frank- 
furt als an ihren Oberhof, wenn ihnen der Handel fo ſchwer fi, 
daß er über ihren Verftand gehe). Aber auch nach dem Bürger: 
vertrage von 1612 dauerten bie Berufungen an den Oberhof zu 
Frankfurt noch fort. Bon Wetzlar findet fih noch in den Jahren 
1624 und 1625 eine Berufung dahin. Sie war aber wahrjcheinlid 
bie Ießte 18). Am aller längjten dauerten jedoch die Derufungen 
an ben Oberhof zu Lübeck. Zwar kamen die Berufungen dahin 
feit dem 15. und 16. Jahrhundert in vielen Städten des lübiſchen 
Rechtes außer Gebrauch. Für die ſchleswig-holſteiniſchen 
Städte, welche nach lübiſchem Recht Iebten, würde das Zugrecht 
nach Lübeck bereits in den Jahren 1496 und 1498 abgejchafft und 
dafür das Vierſtädtegericht als Appellationsgericht errichtet, beftehend 
aus Deputirten der Stabträthe von Kiel, Rendsburg, Itzehoe und 
Oldesloe. Streitigkeiten unter diefen Städten führten aber gegen 
Ende des 17. Zahrhunderts zum Untergang des Vierftäbtegerichtet. 
Es fam außer Gebrauch. Und im Jahre 1737 wurde bieje ftill: 
ſchweigende Abſchaffung beftätiget und die Berufung an die beiden 
Juſtitzkanzleien zu Glüdftabt und Kiel gewiefen 1%). Nichts befto 
weniger dauerten die Berufungen der fchleswig:holfteiniichen Städte 
nach Lübe noch Bis ganz an das Ende des 16. Jahrhunderte 
fort 2%). Auch in Medlenburg und Bommern wurbe bereits 
im 15. Sahrhundert eine Berufung an bie Iandesherrlichen Hof: 
gerichte eingeführt. Die Berufungen ber medlenburgifchen und 
pommerjchen Städte nach Lübeck dauerten jedoch nach wie vor fort, 
fo daß es ſich manchmal ereignete, daß der eine Theil an das Hof: 
gericht und der andere an den Oberhof nach Luͤbeck appellirte ?!). 


16) Thomas, Oberhof, p. 114, 120—159 u. 202. 

17) Butzbach. Gerichtsordnung von 1578, tit. 81 bei Saurius, II, fasc. 8, 
p. 98. 

18) Thomas, p. 158 u. 202. 

19) Dreyer, Einleitung, p. 270 u. 280. Fald, Handb. des ſchleswig⸗ holſ. 
Rechts, III, 1. p. 220. Reſcript von 1737 im Corpus conet. Holssk, 
I, 45. 

20) Michelſen, p. 32, 348 u. 349. 

21) Stettin und Wolgaftifhe Gerichtsorbnung von 1566 bei Saurius, II, 
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Die Berufungen nach Lübel wurden zwar mehr und mehr be- 
ſchränkt und erfchwert, den Städten Eolberg , Straljund und Wis⸗ 
mar jeboch die Wahl zwiſchen dem lanbesherrlichen Hofgeriht und 
dem Rath von Lübeck gelaflen und dem Ermeſſen bes Raths von 
Roſtock überlaflen, der Appellation nach Lübeck entweder zu deferiren 
ober fie zu vermwerfen. Und fo dauerten denn die Berufungen jener 
Städte nach Lübeck fort bis in die Hälfte des 18. Jahrhunderts 22). 
Der Grund bicjer bis ins 17. und 18. Jahrhundert fortbauernden 
Berufungen an bie Oberhöfe war die allenthalben beftehende Ab: 
neigung gegen bie neu errichteten Hofgerichte, welche ausschließlich 
mit Doctoren des römifchen und kanoniſchen Nechtes bejeht waren, 
und allen ihren Enticheidungen das fremde Necht zu Grund legten, 
indem fie das einheimijche nationale Necht gar nicht Fannten. Wie 
die wirtembergijchen und andere Städte ??) jo beſchwerten ſich daher 
auch die Stäbte Anklam, Parchim, Treptau, Wolgaft u. a. m. noch 
das ganze 16. Jahrhundert hindurch über die landesherrlichen Hof: 
gerihte und über die Vernachläßigung des einheimifchen Deutſchen 
Mechtes durch fie2%). Zuletzt mußten aber auch ſie fich in das 
Unvermelbliche finden. 

Auf diefe Weife haben ſich denn in Civilſachen die Ober: 
höfe in ganz Deutichland verloren. Und es iſt ſodann an bie Stelle 
bes Ziehens ber gejcholtenen Urtheile an die Oberhöfe eine Be- 
rufung an die landesherrlichen Hofgerichte, und an die Stelle des 
Nechtholens bei den DOberhöfen das Mechtbolen bei den Lniverfi- 
täten getreten ?4,), und biefer Zuftand in vielen Städten bis auf 
unfere Tage geblieben. Sn peinlihen Sachen haben fich je- 


fasc. 7. p. 129. „Als fi auch vielmaln zuträget, daß in onfen _ 
„Stebten, fo mit Lübifhem Nechte bewibmet, von außgeſprochnen Br: 
„theiln ein theil an vnſer Hoffgerichte, und bie ander Parthey gegen 
„Lübel appelliert" —. 

22) Stettin: und Wolgaftiiche Gerichts Orbnung von 1566 bei Saurius, 
p. 129. Gerichts Orbnung von NRoflod von 1586, tit. 27, p. 29. 
Dreyer, Einleitung, p. 267—270. Michelfen, p. 32 -36. 

28) Gerſtlacher, Einleitung in die Verfaſſ von Wirtemberg, 8. 22, I, 
p: 78. 

24) Dreyer, p. 268 u. 269. 

24a) vrgl. Stobbe, Geſch. ber Rechtsg. II, 68 —82. 
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doch die Oberhöfe in etwas anderer Weife verloren. Auch bie 
peinlihen Gerichte wurden zwar jeit dem 16. Jahrhundert 
allenthalben reformirt und auch in peinliden Sachen bie Be 
rufungen an bie Oberböfe abgeſchafft. Da jedoch die peinliche 
Halsgerihts Ordnung Kaifer Karls V (art. 219) zur Belehrung 
der Schöffen die Oberhöfe beibehalten und für jene Gerichte, welche 
feinen Oberhof hatten, das Nedytholen bei der Obrigkeit ober bei 
den Zuriftenfatultäten oder bei anderen Nechtögelehrten angeordnet 
hatte und biefe Anordnung in die meilten Landesorbnungen und 
Gerichtsorbnungen, 3. B. in der Mark Brandenburg 25), in Hef- 
fen 2°), in Münjter??) u. a. m. übergegangen ift, jo haben fidh die 
Dberhöfe in peinlihen Sachen, in manchen Städten länger als in 
Eivilfahen erhalten. In der Landgrafſchaft Heflen z.B. blieb das 
Rechtholen bei dem DOberhofe in peinlichen Sachen nach wie vor 
im Gebrauh. Der Stadtrath von Kaffel war der Oberhof für 
das ganze Land, bis jeit dem Ende des 16. Sahrhunderts auch bie 
Schöffen von Kaffel anfingen die Kriminalakten an bie Juriſten⸗ 
fafultäten zu verjenden, ftatt jelbft in der Sache zu fprechen 29). 
In den meilten Territorien und Städten trat jeboch die Obrigkeit, 
db. h. das landesherrliche Hofgericht oder der Stabtrath an die Stelle 
bes Oberhofes. Daher ſanken die Schöffen der peinlichen Hals: 
gerichte feit dem 17. Jahrhundert alentbalben zu bloßen Figuranten 
herab, die weiter nichts mehr zu thun hatten, als der Publifation 
des bereit8 von anderen (von den SHofgerichten oder Juriſtenfakul⸗ 
täten) gefundenen Urtheiles im hochnothpeinliden Halsgerichte bei- 
zumwohnen. 


Serufung an die öffentlichen Berichte. 
$. 590. 
Die Stäbte, bie Stabtgerichte und bie Stabträthe ftanden, 





25) Polizeiorbnung von 1540, cap. 18 bei Mylius, V, 16. 

26) Heſſ. peinliche Gerichtsordnung von 1585, c. 58 u. 108 bei Saurius, 
Il, fasc. 8. p. 52 u. 68. 

27) Landgericht Ordnung von 1571, III, c. 1. 8. 2 bei Saurius, I, fasc. 
6. p. 248. 

28) Kopp, I, 846-848. 
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wiewohl fie Immunität von den öffentlihen Gerichten erhalten 
hatten, nach wie vor unter.ber dffentlihen Gewalt und unter den 
Öffentlihen Gerichten. So lang die Deutichen Könige in den alten 
Königsftäbten, die Bildyöfe und Aebte in den Biſchofs- und Abtei: 
ftädten und die übrigen Landesherrn in den Landſtädten die Ge⸗ 
richtsherrn waren, jo lang konnten auch noch die bei den Stadt: 
gerichten geſcholtenen Urtheile an den König oder Landesherrn, oder 
an das Königliche oder landesherrlihe Hofgeriht gezogen werben 
(F. 584). Die Stabdtgerihte waren nämlich durch die erhaltene 
Smmunität nur von den Gau: und Landgerichten befreit worden. 
Sie ftanden demnach nun direkt unter dem König oder Landesherrn, 
oder unter dem Königlichen oder Iantesherrlihen Hofgeriht. So 
waren 3.8. in der Mark Brandenburg im Jahre 1344 alle Etädte 
von dem Landgerichte befreit worden. Daher ftanden fle ſeitdem, 
nach derjelben Urkunde bireft unter dem landesherrlihen Hofge— 
richte ). Und in jenen Landftädten, in welchen die öffentliche Ge— 
richtsbarfeit nicht von der Stadt felbft und von dem Stabtrath 
erworben worten ift, blieb dieſes auch fo noch in fpäteren Zeiten. 
Das Ziehen des geſcholtenen Urtheiles an das Iandesherrliche Hof: 
gericht ift jedoch, feit der Anwendung des fremden Nechtes, in eine 
wahre Appellation oder Berufung übergegangen. In jenen Land- 
ftädten dagegen und in den Neichsitäbten, in welchen die Stabt 
und der Stadtrath die öffentliche Gerichtsbarkeit erworben hatte, 
mußten nım, wie wir gejehen, die bei dem Stabtgerichte gefcholtenen 
Urtheile an den Stadtrath gezogen werben, aus weldyem Zugrecht 
feit der Anwendung des fremden Nechtes gleichfalls eine wahre Be: 
rufung geworben iſt. Und daffelbe war auch, wie wir gejehen, 
in jenen Städten der Fall, welche einen auswärtigen Oberhof er- 
haften hatten, an welche bie entweder beim Stabtgerichte oder beim 
Stadtrathe gejholtenen Urtheile gezogen werben mußten. Denn 
auch dieſes Zugrecht ift feit der Anwendung bes fremden Rechtes 
in eine wahre Appellation übergegangen. Aber auch bie Stäbte 


1) Ur. von 1844 bei Gerden, cod. dipl. Brand. II, 240. si aliquando, 
quempiam consulum civitatum excedere contingeret, hie coram 
judice curie nostre astare judicio debebunt responsuri —. 
vrgl. p. 289. 
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biefer Art wurden nicht ganz frei von ber öffentlichen Gewalt und 
von ben öffentlichen Gerichten. Es blieb vielmehr auch in bdiefen 
Städten, wie bei den Fronhofgerichten ?), ein Rekurs gegen bie von 
dem Stadtrath oder von dem Oberhof erlaffenen Urtheile, in den 
Reichsſtädten ein Rekurs an ben König oder an bas Tönigliche 
Hofgericht oder an das Neihsfammergericht und in ben Lanbftäbten 
ein Rekurs an den Landesherrn oder an das landesherrliche Hof: 
gericht, urjprünglicy jedoch beichränft auf den all des verwei: 
gerten Rechtes. 


So ging denn bei dem in den Städten vermweigerten Rechte 
in den Neichsftäpten der Rekurs an den Deutichen König und 
Kaifer oder an das Kaiferlihe Hofgericht, 3. B. in Goslar), in 
Speter*), in Worms 5), in Regensburg %), in Frankfurt”), in 
Bafel®), in Ulm), in Lübel 10) u. a. m. Und wenn ſich außer 
biefem alle jemand an ein SKaiferliches Hofgericht berufen hatte, 
fo durfte das Stabtgericht feine Bürger abfordern und verfpreden, 
3. B. in Bafel 1), und das Hofgericht mußte ſodann bie Sache 
zurückweiſen und an das zuftändige Gericht hinweiſen. Dieſes Recht 
galt in Epeier 2), in Worms 12), in Frankfurt 4) u. a. m. Als 
daber um das Jahr 1459 in Speier einige Mal von dem Gtabt: 
rath an die Neichögerichte appellirt worden war, legte dieſer Ber: 


2) Meine Geſch. der Fronhöfe, I, 509 fi., IV, 414 fi. 

8) Urk. von 1219 bei Heineccius, p. 219. vrgl. oben $. 471. 

4) Urk. von 1297 bei Lehmann, p. 585. 

5) Urt. von 12397 bei Morig, II, 180 und bei Ludewig, rel. Mpt. II, 
248. 

6) Privilegium von 1280 bei Hund, I, 159—160. 

7) Url. von 1856 bei Wend, Heſſ. Geſch. I, 327. Not. 

8) Urk. von 1857 bei Ochs, II, 198. 

9) Privilegien von 1859, 1897, 1401 u. 1479 in ber Stadt Ulm Orb: 
nungen vom gerichtlichen Proceß, p. 87—100. 

10) Lübiſches Recht, V, tit. 10. 

11) Urk. von 1872 bei Ode, II, 217. 

12) Urk. von 1299 bei Lehmann, p. 624. 

18) Urk. von 1285 u. 1299 bei Morig, II, 177 u. 181. 

14) Stabtredt von 1297 8. 2. Urk. von 1356 u. 1377 bei ®end, I, 327 
u. 828. 
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wahrung bagegen ein. Und der Berufung wurbe fobann feine 
Folge gegeben 15). In Straßburg hatte jeboch auch wegen ver- 
weigerten Rechtes Feine Berufung an bie Reichsgerichte ftatt. Die 
Stabt hatte vielmehr eine Art von privilegium de non appellando, 
welches ich bei feiner anderen Neichsftadt gefunden habe. Es be- 
ftand nämlich dafelbft ein eigenes Staptfammergericht, welches 
zu dem Ende vom Reichskammergericht delegirt worden und baber 
auch das delegirte Faiferlihde Sammergeriht genannt 
worden tft. Und das geheime Collegium der Dreizehner bildete 
dieſes hoͤchſte Reichsgericht für die Stabt, bis jeit der franzöftichen 
Herrihaft der hohe Rath in Kolmar an deſſen Stelle getre- 
ten iſt 19). 

Bet dem in ben Landſtädten verweigerten Nechte ging ber 
Rekurs an ben Landesherrn oder an das landesherrliche Hofgericht, 
3. B. in München 17), in Prag 189), in Brünn 19), in Feldkirch 20), 
in Freiberg u. a. m. Und wer außerbem einen Rekurs an den 
Landesherrn oder an deſſen KHofgericht ergriffen hatte, wurbe ge- 
ftraft, 3. 2. in Freiberg ?!), in Prag 2?) u. a m. Seitdem jebodh 
bie Lanbeshoheit feiter begründet war, ſeitdem nahmen die Hof: 
gerichte auch noch in anderen Tällen Berufungen (ein Geding gen 
Hof) an, 3. B. in München 22), in Freiſing 2%) u. a. m., insbefon- 
bere auh in Wien. Auch in Wien hatte fi nämlich, wie wir 
gejehen, eine Berufung an den Stabtrath gebildet (6.585). Wenn 
jedoch dem Stabtratb die Eache zu ſchwer war, fo durfte er ſich 
bei dem Landesherrn und bet deſſen Räthen Raths erholen, und 
die Sache wurde ſodann von dem Iandesherrlichen Hofgerichte ent: 


15) Lehmann, p. 850. 

16) Heiß, Zunftweſen, p. 5 u. 6. 

17) Freiheitebrief von 1294 bei Bergmann, II, 9. 

18) Rechtébuch $. 56. 

19) Schöffenbud, $. 68. " 

20) Urf. von 1328 bei Wegelin, Reichsvogtei in Schwaben, II, 192. 

21) Stadtrecht, c. 84 bei Echott, III, 264. 

22) Rechtsbuch $. 585. 

23) Stadtrecht, $. 810. Die Berufung an den berzoglidden Hof wird ganz 
allgemein geflattet. | 

24) Ruprecht von Yreifing, II, 102. 

v. Maurer, Stäbteverfaflung III. BU 
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ſchieden 2%). Seit der Handfefte von 1296 war aber daraus fchon 
eine wirkliche Berufung an das Hofgericht in dem Falle geworben, 
wenn ber Stabtrath die an ihn gebrachte Sache nicht binnen einem 
Monat entihieben hatte. Denn biefe Verzögerung wurde als eine 
Nechtsvermweigerung betrachtet 2%). Um jeboch den Mißbrauch biejer 
Berufungen möglihjt zu verhindern, ließ man den Appellant einen 
Eid (ein juramentum calumniae) Iciften, daß die Berufung nicht 
frivol fei, 3.8. in Wien 27), in München 2%), in Freifing 29%) u.a. m. 
Man wendete demnach ben vor dem Reinigungseid, vor ber teuer: 
und Wafferprobe und vor dem gerichtlichen Zweikampf zu Ieiftenden 
Eid auch auf die Berufungen an ($. 567, 576 u. 578). Und 
fämmtliche feit dem 15.20) und 16. Jahrhundert erjchienenen Ge 
richtsordnungen wieberholen biefe Beftimmung für die VBerufungen 
und dehnen ſie auch noch auf die Untergerichte aus, indem fie bie 
Leiſtung bes Eides für Gefährde gleich nach der Kriegäbefeitigung 
anordnen. Eo die Hofgerichtsordnung von 1516 und die Unter: 
gerichtsorbnung von 1534 des Erzſtiftes Mainz, die Gerichtsord⸗ 
nung des Erzitiftes Köln von 1538, die Untergerichtsorbnung dei 
Eraftiftes Trier von 1539, die Reformation des Bairifchen Land: 
rechtes von 1518 und die Gerichtsorbnung von Ober: und Nieder: 
batern von 1520, die Purpfälziiche Untergerichts: und Hofgerichts- 
ordnung von 1582, die kurſächſiſche Hofgerichtsorbnung zu Leipzig 
von 1550 und. zu Wittenberg von 1550, dann die Gerihtsorbnun- 
gen der Städte Worms, Frankfurt, Ulm u. a. m. Seit der An 
wendung des fremden Rechtes und jeit der Errichtung ftänbiger 
mit rechtögelehrten Richtern beſetzter Hofgerichte im 15. Jahr: 
hundert wurden dieſe Berufungen an die landesherrlichen Hofgerichte 
immer häufiger und häufiger, und zuletzt zu einer regelmäßigen 


235) Etabtreht von 1278 bei Yambacher, II, 168. 

26) Handfeſte von 1296 $. 36 bei Senckenberg, vision. p. 298. 

27) Stadtrecht von 1278 bei Lambacher, II, 168. Handfeſte von 12%, 
&. 88. 

28) Stadtrecht, $. 810. 

29) Rupredt von Treifing, II, 102. 

80) Schon bie Gerichtsordnung des Kloſters zu St. Egidien in Nürnberg 
von 1478 bei Wil, Hiftor. dipl, Magazin, II, 304. enthält diefe Ve 


fimmung. 
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Inſtanz. Die Entftehung diefer Berufungsinftanz hängt demnach 
auch der Zeit nach mit dem Untergang der Oberhöfe zufammen 
(S. 589). Wie fehr übrigens diefe Berufungen mit bem fremden 
Recht zufammenhängen beweißt zumaldas Schöffenbudy von Brünn, 
nach welchem es damals jchon zweierlei Arten von Berufungen ge- 
geben hat. Wenn nämlich die Schoͤffen nah Deutſchem Recht 
geurtheilt hatten, jollte ihr Urtheil in den Formen des Deutichen 
Nechtes geicholten und von dem Urtbeilsichelter ein beſſeres Urtheil 
gefunden werben. Hatten fie aber nach dem geichriebenen echt, 
offenbar nad fremdem Recht, geurtheilt, jo jollte jodann, offenbar 
in den Formen bes fremden Rechts, an den Landesherrn (an das 
landesherrliche Hofgericht) appellirt werden 1). Auf diefe Weiſe 
wurden denn feit dem 15. und 16. Sabrhundert alle Tandftäbte 
wieder den Iandesherrlichen Hofgerichten unterworfen, von welchen 
jedoch noch ein Rekurs an bie Reichsgerichte ftatt hatte. Denn 
erſt jeitdem die landesherrlichen Xerritorien durch ein Privilegium 
de non appellando von den Reichögerichten befreit worden waren, 
feitdem ſtanden auch die Landſtädte unter den neu errichteten Ober: 
hof: oder Appellationdgerichten. Und es hatte ſodann fein weiterer 
Nekurs mehr an die Neichsgerichte ftatt. Nur allein die Meiche- 
ftädte blieben nach wie vor tireft unter den Meichögerichten, feit 
dem 16. Jahrhundert alfo unter dem neu errichteten Reichskammer⸗ 
gericht, 3. B. Bremen 22), Lübed 22), Worms’), Ulm ?), Mühl 
haufen ?%), Bafel 37) u. a. m. 


81) Schöffenbud, 8. 68 bei Rößler, p. 87. — dicat sic: Domine judex: 
sententiam a juratis contra me latam arguo oflerens me melio- 
rem ab illo loco a quo de jure teneor illaturum —. Si autem 
fertur de jure scripto, sic dicat: Domine judex, sententiam, 
quam jurati ex jure scripto contra me tulerunt, credo salva eorum 
reverentia ex malo scripturae juris intellectu processisse: unde 
ab ipsa apello petens eam instanter ad principis, a quo jus 
scriptum est editum, andientiam —. 

82) Urk. von 1541 u. 1654 in Assertio lib. Brem. p. 380, 897 u. 886 f- 

83) Lübiſches Stadtrecht von 1680, V, tit. 10. 

84) Rachtung von 1519 $. 28 bei Schannat, II, 337. 

85) Privilegium von 1621 in ber Stadt Ulm Ordnung vom Proceß, 
p. 80. 

86) Prozeß Ordnung von 1730, tit. 85 

87) Heudler, p. 405 u. 416. 
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Bolung 
6. 591. 


Ein eigenes Rechtsmittel, deſſen jeboch nicht oft Erwähnung 
geihieht, ift die Holung, Hollung ober Erholung, welde 
aud) zuweilen eine restauratio juris, revocatio verborum, iteratio 
juris und eine reiteratio juris genammt worden ift. Eie war eine 
Art von restitutio in integrum, um das Verfäumte nachzuholen 
oder zu vecheffern oder einen gemachten Fehler wieder gut zu 
machen, 3. B. in Brünn !), in Prag 2), in Freiberg ®), im Leipzig, 
Zittau u. a. m. 4). Da die Gefchäftsiprache, insbeſondere das bei 
Eidesletjtungen zu beobachtende Verfahren voller Förmlichkeiten 
war ($. 542 u. 575), jo war diefes Rechtsmittel jehr wichtig und 
gewiß auch weiter verbreitet, als man nach dem Suhalte der Stadt: 
rechte glauben ſollte. Das Recht fich dieſes Rechtsmittels bedienen 
zu dürfen mußte jedody bei jeder Verhandlung ausdrücklich von 
dem Vorfprechen feiner Partei vorbehalten werden, 3.8. in Brünn®), 
in Freiberg u. a. m.®). 





1) Schöffenbuch, $. 59. Revocationem verborum quae vulgariter ho- 
lange dieitur. — Dann $. 67, 867, 423, 429, 442 u. 717. bei 
Rößler. u 

2) Stadtrecht, 8. 84 und Rechtsbuch 6. 88. bei Rößler. 

8) Stadtrecht, c. 27 bei Schott, III, 227. Haltaus, p. 950. 

4) Haltaus, p. 895, 949 u. 960. 

5) Schöffenbudy, $. 59 u. 67. 

6) Haltaus, p. 895, 949 u. 950. 





Anhang Nr. III. 


Sormalitäten, weldye bei Bergebung der Aemter der freien Heidhs- 
ſtadt Speier im Mittelalter flattgehabt haben !»). 


Handlung von wegen meines gnedigiten Churfl und Herrn 
als Biſchoven zu Speyer, fo durch Dero Statthalter und Nethe 
vff den zwölfften Epiphaniae Domini, jo man die Nempter in der 
Statt Speyer hinleyhet, zuethuen pflegt. 

Erftlich leütet man ein Glodh in dem Münnſter, dag be: 
deüt die zeit dat man die Gerichts Ambt, die in der Statt Speyer 
findt leyhen folle. 

Darnach fo Ehombt ein Rath zue Speyer, erjcheint vor 
Statthaltern vnd Rethen, die auch bey Ahnen Praelaten Dom 
Herrn, Pfaffen, Nitter und Edlen ſitzen haben, und pflegt ein abe: 
liher Fauth des Stiffts, deme es befohlen wirbt, digen Vor: 
trag zuethun. 

Der Hochwürdigfte Chur-Fürft vnd Herr Philips Chriftoff 
ErtzBiſchoff zu Trier ꝛc. 20. Bifchoff zu Speyer vnd Probſt zue 
Weißenburg ꝛc. mein gnedigſter Herr hat dem Wolehrwürdig vnd 
wohledlen Herrn ........ 1) alhie zuegegen, gewaldt gegeben, 
im nahmen ond von wegen jhrer Churfürftl. Gn., die Recht, fo 
Ihre Churfürftl. Gn. und Dero Stifft alhie zue Speyer haben, zu 
empfahen, und die fürter nach zueverrichten. 


lie) vrgl. oben 5. 484 u. 491. 
1) Hier ift im Driginal eine freie Stelle zum Ausfüllen. ber Namen. Es 


ſcheint daher, daß baffelbe ein Formular iſt, das noch zum wirklichen 
Gebrauch unausgefült war. 


IR Anhang. 


Hierauf wirbt der gewalbt vbergeben, und wann berjelbe ab- 
geleken worben, fo pflegt ein Landtſchreiber, secretarius, oder 
weme es befohlen wirbt, anezuefahen und jagen. 

Es follen vor meinen Gnebigiten Churfl. vnd Herrn gefebt 
werben zwen kupfern Keflel, der eine mehr, ber annder minder, 
vnnd fo daß beicheben, Ipriht Er, diße Keſſel bebeütten die rechte 
Maß Weins vnd Dels. 

Item e8 folle vor meinen gnedigften Herren geſetzt werden ein 
Waag die der Zöller hat, fo in der Statt Speyer von meines gne: 
digften Herrn wegen ben Zoll vfihebt. 

Der Schultheiß ſoll legen einen weißen Stab uff ven 
großen Keſſel. 

Der Vogt oder Fauth einen weißen Stab uff den Fleinen 
Keſſel. 

Der Zöller auch einen weißen Stab vff die Waag. 

Der Müngtmaifter dergleichen. 

Der Cämerer auch einen weißen Stab vff das Tuech vor den 
Herrn. 

Vnd jo daz beichehen, fagt ein Landtſchreiber oder secre- 
tarius, dije ftäb bedeütten das die Ambt ledig fein. Vnd kheret ſich 
zum Rath, vnnd fragt erſtlichs alſo. 

Ihr Herrn von dem Rath, mein gnedigſter Chur Fürſt vnd 
Herr, als Biſchoff zu Speyer, thuett euch fragen, ob Ihr hie ſeyet 
als der Rath von Speyer, vnd von der Stette wegen, alſo das 
Ihr jhme ſollent vnd mögent ſeine Rechte ſprechen, vnd wer hie 
nit ſeye, was ſeines Rechtens darumb ſye? 


Antwortt. 


So ſolle Ihme einer unter ben Herrn von dem Rathe aut⸗ 
worten, einen andern berathe, ob die Herrn wöllent, doch fiehet 
e8 baß, daß fie fich ontereinannder berathendt, und ſoll ſprechen von 
Ihr aller wegen 2). 


— — 


2) Die Urkunde iſt offenbar ein Weisthum. Es wird daher, wie bei an- 
beren gerichtlihen Verhandlungen, die Frage an ben Umfland gerichtet. 
Und Einer von den Umherſtehenden antwortet, nachdem er fid) mit 
deu Umherſtehenden berathen, für Alle. 














Anhang. 9 


Ja Herr wir feind bie von bes Raths und von ber Stette 
wegen vnd follent und mögent Euch eure rechte Tprechen. 

Nota, handt fie auch etwann bamit geantwort, wer nit ba 
werc, daz ber V  Speyrer heller verlohren hete. Ä 


Die annder rag. 


Ihr Heren von dem Rathe, mein Herr thuett eüch fragen, 
wann vnd zu welcher Zeit, feine ambt, die er hat, in Gtatt zu 
leyhen, ledig worden fein, vnd warn, weme-und zu welcher Zeitt 
er fie leyhen ſolle vnd möge? 


Antwortt. 


Sp follen fi die Herren von dem Rath ziehen an ein ennbe, 
vnd zu berathe, vnnd berathen wirerfhommen, vnnd Einer für die 
anndern ſprechen vnd antwort aljo geben. 

Herr füre Ambte, die Ihr handt züleyhen in der Statt zu 
Speyer, warent ledig geftern zu None, vnd follent und mögent jhr 
die heütt zu None leyhen, unfer Bürger einem, wen Ihr wöllent, 
die eich als lieb geredt hant. 


Die dritte Frag. 


Ihr Herrn von dem Rathe, mein Herr thuett euch fragen ob 
Ihr Chur vnd Fürftl. Gn. Ambte, vnd maſſen daß Jahr das zu 
nechſt hinwecks ift, gehaltten fein in rechter vnd gewöhnlicher Huette, 
und in den Nechten, als man fie bisher von alter pflage zu haltten 
vnd zubehuetten ? 


Antwortt. 


So follen bie Herren von dem NRathe aber Sith ziehen, an 
ein ennde zuberatben, vnnd follent für fich heifchen Shren Heym- 
burger, vnd bes Zollers Knecht in ber Huet auch fein geweflen 
dig jahr, die maß, und die waag, vnd ſollent die darumb fragen, 
uff Ihr Ayde, die antwortent jhnen auch ja auf ihr aydt, darnach 
jollen die Herrn zuehandt wider gehen für den Biſchoff und follent 
Iprechen alfo, Herr wir ſprechen Euch das Eure maßen und Ewer 
ambt, diß jahr gehalten, und behaltten feind als es von alters her- 
fommen ift. 





92. Anbang. 


Die viertte Frag. 

Shr Herrn von dem Rath, mein Herr thuelt euch fragen, ob 
ihr kheinen gebreften wifjent, an den obgejchribnen dingen vnd 
puncten? 

Item ob man heine Satung, Statuta oder wanblung an 
den Gerichten und zunfften möge gemachen, wiber feinen willen 
und verhengnus ? 

Item ob man feine Gericht, geyftlichs vnd welttlichs, halte 
und behaltten habe, als man fie von Recht, und von alter billih 


halten folle? 


Item ob man Ihrer Churfürft. Gn. Ampt: ond Dienft- 
leuth Dero Stiffts?) an kheinen Dingen und Freyheitten vber 
Hecht dringe oder gebrenget habe? 

Item ob man Seine Gericht und Ambt mit Theiner Sabung 
geſchwecht, oder gewandelt habe, in dem Rath oder in den Zünfl: 
ten, vnd an welchem ſtücks, heimblicy oder offentlich ? 

Item was jetnes Rechten fey, vnd was er rechts habe, an der 
Müntz zu Speyer vnd an den Haußgenoffen, vnd ob mann 
jhme das Halte? 

Item vmb fein Freuel vnd Schlahegeldt, ob man ihme 
das halte, als ed von alter herkhommen ift, vnd ob es ietzt an- 
derjt gemacht und verenndert jeye? 

Item ob man feinem Ambtmann den Schultheißen halte, 
alle feine Necht, als fie von alters herfommen find, und fonderlid 
wer .ein Bronnentregel oder ein Megler werben will, bas 
der Bürger von jhme werben folle, und fein Handtwercks von Ihme 
empfahen? 

Item wer fein Freyheit und Recht breche, und Ihme das nit 
ftetS hielte, was Ihme ber darumb ſchuldig feye, vnd was feine? 
rechten barıımb feye? 

Item ob-Er fein Gericht vnd ambt möge beftellen, nad nutz 
armer vnd Reichen ? ’ 


Antwortt. 
Ka Herr, wir haben Vnnßerm Herrn zu Speyer gefproden 
feine Recht, die Er dann in der Statt Speyer hat. 


8) Die Minifterinlen werben befanntlih auch Amtleute genannt. 











Anhang 7193 


Die fünffte Frag. 
Ihr Heren von dem Rath, mein Herr thuet Euch fragen, 
welche Ambt Er vor vnd welche er nach leyhen folle? 


Antwortt. 

So follent die Herren von bem Rath aber zufammen gehen 
an ein ennde vnd follen mit berath herwiber khommen, und fprechen 
alfo: Herr Wir fpreden Euch, daß Ihr von erſt leyhen follent das 
Schultheißen Ambt mit dem großen Kefiel und Stab. Dar-- 
nah das Fauthambt mit dem Heinen Kefjel und Stab. Dar: 
nach das Müngmeifterambt mit eim Stab fonnderlih. Dar: 
nach das Zöllerambt mit ber Waag und dem ftab. Darnadı 
dag Cämerer-Ambt mit dem Stab. 

Nachdem fo hebt zuehandt der Biſchof yf ben Stab, ber yf 
den großen Keſſel ligt, vnd veichet ihne dann dem bar, der Schult: 
heiß werben ſoll, vnd fpricht alfo, jch leyhe dir das Schultheißen 
Ambt, als Ach von recht jolle. Iſt dann derjelbe Schultheiß das 
fordern jahr auch Schultheiß gewejen, jo befilhet ihme der Bifchoff 
yff den aydt, den Er Ihme des fordern Jahrs gethban hat, daß 
Er dem Ambt genueg thue vnd halt, daß Er des fordern jahres zue 
dem Ambt geſchworen hat. iſt aber ein newer Schultheiß ſo ſchweerrt 
Er alſo. 


Des Schultheißen Aydt. 


Daß ib meinem Herrn zue Speyer getrew und holdt ſeye, 
vnnd daß ich recht richte, ohne mueth vnnd muethwon 9) den ar- 
men, alß den Reichen, nach der Bürger vrtheil vnd alß mid 
der Rath weiſet vngefehrlich, alß bitte ich mir Gott helffen vnd die 
Heyligen vnd ſchweeret gen den Himmel an andere Heyligen, alſo 
thuen auch die anndern Ambtleuth. 


Deß Fauths Aydt. 
Daß ich meinem Herrn zue Speyer getrew vnd holdt ſey vnd 
daz ich recht richte, ohne mueth vnd muelhwan 5), den armen, alß 


4) Die zwei anderen Aspt. „on myet vnnd myelwann” —. 
5) Die 2 anberen Mpt. „one myet vnnd myelwan! — 


